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I, Abſchnitt. 
Stadtverfaſſung. Städtiſche Beamte und Arbeiter. 


A. Verfaſſung. 


1. Ortsſtatut betreffend die Verlegung der Friſten des $ > Abſ. 1, 2 
und 4 der Städteordnungsgns „ 


2 Geſchäftsordnung für die Stadtwerordneten⸗Berſammlung von Breslau 


3. Grundſätze über die Mitwirkung des Magiſtrats und der Stadtver⸗ 


10 23% a ordneten⸗Verſammlung beim Abſchluß von Verträgen. 


X 


Vereinbarung mit der Stadtverordneten⸗Verſammlung über die Ver⸗ 
gebung von Arbeiten und Lieferungen bei der Bauverwaltung. A 
5, Regulativ über die Dauer der Amtszeit der Mitglieder der bleibenden 
Verwaltungs⸗Deput ationen 
Ortsſtatut über die Beſtellung von Hilfsarbeitern des Magiſtratstollegiums 
und leitenden Beamten einzelner ſtädtiſcher Verwaltungen zu Mitgliedern 
der ſtädtiſchen Verwaltungs⸗Deputationen . 


Städtiſche Beamte. 


L ae die Anſtellung der ſtädtiſchen Beamten 
2 Ortsſtatut Aber die Unfallfürſorge für die ſtädtiſchen Beamten 
3 Gemeinzebeſchluß über die Fortzahlung des Gehalts in Kranfheits- 
fällen auf die Dauer von mindeſtens 26 Wochen 
d a. Ortsſtatut betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der 
ſtädtiſchen Beamten und Lehrer in Breslaaa Tn 


b. Gemeindebeſchluß vom 11. Juli 1892 betreffend Auflöſung der fal 
Reglement vom 13. Mai 1887 errichteten Breslauer ſtädtiſchen Witwen- 


und Waiſenkaſ e E ji * sia 
C. Städtiſche Arbeiter. / 
1. Gemeindebeſchluß betreffend die Unterſtützung erwerbsunfähig werdender 
Arbeiter der Stadt Breslau und ihrer Hinterbliebenen 


2. Grundſätze für die rechtliche Behandlung der ſtädtiſchen Arbeiter 
*. 
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II. Abſchnitt. 
Finanzweſen. 


A. Etats⸗ und Rechnungsweſen. 


Grundſätze für den Subſtanzgelderſtock der Kämmerei 
Grundſätze für den Beſtandsgelderſtock der Kämmerei. 

Grundſätze für den Betriebsſtock der Kämmerei. 

Grundſätze für die Verwaltung des Intereſſenſtocks der Stadthaupttaſſe e 
Regulativ, enthaltend die Beſtimmungen über die Behandlung der außer— 
halb der genehmigten Etats zu leiſtenden Ausgaben 
6. Beſtimmungen über das Verfahren bei Prüfung der Jahresrechnungen 
der ſtädtiſchen Verwaltung in Breslau . . 


N e ee 


waltungs⸗Rechnungen durch die Stadtverordneten⸗-Verſammlung zu Breslau 


i B. Gemeindeſteuern. 

k h- Gemeinde⸗Einkommenſteuerordnung für die Stadt Breslau 

Grundſteuerordnung . a 

3. Umſatz⸗ und e ` 

4. Luſtbarkeitsſteuerordnung. e e 

5 F Er 2 Ba E 
Übergangs- und vorläufige Kubfüsrungäbeffiimmnngen zu der am 1. April 
1909 in Kraft tretenden neuen Bierſteuerord nung. 

7. Ausführungsbeſtimmungen zur Bierſteuerord nung. 

een 8 
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III. Abſchnitt. 
Bauverwaltung. Kanaliſation. Feuerſicherheit. 


8 A. Bauverwaltung. 
I Ortsſtatut betreffend die Anlegung und 5 von Straßen und 
Pläß enn. 
27 Ortsſtatut betreffend die ebene) von "Beiträgen zu den Kosten ı bon 
Steapenverbreiterungen er: ne ee ut ls 
3. Gemeindebeſchluß betreffend die Beteiligung der Sid tg emed; bei An 
v legung und Unterhaltung bre Bürgerſteige in Bres lan E 
B. rte 
L Regulativ über die Abgrenzung der Befugniſſe der Königlichen und der 
ſtädtiſchen Ortspolizeiverwaltung in der Stadt Bres lan r. 
2. Baupolizeiver ordnung RER 5 
3. Baupolizei⸗Gebühren⸗Ordnung für die Stadt Breslau RR N 
4. Verfügung über die Behandlung von Anzeigen polizeiwidriger Zuſtände, 
über die Prüfung alter Gebäude und über die Gewährung von Ausnahmen 


7. Inſtruktion für die Prüfung und Decima. be ſtädtiſchen Ber- 


— E 


5. Bekanntmachung betreffend die Einhaltung der Fluchtlinien bei Neubauten 
6. Bekanntmachung über das Bereithalten der Bauvorlagen auf den Bauſtellen 
7. Anmweiſung betreffend die Anträge auf deichpolizeiliche Genehmigung von 
baulichen Anlagen im Überſchwemmungsgebiet der der Oderſtrombau⸗ 
verwaltung unterſtellten Strecken der Oder und ihrer Nebenflüſſe . 
8. Polizeiverordnung betreffend die Abwendung von Feuersgefahr bei der Er⸗ 
richtung von Gebäuden und der Lagerung von Materialien in der Nähe 
der dem Geſetze über die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 


1838 unterſtehenden Eiſenbahntnk nn 
9. Polizeiverordnung über das zur Aufhöhung von Straßenland zu ver⸗ 
Wendende de ed ai elta e ee bene re 
10. Auszug aus der Bauordnung vom Jahre 16D 
11. Auszug aus dem Reglement über die Säuberung der Straßen in der 
Stadt Breslau vom 26. Mai 171424Dp§ ... 
12. Bekanntmachung betreffend das vorzeitige Beziehen von Sp naar. in 
Reubauteniviat. se FF I Ans sh 


C. Kanaliſation. Straßenreinigung. 

4 Ortsſtatut betreffend die Herſtellung und den Betrieb von Grundſtücks⸗ 
MA e ee E STOTE = 

2, Polizeiverordnung betreſſend die Be- und 8 der 


2 r . EEE A 

> Ordnung betreffend bie Erhebung einer Ranalgebühr . - - * 

A aus der a a betreffend den Straßenverkehr in der 
Stadt Breslau VV Aa 


D. Feuerſozietät. Feuerlöſchweſen. 
L Grundfäge für die Verwaltung der ſtädtiſchen Feuerſozietät in Breslau 
2 Polizeiverordnung über das Feuerlöſchweſen der Stadt Breslau 
3. Verhaltungsmaßnahmen bei Feuersgefahr und Unfällen 
4. Preisverzeichnis der Feuerwehr für Verleihen von Geräten der Feuer⸗ 
wehr und Herſtellung von Melde- oder Fernſprechanlagen ſowie Blitz 


T 3 Suy 
5. Lohnſätze für Arbeiten, welche die 5 in dienſt⸗ oder 
arbeitsfreier Zeit gus führend eier ee 


IV. Abſchnitt. 
Städtiſche Betriebswerke. fh 


(Gas-, Waſſer⸗, Elettrizitätswerte.) 

1. Verwaltungsordnung für die Verwaltung der Gas⸗, Waſſer⸗ und Elek⸗ 

trizitätswerke und der Straßenbeleuchtunnnnn ak? 

2. Bedingungen für die Anlage und Benutzung von Gasleitungen im An⸗ 
ſchluß an das Rohrnetz der Gaswerrtrktre . 
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3. Beſtimmungen über Anlage von Privat⸗Gasleitungen und ihre Prüfung 
durch die ſtädtiſchen Gaswerke. . 

4. Bedingungen für die yosh von Gas en Münzgasmeſſer (Gas- 
automaten) 

5. Bedingungen für die Teth: von Sas-Steigeltungen mit it Butitunge 
gegen Ratenzahlungen. . ; EEA 

Gaspreiſe. 

Vorſchriften für die alan R E z R A E 

8. Tarif für die Berechnung der often der für Rechnung der * 

Eigentümer herzuſtellenden Zweigwaſſerleitungen. ` $ 

9. Bedingungen für die Lieferung von elektriſchem Strom. 
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V. Abſchnitt. 
Fürſorge für Haudel, Gewerbe und Verkehr. 


A. Handel und Gewerbe. Arbeitsnachweis. Leihamt. 


„Ortsſtatut für die Stadt Breslau betreffend die Sonntagsruhe im 

Handelsgewerbe. s 

2. Ortsſtatut über die Erlaubnis zum Betriebe Be Gaſtwirtſchaft Be zum 
Ausſchänken von Wein, Bier oder anderen nicht unter die Gattung von 
Branntwein oder Spiritus fallenden geiſtigen Getränken 

3. Statut für den ſtädtiſchen Arbeitsnachweis zu Breslau. 

4. Reglement für das ſtädtiſche Leihamt in Breslau . 


B. Schlacht⸗ und Viehhof. 
- Gemeindebeſchluß betreffend die Einführung des n ges in Breslau 
2. Schlachthofsordnung 8 
3. Polizeiverordnung betr. die . des ſtädtiſchen Schlachthofes s 
4. Gebührentarif des ſtädtiſchen Schlacht- und Viehhofes 5 
5. Anweiſung für die Unterſuchung des Schlachtviehs auf dem ſtädtiſ hn 
Schlachthofe und des in den Gemeindebezirk der Stadt Breslau ein— 
geführten friſchen Fleiſches . 5 
6. Anweiſung für die Unterſuchung des Fleisches von Schellen Wild⸗ 
ſchweinen und Hunden auf Trichinen und Finnen auf dem Schlachthofe 
zu Breslau. 5 
. Polizeiverordnung für ben Stadttreis lan betreffend bie Trichinene 
fhau für Hunde. „ 
8. Freibankordnung 
9. Viehmarktsordnung 


en 


10. Polizeiverordnung zur en des "Handels mit Schlachtvieh ſowie 


des Verkehrs auf dem ſtädtiſchen Schlachtviehmarkt 

11. Ordnung für die Nutzvieh⸗ und Pferdemärkte. 

12. Polizeiverordnung betreffend die ER von Rap 295 Binde 
märkten in Breslau. n SF s 
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13. Preisfeſtſtellungsordnung für den ſtädtiſchen Viehhof zu Breslau . . . 
Beſtimmungen über das Schlachten und die Ermittelung des Saage 
gewichts bei den einzelnen Schlachttiergattungen. 2 


C. Wochenmarkt. Markthallen. Wollmarkt. 


Polizeiverordnung zur Regelung des Marktverkehrs in Breslau 
‚> Poligeiverorbnung betr. die Regelung des Verkehrs der die ſtädtiſchen 

Markthallen und den Großmarkt auf dem Ringe und auf dem Blücherplatz 
Affen f Re een D 
Bedingungen für die Bergebing ber Verkaufsſtände, Keller- und Kühl⸗ 
räume in den ſtädtiſchen Markthallen zu Breslau . a 
4. Tarif für das Marktſtandsgeld auf öffentlihen Straßen 118 Plätzen 
5. Hausordnung für die Wollmärkte der Stadt BreslaNQ uu 
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b. Stadthafen. 
I: Beirichaorbunng und Tarife der ſtädtiſchen Hafenverwaltung. 
Tarif für die Benutzung der ſtädtiſchen Hafenanlagen zu Breslau. 
2. Bedingungen für die Beleihung der bei der ſtädtiſchen Hafenverwaltung 
Senn den erf. O E a 
Ausführungsbeſtimmungen zu den Bitig für die Beleihung Ser bei 
der ſtädtiſchen Hafenverwaltung eingelagerten Waren. 3 2 


E. Straßenbahnen. 


1. Vermögensüberlaſſungsvertrag zwiſchen der Breslauer Straßen⸗Eiſenbahn⸗ 

Geſellſchaft und der Stadtgemeinde Bres lan 

Vertrag zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau und dem 1 Beplan 

über den Bau und Betrieb einer elektriſchen Straßenbahn in Breslau. 

Erſter Nachtragsvertrag zum Vertrage vom 11. April 1891 (über den 

Bau und Betrieb einer elektriſchen Straßenbahn) betreffend den Bau 

der neuen Linien e ee, ee und Brüderſtraße — 

Motten N N ee 

4. Zweiter A gerte zum einge vom 11. April 1891 (über 
Bau und Betrieb einer elektriſchen Straßenbahn) betreffend die Mit⸗ 
benutzung der Gleiſe und Stromzuführungsanlagen für die ſtädtiſche 
Straßenbahnlinie Brüderſtraße-—Ritterplatz . 

5. Vertrag zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau und der Aktiengeſellſchaft 
„Elektriſche Straßenbahn Breslau“ zu Gräbſchen über Kreuzungen in 
der neuen Graupenſtraße und in der Tauentzienſtraße 

6. Vertrag zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau und der Aktiengeſelſchaft 

„Elektriſche Straßenbahn Breslau“ zu Gräbſchen über die Verlegung 

der Linie Gräbſchen — Scheitni gg 

Vertrag zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau und der Attiengeſellſchaft 

„Elektriſche Straßenbahn Breslau“ in Gräbſchen über die Einführung 
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Vertrag zwiſchen der Stadtgemeinde und der Breslau — Trebnig— Praus- 
nitzer Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaf mhh. 
Vertrag zwiſchen der Breslau — Trebnitz —Prausnitzer Kleinbahn⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft, der Breslauer Straßeneiſenbahngeſellſchaft und der Stadt- 
gemeinde Breslau über die Mitbenutzung der Kleinbahngleiſe . 

Polizeiverordnung betreffend die Straßenbahnen im Stadt- und Qand- 
Freie rain ee e 


F. Gewerbe- und Kaufmannsgericht. 


Ortsſtatut für das Gewerbegericht der Stadt Breslau . BROS 
Ortsſtatut betreffend das Kaufmannsgericht zu Breslau. . . . . 


* Stidtiſche Bank. 

Sasung! für die Städtische Bank zu Breslau. 

Bedingungen für den Lombardverkehr der Städtiſchen Bank 
Bedingungen für den Rechnungsbücher⸗Verkehr bei der Städtiſchen Bant : 
Bedingungen für den Schedverfehr mit der Städtiſchen Bank. 
Bedingungen für die Niederlegung von Wertpapieren behufs Aufbewahrung 
und Verwaltung bei der Städtiſchen Bank. À 

Bedingungen für die Benutzung der Schrankfächer in D Shia 


der Städtiſchen Bank. 3 390 
Bedingungen für die Beaba erköforiener Wertpatete an Dal 
in den Stahlkammern der Städtiſchen Bank. 393 
VII. Abſchuitt. 
Städtiſche Sparkaſſe. 
Satzung der ſtädtiſchen Sparkaſſe s 395 
Satzung für die Altersſparkaſſe der ſtädtiſchen Spartaſſe z 404 
Statut für den von der ſtädtiſchen Sparkaſſe zu Breslau N 
e aT ne ee ee, 3 407 
Beſtimmungen, betreffend die Ausgabe von Ed n Spota 
bei der Stapntiineit-Spartalle van e a i a a 8 408 
Bedingungen für das Lombardgeſchäft der ſtädtiſchen Sparkaſſe. 409 


Beſtimmungen über den Erwerb von Wechſeln durch die ſtädtiſche Sparlaſſe 
Bedingungen für die Aufbewahrung von Sparkaſſenbüchern bei der 
Rädtiſchen Sparkaſſfſ e 8 
Bedingungen für die ien der Steuern durch die ſtädtiſche 
Spree er EHEN) ee ee 


VIII. Abſchnitt. 
Schule und Kirche. Bildungsweſen und Kunſtpflege. 


Grundſätze für die Bewilligung von Freiſchule an den höheren und 
3415 


mittleren Schulen der Stadt BreslaW uu 


412 


413 


414 
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2. Grundſätze für die Anſtellung von Lehrerinnen an den ſtädtiſchen 
8 e . r ARN 417 
3. Statut über die Ordnung des Fortbildungs⸗ und Fachſchulweſens in Breslau 417 
4. Ortsſtatut betreffend die gewerbliche Fortbildungsſchule in Breslau . . 419 
5. Schulordnung der Fortbildungsſchulen ee ©} 
6. Schulordnung der Handwerker- und Kunſtgewerbeſchule. 422 
7. Statut der Sophie Werner⸗Stiftunn gg 424 

8. Beſtimmungen über Zweck, Verwaltung und Bengang des ſtädtiſchen 
Schmusen ¶f)ß̃ ß 425 
9. Reglement für das 5 Stadt⸗Konſiſtorium 9 Breslau. . 427 

10. a. Auszug aus der Verwaltungsordnung für das Schleſiſche Muſeum für 
Winftge werbe und Altertümer!!! een 434 

b. Vertrag zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau mnb dem Verein für 

das Muſeum ſchleſiſcher Altertümer, betreffend die Überweiſung der 
Sammlungen des Vereins an die Stadtgemeinde 437 

c. Vertrag zwiſchen der Kgl. Univerſität und der Stadtgemeinde Breslau 
über die der Univerſität gehörigen Kunſtſammlu ngen 439 

11. Vertrag zwiſchen dem Provinzialverbande von Schleſien und der Stadt⸗ 

gemeinde Breslau über die Verwahrung von Kunſtſammlungen im 
Muſeum der bildenden Künſte . e 
12. Vertrag über die Vermietung des Breslauer Stadttheaters : 444 
J. Nachtragsvertrag r 450 

IX. Abſchnitt. 
Armen⸗, Kranken- und Geſundheitspflege. 
A. Armen⸗ und Krankenpflege. 

J. Ortsſtatut, betreffend die Einteilung der Stadt Breslau in Ortsbezirke 
und die Verwaltung dieſer Bezirke. ee ER AT 

2. Vorläufige Geſchäftsanleitung für das Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamt 
In M ) EN a Tee 27 E 
3. Regulativ für die Se de ane e der Stadt Breslau 466 
J. Nachtrag zum Regulative für die Gemeindearmenpflege - 477 
II. Nachtrag zum Regulative für die Gemeindearmen pflege 480 
III. Nachtrag zum Regulative für die Gemeindearmen pflege 481 

IV. Nachtrag zum Regulative für die Gemeindearmenpflege und ſeinen 
Noche 8 482 
V. Nachtrag zum Regulative für die eg . EEE 483 
4. Regulativ über die Organiſation der Waiſenräte in Breslau 484 

II. Nachtrag zum Regulative über die Organiſation der Waiſenräte in 
Breslau dom 10. Stöber 89 ....G . 485 

5. Ortsſtatut über die Bevormundung öffentlich unterſtützter Minderjähriger 
durch Beamte der Armenverwaltung (Generalvormundſchaft) » - . 486 
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6. Reglement über die Armenfürſorge für anſtaltspflegebedürftige Geiſtes⸗ 
kranke, Idioten, Epileptiſche, Blinde und 8 im Bezirk des 
Landarmenverbandes der Stadt Breslau. . . - 488 
7. Verfügung des Magiſtrats über die Ausstellung von Atteſten, Be⸗ 
glaubigungen uſw. durch die Bezirksvorſteher .. „490 
8. Tarif über Kur⸗ und Verpflegungskoſten in den ſtädtiſchen Krankenhäusern 491 
9. Beſtimmungen über die Sicherſtellung der Verpflegungskoſten bei Auf⸗ 
nahme von Privatkranken in die ſtädtiſchen Krankenhäuſer. 495 
10. Beſtimmungen über die Erſtattung der Verpflegungskoſten für die nicht 
im Wege der öffentlichen Armenfürſorge in das Säuglingsheim der Stadt 
Breslau aufzunehmenden Säuglinge (ſogenannte Selbſtzahler) . 496 
11. Beſtimmungen über die Ausbildung junger Mädchen und Frauen als 
Kinder- und Säuglingspflegerinnen im ſtädtiſchen Säuglingsheime 496 
12. Polizeiverordnung betreffend Desinfektion bei anſteckenden Krankheiten . 499 
13. Maßnahmen während einer übertragbaren Krankheit . $ 500 
14. Gebührenordnung für die Benutzung der ſtädtiſchen Desinſektionsanſtalt 
zu Breslau FCC 904 
As B. Krankenverſicherung. 
1. Ortsſtatut betreffend die Kranfenverficherung . 505 
2. a. Ortsſtatut über die Krankenverſicherung der Han e be 508 
A b. Erläuterung zu vorſtehendem Ortsſtatute . 512 
3. Bedingungen für die von der Stadt Breslau ae Verſicherung 
der Dienſtherrſchaften in Krankheitsfällen ihrer männlichen und weib- 
lichen Dienſtboten -518 
C. Friedhöfe. 
1. Friedhofsordnung für die ſtädtiſchen Friedhöfe in Gräbſchen und an der 
Oswitzer Chauſſee Er essen 
2. Belegungsplan. * 518 
3. Allgemeine Mitteilungen betr. Grabpflege 2 A 019 
4. Winke über die Herſtellung, Bepflanzung und Pflege ibe Grabhügel. 520 
5. Vergütungsſätze für die gärtueriſche Grabherſtellung und Grabpflege. 522 
6. Kirchliche Gebührenordnungen iz. 524 
7. Grabdenkmalsordnung. Beſtimmungen über Denkmäler, Einfoffungen 38 
Umfriedungen auf Gräbern der ſtädtiſchen Friedhöfe 525 
Ausführungsbeſtimmungen zur Grabdenkmalsordnung 527 
Maße für die Umwährungen und . bei den Grabſtätten 
auf den ſtädtiſchen Friedhöfen. 528 
8. Tarif zur Erhebung von Gebühren bei Errichtung. von Grabdenkmälern 
auf dem Friedhofe des Krankenhoſpitals zu Allerheiligen. 528 
9. Vergütungsſätze für un in den lies der ſtädtiſ ben 
Friedhöfe. 47 529 
Nachtrag 530 
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10. Bedingungen für die Aufnahme von Leichen in die der Stadtgemeinde 
Breslau gehörige Gruft auf dem alten Friedhofe in Gräbſchen .. 530 

11. Bedingungen für die Benutzung des Urnenhains auf dem E BAIE 
ee 8 530 
Ausführungsbeſtimmu ngen E 


D. Chemiſches Unterſuchungsamt. 
Gebührenverzeichnis des chemiſchen Unterſuchungsamtes der Stadt Breslau . 534 


X. Abſchnitt. 
Heeresweſen. 


1. Regulativ betreffend die Quartierleiſtung der Stadt Breslau für die 
bewaffnete Macht während des Friedenszuftandes . . > 

2. Regulativ über die Verteilung der Einquartierungslaſt in pea Stadt 
Breslau während der Dauer der Mobilmachung der Armee rejp. der 
Gültigkeit des Geſetzes wegen der Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1873 540 

3. Regulativ über die Geſtellung des nen für die bewaffnete nn 
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in der Stadtgemeinde Breslau SEHE. „ 
Nachträge. 

1. Bekanntmachung betreffend den Nachweis der Durchbiegung eiſerner RR 
konſtruktionen in den ſtatiſchen Berechnungen 544 
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J. Abſchnitt. 


Stadtverfaſſung. Städtiſche Beamte und Arbeiter. 


A. Verfaſſung. 


1. Grtsſtatut betreffend die Verlegung der Friften des § 20 
Abſatz 1, 2 und 4 der Städteordnung 


vom 3. Dezember 1906. 


Auf Grund des § 21 Abſatz 4 (in Verbindung mit $ 11) der Städte⸗ 
ordnung wird für die Stadtgemeinde Breslau folgendes Ortsſtatut beſchloſſen: 

Die in den Paragraphen 19 und 20 der Städteordnung beſtimmten 
Termine, betreffend die Berichtigung (Aufſtellung) der Liſte der ſtimmfähigen 
Bürger, die Liſtenauslegung und Beſchlußfaſſung über die Einwendungen 
gegen die Richtigkeit der Liſte, werden, wie folgt, abgeändert: 

1. Die Berichtigung (Aufſtellung) der Liſte der ſtimmfähigen Bürger muß 
am 15. Auguſt beendet ſein. : 

2. Vom 15. bis 30. Auguft wird die Lifte in einem oder mehreren zu 
öffentlicher Kenntnis gebrachten Lokalen in der Stadtgemeinde offen 
gelegt. 

3. Die Stadtverordneten⸗-Verſammlung hat über die beim Magiſtrat 
gegen die Richtigkeit der Liſte erhobenen Einwendungen bis zum 
15. September zu beſchließen. 

O. I. 2012. 06. Gem. Bl. 1907. S. 72. 


2. Geſchäfts-Ordnung für die Stadtverordneten-Verfammlung 
von Breslau. 


J. Von dem Vorſtande und den Beamten der Stadtverordneten-Verſammlung. 


§ 1. Der Vorſtand der Stadtverordneten-Verſammlung beſteht aus 
dem Vorſteher, dem Stellvertreter desſelben, zwei Beiſitzern und je einem 
Stellvertreter jedes Beiſitzers. Der Vorſtand wird auf Jahresfriſt in der 
erſten Plenarſitzung jedes Jahres in dem durch die § 38 und 39 vor- 
geſchriebenen Verfahren gewählt. 
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Die Wahl des Vorſtehers leitet das den Jahren nach älteſte Mitglied 
der Verſammlung; die der übrigen Vorſtandsmitglieder der neugewählte Vor⸗ 
ſteher. Die Mitglieder des Vorſtandes ſind nach Ablauf ihrer Wahlzeit wieder 
wählbar. Sie bekleiden ihre Amter bis zum Amtsantritt ihrer Nachfolger. 

§ 2. Scheidet der Vorſteher oder Stellvertreter vor Ablauf der Wahl⸗ 
periode aus, ſo wird für die noch übrige Zeit ein Nachfolger gewählt. Ebenſo 
muß für jeden im Laufe der Wahlperiode ausſcheidenden Beiſitzer eine Er— 
ſatzwahl erfolgen. : 

Bei gleichzeitiger Behinderung des Vorſtehers und des Stellvertreters 
wählt die Verſammlung unter Leitung eines der Beiſitzer einen Vorſitzenden 
für die Dauer der Behinderung. 

§ 3. Der Vorſteher beruft zu den Sitzungen und beſtimmt die Tages- 
ordnung. 

Er iſt berechtigt, durch vorläufige Verfügung die Vervollſtändigung der 
Vorlagen zu veranlaſſen und ohne vorgängige Mitteilung an die Ber- 
ſammlung den zur Förderung des Geſchäftsganges nötigen Schriftwechſel mit 
dem Magiſtrat zu führen. 

Selbſtändige, d. h. nicht als bloße Verbeſſerungsvorſchläge zu einer 
Magiſtratsvorlage von einem Mitgliede eingebrachte Anträge oder Inter— 
pellationen an den Magiſtrat können nur dann auf die Tages-Ordnung geſetzt 
werden, wenn ſie von mindeſtens fünf Mitgliedern unterzeichnet ſind. Iſt 
dieſe Form nicht beobachtet, ſo ſind ſolche Anträge, wie überhaupt alle ſonſtigen 
an die Verſammlung gerichteten Zuſchriften, Anträge oder Beſchwerden der 
Verſammlung zur Kenntnisnahme bezw. Beſchlußfaſſung rückſichtlich ihrer 
weiteren formellen Behandlung zu unterbreiten. 

Anonyme oder ihrer Form wegen zur Mitteilung nicht geeignete Zu— 
ſchriften können von dem Vorſteher zu den Akten geſchrieben werden. 


§ 4. In jeder Plenarſitzung treten zur Unterſtützung des Vorſitzenden 
in der Handhabung der Sitzungsgeſchäfte noch die beiden Beiſitzer in Tätigkeit. 

Für jeden nicht anweſenden Beiſitzer tritt deſſen Stellvertreter ein. Iſt 
weder der Beiſitzer noch deſſen Stellvertreter anweſend, ſo beſtimmt der Vor— 
ſitzende auf die Dauer der Abweſenheit ein Mitglied der Verſammlung als 
Beiſitzer für die betreffende Sitzung. 

§ 5. Die Geſchäfte des Schriftführers werden von dem Büro-Vorſteher 
oder einem anderen hierzu geeigneten Beamten des Stadtverordneten-Büros 
verſehen, welcher für dieſes Amt beſonders vereidigt wird. (§ 38 St.⸗O.) 
In Behinderungsfällen kann ein von dem Vorſitzenden zu ernennendes 
Mitglied der Verſammlung das Protokoll führen. 

§ 6. In den Sitzungs⸗Protokollen find die Stadtverordneten, welche in 
der Sitzung erſchienen ſind, und auch diejenigen, welche gefehlt haben, ebenſo 
die erſchienenen Magiſtratsvertreter namentlich aufzuführen. 

Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden und wenigſtens drei Mit- 
gliedern der Verſammlung unterzeichnet. Für die auf Grund des Protokolls 
auszufertigenden Beſchlüſſe genügt die Unterzeichnung des Vorſitzenden und 
eines Mitgliedes des Vorſtandes. 

Wahl⸗Protokolle ſind von dem Vorſitzenden und denjenigen Mitgliedern 
zu vollziehen, welche als Stimmſammler und Wahlaufſeher fungiert haben. 

§ 7. Das Beamten- und Dienſtperſonal des Stadtverordneten-Büros 
ſteht unter der Aufſicht und Leitung des Vorſtehers. 
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Über die Ausgaben zur Beſtreitung aller Amtsbedürfniſſe der Ber- 
ſammlung innerhalb des etatsmäßigen Voranſchlags beſchließt der Vorſtand. 

Ein von dem Vorſteher hierzu beſtelltes Mitglied des Vorſtandes beſorgt 
die Kaſſen⸗ und Rechnungsführung, welche von der Verſammlung alljährlich 
geprüft und dechargiert wird. 


II. Von den Ausſchüſſen. 


§ 8. Es werden folgende ſtändige Ausſchüſſe gebildet: 

I. Ausſchuß: für Wahl⸗ und Verfaſſungs⸗Angelegenheiten. 

II. Ausſchuß: für Finanz⸗, Steuer⸗, Handels-, Gewerbe- und Verkehrs⸗ 
Angelegenheiten. 

III. Ausſchuß: für Schul-, Unterrichts⸗ und Bildungs⸗Angelegenheiten. 

IV. Ausſchuß: für das ſtädtiſche und ländliche Grundeigentum der Stadt, 
für Servis- und Einquartierungs-⸗Angelegenheiten. 

V. Ausſchuß: für das geſamte Bauweſen, die ſtädtiſchen Feuer⸗ 
Aſſekuranz⸗, Sicherungs-, Straßenbeleuchtungs⸗, Waſſerverſorgungs⸗ 
und Kanaliſations⸗Angelegenheiten. 

VI. Ausſchuß: für öffentliche Geſundheits⸗, Armen- und Krankenpflege-, 
Friedhofs-, Kirchen-, Hoſpital⸗, Wohltätigkeits⸗ und Strafanſtalts⸗ 
weſen. 

VII. Ausſchuß: für die Rechnungs⸗Reviſions⸗ Angelegenheiten. 

VIII. Ausſchuß: für die Feſtſtellung des Stadthaushalts⸗Etats (Budget⸗ 
ausſchuß) und für diejenigen für den Stadthaushalt irgend erheblichen 
Angelegenheiten, welche im Laufe des Geſchäftsjahres auch nach er⸗ 
folgter Feſtſtellung des Etats ihm überwieſen werden. 

Außerdem kann die Verſammlung für einzelne Angelegenheiten die 
Bildung beſonderer Ausſchüſſe beſchließen. 

§ 9. Die ſtändigen Ausſchüſſe beſtehen in der Regel aus je 15 Mit- 
gliedern. 

Die Funktion der beſonderen Ausſchüſſe für einzelne Angelegenheiten 
erliſcht mit der Erledigung des ihnen erteilten Auftrages. 

Die Amtsdauer der ſtändigen Ausſchüſſe I bis VII iſt eine zweijährige, 
und zwar erfolgt die regelmäßige Neuwahl des I. Ausſchuſſes im Januar des 
zweiten, die der Ausſchüſſe II bis VII im Januar des erſten Geſchäfts⸗ 
jahres nach jeder neuen Stadtverordneten-Wahl. 

Die Wahl des VIII. Ausſchuſſes erfolgt alljährlich vor Beginn der 
Etatsberatungen. 

8 10. Der Ausſchuß I wird von dem Plenum der Verſammlung durch 
Stimmzettel nach abſoluter Stimmenmehrheit gewählt. Im erſten Wahlgange 
ſind auf jeden Stimmzettel 15, und bei den etwa nachfolgenden engeren 
Wahlen ſo viele Stadtverordnete mit Namen zu bezeichnen, als jedesmal Aus⸗ 
ſchuß⸗Mitglieder gewählt werden ſollen. — Stimmzettel, welche weniger oder 
mehr als die erforderliche Anzahl von Namen enthalten, ſowie auch ſolche 
Stimmzettel, auf welchen eine im gegebenen Falle nicht wählbare Perſon 
genannt iſt, ſind ungültig. 

Falls nun im erſten Wahlgange mehr als 15 Mitglieder eine abſolute 
Mehrheit erhalten, ſo ſind diejenigen 15 als gewählt zu erachten, welche die 
meiſten Stimmen für ſich haben. Wird hingegen bei der erſten Abſtimmung 
nicht für 15 Mitglieder eine abſolute Mehrheit erreicht, ſo gelten zunächſt die⸗ 
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jenigen, die ſie erreicht haben, als gewählt, und es kommen die Übrigen, welche 
überhaupt Stimmen erhalten haben, in die engere Wahl, jedoch nur in der 
doppelten Anzahl der noch zu Wählenden, unter eventueller Ausſcheidung der⸗ 
jenigen, welche die wenigſten Stimmen hatten. Nach denſelben Regeln 
werden, wenn nötig, eine zweite und fernere engere Wahl vorgenommen, bis 
für 15 Mitglieder abſolute Mehrheit vorhanden iſt. Auch für die engeren 
Wahlen gilt als Regel, daß, wenn mehr Perſonen als gerade zu wählen ſind, 
eine abſolute Stimmenmehrheit für ſich haben, diejenigen ausſcheiden, welche 
die wenigſten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet in 
allen Fällen das Los, welches durch den Vorſitzenden gezogen wird. 

Beim Ausſcheiden eines Mitgliedes des Wahl- ꝛc. Ausſchuſſes findet 
baldigſt eine Ergänzungswahl ſtatt. 

Die Wahl der Ausſchüſſe II bis VII erfolgt durch den Vorſtand unter 
Zuſtimmung der Verſammlung. 

Die Wahl des Ausſchuſſes VIII erfolgt durch die Verſammlung auf 
Vorſchlag des Wahl- und Verfaſſungs⸗Ausſchuſſes in dem durch § 40 vor- 
geſchriebenen Verfahren. 

Der Modus für die Wahl der beſonderen Ausſchüſſe und die Zahl ihrer 
Mitglieder beſtimmt ſich nach dem jedesmaligen Inhalt der betreffenden 
Beſchlüſſe der Verſammlung. 


§ 11. Iſt ein Mitglied der Stadtverordneten-Verſammlung in einen 
Ausſchuß, eine Verwaltungs⸗Deputation oder ein anderes ſtädtiſches Ehren⸗ 
amt in feiner Eigenſchaft als Stadtverordneter für eine 
beſtimmte Amtsdauer gewählt, ſo verliert die Wahl ihre Wirkung nicht, wenn 
dieſes Mitglied nach Ablauf ſeiner Wahlperiode aufs neue zum Stadt⸗ 
verordneten gewählt wurde. 

Ebenſo behält ein Stadtverordneter, der nach Ablauf ſeiner Amtszeit 
nicht wiedergewählt wird, die ihm übertragenen Ehrenämter für die denſelben 
beſtimmte Dauer, es ſei denn, daß für das betreffende Ehrenamt die Eigen⸗ 
ſchaft als Stadtverordneter geſetzlich oder nach einer Beſtimmung der Stadt⸗ 
verordneten-Verſammlung erforderlich iſt. 


§ 12. Jeder Ausſchuß wählt aus feiner Mitte einen Vorſitzenden und 
einen Schriftführer, ſowie Stellvertreter für Beide. 

Der Vorſitzende empfängt die betreffenden Vorlagen, beruft die Ver- 
ſammlungen des Ausſchuſſes, leitet die Diskuſſion bei Beratung desſelben und 
erläßt die nach § 13 der Geſchäfts⸗Ordnung erforderlichen Anordnungen. 

Der ſtändige Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens fünf ſeiner 
Mitglieder anweſend ſind. Zur Beſchlußfähigkeit beſonderer Ausſchüſſe bedarf 
es der Anweſenheit der Hälfte ihrer Mitglieder, die jedoch mindeſtens drei 
betragen muß. Der Ausſchuß entſcheidet nach abſoluter Stimmenmehrheit, bei 
Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

Nach geſchloſſener Verhandlung im Ausſchuß wählt derſelbe aus der 

Zahl derjenigen Mitglieder, welche für den gefaßten Beſchluß geſtimmt haben, 
einen Berichterſtatter für die Plenarverſammlung. In beſonders wichtigen 
Fällen kann außerdem ein Korreferent als Vertreter der Minorität des Aus- 
ſchuſſes beſtellt werden. 
a Die Beſchlüſſe und Anträge des Ausſchuſſes werden protokolliert und 
von den anweſenden Mitgliedern unterzeichnet. Die Minorität kann die Auf- 
nahme ihres abweichenden Votums ins Protokoll oder die Niederlegung des- 
ſelben bei den Akten verlangen. 
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Iſt ein Gegenſtand gleichzeitig mehreren Ausſchüſſen überwieſen, ſo 
findet die Beratung und Beſchlußfaſſung in gemeinſchaftlicher Sitzung der⸗ 
ſelben ſtatt. In dieſem Falle ſteht es jedem der beteiligten Ausſchüſſe frei, 
einen beſonderen Berichterſtatter zu beſtellen. 

Bei zeitiger Verhinderung des ernannten Vorſitzenden und deſſen Stell⸗ 
vertreters ijt der Vorſteher der Stadtverordneten-Verſammlung verpflichtet, 
zur Erledigung dringlicher Vorlagen entweder ſelbſt den Ausſchuß einzu⸗ 
berufen und der Leitung ſeiner Verhandlung ſich zu unterziehen, oder mit 
dieſem Geſchäft ein Mitglied des Ausſchuſſes zu beauftragen. 


$ 13. Der Ausſchuß kann die Unterſuchung durch Augenſchein, durch 
Vernehmung ſolcher Perſonen, welche von der Sache Wiſſenſchaft haben, ſowie 
nach Maßgabe des § 37 der Städte-Ordnung durch Einſicht der Magiſtrats⸗ 
und anderer Akten, Rechnungen und Dokumente oder auf andere Art bewirken. 

Den Verhandlungen der Ausſchüſſe kann jeder Stadtverordnete als 
Zuhörer beiwohnen. Doch ſteht dem Ausſchuſſe das Recht zu, für einzelne 
Gegenſtände durch Beſchluß die Anweſenheit ihm nicht angehörender Stadtver⸗ 
ordneter — mit Ausnahme des Vorſtehers und feines Stellvertreters — aus- 
zuſchließen und die Veröffentlichung oder ſonſtige Verbreitung der Beſchlüſſe 
vor der Berichterſtattung im Plenum zu unterſagen. 

Zur Erörterung von Anträgen, welche von Mitgliedern der Verſamm⸗ 
lung eingebracht werden, muß der Antragſteller, und, wenn der Antrag von 
mehreren unterſchrieben iſt, der Erſtunterzeichnete eingeladen werden, und 
dieſer, wie jener , ift berechtigt, an der Diskuſſion ohne Stimmrecht teilzu⸗ 
nehmen. Dem Magiſtrat ijt in der Regel von den Ausſchuß⸗Sitzungen 
Mitteilung zu machen. 

Ausnahmen beſtimmt der Vorſteher der Verſammlung. 

Die zur Ausſchuß⸗Sitzung abgeordneten Magiſtrats-Mitglieder nehmen 
an der Diskuſſion mit beratender Stimme teil und ſind auf ihr Verlangen 
jederzeit zu hören. 

14. Der Vorſteher der Stadtverordneten⸗-Verſammlung bezw. deffen 
Stellvertreter ſind berechtigt, jeder Ausſchußſitzung als ſtimmberechtigte Mit⸗ 
glieder beizuwohnen. 


III. Von der Behandlung der Vorlagen in den Plenar⸗Verſammlungen. 


$ 15. Die Zuſammenberufung der Stadtverordneten geſchieht durch 
den Vorſteher. Sie muß erfolgen, ſobald es von dem vierten Teile der Mit⸗ 
glieder oder von dem Magiſtrat verlangt wird. 


$ 16. Der Tag der Sitzung und die Tages⸗Ordnung werden zwei freie 
Tage vorher durch beſonders gedruckte Zuſendungen den Mitgliedern der 
Stadtverordneten-Verſammlung und des Magiſtrats, ferner dem Magiſtrats⸗ 
Kollegium angezeigt und außerdem durch Aushang am Stadt- und Rathauſe 
veröffentlicht. Die Zuſendung erfolgt durch die Poſt. 

Als Beweis für die Zuſendung und Veröffentlichung genügt eine amt⸗ 
liche Beſcheinigung des Boten der Verſammlung, daß und wann er die Zu⸗ 
N zur Poſt gegeben und daß und wie lange die Aushänge ſtatt⸗ 
gefunden. 

Der Vorſteher iſt verpflichtet, hieſigen öffentlichen Blättern den Tag der 
Sitzung und die Tages-Ordnung auf Wunſch mitteilen zu laſſen. 
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Unterlaſſene oder verſpätete Zuſendung an Zeitungen iſt auf die Gültig⸗ 
keit der Verſammlung ohne Einfluß. 

Der als Einladung geltenden gedruckten Tages⸗Ordnung werden außer⸗ 
dem in der Regel noch die auf dieſelbe bezüglichen Vorlagen und das Protokoll 
der letzten Sitzung beigefügt. Bei außerordentlicher, dringender Veranlaſſung 
erhalten die Mitglieder die Einladung ſpäteſtens am Morgen des Sitzungs⸗ 
tages. In ſolchen Fällen hat die Verſammlung über die Dringlichkeit der zur 
Beratung geſtellten Gegenſtände vorerſt Beſchluß zu faſſen. (§ 22.) Die 
gewöhnlichen Sitzungen finden regelmäßig alle Donnerstage um 4 Uhr ſtatt. 

An chriſtlichen und jüdiſchen hohen Feſttagen fallen die Sitzungen aus 
und verlegt der Vorſteher dieſelben auf Tage, die ihm geeignet erſcheinen. Auch 
bleibt es dem Ermeſſen des Vorſtehers überlaſſen, die gewöhnliche Sitzung für 
ausfallend zu erklären, wenn weder dringliche noch hinreichend zahlreiche Vor- 
lagen vorhanden ſind. 


§ 17. Iſt ein Mitglied veranlaßt, mehr als zwei aufeinander- 
folgende Sitzungen der Verſammlung zu verſäumen, ſo iſt es verpflichtet, hier⸗ 
von dem Vorſteher Anzeige zu machen, und, wenn möglich, die Dauer der Ver- 
hinderung mitzuteilen. 

Über Urlaubsgeſuche für eine längere als ſechswöchentliche Dauer kann 
der 9 wenn er es für notwendig hält, den Entſcheid der Verſammlung 
anrufen. 


§ 18. Die Sitzungen der Verſammlung ſind öffentlich. 

Ein Antrag auf geheime Sitzung muß von 15 Mitgliedern unterſtützt 
ſein, ehe durch einen beſonderen Beſchluß, der in geheimer Sitzung zu faſſen 
iſt, die Offentlichkeit ausgeſchloſſen wird. 

Anträge des Magiſtrats, des Vorſtehers oder eines Ausſchuſſes auf 
geheime Sitzung bedürfen der Unterſtützung nicht. In allen Fällen beſchränkt 
ſich die Diskuſſion über Ausſchließung der Offentlichkeit auf die Anhörung von 
je einem Redner für und gegen den Antrag. 

Beratungen zur Vorbereitung von Wahlen ($ 37), ſowie über Anträge 
auf Unterſtützung und Penſionierung von Beamten und deren Hinter⸗ 
bliebenen, ſowie auf Remunerationen finden ſtets mit Ausſchluß der Offent⸗ 
lichkeit ſtatt. 


$ 19. In jeder Sitzung werden zunächſt die Gegenſtände der Tages- 
Ordnung erledigt. 

Mit Zuſtimmung der Verſammlung kann der Vorſitzende die Reihen— 
folge der Tages-Ordnung verändern oder einzelne Gegenſtände von derſelben 
auf eine andere Sitzung verweiſen. 


§ 20. Die den Mitgliedern gedruckt zugegangenen Vorlagen des 
Magiſtrats und auf die Tages-Ordnung geſetzten ſelbſtändigen Anträge von 
Mitgliedern ($ 3, Minea 3) werden in der Plenar-Verſammlung von dem 
Vorſitzenden oder einem hierzu beſtellten Referenten zum Vortrag gebracht und 
zunächſt einer allgemeinen Diskuſſion unterzogen, nach deren Schluß 
die Verſammlung darüber entſcheidet, ob der Gegenſtand einem Ausſchuß zur 
Vorberatung und Begutachtung überwieſen werden ſoll. Wird dies abgelehnt, 
f tritt die Verſammlung jofort in die Spezialdebatte und Schlußberatung, 
och kann vor dem Schluß der Debatte auf den von 15 Mitgliedern unter- 
ſtützten Antrag noch eine zweite Beratung in der nächſten oder einer 
ſpäteren Sitzung beſchloſſen werden. 
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Iſt dagegen die Überweiſung an einen beſonderen bezw. einen ſtändigen 
Ausſchuß beſchloſſen, ſo unterliegt der Gegenſtand einer nochmaligen voll⸗ 
ſtändigen General- und Spezialberatung auf Grund der diesfälligen Gutachten 
und Anträge. 

Die Vorlagen des Magiſtrats, betreffend die Vornahme von Wahlen 
(S 36), die Rechnungsreviſionsſachen und die Spezial-Etats werden ſofort den 
zuſtändigen Ausſchüſſen überwieſen. 

Andere Vorlagen kann der Vorſteher, wenn es ihm aus Gründen der 
Beſchleunigung ſachgemäß erſcheint, unmittelbar an die zuſtändigen Ausſchüſſe 
überweiſen. Er hat jedoch den Mitgliedern der Stadtverordneten-Verſamm⸗ 
lung den geſtellten Antrag, wenn angängig, mitzuteilen. 

Der Druck der Vorlagen und deren Verteilung an die Mitglieder erfolgt 
in der gewöhnlichen Art. In der nächſten Plenar-Verſammlung und wenn 
es geſchehen kann, jhon in der gedruckten Tages⸗Ordnung, ift die vom Vorſteher 
angeordnete Überweiſung bekannt zu geben. Die Verſammlung bleibt 
berechtigt, die Vorberatung im Plenum zu beſchließen. 


$ 21. Abänderungsvorſchläge können zu allen Gegenſtänden der 
Tages⸗Ordnung ſowohl in der Zwiſchenzeit zwiſchen der erſten und zweiten 
Beratung als auch im Laufe beider Beratungen bis zum Schluß der Debatte 
und zwar mur ſchriftlich eingebracht werden. 

Sie bedürfen keiner Unterſtützung aus der Mitte der Verſammlung, 
werden, wenn ſie nicht gedruckt vorliegen, gleich bei Einbringung verleſen, aber 
nur in der Reihenfolge der Rednerliſte begründet. 

Jeder Antrag kann bis zur Abſtimmung zurückgezogen, jedoch von 
einem anderen Mitgliede wieder aufgenommen werden. 

§ 22. Anträge, welche nicht mit einem Gegenſtande der Tages- 
Ordnung in unmittelbarer Verbindung ſtehen, können nur nach Anerkennung 
ihrer Dringlichkeit zur Beratung geſtellt werden. 

Ob Anträge mit einem Gegenſtande der Tages-Ordnung in unmittel⸗ 
barer Verbindung ſtehen, entſcheidet bei Widerſpruch gegen die Anſicht des 
Vorſitzenden die Verſammlung ohne Debatte. 

Anträge, welche nicht mit einem Gegenſtande der Tages-Ordnung in 
unmittelbarer Verbindung ſtehen, müſſen ſchriftlich eingebracht werden, und, 
falls fie vor der Sitzung eingereicht find, von 15 Mitgliedern unterzeichnet,, 
wenn ſie während der Sitzung eingehen, von 30 Mitgliedern unterſtützt ſein, 
bevor in die Verhandlung über die Dringlichkeit eingetreten werden kann. 

Anträge des Magiſtrats und der Ausſchüſſe auf Anerkennung der 
Dringlichkeit bedürfen der Unterſtützung nicht. 

$ 23. Anträge, deren unmittelbare Verbindung mit einem Gegenſtande 
der Tages-Ordnung anerkannt wird (§ 22), können im Anſchluß an dieſen 
Gegenſtand nach Schluß der Verhandlung über denſelben zur Beratung geſtellt 
werden, wenn ſie von 15 Mitgliedern unterſtützt ſind. 

Anträge des Magiſtrats und der Ausſchüſſe bedürfen auch in dieſem 
Falle der Unterſtützung aus dem Schoße der Verſammlung nicht. 

$ 24. Anfragen (Interpellationen) an den Magiſtrat, welche weder 
auf der Tages⸗Ordnung ſtehen (§ 3, Minea 3) noch mit einem Gegenſtande 
derſelben in unmittelbarer Verbindung ſtehen, müſſen ſchriftlich formuliert 
und, von 15 Mitgliedern unterzeichnet, dem Vorſitzenden übergeben werden. 
Nach Verleſung derſelben entſcheidet die Verſammlung ohne Debatte darüber, 
ob die Interpellation in der laufenden Sitzung zur Verhandlung kommen ſoll. 
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Wird die jofortige Verhandlung abgelehnt, jo kommt die Interpellation 
auf die nächſte Tages⸗Ordnung. 

Wird die Zulaſſung beſchloſſen, ſo erhält der Interpellant zur Be⸗ 
gründung der Interpellation das Wort. An die Beantwortung derſelben oder 
deren Ablehnung darf ſich eine ſofortige Beſprechung des Gegenſtandes an⸗ 
ſchließen, jedoch, falls die Interpellation nicht auf der Tages⸗Ordnung ſteht, 
nur dann, wenn mindeſtens 20 Mitglieder dafür ſtimmen. 

Die Verhandlung über einen bei dieſer Beſprechung geſtellten Antrag 
iſt nur nach Anerkennung ſeiner Dringlichkeit (§ 22) zuläſſig. 


§ 25. Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet und ſchließt 
die Sitzungen und handhabt die Ordnung in der Verſammlung. : 

Es liegt ihm ob, dafür zu jorgen, daß die Vorlagen ſachgemäß erledigt 
werden. 

§ 26. Der Vorſitzende erteilt das Wort nach der Reihenfolge, in 
welcher ſich die Redner gemeldet haben. Doch iſt es ihm geſtattet, abwechſelnd 
einem Redner für und einem Redner gegen das Wort zu erteilen. 

Die Mitglieder des Magiſtrats müſſen zu jeder Zeit gehört werden. 

Anträge, welche nicht vor dem Schluſſe der Diskuſſion dem Vorſitzenden 
ſchriftlich formuliert überreicht find, werden bei der Diskuſſion und Ab- 
ſtimmung nicht berückſichtigt. 


§ 27. Bemerkungen zur Geſchäfts⸗Ordnung haben den Vorrang vor 
den Vorträgen der eingezeichneten Redner. 

Perſönliche Bemerkungen ſind erſt nach dem Schluſſe der Debatte oder, 
falls dieſelbe vertagt wird, nach Annahme des Vertagungs⸗Antrages geſtattet. 


$ 28. Die Redner find gehalten bei der Sache zu bleiben. 

Der Vorſitzende iſt berechtigt, die Redner zur Sache zu rufen. 

Iſt dies in der nämlichen Rede zweimal geſchehen, jo kann die Ber- 
ſammlung auf die Anfrage des Vorſitzenden ohne Debatte beſchließen, 
daß dem Redner das Wort über den vorliegenden Gegenſtand entzogen werde. 


$ 29. Anträge auf Schluß der Vertagung einer Debatte bedürfen 
der Unterſtützung von mindeſtens 15 Stimmen. Wenn ſolche erfolgt, wird die 
Rednerliſte verleſen und nach Anhörung zweier Redner für und zweier 
gegen den Schluß der Vertagung ohne weitere Diskuſſion über den Antrag 
abgeſtimmt. 

Beim Zuſammentreffen eines Schluß- und eines Vertagungs-Antrages 
hat erſterer den Vorrang in der Abſtimmung. 

Anträge auf Schluß einer Debatte dürfen erſt geſtellt werden, nachdem 
dieſelbe begonnen hat. 

$ 30. Der Schluß der Debatte erfolgt durch den Vorſitzenden, wenn 
ſich kein Redner mehr meldet, oder auf Beſchluß der Verſammlung (§ 29). 

Nimmt ein Magiſtratsmitglied nach geſchloſſener Debatte oder nach Ein⸗ 
bringung eines Schluß⸗ bezw. Vertagungsantrags das Wort zur Sache, ſo muß 
die Debatte wieder eröffnet werden. 

Hat nach Schluß der Abſtimmung ein Mitglied des Magiſtrats das 
Wort erhalten, ſo iſt zu dieſem Gegenſtande auch Mitgliedern der Ver⸗ 
ſammlung das Wort zu erteilen. 

Nach Schluß der Diskuſſion erhält der Berichterſtatter zur Begründung 
ſeines bezw. des Ausſchuß⸗Gutachtens und ebenſo derjenige, welcher einen 
ſelbſtändigen Antrag eingebracht hat (§ 3, Alinea 3 — § 20) zur Begründung 
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desjelben auf Verlangen das Wort. Als ſelbſtändige Anträge in dieſer Be⸗ 
ziehung gelten auch ſolche, die nach Maßgabe der § 22, 23 und 24 der 
Geſchäftsordnung zur Verhandlung gelangen. 

Wenn ein ſelbſtändiger Antrag von mehreren Mitgliedern gemeinſchaft⸗ 
lich geſtellt ift, jo ſteht nur einem derſelben das Wort zur Schluß⸗ 
Begründung zu. 


§ 31. Vorlagen, welche aus mehreren Paragraphen oder Teilen 
beſtehen, können ſowohl nach dem Schluſſe der allgemeinen Diskuſſion in der 
erſten Beratung ($ 20) als in jedem weiteren Stadium der Verhandlung auf 
Antrag, aber nur dann, wenn gegen denſelben von keiner Seite ein Wider⸗ 
ſpruch erhoben wird, en bloc zur Abſtimmung gebracht werden. 

Sind zu einzelnen Teilen der Vorlage Amendements geſtellt, ſo muß 
jedenfalls die Diskuſſion und Abſtimmung über dieſelben der en bloc- 
Annahme vorangehen. 


$ 32. Unmittelbar vor der Abſtimmung kündigt der Vorſitzende die 
Faſſung und die Reihenfolge der von ihm zu ſtellenden Fragen an. 

Jede zur Abſtimmung zu bringende Frage iſt ſo zu faſſen, daß darüber 
mit „Ja“ oder „Nein“ abgeſtimmt werden kann. 

Gegen Faſſung und Reihenfolge der Fragen können Einwendungen und 
Vorſchläge gemacht werden, über welche, wenn der Vorſtand ſie nicht an⸗ 
erkennt, die Verſammlung entſcheidet. Die Teilung der Frage kann jedes 
Mitglied verlangen. 


§ 33. Die Abſtimmung geſchieht über jede Frage geſondert durch 
Handaufheben oder durch Aufſtehen. 

Die abſolute Mehrheit der Abſtimmenden ergibt den Beſchluß. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Iſt das Ergebnis nach Anſicht des Vorſitzenden oder eines der 
fungierenden Beiſitzer zweifelhaft, ſo wird die Gegenprobe gemacht. 

mr Liefert auch dieſe noch kein ficheres Ergebnis, jo erfolgt die Stimm⸗ 
zählung. 

Vor der Stimmzählung iſt vom Vorſitzenden die Zahl der im Saal an⸗ 
weſenden und an der Abſtimmung teilnehmenden Mitglieder feſtzuſtellen und 
zu verkünden. 

In allen Fällen wird die Stimmenmehrheit ohne Mitzählung der⸗ 
jenigen feſtgeſtellt, welche ausdrücklich erklären, daß ſie ſich der Abſtimmung 
enthalten. A 

Namentliche Abſtimmung findet nur ſtatt, wenn ein dahin 
zielender Antrag, der von mindeſtens 30 Mitgliedern unterſtützt iſt, vor 
Beginn einer anderen Art der Abſtimmung eingebracht iſt. 

Sie ift ausgeſchloſſen in Beſoldungs⸗, Remunerations⸗ und Unter- 
ſtützungs⸗Angelegenheiten, ſowie bei Wahlen. 

Die Abſtimmung durch Stimmzettel iſt nur bei Wahlen an⸗ 
wendbar und außerdem, wenn die Verſammlung es beſchließt. Auch dieſer 
Modus kann nur beantragt werden, wenn ein anderer noch nicht begonnen hat. 

i 1 Anträge in betreff des Abſtimmungsmodus iſt keine Debatte 
geſtattet. 


§ 34. An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen der 
Gemeinde darf derjenige nicht teilnehmen, deſſen Intereſſe mit dem der 
Gemeinde in Widerſpruch ſteht (§ 44 der Städte-Ordnung). Ingleichen darf 
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derjenige, welcher bei einem zur Beratung gelangenden Gegenſtande ein 
eigenes materielles oder perſönliches Intereſſe hat, an dieſer Beratung weder 
im Plenum noch in den Ausſchüſſen teilnehmen. 

Ob ein ſolches Intereſſe vorliegt, darüber hat auf Befragen des Vor⸗ 
ſitzenden die Verſammlung bezw. der Ausſchuß ohne Debatte zu entſcheiden. 

Dem auszuſchließenden Mitgliede ſteht auf Verlangen zur Begründung 
ſeines etwaigen Widerſpruchs oder zur Aufklärung des Sachverhältniſſes das 
Wort zu. Der Abſtimmung darf das Mitglied nicht beiwohnen. 

§ 35. Kein Mitglied der Verſammlung kann verlangen, daß in das 
über die Sitzung aufzunehmende Protokoll ein von den gefaßten Beſchlüſſen 
abweichendes Votum regiſtriert werde. Dagegen iſt es jedem Mitgliede 
geſtattet, in einer beſonderen ſchriftlichen Erklärung ſeine abweichende 
Meinung niederzulegen und zu motivieren. Sowohl eine in der Sitzung 
erfolgte Anmeldung einer ſolchen Erklärung, als deren Eingang werden im 
Protokoll vermerkt. Dasſelbe geſchieht mit Einſprüchen gegen den Ordnungs⸗ 
ruf (§ 41). 


IV. Von den Wahlen. 


§ 36. Die von der Stadverordneten-Verſammlung reſſortierenden 
Wahlen werden mit Ausnahme der Wahl des Vorſtandes, durch den Wahl⸗ 
und Verfaſſungs⸗Ausſchuß (I) vorbereitet, nachdem die Vakanz zur Kenntnis 
der Stadtverordneten-Verſammlung gelangt iſt. Es iſt jedoch jedem Stadt⸗ 
verordneten geſtattet, Vorſchläge entweder unmittelbar an die Verſammlung 
oder an den Wahl-Ausſchuß zu richten. 


$ 37. Für die Vorbereitung der Wahl von Magiſtrats-Mitgliedern 
gelten außerdem folgende Grundſätze: 

I. der Ausſchuß hat, bevor er zur Aufſtellung der vorzuſchlagenden 
Kandidaten ſchreitet, über das in geſchäftlicher Beziehung hervor⸗ 
getretene, durch Gewinnung entſprechender Arbeitskräfte zu 
befriedigende Bedürfnis des Magiſtrats durch Anfrage bei dieſem ſich 
zu informieren; 

II. der Wahl muß eine Beratung über die vorgeſchlagenen Kandidaten in 
geheimer Sitzung vorangehen; 

III. übrigens iſt die Verſammlung bei der Wahl nicht an die vorgeſchlagenen 
Kandidaten gebunden. 


$ 38. Die Wahlen der Mitglieder des Magiſtrats, ſowie der Mitglieder 
des Vorſtandes der Verſammlung erfolgen durch Stimmzettel. 

Der Vorſitzende ernennt zwei Stimmenſammler und zwei Wahl- 
aufſeher, welche letztere die Stimmzettel eröffnen und laut vorleſen. 

Die Wahl des Vorſtandes der Verſammlung oder einzelner Mitglieder 
desſelben iſt auch im Wege Zurufes geſtattet, wenn kein Mitglied widerſpricht. 

$ 39. Für jeden zu Wählenden wird beſonders abgeſtimmt. Die 
Reihenfolge wird von dem Vorſitzenden beſtimmt. Wird die abſolute Stimmen- 
mehrheit bei der erſten Abſtimmung nicht erreicht, ſo werden diejenigen vier 
a auf welche die meiſten Stimmen gefallen find, auf eine engere Wahl 
gebracht. 
> Wird auch hierdurch die abfolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, fo 
findet unter denjenigen zwei Perſonen, welche bei der zweiten Abſtimmung die 
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meiſten Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl ſtatt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das Los, welches durch den Vorſitzenden gezogen wird. 

$ 40. Bei anderen Wahlen erfolgt die Abſtimmung über die bor- 
geſchlagenen Kandidaten nach Maßgabe des § 33. 

Es iſt zuläſſig, falls die Verſammlung es beſchließt, daß bei ſolchen 
Wahlen (3. B. von Deputationen) über mehrere der Kandidaten zugleich ab- 
geſtimmt wird. 

Über alle Kandidaten muß abgeſtimmt werden; erlangen mehr 
Kandidaten, als Perſonen zu wählen ſind, die abſolute Majorität, ſo ſcheiden 
diejenigen aus, welche die geringſte Stimmenmehrheit für ſich haben und die 
übrigen gelten als gewählt. 

Tritt Stimmengleichheit ein, ſo entſcheidet das Los. 


V. Ordnungs⸗Beſtimmungen. 


§ 41. Wer in der Verſammlung die Ordnung verletzt, wird von dem 
Vorſitzenden mit Namensnennung zur Ordnung gerufen. 

Iſt der Ordnungsruf gegen einen Redner im Laufe derſelben Sitzung 
zweimal ergangen, ſo kann die Verſammlung auf ſofortige Anfrage des 
Vorſitzenden ohne Debatte beſchließen, daß dem Redner während der 
ganzen Dauer dieſer Sitzung bei keinem Gegenſtande der Tages-Ordnung 
mehr das Wort erteilt werde. 

Gegen den Ordnungsruf und eine darauf erfolgte Wortentziehung 
kann der davon Betroffene in der nämlichen Sitzung zu Protokoll Einſpruch 
erheben und denſelben auch ſchriftlich bis zur nächſten Sitzung begründen. 
In dieſer erfolgt die Entſcheidung der Verſammlung ohne Diskuſſion darüber, 
ob der Ordnungsruf gerechtfertigt war. 

$ 42. Wenn in der Verſammlung ſtörende Unruhe entſteht, jo kann 
der Vorſitzende die Sitzung auf eine beſtimmte Zeit ausſetzen oder aufheben. 


Entſteht ſtörende Unruhe im Zuhörerraum, ſo kann der Vorſitzende die 
Räumung desſelben anordnen. 


3. Grundſätze über die Mitwirkung des Magiſtrats und der Stadt- 
verordneten-Verſammlung beim Abſchluß von Verträgen 


vom 13. März 1911. 


1. Miet⸗ und Pachtverträge. 


Der Magiſtrat iſt ermächtigt, ohne beſondere Zuſtimmung der Stadt⸗ 
verordneten-Verſammlung, ſtädtiſche Grundſtücke und Teile von ſolchen frei— 
händig oder nach einer Ausſchreibung zu verpachten oder zu vermieten, wenn 
die jährliche Pacht oder Miete 3000 Mark und die Dauer des Vertrages ſechs 
Jahre nicht überſteigt. 
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2. Vergebung von Arbeiten und Lieferungen. 


I. Die Vergebung von Arbeiten und Lieferungen erfolgt in der Regel 
nach öffentlicher Ausſchreibung. Sind für den Gegenſtand der Mus- 
ſchreibung allgemeine Lieferungs⸗ oder Leiſtungsbedingungen unter 
den ſtädtiſchen Behörden vereinbart, ſo ſind dieſe der Ausſchreibung 
zugrunde zu legen. 


II. Zu engerer Bewerbung können ausgeſchrieben werden: 


1 


Leiſtungen und Lieferungen, die nach ihrer Eigenart nur ein 
beſchränkter Kreis von Unternehmern in geeigneter Weiſe 
ausführt, 


Leiſtungen und Lieferungen, für die in einer öffentlichen Aus- 


ſchreibung ein annehmbares Ergebnis nicht erzielt worden iſt, 


. jonjtige Leiſtungen und Lieferungen, deren überſchläglicher 


Geſamtwert den Betrag von 10 000 Mark nicht überſteigt, ſofern 
beſondere Gründe für die Ausſchreibung zu engerer Bewerbung 
vorhanden ſind. In ſolchem Fall ſind die aufgeforderten 
Firmen und die abgegebenen Gebote der Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung mitzuteilen. 


III. Unter Ausſchluß jeder Ausſchreibung (freihändig) kann die Vergebung 
erfolgen: 


ii 


2. 


bei Leiſtung und Lieferung bis zu dem anſchlagsmäßigen Betrage 
von 1000 Mark, 


bei Gegenſtänden, deren überſchlägiger Wert den Betrag von 
3000 Mark nicht überſteigt, wenn 


a. Dringlichkeit des Bedarfs vorliegt, oder 
b. die Ausführung beſondere Kunſtfertigkeit erfordert oder unter 
Patent oder Muſterſchutz ſteht, 


bei Nachbeſtellungen, die zur Ergänzung des für einen beſtimmten 


Zweck nach Nr. 1 oder II ausgeſchriebenen Geſamtbedarfs er⸗ 
forderlich werden und bei denen kein höherer Preis vereinbart 
wird als für die Hauptlieferung oder Leiſtung; doch darf die Nach- 
beſtellung nicht mehr als die Hälfte des nach J oder II vergebenen 
Bedarfs ausmachen, 


bei ergebnisloſem Ausfall der engeren Ausſchreibung. 


Bei der Auswahl der Unternehmer iſt nach Möglichkeit zu 
wechſeln. Dabei find die in Breslau angeſeſſenen Gewerbe- 
treibenden vorzugsweiſe zu berückſichtigen. 


IV. Den Zuſchlag erhält 


$: 


bei öffentlicher Ausſchreibung grundſätzlich der Unternehmer, 

deſſen Angebot das wirtſchaftlich vorteilhafteſte iſt. Unter ſonſt 

5 Angeboten iſt den hieſigen Unternehmern der 
orzug zu geben. 

Handwerksmäßige Lieferungen ſollen nur an Bieter vergeben 
werden, die die erforderlichen Gegenſtände ſelbſt verfertigen, oder 
in deren Betrieb ein zur Verfertigung befähigter Werkmeiſter 
beſchäftigt wird; 
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2. bei engerer Ausſchreibung grundſätzlich der Mindeſtfordernde. 
Handelt es ſich um Arbeiten oder Lieferungen nach Probe, oder 
iſt den Bewerbern die zu wählende Konſtruktion oder Einrichtung 
überlaſſen, jo iſt der Zuſchlag auf dasjenige Angebot zu erteilen, 
das für den gegebenen Fall als das geeignetſte und zugleich in 
Abwägung aller Umſtände als das preiswürdigſte erſcheint. 


V. Ausgeſchloſſen von der Berückſichtigung ſind ſolche Angebote, 

1. die nach dem feſtgeſetzten Angebotstermine eingehen, 

2. die den der Ausſchreibung zugrunde gelegten Bedingungen oder 
Proben nicht entſprechen, 

3. die eine in offenbarem Mißverhältnis zu der Leiſtung oder 
Lieferung ſtehende Preisforderung enthalten, ſo daß nach dem 
geforderten Preiſe eine tüchtige und pünktliche Ausführung nicht 
erwartet werden kann. 

Im Falle zu 3 kann der Zuſchlag erteilt werden, wenn der 
Bewerber als zuverläſſig und leiſtungsfäahig bekannt ift oder aus- 
reichende Gründe für die Abgabe des ausnahmsweiſe niedrigen 
Gebots beigebracht werden. 

Die Ausſchreibung erfolgt durch die Deputation oder das 
Kuratorium, das für den einzelnen Verwaltungszweig zuſtändig 
iſt, in Ermangelung eines ſolchen durch den Magiſtrat. 

Den Zuſchlag erteilt der Magiſtrat nach Anhörung der zu⸗ 
ſtändigen Deputation oder des zuſtändigen Kuratoriums unter der 
Vorausſetzung, daß dadurch die von der Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung bewilligten Mittel um nicht mehr als 5 % iber- 
ſchritten werden. 

Der Stadtverordneten-Verſammlung iſt Mitteilung zu machen: 

1. bei allen Abweichungen von vorſtehenden Grundſätzen, 

2. bei öffentlicher Ausſchreibung, wenn der Wert der Lieferung mehr 
als 20000 Mark“) beträgt oder wenn nicht dem Mindeſt⸗ 
fordernden der Zuſchlag erteilt werden ſoll, 

3. bei engerer Ausſchreibung, wenn der Gegenſtand mehr als 
10 000 Mark beträgt, 

4. bei freihändiger Vergebung, wenn der Gegenſtand mehr als 
3000 Mark beträgt, 

5. wenn eine Lieferung an ein Mitglied der in der Sache zuſtändigen 
Deputation (Kuratorium) vergeben werden ſoll. 


3. Allgemeine Beſtimmungen. 


Die weitergehenden Befugniſſe einzelner Deputationen und das die 
ſtädtiſche Bauverwaltung betreffende Abkommen vom 17.25. Oktober 1907*) 
bleiben unberührt. 

Dieſe Grundſätze gelten zunächſt bis zum 1. Juli 1913. 

0. 605. 11. Gem Bl 1911. S. 383. 


*) in der Faſſung vom 30. 6./4. 7. 1911. Siehe Nr. 4. 
k ) Maßgebend ift der Betrag der Geſamtausſchreibung, nicht der Betrag der an eine 
einzelne Firma zu vergebenden Lieferung. Bekanntmachung vom 13. 5. 1911. O. 605. 11. 
Gem. Bl. 1911. S. 471. 
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4. Vereinbarung mit der Stadtverordneten-Verfammlung über die 
Vergebung von Arbeiten und Lieferungen bei der Bauverwaltung 


1 
vom 


= 


9; 


55 Oktober 1907 — Pr.⸗B. Nr. 1065 —, abgeändert durch Beſchluß vom 


30. Juni 1910 


a- Pr: Nr. 25. 
J. Juli 1910 Pr.⸗B. Nr. 825 


I. Arbeiten und Lieferungen werden in der Regel nach öffentlicher Mus- 
ſchreibung vergeben. 
II. Zu engerer Bewerbung können ausgeſchrieben werden: 


III. 


Leiſtungen und Lieferungen, die nach ihrer Eigenart nur ein 


beſchränkter Kreis von Unternehmern in geeigneter Weiſe ausführt, 


Leiſtungen und Lieferungen, für die in einer öffentlichen Mus- 


ſchreibung ein annehmbares Ergebnis nicht erzielt worden iſt, 


ſonſtige Leiſtungen und Lieferungen, deren überſchlägiger Geſamt⸗ 


wert den Betrag von 10 000 Mark nicht überſteigt, ſofern beſondere 
Gründe für die Ausſchreibung zu engerer Bewerbung vor— 
handen ſind. 

Bei der Ausſchreibung ſind in der Regel mindeſtens drei, höchſtens 


ſechs Bewerber, bei deren Auswahl nach Möglichkeit zu wechſeln iſt, zur 
Abgabe von Angeboten aufzufordern. 


Unter Ausſchluß jeder Ausſchreibung (freihändig) können vergeben 


werden: 


i; 


2 


Ha 


* 


Leiſtungen und Lieferungen bis zu dem anſchlagsmäßigen Betrage 
von 3000 Mark, 


. Gegenjtände, deren überſchlägiger Wert den Betrag von 5000 Mart 


nicht überſteigt, wenn i 

a. Dringlichkeit des Bedarfs vorliegt, oder 

b. die Ausführung bejonderer Kunſtfertigkeit erfordert oder unter 
Patent oder Muſterſchutz ſteht, 

Nachbeſtellungen, die zur Ergänzung des für einen beſtimmten Zweck 

nach Nr. I oder II ausgeſchriebenen Geſamtbedarfs erforderlich 

werden, und bei denen kein höherer Preis vereinbart wird als für 

die Hauptlieferung oder Leiſtung; doch darf die Nachbeſtellung nicht 

8 als die Hälfte des nach J oder II vergebenen Bedarfs aus- 

machen, 


Leiſtungen und Lieferungen im Anſchluß an einen beſtehenden 


Auftrag, ſofern eine anderweite Vergebung wegen der Einheitlichkeit 
der Bauausführung nicht zweckmäßig erſcheint, 


Leiſtungen und Lieferungen bei ergebnisloſem Ausfall ihrer engeren 


Ausſchreibung. 
Bei der Auswahl der Unternehmer iſt nach Möglichkeit zu 


wechſeln. Dabei ſind die in Breslau angeſeſſenen Gewerbetreibenden 

vorzugsweiſe zu berückſichtigen. 

IV. Die Ausſchreibung erfolgt in der Regel durch die Stadtbaudeputation. 
V. Den Zuſchlag erhält: 


1. 


bei öffentlicher Ausſchreibung grundſätzlich der Unternehmer, deſſen 
Angebot das wirtſchaftlich vorteilhafteſte ift. Unter ſonſt gleich— 


ers 


wertigen Angeboten iſt den hieſigen Unternehmern der Vorzug 
zu geben. 3 

Handwerksmäßige Leiſtungen und Lieferungen jollen in der 
Regel an Bieter vergeben werden, die die erforderten Gegenſtände 
ſelbſt verfertigen oder in deren Betrieb ein zur Verfertigung 
befähigter Werkmeiſter beſchäftigt wird, 

2. bei engerer Ausſchreibung grundſätzlich der Mindeſtfordernde. 

Handelt es ſich um Arbeiten oder Lieferungen nach Probe, oder iſt 
den Bewerbern die zu wählende Konſtruktion oder Einrichtung 
überlaſſen, ſo iſt der Zuſchlag auf dasjenige Angebot zu erteilen, das 
für den gegebenen Fall als das geeignetſte und zugleich in Abwägung 
aller Umſtände als das preiswürdigſte erſcheint. 

VI. Ausgeſchloſſen von der Berückſichtigung ſind ſolche Angebote, 

1. die nach dem feſtgeſetzten Angebotstermine eingehen oder unvoll— 
ſtändig ſind, 

2. die den der Ausſchreibung zugrunde gelegten Bedingungen oder 
Proben nicht entſprechen, 

3. die eine in offenbarem Mißverhältnis zu der Leiſtung oder Lieferung 
ſtehende Preisforderung enthalten, ſo daß nach dem geforderten 
Preiſe eine tüchtige und pünktliche Ausführung nicht erwartet 
werden kann. ; 

Im Falle zu 3 kann der Zuſchlag erteilt werden, wenn der 
Bewerber als zuverläſſig und leiſtungsfähig bekannt iſt oder aus⸗ 
reichende Gründe für die Abgabe des ausnahmsweiſe niedrigen 
Gebots beigebracht werden. 

VII. Den Zuſchlag erteilt nach vorſtehenden Vorſchriften bis zum anſchlags⸗ 
mäßigen Betrage von 500 Mark der Leiter des zuſtändigen Bauamts, 
ſonſt die ſtädtiſche Baudeputation. 

VIII. Der Magiſtrat erteilt nach Anhörung der Stadtbaudeputation den 
Zuſchlag: 

1. Bei allen Abweichungen von vorſtehenden Grundſätzen. 

2. Bei öffentlicher Ausſchreibung, wenn der Wert der Lieferung mehr 
als 30 000 Mark beträgt. 

3. Bei engerer Ausſchreibung in den Fällen zu II und wenn der 
Gegenſtand der Ausſchreibung mehr als 10000 Mark beträgt. 

4. Bei freihändiger Vergebung von Lieferungen im Werte von mehr 
als 3000 Mark. 

5. In allen Fällen, wenn eine Lieferung an ein Mitglied der Bau- 
deputation vergeben werden ſoll, nach den hierfür gegebenen 
beſonderen Vorſchriften. 

IX. Im Falle zu VIII, 1 und 5, oder wenn der Wert eines Loſes mehr als 
50 000 Mark beträgt, iſt der Stadtverordneten-Verſammlung beſondere 
Mitteilung unter Darlegung des Sachverhalts zu machen. 

X. Dieſe Grundſätze gelten auf 3 Jahre vom 1. Oktober 1910 ab. 


VII b. 1337. 10. Gem. Bl. 1910. S. 698. 
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5. Regulativ über die Dauer der Amtszeit der Mitglieder der 
bleibenden Derwaltungs-Deputationen 


20. November or: 
on To. Dezember 

Die Städte⸗Ordnung vom 30. Mai 1853 enthält feine Beſtimmung 
über die Dauer der Amtszeit der ſeitens der Stadtverordneten-Verſammlung 
aus ihrer Mitte und aus der ſtimmfähigen Bürgerſchaft in die bleibenden 
ſtädtiſchen Verwaltungs⸗Deputationen gewählten Mitglieder. 

Es wird daher auf Grund des § 59 der Städte-Ordnung vom 30. Mai 
1853 hiermit angeordnet und feſtgeſetzt: 

1. Die Amtszeit der ſeitens der Stadtverordneten-Verſammlung aus 
ihrer Mitte und aus der ſtimmfähigen Bürgerſchaft in die bleibenden 
ſtädtiſchen Verwaltungs⸗Deputationen gewählten Mitglieder dauert 
drei Jahre, inſofern nicht vermöge beſonderer Anordnung eine andere 
Amtsdauer beſtimmt iſt, 

2. die Ausgeſchiedenen ſind wieder wählbar, 

3. die Amtsdauer derjenigen Deputations-Mitglieder, deren Mitglied- 
ſchaft nicht auf einer Wahl in die Deputation, ſondern darauf beruht, 
daß ſie vermöge einer anderen Stellung Mitglied einer Deputation 
geworden, endet, ſobald der Betreffende aus dieſer Stellung ausſcheidet, 

4. die vorſtehenden Beſtimmungen haben rückwirkende Kraft der- 
geſtalt, daß 
a. hinſichtlich derjenigen Deputations⸗Mitglieder, welche bereits drei 

Jahre oder länger fungieren, ſofort Neuwahlen erfolgen, 

b. hinſichtlich der übrigen Deputations⸗Mitglieder wird die dreijährige 
Amtsdauer vom Tage der Benachrichtigung über die erfolgte Wahl 
zum Mitgliede der Deputation berechnet. 

2519. 63. 


O. 2852. 68. 


6. Orksſtatut über die Beſtellung von Hilfsarbeitern des Magiftrats- 
kollegiums und leitenden Beamten einzelner ſtädtiſcher Verwaltungen zu 
Mitgliedern der ſtädtiſchen Verwaltungsdeputationen 


vom 15. Juni 1900. 


Auf Grund der § 11 und 59 der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 
wird für die Stadtgemeinde Breslau folgendes Ortsſtatut beſchloſſen: 

§ 1. Zu Mitgliedern der ſtädtiſchen Verwaltungs-Deputationen 
fünnen vom Magiſtrat mit Genehmigung der Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung auch als Kommunalbeamte angeſtellte Hilfsarbeiter des 
Magiſtratskollegiums und leitende Beamte der einzelnen ſtädtiſchen Ver- 
waltungen ernannt werden. 


u, e 


Das Stimmrecht derjelben kann dabei auf die von ihnen bejonders 
bearbeiteten Angelegenheiten beſchränkt werden. 

§ 2. Die jo Ernannten treten, ſofern nicht im einzelnen Falle etwas 
Abweichendes beſchloſſen wird, zu der ſonſtigen, regelmäßigen Zahl der 
Deputationsmitglieder hinzu, ohne auf die Zahl der vom Bürgermeiſter 
ernannten Magiſtratsmitglieder oder der von der Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung gewählten Mitglieder in Anrechnung zu kommen. 

$ 3. Die Ernennung wird hinfällig, wenn der Ernannte aus der die 
Ernennung begründenden Amtsſtellung ausſcheidet oder wenn der Magiſtrat 
beſchließt, die Ernennung zum Deputationsmitgliede zurückzuziehen. 


O. 372. 01. 


B. Städtiſche Beamte. 


1. Ortsſtatut über die Anſtellung der ſtädtiſchen Beamten 
vom 23. März 1900. 


Nach $ 11 der Städte⸗Ordnung vom 30. Mai 1853 und SS 8, 9, 11 ff. 
des Geſetzes, betreffend Anſtellung und Verſorgung der Kommunalbeamten, 
vom 30. Juli 1899 (Geſ.⸗S. S. 141) wird für die Stadtgemeinde Breslau 
folgendes Ortsſtatut beſchloſſen: 

§ 1. Zu den ſtädtiſchen Betriebsverwaltungen im Sinne von 8 8, 
Abſatz 2 des Geſetzes vom 30. Juli 1899“) find folgende ſtädtiſche Betriebs- 
zweige zu rechnen: 
die Gaswerke, 

5 die Waſſerwerke, 

die Elektrizitätswerke, 

der Marſtall, 

Y die von der Stadt anzulegenden Straßenbahnen, 
die Hafen-, Packhofs⸗, Lagerhaus- und Lagerplatz⸗Verwaltung, 
. die ſtädtiſche Markt- und Markthallen-Verwaltung, 
der Schlacht⸗ und Viehhof, 

das Leihamt, 

10. die ſtädtiſche Bank, 

11. das chemiſche Unterſuchungsamt, 

12. die ſtädtiſche Speiſeanſtalt, 

13. die ſtädtiſchen Bader, 

14. die ſtädtiſchen Bedürfnisanſtalten, 


*) § 8 lautet: Die Anſtellung der ſtädtiſchen Beamten erfolgt, unbeſchadet der Vorſchriften 
in §§ 9 und 10, auf Lebenszeit. Aa 

Für die Beamten der ſtädtiſchen Betriebsverwaltungen findet Abjag 1 nur inſoweit An. 
wendung, als die Stadtgemeinden dies beſchließen. Welche Verwaltungszweige zu den ſtädtiſchen 
Betriebsverwaltungen zu rechnen find, kann durch Ortsſtalut feſtgeſetzt werden. 
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15. das ſtädtiſche Desinfektions-Amt, 

16. die ſtädtiſchen Volksbibliotheken und Leſehallen, 

17. die Stadtbibliothek, 

18. das Stadttheater, 

19. das Schleſiſche Muſeum für Kunſtgewerbe und Altertümer, 


0. die Park- und Garten- (Promenaden-) Verwaltung, 


. die Schwemmkanaliſations- und Rieſelguts⸗Verwaltung, 


2. die Landgüter, Mühlen und Fiſchereien, 


23. die ſtädtiſchen Gemeinde-Friedhöfe, 
24. die ſtädtiſchen Krankenhäuſer, 


25. die Verwaltung des Schießwerders und des Schießweſens im 


Schießwerder. 


2. Außerhalb der Betriebsverwaltungen gelten folgende Beamte als 
B 


nicht auf Lebenszeit, ſondern auf Kündigung angeſtellt, ſoweit nicht im 
einzelnen Falle die lebenslängliche Anſtellung in der Anſtellungsurkunde 
beſonders ausgeſprochen iſt: 


1. 


2 


Beamte, die auf Probe, zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen, oder zur 
Vorbereitung angeſtellt ſind. 


. Beamte, die nicht in etatsmäßigen Stellungen angeſtellt find, ſondern 


gegen Tagegelder beſchäftigt, oder nach der Leiſtung bezahlt werden, 
auch wenn die Tagegelder für längere Zeiträume und im voraus 
gezahlt werden. 


Beamte zu überwiegend mechaniſchen, oder untergeordneten Dienſten, 


z. B. Diener und Oberdiener, Schuldiener, Haushälter, Pförtner, 
Heizer, Wächter, Aufſeher und Oberaufſeher, Boten, Wärter und Ober- 
wärter, Feuermänner und Oberfeuermänner, Kanzliſten uſw. 


Standesbeamte und Standesbeamten-Stellvertreter. 
Die vom Magiſtrat angeſtellten Beamten ſtädtiſcher oder ſelbſtändiger 


milder Stiftungen. 


Beamte zu techniſchen, wiſſenſchaftlichen, künſtleriſchen oder 


mechaniſchen Dienſtleiſtungen ohne obrigkeitlichen Charakter. 


Beamte der ſtädtiſchen Sparkaſſe. 
. Steuererheber, Vollziehungsbeamte und Bauſchutzleute bis zum Ablauf 


des zehnten Dienſtjahres im ununterbrochenen Dienſte der Stadt. 


Andere Beamte bis zum Ablauf des fünften Dienſtjahres im ununter- 


brochenen Dienſte der Stadt, falls ſie vor dem vollendeten fünfund⸗ 
zwanzigſten Lebensjahre in den Dienſt der Stadt treten, außerdem bis 
zum vollendeten dreißigſten Lebensjahre. 


$ 3. Bei den nicht auf Lebenszeit erfolgten Anſtellungen ſtädtiſcher 


Beamter ſteht, wenn die Anſtellungsurkunde nicht anders beſtimmt, beiden 
Teilen das Recht zu, den Dienſt mit dreimonatlicher Friſt zu kündigen. 


§ 4. Wird ein auf Lebenszeit angeſtellter ſtädtiſcher Beamter in ein 


anderes, an ſich kündbares Amt verſetzt, ſo gilt die neue Anſtellung gleichwohl 
auf Lebenszeit, wenn nicht das Gegenteil in der Anſtellungsurkunde 
beſtimmt iſt. 


§ 5. Bamte, die vor Inkrafttreten dieſes Ortsſtatuts zu günſtigeren, 


als den danach geltenden Bedingungen angeſtellt ſind, bleiben im Beſitz ihrer 
dadurch erlangten Rechte. 


— a 


$ 6. Zu techniſchen, wiſſenſchaftlichen, künſtleriſchen oder mechaniſchen 
Dienſtleiſtungen ohne obrigkeitlichen Charakter können Perſonen von der 
Stadt auch im Wege des Privatvertrages angeſtellt werden. 

§ 7. Als Gehalt im Sinne von $ 3 des Kommunalbeamten-Geſetzes 

ilt nur das Amtseinkommen der in etatsmäßigen Stellen angeſtellten 
lalbenmien; Diäten der nicht in etatsmäßigen Stellen angeſtellten 
Perſonen, ſowie Gehälter der auf Probe, zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen, 
oder zur Vorbereitung angeſtellten Kommunalbeamten können auch in 
kürzeren Friſten und auch nachträglich gezahlt werden. 

88. Werden Perſonen von der Stadt angeſtellt, welche bereits von 
einer anderen öffentlichen Behörde Penſion beziehen, oder die bei der An⸗ 
ſtellung bereits das fünfzigſte Lebensjahr überſchritten haben, ſo ſteht den⸗ 
ſelben bei eintretender Dienſtunfähigkeit ein Anſpruch auf Penſion nicht zu, 
wenn ſie vor der Anſtellung ſchriftlich auf dieſen Anſpruch verzichtet haben und 
dieſer Verzicht in der Anſtellungsurkunde erwähnt iſt. 

Militärpenſionen der Militäranwärter werden im Sinne der vorſtehen⸗ 
den Vorſchrift nicht zu den von einer öffentlichen Behörde bezogenen Penſionen 
gerechnet. 

0. 1072. 00. 


2. Ortsſtatut 5 
über die Unfallfürſorge für die ſtädtiſchen Beamten 


vom 21. Februar 1903. 


Auf Grund des § 11 der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853, des 
Art. 1 § 14 des Reichs⸗Unfallfürſorge⸗Geſetzes für Beamte und für Perſonen 
des Soldatenſtandes vom 18. Juni 1901 — Reichsgeſetzblatt Seite 211 — 
und des Art. 1 § 10 des Preußiſchen Geſetzes betreffend die Fürſorge für 
Beamte infolge von Betriebsunfällen vom 2. Juni 1902 — Geſetzſammlung 


Seite 153 — wird für die Stadtgemeinde Breslau folgendes Ortsſtatut 
errichtet: 


§ 1. Für die ſtädtiſchen Kommunalbeamten, welche in reichs eſetzlich 
der Unfallverſicherung unterliegenden Betrieben beſchäftigt ſind, und fur ihre 
Hinterbliebenen tritt gegen die Folgen eines im Dienſte erlittenen Betriebs- 
unfalles dieſelbe Fürſorge ein, welche durch die Vorſchriften der § 1 bis 7 
des Reichs-Unfallfürſorgegeſetzes für Beamte und Perſonen des Soldaten- 
ſtandes vom 18. Juni 1901 (Reichsgeſetzblatt Seite 211) angeordnet iſt. 

§ 2. Anſprüche auf Grund dieſes Ortsſtatuts ſind, ſoweit deren 
Feſtſtellung nicht von Amts wegen erfolgt, bei Vermeidung des Ausſchluſſes 
vor Ablauf von zwei Jahren nach dem Eintritte des Unfalles bei dem 
Magiſtrat anzumelden. 

Nach Ablauf dieſer Friſt iſt der Anmeldung nur dann Folge zu geben, 
wenn zugleich glaubhaft beſcheinigt wird, daß eine den Anſpruch begründende 
Folge des Unfalls erſt ſpäter bemerkbar geworden, oder daß der Berechtigte von 
der Verfolgung ſeines Anſpruchs durch außerhalb ſeines Willens liegende Ver⸗ 

2* 


a E 


hältniſſe abgehalten worden ift, und wenn die Anmeldung innerhalb dreier 
Monate, nachdem eine Unfallfolge bemerkbar geworden oder das Hindernis für 
die Anmeldung weggefallen, erfolgt iſt. 

Jeder Unfall, welcher von Amts wegen oder durch Anmeldung der Be- 
teiligten einem Vorgeſetzten bekannt wird, iſt ſofort zu unterſuchen. Den Be⸗ 
teiligten iſt Gelegenheit zu geben, ſelbſt oder durch Vertreter ihre Intereſſen 
bei der Unterſuchung zu wahren. 

$ 3. Soweit vorſtehend nichts anderes beſtimmt ift, finden auch die 
durch § 1 bis 3 des Reichs⸗Unfallfürſorgegeſetzes vom 18. Juni 1901 
bezeichneten Bezüge die für die Beteiligten geltenden Beſtimmungen über die 
Penſion und über die Fürſorge für Witwen und Waiſen Anwendung. Auf die 
Bezüge von Verwandten der aufſteigenden Linie und von Enkeln finden dieſe 
Beſtimmungen entſprechende Anwendung. 

Die nach Abſatz 1 zu gewährenden Bezüge treten an die Stelle der— 
jenigen Penſion oder derjenigen Witwen- und Waiſengelder, welche den Be- 
teiligten auf Grund anderweiter Vorſchrift zuſtehen, ſoweit nicht die letzteren 
Beträge jene Bezüge überſteigen ($ 1 Abſatz 5 und § 2 Abſatz 3 des Reihs- 
Unfallfürſorgegeſetzes vom 18. Juni 1901). 

$ 4. Das Ortsſtatut tritt am 1. April 1903 in Kraft. 

O. 676. 03. 


3. Gemeindebeſchluß über die Fortzahlung des Gehalts in Krankheits- 
füllen auf die Dauer von mindeſtens 26 Wochen 


vom 3./14. Dezember 1903. 


Den auf Kündigung oder lebenslänglich mit nicht mehr als 2000 Mark 
jährlich angeſtellten Kommunalbeamten iſt in Krankheitsfällen das Gehalt für 
mindeſtens 26 Wochen nach der Erkrankung fortzuzahlen. 

O. 4422. 4683. 03. 


4. a. Ortsſtatut betreffend die Fürforge für die Witwen und Waiſen 
der ſtädtiſchen Beamten und Lehrer in Breslau 


vom 11. Juli 1892. 


Auf Grund des § 11 der Städte⸗Ordnung und § 16 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes vom 1. Auguſt 1883 wird hierdurch für die Stadtgemeinde Breslau 
folgendes Ortsſtatut erlaſſen: 

$ 1. Die Stadtgemeinde Breslau gewährt den Witwen und den ehe- 
lichen, oder durch nachfolgende Ehe legitimierten Kinder der beſoldeten 
Magiſtratsmitglieder, der Gemeindebeamten, der Beamten von Anſtalten, 
welche unter Aufſicht des Magiſtrats ſtehen, und der ſtädtiſchen Lehrer 
Witwen- und Waiſengeld nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen: 


BE 


$ 2. Die Hinterbliebenen ($ 1) haben vorbehaltlich der Ausnahmen in 
$8 3 und 4 Anſpruch auf Witwen- und Waiſengeld, wenn ihr verſtorbener 
Familienvater zur Zeit des Todes eine Penſion von der Stadt oder von der 
Gemeindeanſtalt, bei der er angeſtellt war, zu fordern hatte, oder wenn der⸗ 
ſelbe zur Zeit des Todes, bei einer alsdann eingetretenen Penſionsbedürftigkeit, 
berechtigt geweſen ſein würde, eine Penſion von der Stadt oder von der Anſtalt 
zu fordern. Zahlungspflichtig iſt bei Anſtaltsbeamten die betreffende Anſtalt, 
in allen übrigen Fällen die Stadt unmittelbar. Wird eine unter Aufſicht des 
Magiſtrats ſtehende Anſtalt durch eine beſondere Behörde (Vorſtand uſw.) 
rechtlich vertreten, ſo erlangen die Beamten dieſer Anſtalt die Rechte aus 
dieſem Ortsſtatut nur dann, wenn dem Magiſtrat die bindende Verpflichtung 
abgegeben wird, daß die Vorſchriften dieſes Ortsſtatuts auch für die Anſtalt 
gelten ſollen. 

8 3. Hinterbliebene von ehemaligen Mitgliedern der laut Reglement 
vom 13. Mai 1887 beſtandenen ſtädtiſchen Witwen- und Waiſen⸗Kaſſe haben 
den Anſpruch auch dann, wenn dem Verſtorbenen der Beitritt zur Witwen⸗ 
und Waiſenkaſſe nur gunſtweiſe (§ 6 zu O des Reglements vom 13. Mai 1887) 
verſtattet war. 

§ 4. War der Verſtorbene Familienvater Mitglied der ſtädtiſchen 
Offizianten⸗Witwenkaſſe (Statut vom 24. Februar 1847) ohne der im § 3 der 

23. Oktober 1848 AR 
erwähnten Witwen- und Waiſenkaſſe beigetreten zu fein, jo haben die Hinter- 
bliebenen den Anſpruch ($ 2) nur dann, wenn jener ſeine Rechte gegenüber der 

Offizianten⸗Witwenkaſſe vor feinem Tode der Stadt Breslau ſchriftlich abge- 

treten hatte. 

Mit Entgegennahme dieſer Erklärung übernimmt die Stadt Breslau 
die Verpflichtungen des Abtretenden gegenüber der Offizianten-Witwenkaſſe. 

§ 5.) Das Witwengeld beſteht in vierzig vom Hundert 
derjenigen Penſion, welche der Verſtorbene von der Stadt Breslau zu fordern 
berechtigt war oder zu fordern berechtigt geweſen ſein würde, wenn er am 

Todestage in den Ruheſtand verſetzt worden wäre. Überſchießende Mart- 

Deiche werden zu vollen Mark abgerundet. 

Das Witwengeld foll jedoch vorbehaltlich der im § 7 verordneten Be- 
ſchränkung mindeſtens 300 Mark betragen und 3500 Mark, bei den Witwen 
des erſten oder zweiten Bürgermeiſters 5000 Mark nicht überſteigen. 

86. Das Waiſengeld beträgt: 

a. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Vaters zum 
Bezuge von Witwengeld berechtigt war, ein Fünftel des 
Witwengeldes für jedes Kind; 

b. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des 
Vaters zum Bezuge von Witwengeld nicht berechtigt war, ein 
Drittel des itwengeldes für jedes Kind. 

Überſchießende Markbruchteile werden zu vollen Mark abgerundet. 


) Abſatz 1 in der Faſſung des am 1. April 1897 in Kraft getretenen I. Nachtrages 
vom 7. Oktober 1897 — O. 2392. 97 —, Abſatz 2 in der Faſſung des III. Nachtrags vom 
23. Auguft 1907 — O. 3660.07. — Nach dem Gemeindebeſchluſſe vom 20. Auguft, 
24. September 1896 — O. 3707. 96 — find SS 5 und 9 dahin auszulegen, daß auch im 

lle des § 9, wenn die Witwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene ift, das 

itwengeld mindeſtens 200 (jetzt 300) „ betragen fol. — Witwen- und Waiſengeld find 
unter Zugrundelegung der tatſächlich bewilligten Penſion zu berechnen. Mag. Verfg. vom 
12. November 1901. — O. 5253. 01. 


a 


War der verſtorbene Vater früher Mitglied der ſtädtiſchen Offizianten⸗ 
Witwenkaſſe geweſen, ſo ſoll das Waiſengeld in dem Falle zu b, jedoch für alle 
Kinder zuſammen keinesfalls weniger betragen als 200 Mark. 


§ 7. Witwen- und Waiſengeld dürfen weder einzeln noch zuſammen 
den Betrag der Penſion überſteigen, zu welcher der Verſtorbene berechtigt 
geweſen iſt oder berechtigt geweſen ſein würde, wenn er am Todestage in den 
Ruheſtand verſetzt worden wäre. 

Bei Anwendung dieſer Beſchränkung werden das Witwen- und Waiſen⸗ 
geld verhältnismäßig gekürzt. 

§ 8. Bei dem Ausſcheiden eines Witwen- oder Waiſengeld⸗Berechtigten 
erhöht fich das Witwen- oder Waiſengeld der verbleibenden Berechtigten der- 
jelben Familie von dem nächſtfolgenden Monat an inſoweit, als fie fih noch 
nicht im vollen Genuß der ihnen nach den §s 5 bis 7 gebührenden Beträge 
befinden. 

9.*) War die Witwe mehr als fünfzehn Jahre jünger als der Ber- 
ſtorbene, jo wird das nach Maßgabe der SS 5 bis 7 berechnete Witwengeld für 
jedes angefangene Jahr des Altersunterſchiedes über fünfzehn bis einſchließ⸗ 
lich fünfundzwanzig Jahre um ein Zwanzigſtel gekürzt. Auf den nach § 6 zu 
berechnenden Betrag des Waiſengeldes ſind dieſe Kürzungen des Witwengeldes 
ohne Einfluß. 

n) Nach fünfjähriger Dauer der Ehe wird für jedes ange- 
angene Jahr ihrer weiteren Dauer dem gekürzten Betrage ½ des nach 
Raßgabe der SS 5 und 7 zu berechnenden Witwengeldes ſolange hinzugeſetzt, 

bis der volle Betrag wieder erreicht iſt. 

$ 10. Keinen Anſpruch auf Witwengeld hat die Witwe, wenn die Ehe 
mit dem Verſtorbenen innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben geſchloſſen 
und die Eheſchließung zu dem Zweck erfolgt iſt, um der Witwe den Bezug des 
Witwengeldes zu verſchaffen. 

Dieſe Abſicht wird vermutet, wenn der Verſtorbene zur Zeit ſeiner Ver⸗ 
heiratung oder Wiederverheiratung das ſechzigſte Lebensjahr bereits zurück⸗ 
gelegt hatte, oder in einem Krankheitszuſtande ſich befand, welcher nach ärzt⸗ 
lichem Gutachten die Annahme eines nahe bevorſtehenden Ablebens 
rechtfertigt. 

Keinen Anſpruch auf Witwen- und Waiſengeld haben die Witwe und 
die hinterbliebenen Kinder des Verſtorbenen aus ſolcher Ehe, welche erſt nach 
der Verſetzung desſelben in den Ruheſtand geſchloſſen worden iſt. 

§ 11. Das nach dieſem Ortsſtatut den Hinterbliebenen zu gewährende 

Witwen⸗ und Waiſengeld wird um denjenigen Betrag gekürzt, welchen die 
Hinterbliebenen als Witwen- und Waiſengeld entweder vom Staate unmittel⸗ 
bar, oder aus einer ſolchen ſtaatlichen, oder unter Aufſicht des Staates 
ſtehenden Witwen- oder Waiſenkaſſe erhalten, zu welcher der verſtorbene 
Familienvater laufende Beiträge nicht zu zahlen hatte. 
„Die Vorſchrift des Abſatz 1 findet jedoch keine Anwendung auf die 
Hinterbliebenen derjenigen ſtädtiſchen Lehrer, welche vor dem 1. April 1889 in 
ein öffentliches Schulamt berufen worden ſind (vergl. Geſetz vom 19. Juni 
1889, Geſ.⸗S. S. 131). 


*) Vgl. Anmerkung zu 8 5. 
++) Abf. 2 ift hinzugefügt durch den erſten Nachtrag vom 7. Oktober 1897. 
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$ 12. Die Zahlung des Witwen- und Waiſengeldes beginnt mit dem 
Ablauf des Gnadenquartals oder des Gnadenmonats. ; 

§ 13. Das Witwen- und Waiſengeld wird monatlich im voraus in der 
Stadthauptkaſſe gezahlt. An wen die Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt 
der Magiſtrat. Roy hin p 

Unter der bezüglichen Quittung muß von einer öffentlichen Behörde 
oder einem öffentlichen Beamten beſcheinigt ſein, daß die Berechtigten noch 
leben, bezw. daß die Witwe ſich nicht wieder verheiratet, ſich auch keines 
der betreffenden Kinder verheiratet hat. 0 

Nicht abgeholte Teilbeträge des Witwen- und Waiſengeldes verjähren 
binnen vier Jahren, vom 31. Dezember des Jahres ihrer Fälligkeit an 
gerechnet, zum Vorteil der Stadt. 

$ 14. Wenn der Anſpruch auf das Witwen- und Waiſengeld ab⸗ 
getreten, verpfändet, oder ſonſt übertragen wird, ſo ruht von dieſem Zeitpunkte 
ab die Verpflichtung der Stadt zur Weiterzahlung desſelben fürdie Dauer 
der Abtretung, Verpfändung oder ſonſtigen Übertragung. 

§ 15. Das Recht auf den Bezug des Witwen- und Waiſengeldes 
erliſcht: 

1. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Monats, in welchem er ſich ver- 
heiratet oder ſtirbt; 
2. für jede Waiſe außerdem mit dem Ablauf des Monats, in welchem ſie 
das achtzehnte Lebensjahr vollendet. 
915 16. Das Recht auf den Bezug des Witwen- und Waiſengeldes 
ruht: 
wenn der Berechtigte das deutſche Heimatsrecht verliert, bis zur 
Wiedererlangung desſelben. 

§ 17. Die Beſtimmung, ob und welches Witwen- und Waiſengeld im 
einzelnen Falle zu zahlen iſt, erfolgt durch den Magiſtrat. 

Gegen die Entſcheidung des Magiſtrats ſteht den Beteiligten die Be— 
ſchreitung des Rechtsweges offen. 

§ 18. Abweichungen von dieſem Ortsſtatut zugunſten einzelner 
Hinterbliebener bedürfen der Genehmigung der Stadtverordneten-Verſamm— 
lung. In dieſer Weiſe kann ein Witwen- und Waiſengeld nach billigem Er⸗ 
meſſen, insbeſondere auch der Witwe und den Waiſen eines Beamten bewilligt 
werden, welcher geſtorben iſt, ohne am Todestage bereits einen Anſpruch auf 
Penſion erworben zu haben. Desgleichen kann eine Erhöhung der Penſion 
bewilligt werden, unter Anrechnung gewiſſer Zeiten auf die in Betracht 
kommende Dienſtzeit, — nach Maßgabe von SS 18 und 19 des Penſionsgeſetzes 
vom 27. März 1872. 

§ 19. Dieſes Ortsſtatut tritt nur gleichzeitig mit dem heutigen 
Gemeindebeſchluſſe, betreffend Auflöſung der Breslauer ſtädtiſchen Witwen⸗ 
und Waiſenkaſſe, in Kraft. 

Dasſelbe findet keine Anwendung auf die Hinterbliebenen ſolcher 
Beamten und Lehrer, welche bereits vor dem Inkrafttreten des Ortsſtatuts 
geſtorben ſind. 

Der Tag des Inkrafttretens iſt vom Magiſtrat nach erfolgter Be⸗ 
ſtätigung dieſes Ortsſtatuts und des Gemeindebeſchluſſes zu beſtimmen und 
mit dem Gemeindebeſchluſſe und mit dem Ortsſtatute ſelbſt ortsüblich bekannt 
zu machen. 

O. 3760 92. 
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b. Gemeindebeſchluß vom 11. Juli 1892 betreffend Auflöſung der laut 
Reglement vom 13. Mai 1887 errichteten Breslauer ſtädtiſchen Witwen- 
und Waiſenkaſſe. 


Durch Ortsſtatut vom heutigen Tage hat die Stadtgemeinde Breslau 
beſchloſſen, den Witwen und Waiſen ihrer Beamten und Lehrer Witwen- und 
Waiſengeld von Amts wegen zu gewähren. Hierdurch erſcheint der Zweck der 
laut Reglement vom 13. Mai 1887 errichteten ſtädtiſchen Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe fortan ohne weiteres Zutun der Kaſſenmitglieder ſichergeſtellt. 

Demzufolge wird hiermit, gemäß § 32 des Kaſſen-Reglements vom 
13. Mai 1887, nach Anhörung des Kaſſenvorſtandes und vorbehaltlich der 
Genehmigung durch die Miniſter des Innern und der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal-Angelegenheiten folgendes beſchloſſen: 

§ 1. Mit dem Augenblick, in welchem das Ortsſtatut vom heutigen 
Tage, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der ſtädtiſchen 
Beamten und Lehrer, in Kraft tritt, gilt die laut Reglement vom 13. Mai 
1887 errichtete ſtädtiſche Witwen- und Waiſenkaſſe als ſolche für aufgelöſt. 

§ 2. Alle Rechte und Pflichten der Kaffe gehen mit dem gedachten 
Augenblicke auf die Stadtgemeinde Breslau über. 

Die Stadt Breslau wird insbeſondere Eigentümerin des geſamten 
Kaſſenvermögen, ſie zieht die Forderungen der Kaſſe ein und haftet für alle 
Verbindlichkeiten der Kaſſe. 

$ 3. Den bisherigen Mitgliedern der aufgelöſten Kaſſe werden die 
von . für die Zeit nach dem 1. April 1891 eingezahlten Beiträge zurück⸗ 
gezahlt. 

Die Anſprüche der Hinterbliebenen von ſolchen Kaſſenmitgliedern, 
welche nach dem im § 1 gedachten Augenblicke ſterben, werden lediglich nach 
dem Ortsſtatut vom heutigen Tage bemeſſen. 

Witwen- und Waiſengeldanſprüche, welche durch frühere Todesfälle 
entſtanden waren, bleiben dagegen unverändert beſtehen. 

§ 4. Dieſer Gemeindebeſchluß tritt nur gleichzeitig mit dem heutigen 
Ortsſtatute, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der ſtädtiſchen 
Beamten und Lehrer in Kraft. 

Der Tag des Inkrafttretens iſt vom Magiſtrat nach erfolgter 
Beſtätigung des Ortsſtatuts und dieſes Gemeindebeſchluſſes zu beſtimmen und 
mit dem Ortsſtatut und dem Gemeindebeſchluſſe ſelbſt ortsüblich öffentlich 
bekannt zu machen. 

Das vorſtehende Ortsſtatut und der Gemeinde-Beſchluß treten mit dem 
1. Januar 1893 in Kraft. Zu der von den ſtädtiſchen Behörden beſchloſſenen 
Auflöſung der nach dem Reglement vom 13. Mai 1887 errichteten ſtädtiſchen 
Witwen- und Waiſenkaſſe haben die Herren Miniſter des Innern und der 
geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten mittelſt Erlaſſes vom 25. Oktober d. J. die 
Genehmigung erteilt. 


Breslau, den 18. November 1892. 


Der Magiſtrat hieſiger Königl. Haupt- und Reſidenzſladt. 
0.3760. 92. 


C. Städtiſche Arbeiter. 


1. Gemeindebeſchluß betreffend die Unterſtützung erwerbsunfähig 
werdender Arbeiter der Stadt Breslau und ihrer Hinterbliebenen 


vom 7./12. Dezember 1899. 


§ 1. Perſonen, welche in ihrem Haupterwerb der Stadt Breslau oder 
einer ſtädtiſchen Stiftung gegen Lohn dienen, ohne als Beamte Anſpruch auf 
Penſion zu haben, ſollen von der Stadt oder von der Stiftung, der ſie dienen, 
eine Verſorgung (Rente) nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen erhalten, 
wenn ſie nach mehr als zehnjähriger, ununterbrochener Beſchäftigung im 
ſtädtiſchen Dienſte aus dieſem wegen dauernder Arbeitsunfähigkeit ausſcheiden. 

Hat die Beſchäftigung im ſtädtiſchen Dienſte nicht zehn Jahre gedauert, 
ſo ſoll gleichwohl eine Verſorgung gewährt werden, wenn die Arbeits⸗ 
unfähigkeit infolge einer Körperverletzung eintritt, welche die Perſon ſich im 
ſtädtiſchen Dienſt unabſichtlich zugezogen hat. 

§ 2. Die Verſorgung kann nicht als klagbares Recht gefordert werden, 
ſondern ſie wird in jedem Einzelfalle vom Magiſtrat, mit Genehmigung der 
Stadtverordneten-Berjammlung frei feſtgeſetzt und kann ebenſo jederzeit 
geändert oder wieder entzogen werden. 

Eine Klage, Beſchwerde oder irgend ein anderes Rechtsmittel gegen die 

Verfügung des Magiſtrats iſt nicht gegeben. 

Das Recht der Stadt zur Kündigung und Entlaſſung von Arbeitern oder 
Bedienſteten wird durch dieſen Gemeindebeſchluß nicht beſchränkt. 


$ 3.*) Die Arbeitszeit vor Beginn des 18. Lebensjahres wird nicht 
berückſichtigt. 

Auf Perſonen, die erſt nach Vollendung des fünfzigſten Lebensjahres 
oder nach bereits eingetretener Beſchränkung ihrer Arbeitsfähigkeit, z. B. durch 
Krüppelhaftigkeit uſw., oder die durch Vermittelung der Armenverwaltung 
von der Stadt in Dienſt genommen wurden, findet dieſer Gemeindebeſchluß 
keine Anwendung. 

§ 4. Als Unterbrechung der Beſchäftigung im ſtädtiſchen Dienſte (§ 1) 
werden nicht angeſehen unverſchuldete Arbeitsverhinderung, — wie z. B. 
Krankheiten, Betriebsſtörungen, Ableiſtung der militäriſchen Dienſtpflicht, — 
wenn dieſe Hinderungen unmittelbar zum Aufhören der ſtädtiſchen Be⸗ 
ſchäftigung Anlaß geben, und wenn nach Wegfall des Hinderungsgrundes die 
ſtädtiſche Beſchäftigung unverzüglich wieder aufgenommen wurde. 

Dauern ſolche Arbeitshinderungen länger als 13 Wochen im Kalender- 
jahre, ſo wird das Mehr an Zeit auf die Geſamtdauer der Beſchäftigung (§ 1) 
nicht angerechnet. 


8 5. Die Höhe der Verſorgung wird nach dem von dem Empfänger 
verdienten Jahreslohne und nach der Dauer der ununterbrochenen Be⸗ 
ſchäftigung im Dienſte der Stadt bemeſſen. 


) Abſatz 1 in der Faſſung des 3. Nachtrags vom 7. Januar 1908, O. 30. 08. 
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$ 6. Als Jahreslohn im Sinne von $ 5 gilt der Durchſchnittsbetrag 
des in den letzten fünf Jahren der Beſchäftigung tatſächlich verdienten Jahres- 
lohnes, jedoch unter Hinzurechnung des entgangenen Verdienſtes für die Zeit 
der in dieſen Zeitraum fallenden unverſchuldeten Arbeitshinderungen ($ 4), 
ſoweit diefe nicht in den regelmäßigen Verhältniſſen der Arbeit, — z. B. 
bei Saiſon⸗Arbeiten — begründet waren. 

War der Lohnſatz eines Arbeiters in der letzten Zeit bereits wegen ver- 
ringerter Arbeitsfähigkeit herabgemindert worden, ſo kann für Arbeiter, die 
der Stadt länger als 15 Jahre gedient haben, bei Berechnung des Jahreslohns 
der Lohnſatz eines rüſtigen Arbeiters gleicher Art ſtatt des zuletzt wirklich 
bezogenen Lohnſatzes in Rechnung geſtellt werden. 


$ 7.) Die Rente foll betragen nach zehnjähriger Dienſtzeit 2%, 
des Jahreslohnes (§ 5). Mit jedem folgenden Jahre der Dienſtzeit ſteigt die 
Unterſtützung um eo des Jahreslohnes bis zum vollendeten dreißigſten 
Dienſtjahre und von da ab um ½20 des Jahreslohnes bis zum Höchſtbetrage 
von o im ganzen. 

Im Falle des § 1, letzter Abſatz wird die Verſorgung frei feſtgeſetzt, 
unter möglichſt ſinngemäßer Anwendung der vorſtehenden Beſtimmungen. 


§ 8. Die nach 8 6 berechnete ſtädtiſche Rente wird gekürzt 
. um die Unfallrente und 
2. um die Hälfte der Alters- und Invalidenrente, welche der Unterſtützte 
nach Maßgabe der Reichsgeſetze für die Zeit jener Unterſtützung bezieht, 
ſowie 
3. um die Rente, die der Unterſtützte etwa aus einer beſonderen, von der 
Stadt eingerichteten Altersverſorgungskaſſe bezieht.“) 

Die Kürzung tritt jedoch nur ein, wenn und ſoweit als dieſe Beträge 
zuſammen mit der ſtädtiſchen Rente den Jahresbetrag von 450 Mark 
überſteigen. 

Die Kürzung der ſtädtiſchen Rente findet im übrigen auch dann ſtatt, 
wenn der Empfänger es trotz Aufforderung unterläßt, die anderweitige 
(Abſ. 1), ihm zuſtehende Rente in Anſpruch zu nehmen. 


$ 9. Beträgt das Geſamteinkommen eines von der Stadt nach den vor- 
ſtehenden Beſtimmungen Unterſtützten, einſchließlich des Privateinkommens 
und Privaterwerbs, weniger als 240 Mark, ſo iſt die ſtädtiſche Rente ſo zu 
erhöhen, daß dem Unterſtützten im ganzen mindeſtens jener Betrag verbleibt. 


$ 10. An die Stelle des früheren § 10 iſt folgender 2. Nachtrag 

vom 29. Juni 1906 — 0. I. 1389/06 — getreten: 

1. Der § 10 des Gemeindebeſchluſſes vom 12. Dezember 1899 wird 
durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

„Die Witwe und die hinterbliebenen ehelichen oder durch nachfolgende 
Ehe oder durch Ehelichkeitserklärung anerkannten Kinder eines ſtädtiſchen 
Augeſtellten oder Arbeiters und die Hinterbliebenen Kinder einer ſolchen 
ſtädtiſchen Angeſtellten oder Arbeiterin, welche deren Lebensunterhalt bisher 
ganz oder überwiegend beſtritten hat, erhalten unter den Vorausſetzungen des 
S 1 eine Verſorgung nach folgenden Vorſchriften: 


*) Abſatz 1 in der Faſſung des 3. Nachtrags vom 7. Januar 1908, O. 30. 08. 

++) Abſatz 1 in der Faſſung des 1. Nachtrags vom 19. Januar 1906. O. I. 2037. 05. 
Der ſo abgeänderte Gemeindebeſchluß iſt vom 1. Oktober 1905 ab auch auf die bereits mit 
Rente verſorgten ehemaligen Arbeiter der Stadt anzuwenden. 


„ 


Das Witwengeld beträgt vier Zehntel der nach § 7 zu berechnenden 
Rente des Ehemannes und wird von dem Tage ab, bis zu welchem die Bezüge 
des Ehemannes über den Todestag hinaus gewährt werden, andernfalls vom 
Todestage ab, gezahlt. Es erliſcht mit der Wiederverheiratung der Witwe. 

Das Waiſengeld beträgt für Kinder: 

a. deren Mutter lebt und Witwengeld bezieht, ein Fünftel des Witwen- 
geldes für jedes Kind; 

b. deren Mutter nicht mehr lebt oder kein Witwengeld bezieht, ein Drittel 
des nach Abſatz 2 zu berechnenden Witwengeldes für jedes Kind (d. ſ. 
bei hinterbliebenen unverſorgten Kindern einer alleinſtehenden 
weiblichen Perſon *,, der Rente, welche für die Mutter im Falle 
ihrer Verſorgung zu berechnen geweſen wären). 

Die Waiſenverſorgung beginnt mit dem der Vorſchrift des Abſatz 2 
entſprechenden Zeitpunkte und endet mit dem vollendeten 15. Lebensjahre 
der Waiſe. 

Die Witwen- und Waiſenverſorgung ift in der Regel ausgeſchloſſen, 
wenn die Ehe innerhalb dreier Monate vor Beendigung des Beſchäftigungs⸗ 
verhältniſſes oder während des gleichen Zeitraumes vor dem Tode des Ehe— 
mannes geſchloſſen worden iſt. 

Witwen- und Waiſengeld dürfen weder einzeln noch zuſammen den 
Betrag der feiner Berechnung zugrunde zu legenden Rente (§ 7) überſteigen. 

Gegebenenfalls tritt eine verhältnismäßige Kürzung der einzelnen 
Bezüge ein. , 

Die Verſorgung wird mindeſtens in der Höhe gewährt, daß die öffentliche 
Armenpflege ausgeſchloſſen iſt. 

Auch auf die Witwen- und Waiſenverſorgung findet $ 2 Anwendung.“ 

2. Dieſe Anderung tritt am 1. April 1906 in Kraft. 

3. Die Ausführung der neuen Vorſchrift findet mit folgender Mak- 
gabe ſtatt: 

a. Diejenigen Rentenbezüge, die nach den bisherigen Beſtimmungen höher 
ſind als nach den neuen, ſollen unverändert bleiben, 

b. der nach der mehrjährigen Praxis der beiden ſtädtiſchen Körper- 
ſchaften als Mindeſtſatz gemäß § 10 Abſatz 1 des Gemeindebeſchluſſes 
vom 12. Dezember 1899 regelmäßig gewährte Betrag von 120 Mark 
jährlich ſoll auch fernerhin als Mindeſtmaß gelten, ſo daß, auch wenn 
die Berechnung nach den neuen Beſtimmungen einen geringeren 
Betrag als 120 Mark jährlich ergeben ſollte, dieſer letztere Betrag 
gewährt wird. 

4. Die auf Grund des Gemeindebeſchluſſes vom 12. Dezember 1899 
an Witwen und Waiſen zu zahlenden Renten ſind, wenn dieſelben über die in 
dem genannten Beſchluſſe beſtimmten Grenzen nicht hinausgehen, unter 
Abſtandnahme von Anträgen für jeden einzelnen Fall alljährlich tabellariſch 
der Stadtverordneten-Verſammlung zur einheitlichen Genehmigung 
vorzulegen.“) 

Zur Ergänzung des 2. Nachtrags iſt folgender 4. Nachtrag vom 
9. November 1908 — O. 2462/08 — ergangen: 

Den im Nachtrag II bezeichneten Hinterbliebenen ſtädtiſcher Arbeiter 

ſoll das Lohn des Verſtorbenen noch für 3 Monate, vom Tage nach dem Tode 


) Vgl. hierzu Mag.⸗Verf. v. 29. 6. 1906. O. I. 1389. 06. 
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ab, gunſtweiſe gewährt werden, falls der Arbeiter ſich 10 Jahre und länger 
im Dienſte der Stadt Breslau befand. Die Berechnung des Gnadenviertel⸗ 
jahres erfolgt nach dem Durchſchnittslohn der letzten 3 Monate, in denen er 
voll erwerbsfähig war. Bei Arbeitern, deren Lohn infolge Akkord⸗ oder 
Saiſonarbeit ſtark ſchwankt, können die Verwaltungen für den Durchſchnitt 
auch einen größeren Zeitraum wählen. Bei Berechnung des Durchſchnitts 
iſt entgangener Arbeitsverdienſt für die Zeit unverſchuldeter Arbeits⸗ 
hinderungen zu berückſichtigen. 

Stirbt ein Arbeiter, der 5 und mehr, aber weniger als 10 Jahre im 
Dienſte der Stadt Breslau ſteht, ſo ſollen ſeine Hinterbliebenen das letzte Durch- 
ſchnittslohn nur für 2 Monate vom Tage nach dem Tode ab erhalten. 

Bei Berechnung des Gnadenvierteljahres für Hinterbliebene von 
Arbeitern, die bereits eine ſtädtiſche Rente auf Grund des Gemeindebeſchluſſes 
beziehen, tritt an Stelle des Durchſchnittslohnes die letzte Monatsrente. 

Nach Ablauf der oben gedachten Friſten von 2 bezw. 3 Monaten tritt die 
Anwartſchaft auf Witwen- und Waiſengeld ein. 

An wen von den Hinterbliebenen die Zahlung der Gnadenbezüge er- 
folgen ſoll, beſtimmt der Verwaltungsdezernent. Hat ein Arbeiter Hinter⸗ 
bliebene der im Nachtrag II bezeichneten Art nicht hinterlaſſen, ſo können dieſe 
Bezüge durch Magiſtratsbeſchluß auch ſolchen bedürftigen Perſonen gewährt 
werden, deren Ernährer er ganz oder überwiegend geweſen iſt, oder welche die 
Koſten der Beerdigung und der letzten Krankheit beſtritten haben, falls der 
Nachlaß zur Deckung dieſer Koſten nicht ausreicht. 

Dieſer Gemeindebeſchluß findet Anwendung auf die nach dem 31. März 
1909 eintretenden Todesfälle. 

§ 11. Die Renten, die auf Grund dieſes Gemeindebeſchluſſes gewährt 
werden, ſind in die Etats der betreffenden Verwaltung ſummariſch unter 
Angabe der Zahl der Empfänger einzuſtellen und in der Regel monatlich im 
voraus zu zahlen. ` 

$ 12. Der vorſtehende Gemeindebeſchluß kann jederzeit geändert oder 
ganz aufgehoben werden. 


©. 4920.99. 


2. Grundſätze für die rechtliche Behandlung der ſtädtiſchen Arbeiter. 


Für die rechtliche Behandlung der von den verſchiedenen ſtädtiſchen 
Verwaltungen beſchäftigten Arbeiter (Tagearbeiter, Werkarbeiter) ſollen 
folgende allgemeine Grundſätze Anwendung finden, ſoweit nicht der Magiſtrat 
ſelbſt Ausnahmen beſtimmt: s N 

Die Bedingungen, unter denen Arbeiter für den Dienſt der Stadt ange⸗ 
nommen werden, ſind nach wie vor von den einzelnen ſtädtiſchen Ver⸗ 
waltungen zu vereinbaren, ſoweit nicht vom Magiſtrat Anordnungen 
getroffen werden. 

Für Arbeiter leinſchließlich Handwerker), die längere Zeit hindurch 
ununterbrochen im Dienſte der Stadt geſtanden haben, gelten die folgenden 
Vorſchriften: 

1. Der Lohn ſoll für Arbeiter, die ſich im Dienſte bewährt haben, 
Steigerungen erfahren, die von den einzelnen Verwaltungen feſtzuſtellen ſind. 
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2. Arbeitern, die über 10 Jahre ununterbrochen bei einer und derſelben 
ſtädtiſchen Verwaltung beſchäftigt worden ſind, ſoll der Lohn nicht gekürzt 
werden, wenn ſie lediglich wegen Alters oder Krankheit weniger leiſtungs⸗ 
fähig werden. ; 

Erhält ein Arbeiter wegen Alters oder Krankheit eine Rente, ſo kann 
dieſe von dem Lohn abgerechnet werden. 

3. Arbeiter, die über ein Jahr lang ununterbrochen bei einer und der⸗ 
ſelben ſtädtiſchen Verwaltung beſchäftigt werden, dürfen nicht ohne 
Kündigungsfriſt entlaſſen werden. Die Kündigungsfriſt ſoll in Ermangelung 
beſonderer Vereinbarung betragen: 

m als einjähriger Beſchäftigung: 1 Woche, 
en A z biei 2 $ N 2 Wochen, 
z z = zehn = 4 Wochen. 


4. Unbeſchadet der vorſtehenden Vorſchrift ift der Betriebsleiter einer 
Sine a zur ſofortigen Entlaſſung eines Arbeiters befugt in folgenden 
Fällen: 

a. wenn der Arbeiter beim Abſchluß des Arbeitsvertrages falſche 
Zeugniſſe vorgebracht, oder falſche Angaben über ein anderes, ver⸗ 
pflichtendes Arbeitsverhältnis gemacht hat, f 

b. bei Untreue oder Vertrauensmißbrauch im Dienſte, insbeſondere auch 
bei vorſätzlicher Beſchädigung ſtädtiſchen Eigentums, oder bei wiſſent⸗ 
lich falſcher Ausſage gegenüber einem Vorgeſetzten über eine dienſtliche 
Angelegenheit, 

c. bei unbefugtem Verlaſſen des Dienſtes oder bei beharrlicher Ber- 
weigerung der Dienſtpflicht, insbeſondere auch bei Gehorſams⸗ 
5 im Dienſt, und bei eigenmächtigem Fortbleiben vom 

ienſt, 

d. bei wörtlicher oder tätlicher Beleidigung eines Vorgeſetzten, ins- 
beſondere auch bei wiederholtem achtungswidrigem Verhalten gegen⸗ 
über einem Vorgeſetzten im Dienſt, 

e. bei unſittlichem Lebenswandel, insbeſondere bei Begehung eines Ver— 
brechens oder Vergehens und bei wiederholter Trunkenheit im Dienſt. 

5. Zur Entlaſſung von Arbeitern (mit oder ohne Kündigung), die über 
fünf Jahre ununterbrochen bei einer und derſelben ſtädtiſchen Verwaltung 
beſchäftigt worden find, ift die Genehmigung des Magiſtrats⸗Dezernenten 
erforderlich.!) 


6. Ein Recht auf Gewährung von Urlaub mit Fortzahlung des Lohnes. 
haben die Arbeiter ebenſowenig, wie die Beamten. 

Die Betriebsleiter werden jedoch ermächtigt, Arbeitern, die ſich im 
Dienſte bewährt haben, jährlich einmal Urlaub mit Fortzahlung des Lohnes 
zu gewähren: 

a. nach mehr als dreijähriger ununterbrochener Dienſtzeit bis zur Dauer 
von drei Tagen, 

b. nach mehr als fünfjähriger ununterbrochener Dienſtzeit bis zur Dauer 
von fünf Tagen, 

c. nach mehr als zehnjähriger ununterbrochener Dienſtzeit bis zur Dauer 
von einer Woche. 


W n 


) In der Faſſung des Magiſtratsbeſchluſſes vom 27. Juni 1907. 


Arbeitern, die militärische Übungen abzuleiten haben, kann der Er- 
holungsurlaub gewährt werden, ſofern die Übung die Dauer von 14 Tagen 
nicht überſteigt.“) 

Nach mehr als zwanzigjähriger ununterbrochener Dienſtzeit kann ein 
Urlaub bis zur Dauer von zwei Wochen nach Maßgabe der beſtehenden Vor- 
ſchriften gewährt werden.“ *) 

7. Der Urlaub kann mit Genehmigung des Magiſtrats-Dezernenten aus 
dringenden Gründen in den Fällen zu a und b auf eine Woche verlängert 
werden und in allen Fällen auf vier Wochen, wenn dies nach dem Urteil des 
ſtädtiſchen Vertrauensarztes durch den Geſundheitszuſtand des Arbeiters 
geboten erſcheint. 

8. Verheirateten Arbeitern, die länger als drei Jahre ununterbrochen 
im Dienſte der Stadt ſtehen, kann, wenn ſie zu militäriſchen Dienſtleiſtungen 
einberufen werden, die Hälfte des Lohnes bis zur Dauer der Dienſtleiſtung, 
doch nicht über acht Wochen lang, fortgezahlt werden. 

9. Bei der Arbeitszeit, die für Gewährung des Urlaubs nach Nr. 6 bis 8 
beſtimmend iſt, iſt die bei anderen ſtädtiſchen Verwaltungen verbrachte 
Arbeitszeit mit zu berückſichtigen, wenn der Arbeiter aus der einen Ber- 
waltung unmittelbar in die andere übergetreten war. 

10. Der Urlaub ſoll in der Regel im Sommer gewährt werden und ſich 
mit Anfang oder Ende an einen Sonntag anſchließen. 

11. Bei ſtädtiſchen Verwaltungen und Betrieben, die in der Regel mehr 
als achtzig Arbeiter beſchäftigen, iſt in der Regel ein Arbeiter-Ausſchuß zu 
bilden. Für die Arbeiter mehrerer einzelner Betriebe, die unter derſelben 
ſtädtiſchen Verwaltungdeputation ſtehen, kann ein gemeinſamer Arbeiter⸗ 
ausſchuß beſtellt werden. Über die Abgrenzung, Zuſammenſetzung und 
Geſchäftsführung der Arbeiterausſchüſſe ergehen für die einzelnen Ver⸗ 
waltungen beſondere Beſtimmungen. Für alle Arbeiterausſchüſſe gelten 
folgende Vorſchriften: 

§ 1. Wirkungskreis. Der Arbeiterausſchuß fol Wünſche und 
Beſchwerden der Arbeiter entgegennehmen und behandeln, die alle Arbeiter der 
Verwaltung oder einer Verwaltungs-Abteilung berühren. 

Beſchwerden und Wünſche einzelner Arbeiter ſoll er nicht verhandeln; ſie 
ſind vielmehr im Dienſtaufſichtswege zu erledigen. 

Der Arbeiter-Ausſchuß hat die ihm vorgetragenen gemeinſamen 
Wünſche und Beſchwerden der Arbeiter oder einzelner Arbeiterklaſſen in 
gemeinſamer Sitzung zu prüfen und ſie entweder unmittelbar zu erledigen, 
oder mit einem Gutachten an den Magiſtrat abzugeben. 

Der Arbeiter-Ausſchuß hat ferner über die ihm vom Magiſtrat zu⸗ 
gewieſenen Angelegenheiten Auskünfte und Gutachten abzugeben und nach 
beſonderer Beſtimmung bei Wohlfahrtseinrichtungen zum Beſten der Arbeiter 
mitzuwirken. 


*) Magiſtratsbeſchluß vom 25. Juni 1909, O. 1710. 09. 
) Magiſtratsbeſchluß vom 1. Dezember 1909, O. 3071. 09. 
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§ 3. Wahlrecht der Arbeiter. Wahlberechtigt jind nur 
Arbeiter, die über 25 Jahre alt und über ein Jahr lang ununterbrochen als 
Arbeiter im Dienſte der Stadt ſind, wählbar ſind nur Arbeiter, die über 
30 Jahre alt und mindeſtens fünf Jahre ununterbrochen als Arbeiter im 
Dienſte der Stadt ſind. 


§ 4. Wahlabteilungen. Die Wahl der Ausſchußmitglieder 
und Erſatzmänner erfolgt in Abteilungen, die nach den einzelnen Arbeiter⸗ 
klaſſen der betreffenden Verwaltung oder des betreffenden Betriebes gebildet 
werden. 


§ 5. Wahlverfahren. Die Wahl erfolgt getrennt nach den 
beſtimmten Abteilungen in einer vom Betriebsleiter, oder von einem Be- 
auftragten des Magiſtrats einberufenen und geleiteten Verſammlung aller 
Abteilungen. 


Der Wahlvorſtand beſteht aus dem Betriebsleiter, oder dem vom 
Magiſtrat beſonders beſtimmten Wahlleiter als Vorſitzenden und aus zwei bis 
en Beiſitzern, welche der Vorſitzende aus der Zahl der Wahlberechtigten 
beruft. 

Die Wahl erfolgt in jeder Abteilung geſondert für Ausſchußmitglieder 
und Erſatzmänner, mittels verdeckter Stimmzettel. 5 

Gewählt iſt, wer die meiſten Stimmen erhält (einfache Mehrheit). Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das vom Vorſitzenden gezogene Los. 

Der Wahltag iſt im Gemeindeblatt, ſowie durch Anſchlag an der Haupt⸗ 
Amtsſtelle der betreffenden Verwaltung mindeſtens vierzehn Tage vorher mit 
dem Bemerken bekannt zu machen, daß das Verzeichnis der Wahlberechtigten 
an beſtimmter Amtsſtelle zur Einſicht der Arbeiter ausliege. Über das Er⸗ 
gebnis der Wahl iſt ein Protokoll aufzunehmen und vom Wahlvorſtand zu 


e Das Ergebnis der Wahl iſt im Gemeindeblatt bekannt zu 
machen. 


§ 6. Art und Dauer des Amtes. Das Amt als Ausſchuß— 
mitglied und Erſatzmann iſt ein Ehrenamt. 

Die Wahl erfolgt auf drei Jahre. Scheiden Ausſchußmitglieder und 
Erſatzmänner im Laufe der drei Jahre aus, ſo kann der Ausſchuß ſich neue 
Erſatzmänner aus der Zahl der Wahlberechtigten derſelben Wahlabteilung 
zuwählen. 

Alle drei Jahre findet die Geſamterneuerung des Arbeiterausſchuſſes 


nach § 5 ſtatt, in der Regel im Monat Januar für die mit dem folgenden 
1. April beginnenden drei Jahre. 


§ 7. Geſchäftsführung. Sitzungen des Ausſchuſſes finden je 
nach Bedarf ſtatt und werden vom Vorſitzenden durch ſchriftliche Einladung 
unter Angabe von Ort und Zeit in der Regel drei Tage vorher, unter Mit- 
teilung der Tagesordnung, berufen und geleitet. 


Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter ſowie ein Schriftführer werden 
in der erſten Sitzung des Ausſchuſſes aus der Mitte der Ausſchußmitglieder 
durch Stimmenmehrheit gewählt und zwar durch Zuruf, wenn niemand 
widerſpricht, ſonſt durch Stimmzettel mit einfacher Stimmenmehrheit. 

Ausſchußſitzungen müſſen anberaumt werden, wenn der Magiſtrat, der 


Betriebsleiter oder mindeſtens drei Ausſchußmitglieder es unter Angabe des 
Beratungsgegenſtandes verlangen. 
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Von jeder Ausſchußſitzung iſt dem Betriebsleiter in der Regel mindeſtens 
drei Tage vorher Anzeige mit Angabe der Tagesordnung zu machen. 

Der Betriebsleiter und noch zwei von ihm oder vom Magiſtrat abge- 
ordnete Vertreter haben das Recht an den Beratungen des Ausſchuſſes mit 
beratender Stimme teil zu nehmen und ſie müſſen dabei auf Verlangen 
jederzeit gehört werden. Die Beſchlüſſe der Ausſchußſitzungen ſind in ein 
Protokoll aufzunehmen, das von allen Teilnehmern zu unterzeichnen und dem 
Magiſtrat zur Entſcheidung vorzulegen iſt. 

Bei Meinungsverſchiedenheiten über einen Beratungsgegenſtand kann 
die Minderheit ihre vom gefaßten Beſchluſſe abweichende Meinung beſonders 
ſchriftlich niederlegen und dem Magiſtrat mitteilen. 


Breslau, den 4. November 1905. 


Der Oberbürgermeiſter. 
O. I. 2063. 05. G. Bender. 


II. Abſchnitt. 
Finanzweſen. 


A. Etats: und Rechnungsweſen. 


1. Grundſätze für den Subſtanzgelderſtock der Kämmerei. 


Der Subſtanzgelderſtock der Kämmerei enthält das 
vorübergehend flüſſig gemachte nutzbare Subſtanz⸗ 
vermögen der Stadtgemeinde. 

Er hat die Aufgabe, es fortgeſetzt nutzbar zu erhalten, darf daher zu 
nichtnutzbringenden Anlagen nicht verwendet werden. 

Er wird gebildet durch alle Einnahmen aus der Veräußerung von 
Beſtandteilen des Kämmerei-Vermögens, einſchließlich derjenigen aus der 
Ablöſung der der Kämmerei zuſtehenden Gerechtigkeiten. 

Seine nicht zur Befriedigung laufender Ausgaben verwendbaren 
Beſtände ſind zinsbar zu belegen, um dadurch die der Kämmerei durch Ver⸗ 
äußerungen oder Ablöſungen entzogenen Einnahmen zu erſetzen. Die Zinſen 
fließen der laufenden Verwaltung zu. 

Aufwendungen aus dem Subſtanzgelderſtock bedürfen der Genehmigung 
der Stadtverordneten⸗Verſammlung — dgl. Beſchluß der Stadtv.⸗Verſ. vom 
10. Januar 1895, Prot.⸗Buch Nr. 52 —. 

O. 516. 95. 
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2. Grundſätze für den Veſtandsgelderſtock der Kämmerei 


Kis Januar 1895. 
vom 19. November 1897. 
25. November 1901. 


$ 1. Die alljährlich bei der laufenden Kämmereiverwaltung am 
Schluſſe des Rechnungsjahres vorhandenen Beſtände abzüglich des zur 
Deckung ſämtlicher Reſtausgaben erforderlichen als rechnungsmäßiger Kaſſen⸗ 
beſtand in das nächſte Jahr zu übertragenden Betrages bilden einen 
beſonderen Stock unter der Bezeichnung „Beſtandsgelderſtock der 
Kämmerei“. 


$ 2. Der Beſtandsgelderſtock darf nur mit Zuſtimmung der Stadtver⸗ 
ordneten-Verſammlung verwendet werden. 

Er ift dazu beſtimmt, die Mittel zur Wiederherſtellung des Gleidh- 
gewichts zwiſchen Einnahme und Ausgabe zu gewähren, wenn beim Jahres- 
abſchluß die Geſamtausgabe die Geſamteinnahme überſteigt. 


$ 3. Die Mittel des Beſtandsgelderſtocks find in voller Höhe in zins⸗ 
tragenden ſicheren Wertpapieren anzulegen. Die aufkommenden Zinſen ſind 
bei der Verwaltung des Stadtſchuldenweſens zu vereinnahmen. 


$ 4. Der Höchſtbetrag des Beſtandsgelderſtocks wird auf eine Million 
Mark feſtgeſetzt, wobei die Wertpapierbeſtände des Stocks zum Nennwerte, 
ſofern aber ihr Kurswert am Schluſſe des Rechnungsjahres ein niedrigerer 
iſt, nur zu dieſem zu berechnen ſind. Erreicht er durch Zuführung von Über⸗ 
ſchüſſen des Vorjahres einen höheren Betrag, ſo iſt der eine Million Mark 
überſteigende Betrag in den nächſtjährigen (zweitfolgenden) Stadthaushalts⸗ 
plan als Einnahme einzuſtellen. 


(Beſchlüſſe der Stadtverordneten-Verſammlung vom 10. Januar 
1895 — Prot.⸗Buch Nr. 52 — und vom 11. November 1897 — Prot. 
Buch Nr. 1091 —.) 


Eine Einſtellung der den Betrag von einer Million überſchreitenden 
Summe des Beſtandsgelderſtocks in den Stadthaushaltsplan des nächſten 
Jahres ſoll nicht ſtattfinden, wenn dieſe Überſchreitung lediglich durch den 
jeweiligen Kurs der zum Beſtande des Stocks gehörigen Wertpapiere hervor⸗ 
gerufen worden iſt. Eine Beſtandsveränderung des Stocks findet alfo in 
ſolchen Fällen nicht ſtatt. (Stadtv.⸗Beſchluß vom 7. November 1901 — 
Nr. 1106/01 —.) 

0.516. 95. 
0.4391.97. 
0.1907.01. 


3. Grundſätze für den Betriebsttok der Kämmerei 
vom 11. Januar 1895. 


§ 1. Der Betriebsſtock der Kämmerei iſt dazu beſtimmt: 

J. die jederzeitige Aufrechterhaltung des ordnungsmäßigen Geſchäfts⸗ 
betriebes der Stadthauptkaſſe vorläufig ſicher zu ſtellen, derſelben ins- 
beſondere jederzeitige Zahlungsleiſtung auch dann zu ermöglichen, 
wenn im Laufe des Geſchäftsjahres vorübergehend die etatsmäßigen 
Ausgaben die Einnahmen überſteigen, bis zum endgültigen formellen 
Ausgleich von Ausgabe und Einnahme, 

II. zeitweilig die Mittel für ſolche — vorſchußweiſe zu leiſtenden — Aus⸗ 
gaben bereit zu halten, die von beiden ſtädtiſchen Kollegien beſchloſſen 
werden, für welche aber vorläufig weder der Stadthaushaltsplan noch 
die beſonderen Anleihe- oder anderweiten Stöcke die erforderlichen 
Deckungsmittel bieten. 

$ 2. Die Höhe des Betriebsſtocks wird auf 2 Millionen Mark feſt⸗ 
geſetzt; er iſt in dieſer Höhe unverändert zu erhalten und beim jedesmaligen 
Jahresabſchluß nachzuweiſen. 

§ 3. Da der frei verfügbare Beſtand des Betriebsſtocks durch Aus- 
gaben der im § 1 Ziffer II gedachten Art zeitweilig gemindert wird, ſo hat die 
Stadthauptkaſſe zur Ermöglichung jederzeitiger Überſicht über denſelben, jede 
derartige Ausgabe nachrichtlich in eine beſondere „Nachweiſung der einſtweilig 
den Betriebsſtock belaſtenden Ausgaben“ aufzunehmen, in welcher demnächſt 
auch die erfolgte Deckung zu vermerken iſt. 

Eine Abſchrift dieſer Nachweiſung iſt dem jedesmaligen Jahresabſchluſſe 
beizufügen. 

Über die Höhe des frei verfügbaren Beſtandes des Betriebsſtocks hat die 
Stadthauptkaſſe außerdem monatlich am Tage der Kaſſenreviſion beſondere 
Anzeige zu erſtatten. 

$ 4. Die im laufenden Geſchäftsbetriebe der Stadthauptkaſſe etwa 
entbehrlichen Beſtände des Betriebsſtocks dürfen nur ſo angelegt werden, daß 
ſie jederzeit leicht flüſſig gemacht werden können. — Die durch ihre Anlegung 
erwachſenden Zinſen werden bei der Verwaltung des Stadtſchuldenweſens 
vereinnahmt. 

O. 175. 95. 


4. Grundſätze für die Verwaltung des Intereſſenſtocks der 
Stadthauptkaſſe 


vom 28. Februar 1908. 


An die Stelle der bisherigen Grundſätze vom 28. Mai 1864 — 
©. 1142/64 — mit ihren Abänderungen treten folgende Beſtimmungen: 

1. Zweck des Intereſſenſtocks iſt, für die bei der Stadthauptkaſſe ver⸗ 
walteten Legat- und Stiftungsſtöcke die zinsbare Anlegung von baren 
Kapitalsbeſtänden bis zur Höhe von 3000 Mark für jeden Stock zu vermitteln. 
Ein höherer Betrag darf bei dem Intereſſenſtock nur mit der für jeden 
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einzelnen Fall einzuholenden ausdrücklichen Genehmigung des Magiſtrats an- 
Si we Gs ta ſich ſtets nur um jolche Kapitalsbeſtände handeln, 
deren Anlegung in zinstragenden Wertpapieren nicht zweckmäßig erſcheint 
(3. B. wegen zu geringer Höhe des Betrages, wegen hohen Kursſtandes, Ab⸗ 
wartens des Jahresabſchluſſes zur genauen Feſtſtellung der kapitaliſierungs⸗ 
fähigen Beſtände und dergl.). 


2. Die Anmeldung von Kapitalsbeſtänden zur Anlegung bei dem 
Intereſſenſtock iſt von der Buchhalterei, die den Kapitalsſtock verwaltet, 
ſpäteſtens nach dem Schluſſe eines Kaſſenmonats zu bewirken. Gleichzeitig 
hat dieſe Buchhalterei der zuſtändigen Verwaltung zur Entſcheidung über eine 
etwaige Anlegung in zinstragenden Wertpapieren Anzeige zu erſtatten, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß eine Anlegung in Wertpapieren dem Betrage nach möglich iſt. 


3. Ungefähr in der Höhe der angemeldeten Einlagen erwirbt der In⸗ 
tereſſenſtock mündelſichere Wertpapiere oder er legt das Geld vorübergehend 
bei der ſtädtiſchen Bank oder der ſtädtiſchen Sparkaſſe an. Für die Anlegung 


ſind die allgemein für die ſtädtiſche Verwaltung erlaſſenen Grundſätze 
maßgebend. 


4. Der Intereſſenſtock verzinſt die Einlagen den Legat- und Stiftungs⸗ 
ſtöcken zu demſelben Zinsſatze, den die ſtädtiſche Sparkaſſe jeweilig gewährt 
(zurzeit 3 %), jedoch nur volle Mark. Beträge unter einer Mark werden 
nicht verzinſt. Die Verzinſung beginnt am 1. des auf die Anmeldung folgen⸗ 
den Kalendermonats und hört mit dem letzten Tage desjenigen Kalender⸗ 
monats auf, der der Rückgabe vorangegangen iſt. Die Zahlung der Zinſen 
erfolgt bei der Rückgabe der geſamten Einlage eines Stocks, ſonſt jährlich am 
Schluſſe des Rechnungsjahres. 


5. Die Einlagen und Rückzahlungen werden weder bei dem Intereſſen⸗ 
ſtock noch bei denjenigen Stöcken, die ſie veranlaſſen, als Einnahme und Aus- 
gabe durch die Bücher geführt, ſondern nur nachrichtlich in ihnen nachgewieſen. 
Die Einlagen bleiben alſo weiter buchmäßig in den Beſtänden der Stöcke, 
denen ſie gehören. Dieſen Beſtänden ſtehen buchmäßig bei der Verwaltung 
des Intereſſenſtocks die für den Ankauf der Wertpapiere uſw. geleiſteten Mus- 
gaben gegenüber. 


6. Zur rechnungsmäßigen Belegung der für die einzelnen Verwaltungen 
aufgekommenen Zinſen genügt die der Jahresrechnung über den Intereſſen⸗ 
ſtock beigegebene Zinſennachweiſung, die mit den betreffenden Verwaltungs⸗ 
rechnungen auf Übereinſtimmung der entſprechenden Fee in 
durch das Rechnungsreviſionsbüro zu prüfen ift. 


7. Beträgt der Nennwert der Wertpapiere am Jahresſchluſſe nach dem 
Durchſchnitt (für 12 Monate berechnet) mehr als der Betrag der durchſchnitt⸗ 
lichen Einlagen, ſo iſt der überſchießende Betrag — jedoch nur bis zur Höhe 
der für den Ankauf der Wertpapiere geleiſteten Ausgaben — der Verwaltung 
des Stadtſchuldenweſens zu demſelben Zinsſatze wie die Einlagen zu 
verzinſen. 

Der ſich am Jahresſchluß beim Intereſſenſtock ergebende Zinſenüber⸗ 
ſchuß iſt dem „Gabenſtock“ zuzuführen, ſo daß ſich Zinſeneinnahme und 
Zinſenausgabe am Jahresſchluſſe begleichen. 

Vorſtehende Grundſätze treten vom 1. April 1908 ab in Kraft. 

0. 141. 08. Gem. Bl. 1903. S. 190. 
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5. Regulativ, enthaltend die Beftimmungen über die Behandlung der 
außerhalb der genehmigten Etats zu leiſtenden Ausgaben 


vom 22. September 1858. 


1. Jede Ausgabe, welche außerhalb des Haushaltsplanes geleiſtet 
werden ſoll, bedarf, nach $ 67 der Städte-Ordnung, der Genehmigung der 
Stadtverordneten. 

2. Dieſe Genehmigung muß in der Regel vor Leiſtung der gedachten 
Ausgaben eingeholt werden. 

3. Ausnahmen finden ſtatt: 

a. bei vorhandener Unvermeidlichkeit und Dringlichkeit der Ausgaben, 
ſobald die rechtzeitige Genehmigung der Stadtverordneten-Verſamm— 
lung nicht mehr eingeholt werden kann; 

b. bei Mehrausgaben, bezw. Sollüberſchreitungen bis zur Höhe von 
75 Mark; 

c. bei Überſchreitungen von, auf Grund fraktionsmäßiger Ermittelung 
gebildeten, den Betrag von 1500 Mark überſteigenden Ausgabeſolls, 
inſofern ſolche Überſchreitungen 5 % des Haushaltsplanbetrages der 
betreffenden Solls nicht überſteigen. 

4. In dem bei 3a genannten Ausnahme-Falle iſt die Genehmigung für 
die im Haushaltsplane nicht vorgeſehene Ausgabe in der Regel alsbald nah- 
träglich unter Begründung ihrer Unvermeidlichkeit und Dringlichkeit bei der 
Stadtverordneten-Verſammlung einzuholen. 

5. Die unter 3b, e erwähnten Mehrausgaben, ſowie die unter 3a, ſofern 
eine Spezialbewilligung derſelben nicht ſchon eingeholt worden iſt, ſind nach 
ſtattgehabtem Jahresabſchluſſe alsbald in eine für jede Verwaltung bejonders 
aufzuſtellende Nachweiſung aufzunehmen, in welcher die Notwendigkeit der 
Mehrausgaben ſeitens des Magiſtrats zu begründen iſt. 

Die Aufſtellung der Mehrausgaben-Nachweiſungen erfolgt: 

a. von allen unter unmittelbarer Aufſicht des Magiſtrats ſtehenden Ver- 
waltungsſtellen nach dem beiliegenden Muſter A; 

b. von allen unter ſpezieller Aufſicht einer Deputation, eines Kuratoriums 
oder Vorſteher-Amts ſtehenden Verwaltungs- zc. Stellen, gleichviel ob 
die Kaſſen⸗Verwaltung derſelben bei der Stadthauptkaſſe oder ſelb⸗ 
ſtändig geführt wird, nach dem beiliegenden Muſter B. 

Sache des die Mehrausgaben-Nachweiſung mit unterzeichnenden 
Rendanten, wie auch des die Nachweiſung prüfenden Rechnungsbeamten iſt 
es, ſich davon zu überzeugen, daß in dieſelbe tatſächlich alle Mehrausgaben 
aufgenommen find, welche in die Nachweiſung nach der vorſtehenden Be- 
ſtimmung gehören. Die von dem Rechnungsbeamten über das Ergebnis dieſer 
Prüfung auf den Mehrausgabe-Nachweiſungen abzugebende Beſcheinigung hat 
daher wie folgt zu lauten: 

„daß nach Lage des Kaſſen-Manuals und nach den beſtehenden 

Rechnungsvorſchriften nicht mehr und nicht weniger als ..... M . 8 

in dieſe Nachweiſung aufzunehmen waren, dieſelbe auch rechneriſch 

richtig iſt, beſcheinigt.“ b fi 
(Datum.) (Name und Amtscharakter 
des Prüfungsbeamten.) 
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Die Begründung einer jeden Mehrausgaben-Nachweiſung bedarf der 
Mitzeichnung des Kämmerers. 

Die den vorſtehenden Vorſchriften entſprechend aufgeſtellten und gehörig 
begründeten Mehrausgaben-Nachweiſungen find bis ſpäteſtens Ende Juli 
jedes Jahres in doppelter Ausfertigung an das Generalbüro einzureichen, 
welches die Schlußſummen der bei jeder Einzelverwaltung nachgewieſenen 
Mehrausgaben in eine Geſamt⸗Nachweiſung nach beifolgendem Muſter G 
einzutragen hat. Sind Mehrausgaben nicht vorgekommen, jo ift dem General- 
büro eine Negativanzeige zuzuſtellen. 

Die Geſamt⸗Nachweiſung iſt vom Magiſtrat, unter Beifügung aller 
begründeten Einzel-Nachweifungen bis ſpäteſtens zum 15. September jedes 
Jahres der Stadtverordneten-Verſammlung zur nachträglichen Genehmigung 
aller ſo nachgewieſenen Mehrausgaben zu überſenden. 

Nach Beſchlußfaſſung der Stadtverordneten-Verſammlung werden die 
von derſelben genehmigten Einzel⸗Nachweiſungen den in Frage kommenden 
Kaſſenſtellen durch das Generalbüro mit dem Vermerk: 


„Genehmigt durch Beſchluß der Stadtverordneten-Verſammlung vom 
Ne Protokollbuch Nr. ... (O. ) 


Das Generalbüro. 
Beglaubigt: 
(Unterſchrift des beglaubigenden Beamten)“ 


als Belag zur Jahresrechnung übermittelt. Gleichzeitig erhält die zuſtändige 
Verwaltungsſtelle zu ihren Akten eine entſprechende Benachrichtigung durch 
das Generalbüro. 

Wird ſeitens der Stadtverordneten -Verſammlung eine Einzelnach— 
weiſung beanſtandet, ſo iſt dieſelbe vom Generalbüro der zuſtändigen Ver⸗ 
waltungsſtelle unter Mitteilung des Beanſtandungs-Beſchluſſes zur weiteren 
Erledigung des Anſtandes und demnächſtigen Wiedereinreichung an das 
Generalbüro zuzufertigen. 


Anmerkung: Ziffer 5 hat die vorſtehende Faſſung erhalten 
e des Magiſtrats vom 10. November 1900. — 
27 —. 


6. Die Kaffen find verpflichtet, den betreffenden Verwaltungs⸗Vor⸗ 
ſtänden ſofort Anzeige zu machen, ſobald ein durch den Haushaltsplan oder 
durch beſonderen Beſchluß genehmigtes, nach Fraktion oder ſonſtigen Veran⸗ 
ſchlagungen bemeſſenes Ausgabeſoll zu ungefähr „ Teilen verbraucht iſt. 

Auf Grund dieſer Anzeigen haben die Verwaltungs-Vorſtände demnächſt 
zu prüfen, ob der vorhandene Betrag des Solls zur Beſtreitung der noch er- 
forderlichen Bedürfniſſe ausreicht und in dieſem Falle dies der Kaſſe zu er⸗ 
e entgegengeſetzten Falles die Beſchaffung weiterer Mittel in Antrag zu 

ringen. 

7. Die Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung zu den zu 
leiſtenden oder bereits geleiſteten außerplanmäßigen Ausgaben wird vom 
Magiſtrate eingeholt. Jede Mehrausgabe, mag ſie endgültig oder vorſchuß⸗ 
weiſe erfolgen, muß daher vom Magiſtrate genehmigt ſein, bevor dieſelbe 
geleiſtet reſp. die gedachte Zuſtimmung nachgeſucht wird. Auch in den 
ſchleunigſten Fällen iſt dieſe Zuſtimmung notwendig, indem eventl. nach $ 58 
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der Städte-Ordmung vom 30. Mai 1853 der Magijtrats-Dirigent den 
Magiſtrat vertritt. 

8. In der Anweiſung, welche eine Mehrausgabe der Kaſſe aufgibt, iſt 
ausdrücklich zu bemerken, 

Da iner m m ar aeeee die Mehrausgabe 
oder der Vorſchuß vom Magiſtrate genehmigt ſei.“ 

Die Kaſſenanweiſungen, welche mit dieſem Vermerke nicht verſehen ſind, 
ſind von der Kaſſe zur Nachholung dieſes Vermerks zurückzugeben. 

Ebenſo müſſen die Kaſſenanweiſungen über außerplanmäßig zu leiſtende 
Ausgaben, ausſchließlich derer über Ausgaben, für welche die Mittel bereits 
bewilligt oder die Bewilligung auf Grund des diesſeitigen Antrages in Aus⸗ 
ſicht ſteht, die Ermächtigung der Kaſſe zur zutrittweiſen Verausgabung oder 
zur Aufnahme des Betrages in die Mehrausgaben-Nachweiſung enthalten. 

9. Die im Laufe des Jahres von der Stadtverordneten-Verſammlung 
zur Verwendung bewilligten, in den Haushaltsplänen nicht vorgeſehenen, 
deren Ausgabeſolls mithin überſchreitenden Summen müſſen alsbald nach 
erfolgter Bewilligung bei den betreffenden Verwaltungen entſprechenden 
Ortes in Soll⸗Ausgabe⸗Zutritt geſtellt werden. 

0.2145.58. 


6. Beſtimmungen über das Verfahren bei Prüfung der Jahres- 
rechnungen der ſtädtiſchen Verwaltung in Breslau 


vom 27. April 1911. 


2. Mai 


An die Stelle der bisherigen Grundſätze vom 13. März 1874 treten vom 
13. März 1911 ab folgende Beſtimmungen: 


§ 1. Die Vorſchriften gelten für alle Verwaltungen des Stadthaus- 
haltes mit Ausnahme der Stadtbank und für diejenigen beſonderen Kaſſen⸗ 
verwaltungen (Anſtalten, Stiftungen uſw.), die unter Aufſicht beider 
ſtädtiſchen Behörden ſtehen. 

Gut geführte Kaſſenmanuale können die Stelle der Jahresrechnung ganz 
oder teilweiſe (wie z. B. Untermanuale) vertreten, ſofern die ſächlichen Aus⸗ 
gaben eine ausführliche Angabe des Gegenſtandes der Zahlung enthalten und 
für das ganze Jahr mit den Belegen ſyſtematiſch geordnet d. h. Ausgaben an 
denſelben Empfänger der Zeitfolge nach hintereinander gebucht werden. 

§ 2. Die Jahresrechnungen find zunächſt durch (ein aus Rechnungs⸗ 
beamten gebildetes Büro), das Rechnungsamt des Magiſtrats nach den be- 
ſtehenden Verwaltungsgrundſätzen, der Vorrechnung, dem Haushaltsplane, 
den Belegen, ſowie rechneriſch zu prüfen. Belege, die bereits von Rechnungs⸗ 
beamten der Verwaltungs- oder Betriebsbüros geprüft ſind, ſind nur ſtich⸗ 
probeweiſe — zu mindeſtens 5 % — nachzurechnen; alle anderen (nicht vor- 
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geprüften) Belege find durchgängig — auch in den Zahlen — nachzuprüfen. Der 
Rechnungsbeamte, dem die beſondere Prüfung der Rechnung übertragen iſt, 
hat zu beſcheinigen, welche Belege er geprüft und nachgerechnet hat. 

Es find ferner zu prüfen: die Form der Rechnung, der dazu gehörigen 
Nachweiſungen und Beſcheinigungen, die Vollſtändigkeit und Gültigkeit der 
Belege und die Beobachtung der für den Rechnungsnachweis beſtehenden, 
allgemeinen geſetzlichen und der beſonders gegebenen Vorſchriften. 

§ 3. Schlußrechnungen der Unternehmer und Lieferer hat das 
Rechnungsamt nach Prüfung durch die techniſchen und Rechnungsbeamten der 
Dienſtſtelle bereits vor der Zahlungsanweiſung nach den zugehörigen Akten 
(über die Ausſchreibung, den Vertrag, die Abſchlagszahlungen und die Mit⸗ 
wirkung der Stadtverordneten⸗Verſammlung bei der Vergebung) zu prüfen 
und darauf folgende Beſcheinigung zu geben: 

Nach den Akten geprüft und richtig befunden. Die Beſtimmungen 
über die Mitwirkung der Stadtverordneten-Verſammlung bei der 
Vergebung ſind beachtet worden. (Vgl. Stadtv.⸗Beſchluß vom 
„ PT 

Ergeben ſich bei der Prüfung Anftände, fo find fie dem Kämmerer als- 

bald zur Entſcheidung vorzutragen. Die Form der Beſcheinigung wird dann 
vom Kämmerer beſtimmt. 
5 8 4. Das Rechnungsamt hat die bei der Prüfung aufgeſtellten Er- 
innerungen und Bemerkungen ſoweit möglich unmittelbar durch die Kaſſe, das 
Büro, die Kuratoren, Vorſteher uſw. erledigen zu laſſen. Erinnerungen und 
Bemerkungen, deren Erledigung nicht hat herbeigeführt werden können, ſind 
in eine Prüfungsverhandlung einzutragen. 

Sind keine Erinnerungen aufzuſtellen geweſen oder ſämtliche auf- 
geſtellten Erinnerungen unmittelbar erledigt, jo ift dies in der Prüfungs- 
verhandlung auszudrücken. 

; § 5. Die vom Rechnungsamt aufgejtellten, nicht erledigten Er- 
innerungen uſw. ſind dem Magiſtrat vorzulegen. Dieſer veranlaßt die noch 
nötigen Aufklärungen und übergibt danach die geprüfte Rechnung mit den 
Belegen, den Unterlagen zu den Schlußrechnungen, den aufgeſtellten Er- 
innerungen und ſeinen Bemerkungen der Stadtverordneten-Verſammlung zur 
Prüfung, Feſtſtellung und Entlaſtung. 

Soweit das Rechnungsamt geprüft hat, bedarf es bei der Prüfung durch 
die Stadtverordneten-Verſammlung keiner nochmaligen rechneriſchen Prüfung. 


§ 6. Dieſe Beſtimmungen gelten zunächſt PTRS i 
31. Mürz 5 îi gen g zunächſt auf 3 Jahre bis zum 


Vorſtehende Beſtimmungen werden mit folgenden Ausführungsvor⸗ 
ſchriften bekannt gegeben: 

1. Alle Kaſſenmanuale ſind ſauber zu führen und ſauber zu halten. Die 
Einbände ſind in Packpapier einzuſchlagen. Alle Kaſſenbücher ſind außerhalb 
der Dienſtzeit unter Verſchluß zu halten; Doppelſchlüſſel hat der Kaſſen⸗ 
vorſteher zu verwahren. 

2. Schon bei der Anlegung der Kaſſenmanuale iſt auf eine möglichſt 
weitgehende ſyſtematiſche Ordnung Bedacht zu nehmen. Für Unternehmer 
und Lieferer, mit denen die Verwaltung in laufender Geſchäftsverbindung 
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ſteht, ſind beſondere Buchungsſtellen vorzuſehen. Wenn keine andere 
ſyſtematiſche Ordnung (3. B. nach Lieferungsarten: Brot, Fleiſch uſw.) möglich 
iſt, iſt die alphabetiſche Ordnung zu wählen. War eine ſyſtematiſche Ordnung 
bei der Buchung überhaupt nicht möglich, ſo ſind am Jahresſchluſſe wenigſtens 
die Belege ſyſtematiſch zu ordnen, die Belegnummern alſo ſpringend in das 
Kaſſenmanual einzutragen. Die Buchungen in der Textſpalte und auch 
ſonſt, namentlich auch in der Spalte „Bemerkungen“, ſind ſo ausführlich vor⸗ 
zunehmen, wie es bisher bei der beſonderen Rechnungslegung nötig war. 


3. Inſoweit Kaſſenmanuale wegen nicht überſichtlicher und nicht 
ſauberer Führung als Rechnung nicht verwendet werden können, hat der 
Kaſſenbeamte wie bisher ohne beſondere Entſchädigung Rechnung zu legen. 

4. Die Durchführung dieſer Vorſchriften, die das Schreibwerk recht 
erheblich vermindern und den Herren Mitgliedern der Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung eine muſtergültige Buchhaltung nachweiſen ſollen, wollen ſich die 
Herren Beamten und beſonders auch die Herren Kaſſenvorſteher beſonders 
angelegen ſein laſſen. 

5. Alle Schlußrechnungen der Unternehmer und Lieferer ſind nach 
Prüfung durch die techniſchen und Rechnungsbeamten der Dienſtſtelle mit 
allen Unterlagen (Ausſchreibung, Angeboten, Eröffnungsverhandlung, 
Vertrag, Vorgänge über Abſchlagszahlungen uſw.) unverzüglich als Eilſachen 
dem Rechnungsamt zur Prüfung zuzuſtellen. Dieſes hat die Prüfung in 
kürzeſter Friſt zu bewirken und den Tag des Eingangs wie der Rückgabe der 
Rechnung aktenkundig zu machen, Beſchlüſſe der Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung über Abweichung von den allgemeinen Vorſchriften ſind in dem 
Prüfungszeugniſſe anzuziehen. 

6. Den Schlußrechnungen ſind Beilagen (über die Ausſchreibung, 
Angebote, Eröffnungsverhandlung, Vertrag) nicht mehr abſchriftlich bei- 
zufügen. Dieſe Unterlagen ſind für jeden Bau zu einem beſonderen 
Aktenſtück zu nehmen; auf der Schlußrechnung iſt von der Dienſtſtelle zu 
vermerken: 


Unterlagen befinden ſich Bannn d 5 
Blatt Der en En 


Dieſes Aktenſtück iſt auf Erfordern des Rechnungsamts (vor der Abgabe 
des Kaſſenmanuals, der Geldrechnung oder des Reviſionskoſtenanſchlags an 
die Stadtverordneten-Verſammlung) beizufügen und der Stadtverordneten— 
Verſammlung mit vorzulegen. Nach Rückgabe iſt das Aktenſtück der Dienſt⸗ 
ſtelle zuzuſtellen. 

T. Die Verfügung vom 19. September 1910 — O. 2346/10 — an das 
Rechnungsamt wird dahin abgeändert, daß bei Prüfung der Inventarver⸗ 
zeichniſſe ſtatt 10 % auch nur 5 % Zugänge, Inventarſtücke mit einem Ein- 
heitswerte von mehr als 30 Mark aber ſämtlich (unter Anrechnung in die 
Zahl von 5 ¼) zu prüfen find. Die weiteren Anordnungen in dieſer Ver⸗ 
fügung bleiben beſtehen. 

O. 1058. 11. Gem. Bl. 1911. S. 492. 
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7. Inftruktion für die Prüfung und Dechargierung der ſtädtiſchen 
Verwaltungs-Rechnungen durch die Stadtverordneten-Verſammlung 
zu Breslau 


vom 23. Januar 1873. 


§ 1. Gemäß den zwiſchen den ſtädtiſchen Behörden vereinbarten 
Grundſätzen für das Verfahren bei Reviſion der Jahresrechnungen der 
ſtädtiſchen Verwaltung in Breslau gelangen die ſeitens des Magiſtrats bereits 
kalkulatoriſch und formell geprüften Rechnungen mit den dabei aufgeſtellten 
Erinnerungen oder der Verhandlung darüber, daß ſolche Erinnerungen nicht 
aufzuſtellen geweſen, an die Stadtverordneten-Verſammlung zur Prüfung, 
Feſtſtellung und Entlaſtung. 

Nach § 4 jener Grundſätze ift bei dieſer Prüfung eine nochmalige 
Reviſion der Rechnungen und ihre Beläge durch Kalkulaturbeamte in dem 
Sinne, wie ſolche dem Rechnungs⸗-Reviſionsbüro obliegt, nicht erforderlich. 


$ 2. Die der Stadtverordneten-Verſammlung obliegende Prüfung der 
Rechnungen erfolgt im allgemeinen von dem Standpunkte des der 
Stadtverordneten-Verſammlung nach § 37 der Städte-Ordnung vom 30. Mai 
1853 zuſtehenden Rechts der Kontrolle der Verwaltung. Im Speziellen und 
hauptſächlich iſt zu prüfen, ob: 

1. alle zu den Vorderrechnungen gezogenen Erinnerungen erledigt und 
ob dieje Vorderrechnungen ſelbſt bereits dechargiert find; 

2. bei Erwerbung, Benutzung und Veräußerung von ſtädtiſchem Eigen- 
tum, bei Erhebung und Verwendung ſtädtiſcher Einkünfte, Abgaben 
und Steuern nach den beſtehenden Geſetzen und den bisherigen Ber- 
waltungs⸗Grundſätzen verfahren worden ift, insbeſondere ob die von 
den ſtädtiſchen Behörden vereinbarten Grundſätze in betreff der Sub- 
miſſionen, Verpachtungen, Abſchluß der Verträge und Lieferungen 
unter gleichzeitiger Berückſichtigung der dahin zielenden Ausnahmen, 
ſowie die generellen Beſtimmungen für das Kaſſen- und Rechnungs⸗ 
weſen Beachtung gefunden haben; 

3. die Verwaltung nach den Beſtimmungen des Etats geführt iſt und in 
wie weit beſtehende Verträge, namentlich Leiſtungen von Pächtern oder 
Lieferanten ꝛc., erfüllt ſind; 

4. zu allen Etats-Überjchreitungen — als ſolche find alle Mehrausgaben 
zu betrachten, welche über die in dem Etat und in beſonderer Poſition 
zu beſtimmtem Zweck ausgebrachten Beträge ſtattgefunden haben — 
und zu allen außer dem Etat geleiſteten Ausgaben die Genehmigung 
der Stadtverordneten-Verſammlung eingeholt worden ift; 

5. die Einnahmen der betreffenden Verwaltung zuſtehen und alle Mus- 
gaben von derſelben zu leiſten waren; 

6. die Einnahme-Ausfälle und Ausgabe-Zutritte gehörig begründet, Ein- 
nahmen und Ausgaben, welche ihrer Natur nach unter keinen der an⸗ 
genommenen Titel des Etats fallen, als außeretatsmäßige nad- 
gewieſen find; 

wegen der Einziehung von Einnahme-Reſten das Erforderliche ver⸗ 
anlaßt iſt; 


— 
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8. eine zeit⸗ und zweckentſprechende Ausnutzung des Gemeinde- und reſp. 
Stiftungsvermögens ſtattgefunden hat; 
9. die Verwaltungs⸗Überſchüſſe beſtimmungsmäßig verwendet oder an die 
dafür vorgeſehenen Fonds abgeführt worden ſind. 
Werden bei dieſem Prüfungsgeſchäft Rechnungsfehler oder formelle 
Mängel entdeckt, ſo ſind dieſelben zur Sprache zu bringen. 


$ 3. Die Prüfung der Rechnungen erfolgt vorbereitungsweiſe durch 
die Beamten der Stadtverordneten-Verſammlung, demnächſt durch die ent- 
ſprechenden Fachkommiſſionen, denen auch die Prüfung der den Rechnungen 
zugrunde gelegten Etats obliegt. 


§ 4. Alle infolge der Prüfung der Rechnung aufzuſtellenden Er- 
innerungen unterliegen der Beſchlußfaſſung der Stadtverordneten-Verſamm⸗ 
lung und ſind demnach in Form eines Referats der Verſammlung zur 
Kenntnis zu unterbreiten. 
In dieſem Referat findet zugleich Aufnahme: 
a. die zu dem etwa vorhandenen Protokoll der Vorreviſion zu treffende 
Entſcheidung und 
b. der Vorſchlag auf Erteilung der Decharge oder auf Ausſetzung 
derſelben; 
c. der Bericht über die Verwaltungs⸗-Ergebniſſe (cfr. § 6). 


§ 5. Die Erteilung der Decharge ift in der Regel auszuſetzen, jo lange 
Rechnungs⸗Defekte im Geſamtbetrage von mehr als 5 Taler, oder materielle, 
eventl. eine Verantwortlichkeit in ſich faſſende, Erinnerungen noch nicht 
erledigt ſind. 


86. Für die den Kommiſſionen obliegenden Geſchäfte haben die 
Beamten der Stadtverordneten-Verſammlung, welche mit den übrigen 


Gemeindebeamten nach dem Beſchluſſe vom 7. Januar 1864 zertieren, die 
Vorarbeiten zu liefern. 


Zu dem Zweck werden die eingegangenen Rechnungen von dem Büro 
der materiellen Vorprüfung aus den im § 2 angegebenen Geſichtspunkten 
unterzogen. Das Büro ſtellt die hierbei gefundenen Erinnerungen und eventl. 
Bemerkungen auf, entwirft die Entſcheidung zu dem etwa vorhandenen 
Protokoll der Vorreviſion und fertigt einen Bericht über die Ergebniſſe der 
Verwaltung. Aus dem letzteren müſſen beſondere Vorkommniſſe in der Ver⸗ 
waltung des betreffenden Rechnungsjahres, ſowie die bemerkenswerteſten Ab- 
weichungen vom Etat mit den dafür beſtimmend geweſenen Gründen, ſowie 
die Höhe und reſp. Veränderungen des Vermögensſtandes zu erſehen ſein. 

Auch iſt jedesmal in einem Rückblick auf den Bericht des Vorjahres der 
damalige Stand der Verwaltung in Erinnerung zu bringen. 

Treten bei Erledigung dieſer Arbeiten für das Büro beſondere Bedenken 
hervor, fo ijt in ſolchen Fällen die Entſcheidung des Vorſitzenden der Stadt- 
verordneten-Verſammlung einzuholen. 


§ 7. Alle, eine Verwaltungsrechnung betreffenden Schriftſtücke gehen 
demnächſt mittels Verfügung des Vorſitzenden der Stadtverordneten-Ver⸗ 
jammlung dem Vorſitzenden der betreffenden Kommiſſion zu. Die geſchäftliche 
Behandlung der Rechnung in der Kommiſſion ift durch $ 6 und 7 der 
Geſchäftsordnung geregelt. 
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Werden bei dieſer Rechnungsprüfung noch anderweite Materialien oder 
Arbeiten für erforderlich erachtet, ſo ſind dieſelben vom Büro zu liefern. 

Die Rechnungen und Belege verbleiben ſo lange im Büro, bis deren 
Zuſendung von dem betreffenden Kommiſſions⸗Mitgliede verlangt wird. 


§ 8. Die Beantwortung der von der Stadtverordneten⸗Verſammlung 
geſtellten Erinnerungen erhält die betreffende Kommiſſion zur Begutachtung, 
ob nunmehr die Erinnerungen als erledigt zu erklären ſind oder nicht. 

War die Erteilung der Decharge noch ausgeſetzt, ſo hat ſich die 
Kommiſſion auch dann über die Dechargierung der Rechnung zu äußern. 


$ 9. Über die der Stadtwerordneten-Verſammlung zur Prüfung zu⸗ 
gehenden Rechnungen wird im Büro ein beſonderes Journal geführt, aus 
bende zu erſehen iſt, in welchem Stadium ſich die Prüfung einer Rechnung 
efindet. 

Für dieſes Journal iſt das beiliegende Formular anzuwenden. 


B. Gemeindeſteuern. 


1. Gemeinde-Einkommenftener-Ordnung für die Stadt Breslau 


vom 11. Januar 1895 
in der Faſſung des Ortsſtatuts vom 16. März 1906.*) 


§ 1. Steuerpflicht. Der Gemeinde-Einkommenſteuer hierorts 
unterliegen ($ 33 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 in der 
Faſſung des Geſetzes vom 22. Juni 1907): 

a. diejenigen Perſonen, welche in dem Stadtbezirke nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Geſetze ihren Wohnſitz haben oder denſelben neu be⸗ 
gründen, hinſichtlich ihres geſamten, innerhalb und außerhalb des 
Preußiſchen Staatsgebietes gewonnenen Einkommens, ſoweit das- 
ſelbe nicht von der Beſteuerung frei zu laſſen iſt; 

b. alle diejenigen, welche, ohne im Stadtbezirke ihren Wohnſitz zu 
ſich länger als drei Monde in Side E iA Be ben, 

e. diejenigen Perſonen, welche im Stadtbezirke Breslau, ohne in dem- 
ſelben einen Wohnſitz zu haben oder ſich länger als drei Monate auf- 
zuhalten, Grundvermögen, Handels- oder gewerbliche Anlagen, ein⸗ 
ſchließlich der Bergwerke, haben, Handel oder Gewerbe oder außer⸗ 
halb einer Gewerkſchaft Bergbau betreiben (Forenſen), oder als 
Geſellſchafter an dem Unternehmen einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung beteiligt ſind, hinſichtlich des ihnen aus dieſen Quellen hier⸗ 

ſelbſt zufließenden Einkommens; 


) Unter Berückſichtigung des L Nachtrages vom 5. Dezember 1907 (geſperrt gedruckt) 
und des II. Nachtrages vom 30. Juli 1909 (lateiniſch gedruckt). V 3020.07 und V 2819.09. 


d. 


a. 


b. 


Ernie 


jofern ſie im Stadtbezirke Breslau Grundver- 
mögen, Handels⸗ oder gewerbliche Anlagen, eine 
ſchließlich der Bergwerke, haben, Handel oder 
Gewerbe, einſchließlich des Bergbaues betreiben 
oderals Geſellſchafter an dem Unternehmen einer 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung beteiligt 
ſind, hinſichtlich des ihnen aus dieſen Quellen 
hier zufließenden Einkommens 

a. Aktiengeſellſchaften und Kommanditgejell- 

ſchaften auf Aktien; 

6. Berggewerkſchaften; 

y. eingetragene Genoſſenſchaften, deren Ge— 
ſchäftsbetrieb über den Kreis ihrer Mit- 
glieder hinausgeht, und juriſtiſche Perſonen 
(insbejondere auch Gemeinden und weitere 
Kommunalverbände); 

Vereine, einſchl. eingetragene Genoſſen— 
ſchaften, zum gemein ſamen Einkaufe von 
Lebens⸗ oder hauswirtſchaftlichen Bedürf⸗ 
niſſen im großen und Ablaß im kleinen, auch 
ihr Geſchäftsbetrieb nicht über den Kreis 
ihrer Mitglieder hinausgeht. 
Hat eine Veranlagung zur Staats-Einfommenfteuer ſtattgefunden, 
ſo erfaßt die Gemeinde-Einkommenſteuer das hierbei veranlagte Ein⸗ 
kommen, vorbehaltlich der Beſtimmung im 8 15 Abſatz 4 des 
Einkommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 19. Juni 1906; 
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der Staatsfiskus hinfichtlich des Einkommens aus den im Stadtbezirke 


Breslau von ihm betriebenen Eifenbahn-, Bergbau- und ſonſtigen 
gewerblichen Unternehmungen, ſowie aus den im Stadtbezirke 
belegenen Domänen und Forſten. 

Ausländer unterliegen ebenſo der Beſteuerung wie Inländer. 


$ 2. Steuerbefreiungen. Befreit von der Einkommensteuer sind: 
die Mitglieder des Königlichen Hauses und des Hohenzollernschen 
Fürstenhauses; 
die bei dem Kaiser und Könige beglaubigten Vertreter fremder 
Mächte und die Bevollmächtigten anderer Bundesstaaten zum 
Bundesrate, die ihnen zugewiesenen Beamten, sowie die in ihren 
und ihrer Beamten Diensten stehenden Personen, soweit sie Aus- 
länder sind; 


. diejenigen Personen, denen sonst nach völkerrechtlichen Grund- 


sätzen oder nach besonderen, mit anderen Staaten getroffenen 
Vereinbarungen ein Anspruch auf Befreiung zukommt. 

Die Befreiungen zu b und e erstrecken sich nicht auf das im 
§ 1 unter e bezeichnete Einkommen und bleiben ausgeschlossen, 
sofern in den betreffenden Staaten Gegenseitigkeit nicht gewährt 
wird; 


. Witwen und Waisen ehemaliger öffentlicher Beamten und Diener 


hinsichtlich der ihnen aus Staatskassen und Allerhöchst genehmigten 


Er di 


Versorgungsanstalten zufließenden Pensionen und Erziehungsgelder 
(Allerhöchste Kabinettsordre vom 21. Januar 1829, G. S. S.9 und 
Verordnung vom 25. September 1867, G. S. S. 1648); 

e. Geistliche und diejenigen an öffentlichen Volksschulen angestellten 
Lehrer, die vor dem 1. April 1909 in das Amtsverhältnis ein- 
getreten sind, hinsichtlich ihres Diensteinkommens und ihrer 
Densionen und zwar bezüglich dieser ohne Rücksicht auf den 
Zeitpunkt, in dem sie in das Amtsverhältnis eingetreten sind 
(Verordnung vom 23. September 1867, Gesetz vom 16. Juni 1909, 
G. S. S. 489); 

f. Staatsdiener bezüglich ihrer Pensionen und Wartegelder, sofern 
deren jährlicher Betrag die Summe von 750 Mark nicht erreicht 
(S 10b des Gesetzes vom 11. Juli 1822, G. S. S. 184 und $ 1 No. 4 
der Verordnung vom 23. September 1867); 

g. die nicht im Offiziersrange stehenden servisberechtigten Militär- 
personen des aktiven Dienststandes. — Sind diese im Stadtbezirk 
mit Grundeigentum angesessen oder betreiben sie hierselbst ein 
stehendes Gewerbe, so unterliegen sie von dem aus diesen Quellen 
fließenden Einkommen der Einkommensteuer ($ 4 der Städte- 
ordnung vom 30. Mai 1853 und $ 1 No. 1 der Verordnung vom 
23. September 1867); 

h. die Sterbe- und Gnadenmonate und -Vierteljahre. 


$ 3. Beschränkung der Steuerpflicht. 


a. Bei den unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten und Beamten 
des Königlichen Hofes, die vor dem 1. April 1909 in das Amts- 
verhältnis eingetreten sind, wird das Diensteinkommen einschließ- 
lich des Wertes der damit verbundenen Bezüge nur zur Hälfte 
bei der Berechnung ihres gemeindeeinkommensteuerpflichtigen 
Einkommens in Ansatz gebracht (Gesetz vom 11. Juni 1822, 
Kabinettsordre vom 14. Mai 1832 und $ 4 der Verordnung vom 
23. September 1867, G. S. S. 184 für 1822, S. 145 für 1832 und 
S. 1648 für 1867). 

Die unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten, die Beamten 
des Königlichen Hofes und die Elementarlehrer, die nach dem 
31. März 1909 in das Amtsverhältnis eingetreten sind, werden zur 
Gemeindeeinkommensteuer gleich den übrigen Steuerpflichtigen 
herangezogen, sofern nicht mehr als 125% Zuschläge erhoben 
werden. Werden höhere Zuschläge erhoben, so trifft der Mehr- 
betrag der Zuschläge nur den auf das außerdienstliche Ein- 
kommen entfallenden Teil des Steuersatzes ($ 1 des Gesetzes vom 
16. Juni 1909, G. S. S. 489). 

Die Pensionen und Wartegelder der unmittelbaren und mittel- 
baren Staatsbeamten und der Beamten des Königlichen Hofes 
werden, falls sie den Betrag von 750 Mark jährlich erreichen 
oder übersteigen, nur zur Hälfte bei der Berechnung des gemeinde- 
einkommensteuerpflichtigen Einkommens in Ansatz gebracht und 
zwar ohne Unterschied, wann der Beamte in das Amtsverhältnis 
eingetreten ist. 

Die den genannten Beamten, den Elementarlehrern und den 
Geistlichen aus ihrem etwaigen Vermögen und sonstigen Privat- 
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quellen zufließenden Einnahmen kommen mit dem vollen Betrage 
als gemeindeeinkommensteuerpflichtig zum Ansatz und werden 
gleich denjenigen der übrigen Einwohner zur Gemeindeeinkommen- 
steuer herangezogen. 

Wird neben dem amtlichen anderweitiges Einkommen veranlagt, 
so wird dieses, selbst wenn es den Betrag von 660 Mark nicht 
übersteigt ($ 11 dieser Steuerordnung), gegebenenfalls der Hälfte 
des Gehalts usw. zugerechnet und hierdurch bildet sich die steuer- 
pflichtige Veranlagungssumme; 

b. die im Offiziersrange stehenden Militärpersonen des Friedens- 
standes unterliegen der Gemeindebesteuerung nach Maßgabe des 
z 29. Juni 1886 8 8 
Gesetzes vom 22. April 1892 G. S. S. 181 bezw. 101; 

c. die verabschiedeten und zur Disposition gestellten Offiziere sind 
in bezug auf ihre Pension bezw. ihr Dispositionsgehalt denjenigen 
Beamten gleichgestellt, die vor dem 1. April 1909 in das Amts- 
verhältnis eingetreten sind (vergl. Abs. a dieses Paragraphen); 
doch bleibt das Dispositionsgehalt der vor dem 1. April 1886 mit 
Pension zur Disposition gestellten Offiziere von der Gemeinde- 
steuer frei, wenn ihre Militärpension nieht auf Grund des Reichs- 
gesetzes vom 21. April 1886 entsprechend erhöht worden ist 
(vergl. $ 9 des Gesetzes vom 29. Juni 1886, G. S. S. 183). Von 
ihrem etwaigen Privateinkommen werden sie voll besteuert, 


§ 4. Das Einkommen aus bebauten und unbebauten Grundſtücken, 
welche ganz oder zum Teil nach $ 24 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 der Steuer vom Grundbeſit nicht unterworfen find, unterliegt 
inſoweit auch nicht der Gemeinde-Einkommenſteuer. 


§ 5. Vermeidung von Doppelbeſteuerungen. Sofern 
eine Gewerbe- oder Bergbauunternehmung ſich über mehrere Gemeinden 
erſtreckt, gelangen die Vorſchriften der § 47 und $ 48a des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 zur Anwendung, ſo daß die Verteilung des 
gemeindeſteuerpflichtigen Einkommens — ſofern nicht zwiſchen den beteiligten 
Gemeinden und dem Steuerpflichtigen ein anderer Maßſtab vereinbart iſt — 
in der Weiſe erfolgt, daß: 

a. bei Verſicherungs⸗, Bant- und Kreditgeſchäften derjenigen Gemeinde, 
in welcher die Leitung des Geſamtbetriebes ſtattfindet, der zehnte Teil 
des Geſamteinkommens vorab überwieſen, dagegen der Überreſt nach 
rn der in den einzelnen Gemeinden erzielten Bruttoeinnahme 
verteilt, 

b. in den übrigen Fällen das Verhältnis der in den einzelnen Gemeinden 
erwachſenen Ausgaben an Gehältern und Löhnen, einſchließlich der 
Tantiemen des Verwaltungs- und Betriebsperſonals zugrunde gelegt 
wird. Bei Eiſenbahnen kommen jedoch die Gehälter, Tantiemen und 
Löhne desjenigen Perſonals, welches in der allgemeinen Verwaltung 
beſchäftigt iſt, nur mit der Hälfte, des in der Werkſtättenverwaltung 
und im Fahrdienſt beſchäftigten Perſonals nur mit zwei Dritteilen ihrer 
Beträge zum Anſatz. 

Erſtreckt ſich eine Betriebsſtätte, Station ꝛc., innerhalb deren Aus⸗ 
gaben an Gehältern und Löhnen erwachſen, über den Bezirk mehrerer 
Gemeinden, ſo hat die Verteilung nach Lage der örtlichen Verhältniſſe 
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unter Berückſichtigung des Flächenverhältniſſes und der den beteiligten 
Gemeinden durch das Vorhandenſein der Betriebsſtätte, Station 2c. 
erwachſenden Kommunallaſten zu erfolgen. 

Die Ermittelung der Bruttoeinnahmen der Verſicherungs⸗, Bant- und 
Kreditgeſchäfte, ſowie die Ausgaben an Gehältern und Löhnen erfolgt im 
dreijährigen Durchſchnitt auf Grund eines von dem Unternehmer bezw. Geſell⸗ 
ſchaftsvorſtande, bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe bis zur Höhe von 
30 Mark, innerhalb dreier Monate vor Beginn des Steuerjahres einzureichen⸗ 
den Verteilungsplanes. I 

§ 6. Bei der Veranlagung der im § la und b bezeichneten Steuer- 
pflichtigen zur Gemeinde-Einkommenſteuer iſt, unbeſchadet der Beſtimmungen 
des § 35 des Kommunalabgabengeſetzes, derjenige Teil des Geſamtein⸗ 
kommens, welcher außerhalb des Gemeindebezirks aus Grundvermögen, 
Handels⸗ oder gewerblichen Anlagen, einſchließlich der Bergwerke, aus 
Handels- und Gewerbebetrieb, einſchließlich des Bergbaues, ſowie aus der 
Beteiligung an dem Unternehmen einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
an Einkommen gewonnen wird, außer Berechnung zu laſſen. Zu dieſem 
Behufe wird das Geſamteinkommen des Steuerpflichtigen eingeſchätzt und der 
ſo ermittelte Steuerbetrag dem Verhältnis des außer Berechnung zu laſſenden 
Einkommens zu dem Geſamteinkommen entſprechend herabgeſetzt. 

In jedem Falle iſt jedoch ein volles Viertel des Geſamteinkommens 
der hieſigen Gemeinde⸗Einkommenſteuer unterworfen. Steht dieſer Anſpruch 
mehreren Wohnſitzgemeinden zu, fo ift dieſer Bruchteil nach Maßgabe des § 50 
des Kommunalabgabengeſetzes zu verteilen. 


$ 7. Bei den in $ 1a und b bezeichneten Perſonen, welche wegen eines 
mehrfachen Wohnſitzes oder eines den Zeitraum von drei Monaten über⸗ 
ſteigenden Aufenthalts auch in anderen Gemeinden zu Einkommenſteuern 
beizutragen verpflichtet find, kommen die Vorſchriften des § 50 des Kommunal- 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 mit der Maßgabe in Anwendung, daß auch 
bei ihnen mindeſtens ein Vierteil des Geſamteinkommens für die hieſige 
Gemeinde zur Beſteuerung in Anſpruch genommen wird. Steht dieſer An- 
ſpruch mehreren Wohnſitzgemeinden zu, ſo iſt dieſer Bruchteil nach Maßgabe 
des § 50 des Kommunalabgabengeſetzes zu verteilen. 


§ 8. Beginn der Steuerpflicht. Die Steuerpflicht beginnt: 
1. für diejenigen, welche in dem Gemeindebezirke ihren Wohnſitz oder Sitz 
haben, 
mit dem erſten Tage des nächſten Monats, nachdem ſie zu einem ſteuer⸗ 
pflichtigen Einkommen gelangt ſind; 

2. für diejenigen, welche hier einen Wohnſitz oder Sitz neu begründen, 
mit dem erſten Tage des auf die Begründung des Wohnſitzes oder Sitzes 
folgenden Monats; 

3. für diejenigen, welche, ohne einen Wohnſitz im rechtlichen Sinne zu 

begründen, ſich nur hier aufhalten, 
mit dem erſten Tage des nächſten Monats nach Ablauf ihres dreimonat⸗ 
lichen hieſigen Aufenthaltes, jedoch mit der Wirkung, daß die Steuer ſeit 
dem erſten Tage des nach erfolgter Aufenthaltsnahme begonnenen 
Monats nachentrichtet werden muß; 

4. für alle übrigen Gemeinde-Einkommenſteuerpflichtigen (phyſiſche wie 
juriſtiſche Perſonen, Aktien- und andere Geſellſchaften, $ 1 ce dieſer 
Steuerordnung), 
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mit dem erſten Tage des nächſten Monats nach Eintritt des ihre Steuer- 
pflicht begründenden Verhältniſſes. 


§ 9. Erlöſchen der Steuerpflicht. Die Steuerpflicht 
erliſcht: 

1. durch den Tod des Steuerpflichtigen, 

mit dem Ablauf des Monats, in welchem der Tod erfolgt iſt; 

2. durch das Aufgeben des Wohnſitzes, Sitzes oder Aufenthaltes, 

mit dem Ablauf des Monats, in welchem der Wohnſitz, Sitz oder Auf⸗ 
enthalt tatſächlich aufgegeben worden iſt, ſofern jedoch dem Magiſtrat 
hiervon keine Anzeige erſtattet iſt, erſt mit dem Ablauf des folgenden 
Monats; 

3. bei den nach § 1c—e beſteuerten phyſiſchen, ſowie juriſtiſchen 
Perſonen und Geſellſchaften, 

mit Ende des Monats, in welchem das die Steuerpflicht begründende 
Verhältnis aufhört. 

$ 10. Form der Gemeinde-Einkommenſteuer. Die 
Gemeinde-Einkommenſteuer wird in der Form von Zuſchlägen zur Staats- 
Einkommenſteuer unter Anwendung der für die Einſchätzung zur letzteren 
geltenden Grundſätze und des Steuertarifs (vergl. § 17 des Ein- 
kommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 19. Juni 1906) einſchließlich der das 
Einkommen von mehr als 660 bis einſchließlich 900 Mark umfaſſenden Stufe 
(efr. $ 38 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893) erhoben. 

Die Höhe der zu erhebenden Zuſchläge zur Staats⸗Einkommenſteuer 
wird jährlich bei Feſtſtellung des Stadthaushalts durch die ſtädtiſchen Kollegien 
ſeſtgeſetzt. 

Unbeſteuert bleibt einſtweilen das die Summe von 660 Mark jährlich 
nicht überſteigende Einkommen. 


$11. Veranlagungsgrundſätze. Die Veranlagung zur 
Gemeinde⸗Einkommenſteuer erfolgt durch den Magiſtrat. Dabei wird das zu 
verſteuernde Einkommen derjenigen phyſiſchen Perſonen, welche hierorts zur 
Staatseinkommenſteuer veranlagt und mit ihrem vollen Einkommen zur 
Gemeinde-Einkommenſteuer hierſelbſt heranzuziehen ſind, unmittelbar aus 
der Staats⸗Einkommenſteuerrolle übernommen. Die für die einzelnen 
Einkommenſtufen der Staats⸗Einkommenſteuer vorgeſchriebenen Steuerſätze 
dienen als Normalſätze beziehungsweiſe Verhältniszahlen, welche bei Be⸗ 
rechnung der wirklich zu entrichtenden Steuerbeträge der einzelnen Abgabe— 
pflichtigen zugrunde zu legen ſind. 

Das Einkommen der hierorts ganz oder zum Teil der Staats-Ein- 
kommenſteuer nicht veranlagten phyſiſchen Perſonen, juriſtiſchen Perſonen 
und Geſellſchaften wird beſonders, nach Maßgabe der für die Veranlagung der 
Staats⸗Einkommenſteuer geltenden Vorſchriften und bezw. des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 eingeſchätzt. 


§ 12. Die Ermittelung des ſteuerpflichtigen Einkommens der fis- 
kaliſchen Domänen und Forſten, der Staats- und für Rechnung des Staats 
verwalteten Eiſenbahnen, ſowie der Privat⸗Eiſenbahn⸗Unternehmungen 
erfolgt auf Grund der SS 44 bis 46 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893. 
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13. Verpflichtung zur Auskunftserteilung. Der 
Magiſtrat iſt ermächtigt, ſoweit er nicht auf anderem Wege — 8 62 des 
Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 — zur Kenntnis der für die 
Veranlagung maßgebenden Beſteuerungsmerkmale gelangt iſt, von dem 
Steuerpflichtigen hierüber binnen einer Friſt von 2 Wochen Auskunft zu 
erfordern. Die Aufforderung hierzu muß durch eine beſondere, dem Steuer⸗ 
pflichtigen zuzuſtellende Zuſchrift erfolgen. , 

Die Verpflichtung zur Auskunftserteilung erſtreckt ſich nur auf die 
Beantwortung der bei der Aufforderung geſtellten Fragen über beſtimmte 
Tatſachen. Soweit es ſich um Schätzungen handelt, iſt der Steuerpflichtige 
eine Erklärung abzugeben berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

Wird die Auskunftserteilung beanſtandet, ſo werden dem Steuer⸗ 
pflichtigen vor der Veranlagung die Gründe der Beanſtandung mit dem 
Anheimſtellen mitgeteilt, hierüber binnen einer angemeſſenen, in jedem Falle 
zu beſtimmenden Friſt eine weitere Erklärung abzugeben. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf Bevollmächtigte und geſetz⸗ 
liche Vertreter der Steuerpflichtigen ſinngemäße Anwendung (§ 63 des 
Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893). 


$ 14.) Benachrichtigung der Steuerpflichtigen. Für 
diejenigen Steuerpflichtigen, bezüglich deren die ſtaatlich veranlagte Steuer 
die unveränderte Grundlage für die Gemeinde-Einkommenſteuer-Veranlagung 
bildet, erfolgt die Benachrichtigung über die Höhe der zu entrichtenden 
Gemeinde-Einkommenſteuer durch Veröffentlichung des zu erhebenden 
Prozentſatzes der Staats⸗Einkommenſteuer in wenigſtens zwei hieſigen 
Zeitungen, für alle übrigen Steuerpflichtigen durch beſondere Mitteilung. 


Bei Zugängen im Laufe des Jahres erfolgt ſtets eine beſondere 
Mitteilung. 


$ 14a. Die Benachrichtigung über die Höhe der zu entrichtenden 
Gemeinde-Einkommenſteuer erfolgt durch beſondere Mitteilung. 


§ 15.*) Fälligkeit und Erhebung der Gemeinde— 
Einkommenſteuer. Die Gemeinde-Einkommenſteuer iſt in viertel⸗ 
jährlichen Beträgen im voraus zu entrichten. Der Beſchlußfaſſung des 
Magiſtrats bleibt es vorbehalten, die Entrichtung derſelben in monatlichen 
Beträgen im voraus anzuordnen. Die Gemeinde-Einkommenſteuer wird 
innerhalb der erſten acht Tage eines jeden Vierteljahres bezw. Monats fällig. 

Die Erhebung derſelben geſchieht in den Wohnungen der E 
pflichtigen durch beſonders angeſtellte und vereidete Steuererheber gegen Über⸗ 
gabe gedruckter Quittungen, welche mit dem Stempel der Rendantur J ver⸗ 
ſehen ſind, doch ſteht den Abgabepflichtigen die direkte Bezahlung ihrer 
Steuern bei der Rendantur I der hieſigen Stadt⸗Haupt⸗Kaſſe bis zum 15. des 
zweiten Monats jedes Vierteljahres bei vierteljährlicher Zahlung bezw. in den 
erſten acht Tagen jedes Monats bei monatlicher Zahlung während der Vor⸗ 
mittags⸗Dienſtſtunden frei, ebenſo auch eine Vorausbezahlung des ganzen 
Jahresbetrages oder mehrerer Monatsraten der Steuer. 

Rückſtändige Steuerbeträge unterliegen der Beitreibung im Ver⸗ 
waltungs⸗Zwangsverfahren nach Maßgabe der Verordnung vom 15. No⸗ 


) An die Stelle des 8 14 it vom 1. April 1907 ab $ 14a getreten. 
) An die Stelle des § 15 it vom 1. April 1907 ab § 15a getreten. 


vember 1899, welche jedoch bei vierteljährlicher Zahlung der Steuern nicht vor 
dem 16. des zweiten Monats des Vierteljahres erfolgen darf. 


$ 15a. Die Gemeinde-Einkommenſteuer ift in vierteljährlichen 
Beträgen im voraus zu entrichten. Der Beſchlußfaſſung des Magiſtrats bleibt 
es vorbehalten, die Entrichtung derſelben in monatlichen Beträgen im voraus 
anzuordnen. Die Gemeinde-Einkommenſteuer wird innerhalb der erſten acht 
Tage eines jeden Vierteljahres bezw. Monats fällig. 

Die Zahlung hat gegen Vorzeigung der Steuerbenachrichtigung (§ 14a) 
bis zum 15. des zweiten Monats jedes Vierteljahres bei der in der Benach— 
richtigung bezeichneten Zahlſtelle zu erfolgen. Die Vorauszahlung auf 
mehrere Vierteljahre bis zum ganzen Jahresbetrage iſt zuläſſig. 

Rückſtändige Steuerbeträge unterliegen der Beitreibung im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren nach Maßgabe der Verordnung vom 15. November 
1899. 


§ 16. Rechtsmittel: a. Einſpruch. Gegen die Veran- 
lagung zur Gemeinde-Einkommenſteuer ſteht den Steuerpflichtigen das Rechts⸗ 
mittel des Einſpruchs zu. Dasſelbe iſt binnen einer Ausſchlußfriſt von vier 
Wochen beim Magiſtrat ſchriftlich einzulegen. 

Der Lauf der Friſt beginnt: 

a. ſoweit eine beſondere Mitteilung vorgeſchrieben iſt, mit dem erſten 
Tage nach erfolgter Mitteilung; 

b. in allen übrigen Fällen mit dem erſten Tage nach der Aufforderung 
zur Zahlung. 

Einſprüche, welche ſich gegen den der Veranlagung zugrunde liegenden 
Staatsſteuerſatz richten, ſind unzuläſſig. 

Dem Einſpruche iſt die Veranlagungs-Bekanntmachung beziehungsweiſe 
die letzte Steuerquittung beizufügen. 


$ 17. b. Klage im Verwaltungsſtreitverfahren. Über 
den Einſpruch beſchließt der Magiſtrat. 

Gegen dieſen Beſchluß ſteht den Pflichtigen binnen einer mit dem erſten 
Tage nach erfolgter Zuſtellung beginnenden Friſt von zwei Wochen die Klage 
bei dem Bezirksausſchuſſe offen. È 

Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes ift nur das binnen der- 
ſelben Friſt einzulegende Rechtsmittel der Reviſion bei dem Königlichen Ober- 
Verwaltungsgericht zuläſſig. 


§ 18. Verteilung gemeindeeinkommenſteuer⸗ 
pflichtigen Einkommens auf mehrere ſteuerberechtigte 
Gemeinden. Die Verteilung gemeindeeinkommenſteuerpflichtigen Ein⸗ 
kommens auf eine Mehrzahl ſteuerberechtigter (Wohnſitz-, Aufenthalts-, 
Belegenheits-, Betriebs-) Gemeinden erfolgt nach den Vorſchriften des 
Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (cfr. SS 51, 71—74). 

§ 19. Zahlungspflicht trotz eingelegter Rechts⸗ 
mittel. Die Zahlung der veranlagten Steuer wird durch Einſpruch und 
Klage nicht aufgeſchoben, fie muß vielmehr, vorbehaltlich der ſpäteren Er- 
ſtattung des etwa zu viel bezahlten Betrages an dem beſtimmten Fälligkeits⸗ 
termine erfolgen. i 


§ 20. Wirkung der Erhöhung oder Ermäßigung der 
StaatsS-Einfommenfteuer auf die Gemeinde-Ein⸗ 
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kommenſteuer. Die auf Grund der Einlegung von Rechtsmitteln, ſowie 
die auf Grund der §§ 62 und 63 des Einkommenſteuergeſetzes 
vom 24. Juni 1891 in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 19. Juni 1906 erfolgte Erhöhung oder Ermäßigung der veranlagten 
Staats⸗Einkommenſteuer zieht, ohne daß es eines beſonderen Antrages beim 
Magiſtrat bedarf, auch die entſprechende Abänderung der Gemeinde-Ein- 
kommenſteuer nach fih. ($ 36 Abſ. 3 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893.) i 


§ 21. Strafen. Wer in der Abficht der Steuerhinterziehung an 
zuſtändiger Stelle auf die an ihn gerichteten Fragen oder bei der Begründung 
eines Einſpruchs unrichtige oder unvollſtändige Angaben macht, wird mit dem 
vier- bis zehnfachen Betrage der ſtattgehabten oder beabſichtigten Verkürzung, 
mindeſtens aber mit einer Geldſtrafe von einhundert Mark beſtraft. 

Iſt eine unrichtige oder unvollſtändige Angabe, welche geeignet iſt, eine 
Verkürzung der Steuer herbeizuführen, zwar wiſſentlich, aber nicht in der 
Abſicht der Steuerhinterziehung erfolgt, ſo tritt Geldſtrafe von drei bis ein⸗ 
hundert Mark ein. ug 

Straffrei bleibt, wer ſeine unrichtige oder unvollſtändige Angabe, bevor 
Anzeige erfolgt oder eine Unterſuchung eingeleitet iſt, an zuſtändiger Stelle 
berichtigt oder ergänzt und die vorenthaltene Steuer in der ihm geſetzten Friſt 
entrichtet. (§ 79 Kommunalabgabengeſetz.) i 3 

Diejenigen Koſten, welche durch die gelegentlich eines Einſpruchs er⸗ 
folgenden Ermittelungen veranlaßt werden, ſind von dem Steuerpflichtigen 
zu erſtatten, wenn ſich ſeine Angaben in weſentlichen Punkten als unrichtig 
erweiſen. Die Feſtſetzung dieſer Koſten erfolgt in der Entſcheidung über den 
Einſpruch. (§ 89 Kommunalabgabengeſetz.) 


$ 22. Nachforderungen. Steuerpflichtige, welche entgegen den 
Vorſchriften dieſer Steuerordnung bei der Veranlagung übergangen oder 
ſteuerfrei geblieben ſind, ohne daß eine ſtrafbare Hinterziehung der Steuer 
ſtattgefunden hat, ſind zur Nachzahlung des entzogenen Betrages verpflichtet. 
Die Verpflichtung erſtreckt ſich auf die drei Rechnungsjahre zurück, welche dem 
Rechnungsjahre, in dem die Verkürzung feſtgeſtellt worden, voraus- 
gegangen ſind. 

Die Verpflichtung zur Zahlung der Nachſteuer geht auf die Erben, jedoch 
nur bis zur Höhe ihres Erbanteils, über. 

Die Veranlagung der Nachſteuer erfolgt einheitlich für den ganzen Zeit⸗ 


raum, auf welchen ſich die Verpflichtung erſtreckt, nach den Vorſchriften dieſer 
Steuerordnung. 


§ 23. Iſt nach den Beſtimmungen der §§ 73 und 85 des Ein- 
kommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 19. Juni 1906 eine Nachſteuer für den 
Staat feſtgeſetzt worden, ſo haben die zur Entrichtung der Nachſteuer Ver⸗ 
pflichteten auch die entſprechende Gemeinde-Einkommenſteuer nachzuzahlen. 
Die Veranlagung der Nachſteuer erfolgt einheitlich für den ganzen 
Zeitraum, auf welchen ſich die Verpflichtung erſtreckt, nach den Vorſchriften 
dieſer Steuerordnung. 
§ 24. Verjährung der Gemeinde⸗-Einkommenſteuer. 
Die Einziehung hinterzogener Gemeinde-Einkommenſteuer zur Stadt⸗Haupt⸗ 
Kaſſe erfolgt neben und unabhängig von der Strafe. 
4* 
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Die Verbindlichkeit zur Nachzahlung der Gemeinde-Einkommenſteuer 
verjährt in zehn Jahren und geht auf die Erben, jedoch für dieſe mit einer 
Verjährungsfriſt von fünf Jahren und nur auf Höhe ihres Erbanteils über. 
Die Verjährung beginnt mit Ablauf des Rechnungsjahres, in welchem die 
Hinterziehung begangen wurde. 

$ 25. Zur Hebung geſtellte Einkommenſteuer und Koſten, welche im 
Rückſtande verblieben oder befriſtet ſind, verjähren in vier Jahren, von dem 
Ablaufe des Jahres an gerechnet, in welches der Zahlungstermin fällt. 

Die Verjährung wird durch eine an den Pflichtigen erlaſſene Zahlungs⸗ 
aufforderung, durch Verfügung der Zwangsvollſtreckung und durch Stundung 
unterbrochen. 

Nach Ablauf des Jahres, in welchem die letzte Aufforderung zugeſtellt, 
die Zwangsvollſtreckung verfügt oder die bewilligte Friſt abgelaufen iſt, 
beginnt eine neue, vierjährige Verjährungsfriſt. 

§ 26. Feſtſetzung der Nachſteuer und Rechtsmittel 
dagegen. Die Nachſteuer wird von dem Magiſtrat feſtgeſetzt, gegen deſſen 
Beſchluß dem Pflichtigen nach Maßgabe der SS 16, 17 dieſer Steuerordnung 
der Einſpruch und die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zuſteht. 

§ 27. Dieſe Steuerordnung tritt mit Ausnahme der § 14a und 15a 
mit dem 1. April 1906 in Kraft. An Stelle der SS 14 und 15 treten vom 
1. April 1907 ab die SS 14a und 15a.) 

(V. 694/06.) Gem. Bl. 1903. S. 557. 1908. S. 49. 1909. S. 757. 


2. Grundſteuer-Ordnung 
vom 20. Februar / 26. April 1900. 


Auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordneten-Verſammlung vom 
15. Februar /26. April 1900 — Protokollbuch Nr. 159/475 — wird gemäß 
SS 23, 25, 27, 69, 70, 75, 82, 90 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893 (G.⸗S. S. 152) für die Stadtgemeinde Breslau folgende Grundſteuer⸗ 
ordnung erlaſſen: 

§ 1. Von allen im Stadtbezirke belegenen bebauten und unbebauten 
Grundſtücken, ſoweit ihnen nicht nach § 24 des Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 Befreiung von der Gemeindeſteuer vom Grundbeſitz 
zuſteht, wird eine Gemeindegrundſteuer nach den Beſtimmungen dieſer Steuer⸗ 
ordnung erhoben. 

§ 2. Der Beſteuerung wird der gemeine Wert der ſteuerpflichtigen 
Grundſtücke zugrunde gelegt. 

(Als Grundſtück iſt die Geſamtheit aller auf ein und demſelben Artikel 
der Grundſteuermutterrolle eingetragenen Liegenſchaften nebſt darauf befind- 
lichen Gebäuden anzuſehen.) **) 

Auf fremdem Grund und Boden aufgeführte Gebäude ſind ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Wert des Grund und Bodens für ſich zu veranlagen. 


) Nachtrag I ift am 1. April 1908, Nachtrag II am 1. April 1909 in Kraft getreten. 
) Dieſe Beſtimmung iſt nach der Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts II. Senat 
vom 15. Mai 1906 ungültig. 
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Bei den nach den Beſtimmungen im $ 24 des Kommunalabgabengeſetzes 
nur teilweiſe zu veranlagenden Gebäuden gilt als gemeiner Wert des ſteuer⸗ 
pflichtigen Gebäudeteiles das Sechszehnfache des bei der ſtaatlichen Gebäude⸗ 
ſteuer⸗Veranlagung feſtgeſetzten Nutzungswertes. 8 A 

Die Grundſteuer wird nach einem für jedes Steuerjahr durch Gemeinde⸗ 
beſchluß feſtzuſtellenden und in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machenden Satze 
von jedem 1000 Mark des gemeinen Wertes der einzelnen Grundſtücke 
erhoben. : 
$ 3. Die Feſtſtellung des gemeinen Wertes erfolgt für eine Periode 
von drei Steuerjahren durch den Magiſtrat. Für die Zeit vom 1. April 1900 
bis 31. März 1902 iſt jedoch der Magiſtrat verpflichtet, bei den nach dem Er⸗ 
gänzungsſteuergeſetz vom 14. Juli 1893 veranlagten Grundſtücken den im 
abgeſchloſſenen Veranlagungsverfahren für die Ergänzungsſteuer feſtgeſetzten 
gemeinen Wert der Grundſtücke der Veranlagung zugrunde zu legen. 

$ 4. Zum Zwecke der Veranlagung ift jeder Eigentümer eines ſteuer⸗ 
pflichtigen Grundſtücks verpflichtet, auf die an ihn gerichtete ſchriftliche Auf⸗ 
forderung des Magiſtrats über beſtimmte, für die Beſteuerung erhebliche Tat⸗ 
ſachen innerhalb der ihm zu bezeichnenden Friſt Auskunft zu erteilen. 

Der Magiſtrat ift bei der Veranlagung an die Angaben des Steuer- 
pflichtigen nicht gebunden. 

Der Magiſtrat iſt berechtigt, den nach dem Ergänzungsſteuergeſetze vom 
14. Juli 1893 im abgeſchloſſenen Veranlagungsverfahren für die Ergänzungs⸗ 
ſteuer feſtgeſetzten gemeinen Wert der Grundſtücke der Veranlagung zugrunde 
zu legen. 

§ 5. Jeder Eigentümer eines ſteuerpflichtigen Grundſtücks hat dem 
Magiſtrat binnen 4 Wochen nach Eintritt der Veränderung Anzeige zu 
machen und auf Verlangen die betreffenden Urkunden und ſonſtigen Nachweiſe 
vorzulegen, 

1. wenn in dem Eigentum des Grundſtücks ein Wechſel eintritt, 

2. wenn bisher ſteuerpflichtige Grundſtücke in die Klaſſe der ſteuerfreien 
übergehen und umgekehrt, 

3. wenn Gebäude neu entſtehen oder gänzlich eingehen, 

4. wenn beſteuerte Hausgrundſtücke in ihrer Subſtanz, insbeſondere 
durch das Aufſetzen oder Abnehmen eines Stockwerkes, oder durch das 
Anbauen oder Abbrechen eines Grundſtücksteiles, durch Vergrößerung 
oder gänzliche oder teilweiſe Abtrennung dazu gehöriger Hofräume und 
Gärten, oder beſteuerte unbebaute Grundſtücke durch Teilung oder 
Zuſammenlegung mit anderen bebauten oder unbebauten verändert 
werden. 

$ 6. Die nach dieſer Steuerordnung den Eigentümern der ſteuer— 
pflichtigen Grundſtücke obliegenden Verpflichtungen er in gleicher ee 
ihren geſetzlichen Vertretern (Vormündern, Pflegern, Vorſtehern und Korpo⸗ 
rationen, Aktiengeſellſchaften u. ſ. f.) ſowie den von den Eigentümern mit der 
Verwaltung der Grundſtücke beauftragten Perſonen ob. 

8 7. Die Steuerpflicht oder Steuererhöhung hinſichtlich neuerbauter 
oder in ihrer Subſtanz verbeſſerter Gebäude ($ 5 Nr. 3 und 4) beginnt nach 
Ablauf des Rechnungsjahres, in welchem der Neubau bewohnbar oder benutzbar 
geworden oder die Verbeſſerung vollendet iſt. 

z Im übrigen treten Ermäßigungen und Erhöhungen der Steuer infolge 

der im § 5 erwähnten Veränderungen mit dem erſten Tage des auf die Ver- 
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änderung folgenden Monats in Kraft. Sind jedoch die im § 5 unter Nr. 2, 3 
und 4 erwähnten Veränderungen nicht bis zu dieſem Tage in der vor- 
geſchriebenen Weiſe angezeigt, ſo tritt eine dadurch bedingte Ermäßigung oder 
Befreiung von der Steuer erſt mit dem erſten Tage des auf die Anzeige 
folgenden Monats in Kraft. 

Die hiernach erfolgenden Zugangsveranlagungen erfolgen für den Reſt 
des laufenden Rechnungsjahres nach den Beſtimmungen dieſer Steuer⸗ 
ordnung. Im übrigen werden die im Laufe der Veranlagungsperiode ein⸗ 
tretenden Veränderungen im gemeinen Werte der ſteuerpflichtigen Grundſtücke 
exit bei der nächſten Veranlagung berüdjichtigt. 

§ 8. Für die Gemeindegrundſteuer haftet außer dem Eigentümer (der 
Niekbraucher)*) des ſteuerpflichtigen Grundſtücks. 

Mehrere Miteigentümer oder Nießbraucher desſelben Grundſtücks. 
haften ſolidariſch. 

Die Beſtimmung im Abſatz 2 findet auch Anwendung, wenn das 
Eigentum einerſeits an Grund und Boden, andererſeits an den darauf er⸗ 
richteten Gebäuden verſchiedenen Perſonen zuſteht. : 

Im Falle des Eigentumswechſels haftet außer dem neuen der bisherige 
Eigentümer bis zur Erſtattung der im § 5 vorgeſehenen Anzeige. 

$ 9. Veranlagte Grundſteuerbeträge können in einzelnen Fällen durch 
den Magiſtrat niedergeſchlagen werden, wenn deren zwangsweiſe Beitreibung 
die Steuerpflichtigen in ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz gefährden, oder wenn 
das Beitreibungsverfahren vorausſichtlich ohne Erfolg ſein würde. 

§ 10. Gegen die dem Eigentümer des ſteuerpflichtigen Grundſtücks 
durch beſondere Mitteilung bekannt zu machende Veranlagung ſteht dieſem 
innerhalb einer mit dem erſten Tage nach erfolgter Mitteilung beginnenden 
vierwöchigen Friſt das Rechtsmittel des Einſpruchs bei dem Magiſtrat und 
gegen deſſen Beſcheid innerhalb einer mit dem erſten Tage nach erfolgter Bu- 
ſtellung beginnenden zweiwöchigen Friſt die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe 
offen. 

Im Falle des Einſpruchs hat der Magiſtrat auf Verlangen des Steuer- 
pflichtigen demſelben die Unterlagen für die erfolgte Feſtſtellung des gemeinen 
Wertes vor Erlaß des Einſpruchbeſcheides mitzuteilen. 

In der Mitteilung iſt zum Ausdruck zu bringen, daß ein klagefähiger 
Beſcheid noch erteilt werden wird, wenn der Einſpruch nicht binnen einer 
Woche zurückgenommen wird. 

Einſpruch und Klage haben auf die Verpflichtung zur vorläufigen 
Zahlung der veranlagten Steuer keinen Einfluß. 

$ 11. Die Steuer iſt in vierteljährlichen Beträgen in der erſten Hälfte 
des zweiten Monats eines jeden Vierteljahres zu entrichten. 

Rückſtände werden im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens bei- 
getrieben. 

$ 12. Wer eine ihm gemäß SS 4—6 obliegende Auskunft oder Anzeige 
nicht rechtzeitig in der vorgeſchriebenen Form erſtattet, wird, ſofern nicht nach 
den beſtehenden Geſetzen eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Geldſtrafe bis zu 
30 Mark beſtraft. 


13. Dieſe Steuerordnung tritt am 1. April 1900 in Kraft. 
K. A. II. 77/00. 


*) Nach der Eniſcheidung des Oberverwaltungsgerichts II. Senat vom 8. April 1902 
haftet für die Gemeindegrundſteuer nur der Grundſtückseigentümer, nicht aber der Nießbraucher. 
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3. Umſatz- und Wertzuwachsſteuer-Ordnung vom 19. April 1907 
mit J. Uachtrag 


vom 2. November 1909.) *) 


Auf Grund der $$ 13, 18, 69, 70 und 82 des Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 und des Beſchluſſes der Stadtverordneten⸗Verſammlung 
vom 19. April 1907/28. Oktober 1909 wird für die Stadt Breslau folgende 
Steuerordnung erlaſſen: 

§ 1. Jeder nicht unmittelbar von Todes wegen oder auf Grund einer 
Schenkung unter Lebenden im Sinne des Reichs-Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 
3. Juni 1906 erfolgende Wechſel des Eigentums an einem im Gemeindebezirk 
der Stadt Breslau belegenen Grundſtücke oder Grundſtücksteile unterliegt 
einer Umſatz⸗ und einer Wertzuwachsjteuer nach folgenden Beſtimmungen. 

Die Umſatz⸗ und Wertzuwachsfteuer gelangt auch im 
Falle des Wechſels im Perſonenbeſtande von Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung, Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften,Gewerkſchaften,offenen Handelsgeſellſchaften 
ſowie Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts von dem 
Grundeigentum inſoweit zur Erhebung, als es der Be⸗ 
teiligung des ausſcheidenden oder hinzutretenden 
Geſellſchafters oder Mitgliedes an der Geſellſchaft 
entſpricht. 2 


A. Umſatzſteuer. 


§ 2. Die Umſatzſteuer beträgt bei bebauten Grundſtücken ein, bei un⸗ 
bebauten und dieſen gleichgeſtellten (§ 7) Grundſtücken zwei Prozent des 
Wertes des Grundſtücks oder Grundſtücksteils (vgl. § 6). 

Bei Tauſchverträgen über Grundſtücke wird dieſe Steuer nur einmal 
bezahlt und zwar für dasjenige der beiden vertauſchten Grundſtücke, für 
welches die höhere Steuer zu berechnen iſt, bei dem Tauſche eines im Stadt⸗ 
bezirke belegenen Grundſtücks gegen ein außerhalb dieſes belegenes nach dem 
Werte des erſteren. 


B. Wertzuwwachssteuer. 


$ 3. Außer der im $ 2 bestimmten Steuer ist eine nach der er- 
zielten Wertsteigerung zu berechnende Wertzuwachssteuer zu entrichten, 
wenn der Wertzuwachs mehr als 10°], beträgt. 

Als Wertsteigerung gilt der Unterschied der Preise (ef. & 6) bei 
dem jetzigen Erwerbe (Veräußerungspreis) und dem unmittelbar vor- 
hergehenden Erwerbe (Erwerbspreis), mag dieser vor oder nach dem 
Inkrafttreten dieser Ordnung stattgefunden haben. 


) Die durch den Nachtrag eingefügten Beſtimmungen find geſperrt gedruckt. 
Nach ss 72 mit 63 des Reichszuwachsſteuergeſetzes vom 14. Februar 1911 find die 
Beſtimmungen der Steuerordnung über Wertzuwachsſteuer vom 1. Januar 1911 ab außer Kraft 
etreten. ie bleiben jedoch wirtfam für Eigentumswechſel, die vor dem 1. Januar 1911 cr- 
Folgt find und für ſolche, die zwar nach dem 1. Jannar 1911 erfolgt find, bei denen aber die 
Urkunde über das Veräußerungsgeſchäft, das zu dem Eigentumsübergange führte, vor dieſem 
Tage in öffentlich beglaubigter Form errichtet oder bei einer Behörde eingereicht war. 
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Dem Erwerbspreise sind jedoch hinzuzurechnen: 

a. Alle Ausgaben für dauernde Verbesserungen des Grundstücks, 
insbesondere Neubauten, Umbau von Gebäuden und Straßenbau- 
kosten einschließlich der Deichbaukosten, der Beiträge aus $ 9 
des Kommunalabgabengesetzes und dergl., sowie 4% Zinsen des 
Baukapitals vom Beginn des Baues bis zur polizeilichen Abnahme. 
Um- und Neubaukosten, soweit sie aus Versicherungsverträgen 
gedeckt sind, werden nicht berücksichtigt; 

b. % vom Erwerbspreise als Ersatz für die Erwerbskosten (Stempel, 
Umsatzsteuer, Gerichts- und Notariatskosten, Vermittelungsgebühr); 

c. der Betrag, den der bisherige Eigentümer bei der früheren 
Erstehung des Grundstücks im Zwangsversteigerungsverfahren 
als ausgefallene Forderung verloren hat, jedoch mit der Maß- 
gabe, daß diese Bestimmung nicht eintritt, wenn die Hypothek 
erst drei Monate vor der ersten Beschlagnahme des Grundstücks 
erworben ist oder wenn der Ausfall anderweit gedeckt wurde; 

d. bei unbebauten Grundstücken ausserdem 4% jährlich Zinsen des 
Erwerbspreises ohne Zinseszins unter Abzug aller gegenüber- 
stehenden Einnahmen und Nutzungen. Hat der Eigentümer das 
Grundstück selbst in landwirtschaftlichem oder gewerblichem 
Eigenbetriebe genutzt, so liegt ihm der Nachweis ob, daß und 
inwieweit seine Erträge hinter 4°|, des Erwerbspreises zurück- 
geblieben sind. 

Waren Grundstücke in der Zeit zwischen dem vorhergehenden 
und dem letzten Erwerbe nur zu einem Teile oder nur zeitweise 
bebaut, so findet die Hinzurechnung von Zinsen nur für den 
entsprechenden Teil des Grundstücks und für die Zeit statt, 
während welcher das Grundstück unbebaut war. - 

Werden Teile eines örtlich und wirtschaftlich zusammenhängenden 
Grundbesitzes durch verschiedene Rechtsgeschäfte desselben Eigentümers 
oder seines Erben übertragen, so wird der Erwerbspreis dieses Grund- 
stücksteils im allgemeinen nach dem Verhältnis seiner Fläche zur Fläche 
des Gesamtgrundstücks berechnet. Auf Antrag des Steuerpflichtigen ist 
das Verhältnis des Wertes des Teilgrundstücks zum verbleibenden Grund- 
stück durch Schätzung festzustellen. Von dem Wertzuwachs des einen 
Teils ist der etwaige Wertverlust bei Übertragumg des Eigentums eines 
anderen Teils in Abzug zu bringen, falls die verlustbringende Über- 
tragung gleichzeitig oder innerhalb eines vorhergehenden oder nach- 
folgenden dreijährigen Zeitraumes erfolgt ist. Diesesfalls ist die etwa _ 
zuviel gezahlte Steuer bei der verlustbringenden Übertragung zurückzu- 
zahlen. 

Umentgeltliche Landabtretungen zu Straßen und Plätzen werden 
in der Weise berücksichtigt, daß der gesamte Erwerbspreis auf die 
nach der Abtretung verbliebene Fläche gerechnet bezw. im Falle späterer 
Parzellierung auf die Trennstücke verteilt wird. 

Von dem Veräußerungspreise werden abgezogen die von dem Ver- 
äußerer nachgewiesenermaßen übernommenen Lasten und Kosten ein- 
schließlich der ihn für die Veräußerung treffenden Vermittelungsgebühr, 
letztere jedoch bei bebauten Grundstücken nur bis zum Höchstbetrage 
von zwei Prozent und bei unbebauten Grundstücken bis zum Höchst- 
betrage von drei Prozent des Veräußerungspreises. 


Er. 


Weitere Anrechnungen sind nicht statthaft. 

War ein Grundstück vor dem 1. Januar 1895 erworben, so ist auf 
Antrag des Steuerpflichtigen als Erwerbspreis anzusetzen der gemeine 
Wert des Grundstücks am 1. Januar 1895 zuzüglich der in Absatz 3 
zu a erwähnten Ausgaben und Zinsen, soweit sienach dem 1. Januar 1895 
entstanden sind, sowie im Falle des Absatz 3 zu d der Zinsen vom 
1. Januar 1895 an. 

Die Ermittelung des gemeinen Wertes erfolgt nach den Vor- 
schriften der technischen Anleitung für die erstmalige Veranlagung zur 
Ergünzungssteuer vom 26. Dezember 1893. 

Bei Tauschgeschäften ist die Wertzuwachssteuer für jedes der 
getauschten Grundstücke besonders zu berechnen und zu zahlen. 


$ 4. Ein Wertzuwachs bis zu 10°), bleibt in allen Fällen von 
der Versteuerung frei. 

Für die prozentuale Höhe des Steuersatzes ist jedoch die ganze 
Werterhöhung maßgebend. 

Der über 10°|, hinausgehende Wertzuwachs wird wie folgt be- 
steuert: 

über 10 bis einschl. 20 % mit 6 %, 
= D = 0 


20 z 30% „8%, 
30 40% 10 %, 
„ e ET E 
er 60 % = 14°), 
50 70% . 16%, 
70 * 80°, = 18 %, 
80 980% - 209, 
90 100% 22 % 
100°, = 25 %. 


Diese Sätze kommen nur zur Erhebung, wenn zwischen dem 
früheren Erwerbe beziehungsweise dem 1. Januar 1895 ($ 3 Abs. 8) 
und dem jetzigen Erwerbe bei bebauten Grundstücken höchstens 5, bei 
unbebauten höchstens 10 Jahre liegen. Beträgt dieser Zeitraum bei be- 
bauten Grundstücken mehr als 5, jedoch höchstens 10 Jahre, bei un- 
bebauten Grundstücken mehr als 10, jedoch höchstens 20 Jahre, so 
werden zwei Dritteile, beträgt er bei bebauten Grundstücken mehr als 10, 
bei unbebauten mehr als 20 Jahre, so wird ein Drittel der vorgenannten 
Sütze erhoben. Den unbebauten Grundstücken sind die im $ 7 ge- 
nannten gleichgestellt. 


C. Gemeinſchaftliche Beſtimmungen für Umſatz⸗ und Wertzuwachsſteuer. 

§ 5. Für den Inhalt und Umfang der Steuerpflicht 
kommen alle Rechtsgeſchäfte in Betracht, deren mittel⸗ 
barer oder unmittelbarer Gegenſtand der Erwerb des 
Grundſtücksoder des im §1 Abſatz 2 bezeichneten Gefell- 
ſchaftsanteiles iſt. 

Erfolgt der Wechſel des Eigentums an einem 
Grundſtücke oder des im § 1 bezeichneten Geſellſchafts- 
anteils unter Zuſammenfaſſung mehrerer derartiger 
aufeinander folgenden Rechtsgeſchäfte unmittelbar 
vom bisherigen Eigentümer auf den letzten Erwerber, 


ſo iſt die Umſatzſteuer von der Gejamtjummeder Werte 
des Grundſtückes bezw. des nach § 1 Abſatz 2 ermittelten 
Anteils bei den einzelnen Rechtsgeſchäften zu ent⸗ 
richten, die Wertzuwachssteuer für jedes der Rechtsgeschäfte gesondert 
zu berechnen und zu zahlen. 

Als Rechtsgeſchäfte im Sinne des Abſatzes und 2 
gelten insbeſondere auch: die Übertragung der Rechte 

des Erwerbers aus einem Veräußerungs vertrage, die 

Übertragung der Rechte aus einem Antrage oder Ver⸗ 
trage auf Schließung eines Veräußerungs vertrages, 
die nachträgliche Erklärung der aus einem ſolchen Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfte berechtigten Erwerber, die Rechte 
für einen dritten Erwerber oder die Pflichten für 
einen Dritten übernommen zu haben, es ſei denn, daß 
dieſe Erklärung von dem Erwerber auf Grund einer 
nachweislich vor dem Erwerbe ſchriftlich erteilten 
Vollmacht abgegeben wird, ferner Rechtsgeſchäfte, bei 
denen von dem Eigentümer, Meiſtbietenden oder ſonſt 
zur Sache Berechtigten einem andern die Befugnis 
erteilt wird, über das Eigentum wie ein Eigentümer 
zu verfügen. Als derartige Rechtsgeſchäfte gelten auch 
den Veräußerer bindende Anträge zur Schließung 
eines läſtigen Veräußerungs vertrages, ſowie Ver- 
träge, durch die nur der Veräußerer zur Schließung 
eines läſtigen Veräußerungsgeſchäftes verpflichtet 
wird. 

Die Beſtimmungen des Abſatzes 1 bis 3 find ent- 
ſprechend anzuwenden, wenn bei freiwilliger oder 
Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks der Zuſchlag 
nicht dem Meiſtbietenden, ſondern demjenigen erteilt 
wird, dem die Rechte aus dem Meiſtgebot abgetreten 
worden ſind mit der Maßgabe, daß, wonach § 9 Abſatz 1 
Befreiung von der Umſatzſteuer eintritt, dieſe nicht 
dadurch wegfällt, daß der Meiſtbietende die Rechte aus 
dem Meiftgebote abtritt. 

6. Als Wert im Sinne des § 2 Abſatz 1 und als Preis im Sinne des 
$ 3 Abs. 2 gilt der bedungene Preis unter Hinzurechnung der vom Erwerber 
und unter Abrechnung der vom Übertragenden übernommenen Laſten und 
Leiſtungen. Die auf dem Gegenſtande haftenden gemeinen Laſten werden 
nicht mitgerechnet; Renten und andere zu gewiſſen Zeiten wiederkehrende 
Leiſtungen werden nach den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Reihs- 
erbſchaftsſteuer vom 3. Juni 1906 § 17 bis 20*) kapitaliſiert. 


*) Dieſe lauten: 

§ 17. Bei Nutzungen oder Leiſtungen, die entweder ausdrücklich oder durch anderweitige 
die Dauer begrenzende Umſtände auf beſtimmte Zeit beſchränkt ſind, iſt der Geſamtwert unter 
Abrechnung der Zwiſchenzinſen durch Zuſammenzählung der einzelnen Jahreswerte zu berechnen. 
Der Geſamtwert darf den zum geſetzlichen Zinsſatze kapitaliſierten Jahreswert nicht überſteigen. 
Bei immerwährenden Nutzungen wird das Fünfundzwanzigfache des einjährigen Betrags, bei 
Nutzungen von unbeſtimmter Dauer, ſofern nicht die Vorſchriften der SS 18, 19 Anwendung 
finden, das Zwölfundeinhalbſache des einjährigen Betrags als Wert angenommen. 

§ 18. Der Wert von Leibrenten oder anderen auf die Lebenszeit einer Perſon be 
ſchränkten Nutzungen, einſchließlich des im § 3 Nr. 1 bezeichneten Erwerbes, wird nach dem 
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Wird das Grundſtück im gerichtlichen Zwangsverſteigerungsverfahren 
erworben, ſo ſind die Steuern mindeſtens nach dem Betrage des Meiſtgebotes 
unter Hinzurechnung des Wertes der vom Erſteher übernommenen Leiſtungen 
zu berechnen. 

Ergeben die vorgelegten Urkunden den Preis des Grundſtückes nicht 
oder ſind ſolche nicht vorhanden oder erſcheint der vereinbarte Preis nach dem 
pflichtmäßigen Ermeſſen des Magiſtrats unverhältnißmäßig niedrig, ſo iſt 
der Wert des Grundſtücks vom Magiſtrat durch Schätzung feſtzuſtellen. 


$ 7. Den unbebauten Grundſtücken werden gleichgeſtellt diejenigen 
bebauten Grundſtücke und Grundſtücksteile, 

a. auf denen nur Schuppen, Baracken, Stallungen und der einſtweiligen 
Benutzung oder anderen vorübergehenden Zwecken dienende Baulich⸗ 
keiten errichtet ſind, 

b. die nach Umfang und Lage als Bauplätze verwertet werden können und 
landwirtſchaftlichen Charakter tragen. 


§ 8. Zur Zahlung der Umſatzſteuer jind der Er- 
werber und der bisherige Eigentümer, in den Fällen 
des ö derjenige, anden das Eigentumübergeht undder 
bisherige Eigentümer geſamtſchuldneriſch ders 
pflichtet; jedoch ſoll zuerſt der Erwerber zur Zahlung 
herangezogen werden. 

Zur Zahlung der Wertzuwachssteuer ist lediglich derjenige, dessen 
Eigentum übergeht, in den Füllen des $ 5 jeder einzelne Übertragende 
verpflichtet. 

Iſt das Grundſtück im gerichtlichen Zwangsverſteigerungsverfahren er⸗ 
worben, ſo iſt die Umſatzſteuer von demjenigen, dem der Zuſchlag erteilt iſt, 
die Wertzuwachssteuer von dem bisherigen Eigentümer des Grundstücks 
zu entrichten. 


$ 9. Umſatzſteuer wird nicht erhoben, wenn das Grundſtück im gericht- 
lichen Zwangsverſteigerungsverfahren von dem am Verfahren beteiligten 
Eigentümer, Hypotheken- oder Grundſchuldgläubiger oder haftbaren Vor- 
beſitzer als Meiſtbietendem auf Grund eines nicht weſentlich höheren Gebotes 


vebensalter der Perſon, mit deren Tode das Bezugsrecht erliſcht, berechnet, und zwar wird als 
Wert bei einem Alter 
1 


à bis zu 25 Jahren das 20 fache, 

2. von mehr als 25 - 35 . = J8 

83 s 35 „45 s = 16 

8 . s. #5 „55 = 3 

5. - „ 55 =: 65 - „ 32 

8 >» . 65 70 . + 10 =- 

Tage „„ 8 . 8 

8. „ a RE . — 6. 

9 s 80 Jahren das 4 fache des Wertes der einjährigen Nutzung 


angenommen. 
Iſt jedoch die Nutzung oder Leiſtung 
im Falle des Abſ. 1 Nr. 1 jhon innerhalb eines Zeitraumes von 10 Jahren, 
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in den Fällen 7-9 . s R á 
nach dem Anfall erloſchen, jo wird ihr Wert nach Maßgabe der wirklichen Dauer beſtimmt und 
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erſtanden wird, als zur Wahrung ſeiner Rechte erforderlich ift. Dieſe Steuer- 

freiheit tritt nicht ein, wenn das betreffende Recht erſt in den letzten drei 

Monaten vor der erſten Beſchlagnahme des Grundſtücks erworben worden 

ift. (SS 20, 146 des Geſetzes betreffend Zwangsverſteigerung und Zwangs⸗ 

verwaltung vom 24. März 1897. **) Im Falle einer steuerfreien Erstehung 
wird bei der späteren Bigentumsübertragung der Berechnung des Wert- 
zuwachses der gemeine Wert des Grundstücks zur Zeit der Einleitung 
der Zwangsversteigerung zugrunde gelegt. 

Umſatz⸗ und Wertzuwachssteuer werden nicht erhoben: 

a. beim freiwilligen Austauſch von Grundſtücken zur Herbeiführung 
einer zweckmäßigeren Geſtaltung von Baugrundſtücken, falls eine 
Herauszahlung von mehr als 2000 Mark an den einen oder anderen 
Vertragſchließenden nicht erfolgt. Bei ſpäterer Eigentumsübertragung 
werden Erwerbspreis und Erwerbszeit der neuen Umlegungsflächen 
denen der in Tauſch gegebenen alten Flächen gleich gerechnet; 

b. beim eigentümlichen Erwerb eines zu einem gemeinſamen Nachlaſſe 
gehörigen Grundſtücks durch einen oder mehrere Teilnehmer an einer 
Erbſchaft von den anderen Miterben. 

Den Teilnehmern an einer Erbſchaft ſind die Teilnehmer an 
einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gleichgeſtellt; 

c. bei der Teilung ſonſtiger Vermögensmaſſen, zu denen Grundſtücke 
gehören, bleibt der Wert des dem bisherigen Miteigentümer über⸗ 
laſſenen Grundſtücks ſoweit ſteuerfrei, wie er nicht mehr beträgt als der 
Wert des bisherigen ideellen Anteils dieſes Miteigentümers an der 
zur Teilung gelangenden Vermögensmaſſe. Dieſe Vorſchrift findet auf 

die Fälle des Geſamteigentums ſinngemäße Anwendung; 

d. bei Übertragung von Grundſtücken von einem Eigentümer auf einen 
ſeiner Abkömmlinge auch auf Grund eines entgeltlichen Vertrages, bei 
Übertragung von Grundſtücken zwiſchen Ehegatten durch Eingehung 
einer ehelichen Gütergemeinſchaft, 

e. Wertzuwachssteuer wird micht erhoben bei Grundstücksver- 
äußerungen des Fiskus des Deutschen Reiches und des Preußischen 
Staates, sowie bei Eigentumsveränderungen, die auf Grund des 


die gezahlte Steuer bis auf den dieſem Werte entſprechenden Betrag erſtattet. In gleicher Weiſe wird, 
wenn die ſteuerpflichtige Maffe um den nach Abſ. 1 berechneten Wert einer Nutzung oder Leiſtung 
geringer veranlagt war, im Falle des früheren Erlöſchens der Nutzung oder Leiſtung ein ent⸗ 
ſprechender Steuerbetrag nacherhoben. 

§ 19. Hängt die Dauer der Nutzungen von der Lebenszeit mehrerer Perſonen ab, fo ift, 
wenn das Bezugsrecht mit dem Tode der zuerſt verſterbenden Perſon erliſcht, das Lebensalter 
der älteſten Perſon, wenn das Bezugsrecht mit dem Tode der letztverſterbenden Perſon erliſcht, 
das Lebensalter der jüngſten Perſon maßgebend. 

§ 20. Der einjährige Betrag der Nutzung eines Geldbetrages ift, wenn er nicht ander- 
weit feſtſteht, zu vier vom Hundert anzunehmen. 

8 20. Der Beſchluß, durch welchen die Zwangsverſteigerung angeordnet wird, gilt 
zugunſten des Gläubigers als Beſchlagnahme des Grundſtücks. 

§ 146. Auf die Anordnung der Zwangsverwaltung finden die Vorſchriften über die 
Anordnung der Zwangsverſteigerung entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den 88 147 
bis 151 ein anderes ergibt. 

§ 151. Die Beſchlagnahme wird auch dadurch wirkſam, daß der Verwalter nach $ 150 
den Beſitz des Grundſtücks erlangt. Der Beſchluß, durch welchen der Beitritt eines Gläubigers 
zugelaſſen wird, ſoll dem Verwalter zugeſtellt werden; die Beſchlagnahme wird zugunſten des 
Gläubigers auch mit dieſer Zuſtellung wirkſam, wenn der Verwalter ſich bereits im Beſitze des 
Grundſtücks befindet. a 
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$ de des Preußischen Stempelsteuergesetzes vom 31. Juli 1895 
von Stempelabgaben befreit sind. 

Soweit im letzteren Falle (bei Enteignungen) 
der Fiskus des Deutſchen Reiches und des Preus 
ßiſchen Staates als Erwerber in Frage kommen, 
wird auch Umſatzſteuer nicht erhoben. 


§ 10. Erfolgt Wandlung wegen eines nach den SS 459, 460 des Bürger- 
lichen Geſetzbuches vom Verkäufer zu vertretenden Mangels innerhalb der 
geſetzlichen Friſt, jo iſt die Steuer für die Veräußerung und den Wieder- 
erwerb zu erlaſſen, und, wenn erhoben, zurückzuerſtatten, und zwar gegenüber 
dem Erwerber in jedem Falle, gegenüber dem früheren Eigentümer ebenſo, 
ſofern er nicht den Mangel argliſtig verſchwiegen hat. 

Der Antrag auf Erlaß muß innerhalb eines Jahres nach Eintritt des 
die Steuerfreiheit begründenden Ereigniſſes beim Magiſtrat geſtellt ſein. 
Erfolgt in ſolchen Fällen nicht Wandlung, ſondern Minderung des Kauf⸗ 
preiſes, ſo iſt der Magiſtrat berechtigt, nach ſeinem Ermeſſen eine Rück⸗ 
erſtattung der Steuern nach Maßgabe des geminderten Veräußerungswertes 
eintreten zu laſſen. 


$ 11. Bei unmittelbarem Eigentumserwerb von Todes wegen oder 
auf Grund einer Schenkung unter Lebenden ($ 1), in den Fällen des 
$ 9b—e und bei Erlaß der Steuer auf Grund des & 10 wird die 
Wertzuwachssteuer bei einer späteren Eigentumsübertragung so be- 
rechnet, als wenn das Grundstück von demjenigen ehemaligen Eigen- 
tümer erworben wäre, aus dessen Eigentum es ohne Entrichtung der 
Steuer in das Eigentum seines unmittelbaren Rechtsnachfolgers über- 
gegangen ist. 

Ist ein zu einem gemeinschaftlichen Nachlasse gehöriges Grund- 
stück durch einen oder mehrere Teilnehmer an einer Erbschaft von den 
anderen Miterben nach dem 1. Januar 1895, aber vor Inkrafttreten 
dieser Steuervordnung erworben, so wird bei einer späteren Übertragung 
die Wertzuwachssteuer nach dem Unterschiede des Veräußerungspreises 
und des gemeinen Wertes zur Zeit des Erwerbes berechnet. 


$ 12. Die Veranlagung der Steuer geſchieht durch den Magiſtrat. 


$ 13. Der Erwerber des Grundſtücks und der bisherige Eigentümer 
haben innerhalb zwei Wochen nach dem Eigentumsübergange dem Magiſtrat 
hiervon ſchriftlich oder zu Protokoll Mitteilung zu machen, auch die die Steuer⸗ 
pflicht betreffenden Urkunden auf Verlangen binnen vier Wochen vorzulegen. 

Die Steuerpflichtigen, ſowie diejenigen, welche durch ein Zwiſchengeſchäft 
einen Anſpruch auf das Grundſtück erworben haben, find auf Verlangen des 
Magiſtrats verbunden, über beſtimmte, für die Veranlagung der Steuer er- 
hebliche Tatſachen innerhalb einer ihnen zu beſtimmenden Friſt ſchriftlich oder 
zu Protokoll Auskunft zu erteilen. 

Die in Abſatz 1 und 2 bezeichneten Verpflichtungen 
liegen in den Fällen des § 1 Abſatz 2 ſowohl den aus⸗ 
ſcheidenden und eintretenden Geſellſchaftern als auch 
den geſetzlichen Vertretern der Geſellſchaften ob. 


$ 14. Der Magiſtrat iſt bei der Veranlagung der Steuern an dieſe 
Angaben nicht gebunden. Wird die erteilte Auskunft beanſtandet, ſo ſind dem 
Steuerpflichtigen vor der Veranlagung die Gründe der Beanſtandung mit 


2 Eo yan 


dem Anheimſtellen mitzuteilen, hierüber binnen einer angemeſſenen Friſt eine 
weitere Erklärung abzugeben (vgl. § 63 des Kommunalabgabengeſetzes). 

Findet eine Einigung mit dem Steuerpflichtigen nicht ſtatt, ſo kann 
der Magiſtrat die nach ſeinem Ermeſſen zu entrichtenden Steuern auf Grund 
ſtattgehabter Ermittelungen feſtſetzen. 


§ 15. Über die Veranlagung ift dem Steuerpflichtigen ein ſchriftlicher 
Beſcheid zuzuſtellen. 

Die Steuern ſind innerhalb vier Wochen an die in der Benachrichtigung 
bezeichnete Kaſſe zu zahlen. Durch Einlegung eines Einſpruchs wird die 
Zahlung der Steuer nicht aufgehalten. 

Geſtundete Steuerbeträge ſind von der Fälligkeit ab mit 4% zu 
verzinſen. 

$ 16. Der Einſpruch gegen die Veranlagung ift binnen einer Friſt 
von 4 Wochen nach Zuſtellung des Veranlagungsbeſcheides beim Magiſtrat 
ſchriftlich anzubringen. 

Über den Einſpruch entſcheidet der Magiſtrat. Gegen deſſen Beſcheid 
ſteht dem Steuerpflichtigen binnen einer mit dem erſten Tage nach erfolgter 
Zuſtellung beginnenden Friſt von zwei Wochen die Klage im Verwaltungs- 
jtreitverfahren (an den Bezirksausſchuß) offen. 


. $ 17. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Ordnung werden, inſofern nicht 
nach den beſtehenden Geſetzen eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Geldſtrafe 
bis zu 30 Mark beſtraft. 


§ 18. Dieſe Steuerordnung tritt mit ihrer Verkündung im Gemeinde- 
blatte in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt die Umſatzſteuerordnung 
vom 7. Februar 2. März 1895 und der Nachtrag vom 17. Dezember 1903 / 
15. Januar 1904 außer Kraft. - 

Grundſtücksübertragungen jedoch, deren notarelle oder gerichtliche Be— 
urkundung vor dem Inkrafttreten dieſer Steuerordnung liegt, unterliegen, 
ſofern die Auflaſſung bis zum 1. Januar 1908 erfolgt iſt, noch dem bisherigen 
Steuerrechte und nicht dieſer Steuerordnung. 
yıx, 689. 07 Gem. Bl. 1907 S. 507, 1910 S. 15. 

3203. 09 


4. Luſtbarkeitsſteuerordnung 
vom 22. März 1910. 


Auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordneten-Verſammlung vom 
22. März 1910 wird nach den SS 13, 15, 18 und 82 des Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes vom 14. Juli 1893 folgende Ordnung betreffend die Erhebung einer 
Luſtbarkeitsſteuer in der Stadt Breslau erlaſſen: 


$ 1. Die im Bezirke der Stadt Breslau ſtattfindenden öffentlichen 
ſowie diejenigen Luſtbarkeiten, welche veranſtaltet werden: 
a. von geſchloſſenen Vereinen oder Geſellſchaften oder von ſolchen 


Vereinen (Geſellſchaften), die nur zum Zwecke der Abhaltung von 
Luſtbarkeiten gebildet ſind; 
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b. von einzelnen Perſonen in Gaſtwirtſchaften und öffentlichen Ver⸗ 
gnügungslokalen unter Einziehung der Koſten oder eines Teils der⸗ 
ſelben von den Teilnehmern, 

unterliegen einer Gemeindeſteuer nach folgenden Vorſchriften. 


§ 2. Die Steuer wird erhoben, ſoweit der Zutritt zu der Veranſtaltung 
von der Löſung von Eintrittskarten oder die Stelle ſolcher vertretender 
ſonſtigen Ausweiſe (Programme, Bons uſw.) zum Preiſe von 20 Pfg. und 
darüber abhängig gemacht ift, in der Form der Karten-⸗(Billett⸗)ſteuer (vgl. 
§ 6), im übrigen nach Pauſch⸗Steuerſätzen (vgl. § 7). 

3. Der Steuer unterliegen die im § 7 aufgeführten Vorträge, Vor⸗ 
ſtellungen, Vorführungen, Schauſtellungen, Veranſtaltungen und Tanz⸗ 
beluſtigungen. 

§ 4. Befreit von der Steuer find ſolche nicht gewerbsmäßigen Veran- 
ſtaltungen: 

a. bei welchen ein höheres wiſſenſchaftliches oder Kunſt⸗Intereſſe obwaltet, 
b. welche lediglich zu Unterrichts- oder Prüfungszwecken veranſtaltet 
werden. 

Gewerbsmäßige Veranſtaltungen der oben bezeichneten Art ſind von der 
Steuer nur befreit, ſoweit das Eintrittsgeld den Betrag von 1 Mark nicht 
überſteigt. 

§ 5. Für Veranſtaltungen, deren Reinertrag zu einem wohltätigen 
oder gemeinnützigen Zwecke beſtimmt iſt, kann die Steuer vom Magiſtrat auf 
Antrag erlaſſen werden. 

Für Veranſtaltungen, welche dem Unternehmer nachweisbar nur 
geringen oder gar keinen Gewinn bringen, kann die Steuer vom Magiſtrat 
auf Antrag ermäßigt oder erlaſſen werden. 


86. Kartenſteuer. ür die Feſtſetzung und Erhebung der 
Kartenſteuer gelten folgende Vorſchriften: 

1. Die Kartenſteuer beträgt für jede zu Veranſtaltungen der im § 7 
bezeichneten Art ausgegebene Eintrittskarte oder jeden ſonſtigen diefe ver- 
tretenden Ausweis: 


a. bei einem Eintrittsgeld von 0,20 Mk. bis 1,00 MR. 5 Pfg., 
Da z 1 E > 8; 
88 z e RAF i 1 
d. z = 251 = = 350 - .20 = 
8 = 23,51 = 450 - 30 
E53 ende = = 451 5,50 40 = 
rk = z = 551i =- =- 6,50 - 50 = 
hy,» ve z E BAC = CDU * 60 = 
Se ETER- = As BE EA A E 72.220.200, 8 
koss z > br iin 0 129 rend 1 Mk. 


2. Maßgebend für die Höhe der Kartenſteuer iſt der jeweilig geltende 
Kaſſen⸗Eintrittspreis. 

3. Für Karten, welche die Berechtigung zum Eintritt ohne Beſchränkung 
auf eine beſtimmte Zahl von Veranſtaltungen geben (Dauerkarten), iſt die 
Steuer in Höhe von 7¼ 9% des Kartenpreiſes, nach oben auf 5 Pfg. abge- 
rundet, bei der Ausgabe im voraus zu entrichten. 


— 64 — 


. Für Zuſchlagskarten zu beſonderen Veranſtaltungen bleibt jedoch der 
nach Nr. 2 vorſtehend zu berechnende Einzelſteuerbetrag beſonders zu entrichten. 


4. Bei Karten, welche die Berechtigung zum Eintritt auf eine beſtimmte 
Zahl von Veranſtaltungen beſchränken (Dutzendkarten, Abonnementskarten), 
wird die Steuer nach der Zahl der zugeſicherten Veranſtaltungen und dem 
Durchſchnittspreiſe der Vorſtellungen berechnet, zu welchen die Karten 
berechtigen. 

5. Für Karten, die mehrere Perſonen zum Eintritt berechtigen, iſt das 
entſprechende Vielfache der Steuer und, wenn die zugelaſſene Perſonenzahl 
auf der Eintrittskarte nicht angegeben iſt (Familienkarte), das Fünffache 
derſelben nach Maßgabe der Ziffern 3 und 4 zu entrichten. 


6. Unentgeltlich ausgegebene Eintrittskarten (Freikarten, Paſſepartouts 
uſw.) ſind nur von der Steuer befreit, wenn ſie auf den Namen ausgeſtellt, 
als unübertragbar bezeichnet und in dieſer Eigenſchaft vom Magiſtrat an⸗ 
erkannt ſind. 

An Stelle des Namens kann die Bezeichnung eines Amtes, einer 
Behörde oder Zeitungsredaktion treten. 

Die mißbräuchliche Benutzung derartiger Karten unterliegt den Straf- 
beſtimmungen des § 11 der Luſtbarkeitsſteuerordnung. 

7. Jede Karte muß den Betrag der dafür zu entrichtenden Steuer 
angeben oder den amtlichen Vermerk „ſteuerfrei“ enthalten. 

Der Magiſtrat kann jedoch auch die ausſchließliche Verwendung von 
Eintrittskarten anordnen, die einem beſonders vorzuſchreibenden Muſter 
entſprechen und gegen Erſtattung der Selbſtkoſten verabfolgt werden. 

8. Jede kartenſteuerpflichtige Veranſtaltung muß ſpäteſtens 48 Stunden 
vorher bei der vom Magiſtrat zu beſtimmenden Stelle angemeldet werden. 
11 Anmeldung verpflichtet iſt ſowohl der Veranſtalter wie der Lokalbeſitzer. 

ber die Anmeldung wird eine ſchriftliche Beſcheinigung erteilt. 

9. Der Unternehmer iſt verpflichtet, über die täglich entgeltlich oder 
unentgeltlich von der Hauptkaſſe und etwaigen Nebenausgabeſtellen aus⸗ 
gegebenen Eintrittskarten aller Art (Tageskarten, Dutzendkarten, Abonne- 
mentskarten uſw.) nach einem vom Magiſtrat vorzuſchreibenden Muſter eine 
fortlaufende Nachweiſung zu führen, die auf Verlangen in Urſchrift vorzulegen 
und abſchriftlich mitzuteilen iſt. 

10. Für die Entrichtung der Steuer an die Stadtgemeinde haften der 
Unternehmer und der Lokalinhaber als Geſamtſchuldner. Sie haben vor⸗ 
behaltlich anderweiter, mit ihrem Einverſtändnis zu treffender Beſtimmung 
des Magiſtrats: 

a. die bei der Ausgabe einzuziehende Kartenſteuer an dem auf den 
betreffenden Veranſtaltungstag folgenden Werktage während der 
Dienſtſtunden an die ſtädtiſche Hebeſtelle unter Beifügung eines Ber- 
zeichniſſes der verſchiedenen an der Hauptkaſſe und etwaigen Neben⸗ 
ausgabeſtellen ausgegebenen Tageskarten abzuliefern; 

b. die Steuer von Abonnementskarten, Dutzendkarten ꝛc. und im Falle 
der Nr. 3 Abſatz 2 vorſtehend den dort bezeichneten Prozentbetrag 
unter Vorlage einer entſprechenden Nachweiſung innerhalb der vom 
Magiſtrat zu beſtimmenden Friſt an die ſtädtiſche Hebeſtelle abzuliefern. 

Der Magiſtrat iſt berechtigt, in Fällen, wo es erforderlich erſcheint, 
Sicherheit für die Verſteuerung ſämtlicher für eine Veranſtaltung auszu⸗ 
gebender Eintrittskarten zu verlangen. 
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11. Der Magiſtrat hat das Recht, zur Kontrolle des richtigen Eingangs 
der Steuer jederzeit Einſicht in die Bücher und ſonſtigen Unterlagen des Ber- 
anſtalters der Vorſtellung zu nehmen und alle Maßregeln zu treffen, welche 
zur Sicherung des Steueranſpruchs zweckdienlich erſcheinen. 

12. Falls die für die Höhe des ſtädtiſchen Steueranſpruchs maßgebende 
Anzahl der ausgegebenen ſteuerpflichtigen Eintrittskarten nicht nachgewieſen 
wird, iſt die für die betreffende Veranſtaltung zu entrichtende Steuer durch 
den Magiſtrat in einer Geſamtſumme innerhalb der Grenzen von 20—500 
Mark feſtzuſetzen. 

Der Magiſtrat iſt befugt, zur Vereinfachung des Geſchäftsganges mit 
einzelnen Steuerpflichtigen beſondere Vereinbarungen über Anmeldepflicht 
und Zahlungstermine abzuſchließen. 


§ 7. Pauſchalſteuer. Für die nachfolgend aufgeführten Ver⸗ 
anſtaltungen wird, wenn ſie für alle Teilnehmer ohne einen kartenſteuer— 
pflichtigen Ausweis zugänglich ſind, an Stelle der Kartenſteuer und — ſoweit 
einem Teil der Teilnehmer der Eintritt ohne einen ſolchen Ausweis oder gegen 
einen Ausweis von weniger als 20 Pfg. geſtattet ift — neben der Kartenſteuer 
eine Pauſchalſteuer erhoben und zwar: 

1. für Mujit- und Geſangsvorträge, Konzerte, Theatervorſ 
ſowie dramatiſche Vorſtellungen 0 10 Mark; 

2. für Geſangs⸗ und deklamatoriſche Vorträge, theatraliſche Vor⸗ 
ſtellungen, Balletts, gymnaſtiſche, equilibriſtiſche, plaſtiſche und pantomimiſche 
Vorſtellungen ſowie Vorſtellungen von Zauberkünſtlern, Spiritiſten u. dergl., 
welche in Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaften oder ſonſtigen öffentlichen Ver⸗ 
gnügungslokalen ſtattfinden, für jede Vorſtellungg . . 10 Mark; 

3. für Mufit- und Geſangsvorträge, welche in Gaſt- und Schankwirt⸗ 
ſchaften oder anderen öffentlichen Vergnügungslokalen mit einem Flächen⸗ 
inhalt bis einſchließlich SO qm ohne Tanz ſtattfinden, nach der Zahl der mit⸗ 
wirkenden Perſonen und zwar für jede mitwirkende Perſon für den Tag 1 Mk., 
mindeſtens aber 2 und höchſtens 6 Mark für den Tag; 

4. für den Betrieb eines mechaniſchen Muſikinſtrumentes (ohne Tanz) 
in Gajt- und Schankwirtſchaften oder ſonſtigen öffentlichen Vergnügungs⸗ 
lokalen bei einem Anſchaffungswerte bis 500 Mk. einſchließlich vierteljährlich 

4 Mark, 
bei einem Anſchaffungswerte bis 1000 Mk. einſchließlich vierteljährlich 
8 Mark, 
bei einem Anſchaffungswerte bis 3000 Mark einſchließlich vierteljährlich 
15 Mark, 
bei einem höheren Anſchaffungswerte vierteljährlich . . . 30 Mark; 

5. für eine IZiehwßborftelung - - - » 30 Mark; 

6. für nicht unter Ziffer 1 und 2 fallende Schauſtellungen von Perſonen, 
Tieren, Sachen und ähnliche Darbietungen, für Rad⸗Wettrennen, Wettfahren, 
Preisſchießen, Panoramen und Ausſtellungen jeder Art ſowie ſonſtige Be- 
luſtigungen (Reitbuden, Feuerwerke, Luftballonauffahrten und ähnliche) für 
den Tag ner t eer 5 Marf; 

7. für das Halten von Karuſſells, Luftſchaukeln, Rutſchbahnen u. dergl., 

a. welche nur durch menſchliche oder tieriſche Kraft bewegt werden, für 
enn n 8 1 Mark, 
b. welche anderweitig bewegt werden, für den Tag der Benutzung 
10 Mark; 


5 


tellungen, 
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8. für das Halten von Lotterie-, Würfel, Los⸗, Schießbuden oder 
Tiſchen, von Glücksrädern, Ausſpielautomaten, Kraftmeſſern, Elektriſier⸗ 
maſchinen, Glücksvögeln und dergl. für den Tag der Benutzung: 

a. an Wochentagen r Mart 

b. an Sonntagen EA IE FE AU, 3 Mark; 
für kleinere und wenig ertragsreiche Veranſtaltungen der unter Nr. 2, 6, 7 
und 8 erwähnten Art können die Sätze auf 50 Pfg. bis 3 Mark ermäßigt 
werden; 

9. für kinematographiſche Vorſtellungen, welche veranſtaltet werden in 
Räumen: 


a. bis einſchließlich 100 qm für den Tag . g.. 6 Mark, 
b. = = 200 =. EEE „ ATO E 
e. z 500 = =": ee RIEF Ta, 
d. über 300 qm 120 ; 


für Tanzluſtbarkeiten, Maskenbälle, Koſtümfeſte, Redouten uſw., welche 
abgehalten werden: 


. : N is 1 ch 
I 12 Uhr 9 8 se] 


in Räumen | ER nach 12 Uhr 


nachts 
a. bis einſchließlich 100 qm . . 3 AM 6 M 
b. von über 100—200 qm. . 4,50 = 93 
c. von über 200—300 qm. . 6 z 12 * 
d. von über 300 — 500 qm . . 8 z 16 
e. von über 500—800 qm. . | 10 z 20 = 
f. von über 800 hm. 15 z 30 


Die Größe der benutzten Räume wird vom Magiſtrat, eventuell unter 
Zuziehung des Beteiligten feſtgeſtellt. Als benutzter Raum gilt nicht nur 
der unmittelbar benutzte, ſondern die geſamte innerhalb der Umfaſſungswände 
des Raumes belegene Fläche. 

Für mehrere aufeinander folgende Luſtbarkeiten, welche als eine einzige 
Veranſtaltung aufzufaſſen ſind, bezw. von denſelben Teilnehmern beſucht 
werden, iſt nur die Steuer für die höchſtbeſteuerte dieſer Luſtbarkeiten zu 
erheben. 


Allgemeine Vorſchriften. 


§ 8. 1. Für die Entrichtung der Steuer haften derjenige, welcher die 
Luſtbarkeit veranſtaltet und — falls ein geſchloſſener Raum für die Veran⸗ 
ſtaltung der Luſtbarkeit hergegeben wird — derjenige, welcher den Raum 
hergegeben hat, gemeinſchaftlich auf das Ganze. 

2. Die Steuer ift für den Betrieb mechaniſcher Muſikinſtrumente (§ 7 
Nr. 4) vierteljährlich nachher zu zahlen. 

In allen anderen Fällen ($ 7 Nr. 1—3, 5—9) ift die Pauſchalſteuer vor 
Beginn der Luſtbarkeit zu zahlen. (Betreffs der Kartenſteuer vgl. § 6 
Ziffer 10.) Für unvorbereitet bezw. unvorhergeſehen veranſtaltete Luſtbar⸗ 
keiten muß die Steuer innerhalb des nächſten Werktages entrichtet werden. 
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3. Gaſtwirte und Saalbeſitzer dürfen die Abhaltung ſteuerpflichtiger 
Luſtbarkeiten, abgeſehen von dem oben unter 2, Satz 3 dieſes Paragraphen 
vorgeſehenen Falle, in ihren Räumen nicht dulden, bevor ihnen die Steuer⸗ 
quittung oder der Nachweis der Steuerbefreiung vorgelegt iſt. 

4. Im voraus bezahlte Steuerbeträge werden zurückerſtattet, wenn die 
Luſtbarkeit nachweislich nicht ſtattgefunden hat und hiervon innerhalb des 
nächſten Werktages Anzeige erſtattet iſt. 

§ 9. Einſprüche gegen die Heranziehung zur Steuer ſind binnen einer 
Friſt von vier Wochen beim Magiſtrat einzulegen, welcher darüber beſchließt. 

Der Lauf der Friſt beginnt mit dem erſten Tage nach der Aufforderung 
zur Zahlung. 

Gegen den Beſchluß des Magiſtrats ſteht dem Steuerpflichtigen binnen 
einer mit dem erſten Tage nach erfolgter Zuſtellung beginnenden Friſt von 
zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren offen. 

Durch Einſpruch und Klage wird die Verpflichtung zur Steuerzahlung 
nicht aufgehoben (§§ 69, 70, 75 des Kommunalabgabengeſetzes). 

Diejenigen Koſten, welche durch die gelegentlich eines Einſpruchs erfolgen⸗ 
den Ermittelungen veranlaßt werden, ſind von dem Steuerpflichtigen zu 
erſtatten, wenn ſich ſeine Angaben in weſentlichen Punkten als unrichtig er⸗ 
weiſen. Die Feſtſetzung dieſer Koſten erfolgt in der Entſcheidung über den 
Einſpruch ($ 89 des Kommunalabgabengeſetzes). ; 

§ 10. Die Luſtbarkeiten gelangen nach Maßgabe der darüber er- 
gangenen oder noch ergehenden Vorſchriften des Königlichen Polizeipräſidiums 
zur Anzeige. 

$ 11. Zuwiderhandlungen gegen diefe Steuerordnung werden mit 
einer Strafe bis zu 30 Mark geahndet. 

$ 12. Dieſe Ordnung tritt mit dem 20. Mai 1910 in Kraft. 

Mit dem Inkrafttreten dieſer Ordnung verlieren alle früheren entgegen- 
ſtehenden Beſtimmungen ihre Gültigkeit. 

(XII b. 718.10.) Gem. Bl. 1910. S. 354. 


5. Vierſteuerordnung 
vom 19. Januar 1909. 


Auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordneten-Verſammlung vom 
14. Januar 1909 wird gemäß den SS 13, 18 und 82 des Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes vom 14. Juli 1893 für die Stadtgemeinde Breslau die nachſtehende 
Steuerordnung erlaſſen: 


I. Gemeindeſteuer von einheimiſchem Bier. 


§ 1. Steuerjag. Von dem im Gemeindebezirke Breslau 
gebrauten Bier wird eine Gemeindeſteuer erhoben, welche für die ſchwereren 
(Lager-, Pilſener⸗, Märzen-, Bod- und dergl.) Biere 65 Pfg., für die leichteren 
(Doppel-, Einfach- und Jung-) Biere 25 Pfg. für das Hektoliter beträgt. 

§ 2. Zahlungstermin. Die Menge des zum Verbrauch 
gelangten Bieres iſt von den Brauereibeſitzern am Schluſſe jeden Monats nach 
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näherer Anweiſung des Magiſtrats zu deklarieren und die dafür fällige Steuer 
bis zum 10. des nächſten Monats an die Stadthauptkaſſe zu zahlen. 

§ 3. Buchführung. Die Brauereibeſitzer find verpflichtet, nach 
näherer Anweiſung des Magiſtrats Bücher zu führen, aus denen ſich die 
Menge des zum Verbrauche gelangten Bieres, für jede Bierſorte getrennt, 
zuverläſſig erkennen läßt. Als zum Verbrauche gelangt iſt auch das zum 
Brauerei-Haustrunk verwendete Bier zu rechnen. 

Die Bücher müſſen auf Erfordern den vom Magiſtrat mit der Nach- 
prüfung beauftragten Beamten jederzeit zur Einſicht vorgelegt werden. 

§ 4. Ausfuhrvergütung. Für das aus dem Gemeindebezirke 
ausgeführte Bier wird die gezahlte Steuer vergütet. 

Der Anſpruch auf die Vergütung wird nur denjenigen Brauern zu— 
geſtanden, welche ſelbſtgebrautes Bier ausführen, und Bücher führen, aus 
denen die zur Bierbereitung verwendeten Stoffe und deren Menge, ſowie der 
Umfang der Bierproduktion und der Bierausfuhr ſich ergibt. Dieſe Bücher 
müſſen auf Erfordern den vom Magiſtrat beauftragten Beamten jederzeit zur 
Einſicht vorgelegt werden. 

Die Ausfuhr muß in geeichten ſpundvollen Fäſſern oder in vollen und 
für jedes Frachtſtück gleich großen Flaſchen mit darauf befindlicher Bezeichnung 
des Raumgehalts erfolgen.“ 

Der Berechnung der Ausfuhrvergütung ift der Raumgehalt der zur Aus- 
fuhr benutzten Gefäße zugrunde zu legen. 

Die Zahlung der Vergütung erfolgt monatlich auf Anweiſung des 
Magiſtrats durch die Stadthauptkaſſe. 


II. Gemeindeſteuer von eingeführtem Bier. 


§ 5. Steuerſatz. Von dem in dem Gemeindebezirk Breslau ein- 
geführten Bier wird die im § 1 dieſer Ordnung feſtgeſetzte Gemeindeſteuer 
erhoben. 

86. Befreiungen. Bon der Steuer befreit ift: 

a. Bier, das in Mengen von nicht mehr als zwei Litern eingeführt wird, 
b. Bier, das durch den Gemeindebezirk nur durchgeführt wird. 

Als durchgeführtes Bier iſt auch ſolches zu betrachten, das auf der Eiſen⸗ 
bahn zugeführt wird, und, ohne in die Stadt eingebracht zu werden, auf dem 
Bahnhof lagert und demnächſt in den Urgebinden weiter befördert wird, oder 
das, auf der Achſe oder auf Schiffen eingegangen, in denſelben Gebinden mit 
denſelben Frachtbriefen weitergeht. 

§ 7. Art und Ort der Einfuhr. Das Bier darf nur in 
geeichten Fäſſern mit darauf befindlicher deutlicher Bezeichnung des Raum⸗ 
den oder in Flaſchen, die für jedes Frachtſtück gleichartig ſind, eingeführt 
werden. 

Die Einfuhr iſt außer auf den Eiſenbahnen nur auf den vom Magiſtrat 
ausdrücklich bezeichneten Land- und Waſſerſtraßen mit den für letztere 
beſtimmten Landungsplätzen und zu den dafür beſtimmten Zeiten zuläſſig. 

§ 8. Beaufſichtigung der Einfuhr und Zahlung der 
Steuer. Für die Beaufſichtigung der Einfuhr und die Zahlung der Steuer 
gelten die beſonderen Ausführungsbeſtimmungen des Magiſtrats. 
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§ 9. Lagerbuch. Wer fih mit dem Kauf von Bier zum Weiter⸗ 
verkauf oder Ausſchank befaßt, hat über das nach dem Inkrafttreten dieſer 
Steuerordnung unmittelbar von auswärts bezogene Bier, das von dem etwa 
vorhandenen einheimiſchen getrennt zu lagern iſt, ein Lagerbuch zu führen. 
In dieſes ſind in bezug auf das eingeführte Bier der Abſender, die Zahl und 
der Raumgehalt der Fäſſer oder Flaſchen, die Art des Bieres, der Lagerort, 
Tag und Stunde des Empfanges und der Betrag der Bierſteuer, in bezug auf 
das abgegebene oder ausgeführte Bier der Empfänger, Zahl und Raumgehalt 
der Fäſſer oder Flaſchen, die Art des Bieres, insbeſondere eine Abe oder Um- 
füllung, Tag und Stunde der Abgabe oder Ausfuhr und der Betrag der 
zurückerhaltenen Bierſteuer alsbald nach dem Empfange, der Verſendung oder 
Abgabe zum Ausſchank einzutragen. Das Lagerbuch iſt zur Einſicht der Auf- 
ſichtsbeamten bereit zu halten, dieſen auch behufs Vornahme von Nach- 
prüfungen in den Tagesſtunden jederzeit der Zutritt zu den Kellern und 
anderen Lagerräumen des Bieres zu geſtatten. 

$ 10. Ausfuhrvergütung. Den im § 9 bezeichneten Händlern 
wird für das von ihnen nach dem Inkrafttreten dieſer Steuerordnung in den 
Gemeindebezirk eingeführte und verſteuerte Bier, ſofern ſie es aus dem 
Gemeindebezirke ohne vorausgegangene Vermiſchung mit anderen Bieren, mit 
Waſſer oder ſonſtigen Stoffen wieder ausführen, die nachweislich gezahlte 
Steuer voll vergütet. Der Anſpruch auf die Vergütung wird den Gewerbe— 
treibenden nur dann zugeſtanden, wenn fie Lagerbücher nach § 9 ordnungs⸗ 
mäßig führen und zur Einſicht der Aufſichtsbeamten jederzeit bereit halten. 

Die Zahlung der Vergütung erfolgt monatlich auf Anweiſung des 
Magiſtrats durch die Stadthauptkaſſe. 


III. Zuläſſige Vereinbarungen. 


$ 11. Der Magiſtrat iſt befugt, unter Zuſtimmung der Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung, mit einzelnen Steuerpflichtigen zum Zwecke der Er- 
leichterung des Verkehrs über Zahlung und Vergütung der Steuer beſondere 
Vereinbarungen zu treffen. Solche Vereinbarungen dürfen nicht zu Ungleich- 
heiten in der Beſteuerung führen. 


IV. Strafen. 


$ 12. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Ordnung und 
der zugehörigen Ausführungsbeſtimmungen werden für jeden Fall mit einer 
Strafe bis zu 30 Mark geahndet. Im Falle einer Steuerumgehung iſt vor⸗ 
behaltlich ſtrafgerichtlicher Ahndung die hinterzogene Steuer nachzuzahlen. 


V. Inkrafttreten der Steuerordnung. 


§ 13. Vorſtehende Steuerordnung tritt am 1. April 1909 in Kraft 
und zwar unter Aufhebung des bisherigen Braumalzſteuerzuſchlages von 50 9% 
des Regulativs zur Erhebung und Beaufſichtigung der Kommunalſteuern von 
dem in Breslau eingeführten Bier vom 29. November 1871 ſowie des 
Regulativs für die Gewährung einer Rückvergütung auf den in Breslau zur 
Hebung gelangenden Kommunal-Zuſchlag zur Königlichen Braumalzſteuer 
vom 21. November 1889. 
(XII b. 166. 09.) Gem. Bl. 1909. S. 193. 


6. Übergangs- und vorläufige Ausführungsbeſtimmungen zu der 
am 1. April 1909 in Kraft tretenden neuen Bierkenerordnung 


vom 12. März 1909. 


A. Übergangsbeſtimmungen. 


§ 1. Sämtliche hieſige Brauereien haben zur Vermeidung einer 
Doppelbeſteuerung eine Beſtandsaufnahme zu machen von allem in ihren 
Brauereien, Lagerkellern uſw. am 31. März 1909 vorhandenem Bier in 
fertigem und unfertigem Zuſtande, alſo: 

a. in den Braupfannen, 

b. auf dem Kühlſchiff, 

e. in den Gärbottichen, 

d. in den Lagerkellern oder anderen Orten unter Angabe dieſer Orte. 

Die Ergebniſſe dieſer Beſtandsaufnahme ſind dem Magiſtrat, Büro XII, 
Münzſtraße 16, bis ſpäteſtens zum 31. März 1909 mittags 12 Uhr ſchriftlich 
mitzuteilen. 

Im Laufe des Nachmittags werden dieſe Beſtandsaufnahmen alsdann 
durch die Beamten der Königlichen Zollverwaltung nachgeprüft werden. 

Falls ſich bis zum 31. März um Mitternacht noch Anderungen in den 
eingereichten Beſtandsnachweiſungen ergeben ſollten, ſo ſind dieſe Ande— 
rungen, ſoweit möglich, dem revidierenden Zollbeamten, ſonſt aber bis zum 
3. April dem Magiſtratsbüro XII anzuzeigen. 


§ 2. Die durch diefe. Beſtandsaufnahmen feſtgeſtellten Biermengen 
fallen nicht unter die neue Bierſteuerordnung. 

Sie werden demnach auch bezüglich einer etwa in Betracht kommenden 
Ausfuhrvergütung noch nach den bis zum 1. April 1909 hierüber geltenden 
Beſtimmungen behandelt. Eine volle Rückvergütung der gezahlten Steuer 
nach § 4 der neuen Steuerordnung wird erft gezahlt, wenn ausdrücklich nadh- 
gewieſen wird, daß das ausgeführte Bier nach dem 1. April 1909 erbraut iſt. 

§ 3. Der Verbleib der durch die Beſtandsaufnahme feſtgeſtellten 
Biermengen iſt, und zwar geſondert nach Verbrauch innerhalb der Stadt und 
ne nach außerhalb, jofort nach ihrem Verbrauch dem Magiſtrat nachzu— 
weiſen. 

Bei dieſer Gelegenheit iſt auch anzugeben, welche Mengen fertigen 
Bieres aus dem bei der Beſtandsaufnahme noch unfertigem nachträglich 
gezogen worden ſind. 


B. Ausführungsbeſtimmungen. 


a. in Breslau verbrauchtes Bier: 


§ 1. Jungbier, welches nicht mehr als 3% Stammwürze enthält (d. i. 
alſo das bereits mit Waſſer verlängerte Bier, wie es im Kleinhandel von ein⸗ 
zelnen Brauereien abgegeben zu werden pflegt) wird nur mit der Hälfte des 
Satzes für einfaches Bier verſteuert. 


§ 2. Über alles vom 1. April 1909 ab erbraute und zum Verbrauche 
gelangte Bier haben die Brauereibeſitzer Bücher zu führen, aus denen ſich zu⸗ 
verläſſig ergibt, welche Biermengen in jedem Monat 
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a. außerhalb der Brauerei zum Verbrauche gelangt, 
b. im Brauereibetriebe zum Haustrunk verwendet worden ſind. 
Sowohl bei a wie bei b find die Biermengen nach den ſteuerlichen Bier- 
ſorten getrennt anzugeben, alſo 


Lager- x. Biere, die mit Doppel-, Einfach⸗ und > ; MR: au 
65 & pro hl beſteuert Jungbier mit 25 Z | Jungbier mit 12 . 


ſind Steuer pro hl Steuer pro hl 


§ 3. Diejenigen Brauer, welche Bier aus Breslau ausführen und 
hierfür eine Ausfuhrvergütung gemäß § 4 der neuen Bierſteuerordnung 
beanſpruchen, müſſen ihre Buchführung ſo einrichten, daß außer den im 
vorigen Paragraphen (§ 2) genannten auch noch nachſtehende Angaben 
erſichtlich ſind: 


z Hierau 

l Tag | Art Des Angabe ob in ; R f 

Lide. | der des Empfängers Ja. Gebinden zu 10 fallender 

Nr. [Aus- | b. Kiſten A.. . Fl. . . Steuer⸗ 
fuhr Bieres Name Woh c. Körben a.. Fl. a. . 


nung 


$ 4. Die Menge des in einem Monat zum Verbrauche gelangten 
Bieres haben die Brauer nach Muſter A zu deklarieren und dieſe Nachweiſung 
bis zum 5. Tage des nächſten Monats im Magiſtratsbüro XII in doppelter 
Ausfertigung einzureichen. 

Nach Prüfung der Nachweiſungen und Feſtſetzung der zu zahlenden 
Steuer — dieſe Feſtſetzung erfolgt vorbehaltlich der endgültigen 
($ 6), die erſt nach Prüfung der Bücher vorgenommen wird — erhalten die 
Brauer 1 Stück der Nachweiſung zurück; unter Vorlegung dieſer Nachweiſung 
haben ſie dann bis zum 10. des Monats die feſtgeſetzte Steuer bei der ſtädtiſchen 
Steuerkaſſe, Einziehungsamt, zu entrichten. 

§ 5. Wenn in einzelnen Brauereien bereits Bücher geführt werden, 
aus denen fih die nach § 4 erforderlichen Angaben in anderer als in der in den 
SS 2 und 3 erörterten Weiſe zuverläſſig ergeben, jo kann auf Antrag genehmigt 
werden, daß dieſe Buchführung bis auf weiteres beibehalten wird. 

§ 6. Der Magiſtrat behält fih vor, in Ausführung des § 3 Abſatz 2 der 
neuen Steuerordnung die monatlichen Deklarationen auf Grund der Bücher 
nachzuprüfen und etwaige Unſtimmigkeiten alsbald auszugleichen. 

Am Schluſſe des Etatsjahres erfolgt auf Grund der Deklarationen und 
der Bücher eine Jahresabrechnung, durch welche die für das abgelaufene Jahr 
zu zahlende Steuer endgültig feſtgeſetzt wird. : 

$ 7. Sollte in einem Falle die Buchführung oder die Deklaration 
entweder gar nicht, oder nicht in vorſchrifts⸗ und ordnungsmäßiger Weiſe 
bewirkt werden, ſo erfolgt außer der Beſtrafung die Feſtſetzung des zu ver⸗ 
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ſteuernden Quantums durch den Magiſtrat nach pflichtmäßigem Ermeſſen auf 
Grund vorheriger Erörterungen. 

Der feſtgeſetzte Betrag wird gegebenenfalls im Verwaltungszwangs— 
verfahren beigetrieben. 

b. nach Breslau eingeführtes Bier. 

§ 8. Über eingeführtes Bier find die im § 9 der Steuerordnung 
bezeichneten Bücher zu führen. 

Bezüglich der Einfuhr, der Einfuhrſtraßen, der Beaufſichtigung und der 
Zahlung der Steuer bleibt es bis auf weiteres bei den bisherigen Be— 
ſtimmungen. 

Die Steuer wird nach wie vor durch die Königliche Zollverwaltung in 
der bisherigen Weiſe verwaltet und erhoben. 

§ 9. Wer von den in den SS 9 und 10 der neuen Bierſteuerordnung 
genannten Gewerbetreibenden bei der Wieder aus fuhr fremder (von aus- 
wärts eingeführter) Biere Anſpruch auf Ausfuhrvergütung erhebt, muß ſich 
die Menge und Art der jedesmaligen Ausfuhrſendung an den Torhebeſtellen 
von der Königlichen Zollverwaltung beſcheinigen laſſen (efr. Muſter B) und 
auf Grund dieſer monatlich geſammelten Beſcheinigungen Erſtattung der nah- 
weislich gezahlen Steuer beantragen. Gem. Bl. 1909. S. 211. 
Muſter A. 

Bierſteuer-Abrechnung 
ER für den mid! 19 
Im Laufe des Monats she 19 


der Brauerei 


iſt in der Brauerei Lager- ec. Biere a en Jungbier mit 
mit 65 % fach- und Jung 151), % Steuer 


erbrautes Bier zum Verbrauch | Stener pro hl biere mit 25 7 prob hl 
gelangt: Steuer pro hl 
hl l hl l hl 1 


In der Brauerei ſelbſt 
(Haustrunk) 


2. Außerhalb der Brauerei, 
jedoch in der Stadt .. 


Summe 


3. Aus Breslau ausgeführt.. | 
= z | 
| 


Mithin bleibt zu verſteuern .. 


Steuerbetrag hierfür .. . - - 


Sefamtjtenrberag | | esn 3 aE P 


1 


Rechneriſch geprüft. 
Breslau, den 19 


Die Übereinſtimmung 8 Abrechnung mit meinen — unſeren 
— Geſchäftsbüchern beſtätige — ich — wir — hiermit: 


Breslau den n 19 
Unterſchrift. 
Quittung. 
WF Mark. . . Pfg. Bierſteuer ſind gezahlt. 
0 189 


Die ſtädtiſche Steuerkaſſe, Einziehungsamt. 


Muſter B. 


~ 


D.. Unterzeichnete hat heute folgende Biermengen aus dem Stadt- 
bezirk Breslau e 
Fu ; ganze Tonnen 


halbe z 

viertel = 

achtel z 
I AU oa e l SGAE, 
zuſammen hl | 


Breslau, den 


Die obenverzeichneten Biermengen von 
(wörtlich) hl P l 
find bei der unterzeichneten Amtsſtelle heute aus dem Stadtbezirt Breslau 
ausgeführt worden. 
Breslau, den USE WIES 
Königliches Zollamt . 
(L. S.) 


7. Ausführungsbeſtimmungen zur Vierſteuerordnung 
vom 13. Februar 1910. 


§ 1. Unter Aufhebung des § 8 Abſatz 2 und 3 und des § 9 der bis- 
herigen Ausführungsbeſtimmungen vom 12. März 1909 gelten vom 1. April 
1910 ab folgende Vorſchriften: 

§ 2. Als Einfuhrſtraßen gemäß § 7 der Bierſteuerordnung vom 
19. Januar 1909/18. Februar 1909 gelten bis auf weiteres außer den Eiſen⸗ 
bahnen folgende Landſtraßen: Tiergartenſtraße, Strehlener Chauſſee, 
Gräbſchener Straße, Trebnitzer Chauſſee und Matthiasſtraße. . 
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$ 3. Die Empfänger von eingeführten Bier haben dieſes innerhalb 
drei Tagen nach dem Empfange in der ſtädtiſchen Steuerkaſſe, Einziehungsamt 
zu verſteuern. Bei der Verſteuerung ift eine Anzeige in doppelter Aus- 
fertigung vorzulegen nach folgendem Muſter: 


An zei g e 


des Empfanges nachſtehend verzeichneter, von auswärts eingeführter Bier- 
mengen, behufs Verſteuerung. 


m Der eime shi p 
Tag Angabe, od | deg Abſenders] Der einzelnen Gebinde Betrag der 


auf dem Land- bezw. Gefäße 
Rauminhalt 
Zahl Art | hl ] MI Z 


des Emp- wege oder mit 


Bierſteuer 
fanges [der Eiſenbahn Name [Wohnort 8 


Die Richtigkeit obiger Anmeldung verſichert: 
Bien den 19 
Name | des Steuer- 
Wohnung | pflichtigen 
Kaſſierertagebuch Bd.. . . . SIE 
Den Empfang von Merk, S S LE 
Bierſteuer beſcheinigt. 
Breslau denn 19 
Städtiſche Steuerkaſſe, Einziehungsamt. 


Ein Stück der Anzeige iſt dem Steuerpflichtigen quittiert zurückzugeben; 
es iſt in Sammelheften aufzubewahren und den vom Magiſtrat mit der 
Kontrolle beauftragten Beamten auf Verlangen vorzuzeigen. 

$ 4. Bierhändlern und Wirten, die regelmäßig von auswärts Bier 
beziehen, kann vom Magiſtrat jederzeit widerruflich geſtattet werden, die 
Anzeigen über eingeführtes Bier in monatlichen Nachweiſungen vorzu— 
legen, wenn ſie eine geordnete Buchführung haben und ſich verpflichten, 

a. zur vorläufigen Deckung ihrer Steuerzahlungen einen vom Magiſtrat 
zu beſtimmenden, dem Bierverbrauch des vergangenen Jahres ent- 
ſprechenden Betrag in monatlichen Teilbeträgen im voraus an die 
Steuerkaſſe zu entrichten vorbehaltlich endgültiger, in den erſten Tagen 
jedes Kalendervierteljahres erfolgender Abrechnung, 

b. den vom Magiſtrat hierzu beauftragten Kontrollbeamten jederzeit 
Einſicht in ihre Bücher zu gewähren. 

$ 5. Mit den Inhabern der Brauereien Hopf und Görcke in Gräbſchen, 
Union⸗Brauerei in Grüneiche, Fulde-Sadrau, Strehlener Bierbrauerei von 
Jaeckel in Strehlen und der Brauerei von Gramſch in Obernigk ſind beſondere 


Vereinbarungen“) getroffen worden, nach denen die Vertreter dieſer 
Brauereien bezw. die Inhaber ſelbſt an erſter Stelle zur Zahlung der Steuer 
für das geſamte aus ihren Brauereien nach Breslau eingeführte Bier ver⸗ 
pflichtet ſind, gleichgültig, ob das Bier in die betreffenden Niederlagen oder 
direkt an einzelne Abnehmer geht. Die einzelnen Empfänger bleiben jedoch 
nach wie vor zur Zahlung der Steuer verpflichtet und ſind hierzu auch heran⸗ 
zuziehen, falls etwa entgegen den getroffenen Abmachungen die Steuer von 
den Brauereien bezw. deren Vertretern ſelbſt nicht gezahlt werden ſollte. 

Bis auf weiteres bleiben jedoch die Einzelempfänger von Bieren aus 
den genannten fünf Brauereien von der Verpflichtung der Anmeldung 
(§ 3) befreit. 

(XIIb. 3496 09.) Gem. Bl. 1910. S. 195. 


S. Hundeſtenerordnung 
vom 5. März 1909. 


Auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordneten-Verſammlung vom 
4. März 1909 (Prot.⸗Buch Nr. 214) wird hierdurch in Gemäßheit der SS 16, 
18 und 82 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 nachſtehende 
Ordnung betreffend die Erhebung einer Hundeſteuer in der Stadt Breslau 
erlaſſen: 

§ 1. Steuerpflichtim allgemeinen. Wer einen mehr als 
6 Wochen alten Hund hält, hat für dieſen eine jährliche Steuer von 20 Mark, 
für jeden weiteren Hund eine ſolche von 30 Mark an die ſtädtiſche Steuerkaſſe, 
Einziehungsamt zu zahlen. 

Das Steuerjahr beginnt am 1. April. 

Die Steuer iſt halbjährlich im voraus in den erſten 14 Tagen eines 
jeden halben Jahres zu entrichten; ſie kann für das ganze Jahr im voraus 
gezahlt werden. 

Über die Steuerzahlung wird eine Quittung, bei der erſten Zahlung 
im Steuerjahre auch eine Steuermarke ausgehändigt. 


§ 2. Steuerpflicht im beſonderen. Für einen Hund, 
welcher im Laufe eines halben Jahres (§ 1) ſteuerpflichtig wird, ſowie für 
einen Hund, welcher im Laufe eines halben Jahres angeſchafft wird, iſt die 
volle Steuer für das laufende halbe Jahr binnen 14 Tagen ſeit Beginn der 
Steuerpflicht zu entrichten. 

Wer einen in Breslau bereits verſteuerten Hund erwirbt oder mit einem 
ſolchen neu anzieht oder einen Hund an Stelle eines eingegangenen ver- 
ſteuerten Hundes erwirbt, darf für das laufende Steuerhalbjahr die nachweis⸗ 
lich gezahlte Steuer auf die zu zahlende anrechnen, wenn er die ſchon aus⸗ 
gegebene Steuermarke vorweiſen kann. 


83. Befreiungen. Steuerfrei find Hunde, welche, 


a. zu dienſtlichen Zwecken von öffentlichen Beamten oder Behörden 
gebraucht werden, 


) Die Vereinbarungen mit Hopf & Görcke und mit Fulde ſind inzwiſchen aufgehoben 
worden. 
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b. zur Bewachung unentbehrlich ſind oder 

c. zum Gewerbebetriebe verwendet werden, 
ſoweit ſie ſich nach Art, Größe und Alter zu dieſen Zwecken eignen mit 
folgender Maßgabe: 

Als zur Bewachung unentbehrlich gilt für jeden Beſitzer nur ein Hund, 
welcher zur Bewachung von Gehöften, die außerhalb des Zuſammenhanges 
bebauter Straßen liegen, oder zur Bewachung von im freien Felde lagernden 
Gegenſtänden oder zur Bewachung von Vieh benutzt wird. 

Als im Gewerbebetriebe verwendet gelten nur ſolche Hunde, welche 
benutzt werden: 

a. zum Treiben von Vieh, 

b. zur Leitung wie auch Bewachung von Herden, 

c. zum gewerbsmäßigen Züchten von Hunden und zum gewerbsmäßigen 
Handel mit ſolchen, 

d. zum Fortbewegen von Karren und Handwagen durch ſolche Gewerbe— 
treibende, welche mit einem Jahreseinkommen von nicht mehr als 
3000 Mark beſteuert ſind. 

Von der Steuer befreit ſind auch ſolche Perſonen, welche unſelbſtändig 
in dem Gewerbebetriebe eines anderen beſchäftigt ſind und zu dieſem Zwecke 
einen Hund unterhalten, aber für jede einzelne Fuhre bezahlt werden. 

Nach dem Ermeſſen des Magiſtrats kann auch unbemittelten Perſonen, 
die infolge eines körperlichen Gebrechens zu ihrer Unterſtützung eines Hundes 
bedürfen, Steuerfreiheit gewährt werden. 

Die Beſitzer ſteuerfreier Hunde erhalten einen Steuerfreiſchein und eine 
Freimarke. 

§ 4. Durchreiſende. Fremde, die fich nicht länger als 4 Wochen 
hier aufhalten, ſind von der Zahlung der Steuer für diejenigen Hunde 
befreit, welche ſie bei ihrer Ankunft bereits beſitzen. 

85. Verluſt der Steuerfreiheit. Die Steuerfreiheit er⸗ 
liſcht für das laufende Steuerhalbjahr, wenn die Hunde 

a. nicht mehr oder nicht mehr ausſchließlich für die Zwecke benützt werden, 
welche die Steuerfreiheit begründeten, 

b. mit einer für einen ſteuerpflichtigen Hund ausgegebenen Marke 
betroffen werden. 


§ 6. An- und Abmeldung. Wer einen Hund anſchafft oder 
einen zugelaufenen Hund einſtweilen bei ſich behält, wer mit einem Hunde 
neu anzieht oder als Fremder einen Hund mit ſich führt, hat dieſen binnen 
14 Tagen nach der Anſchaffung oder dem Anzuge in der ſtädtiſchen Steuer- 
kaſſe, Einziehungsamt, ſchriftlich anzumelden. 

Neugeborene Hunde find innerhalb 4 Wochen nach der Geburt anzu- 
melden. 

Jeder abgeſchaffte, abhanden gekommene oder eingegangene ſteuerpflichtige 
oder ſteuerfreie Hund ift binnen 14 Tagen nach dem Abgange unter Rid- 
gabe der Steuermarke oder der Freimarke und des Freiſcheins ſchriftlich in der 
ſtädtiſchen Steuerkaſſe, Einziehungsamt, unter Angabe der Art der Ab— 
ſchaffung abzumelden. 
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Für Hunde, die im 1. Steuerhalbjahr bis zum 15. April, im 2. Steuer⸗ 
halbjahr bis zum 15. Oktober nicht abgemeldet ſind, muß die Steuer für das 
betreffende Halbjahr entrichtet werden. 


§ 7. Hunde aufnahme. Periodiſch wird durch Ausgabe von 
Hausliſten eine allgemeine Hundeaufnahme veranlaßt. 

Jeder Grundſtücksbeſitzer oder deſſen Stellvertreter hat den ihm zuzu⸗ 
ſtellenden Aufnahmebogen allen im Grundſtück befindlichen Mietern zur 
eigenen Ausfüllung vorzulegen. 

Die Haushaltungsvorſtände ſind verpflichtet, die erforderlichen Ein⸗ 
tragungen nicht nur für ſich, ſondern auch für die bei ihnen wohnenden An- 
gehörigen, Untermieter, Schlafgänger uſw. zu machen. 

§ 8. Beitreibung. Steuerrückſtände werden im Wege des Ver- 
waltungszwangsverfahrens beigetrieben. 

Hunde, für welche die Steuer nicht beizutreiben iſt, ſowie ſolche Hunde, 
welche an öffentlichen Orten keine oder eine ungültige Steuermarke tragen, 
werden durch den Vollziehungs⸗ (Fang-) Beamten oder deſſen Leute weg- 
genommen. Ihre Frei- oder Rückgabe erfolgt nur, wenn dem Beamten 
innerhalb 3 Tagen die Zahlung der rückſtändigen Steuer nachgewieſen oder 
der Freiſchein vorgelegt und die vom Magiſtrat feſtgeſetzte Entſchädigung 
gezahlt iſt. Im übrigen werden ſolche Hunde nach näherer Anweiſung des 
Magiſtrats verwertet. 

§ 9. Strafen. Wer fih durch Verheimlichung eines Hundes der 
Steuer zu entziehen ſucht, wer die vorgeſchriebenen An- und Abmeldungen 
nicht rechtzeitig bewirkt oder ſonſt den Vorſchriften dieſer Ordnung 
zuwiderhandelt, unterliegt einer Strafe bis zur Höhe von 30 Mark. 

§ 10. Schluß beſtimmungen. Die polizeilichen Vorſchriften 
über das Halten von Hunden werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen 
nicht berührt. 

§ 11. Die zur Ausführung dieſer Ordnung erforderlichen Bes 
ſtimmungen werden durch den Magiſtrat getroffen. 

$ 12. Dieſe Steuerordnung tritt am 1. April 1909 in Kraft. Mit 
demſelben Tage wird die Hundeſteuerordnung vom 17. Dezember 1894 mit 
ihren Nachträgen vom 27. Juni 1902 und 23. Januar 1907 aufgehoben. 
(XIla. 1774.09.) Gem. Bl. 1909. S. 228. 
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III. Abſchnitt. 
Bauverwaltung. Kanaliſation. Feuerſicherheit. 


A. Bauverwaltung. 


1. Ortsſtatut betreffend die Anlegung und Veränderung 
von Straßen und Plätzen 


vom 12. Juni 1891. 


Gemäß § 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 wird auf Grund 
der §§ 12 und 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 (G. S. S. 561) für den 
Gemeindebezirk der Stadt Breslau folgendes Ortsſtatut erlaſſen: 


I. Bauverbot. 


§ 1. An Straßen oder Straßenteilen, welche noch nicht gemäß den 
baupolizeilichen Beſtimmungen für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
fertig hergeſtellt ſind und bei Inkrafttreten des Ortsſtatuts vom 4. Juli 1876 
die Eigenſchaft einer anbaufähigen ſtädtiſchen Straße noch nicht beſaßen, 
dürfen Wohngebäude, die nach dieſen Straßen unmittelbar oder mittelbar 
einen Ausgang haben, nicht errichtet werden. 

Sollen Eckhäuſer, welche nach zwei Straßen eine Front haben, mit 
einem Ausgang in der abgeſtumpften Ecke erbaut werden, jo gilt dieſer Wus- 
gang als nach beiden Straßen führend. 


$ 2. Ausnahmen in Einzelfällen können vom Magiſtrat, abgeſehen 

von der außerdem erforderlichen Genehmigung der Baupolizeibehörde, unter 
Bedingungen bewilligt werden, insbeſondere wenn 

1. nach Wahl des Magiſtrats entweder das zur Freilegung der Straße 

nach Maßgabe der feſtgeſetzten Fluchtlinien erforderliche Terrain 

des zu bebauenden Grundſtücks in der ganzen die Straße berührenden 

Länge desſelben an die Stadtgemeinde ſofort unentgeltlich, ſchulden⸗ 

und laſtenfrei aufgelaſſen und übergeben oder eine dieſe Terrain- 

abtretung ſichernde Vormerkung in das Grundbuch eingetragen wird, 

2. der Grundſtückseigentümer ſich verpflichtet, der Stadtgemeinde die 

ſonſtigen ihr durch Anlegung der Straße entſtehenden Koſten gemäß 

Abſchnitt A dieſes Statuts zu erſtatten, und für die Erfüllung dieſer 

Verpflichtung eine vom Magiſtrat zu beſtimmende Sicherheit beſtellt. 


N 


II. Beſtimmungen über die Anlegung von Straßen und den Erſatz der Koſten 
derſelben. 


A. Anlage neuer Straßen durch die Stadtgemeinde. 


1. Verpflichtung der angrenzenden Eigentümer 
zur Tragung der Anlagekoſten. 


§ 3. Bei der ſeitens der Stadtgemeinde erfolgenden Anlegung einer 
neuen, zur Bebauung beſtimmten Straße, ſowie bei Ausbau oder Verlängerung 
einer jhon beſtehenden, zur Bebauung beſtimmten Straße, welche noch nicht 
gemäß den baupolizeilichen Beſtimmungen für den öffentlichen Verkehr und 
den Anbau fertig bergeſtellt ift und bei Inkrafttreten des Ortsſtatuts vom 
4. Juli 1876 die Eigenſchaft einer anbaufähigen ſtädtiſchen Straße nicht 
beſaß, ſind die angrenzenden Eigentümer, ſobald auf den Grundſtücken der⸗ 
ſelben Gebäude unmittelbar oder mittelbar an ſolchen Straßen errichtet 
werden, verpflichtet, nach Maßgabe der SS 4 bis 8 die Freilegung, erſte Ein- 
richtung und Entwäſſerung der Straße zu beſchaffen bezw. der Stadtgemeinde 
die hierauf verwendeten Koſten zu erſtatten. 


§ 4. Iſt die Straße noch nicht in den feſtgeſetzten Fluchtlinien 
reguliert, ſo iſt das zur Regulierung der Straße nach Maßgabe der Fluchtlinie 
erforderliche Terrain des zu bebauenden Grundſtücks, in der ganzen die Straße 
berührenden Länge desſelben bis zur Mittellinie der Straße, jedoch höchſtens 
in der Breite von 13 m, der Stadtgemeinde ſchulden- und laſtenfrei aufzu⸗ 
laſſen und zu übergeben, und zwar das unbebaute unentgeltlich, das bebaute 
gegen angemeſſene Entſchädigung. 


§ 5. Zu den Koſten der Freilegung gehören die Ausgaben für Er⸗ 
werbung des Grund und Bodens der Straße einſchließlich der Bürgerſteige 
und für Beſeitigung aller darauf befindlichen Hinderniſſe. 

Zu den Koſten der erſten Einrichtung gehören die Koſten der Her- 
ſtellung des Planums, der Pflaſterung oder ſonſtigen Befeſtigung des 
Straßendammes und der Bürgerſteige, des Anſchluſſes an Nebenſtraßen und 
der Herſtellung der Überfahrt- und Übertrittsbrücken. Die Koſten der Her⸗ 
ſtellung von Baum- und anderen Pflanzungen werden nicht in Rechnung 
gebracht. 

Als Koften der Entwäſſerung werden berechnet diejenigen Koſten, 
welche für die Herſtellung von 30 em weiten Kanälen entſtehen, auch wenn 
der Durchmeſſer des verlegten Kanals eine größere lichte Weite hat. 


2. Feſtſtellung, Verteilung und Einziehung der 
Anlagekoſten. 


§ 6. Für die Feſtſtellung und Verteilung der Geſamtkoſten gilt der- 
jenige zuſammenhängende Straßenteil als Einheit, deſſen Regulierung zu 
derſelben Zeit erfolgt iſt. 

§ 7. Den Geſamtkoſten ift zuzurechnen der Wert desjenigen Landes, 
welches von angrenzenden Eigentümern unentgeltlich hergegeben iſt. Dieſer 
Wert wird von dem Magiſtrat nach dem Durchſchnittspreiſe des zur Straße 
gegen Entſchädigung erworbenen Landes feſtgeſetzt und iſt demjenigen an⸗ 
grenzenden Eigentümer, welcher keine Entſchädigung genommen hat, auf den 
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ihn treffenden Anteil an den Geſamtkoſten als Gegenforderung in Anrechnung 
zu bringen. 

§ 8. Nach Fertigſtellung der Straßenanlage find die Soften der 
geſamten Anlage durch den Magiſtrat feſtzuſtellen. Zu dieſen Koſten haben 
die angrenzenden Eigentümer nach Verhältnis der Länge ihrer die Straße 
berührenden Grenzen für die Hälfte der Straßenbreite beizutragen, wenn 
die Straße breiter als 26 m tft, jedoch nur für 13 m der Straßenbreite, der 
Überreſt fällt der Stadtgemeinde zur Laſt. Die der Verteilung zugrunde 
liegende Berechnung iſt den Verpflichteten mitzuteilen. 

§ 9. Wenn auf einem Grundſtück bei Beginn der Anlegung der 
Straße oder des Straßenteils bereits ein Gebäude vorhanden oder mit der 
Errichtung eines ſolchen nach Erteilung der baupolizeilichen Genehmigung 
bereits begonnen war, kann ein Beitrag zu den Koſten der Straßenanlage 
für dieſes Gebäude nicht verlangt werden. Derſelbe ift jedoch nach Mak- 
gabe der vorſtehenden Beſtimmungen zu entrichten, ſobald auf einem ſolchen 
Grundſtück ein neues Gebäude unmittelbar oder mittelbar an der Straße 
errichtet wird. 

$ 10. Der Magiſtrat ift befugt, mit Rückſicht auf die Vermögens- 
lage der Zahlungspflichtigen für die Entrichtung der feſtgeſtellten fälligen 
Beiträge gegen Beſtellung ausreichender Sicherheit angemeſſene Raten- 
zahlungen zu bewilligen. 


B. Anlage und Unterhaltung neuer, im Bebauungs- 
plan oder ſonſt in ihren Fluchtlinien feſtgeſtellter 
Straßen durch Unternehmer. 


§ 11. Wenn Unternehmer eine im Bebauungsplan oder ſonſt in ihren 
Fluchtlinien feſtgeſtellte Straße oder einen Teil einer ſolchen anlegen oder 
die Verlängerung einer fon beſtehenden Straße vornehmen wollen, fo ift die 
Genehmigung hierzu beim Magiſtrat nachzuſuchen. 

Dem Geſuche iſt beizufügen ein Lageplan und ein Nivellementsplan, 
aus welchen die in die Straße fallenden und an dieſelbe angrenzenden Grund- 
ſtücke bis auf 30 m Entfernung von den Straßenfluchtlinien, deren Grund- 
buchbezeichnung und Eigentümer, ſowie auch der Anſchluß der herzuſtellenden 
Entwäſſerungsanlagen an die beſtehenden öffentlichen Anlagen erſichtlich ſind. 
Dieſe Lage- und Nivellementspläne werden vom Magiſtrat beſchafft, die 
hierfür entſtehenden baren Auslagen find von den Antragſtellern zu er- 
ſtatten. Die Genehmigung kann verſagt werden, wenn Gründe des öffent⸗ 
lichen Intereſſes derſelben entgegenſtehen; diefe Gründe find in dem Ver- 
ſagungsbeſcheide anzugeben. 

$ 12. Erklären ſich die Unternehmer zur Ausführung der Straßen⸗ 
anlage unter den ihnen vom Magiſtrat mitzuteilenden Bedingungen bereit, 
jo ift mit ihnen ein ſchriftlicher Vertrag abzuſchließen, welcher ſämtliche Ver⸗ 
pflichtungen der Unternehmer enthalten muß. Für dieſen Vertrag ſind die 
folgenden grundſätzlichen Beſtimmungen (§ 13 bis 15) maßgebend. 

$ 13. Das zur Straßenanlage erforderliche Terrain iſt vor Beginn 
der Arbeiten zur Herſtellung derſelben an die Stadtgemeinde frei von Bau- 
lichkeiten, unentgeltlich, ſchulden- und laſtenfrei aufzulaſſen und zu übergeben. 

Die Unternehmer haben ferner auf ihre Koſten die erſte Einrichtung, 
ſowie die Entwäſſerung der Straße nach Maßgabe des § 5 Abſatz 2 und 3, 


außerdem aber auch die Beleuchtungsvorrichtung in dem vom Magiſtrat zu 
beſtimmenden Umfang, dem Bedürfnis der Straße entſprechend, auszuführen. 

Die Unternehmer ſind verpflichtet, die Straßenanlage innerhalb der 
in dem Vertrage feſtgeſtellten Friſt zu vollenden, widrigenfalls die erforder⸗ 
lichen Aufwendungen und Arbeiten von der Stadtgemeinde für Rechnung 
der Unternehmer vorgenommen werden können. 

Ob die Herſtellung vertragsgemäß erfolgt iſt, entſcheidet der Magiſtrat, 
bei welchem die Abnahme beantragt werden muß, mit Ausſchluß des 
Rechtsweges. 

$ 14.*) Die angrenzenden Eigentümer find verpflichtet, die Koſten 
der Straßenanlage den Unternehmern nach Maßgabe der SS 3 und 8 zu er- 
ſtatten. Der Wert des von den Unternehmern nach § 13 Abſatz 1 beſchafften 
Straßenterrains wird durch die Stadtbaudeputation feſtgeſtellt und dem 
entſprechend von dem Magiſtrat in Rechnung geſtellt. 

$ 15. Die Unterhaltung der gemäß § 11 ff. angelegten Straßen oder 
Straßenteile geht, ſobald dieſelben vom Magiſtrat als bedingungsmäßig 
hergeſtellt abgenommen ſind, auf die Stadtgemeinde über. Dagegen haben 
die Unternehmer für die nächſten fünf Jahre von der Abnahme ab die Koſten 
der Unterhaltung zu tragen und Sicherheit für die pünktliche Zahlung der- 
ſelben zu ſtellen. 

Die Ablöſung der Unterhaltungspflicht durch Zahlung eines Kapitals 
bleibt der Vereinbarung zwiſchen Magiſtrat und Unternehmer überlaſſen. 


C. Anlage neuer, im Bebauungsplan oder ſonſt in 
ihren Fluchtlinien noch nicht feſtgeſtellter Straßen 
durch Unternehmer. 

§ 16. Anträge auf Genehmigung von Straßenanlagen, welche weder 
im Bebauungsplane noch ſonſt in ihren Fluchtlinien feſtgeſtellt ſind, haben 
die Unternehmer wie im Falle des $ 11 an den Magiſtrat zu richten und 
Pläne gemäß der Miniſterial-Inſtruktion vom 28. Mai 1876 (V. M.⸗Bl. 
S. 171) behufs Feſtſtellung der Fluchtlinien beizufügen. Auf Erfordern 
haben die Unternehmer den Nachweis zu führen, daß und in welcher Weiſe 
die Ausführung der Anlage geſichert iſt. Die Genehmigung zu der beab⸗ 
ſichtigten Straßenanlage kann erſt erteilt werden, nachdem die Fluchtlinien 
derſelben in Gemäßheit des Geſetzes vom 2. Juli 1875 endgültig feſtgeſtellt 
find. Auf ſolche Straßenanlagen finden die Vorſchriften der SS 11 bis 15 
Anwendung. 


D. Anbau an ſchon vorhandenen, bisher unbebauten 
tragen und Straßenteilen. 

$ 17. Wird unmittelbar oder mittelbar an einer Strafe, welche bei 
Inkrafttreten des Ortsſtatuts vom 4. Juli 1876 bereits vorhanden, aber 
damals noch unbebaut war, oder einem ſolchen Straßenteile nach dem In⸗ 
krafttreten des gegenwärtigen Ortsſtatuts ein Gebäude errichtet, ſo iſt der 
Eigentümer des betreffenden Grundſtücks verpflichtet, der Stadtgemeinde 
nach Maßgabe der SS 3 bis 8 die Koſten der Anlegung der se; bezw. des 
Straßenteils zu erſtatten. Iſt die Straße bezw. der Straßentei noch nicht 
völlig ausgebaut, ſondern erſt teilweiſe fertiggeſtellt, ſo bleibt der Eigentümer 
mit derſelben Maßgabe zum Erſatz der zur völligen Fertigſtellung noch auf⸗ 


*) Die Rechtsgültigkeit dieſer Beſtimmung wird vom Oberverwaltungsgericht nicht anerkannt. 
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zuwendenden Koſten verpflichtet. Iſt die Straße bezw. der Straßenteil noch 
nicht in den feſtgeſetzten Fluchtlinien reguliert, ſo ſind die angrenzenden 
Eigentümer, ſobald auf den Grundſtücken derſelben Gebäude unmittelbar 
oder mittelbar an der Straße oder dem Straßenteil errichtet werden, ver- 
pflichtet, das zur Regulierung der Straße nach Maßgabe der Fluchtlinien 
erforderliche Terrain des zu bebauenden Grundſtücks in der ganzen, die 
Straße berührenden Länge desſelben bis zur Mittellinie der Straße, jedoch 
höchſtens in der Breite von 13 m, der Stadtgemeinde ſchulden- und laſtenfrei 
aufzulaſſen und zu übergeben, und zwar das unbebaute unentgeltlich, das 
bebaute gegen angemeſſene Entſchädigung. 


E. Allgemeine Vorſchriften. 


$ 18. Der Stadtgemeinde ſteht das Recht zu, in den Fällen der SS 11 
und 16 die Ausführung der Straßenanlagen im öffentlichen Intereſſe ganz 
oder teilweiſe ſelbſt für Rechnung der Unternehmer zu übernehmen. 

Dieſe haben alsdann die durch Voranſchlag des Magiſtrats zu 
berechnenden Koſten des von der Stadtgemeinde auszuführenden Teils der 
Anlage vorzuſchießen. Etwaige Erſparniſſe gegen den Voranſchlag kommen 
dem Unternehmer zugute, etwaige Mehrausgaben fallen ihm zur Laſt. 

§ 19. Bei Nichterfüllung der nach Abſchnitt A bis D dieſes Statuts 
den angrenzenden Eigentümern und Unternehmern obliegenden Ber- 
pflichtungen tritt das Verwaltungs⸗Zwangsverfahren ein, im Falle des S 14 
auf Antrag der Unternehmer oder ihrer Rechtsnachfolger. 

Dieſe Verpflichtungen der angrenzenden Eigentümer gehen auf ihre 
Beſitznachfolger über. 

$ 20. Als Anlage einer neuen Straße im Sinne dieſes Statuts gilt 
auch die Umwandlung eines unregulierten Weges oder einer Landſtraße in 
eine zur Bebauung beſtimmte ſtädtiſche Straße. : 

§ 21. Was in dieſem Statut hinſichtlich der Anlegung und Bebauung 
von Straßen verordnet iſt, gilt auch hinſichtlich der Anlegung und Bebauung 
von Plätzen, mit der Maßgabe, daß die Verpflichtungen der angrenzenden 
Eigentümer ſich auf einen Terrainſtreifen von 13 m Breite in der ganzen, den 
Platz berührenden Länge des zu bebauenden Grundſtückes erſtrecken. 

$ 22. Dieſes Ortsſtatut tritt mit dem Tage der Bekanntmachung im 
Regierungs-Amtsblatt*) an die Stelle des Ortsſtatuts vom 4. Juli 1876. 
VII. 3114. 91. 


2. Ortsftatut betreffend die Erhebung von Beiträgen 
zu den Koften von Straßenverbreiterungen 


vom 31. Mai 1907. 


Auf Grund des § 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und der 
$$ 1, 9, 10 und 90 des Kommunal-Abgaben⸗Geſetzes vom 14. Juli 1893 wird 
für den Stadtbezirk Breslau folgendes beſtimmt: 

1. Zur Deckung eines Teiles der Grunderwerbskoſten, die der 
Stadtgemeinde durch die Verbreiterung von Straßen entſtehen, ſind die 


) Dieſe erfolgte in Nr. 15 des Regierungsamtsblatts am 8. April 1892. 
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Grundſtückseigentümer, denen durch die Verbreiterung beſondere wirtſchaft⸗ 
liche Vorteile erwachſen, zu Beiträgen heranzuziehen. 

Die Heranziehung iſt zuläſſig, auch wenn eine Straße oder ein Straßen⸗ 
teil nur teilweiſe verbreitert wird. 

Die Heranziehung findet nicht ſtatt in Fällen, in denen § 15 des 
Geſetzes vom 2. Juli 1875 anwendbar iſt. 

$ 2. Für die einzelnen Gundſtückseigentümer werden die Beiträge 
nach den beſonderen wirtſchaftlichen Vorteilen bemeſſen, die ihre Grundſtücke 
durch die Verbreiterung erhalten. 

§ 3. Der durch Beiträge der Grundſtückseigentümer zu deckende Teil 
der Koſten wird in dem Verfahren nach § 9 des Kommunal-Abgaben⸗Geſetzes 
vom 14. Juli 1893 feſtgeſetzt und eingezogen. Die im Geſetz vorgeſchriebenen 
Bekanntmachungen erfolgen im Breslauer Gemeindeblatt. 

§ 4. Die Beiträge werden mit der Aufforderung des Magiſtrats zur 
Zahlung fällig. Gegen dieſe Heranziehung ſteht dem Beitragspflichtigen der 
Einſpruch gemäß § 69 und die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren gemäß 
§ 70 des Kommunal-Abgaben-Geſetzes zu. 

Dem Herangezogenen kann auf feinen Antrag Stundung des Beitrages 
bis zu demjenigen Zeitpunkt gewährt werden, zu welchem er das Grundſtück, 
von dem der Beitrag erhoben wird, oder einen weſentlichen Teil von ihm 
veräußert oder auf dem Grundſtück einen Neubau oder weſentlichen Umbau 
vornimmt. Auch können dem Zahlungspflichtigen Teilzahlungen bewilligt 
werden. 

Stundung der Beiträge und Gewährung von Teilzahlungen erfolgen 
nur inſoweit, daß die Verjährung der Beträge nicht gemäß SS 87, 88 des 
Kommunal-Abgaben-Geſetzes eintreten kann. 

§ 5. Die Beiträge haben die Natur öffentlicher dinglicher Abgaben 
und unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren. 

$ 6. Dieſes Ortsſtatut tritt mit ſeiner Veröffentlichung im Breslauer 
Gemeindeblatt“) in Kraft. 

VII a. 1022. 07. Gem. Bl. 1907. S. 571. 


3. Gemeindebeſchluß betreffend die Beteiligung der Stadtgemeinde bei 
Anlegung und Unterhaltung der Vürgerſteige in Breslau 


vom 16. Januar 1902. 


I. Zur Erleichterung der Laſten, welche den Grundſtücksbeſitzern aus 
der ihnen nach der Bauordnung von 1668 und Artikel XIV des Edikts vom 
26. Mai 1744**) obliegenden Verpflichtung zur Anlegung, Unterhaltung und 
Erneuerung der Bürgerſteige erwachſen, wird der Magiſtrat ermächtigt, in 
Straßen und Straßenteilen, in denen die Stadtgemeinde den Straßendamm 
zu erhalten hat, folgende Leiſtungen für Rechnung der Stadtkaſſe zu über⸗ 
nehmen, jedoch unbeſchadet des Fortbeſtehens jener Verpflichtungen der 
Grundſtücksbeſitzer und ohne daß dieſen ein klagbares Recht gegen die Stadt- 
gemeinde eingeräumt wird: 


*) Dieſe iſt an 21. Juli 1907 in Nr. 30 des Breslauer Gemeindeblattes erfolgt. 
++) ſ. u. S. 157. : 
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1. In beſtehenden Straßen die Herſtellung und Befeſtigung desjenigen 
Teils der Bürgerſteige, welcher von den Häuſerfronten bezw. von den 
Vorgartenzäunen weiter als 6 Meter entfernt iſt. 

2. Bei einer von der Stadtgemeinde bewirkten Umpflaſterung des 
Straßendammes: die Ausführung ſämtlicher zur Durchführung der 
Regulierung (Höher- oder Tieferlegung, anderweite Abgrenzung uw.) 
erforderlichen Arbeiten am Bürgerſteige, jedoch ausſchließlich der 
Lieferung des für eine Breite des Bürgerſteiges bis zu ſechs Meter 
nach polizeilicher Vorſchrift erforderlichen Befeſtigungsmaterials. 

3. Die Herſtellung und Unterhaltung der nach den Straßen⸗ 
Negulierungsplänen auf Bürgerſteigen anzulegenden Raſenſtreifen 
und Baumpflanzungen. 

II. Bei Wiederherſtellung der Bürgerſteige nach Aufbrechung derſelben 
für Zwecke der ſtädtiſchen Verwaltung (3. B. für Gas⸗, Waſſer⸗-, elektriſche 
Leitungen) find nicht nur alle Arbeiten wie bisher auf Koſten der Stadt aus- 
zuführen, ſondern auch die durch den Aufbruch beſchädigten Befeſtigungs⸗ 
materialien von der Stadt zu erſetzen. 

III. Den Grundſtücksbeſitzern liegt insbeſondere nach wie vor ob: 

a. die nicht durch eine Umpflaſterung des Straßendammes herbei- 
geführte Neuherſtellung und Befeſtigung von Bürgerſteigen in 
beſtehenden Straßen bis auf 6 m Breite (vergl. I. zu 1); 

b. bei den innerhalb dieſer Breite von der Stadt, nach I. zu 2, auszu⸗ 
führenden Arbeiten die Lieferung des nach Polizeivorſchrift erforder⸗ 
lichen Befeſtigungsmaterials; 

c. die laufende Unterhaltung der Bürgerſteige in ihrer ganzen Mus- 
dehnung. 

IV. Der Magiſtrat wird ermächtigt, auch in den Fällen zu III die er⸗ 
forderlichen Arbeiten und Materialbeſchaffungen durch die ſtädtiſche Ver⸗ 
waltung für Rechnung des Verpflichteten ausführen zu laſſen. Für die 
Arbeiten und für die zu liefernden Materialien können durch Gemeinde— 
beſchluß, welcher jedesmal für die Dauer eines Jahres Geltung hat, Normal⸗ 
preiſe feſtgeſetzt werden. Iſt dies nicht geſchehen, ſo ſind der Stadtgemeinde 
die ihr wirklich entſtandenen Koſten mit 5 Prozent Zuſchlag auf Verwaltungs- 
koſten zu erſtatten. Der Wert der von der Stadt übernommenen Alt⸗ 
materialien iſt auf jene Koſten aufzurechnen. 

V. Die Entſcheidung darüber, ob und wie weit im Einzelfalle von den 
erteilten Ermächtigungen Gebrauch zu machen ſei, hat der Magiſtrat nach 
pflichtmäßigem Ermeſſen zu treffen. Eine Beſchwerde an die Stadtver- 
ordneten-Verſammlung wird damit jedoch nicht ausgeſchloſſen. 

VI. Unberührt von dieſem Beſchluſſe bleiben die Verpflichtungen der 
Grundſtücksbeſitzer aus den Polizeiverordnungen vom 25. März 1866 und 
vom 8. Februar 1884, betreffend die Legung von Rinnſteinen und 
Bordſteinen, ſowie die Verpflichtungen der Grundſtückseigentümer 
und Unternehmer von Straßenanlagen aus dem Ortsſtatut vom 12. Juni 
1891, betreffend die Anlegung von Straßen und Plätzen. 

VII. Dieſer Gemeindebeſchluß tritt mit ſeiner Verkündigung im 
Gemeinde-Blatte in Kraft.“) 

Vlla, 2092. 01. 


) Die Veröffentlichung erfolgte in Nr. 18 des Breslauer Gemeindeblattes vom 2. Februar 
1902, S. 219. 


B. Baupolizei. 


1. Regulativ über die Abgrenzung der Vefugniſſe der Königlichen 
und der ſtädtiſchen Grtspolizeiverwaltung in der Stadt Breslau. 


1. Der Stadtgemeinde Breslau iſt auf ihren Antrag die Verwaltung 
der Bau- (Hochbau-, Tiefbau- und Wegebau-) Polizei mit Ausſchluß der aus 
dem Geſetze vom 2. Juli 1875 (Geſetzſammlung Seite 561), betreffend die 
Anlegung und Veränderung von Straßen 2c., fich ergebenden Befugniſſe der 
Polizei⸗Verwaltung unter Vorbehalt des Widerrufs vom 1. Januar 1900 
ab überwieſen worden. 

2. Die Handhabung des unter Nr. 1 genannten Zweiges der Orts⸗ 
polizei regelt ſich nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen. 

3. Die zur Verwaltung des vorgenannten Zweiges der Ortspolizei er⸗ 
forderlichen techniſchen, ausführenden und ſonſtigen Beamten ſind ſeitens 
der Stadtgemeinde nach den näheren Feſtſetzungen des Königlichen 
Regierungspräſidenten, bezw. der Reſſortminiſter anzuſtellen und zu unter⸗ 
halten. 

4. a. Die geſamte Verkehrspolizei verbleibt als ein Teil der Sicherheits⸗ 

polizei dem Königlichen Polizeipräſidenten, welchem auch in 
Zukunft obliegt, für die Sicherheit, Beaufſichtigung und Regelung 
des öffentlichen Verkehrs auf den öffentlichen Straßen und Plätzen 
der Stadt zu ſorgen und welchem namentlich auch allein das 
Recht der Sperrung von öffentlichen Straßen und Plätzen für den 
Verkehr ſowie die Abſperrung von Straßen bei Feſtlichkeiten, Auf⸗ 
zügen und dergleichen zuſteht; 

b. die Wegepolizei verbleibt, abgeſehen von der der Stadt über⸗ 
tragenen Wegebaupolizei, im übrigen ebenfalls dem Königlichen 
Polizeipräſidenten; 
dieſem bleibt ferner vorbehalten, die Beaufſichtigung des Verkehrs 
mit Pulver und anderen leicht explodierenden Stoffen, mit 
Mineralölen und mit Spiritus, weshalb in denjenigen Baupolizei⸗ 
ſachen, bei denen die Lagerung dieſer gefährlichen Stoffe in 
Betracht kommt, ſeitens der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung vor 
Erteilung der Baugenehmigung der Königliche Polizeipräſident 
über das Baugeſuch gehört werden muß; 

d. die Regelung des Anſchlagweſens verbleibt, weil es ſich hierbei 
um eine weſentliche, dem Gebiete der Preßpolizei angehörende 
Materie handelt, dem Königlichen Polizeipräſidenten; 

dieſem verbleibt ferner die Waſſerpolizei (Vorflutſachen, Kontrolle 
der Eiſenbahnen ꝛc.), die Deichpolizei und die Feuerpolizei. 

5. Die von der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung zu erlaſſenden Polizei- 
verordnungen ſind vor ihrem Erlaß dem Königlichen Regierungspräſidenten 
im Entwurf zur Prüfung vorzulegen. Sofort nach dem Erlaß derſelben iſt 
je eine Ausfertigung dem Königlichen Regierungspräſidenten und dem König⸗ 
lichen Polizeipräſidenten zu überſenden. 
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) Vergl. bierzu das Werk von Kurt Schönwälder, Breslauer Baupolizeirecht. Breslau 
(Trewendt & Granier) 1908. 
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6. Soweit nicht nach Obigem der Gemeinde polizeiliche Befugniſſe aus⸗ 
drücklich überwieſen ſind, verbleibt dem Königlichen Polizeipräſidenten die 
ausſchließliche Ausübung aller ortspolizeilichen Rechte und Pflichten. 


7. In ganz beſonders dringlichen Fällen ſind die Exekutivbeamten des 
Königlichen Polizeipräſidii, falls Exekutivbeamte der ſtädtiſchen Polizei- 
verwaltung nicht anweſend oder nicht leicht zu erreichen ſind, befugt und ver⸗ 
pflichtet, auch außerhalb ihrer beſonderen Zuſtändigkeitsgrenze die unauf⸗ 
ſchieblichen Amtshandlungen vorzunehmen. Von derartigen Fällen iſt 
jedoch ſeitens der betreffenden Beamten unverzüglich ihrer vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde ſchriftliche Anzeige zu erſtatten, worauf letztere das Weitere wegen 
Mitteilung an die ſtädtiſche Ortspolizeibehörde zu veranlaſſen hat. 

Die Exekutivbeamten des Königlichen Polizeipräſidii, ſowie diejenigen 
der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung ſind verpflichtet, auf Anſuchen in Not⸗ 
fällen gegenſeitig einander Beiſtand zu leiſten. 

Auch über ſolche Fälle haben die betreffenden Beamten ihrer vor- 
geſetzten Dienſtbehörde unverzüglich ſchriftliche Anzeige zu erſtatten. 

8. Streitigkeiten, welche über die Zuſtändigkeit in einzelnen Fällen 
zwiſchen der Königlichen Polizeiverwaltung und dem ſtädtiſchen Ortspolizei⸗ 
verwalter entſtehen ſollten, find, wenn fie ſich im Wege gegenſeitiger Ber- 
ſtändigung nicht beſeitigen laſſen, von dem Regierungspräſidenten im Auf— 
ſichtswege zu entſcheiden. 


Berlin, den 6. Auguſt 1899. 


Der Miniſter des Innern. 
gez. Freiherr von der Recke. 


2. Vaupolizeiverordnung 


vom 19. Mai 1908. 
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Schlußbeſtimmungen. Seite 
$ 99. Bauten für vorübergehende Zwecke 142 
8 100. Anwendungen der vorſtehenden Beſtimmungen auf vorhandene Gebäude 143 
g 101. Unterhaltung von Baulichkeiten 143 
5 FGrenzveränderunge nnn nz 143 
5 103. Bewilligung von Ausnahmen 27 143 
8 104. Aufhebung früherer Beſtimmu ngen 143 
§ 105. Übergangs beſtimm ungen 144 
4 108. Saen 8 144 
Anlage zu $ 4, Abſ. 12 ß x REITER ZEN 145 


Auf Grund der SS 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) und der § 143, 144 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſ.⸗S. S. 195 ff.) 
wird unter Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes für den Stadtkreis Breslau 
nachſtehende Baupolizeiverordnung erlaſſen. 


Erſter Abſchnitt. 


Polizeiliche Prüfung und Aufficht bei Bauten. 


§ 1. Genehmigungspflichtige Bauausführungen. 
Vorgängige baupolizeiliche Genehmigung iſt erforderlich: 

1. Zu allen neuen baulichen Anlagen, einerlei ob über oder unter der 
Erde, mit Einſchluß von Überdeckungen bisher unbebauter Flächen, von 
Brunnen, Senk-, Dünger- und Abtrittgruben, Grenzmauern. 

2. Bei beſtehenden baulichen Anlagen zur Herſtellung, Erneuerung oder 
Veränderung von maſſiven oder Fachwerkswänden, Decken, Dachſtühlen, 
Gewölben, Eiſenkonſtruktionen, vortretenden Bauteilen, Treppen, Licht-, 
Lüftungs⸗ und Aufzugsſchachten, Grenzmauern, Schornſteinen, Zentral- 
heizungen, Feuerſtätten; zur Aufſtellung von Motoren und zur Einrichtung 
von Sauggasanlagen. 

i 3. Zur Errichtung oder Veränderung von Einfriedigungen an öffent- 
lichen Straßen (Wegen, Plätzen). 

4. Wenn Räume, die bisher nicht zum dauernden Aufenthalt von 
Menſchen benutzbar waren, dazu benutzbar gemacht werden ſollen. 

5. Wenn Räume zu einem der in Abſchnitt V bezeichneten Zwecke in 
Benutzung genommen werden ſollen, zu dem ſie bisher nicht benutzt waren. 

6. Zu jeder Veränderung der inneren baulichen Einrichtung der in 
Abſchnitt V bezeichneten Gebäude und Anlagen. 

7. Zu der Ausführung aller Veränderungen an der Straßenſeite von 
Gebäuden. 

8. Zu Abweichungen von genehmigten Bauvorhaben. 

9. Zur Errichtung von Bauzäunen und Baugerüſten, die in eine 
öffentliche Straße vortreten (vergl. $ 2, Abſ. 7 und § 4, Abſ. 13). 

PA 10. Zur Anbringung über die Straßenfluchtlinie vortretender Laternen, 
Schilder, Schaukäſten, Schirmdächer, Lichtwerfer, Wappen, ſtändiger Flaggen⸗ 
ſtangen und Geſchäftszeichen aller Art. 
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§ 2. Anzeigepflichtige Bauausführungen. Es bedarf 
nur einer vorherigen Anzeige an die Baupolizeiverwaltung: 

1. Bei Errichtung kleiner Bauwerke ohne Feuerungen, 
wie Lauben, Garten- und Feldhäuschen, Kontorbuden, Schuppen, Schutzdächer, 
wenn dieſe Bauwerke höchſtens 12 qm Grundfläche und 3 m Höhe haben, 
mindeſtens 6 m von öffentlichen Straßen, Nachbargrenzen und Holzbauten und 
mindeſtens 3 m von allen übrigen Gebäuden entfernt errichtet werden und 
wenn keine Überbauung eintritt (§ 55). : 

2. Bei Baubuden und Bauaborten, die nur für die Dauer 
der Bauausführung ſtehen bleiben. Be, 

3. Bei Herſtellung von Fenfter- und Türöffnungen, die 
nicht in Brandmauern oder Wänden an der Straße und mindeſtens 6 m gegen- 
über Gebäuden oder nachbarlichen Grenzen angelegt werden. 

4. Bei unweſentlichen baulichen Veränderungen, welche keine 
tragenden Teile berühren (vergl. jedoch § 1, Abſ. 6). 

5. Beim Abbruch von Gebäuden oder Gebäudeteilen. 

6. Bei Herſtellung von Umfriedigungen, welche nicht an 
öffentlichen Straßen (Wegen, Plätzen) liegen. 

7. Bei Errichtung von Bauzäunen oder Gerüſten, die nicht 
in eine öffentliche Straße vortreten — (vergl. § 1, Abſ. 9). 


§ 3. Baugeſuch und Bauanzeige.) 1. „Baugeſuche“, d. h. 
ſchriftliche Anträge auf Erteilung der baupolizeilichen Genehmigung für einen 
Bau (Baugenehmigung oder Bauerlaubnis), ſind in einer zur aktenmäßigen 
Behandlung geeigneten Form für jedes Grundſtück getrennt und für mehrere 
gleichzeitig auf einem Grundſtück auszuführende, nicht zuſammenhängende 
Bauten für jeden Neubau getrennt in doppelter Ausfertigung einzureichen. 
Dies gilt auch für die Bauanzeigen in den Fällen des § 2 ſowie für alle 
ſonſtigen Eingaben an die Baupolizeiverwaltung. 

2. Das Baugeſuch oder die Bauanzeige muß eine genaue und voll- 
ſtändige Bezeichnung der beabſichtigten Bauausführung ſowie die grundbuch- 
und kataſtermäßige Bezeichnung des Baugrundſtücks und deſſen Straßen— 
nummer enthalten. 

3. Die Bauanzeige iſt von dem Bauherrn, das Baugeſuch von dem 
Bauherrn und dem grundbuchlich eingetragenen Eigentümer deutlich zu unter⸗ 
zeichnen. Baugeſuch und Bauanzeige müſſen die Angabe des Standes und 
der Wohnung der Unterzeichner enthalten. 

4. Auch wenn die Bauausführung nicht auf freier Entſchließung beruht, 
iſt die Einreichung eines Baugeſuchs oder einer Bauanzeige erforderlich. 


2) Hierzu Polizeiverordnung vom 5. November 1908 (Gem. Bl. S. 830) P. 1552. 08: 
j Die Prüfung der Baugeſuche für Neu- und Anbauten oder zum Aufbau neuer Geſchoſſe 
wird oft dadurch erſchwert und verzögert, daß über die geplante Bebauung keine genaue prif- 
bare Berechnung vorgelegt wird. 
j Zur Vermeidung ſolcher Verzögerungen empfiehlt es ſich daher, dem Banantrage bald 
eine ſolche Berechnung beizugeben. 

Da nach 8 4 Abſ. 7 der Baupolizeiverordnung vom 19. Mai d. J. die Angaben über die 
Größe der bebauten, der zu bebauenden und der frei bleibenden Teile des Baugrundſtückes im 
Lageplau enthalten ſein müſſen, ſo wird es zweckmäßig ſein, die Berechnung daran anſchließend 
aufzuſtellen. Sie muß neben der Größe der einzeluen Flächen auch alle bis ins einzelne gehende 
Rechnungsanſätze enthalten. 


Städtiſche Banpolizeiverwaltung. 
gez. G. Bender. 
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$4. Bauvorlagen. 1. Mit dem Baugeſuch ſind die zur Prüfung 
des Bauvorhabens erforderlichen Bauvorlagen, beſtehend aus dem 
Lageplane, den Bauzeichnungen (vergl. Abſatz 4) und, ſoweit nötig, aus Feſtig⸗ 
keitsberechnungen je in doppelter Ausfertigung einzureichen. 

2. Alle Aufſchriften auf den Bauvorlagen müſſen in einfachen, deut⸗ 
lichen Buchſtaben gefertigt ſein. 

3. Die Bauvorlagen ſind mit der Bezeichnung des Baugeſuchs, zu dem 
ſie gehören, zu verſehen und von dem Bauherrn, ſowie von dem Bauleiter zu 
unterzeichnen, bei verbundenen Eiſenkonſtruktionen auch von demjenigen 
Sachverſtändigen, welcher die Anfertigung der Konſtruktion übernommen hat. 

Der Bauleiter übernimmt dadurch die Verantwortung für die Richtigkeit 
der Bauvorlagen. 

4. a. Lageplan und Bauzeichnungen ſind auf Leinwand oder auf lein⸗ 
wandunterzogenem Papier anzufertigen. Lichtdrucke und Lihi- 
pauſen (nur dunkle Linien auf hellem Grunde) müſſen licht 
beſtändig ſein. 

. Die Bauzeichnungen müſſen ein-, zwei- oder dreimal 33 cm 
hoch und ein-, zwei⸗, drei-, vier- oder fünfmal 21 em breit und 
in Feldern von 33 em Höhe und 21 em Breite jo gebrochen fein, 
daß das untere rechte Feld mit der Schauſeite oben liegt. 

e. Diejes Feld muß in ſeinem unterſten Viertel zur Aufnahme der 
Prüfungs⸗ und Genehmigungsvermerke frei bleiben und in der 
unmittelbar darüber befindlichen Fläche von etwa 8 em Höhe die 
Bezeichnung des Baugrundſtücks, des Bauwerks, der Zeichnung 
(3. B. Grundriß des Kellergeſchoſſes uſw.) ſowie die Unterſchriften 
des Bauherrn und des Bauleiters enthalten. 

5. Die Lagepläne find im Maßſtabe 1: 500, die Bauzeichnungen 
im Maßſtabe 1: 100, Zeichnungen von Einzelheiten im Maßſtabe 1:20 
anzufertigen. Der Maßſtab iſt auf jedem Blatte anzugeben und einzu— 
zeichnen, der Lageplan 1: 500 muß bei Neubauten durch einen vereideten 
Landmeſſer hinſichtlich der Größe und der Übereinſtimmung mit der Srt- 
lichkeit (vergl. Abſatz 7) beglaubigt ſein. Sofern ein das Baugrundſtück nach⸗ 
weiſendes Blatt des Stadtplanes käuflich zu haben iſt, iſt ein ſolches beizufügen. 

6. a. Auf den Bauvorlagen ſind die beabſichtigten neuen Anlagen in 

roter, beſtehende Bauten oder Bauteile in grauer Farbe darzu⸗ 
ſtellen. Soweit letztere beſeitigt werden ſollen, ſind ſie rot zu 
durchſtreichen. 

b. Bei Nachtragszeichnungen ſind die früher bereits genehmigten 
Bauteile in grauer, die verändert auszuführenden Bauteile in 
roter Farbe darzuſtellen. “) 

) Hierzu Erläuterung vom 19. 10. 1909 (Gem. Bl. S. 730) P. 1678. 09: 

Die Beſtimmung, daß bei Nachtragszeichnungen die früher bereits genehmigten Bauteile 
in grauer, die verändert auszuführenden Bauteile in roter Farbe darzuſtellen ſind, iſt — wohl 
infolge des nicht ganz zweifelfreien Wortlautes — vielfach mißverſtanden worden. Es ſind 
nämſich auf den Nachtragszeichnungen alle bisher genehmigten Bauteile in grauer Farbe dar⸗ 
geſtellt und die beabſichtigten Anderungen in roter Farbe darüber gezeichnet worden. Dieſe 
Art derbe. a macht die Zeichnung undeutlich und unüberſichtlich und erſchwert die Prüfung 

anz er a 

85 Die angeführte Beſtimmung wird daher dahin erläutert, daß bei Nachtragszeichnungen 

nur die nach dem früheren Entwurf unverändert auszuführenden Bauteile in grauer 

und die verändert auszuführenden Bauteile in roter Farbe darzuſtellen ſind. 


— 


PETEN 


c. Bauwerke auf demſelben Grundſtücke, für welche die Genehmi⸗ 
gung nachgeſucht iſt oder gleichzeitig nachgeſucht wird, aber noch 
nicht erteilt iſt, ſind rot geſtrichelt einzuzeichnen. 

7. Der Lageplan ſoll enthalten: Die Haus- und Kataſternummern, die 
Grundſtücksgrenzen und die feſtgeſetzten Fluchtlinien in roter Farbe, die Größe 
der bebauten, der zu bebauenden und frei bleibenden Teile des Baugrund- 
ſtücks, die Abſtände von anderen Gebäuden und von den Nachbargrenzen, die 
Gebäude des Baugrundſtücks unter Angabe der Art, Höhe und Geſchoßzahl, 
die angrenzenden Gebäude der Nachbargrundſtücke, die Straßen- und die 
Bürgerſteigbreite vor dem Baugrundſtück, die Straße beiderſeits bis auf 50 m 
Entfernung, die in die letztere einmündenden und etwaige Parallelſtraßen, die 
Straßennamen, die Nordlinie, ſowie die Hofabgrenzung innerhalb des Bau— 
grundſtücks, die Hofgärten und deren Einfriedigung. 

8. Die Bauzeichnungen ſollen enthalten: 

a. die Grundriſſe aller Geſchoſſe, ſoweit die Mauerſtärken und die 
Raumeinteilung verſchieden find, auch des Keller- und Dah- 
geſchoſſes, mit Angabe der Balkenlagen, Feuerſtätten und Schorn⸗ 
ſteine. Dabei ſind zur Vermeidung von Irrtümern folgende 
Bezeichnungen anzuwenden: 

Kellergeſchoß, Erdgeſchoß, erſtes, zweites uſw. Obergeſchoß, 
Dachgeſchoß; 

b. die zur Prüfung nötigen Längen- und Querſchnitte mit Angabe 
der Höhenlage des umgebenden Erdbodens; 

c. die Anſichten der Außenſeiten unter Einzeichnung des Straßen— 
gefälles. 

9. a. In dieſe Zeichnungen ſind die Längen- und Breitenmaße der 
einzelnen Räume und des Hofes, die Höhenmaße der Außenſeiten 
und der Geſchoſſe, die Höhenlage des Bürgerſteiges, der Höfe 
und der Kellerſohle, auf Normal-Null bezogen, die Stärke der 
Decken, Mauern, Pfeiler, Balken, aller Stützen und Eiſen⸗ 
konſtruktionen unter Angabe der Querſchnitte, die Grundmauer⸗ 
breiten, die Beſtimmung der einzelnen Räume, die Aborte und 
die Hauptentwäſſerungsſtränge bis zum ſtädtiſchen Straßenkanal, 
ſowie die Lage des Kanalanſchlußſtückes (Muffe) am Straßen- 
kanal einzutragen. In Ermangelung eines Straßenkanals iſt 
die ſonſtige Art der Entwäſſerung einzuzeichnen. 

b. Die Lage des Anſchlußſtückes iſt durch Einſchreiben der Ent- 
fernungen von den Grenzen des Grundſtücks und Angabe der 
Tiefenlage auf Normal-Null bezogen zu beſtimmen. Die er- 
forderlichen Angaben ſind bei der Verwaltung der Kanaliſations⸗ 
werke zu beantragen. 

c. Beſtehen auf dem Baugrundſtück Hintergebäude, oder wird ihre 
Errichtung geplant, ſo iſt ein Querſchnitt des Grundſtücks (Maß⸗ 
ſtab 1: 200) beizufügen, in dem der Hauptentwäſſerungsſtrang 
vom Anſchlußſtück am Straßenkanal bis zur Hinterfront des 
hinterſten Gebäudes einzutragen iſt. Dabei ſind die Ein- und 
Austrittsöffnungen im Mauerwerk der Vorder- und der ſonſt in 
Frage kommenden Gebäude durch Eintragung der Entfernungen 
von den Grundſtücksgrenzen genau zu beſtimmen. 
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10. Die Tragfähigkeit der Beton-, Eiſen⸗ und Deckenkonſtruktionen 
mit Einſchluß ihrer Verbindungen und Auflager, ferner die Tragfähigkeit 
ungewöhnlicher Gewölbe, der beſonders ſchwer belaſteten Teile des Mauer⸗ 
werks, des Baugrundes und von abgebundenen Gerüſten ſind durch Feſtig⸗ 
keitsberechnung unter Einreichung von Einzelzeichnungen nachzuweiſen. Dieſe 
Bauvorlagen ſind von ihrem Verfertiger und dem Bauherrn zu vollziehen. 

11. Die Feſtigkeitsberechnungen ſind auf beſonderem Bogen beizu⸗ 
bringen, auf dem nur die rechte Seitenhälfte zu beſchreiben iſt; auf die linke 
find die erforderlichen Belaſtungsſtizzen zu jegen; ſtatiſche Berechnungen auf 
Zeichnungen find nur bei kleineren Konſtruktionen zuläſſig. 

12. In allen Feſtigkeitsberechnungen find für die Eigengewichte, die 
Belaſtungen und die zuläſſigen Beanſpruchungen die in der Anlage“) auf- 
geführten Zahlen anzuwenden. 

13. Die Widerſtandsfähigkeit gegen Winddruck iſt nachzuweiſen bei 
baulichen Anlagen, die dem Winde beſonders ſtark ausgeſetzt ſind, namentlich 
bei Türmen und freiſtehenden Schornſteinen, bei abgebundenen Gerüſten von 
mehr als 12 m Höhe und bei freiſtehenden Mauern von über 10 m Länge 
und 2,5 m Höhe. 

14. Wird der Bauentwurf während der Bauausführung mehrfach ge- 
ändert, und iſt infolgedeſſen die Feſtſtellung des genehmigten Zuſtandes er⸗ 
ſchwert, ſo kann bei der Schlußabnahme die Einreichung von Bauzeichnungen, 
welche der wirklichen Ausführung entſprechen, gefordert werden. 

15. a. Auf geringfügige Anlagen insbeſondere auf die in § 99 und § 1, 

Abj. 3, 9 und 10 erwähnten Baulichkeiten, ferner auf Schupppen, 
Buden uſw. (§ 40, Abſ. 4), Abort⸗ und Sammelgruben finden 
die Beſtimmungen dieſes Paragraphen ſowie der § 5 und 
8—11 keine Anwendung. 

b. Es ſind jedoch dem Genehmigungsgeſuche die zur Verdeutlichung 
nötigen Vorlagen beizufügen. 

16. Den Bauanzeigen ſind ebenfalls die zur Verdeutlichung nötigen 
Bauzeichnungen beizufügen. 


§ 5. Bauſcheine. 1. Wird ein Bauplan polizeilich genehmigt, 
ſo erhält der Bauherr eine mit Genehmigungsvermerk verſehene Ausfertigung 
„ zurück und einen die Baubedingungen feſtſtellenden Bau⸗ 

hein. 

2. Die Gültigkeit der Bauſcheine für Neubauten erliſcht nach Jahres- 
friſt vom Tage der Baugenehmigung ab gerechnet, wenn nicht inzwiſchen die 
Grundmauern gelegt und die Kellermauern bis zur Erdoberfläche hergeſtellt 
worden ſind. Die Gültigkeit der Bauſcheine für Umbauten erliſcht nach 
Jahresfriſt, wenn inzwiſchen der Bau nicht begonnen oder wenn ein be— 
gonnener Bau länger als ein Jahr nicht ernſtlich fortgeführt iſt. 

3. Eine Verlängerung des Bauſcheines iſt vor Ablauf der vorerwähnten 
Friſten unter Einreichung des Bauſcheines und der genehmigten Bauvorlagen 
bei der Baupolizeiverwaltung ſchriftlich zu beantragen. 

4. Der Bauſchein kann ſeitens der Baupolizeiverwaltung auf einen 
anderen Bauherren übertragen werden. Die Übertragung iſt von dem bis⸗ 
herigen und von dem neuen Bauherrn unter Einreichung des Bauſcheines 


*) Siehe S. 145. 
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und der genehmigten Bauvorlagen, die von dem neuen Bauherrn zu voll— 
ziehen ſind, ſchriftlich zu beantragen. 

5. Die Ablehnung eines Baugeſuchs erfolgt unter Angabe der Gründe. 
Die Baupolizeiverwaltung iſt berechtigt, eine Ausfertigung der Bauvorlagen 
(S 4, Abſ. 1) zurückzubehalten. 

6. Bauſcheine, die auf Grund unrichtiger Bauvorlagen erteilt ſind, ſind 
ungültig. 

§S 6. Wiederholung der Bauanzeige. Die Bauanzeige 
(F 2) ijt zu wiederholen, wenn die angezeigten Arbeiten nicht binnen eines 
Vierteljahres begonnen oder wenn ſie länger als ein Vierteljahr unterbrochen 
worden ſind. 

§S 7. Überwachung der Bauten. 1. Der Bauſchein und 
die genehmigten Bauvorlagen müſſen während der Arbeitszeit ſtets auf der 
Bauſtelle bereit gehalten werden. 

2. Die Baupolizeiverwaltung hat das Recht, die Ausführung der bau- 
lichen Anlagen zu überwachen, auch dabei Sachverſtändige zuzuziehen und 
Belaſtungsproben vorzunehmen. Den Baupolizeibeamten und den von der 
Baupolizeiverwaltung zugezogenen oder beauftragten Perſonen darf der Zutritt 
zu der Bauſtelle und in die Baulichkeiten nicht verwehrt werden. 

3. Durch die baupolizeiliche Überwachung wird die dem Bauherrn, den 
Bauleitern, Handwerkern und Bauarbeitern geſetzlich obliegende Verant⸗ 
wortung dafür, daß die geſetzlichen und baupolizeilichen Vorſchriften und 
namentlich die anerkannten Regeln der Baukunſt befolgt werden, weder auf⸗ 
gehoben noch vermindert. 

4. Wird eine genehmigungspflichtige, bauliche Anlage ohne Genehmi⸗ 
gung begonnen oder fortgeſetzt, oder abweichend vom Bauſchein ausgeführt, 
oder liegen Gründe zu der Befürchtung vor, daß bei Fortſetzung der Arbeiten 
die Sicherheit oder Benutzbarkeit des Baues in Frage geſtellt werde, ſo iſt 
die Baupolizeiverwaltung befugt, die Weiterführung der Arbeiten zu verbieten 
und im Zwangswege zu verhindern. 

5. Während der Ausführung von Neubauten ſind an der Straße in 
deutlicher Schrift der Familienname und mindeſtens ein Vorname ſowie die 
Wohnung des Bauherrn und des Bauleiters anzugeben. 

$8. Anzeigen vor Beginn und während der Ausg- 
führung genehmigter Bauanlagen. 1. Der Baupolizeiver⸗ 
waltung iſt vom Bauherrn oder Bauleiter unter Angabe der Bauſtelle 
ſowie des Tages und des Aktenzeichens des Bauſcheines ſchriftlich anzuzeigen: 

a. Name, Stand und Wohnung des Bauleiters; 

b. der Tag, an welchem die Ausführung beginnen ſoll; 

c. der Zeitpunkt, an welchem der Sockel verſetzt oder das Mauerwerk bis 
über die Erde aufgeführt iſt (Prüfung, ob die Baufluchtlinie und 
arena eingehalten find); diefe Anzeige (zu e) ijt an den Magiſtrat 
zu richten; 

d. die Vollendung des Rohbaues, wo ſeine Abnahme vorgeſchrieben iſt, 
und die Verlegung von Eiſenkonſtruktionen, bevor ſie verputzt werden; 

e. die Fertigſtellung jeder Bauausführung unbeſchadet der beſonderen 
Vorſchriften in § 11. 

2. Tritt ein Wechſel in der Perſon des Bauleiters ein, ſo iſt davon 
binnen längſtens einer Woche nach Eintritt des Wechſels der Baupolizeiver⸗ 
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waltung ſchriftlich Anzeige zu machen. Die Pflicht zur Erſtattung der Anzeige 
liegt dem Bauherrn und dem neu eintretenden Bauleiter ob. 


§ 9. Rohbauabnahme. 1. Iſt ein Rohbau einſchließlich der 
feuerſicheren Treppen, der Decken- und der Dachkonſtruktionen vollendet und 
das Dach, wenn auch nur vorläufig eingedeckt, jo hat der Bauherr die Ab- 
nahme bei der Baupolizeiverwaltung ſchriftlich zu beantragen. > 

2. Bei Häufern mit mehr als zwei Geſchoſſen erfolgt die Abnahme in 
der Regel nicht früher, als bis ſeit Beginn der Maurerarbeiten für jedes 
Geſchoß — auch für das Keller- und Dachgeſchoß — mindeſtens je zwei Wochen 
verfloſſen ſind. Die Dauer von Arbeitseinſtellungen aller Art wird dabei 
nicht mitgerechnet. x 

3. Zu dem dann anzuberaumenden Termine müſſen der Bauherr und 
der Bauleiter auf Vorladung entweder perſönlich erſcheinen oder in geeigneter 
Weiſe vertreten ſein. Im Termine müſſen alle Teile des Baues ſicher zu⸗ 
gänglich ſein, und die Balkenverankerungen im Innern durchweg, Eiſen⸗ 
konſtruktionen aber ſoweit offen liegen, daß die Abmeſſungen geprüft werden 
können. 

4. Nach vorſchriftsmäßiger Ausführung wird durch die Baupolizeiver- 
waltung die Abnahme des Rohbaues beſcheinigt. 

5. Ergeben ſich bei der polizeilichen Prüfung Mängel, ſo hat ſie der 
Bauherr abzuſtellen und demnächſt erneute Abnahme zu beantragen. 

6. Anträge auf geſonderte Abnahme einzelner Bauarbeiten und Bau- 
teile können nur ausnahmsweiſe berückſichtigt werden. 

7. Vor Erteilung des Rohbauabnahmeſcheines dürfen unbeſchadet der 
Beſtimmungen des § 11 Gebäude und Gebäudeteile nicht benutzt werden. 


$ 10. Putzarbeiten. 1. Bei Erteilung des Rohbauabnahme⸗ 
ſcheines wird beſtimmt, wann mit den inneren und äußeren Putzarbeiten 
begonnen werden darf. 

2. Bei Gebäuden, die ganz oder teilweiſe zum dauernden 9 
von Menſchen beſtimmt ſind, darf nicht früher als 6 Wochen nach Vollendung 
des Rohbaues mit den Putzarbeiten begonnen werden. 

3. Bei Bauten, die während der Zeit von Mitte Mai bis Ende Sep- 
tember im Rohbau fertiggeſtellt ſind, kann der Beginn der Putzarbeiten 
4 Wochen nach Vollendung des Rohbaues geſtattet werden. 

4. Die Friſten aus Abſatz 2 und 3 können unter beſonderen Umſtänden 
abgekürzt werden. 


r § 11. Gebraubsabnahbme. 1. Gebäude und Gebäudeteile, 
die zum dauernden Aufenthalt von Menſchen oder zu Zwecken der im Mb- 
ſchnitt V angegebenen Art beſtimmt find, dürfen nicht in Benutzung genommen 
werden, bevor nicht nach Vollendung der baulichen Einrichtung eine baupoli⸗ 
zeiliche Prüfung vorgenommen und ein Gebrauchsabnahmeſchein erteilt 
worden iſt. 

2. Dieſer darf in der Regel nicht früher als 5 Monate bei Geſchäfts⸗ 
und Fabrikräumen, nicht früher als 3 Monate nach Ausfertigung des Roh⸗ 
bauabnahmeſcheines erteilt werden. Bei kleineren baulichen Anlagen und 
bei Um- und Ergänzungsbauten können diefe Friſten nach dem Ermeſſen 
der Baupolizeiverwaltung verkürzt werden. 

3. Vor Erteilung des Gebrauchsabnahmeſcheines müſſen die Be— 
und Entwäſſerungsanlagen fertig geſtellt ſein. 
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4. Im übrigen finden auf die Anmeldung zur Gebrauchsabnahme und 
das dabei zu beobachtende Verfahren die in § 9 für Rohbauabnahme ge- 
troffenen Beſtimmungen ſinngemäß Anwendung. 


$ 12. Überwachung von Bauten des Reiches und 
des Staates. 1. Bauten, die für Rechnung des Reiches, des Staates 
oder der Königlichen Hofverwaltung und unter Leitung von Baubeamten des 
Reiches, des Staates oder der Hofverwaltung ausgeführt werden, bedürfen 
keiner förmlichen baupolizeilichen Genehmigung. Jedoch find die Baus 
entwürfe, die im übrigen allen Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung 
unterliegen, der Baupolizeiverwaltung vor Beginn der Bauausführung zur 
Außerung vorzulegen. 

2. Erklärt die Baupolizeiverwaltung, daß baupolizeiliche Bedenken 
gegen den vorgelegten Bauentwurf nicht geltend zu machen ſind, oder erklärt 
die bauende Behörde ſich bereit, die von der Baupolizeiverwaltung geäußerten 
Bedenken abzuſtellen, ſo darf mit der Bauausführung, unter Beachtung der 
im § 8 Abſ. 1, b und e getroffenen Beſtimmungen, begonnen werden, 
anderenfalls iſt der Beginn bis nach endgültiger Entſcheidung der ſtreitigen 
Punkte (durch die Aufſichtsbehörde) auszuſetzen. Ausnahmen hiervon können 
von der Baupolizeiverwaltung zugelaſſen werden. 


Zweiter Abſchnitt. i 


Baugerüſte, Bauzäune und Schutzmaßregeln während der Bauausführung. 


$ 13. Baugerüſte und Bauzäune. 1. Das Vortreten von 
Baugerüſten und Bauzäunen auf Bürgerſteige wird nur geſtattet, 
ſoweit es mit den Verkehrsrückſichten vereinbar iſt, und ſolange die Bauaus⸗ 
führung es notwendig macht. Bleibt nicht wenigſtens 1 m breiter Teil des 
Bürgerſteiges frei, ſo iſt in der Regel ein ſicher überdeckter Durchgang oder 
ein mit Bretterbelag verſehener Nebengang herzuſtellen. Letzterer darf den 
Waſſerabfluß am Bordſtein nicht hindern. 

y 2. Die Benutzung öffentlicher Einrichtungen, wie 
Hydranten, Schieberkäſten, Brunnen, Laternen, Straßen- und Hausnummer- 
ſchilder uſw. darf durch Baugerüſte und Bauzäune nicht beeinträchtigt werden. 

3. Die Herſtellung von Baugerüſten und Ba uzau nen kann 
auch ohne Antrag baupolizeilich angeordnet werden. 

4.᷑. Alle Baugerüſte, einſchließlich derjenigen im Innern des Grund- 

ſtücks, ſind im ganzen, wie in den einzelnen Teilen, aus guten, vollſtändig 
geſunden und genügend ſtarken Stoffen feſt herzuſtellen und derart zu be⸗ 
feſtigen, daß Verſchiebungen und Senkungen nicht vorkommen können. 

Es werden folgende Gerüſte zugelaſſen: 

a. Abgebundene (gezimmerte) Gerüſte, 

b. Stangen- (Putz- oder Bau-) Gerüſte, 

c. Leitergerüſte, 

d. Fliegende oder Streckgerüſte, 

e. Bockgerüſte. 

6. Abgebundene Gerüſte ſind nach den Regeln der Zimmer⸗ 
kunſt zu bearbeiten, zu verbinden und aufzuſtellen. Nur auf ſolchen Gerüſten 
T Aufſtellung von Windevorrichtungen zur Beförderung ſchwerer Laſten 
zuläſſig. 
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a. Stangengerüſte ſind in ihren einzelnen Teilen (Spieß⸗ 
bäume, Streichſtangen, Netzriegel) aus Baumſtangen zuſammen⸗ 
zuſetzen. TER 

b. Die Spießbäume müſſen an ihrem oberen (Yopf-) Ende 
wenigſtens 8 em ſtark ſein und von oben nach unten an Stärke 
zunehmen. Sie find wenigſtens 1 m tief einzugraben, zur Ver⸗ 
hinderung des Einſinkens auf gut unterſtopfte Brettſtücke zu 
ſtellen und mit Erde und Steinen feſt zu umſtampfen. Ihre 
Entfernung von einander darf nicht mehr als 3,50 in betragen. 
Verlängerungen (Aufpfropfungen) ſind ſo auszuführen, daß die 
zu verbindenden Enden beider Bäume auf eine Länge von 
mindeſtens 2 in nebeneinanderſtehen und wenigſtens zweimal 
durch hanfne Stränge, Draht oder eiſerne Zugbänder verbunden 
ſind. Der obere Spießbaum iſt auf eine Streichſtange zu ſtellen 
und durch ſtarke Knaggen zu unterſtützen oder von Streichſtange 
zu Streichſtange bis zum Boden durch Sprießen ſicher abzufangen. 

c. An jedem Geſchoß, jedoch in Entfernungen von nicht mehr als 
5 m übereinander, find an den Spießbäumen Längsver⸗ 
bindungen — Streichſtangen —, deren geringſte Stärke 
10 em betragen muß, anzubringen. Dieſe müſſen an die Spieß⸗ 
bäume feſt angebunden und durch eingeſchlagene Klammern, 
oder wie unter Abſatz b angegeben, unterſtützt werden. Das Ber- 
binden (Anſtoßen) zweier Streichſtangen darf nur an einem 
Spießbaum erfolgen. Hierbei müſſen die Enden der Stangen 
wenigſtens 1,50 m iübereimandergreifen und zweimal unter ſich 
und je einmal mit dem Spießbaum mittelſt Hanfſtricken ver⸗ 
bunden werden. 

d. Die Netzriegel, die den Gerüſtbelag tragen, dürfen nicht 
weiter als 1,30 m von einander entfernt liegen. Sie müſſen 
eine geringſte Stärke von 10 em beſitzen und jo befeſtigt werden, 
daß ſie ſich nicht verſchieben können. 

e. Der Gerüſtbelag ift aus wenigſtens 3,3 em ſtarken Brettern her- 
zuſtellen. Dieſe ſind auf den Netzriegeln ſo zu verlegen, daß ſie 
weder aufkippen noch ausweichen können, und daß ſie das 
Durchfallen von Gegenſtänden verhindern. An den Außenſeiten 
und Enden ſämtlicher Gerüſtlagen ſind 25 em hohe, an den 
Gerüſtbelag dicht anſchließende Bordbretter und in 1 m Höhe 
feſte Schutzgeländer anzubringen. 

f. Seitenverſchiebungen und Schwankungen des ganzen Gerüſtes 
ſind durch ausreichende Kreuzverſtrebungen (Verſchwärtungen, 
Dreiecksverſtrebungen) und Verankerungen mit dem Gebäude 
zu verhindern. 

g. Soll von Stangengerüſten aus gebaut (gemauert) werden, ſo 
dürfen die Spießbäume nicht weiter als 3 m auseinanderſtehen. 
Aufpfropfungen müſſen jo ausgeführt werden, daß die zu ver- 
bindenden Bäume wenigſtens 3 m übereinandergreifen und 
wenigſtens dreimal, wie unter Abſatz 7 b angegeben, mitein- 
ander verbunden werden; ferner iſt der obere Spießbaum durch 
Steifen bis zum Boden durchgehend zu unterſtützen. 

8. Leitergerüſte werden nur zu kleineren Ausbeſſerungen, An⸗ 

ſtrichen uſw. zugelaſſen. 


7 


Allgemein ſollen an Leitergerüſte folgende Anforderungen geſtellt 
werden: > 

a. Die aus aufgetrennten Baumſtangen bejtehenden Leiterbäume 
müſſen an ihren oberen Enden eine geringſte Stärke von 4 zu 
8 em beſitzen. TER 

b. Die Sproſſen find in die Leiterbäume einzuzapfen und dieje in 
Abſtänden von wenigſtens 3 m durch Schraubenbolzen feſt zu 
verbinden. 

e. Die Laufbohlen müſſen wenigſtens 5 em ſtark, 30 em breit und 
ſo lang ſein, daß ſie über die Unterſtützungspunkte mindeſtens 
30 em hinausreichen. 

d. Die Aufſtellung der Leitern foll ſtets auf einer wagerecht 
liegenden, feſten Unterlage erfolgen. Ihre Entfernung vonein⸗ 
ander darf nicht mehr als 4 m betragen. In jedem Geſchoſſe, 
wenigſtens aber in Abſtänden von nicht über 5 m, ſind ſie an 
dem zu berüſtenden Bauwerke ſicher zu befeſtigen. 

e. Das Verlängern der Leitern iſt in der Regel unſtatthaft. Wo 
indes, wie bei Dachaufbauten, das Aufſetzen von kurzen Leitern 
unvermeidlich iſt, müſſen dieſe die unteren wenigſtens um 2 m 
übergreifen und feſt an ſie angebunden werden. 

f. Jedes Leitergerüſt muß einen ausreichenden Längs- und Kreuz⸗ 
verband, ſowie Schutzgeländer von der unter Abſatz Te ange- 
gebenen Art erhalten. 

g. An Verkehrswegen ſind die Leitergerüſte in Höhe von etwa 
3 m über dem Boden mit Schutzvorrichtungen zur Sicherung der 
Vorübergehenden gegen herabfallende Gegenſtände oder herab— 
ſpritzende Farbe uſw. zu verſehen. 

9. Fliegende oder Streckgerüſte werden an Gebäuden 
mittels herausgeſtreckter Hölzer — Streckbäume — ohne Unterſtützungen vom 
Erdboden aus hergeſtellt. Die Streckbäume müſſen im Innern des Gebäudes 
gut und unverrückbar befeſtigt werden. Sie müſſen wenigſtens 13 zu 16 em 
ſtark ſein. Ihre Entfernung von einander darf nicht über 1,50 m betragen. 
Für die Beſchaffenheit des Belages gelten die Vorſchriften unter Abſatz 7 e. 
Streckgerüſte find an den Außenſeiten und Enden mit einer 1 m hohen 
Brüſtung zu verſehen. Sie dürfen nur zu Ausbeſſerungen unweſentlicher 
Art und als Fanggerüſte verwendet werden. 

10. Bockgerüſte dürfen nur zu Rüſtungen bis zu 5 m Höhe benutzt 
werden. Die Böcke müſſen gegen Verſchiebungen geſichert werden. 

11. a. Werden zur Verbindung der einzelnen Gerüſtlagen Leitern 
verwendet, jo ſind dieſe jo aufzuſtellen und jo zu befeſtigen, daß 
ſie weder ausgleiten, ſeitlich ſchwanken, noch überkippen können. 
Sie ſind gegen Durchbiegen nötigenfalls durch Steifen zu 
ſichern und müſſen über die zu beſteigende Gerüſtlage wenigſtens 
1,20 m hinausragen. Beſchädigte Sproſſen ſind ſofort durch 
neue zu erſetzen. Ein Aufnageln von Lattenſtücken auf die 
Leiterbäume, als Erſatz fehlender Sproſſen, iſt unzuläſſig. 
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b. Die Leitergänge ſollen möglichſt ſo angelegt werden, daß die 
von einer Leiter herabfallenden Gegenſtände den darunter 
5 3 5 nicht treffen können. 
8 2. Die Verwendung von ſogenannten Hänge ü ßſten ift ni 
date ſog gegerüſten iſt nicht 
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13. a. Bauzäune find ſtandhaft herzuſtellen und dürfen an ihren 
Außenſeiten keine vorſtehenden Nägel, Splitter, Brettſtücke 
oder Verunreinigungen zeigen. Der Baupolizeiverwaltung 
bleibt es vorbehalten, in verkehrsreichen Straßen weitere 
Forderungen im Verkehrsintereſſe zu ſtellen. 

„Das Anſchütten oder Anlegen von Bauſtoffen oder Ausſchach⸗ 
tungsmaſſen an die Bauzäune iſt unſtatthaft, wenn dieſe dadurch 
aus ihrer ſenkrechten Lage gebracht, oder einzelne Bretter heraus- 
gedrückt werden können. 

c. Kalkgruben dürfen zwiſchen Bauzaun und Hausfront nur an⸗ 
gelegt werden, wenn an anderer Stelle des Baugrundſtücks ein 
geeigneter Platz für ſie nicht vorhanden iſt. 

Sobald bei einem Neubau die Faſſade abgeputzt iſt, muß der 
Bauzaun wieder beſeitigt werden. In verkehrsreichen Straßen 
kann die Beſeitigung von der Baupolizeiverwaltung auch 
bereits gefordert werden, wenn das Haus im Rohbau vollendet 
iſt. Während der Putzarbeiten iſt alsdann der Verkehr auf 
dem Bürgerſteige durch ein Schutzgerüſt zu ſichern. 

e. Wenn die Arbeiten für längere oder unbeſtimmte Zeit ein- 
geſtellt werden, ſind Baugerüſte und Bauzäune in der Regel 
zu beſeitigen, und die Bürgerſteige ordnungsmäßig wieder her- 
zuſtellen. Die von der Straße aus zugänglichen Offnungen 
der in der Ausführung begriffenen Gebäude müſſen alsdann 
mit Brettern feſt verſchlagen werden. 


$ 14. Sicherung öffentlicher Einrichtungen. Offent⸗ 
liche Einrichtungen, wie Bürgerſteige, Straßenpflaſter, Bäume, Brunnen, 
Anſchlagſäulen, Laternen, Waſſerſtöcke (Hydranten), Schieberkäſten, Gag- oder 
Waſſerleitungen, elektriſche Leitungsdrähte und Kabel, Kanäle, Straßen— 
ſchilder uſw., find während eines Abbruches, eines Neubaues oder einer. 
ſonſtigen Bauausführung zu ſchonen und durch geeignete Vorkehrungen vor 
Beſchädigungen zu ſchützen. Bauherr und Bauleiter bleiben für etwa vor- 
kommende Beſchädigungen verantwortlich. 8 


§ 15. Staub, Schmutz, Geräuſch. 1. Beim Abbruch 
von Gebäuden oder ſonſtiger Baulichkeiten aller Art iſt für die Vermeidung 
von Stauberzeugung durch ausgiebiges Beſprengen der abzubrechenden Bau- 
teile, des entſtehenden Bauſchuttes, der abzufahrenden Schuttmaſſen und der 
Abfuhrwege innerhalb des Abbruchsgrundſtücks Sorge zu tragen. 

2. Der Bauſchutt darf nicht hinabgeworfen werden, ſondern muß nach 
gehöriger Beſprengung hinabgetragen oder in Schloten oder Behältern hinab- 
gelaſſen werden. 

3. Bei Zuwiderhandlungen können die weiteren Abbruchsarbeiten und 
das Aufladen des Schuttes unterſagt werden, bis nachgewieſen wird, daß 
die Vorkehrungen zur Erfüllung vorſtehender Vorſchriften (Abſatz 1 und 2) 
getroffen ſind. 

4. Verunreinigungen der Straßen und Bürgerſteige, die durch vorüber⸗ 
gehende Lagerung von Bauſtoffen oder durch Bau- oder Abbruchsarbeiten 
verurſacht werden, ſind ſofort zu beſeitigen. 

5. Größere Eiſenkonſtruktionen ſind zum Zuſammenſetzen fertig zur 
Bauſtelle anzuliefern und dürfen hier nur verſchraubt, verbolzt oder vernietet 
werden. Für abgelegene Bauſtellen ſind Ausnahmen zuläſſig. 
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6. Für die Beſolgung dieſer Vorſchriften Jind außer den Ausführenden 
ſelbſt auch die Bauherren, Unternehmer und Leiter der Abbruchsarbeiten ver⸗ 
antwortlich. pr: 8 x 

§ 16. Schutz der Nachbargrundſtücke. 1. Jeder Bauende 
iſt verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, die erforderlich ſind, um Per⸗ 
ſonen und Eigentum auf den Nachbargrundſtücken vor Beſchädigungen durch 
ſeine Bauausführung zu ſchützen, auch die erforderlichen A b ſtützungen 
vorzunehmen. Dies gilt auch für Abbruchs⸗ und Ausbeſſerungsarbeiten. 

2. Wenn die Grundmauern der Nachbarbauwerke nicht bis zur Grund- 
mauerſohle des Neubaues hinabgehen, ſo ſind ſie auf Verlangen und nach 
näherer Anweiſung der Baupolizeiverwaltung, der in jedem ſolchen Falle 
vom Bauherrn oder Bauleiter rechtzeitig Anzeige zu erſtatten 
iſt, zu unterfangen. Die Ausſchachtungen an ſolchen Grundmauern dürfen 
nur ſtückweiſe, in Längen von höchſtens 1 m, ausgeführt und nicht früher fort⸗ 
geſetzt werden, als bis das Unterfangen der alten und die Aufmauerung der 
neuen Grundmauern in den bereits ausgeſchachteten Teilen erfolgt iſt. 

3. Zeigt ſich beim Abbruche eines Gebäudes, daß dem Nachbar⸗ 
grundſtücke die eigene Standfähigkeit mangelt, jo kann auch der Eigen- 
tümer des letzteren angehalten werden, die erforderlichen Vorkehrungen 
zu treffen. 

§ 17. Sicherung der auf oder in der Nähe von 
Bauten beſchäftigten oder verkehrenden Perſonen. 
1. Während der Ausführung von Baus, Erd- und Abbruchsarbeiten find 
durch den Bauherrn und den Bauleitenden alle notwendigen Sicher- 
heitsmaßregeln zum Schutze der auf der Bauſtelle oder in ihrer Nähe 
beſchäftigten oder verkehrenden Perſonen zu treffen. Insbeſondere ſind da, 
wo durch Herabfallen von Gegenſtänden oder Fall in Vertiefungen Menſchen, 
Tiere oder Sachen beſchädigt werden könnten, Schutzgerüſte, Umwehrungen, 
Abdeckungen uſw. anzubringen. Für Leitern im Innern der Bauten gelten 
die Beſtimmungen in § 13, Abſ. 11. 

2. Ausſchachtungen von Baugruben müſſen mit genügender 
Böſchung ausgeführt oder gehörig abgeſteift werden. 

3. Im Innern eines Baues ſind die hölzernen oder eiſernen Balken⸗ 
lagen — auch die des Kellergeſchoſſes — ſofort nach der Verlegung ſicher ab— 
zudecken. Dieſe Abdeckungen dürfen erſt wieder entfernt werden, wenn zwei 
weitere darüber liegende Balkenlagen eingedeckt ſind. Der Abdeckung gleich 
zu achten iſt die Herſtellung der Ausſtakung oder Einſchubdecke. Hierbei 
müſſen die Förder wege und die Gänge nach den Arbeitsſtätten 
mindeſtens 1 m breit, ferner letztere ſelbſt, und zwar in ganzer Ausdehnung 
mit Rüſtbrettern abgedeckt werden. Podejte und Offnungen zur Beförde⸗ 
rung von Bauſtoffen müſſen mindeſtens an zwei Seiten ein feſtes Geländer 
erhalten. 

4. Die Treppenräume, die zur Einwölbung beſtimmten, ſowie 
alle anderen deckenloſen Räume, ſind zu umfriedigen oder ebenfalls von 
Geſchoß zu Geſchoß ſicher abzudecken. Die Treppenläufe find bis zur Auf- 
ſtellung des endgültigen Geländers mit einem feſten Notgeländer zu verſehen. 

5. a. Bei Abbruchsarbeiten iſt es verboten, Arbeiter jo zu be- 

ſchäftigen, daß ſie übereinander ſtehen. 

b. Beim Abbruch ſogenannter freitragender Treppen iſt zuvor der 
ganze abzubrechende Lauf gegen die unteren Abſätze oder Treppen 
ſicher abzuſteifen. 
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6. Bei allen Arbeiten, bei denen eine erhebliche Gefahr des Abſtürzens 
von Perſonen beſteht, z. B. bei Klempner⸗, Dachdecker⸗ und ſonſtigen Arbeiten 
an Geſimſen und ſteilen Dächern u. dergl. find, wenn nicht ein Baugerüſt 
vorhanden iſt, das gegen Abſturz ausreichende Sicherheit bietet, mindeſtens 
Am breite Fanggerüſte (§ 13, Abſ. 9) nicht tiefer als 2,50 m unter der 
betreffenden Arbeitsſtelle anzubringen. 7 

7. Alle Arbeitsſtätten und Verkehrswege find zur Verhütung von Un⸗ 
glücksfällen bei mangelndem Tageslicht und während der Dunkelheit ſo lange 
zu beleuchten, wie Arbeiter auf der Bauſtelle beſchäftigt ſind. K 

8. Bei Glatteis, Reif oder Schneefall müſſen die Gerüſt⸗ 
bretter, Laufbahnen und ſonſtigen Verkehrswege mit Sand oder Aſche beſtreut 
werden, und ebenſo die oberen Mauerflächen beim Aufbringen der Balkenlagen. 

9. In dem bei einem Bau verwendeten Rüſtholze dürfen ſich 
keine vorſtehenden Nägel befinden. Das bei Abbrüchen gewonnene Holz muß 
von allen vorſtehenden Nägeln, Haken uſw. ſofort befreit werden. 


§ 18. Arbeiterfürſorge. 1. Die Beſtimmungen dieſes 
Paragraphen finden Anwendung: 

a. bei Hochbauten, wenn einſchl. der Poliere und Lehrlinge mehr als 
10 Perſonen zur Zeit der Rohbauausführung gleichzeitig auf 
dem Bau beſchäftigt ſind. Während der Rohbauausführung vor⸗ 
übergehend beſchäftigte Arbeiter, wie Zimmerleute und Staker, 
werden in dieſe Zahl eingerechnet. 

b. Bei Tiefbauten, die von Unternehmern ausgeführt werden, wenn 
an einer beſtimmten Stelle des Baues mehr als 10 Perſonen 
länger als eine Woche gleichzeitig beſchäftigt ſind. 

2. Zur Benutzung während der Arbeitspauſen und bei ungünſtiger 
Witterung, ſowie zur Aufbewahrung von Kleidern, Lebensmitteln und Eß⸗ 
geſchirr muß für die an Bauten beſchäftigten Arbeiter ein allſeitig dicht um- 
ſchloſſener, mit Fenſtern genügend verſehener, lüftbarer Unterkunftsraum ge- 
ſchaffen werden, der im Mittel mindeſtens 2,20 m im Lichten hoch ſein muß 
und deſſen Grundfläche derart zu bemeſſen ift, daß auf jeden am Bau be- 
ſchäftigten Arbeiter (Abſatz 1) eine Fläche von wenigſtens 0,75 qm entfällt. 

3. Der Unterkunftsraum muß mit feſtem Dielenfußboden verſehen und 
in der kälteren Jahreszeit heizbar ſein. Für die dauernd auf dem Bau be⸗ 
ſchäftigten Arbeiter ſind in den Unterkunftsräumen Sitzplätze zur Verfügung 
zu ſtellen. Auch muß ihnen auf der Bauſtelle die Möglichkeit gegeben ſein, 
Speiſen und Getränke zu erwärmen. 

Bauſtoffe und Baugerätſchaften dürfen in den Unterkunftsräumen nicht 
gelagert werden. 

4. Bei Tiefbauten müſſen die Unterkunftsräume jo belegen ſein, daß 
der Beſchäftigungsort eines jeden Arbeiters von der Unterkunftsſtätte in der 
Regel höchſtens 750 m entfernt iſt. 

5. Für ſchwimmende Unterkunftsräume findet die Vor⸗ 
ſchrift über die notwendige lichte Höhe keine Anwendung. 

6. a. Bei Hochbauten ſind in der Regel je ein Abortſitz und ein Piß⸗ 
ſtand für höchſtens 25 der in Abſatz 1 erwähnten Perſonen ein⸗ 
zurichten. 

h. Zwiſchen mehreren Sitzen ſind Scheidewände anzubringen. 

c. Für am Bau beſchäftigte Frauen ſind beſondere Bedürfnis⸗ 
anſtalten zu errichten. 


7. Die Aborte müſſen von den Unterkunftsräumen (Abſatz 2) möglichſt 
weit, der Regel nach mindeſtens 6 m, entfernt aufgeſtellt werden; ſie müſſen 
mit einem regendichten Dach verſehen, genügend hell und derart eingerichtet 
ſein, daß von außen nicht hineingeſehen werden kann. Erforderlichenfalls 
ſind vor den Türen Schamwände anzubringen. 

8. Für Tiefbauten kann die Baupolizeiverwaltung die Herſtellung 
ſolcher Bedürfnisanſtalten fordern. 

9. Für die nach Abſatz 6 und 8 herzuſtellenden Bedürfnisanſtalten dürfen 
keine durchläſſigen Gruben angelegt, fondern dieſe Anlagen müſſen entweder 
an den öffentlichen Kanal vorſchriftsmäßig angeſchloſſen werden, oder es müſſen 
waſſerdichte Tonnen aufgeſtellt werden, die nach Bedarf rechtzeitig fortzu- 
ſchaffen und durch leere in wirkſamer Weiſe desinfizierte Tonnen zu erſetzen 
ſind. Dieſe Tonnen ſind durch Stoß- und ausgeſchnittene Sitzbretter zu 
verdecken. 

10. Bei freier, von Wohngebäuden entfernter Lage der Bauſtellen kann 
die Herſtellung einer Erdgrube geſtattet werden. 

11. a. Die Unterkunftsräume und Aborte ſind ſtets in reinlichem 

Zuſtande zu erhalten. 
b. Die Aborte und Pißſtände ſind wöchentlich mehrmals zu des— 
infizieren. 

12. Auf jeder Bauſtelle iſt 

a. gutes Trinkwaſſer bereit zu halten, 
b. eine Waſchgelegenheit einzurichten. 

13. Vom 1. November bis einſchließlich 31. März dürfen Stuck⸗ 
Putz- und Töpferarbeiten in Neubauten nur dann ausgeführt 
werden, wenn die Räume, in denen gearbeitet wird, durch Türen und Fenſter 
verſchloſſen ſind. Dieſe Verſchlüſſe brauchen nur vorläufige zu ſein. 

14. In Räumen, in denen offene Koksfeuer brennen, darf 
nicht gearbeitet werden. Solche Räume ſind gegen andere, in denen gearbeitet 
wird, dicht abzuſchließen. Sie dürfen nur vorübergehend von den die Kofs- 
körbe beaufſichtigenden Perſonen betreten werden. 

15. Auf allen Bauten und Abbruchsſtellen ift das notwendige Verband— 
zeug vorrätig zu halten und in einem ſtaubdichten verſchließbaren Kaſten, 
der auf der Vorderſeite die deutlich lesbare Aufſchrift „Verbandzeug“ tragen 
muß, in der Baubude aufzubewahren. Der Schlüſſel zu dieſem Kaſten muß 
ſtets zur Stelle ſein. “) 


) Hierzu Polizeiverordnung vom 26. April 1910 über den Inhalt der Verbandskäſten, 
P. 591. 10. Gem. Bl. S. 323: 

„nee; Bei vorgenommenen Beſichtigungen ift feſtgeſtellt worden, daß auf einzelnen Bau- 
ſtellen gar kein oder nur unzureichendes und ungeeignetes Verbandzeug bereit gehalten wurde, 
ſo daß Beſtrafungen eintreten mußten. T 

Um alle Zweifel zu beheben, was zum notwendigen Beſtande des Verbandkaſtens gehört, 
Nur FR nachſtehende an der erforderlichen Medikamente und Gegenſtände hier⸗ 
ur elannt: 


1. Hoffmanns ⸗Tropfen (Spiritus aethereus), | 10. Heftpflaſter, engliſches (Rolle), 


2. Binden, 11. Eſſigſaure Tonerde (äußerlich). Gebrauchs⸗ 
3. Billroth⸗Battiſt, fertige Löſung in größerer, konzentrierte 
4. Blutſtillende Watte, Löſung in kleinerer Flaſche, 

5. Eſſigäther, 12. Nähnadeln (gewöhnliche), 

6. Fingerling, 13. Salizylvaſeline, 

7. Gänſefeder, 14. Salmiakgeiſt (zum Riechen), 

8. Handbürſte, 15. Scheere, 

9. Heftpflaſter, deutſches (Rolle), 16. Sicherheitsnadeln, 
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16. Ausnahmen von den Beſtimmungen diejes Paragraphen kann die 
Baupolizeiverwaltung zulaſſen. 

17. Für die Erfüllung dieſer Vorſchriften ſind der Bauherr und der 
mit dem Bau beauftragte Baumeiſter oder Bauhandwerker verantwortlich. 

$ 19. Bauwege. Für die An- und Abfuhr von Laſten ſind auf 
den Bauſtellen befeſtigte Wege herzuſtellen und in gutem Zuſtande zu erhalten 
oder Fördergleiſe anzulegen. 


Dritter Abſchnitt. 


Bauten an nicht anbaufähigen Straßen und im Überſchwemmungsgebiet. 


20. Anbaufähige Straßen. Eine Straße oder ein 
Straßenteil iſt für den öffentlichen Verkehr und den Anbau erſt dann 
fertig geſtellt, wenn 

1. die Grundfläche innerhalb der feſtgeſtellten Straßenfluchtlinien 
freigelegt iſt, 

2. die Straße oder der Straßenteil an eine für den öffentlichen Ber- 
kehr und den Anbau fertiggeſtellte Straße angeſchloſſen iſt, 

3. die Entwäſſerung durch Tagewäſſereinfälle nach einem unter⸗ 
irdiſchen Kanal, der an das öffentliche Kanalnetz angeſchloſſen iſt, 
geſchieht, 

4. der Fahrdamm in der richtigen Höhenlage zwiſchen Bordſteinen 
oder Granitrinnen gepflaſtert oder durch eine mindeſtens 25 em 
tiefe Chauſſierung, beſtehend aus Packſteinen und Steinſchlag, 
befeſtigt iſt, 

5. die Bürgerſteige zu beiden Seiten des Fahrdammes, der Bord- 
ſteinhöhe entſprechend, eingeebnet ſind, 

6. für die Beleuchtung in einer von der Polizei für ausreichend er- 
achteten Weiſe geſorgt iſt. 

$ 21. Wohngebäude an unfertigen Straßen. 1. An 
Straßen oder Straßenteilen, die noch nicht für den öffentlichen Verkehr und 
den Anbau fertiggeſtellt ſind, dürfen Wohngebäude, die nach dieſer Straße 


17. Stecknadeln, 22. Zucker, 
18. Verbandmull in mehreren kleinen Paketen, 23. Zwirn, 


19. Verbandſchienen aus Holz und Pappe, 24. Seife, 
20. Verbandtuch nach Profeſſor von Esmarch, 25. Eine Anleitung für „Erſte Hilfeleiſtung“. 


21. Verbandwatte in mehreren kleinen Paketen, 


Anweiſung über die Fang der gebrauchsfertigen Löſung von eſſigſaurer Ton- 
erde aus der konzentrierten Löſung durch Verdünnung ift auf dem Etikette der Flaſche anzugeben. 
Auf den Flaſcheneriketten der Löſungen von Hoffmanns-Tropfen, Eſſigäther und Salmiak ⸗ 
geiſt iſt anzugeben, in welcher Weiſe die Löſungen innerlich oder äußerlich zu gebrauchen ſind. 
Die genannten Artikel find in einem ftandhaften, ſtaubdicht ſchließenden und verſchließ⸗ 
baren Holzkaſten unterzubringen. Der Schlüſſel zu dieſem Kaſten muß ſtets zur Stelle ſein. 
Bei Verbrauch einzelner Gegenſtände ift für alsbaldige Ergänzung Sorge zu tragen. 
Bei ernſteren Unfällen empfiehlt es ſich, umgehend die el der Feuerwehr oder der 
Unfallſtationen in Auſpruch zu nehmen. Es wird alfo zweckmäßig fein, die Telephonnummer 
und die Stellen der Unfallſtationen auf beſonderem Blatte niederzuſchreiben und das Blatt im 
Kaſten niederzulegen. 
Städtiſche Banpolizeiverwaltung. 


G. Bender. 
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einen Ausgang haben, nur nach den auf Grund des Geſetzes vom 2. Juli 1875 
erlaſſenen oder zu erlaſſenden ortsrechtlichen Vorſchriften errichtet werden.“) 

2. Die Baupolizeiverwaltung iſt befugt, in beſonderen Fällen, mit Zu⸗ 
ſtimmung des Magiſtrats Abweichungen von dieſer Beſchränkung zu geſtatten 
oder vorzuſchreiben. 


§ 22. Bauten i m Überſchwemmungsgebiet. kn) 
1. Abgeſehen von den Fällen, in denen die Beſtimmungen des Deichgeſetzes 
vom 28. Januar 1848 oder des Geſetzes vom 16. Auguſt 1905 zur Verhütung 
von Hochwaſſergefahren (G.-S. S. 342) Platz greifen, ift die Baupolizei⸗ 
Verwaltung befugt, in den von dem bekannten höchſten Hochwaſſerſtande 
betroffenen Gebieten eine den ungehinderten Waſſerabfluß ſichernde und 
Geſundheitsgefahren ausſchließende Entfernung der Baulichkeiten von 
den Waſſerläufen und eine geeignete Stellung der Bauten nach Lage 
der obwaltenden Verhältniſſe vorzuſchreiben. 

2. Auf Grundſtücken, die im Überſchwemmungsgebiet liegen, muß 
der Fußboden von Wohnräumen mindeſtens 30 em über dem bekannten 
höchſten Waſſerſtande liegen. 


Vierter Abſchnitt. 
Einheitliche Bauvorſchriften. 


A. Zugänglichkeit, Stellung und äußere Geſtaltung der Gebäude. 


§ 23. Zugänglichkeit und Stellung der Gebäude. 

1. a. Der Regel nach dürfen nur Grundſtücke bebaut werden, die 
unmittelbar an eine öffentliche Straße grenzen. 

b. Zu den Hintergebäuden zählen alle Quer-, Seiten- und Mittel- 
gebäude, ſowie Seiten- und Mittelflügel. 

c. Seitenflügel an Vordergebäuden, deren Länge — von der Hinter- 
front des Vordergebäudes ab gemeſſen das Maß von 6 m 
nicht überſteigt, können bei befriedigender Grundrißlöſung 
(beſonders mit einer bis in das oberſte Geſchoß führenden Treppe 
zum Vorderhauſe) als Teile des Vordergebäudes behandelt 
werden. ; 

2. Die Straßenfronten der Gebäude müſſen an beiden Nachbargrenzen 
in der Regel die Baufluchtlinie der Stra ße einhalten, dürfen aber 
im übrigen hinter die Baufluchtlinie zurücktreten. 

3. Ein Zurücktreten der Front an der Nachbargrenze iſt in 
der Regel nur nach förmlicher Anderung der Baufluchtlinie ($ 7, Abſ. 2 des 
Geſetzes vom 2. Juli 1875 G.⸗S. S. 561) geſtattet. 

4. a. Grundſtücksflächen, die zwiſchen der Front des Gebäudes und der 
Baufluchtlinie frei bleiben, dürfen in der letzteren eingefriedigt 
werden, wenn fie mindeſtens 3 m tief find. 

b. Die Baupolizeiverwaltung kann jedoch die Einfriedigung in jedem 
Falle fordern. 


*) Ortsftatut betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen vom 
12. 6. 1891 f: u. S. 78. 
) f. u. S. 103. 
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c. Derartige Grundſtücksflächen vor der Front der Gebäude unter- 
liegen, ſoweit ſie eingefriedigt ſind, den polizeilichen Vorſchriften 
für Vorgärten, und ſoweit fie niht eingefriedigt find, den polizei- 
lichen Vorſchriften für die Bürgerſteige, unbeſchadet ihrer An- 
rechnung als Freifläche (ſiehe § 55). 

5. Giebelmauern eines Neubaues, die vor ein hinter der Bau⸗ 
fluchtlinie ſtehendes Nachbarhaus vorſpringen, find auf Verlangen der Hau- 
polizeiverwaltung anſichts-(faſſaden-- mäßig auszubilden. 

6. a. Alle Hintergebäude müſſen durch eine bequeme Zufahrt von min⸗ 
deſtens 3 m lichter Breite oder einer durch die vorderen Gebäude 
führenden, im weſentlichen gradlinigen, Durchfahrt von überall 
3 m lichter Höhe und 2,40 m lichter Breite mit der Straße in 
Verbindung gebracht werden. Die Durchfahrten müſſen eine 
feuerfeſte Decke und maſſive Wände erhalten. 

Für Hintergebäude von mehr als 7 m und weniger als 12 m 
Höhe kann ein gradliniger Durchgang von mindeſtens 2 m lichter 
Höhe und 1,50 m lichter Breite als Erſatz für eine Durchfahrt zu- 
gelaſſen werden. 

7. Unter der lichten Breite iſt die freie Offnung zwiſchen den äußerſten 
Ausladungen aller vortretenden Teile, auch der Tore, ausſchließlich der 
Radabweiſer zu verſtehen. 

8. Werden in Durchfahrten Radabweiſer oder Bordſchwellen längs der 
Fahrbahn angelegt, jo dürfen fie die Fahrbahn nicht unter 2 m einengen und 
höchſtens 30 em hoch ſein. 

9. Stehen Hinterhäuſer mit der Straße mittels Durchfahrten (Abſatz 6a) 
durch mehr als ein Gebäude in Verbindung, ſo dürfen dieſe Durchfahrten 
keine Seitenöffnungen erhalten. Die Durchfahrtsbreite (Abſatz 7) muß in 
dieſem Falle überall mindeſtens 2,80 m betragen. 

10. Ein Grundſtück mit notwendiger Zu- oder Durchfahrt muß in feiner 
Höhenlage ſo hergeſtellt werden, daß es von der Straße aus für die Zwecke 
des Feuerlöſch- und Rettungsweſens überall befahren werden kann. 

11. Für Grundſtücke, die nicht unmittelbar an eine öffentliche Straße 
grenzen oder hinter der Bauflucht mehr als 1: 20 anſteigen oder abfallen 
oder auf eine größere Tiefe als 50 m mit Gebäuden beſetzt werden follen, 
können weitergehende Forderungen geſtellt werden. 

12. Wohngebäude ſollen unbeſchadet der Vorſchriften in § 92 und 
§ 98 in der Regel keine größere Tiefe als 20 m erhalten. 

13. Grundſtücke dürfen in einer größeren Tiefe als 80 m hinter der 
Baufluchtlinie mit Gebäuden in der Regel nicht bebaut werden. 


§ 24. Anlegung und Unterhaltung von Vorgärten. 
1. Wo durch Fluchtlinienplan eine von der Straßenfluchtlinie zurückweichende 
Baufluchtlinie feſtgeſetzt iſt, ſind, ſobald die Straße dem Fluchtlinienplane 
gemäß hergeſtellt iſt, die zwiſchen Straßen- und Bauflucht liegenden Teile der 
bebauten Grundſtücke bis an den Bürgerſteig heran als Ziergärten anzulegen 
und als ſolche dauernd zu erhalten, ſoweit nicht Durchgänge oder Durchfahrten 
zur Vermittelung des Verkehrs zwiſchen dem Hauſe und der Straße not— 
wendig ſind. 

2. Die Vorgärten ſind von dem Bürgerſteige und den nachbarlichen 
Grundſtücken mittels durchbrochener Einfriedigungen vollſtändig abzuſchließen. 
Die Einfriedigungen ſind aus Eiſen herzuſtellen; für Zwiſchenzäune iſt eine 


— 
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leichtere Konſtruktion zuläſſig. Vorgärtenzäune aus Holz können im Gebiet 
der offenen Bauweiſe und bei mehr als 8 m tiefen Vorgärten zugelaſſen 
werden. : 

3. Zur Abgrenzung benachbarter Vorgärten genügt ein Zwiſchenzaun. 
Jeder Grundſtückseigentümer ift verpflichtet, den (von der Straße aus 
betrachtet) rechter Hand belegenen Grenzzaun herzuſtellen und zu unterhalten. 

4. Die Höhe der Einfriedigungen an öffentlichen Straßen und Plätzen, 
ſowie der Zwiſchenzäune leinſchließlich des Sockels) darf in der Regel 2,50 m 
nicht überſteigen. 

5. Die Einfriedigungen (mit Ausnahme der Zwiſchenzäune) müſſen als 
Unterlage eine Bordſchwelle oder einen maſſiven Sockel erhalten. Dieſer 
Unterbau muß mindeſtens 20 em hoch ſein, darf aber in der Regel den vierten 
Teil der Geſamthöhe der Einfriedigung nicht überſchreiten. 

6. In geringerer Höhe als 1,50 m über dem Bürgerſteige dürfen an den 
Einfriedigungen keinerlei ſpitzige Teile angebracht werden. 

7. Pflaſterung oder ſonſtige ſtraßenmäßige Befeſtigung des Bodens iſt 
nur als Traufpflaſter und auf den notwendigen Durchgängen und Durch⸗ 
fahrten zuläſſig. Als notwendige Durchgänge (Durchfahrten) ſind nur die⸗ 
jenigen anzuſehen, welche direkt von der Straße auf die Einfahrten bezw. 
Haupteingänge des Hauſes zu führen. : 

8. Durchfahrten find in einer Breite von nicht über 2,50 m, Durchgänge 
in einer Breite von nicht über 2 m anzulegen. 

9. Als Nebeneingänge eines Hauſes gelten Eingänge zu Kellern und 
Läden. Zu dieſen dürfen beſondere Durchgänge von der Straße aus durch 
den Vorgarten nur mit ausdrücklicher baupolizeilicher Genehmigung angelegt 
werden. Der Regel nach ift für diefe Nebeneingänge ein Zugang vom Haupt⸗ 
eingange aus unmittelbar am Gebäude entlang in einer Breite von höchſtens 
1,35 m anzulegen. j 

10. Alle Eingangsöffnungen in den Einfriedigungen find mit Tür⸗ 
flügeln zu verſehen. Letztere müſſen der Einfriedigung entſprechen und fo 
eingerichtet ſein, daß ſie über die Fluchtlinie der Einfriedigung hinaus nach 
außen nicht aufſchlagen können. 

11. Vorhandene Anlagen, die den obigen Vorſchriften nicht entſprechen, 
ſind durch vorſchriftsmäßige zu erſetzen, ſobald ſie der Erneuerung oder einer 
weſentlichen Ausbeſſerung bedürftig ſind, oder wenn auf dem Grundſtück ein 
Neubau oder ein erheblicher Umbau ausgeführt wird. 

12. Jede Benutzung der Vorgärten, einſchließlich der dazu gehörigen 
Durchfahrten oder Durchgänge, welche ihrer Beſtimmung zuwiderläuft, wie 
3. B. die Verwendung zu gewerblichen Zwecken oder Verrichtungen, zur Aus⸗ 
ſtellung von Gewerbserzeugniſſen, zur Lagerung von Verkaufs- oder Haus- 
haltungsgegenſtänden, als Halteplatz für Fuhrwerke, als Futterplatz für 
Zugtiere uſw. iſt verboten. 

13. Zur Errichtung von Lauben und Zelten in Vorgärten bedarf es 
einer beſonderen Erlaubnis der Baupolizeiverwaltung. Sie wird nur erteilt, 
wenn die Nachbarn durch die Anlage nicht benachteiligt werden. 

14. Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſes Paragraphen ſind 
zuläſſig. 

25. Vortreten von Bauteilen über die Bau⸗ 
fluchtlinie. 1. Mauervorlagen, Erker, geſchloſſene Vorbauten anderer 
Art, Balkone und Galerien dürfen in der Regel in jedem Geſchoſſe zuſammen 
höchſtens ein Drittel, Erker und geſchloſſene Vorbauten zuſammen höchſtens 
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ein Viertel der Frontlänge eines Gebäudes einnehmen. Bei einer Straßen⸗ 
breite unter 15 m dürfen Balkone, Galerien und geſchloſſene Vorbauten nur 
in zwei Obergeſchoſſen gebaut werden und höchſtens ein Fünftel der Front⸗ 
länge des Gebäudes einnehmen. Die Breiten der Ausbauten ſind hierbei in 
der Front zu meſſen. Vorn dürfen Erker und geſchloſſene Vorbauten nicht 
breiter als 3 m ſein und ihre Seitenwände müſſen dabei mit der Hausfront 
einen Winkel von mindeſtens 45 Grad bilden. 

2. Im oberſten Geſchoſſe und im Dachgeſchoſſe werden Mauervorlagen, 
Erker und geſchloſſene Vorbauten anderer Art nur ausnahmsweiſe zugelaſſen. 

3. Über die Baufluchten von Straßen unter 10 m Breite dürfen 
Balkone, Galerien, Erker und geſchloſſene Vorbauten in der Regel höchſtens 
30 em vorſpringen. 

4. Bei breiteren Straßen ift ein weiteres Vortreten, und zwar von 
10 em für jedes Meter größerer Breite, höchſtens bis 1,30 m Geſamtvorſprung 
bei Erkern und geſchloſſenen Vorbauten und bis zu 1,50 m Geſamtvorſprung 
bei offenen Balkonen geſtattet. 

5. Alle Vorbauten eines Gebäudes, welche mehr als 30 em über die 
Baufluchtlinie vortreten, müſſen von Nachbargrundſtücken das 1½ fache ihrer 
weiteſten Ausladung, mindeſtens aber 1 m entfernt bleiben. 

6. Die Unterkante aller Vorbauten muß mindeſtens 3 m über dem 
Bürgerſteige liegen. 

7. Das Vortreten von Mauervorlagen in den Bürgerſteig iſt in der 
Regel nur in Straßen von mehr als 15 m Breite, ferner nur bei einer Bürger⸗ 
ſteigbreite von mindeſtens 3 m und nur bis auf das Maß von 25 en geſtattet. 

8. a. Vordächer über dem Bürgerſteige können über den Hauptein⸗ 

gängen zu öffentlichen Gebäuden, Theatern, Gaſthäuſern, Ver- 
ſammlungsräumen, Geſchäftshäuſern uſw. zugelaſſen werden. 

b. Sie müſſen mit ihrer Unterkante von der Oberfläche des Bürger⸗ 
ſteiges mindeſtens 3 m entfernt bleiben und mindeſtens 30 em 
hinter die Bordkante des Bürgerſteiges zurücktreten. 

ce. Bei größerer Höhe über dem Bürgerſteige oder wo eine Benach⸗ 
teiligung des Straßenverkehrs durch beſondere Umſtände aus— 
geſchloſſen erſcheint, kann eine weitere Ausladung als die bei 
Abſatz 8b vorgeſchriebene zugelaſſen werden. 

9. Für Kellerhälſe kann ein Vortreten bis zu 30 em, für andere Bau⸗ 
teile bis zu 60 em zugelaſſen werden, wenn noch eine freie Bürgerſteigbreite 
von mindeſtens 3 m verbleibt. 

10. Gebäudeſockel dürfen in einer Höhe bis zu 1 m auch bei einer 
Bürgerſteigbreite von weniger als 3 m bis zu 13 em einſchließlich des 
Geſimſes vortreten. 

11. Treppenſtufen dürfen nur bei einer Bürgerſteigbreite von mehr 
als 3 m bis zu 20 em vorſpringen. 

12. Tür⸗ oder Fenſterflügel, Fenſterläden u. dergl., deren Unterkante 
weniger als 3 m über Bürgerſteig liegt, dürfen nach der Straße hin nicht auf- 
ſchlagen. Vorſätzläden ſind ſtraßenwärts nicht geſtattet. 

13. In Vorgärten dürfen Bauteile bis zu einem Drittel der Vorgarten⸗ 
tiefe, höchſtens aber bis 2,50 in vortreten, ſofern die Vorgärten angelegt und 
als ſolche unterhalten werden. 

14. Werden Vorgärten auf dem geſetzlichen Wege beſchränkt oder 
beſeitigt, jo müſſen die Vorbauten beim Umbau der Häuſer (§ 100) mit vor- 
ſtehenden Vorſchriften in Übereinſtimmung gebracht werden. 
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15. Als Straßenbreite im Sinne dieſes Paragraphen gilt der Abſtand 
der Baufluchtlinien. 


$ 26. Über die Baufluchtlinie vortretende An- 
lagen, (Schaukäſten, Schilder, Lampen u ſ w.). «) 1. Vor die 
Bauflucht hervortretende Anlagen, die als Bauteile nicht anzuſehen ſind, ſind 
in der Regel unſtatthaft. 

2. Es können jedoch auf jederzeitigen Widerruf zugelaſſen werden: 

a. Flache Schilder auf glatten Mauerflächen, 

b. Schaukäſten mit einer Ausladung von höchſtens 15 em, wenn der 
Bürgerſteig mindeſtens 3 m breit ift und die unterſte Glasſcheibe 
mindeſtens 90 em vom Bürgerſteig entfernt bleibt. 

c. Fahnenſchilder, wenn fie einſchließlich der Verzierungen keine 
größere Höhe als 65 em erhalten, mit der äußerſten Kante 
höchſtens 50 em vorſpringen und mit ihrer Unterkante 
mindeſtens 3 m von der Oberfläche des Bürgerſteiges entfernt 
bleiben, 

d. Geſchäftszeichen aller Art (Barbierbecken uſw.), wenn ſie mit der 
äußerſten Kante höchſtens 50 em vorſpringen und mit ihrer 
Unterkante mindeſtens 2,50 vom Bürgerſteige entfernt bleiben, 

e. einzelne zu Beleuchtungszwecken dienende Laternen, Bogen- 
lampen uſw., wenn ſie mit ihrer äußerſten Kante höchſtens 85 em 
vorſpringen und mit ihrer Unterkante mindeſtens 2,50 m von der 
Oberfläche des Bürgerſteiges entfernt bleiben, 

f. Leuchtſchilder (Transparente) mit einer Ausladung von höchſtens 
1 m über Eingängen von öffentlichen Gebäuden, Kranken- und 
Wohltätigkeitsanſtalten, Apotheken, Theatern, Verſammlungs⸗ 
räumen, Gaſthäuſern, wenn der Bürgerſteig mindeſtens 2 m 
breit iſt und der Abſtand von der Oberfläche des Bürgerſteiges 
mindeſtens 3 m beträgt, 

g. Sonnendächer (Markiſen), wenn fie mindeſtens 2,20 m von 
der Oberfläche des Bürgerſteiges entfernt bleiben und mindeſtens 
80 em hinter die Bordkante des Bürgerſteiges zurücktreten, 

h. Uhren, Flaggenſtangen, Wappenſchilder uſw., über deren Mn- 
bringung je nach den örtlichen Verhältniſſen beſondere Vor— 
ſchriften vorbehalten bleiben. 


§ 27. Schaukäſten und Schilder an Vorgartenein⸗ 
friedigungen. 1. In Vorgärten oder an deren Einfriedigung dürfen 
Schaukäſten und Schilder in der Regel nicht aufgeſtellt und angebracht 
werden. 

2. In Straßen, in denen ein Bedürfnis hierfür obwaltet, können an 
den Einfriedigungen Schaukäſten und flache Schilder auf jederzeitigen Wider- 
ruf zugelaſſen werden, wenn ſie: 

Hierzu Polizeiverordnung vom 21. März 1911 (Gem. Bl. S. 268) P. 349. 1. 11: 

k Um Unglücksfälle durch das Herabfallen von Glasſchildern zu verhüten, wird die An⸗ 
bringung von Firmenſchildern oder Firmentafeln aus Glas an Häuſerfronten nur noch geſtattet, 
wenn fie einen Rahmen aus Holz oder Metall erhalten. Für kleine Schilder — bis ½ qm 
Größe —, die in Erdgeſchoßhöhe angebracht werden, find Ausnahmen zuläſſig. 


Städtiſche Baupolizeiverwaltung. 
gez. G. Bender. 
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a. nicht vor die Straßenfluchtlinie vortreten, 
b. mit allen Verzierungen nicht mehr als 10 em vor die Gitter- 
fläche vortreten, 
c. die Gitterzäune nicht überragen, 
d. die etwa vorhandenen Endverzierungen der Gitterſtäbe frei laſſen, 
e. mindeſtens 90 em von der Oberkante des Bürgerſteiges entfernt 
bleiben, 
f. an den Gitterzäunen flach und unmittelbar anliegen, 
g. bis zu 2,20 m über dem Bürgerſteige keine die Vorübergehenden 
gefährdenden Spitzen und ſcharfen Kanten zeigen, 
h. nicht höher als 1,25 m und nicht breiter als 0,60 m ſind, 
i. ſicher, aber jo befeſtigt ſind, daß fie auf Erfordern leicht ab- 
genommen werden können. 
§ 28. Öffnungen vor Gebäuden 1. Für Kellerfenſter 
beſtimmte Lichtſchächte, die über die Baufluchtlinie in den Bürgerſteig vor- 
ſpringen, dürfen nur in Bürgerſteigen von mehr als 3 in Breite angelegt 
werden. Sie dürfen höchſtens bis 30 em in den Bürgerſteig vorſpringen 
und ſind in deffen Oberfläche durch unverſchiebbare, feſte, ſicher begehbare 
Platten oder eiſerne Gitter zu überdecken. > 
2. Die Stäbe der letzteren dürfen nur Zwiſchenräume von höchſtens 
3 em haben. 
3. Kellerſtufen dürfen in die Bürgerſteige nicht einſpringen. 
4. Offnungen vor Gebäudeteilen, die nicht an Bürgerſteigen liegen, ſind 
genügend zu überdecken, zu vergittern oder zu umwehren. 
5. Für die Anlage von Lichtgräben iſt § 56, Abſatz 9 maßgebend. 


Gebäudehöhe. (88 29—31.) 


$ 29. A. Allgemeine Vorſchriften. Die Höhengrenze 
der Gebäude wird, abgeſtuft nach Ortsteilen, im ſechſten Abſchnitt dieſer 
Polizeiverordnung feſtgeſetzt. 

1. Richtet ſich die Höhe der Gebäude nach der Straßenbreite, jo iſt 
hierunter die tatſächlich beſtehende Breite der Straße — mit Ausſchluß der 
Vorgärten — zu verſtehen. Iſt für die Straße eine anderweite Fluchtlinie 
förmlich feſtgeſtellt, ſo kann der Höhenberechnung mit Zuſtimmung des 
Magiſtrats die zukünftige Straßenbreite zugrunde gelegt werden. 

2. a. Unter Höhe der Gebäude wird an Straßen das Maß von der 
Oberfläche des Bürgerſteiges, für hintere Gebäude das Maß von 
der Oberfläche des Hofes oder Gartens, dicht am Gebäude 

emeſſen, bis zur Oberkante des Hauptgeſimſes, und wo die 
Anlage einer Attika beabſichtigt wird, bis zu deren Oberkante 
verſtanden. 

b. Bei geneigter Fläche des Bürgerſteiges oder des Hofes in der 
Längsrichtung der Frontwand iſt das mittlere Höhenmaß 
entſcheidend. 

3. Die Dächer dürfen in der Regel über eine Linie nicht hinausgehen, 
die vom höchſten Punkte der zuläſſigen Fronthöhe im Winkel von 45 Grad 
zurückneigt. 

4. Bei Häuſern mit drei oder weniger bewohnbaren Geſchoſſen (neben 
Hausmeiſterwohnung und Waſchküche) kann die Überſchreitung der nach 
Abſatz 3 zuläſſigen Grenze durch ſteilere Dächer zugelaſſen werden, ebenſo bei 
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Häuſern an Straßen, deren Breite — zwiſchen den Baufluchtlinien gemeſſen 
— die zuläſſige Höhe der Hausfront überſteigt, oder die nur an einer Seite 
zum Anbau beſtimmt ſind. 

5. Wird der Aufbau von Türmen, Giebeln, Dachluken uſw. auf den an 
der Straße liegenden Frontwänden über die zuläſſige Höhe hinaus beabſichtigt, 
ſo findet für die Fronthöhe eine Durchſchnittsberechnung ſtatt. 

6. Aufbauten, deren Höhe ein Viertel der zuläſſigen Fronthöhe, bei 
Straßen unter 12 m Breite ein Viertel der Straßenbreite überſchreiten, ſind 
nur ausnahmsweiſe zuläſſig. 

7. Für Kirchtürme, Fabrikſchornſteine, öffentliche Gebäude und andere 
Gebäude beſonderer Art können größere als die vorſtehend beſtimmten Bau⸗ 
höhen zugelaſſen werden. 


$ 30. B. Vordergebäude. Das Verhältnis der Gebäudehöhe 
zur Straßenbreite wird im ſechſten Abſchnitt geregelt. 

1. Bei ungleicher Straßenbreite ift ein einheitliches mittleres Höhen⸗ 
maß für das ganze Gebäude feſtzuſtellen. 

2. Für Vordergebäude, die ganz oder teilweiſe hinter der Baufluchtlinie 
zurücktreten, kann ein entſprechend geſteigertes Höhenmaß ausnahmsweiſe 
zugelaſſen werden. 

3. Liegt ein Grundſtück an verſchiedenen Straßen, ohne Eckgrundſtück 
zu ſein, ſo iſt die Höhe für die nach den einzelnen Straßen zu belegenen 
Fronten nach der Breite der betreffenden Straße beſonders zu bemeſſen. 

4. a. Bei Eckgebäuden darf entweder ein einheitliches mittleres Höhen- 
maß für das ganze Gebäude gewählt werden, oder es dürfen die 
einzelnen Gebäudeteile in einer Höhe aufgeführt werden, die 
der Breite der vor ihnen liegenden Straße entſpricht. Im 
letzteren Falle darf die für die breitere Straße zuläſſige Höhe an 
der ſchmaleren Straße, von der Ecke an gerechnet, ſo weit fort⸗ 
geführt werden, wie die ſchmalere Straße breit iſt, jedoch ſtets 
12 m breit. 

b. Wenn die Front an der breiten Straße länger als 12 m ift, jo 
kann das Haus die größere Höhe an der ſchmaleren Straße auf 
dieſelbe Länge erhalten, jedoch nicht auf mehr als 18 m. 

c. War das Eckhaus ſchon vorher an der ſchmaleren Straße auf 
mehr als 12 m von der Ecke höher bebaut, jo kann der Neubau die 
gleiche Höhe auf die gleiche Entfernung von der Ecke erhalten, 
jedoch nicht über die für die breitere Straße zuläſſige Höhe hinaus 
und nicht auf mehr als 18 m von der Ecke. 

5. An Straßen, die nur an einer Seite zum Anbau beſtimmt ſind, darf 
die Höhe das in der betreffenden Klaſſe zuläſſige Höchſtmaß betragen. 

6. Die Höhe der Hinterfront des Vordergebäudes darf die an der Straße 
zuläſſige Höhe in der Regel nicht überſteigen. Eine größere Höhe der Hinter⸗ 
front kann ausnahmsweiſe zugelaſſen werden, wenn ſie die ſenkrecht zur 
Hinterfront bemeſſene Ausdehnung des Hofes nicht überſteigt. 

Das zuläſſige Höchſtmaß der betreffenden Bauklaſſe darf jedoch nicht 
überſchritten werden. e 

7. Überſchreitet die Ausladung des Dach- oder Hauptgeſimſes das Maß 
von 60 em, ſo wird das Übermaß von der zuläſſigen Höhe abgezogen. 


$ 31. C. Hintergebäude. Das Verhältnis der Höhe der 
Hintergebäude zur Breite des Hofes wird im ſechſten Abſchnitt geregelt. 
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1. Iſt der Hofraum vor einem hinteren Gebäude ungleich geſtaltet, ſo 
tritt für dieſes Gebäude folgende Durchſchnittsberechnung ein: 

Das Längenmaß jedes Frontteiles — an der Oberfläche des 
Hofes gemeſſen — wird mit dem für ihn nach Abſchnitt VI zuläſſigen 
Höhenmaße, welches aber das für die betreffende Bauklaſſe feſtgeſetzte 
Höchſtmaß nicht überſchreiten darf, multipliziert; die Summe der 
dadurch gewonnenen Beträge wird durch die Summe der Längenmaße 
geteilt; der Teilwert ergibt die zuläſſige Höhe. 

2. Für die Fronten der Hintergebäude ein und desſelben Hofes kann 
eine gemeinſame Durchſchnittshöhe geſtattet werden. 

3. Für ein Gebäude, das zwiſchen zwei oder mehreren Höfen oder Hof- 
teilen liegt, kann ein mittleres Höhenmaß geſtattet werden. 

4. Wenn ſich nach den vorſtehenden Berechnungen der Mittelmaße für 
einzelne Gebäude eine Fronthöhe ergibt, die mehr als das Doppelte der 
ſenkrecht zur Front gemeſſenen Ausdehnung des Hofes beträgt, ſo iſt die 
Fronthöhe des Gebäudes oder Gebäudeteiles an dieſem Hofe bis auf dieſes 
Maß einzuſchränken. 

5. Die Seiten rechtwinkliger Mauervorſprünge bis zu 60 em Tiefe 
werden als Frontlängen nicht gerechnet. 

6. Die vorſtehenden Beſchränkungen der Gebäudehöhe finden auf die 
Umfaſſungswände der Nebenhöfe keine Anwendung. 

7. Anbauten und ſelbſtändig beſtehende bauliche Anlagen bleiben bei 
der Berechnung der zuläſſigen Höhe der Frontwände der hinteren Gebäude 
außer Betracht, wenn fie bis zur oberſten Dachkante die Höhe von 6 m nicht 
überſchreiten und eine Grundfläche von nicht mehr als 40 qm haben. 

§ 32. Gebäude an ſtädtiſchen Schmuckanlagen. 
Grenzt ein Grundſtück, außer an eine öffentliche Straße auch an eine ſtädtiſche, 
jedoch nicht als öffentlicher Platz im Sinne des Straßenrechts geltende Park-, 
Schmuck- oder Spielplatz⸗Anlage, ift ferner vom Magiſtrat mit dem Eigen- 
tümer des Grundſtücks über den Anbau des Grundſtücks an dieſe Anlage in 
beſtimmter, nicht mehr als 8 m von der Grenze zurücktretender Linie eine 
Vereinbarung getroffen und der vereinbarte, von den Beteiligten vollzogene 
Plan der Baupolizeiverwaltung mit dem Antrage auf Bekanntmachung mit⸗ 
geteilt worden, jo ijt dieſer Plan von der Baupolizeiverwaltung nach erfolgter 
Bekanntmachung vier Wochen lang öffentlich auszulegen, und es gelten 
ſodann für die Bebauung des Grundſtücks folgende Ausnahme Vorſchriften: 

1. Die Gebäude des Grundſtücks dürfen die vereinbarte Fluchtlinie 
nach der ſtädtiſchen Anlage hin nicht überſchreiten; Hinterhäuſer, die auf dem 
Grundſtück errichtet werden, müſſen dieſe Fluchtlinie einhalten. 

Die Vorſchrift aus § 23, Abſatz 2 findet dabei ſinngemäße Anwendung. 

2. Auf die nach der ſtädtiſchen Anlage hin errichteten Gebäude finden 
die Vorſchriften für Vordergebäude Anwendung, ſoweit nachſtehend nicht Aus- 
nahmen beſtimmt werden. 

3. Wird das Grundſtück nur mit zwei Wohnhäuſern — an der Straße 
und an der Anlage — bebaut, ſo kann die Freifläche auf ein Drittel der 
Grundſtücksfläche eingeſchränkt werden, wenn die Hoffront keines der beiden 
Gebäude höher, als der daran grenzende Hof tief iſt. 

4. Tritt die vereinbarte Fluchtlinie von der ſtädtiſchen Grenze zurück, 
ſo iſt der Bauwich zwiſchen der Grenze und dem in der Fluchtlinie errichteten 
Se als Ziergarten anzulegen, er kommt jedoch als Freifläche zur An⸗ 
rechnung. 


In: 


5. Auf vortretende Bauteile der Gebäude finden die Vorſchriften aus 
§ 25 ſinngemäße Anwendung. 

Über die Grenze ſelbſt dürfen vortretende Bauteile keinesfalls um mehr 
als 30 cm vorragen. 

6. In den Frontwänden der Gebäude ſind Offnungen nach der 
ſtädtiſchen Anlage hin zuläſſig. Befinden dieſe Offnungen ſich nicht mindeſtens 
drei Meter von der Grenze der Anlage, ſo müſſen ſie mindeſtens zwei und 
einen halben Meter über dem Erdboden liegen oder bis zu dieſer Höhe mit 
nicht über 5 em von einander abſtehenden Eiſenſtäben oder mit Drahtgitter 
feſt verwahrt ſein. 

7. Ausnahmen von den vorſtehenden Beſtimmungen ſind zuläſſig; 
Ausnahmen zum Nachteile eines der beteiligten Teile jedoch nur mit deſſen 
Genehmigung. 


§ 33. Entfernung zwiſchen Gebäuden. 


J. Desſelben Grundſtücks. 


1. Zwiſchen allen nicht unmittelbar bei einander ſtehenden Gebäuden 
und allen miteinander nicht unmittelbar verbundenen Teilen desſelben 
Gebäudes muß durchweg ein freier Raum bleiben: 

von mindeſtens 3 m Breite, ſoweit die einander gegenüberliegenden 

Umfaſſungswände keine Offnungen haben, von mindeſtens 6 m 

Breite, ſoweit Offnungen auch nur in einer von jenen Wänden vor- 

handen ſind. 

2. Sind Mauervorſprünge und Rückſprünge an den Hoffronten nicht 
mehr als 60 em tief, jo braucht nur eine Entfernung von 3 m innegehalten 
zu werden, ſelbſt wenn der dem Vor- oder Rückſprunge gegenüberliegende 
Gebäudeteil Wandöffnungen enthält. : 

3. Als gegenüberliegend gelten Wände und Gebäudeteile, deren 
Richtungsabweichung den Winkel von 75 Grad nicht überſchreitet. 


II. Von benachbarten Grundſtücken. 


4. Gebäude müſſen entweder unmittelbar an die Nachbargrenze Heran- 
treten oder 

mindeſtens 3 m von ihr entfernt bleiben, wenn die der Nachbargrenze 

gegenüberliegende Wand keine Offnungen hat, und 

mindeſtens 6 m, wenn in der Wand Öffnungen vorgeſehen find. 

5. Die Entfernung der äußerſten Ausladungen von Balkonen und 
offenen Galerien von gegenüberliegenden Nachbargrenzen, Umfaſſungs⸗ 
wänden, Balkonen und Galerien muß mindeſtens 6 m betragen. 

6. a. Für Balkone und offene Galerien, die ſeitlich näher als 1,50 m 
an die Nachbargrenze herantreten, genügt als Abſchluß gegen dieſe 
eine unverbrennliche, mindeſtens 2 Meter hohe Wand ohne 
Offnungen. 

b. Bei einer ſeitlichen Entfernung von mehr als 1,50 m ijt ein 
Abſchluß nicht erforderlich. 


§ 34. Außenflächen. 1. Alle Gebäude müſſen in den von der 
Straße aus ſichtbaren Teilen ſo hergeſtellt und unterhalten werden, daß ſie 
der Umgebung nicht zur Unzierde gereichen. 
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2. Alle Umfaſſungswände von Neubauten, ſofern ſie nicht mit Ver⸗ 
blendziegeln oder in Hauſtein und dergleichen aufgeführt ſind, ſind innerhalb 
2 Jahren nach der Gebrauchsabnahme (§ 11) zu verputzen. 

3. Auf gewerbliche Anlagen bezieht ſich dieſe Beſtimmung nicht. Es 
kann jedoch eine ordnungsmäßige Herſtellung und Verfugung ihrer nach der 
Straße hin liegenden Wände gefordert werden. 

4. Brandmauern an einem nicht bebauten Teil des Nachbargrundſtücks 
ſind auf Verlangen der Baupolizeiverwaltung anſichtsmäßig zu putzen. 

5. Greller Anſtrich und Glaſurflächen, die das Auge verletzen, ſind 
unzuläſſig. 

$ 35. Dächer, Dachgeſimſe, Abfallrohre. 1. Die Aus⸗ 
ladung der Dachgeſimſe und Dachüberſtände darf nicht mehr als 1,25 m 
betragen. 

92 Alle nach der Straße abfallenden Dachflächen müſſen mit Trauf⸗ 
rinnen und Abfallrohren verſehen ſein. 

3. Geneigte, unter einem Winkel von mehr als 30 Grad anſteigende 
Dächer, ſowie alle Schieferdächer, müſſen auf ſtarken Eiſenſtützen ruhende 
Schneefänge von mindeſtens 20 em Höhe erhalten. 

4. Die Abfallrohre an der Straßenſeite ſollen in ihrem unteren Teile 
bis 1,80 m über dem Bürgerſteige aus Eiſen beſtehen. 

5. Wo Straßenkanäle beſtehen, ſind die Abfallrohre auf dem nächſten 
Wege dahin einzuführen. 

§ 36. Ställe und läſtige Betriebsſtätten an der 
Straße. 1. Viehſtälle, Schmieden, Wurſtmacher⸗Werkſtätten und andere 
Betriebsſtätten, die läſtiges Geräuſch oder widerwärtige Ausdünſtung er⸗ 
zeugen, dürfen nach öffentlichen Straßen in der Regel keine Offnungen haben. 

2. Dasſelbe gilt von Bedürfnisanſtalten und von Waſchküchen im Keller 
und Erdgeſchoß. 


837. Einfriedigungen. 1. Unbebaute Grundſtücke und 
Grundſtücksteile, die an öffentliche, fertiggeſtellte Straßen, Wege oder Plätze 
grenzen, müſſen auf Verlangen der Baupolizeiverwaltung in angemeſſener 
und zweckentſprechender Weiſe eingefriedigt werden. 

- 2. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf gärtneriſch oder landwirt⸗ 
ſchaftlich benutzte Grundſtücke außerhalb bebauter oder in der Bebauung 
begriffener Stadtteile. 


B. Feſtigkeit und Feuerſicherheit. 


§ 38. Bauſtoffe und Konſtruktion. 1. Gebäude find in 
allen Teilen nach den Regeln der Baukunſt aus guten, zweckentſprechenden 
Bauſtoffen herzuſtellen. 

2. Bauarbeiten, bei denen Bindemittel (Kalk, Zement uſw.) zur Ver⸗ 
wendung kommen, dürfen nicht ausgeführt werden, wenn an der Bauſtelle 
während der Arbeitszeit eine ſtärkere Kälte als — 2“ Celſius herrſcht. 

3. Von dem Tage ab, an welchem nach dem 1. Dezember zum erſtenmale 
eine Kälte von mehr als — 2° Celſius herrſchte, bis zum nächſten 1. März, 
darf im Freien nur mit verlängertem Zementmörtel gemauert werden. 

4. Durch Froſt zerſtörtes Mauerwerk iſt vor dem Weiterbau abzutragen. 

5. Zum Austrocknen eines Rohbaues dürfen nur gewöhnliche Kots- 
körbe benutzt werden; andere Heizeinrichtungen aber nur dann, wenn fie 
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2 m über dem Fußboden feine höhere Raumwärme als + 30° Celſius 
herbeiführen. 

6. Die Grundmauern aller Bauwerke ſind bis auf den gewachſenen 
tragfähigen Baugrund, mindeſtens aber 1 m unter den umliegenden Erdboden 
und 50 em unter die Kellerſohle, hinabzuführen. Die Grundmauern ſind 
jo anzulegen, daß der gute Baugrund mit höchſtens 4 kg auf das gem) 
belaſtet wird. Bei mehr als zweigeſchoſſigen Gebäuden muß im Erdreich 
liegendes Grundmauerwerk in Zementmörtel, im Bereiche des Grundwaſſers 
außerdem mit Hartbrandſteinen, einſeitig vom Erdreich berührtes Mauer- 
werk in verlängertem Zementmörtel hergeſtellt werden. 

7. Für künſtliche oder beſonders ſchwierige Gründungen iſt eine 
beſondere Genehmigung nachzuſuchen. 

8. Zur Mörtelbereitung darf nur ſcharfer, reiner Sand verwendet 
werden. 

9. Sollen Bauſtoffe ſtärker als üblich in Anſpruch genommen, ſollen 
andere als die üblichen Bauſtoffe verwendet oder ungewöhnliche Bauweiſen 
angewendet werden, ſo ſind beſondere Feſtigkeitsnachweiſe zu erbringen. 
Stark belaſtete Mauerteile ſind in verlängertem, nötigenfalls in reinem 
Zementmörtel herzuſtellen. 

10. Stein- und Metall-Bauteile dürfen nicht auf Holz aufgelagert 
werden. 

11. Mauerteile von nicht mehr als ½ Stein Stärke in Wänden, die 
mit Luftſchichten verſehen ſind, dürfen zur Aufnahme von Deckenlaſten nicht 
benutzt werden. 

12. Alle freiliegend tragenden und ſtützenden Eiſenteile des Innenbaues 
von Wohngebäuden ſind glutſicher zu umhüllen. 

13. Wo in dieſer Polizeiverordnung beſtimmte Bauſtoffe vorgeſchrieben 
moy können auch andere Bauſtoffe von mindeſtens gleicher Güte zugelaſſen 
werden. : 


$ 39. Maſſive Wände und Brandmauern. 1. Die Um- 
faſſungswände und die Decken tragenden Wände der Gebäude, ebenſo wie 
alle Vorbauten, mit Ausnahme von Windfängen, ſind, ſoweit § 40 nichts 
anderes beſtimmt, maſſiv herzuſtellen. 

2. Als maſſiv find nur Wände von mindeſtens 25 em Stärke anzu- 
ſehen, die aus natürlichem oder künſtlichem Stein oder aus Zementſtampf⸗ 
maſſe beſtehen und entweder unmittelbar auf dem Baugrunde oder auf 
anderweitigen Bauteilen aus unverbrennlichem Bauſtoffe aufruhen. 

3. Statt der maſſiven Wände kann mit Rückſicht auf die örtlichen Ver⸗ 
hältniſſe und die Benutzungsart der Baulichkeiten die Ausführung in Eiſen⸗ 
fachwerk oder Eiſenwellblech zugelaſſen werden. Solche Baulichkeiten dürfen 
Bea keine dauernden Wohnungen enthalten und nicht mehr als 12 m 

och ſein. 

: 4. Gebäude, die unmittelbar an die Nachbargrenzen herantreten oder 
ihnen in weniger als 6 m Entfernung gegenüber liegen ($ 33), ſind mit 
Brandmauern abzuſchließen, die, unbeſchadet ihrer aus baulichen oder 
ſonſtigen Gründen erforderlichen Verbreiterungen in den unteren Geſchoſſen, 
durchweg maſſiv wenigſtens 25 em ſtark ſind und undurchbrochen durch alle 
Geſchoſſe und mindeſtens 30 em über das Dach gehen. 


; *) Früher 2,5 kg geändert durch Art. des II. Nachtrags vom 29. März 1911, der mit 
der Verkündung im Gemeindeblatte vom 2. April 1911 (S. 299) in Kraft getreten ift. P. 76.3. 11. 
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5. Brandmauern dürfen in einem Abſtande von 25 em von der Grenz⸗ 
linie keine eiſernen oder hölzernen Balken oder Stützen enthalten, auch ſolchen 
Balken nicht zum Auflager dienen und weder durch Rauch- oder Lüftungs⸗ 
rohre noch ſonſt irgendwie geſchwächt werden. Insbeſondere iſt auch die Ein⸗ 
legung von Kanal-, Waſſer- und Gasleitungen unzuläſſig. 

6. Im Innern von Gebäuden muß mindeſtens auf je 40 m Ent- 
fernung eine maſſive Mauer der in Abſatz 4 angegebenen Art hergeſtellt 
werden; Verbindungsöffnungen in dieſer Mauer ſind zuläſſig, müſſen aber 
in den Dachräumen mit feuer- und rauchſicheren, ſelbſttätig zufallenden, un⸗ 
verſchließbaren Türen verſehen werden. 

7. Die Herſtellung ſolcher Brandmauern kann erlaſſen werden, wenn 
und ſolange ſie der beſonderen Nutzungsart eines Gebäudes widerſprechen. 

8. Nachbargrundſtücke an der Grundſtücksgrenze find je durch eine 
ſelbſtändige, den vorſtehenden Vorſchriften entſprechende Brandmauer abzu- 
ſchließen. 

9. Eine gemeinſchaftliche Grenzmauer, die vor dem 7. Dezember 1892 
erbaut iſt, genügt für beide Grundſtücke. 

10. Es kann zugelaſſen werden, Brandmauern zwiſchen Nachbargrund⸗ 
ſtücken für die Dauer einer beſtimmten einheitlichen Benutzung durch 
Offnungen zu durchbrechen. 

11. Fenſteröffnungen in Brandmauern nach dem Nachbargrundſtücke 
hin können ausnahmsweiſe zugelaſſen werden, wenn das Nachbargrundſtück 
tatſächlich oder rechtlich der Bebauung entzogen iſt. 

Steht in dieſem Falle die Brandmauer unmittelbar an der Nachbar- 
grenze, jo find die Fenſter nicht niedriger als 2 m über Erdhöhe anzubringen 
und in der Regel mit eiſernen, nur 5 em von einander ſtehenden Stäben oder 
mit einem Drahtgitter zu verwahren. 


$ 40. Umfaſſungen aus Fachwerk und Holz. 1. Statt 
maſſiver Wände (§ 39) dürfen ſolche von ausgemauertem Fachwerk erhalten: 
a. Gebäude und Gebäudeteile (Anbauten an Maſſivbauten), die eine 
Grundfläche von 200 qm und eine Fronthöhe von 7 m nicht 
überſchreiten, 
b. bei Gebäuden mit drei oder weniger Wohngeſchoſſen: das Dad- 
geſchoß und das darunter liegende Geſchoß. 

2. a. Die Umfaſſungswände ſolcher Gebäude und Gebäudeteile ſind 
indeſſen, wo ſie der Nachbargrenze oder einem Gebäude auf 
demſelben Grundſtücke in weniger als 6 m Entfernung gegenüber 
liegen, maſſiv zu errichten. 

b. Die Straßenfront iſt mindeſtens 3 m hoch maſſiv zu errichten, 
falls ſie nicht mindeſtens 6 m hinter der Straßenflucht zurückliegt. 
c. Alle Wohnräume ſind nicht unter 12 em ſtark maſſiv zu hinter⸗ 
mauern oder gleich wirkſam gegen Witterungseinflüſſe zu ſchützen. 

3. Über die vorſtehenden Vorſchriften hinaus können Gebäude und 
Gebäudeteile aus ausgemauertem Holzfachwerk vorübergehend für beſtimmte 
Nutzungszwecke zugelaſſen werden; ſie müſſen jedoch untereinander und von 
anderen Gebäuden mindeſtens 6 m Abſtand haben oder durch Brandmauern 
abgeſchloſſen ſein. 

4. Mit hölzernen Umfaſſungswänden dürfen nur Schuppen, Buden, 
Gartenhallen, Veranden, Lauben und ähnliche kleine Anlagen ohne Feuer⸗ 
ſtätten hergeſtellt werden. 
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5. Dieſe Anlagen dürfen in der Regel eine Grundfläche von 25 qm 
ſowie eine Fronthöhe von 5 m nicht überſchreiten und müſſen von Holzbauten, 
Nachbargrenzen und öffentlichen Straßen 6 m, von anderen Gebäuden 3 m 
entfernt bleiben. Andernfalls kommen die Vorſchriften des § 39 und der 
Abſätze 1—3 dieſes Paragraphen zur Anwendung. 

6. Die Errichtung von hölzernen Schutzdächern und ähnlichen offenen 
Holzbauten kann über die Beſtimmungen des Abſatz 5 hinaus nach Umſtänden 
und unter beſonderen Bedingungen zugelaſſen werden. 

7. Auch an Erkern und ähnlichen Bauteilen iſt die Anwendung von 
Holz oder ausgemauertem Holzfachwerk ſtatthaft, wenn fie mindeſtens 3 m 
von der Nachbargrenze entfernt ſind. 

8. Alle äußerlich ſichtbaren Holzteile ſind in gehobeltem oder 
beſchlagenem Holz herzuſtellen, ausgenommen ſind die in Abſatz 4 dieſes 
Paragraphen angeführten kleinen ſowie die nur vorübergehenden Zwecken 
dienenden Anlagen. 

§ 41. Umfaſſungen aus ſonſtigen Bauſtoffen. 
Kleinere Baulichkeiten aus Wellblech, Gipsdielen, Zementdielen, Drahtputz 
und ſonſtigen Bauſtoffen von ähnlicher Feuer- und Standſicherheit können 
nach Ermeſſen der Baupolizeiverwaltung zugelaſſen werden. 

§ 42. Nichtbelaſtete Scheide w än de. 1. Scheidewände, 
auf denen Balkenlagen nicht ruhen, dürfen aus Eiſen⸗ oder Holzfachwerk, 
Eiſenblech, Gips- oder Zementdielen, Drahtputz und ähnlichen Stoffen 
hergeſtellt, auch auf Balken aufgeſetzt werden. 

2. Gips⸗ oder Zementdielenwände von mehr als 5 m freier Länge 
und 3 m Höhe müſſen, wo fie nicht durch Türen mit ſtarken, vom Fußboden 
bis zur Decke durchgehenden und damit feſt verbundenen Pfoſten unterbrochen 
ſind, kräftige eiſerne Zwiſchenſtützen erhalten und müſſen in Mörtel geſetzt 
werden. 

3. Hölzerne Scheidewände müſſen mit Mörtel abgeputzt oder in ſonſt 
gleich wirkſamer Weiſe gegen die Übertragung von Feuer geſichert werden. 
Die Verwendung von Lehmmörtel iſt ausgeſchloſſen. 

4. Hohlräume in hölzernen Scheidewänden ſind mit unverbrennlichen, 
für die Geſundheit unſchädlichen Stoffen auszufüllen. 

5. Scheidewände zur Trennung von Wohnungen müſſen leinſchließlich 
Putz) eine Stärke von mindeſtens 15 em erhalten. 

6. Scheidewände zur Abgrenzung wirtſchaftlicher Nebenräume dürfen 
aus ungeputztem Holzwerk hergeſtellt werden. 

43. Decken. 1. Kellergeſchoſſe unter Aufenthaltsräumen, Wajch- 
küchen, Aborte und Badeſtuben, ſowie die darunter liegenden Räume müſſen 
maſſive Decken erhalten. 

2. Für alle übrigen Decken ſind Holzbalkenlagen geſtattet, die einzu⸗ 
ſchneiden oder auszuſtaken und mit einer unverbrennlichen Ausfüllung von 
wenigſtens 13 em Stärke zu verſehen, auch von unten zu verputzen ſind. 
Einſchneidedecken ſind vor der Beſchüttung mit Lehm zu verſpachteln. 

Andere, gleich wirkſame Bauweiſen ſind zuläſſig. 

3. Die Stoffe zur Ausfüllung von Balkendecken und Hinterfüllung von 
Gewölben müſſen frei von organiſchen Stoffen und von geſundheitsſchädlichen 
Beſtandteilen ſein; die Ausfüllung mit Bauſchutt iſt unterſagt. 

4. Auch Zwiſchenräume, die in Decken und Dächern durch Bekleidung 
mit Brettern oder anderen Bauſtoffen gebildet werden, dürfen nur mit unver- 
brennlichen Stoffen ausgefüllt werden. 
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5. Andere Deckenausführungen ſind zuläſſig, wenn ſie den Anforde- 
rungen der Feuerſicherheit und Geſundheitspflege ebenſo entſprechen, wie die 
in Abſatz 2 und 3 beſchriebenen Holzbalkendecken. 

6. Vorſchriftsmäßig ausgeführte Decken dürfen mit Holztäfelung 
bekleidet werden. 

7. Ungeputzte gehobelte, gefalzte oder geſpundete Holzdecken können 
zugelaſſen werden: 

a. in Gebäuden ohne Feuerungen, 

b. in Gebäuden, die bei nicht mehr als zwei vollen Geſchoſſen nur 
eine Wohnung enthalten, 

e. in eingeſchoſſigen Gebäuden, in denen die lichte Höhe des 
Geſchoſſes mehr als 5 m beträgt, insbeſondere in Kirchen, Turn⸗ 
und Wartehallen, Reitbahnen und Ausſtellungsgebäuden, 

d. in Speichern, doch müſſen darin befindliche heizbare Räume 
durch maſſive Wände und Decken von den übrigen Räumen 
getrennt werden und beſondere Zugänge erhalten. 

8. In den in $ 40, Abſatz 4 angeführten kleinen Anlagen kann das 
Behobeln der Decken ausnahmsweiſe nachgelaſſen werden. 


§ 44. Dachdeckung. 1. Die Dächer und alle aus Dächern vor⸗ 
tretenden Bauteile müſſen mit einem Stoffe (Stein, Metall, Teerpappe, Holz⸗ 
zement, Glas uſw.) gedeckt werden, der gegen die Übertragung von Feuer hin⸗ 
reichenden Schutz bietet. Ausgenommen ſind die Vorderflächen von ſolchen 
Dach- und Manſardenfenſtern, welche mindeſtens 3 m von der Nachbargrenze 
entfernt ſind. 

2. Offnungen in Dächern und in Dachaufbauten müſſen von Nachbar⸗ 
grenzen den gleichen Abſtand halten, wie die Offnungen in Umfaſſungs⸗ 
wänden (§ 33). Dieſe Beſtimmung findet jedoch auf Lichtſchächte keine 
Anwendung. 

3. Bei Glasdächern und Oberlichten ſind nach Anordnung der Bau— 
polizeiverwaltung Drahtnetze mit einer Maſchenweite von höchſtens 5 em an- 
zubringen, wenn zur Eindeckung der Dächer nicht Drahtglas verwendet wird. 

4. Auf nicht begehbaren Dächern ſind wirkſame Schutzvorrichtungen 
für Schornſteinfeger anzubringen. 

5. Je nach Lage und Beſchaffenheit der Dächer können Schutzvor⸗ 
richtungen gegen das Herabfallen von Perſonen angeordnet werden. 

6. Dachgeſimſe dürfen aus Holz hergeſtellt werden, wenn an den 
Nachbargrenzen bis auf eine Entfernung von 1 m durchweg unverbrennlicher 
Bauſtoff verwendet wird. 

7. Überhängende Dächer können aus Holz hergeſtellt werden. 


$ 45. Beſchaffenheit vortretender Bauteile. 1. Bau⸗ 
teile, die über die Umfaſſungswände vortreten, unterliegen hinſichtlich der 
Bauſtoffe den gleichen Vorſchriften, wie die Umfaſſungswände ſelbſt. 

2. Ausgenommen hiervon ſind Windfänge (§ 39, Abſatz 1) und Frei⸗ 
treppen, wenn ſie nicht notwendige Treppen ſind. 

3. Mehr als 12 em vorladende Geſimſe und ſonſtige Bauteile müſſen 
bei Aufführung des Mauerwerks im Verband vorgemauert werden. 

4. Zierteile aus Stuck, Steinpappe, Zementguß u. dergl. dürfen nicht 
auf Holz befeſtigt, müſſen vielmehr mit dem Mauerwerk durch eingemauerte 
Metallteile oder mit den Eiſenbauteilen dauernd ſicher verbunden werden. 
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§ 46. Schächte. Die Umfaſſungen von Lichte und Luftſchächten 
ſind aus feuerfeſten Stoffen herzuſtellen. Für Lichtſchächte, die in einem 
Raume Licht unmittelbar durch die Decke oder das Dach zuführen, genügt 
eine feuerſichere Konſtruktion. Pr 

2. Überdeckte Lichtſchächte find mit Vorrichtungen für genügenden Luft- 
wechſel auszuſtatten. 


Wegen der Aufzüge wird auf die Polizeiverordnung des Oberpräſidenten vom 4. Auguſt 
1900 verwieſen (Regier.⸗Amtsblatt Nr. 35 für 1900). 


$ 47. Flure und Treppen. 


Brg 


Jedes Wohngebäude muß einen Hausflur erhalten, welcher von 
der Straße zur Haustreppe führt, ſofern nicht eine Durchfahrt 
(vergl. § 23, Abſatz 6 und 9) gleichzeitig als ſolcher dienen kann. 


Der Hausflur muß für Gebäude von nicht mehr als 3 Geſchoſſen 


einſchließlich des Erdgeſchoſſes eine Breite von mindeſtens 1,50 m 
erhalten. Für jedes fernere Geſchoß muß die Hausflurbreite 
25 em mehr betragen. Bei Gebäuden von weniger als 8 m 
Straßenlänge genügt für 3 Geſchoſſe eine Breite von 1,25 m, 
für mehr Geſchoſſe eine ſolche von 1,50 m. 


Alle zum Verkehr beſtimmten Nebenflure und Durchgänge eines 


Gebäudes müſſen mindeſtens 1 m breit und 2 m hoch fein. 


Jedes nicht zu ebener Erde liegende Geſchoß muß mindeſtens 


durch eine Treppe zugänglich ſein, durch die der Ausgang nach 
der Straße oder nach einem Hofe jederzeit geſichert wird (not- 
wendige Treppe). 


Ausnahmen für das Dachgeſchoß können mit Rückſicht auf die 
3. A. 
b. 


beſondere Benutzungsart zugelaſſen werden. 

Von jedem Punkte der Obergeſchoſſe eines Gebäudes aus muß 
eine Treppe auf höchſtens 30 m Entfernung erreichbar ſein. 
Für Fabrikräume und bei Gebäuden mit maſſiven Treppen und 
Decken können Ausnahmen zugelaſſen werden. 


4. Gebäude, die mehr als ein Obergeſchoß haben, müſſen mindeſtens 
zwei in geſonderten Räumen befindliche Treppen oder eine unverbrennliche 
Treppe (notwendige Treppe) erhalten. 


5. f. 


b. 


Hat ein Haus mehr als drei Obergeſchoſſe, jo müſſen zwei 
Treppen, davon eine unverbrennliche, vorhanden ſein (notwendige 
Treppen). 

Für Gebäude ohne Flügelanbauten und von nicht mehr als 
20 m Frontlänge — bei Eckgrundſtücken in jeder der beiden 
Straßen — und ſonſt in Fällen, wo durch Herſtellung einer 
zweiten Treppe die bauliche Ausnutzung des Grundſtücks wegen 
ungünſtiger Raumverhältniſſe erheblich beeinträchtigt werden 
würde, kann ausnahmsweiſe die Anlegung nur einer Treppe zu⸗ 
gelaſſen werden, wenn ſie feuerfeſt hergeſtellt wird und in jedem 
Geſchoſſe den Zugang von nicht mehr als vier ſelbſtändigen 
Wohnungen bildet. 


6. Als oberſtes Geſchoß im Sinne der Vorſchriften zu Abſatz 2, 4 und 5 
iſt das Dachgeſchoß nicht anzuſehen, wenn es keine zum dauernden Aufenthalt 
von Menſchen beſtimmten Räume enthält. 

7. Auf eine Treppe dürfen in der Regel nicht mehr als ſechs Wohnungen 
in einem Geſchoß angewieſen ſein. 
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8. Der Zugang von der Straße und vom Hofe nach den notwendigen 
Treppen muß unmittelbar auf dem Erdboden liegen oder feuerfeſten Unter⸗ 
bau haben, von maſſiven Wänden umſchloſſen und mit maſſiver Dede ver- 
ſehen ſein. 

9. a. Notwendige Treppen, einſchließlich der zugehörigen Vorplätze und 

Flure, müſſen mit maſſiven Wänden umſchloſſen werden. 

b. Innere Lichtöffnungen und Glastüren find feuerſicher und raud- 
dicht zu verglaſen. 

c. Türen nach Bodenräumen ſind feuerſicher herzuſtellen 
(„T7 Türen), d. h. mindeſtens als Holztüren von 4 em Stärke, 
die allſeitig mit mindeſtens 1 mm ſtarkem Eiſenblech bekleidet 
ſein müſſen. Dieſe Türen müſſen dicht ſchließen, in einen feuer⸗ 
feſten Falz ſchlagen und ſelbſttätig wirkende Verſchlüſſe erhalten. 

10. Neben einander gelegene Räume für notwendige Treppen dürfen 
durch Offnungen nicht miteinander in unmittelbarer Verbindung ſtehen. 

11. Freitreppen dürfen, wenn ſie notwendige Treppen ſind, in einer 
Höhe von nicht mehr als 3 m hergeſtellt werden. 

12. Jede notwendige Treppe muß mit dem wirtſchaftlich geſondert 
benutzten Gebäudeteile, für den ſie beſtimmt iſt, unmittelbare Verbindung 
haben, in einer freien, durch das Geländer nicht eingeſchränkten Breite von 
mindeſtens 1,25 m ſicher gangbar fein und in einem vom Tageslicht Hin- 
reichend erhellten Raume liegen. 

13. Wendelſtufen dürfen an der ſchmalſten Stelle nicht unter 10 em 
Auftrittbreite haben. 

14. Die Treppenläufe ſind, wenn ſie zwiſchen Wänden liegen, min⸗ 
deſtens an einer Seite, bei 2 m Breite und darüber in der Regel an beiden 
Seiten mit feſten Handläufen, ſonſt mit Geländern zu verſehen, die ein 
Hindurchfallen von Kindern ausſchließen. 

Für Geländer gelten jetzt nachſtehende Beſtimmungen des Art. TI 
des II. Nachtrags vom 29. März 1911: 

1. Geländer müſſen (an der Vorderkante der Stufen gemeſſen) 
eine Höhe von mindeſtens 0,80 m erhalten. 

2a. Bei Treppen mit mehr als 40 em breiter Durchſicht müſſen 
die Geländer, an der Vorderkante der Stufen gemeſſen, min⸗ 
deſtens 1 m hoch ſein. Bei Wendelſtufen und Wendepunkten 
muß der Abſtand der Stufenvorderkante von der Geländer⸗ 
oberkante — alſo ſenkrecht zum Handlauf — überall 
mindeſtens 0,85 m betragen. 

b. An der Wandſeite von Durchſichtstreppen ſind Handläufe an⸗ 
zubringen. 

c. Die lichten Abſtände zwiſchen den Geländerſtäben dürfen 
nicht breiter als 13 em ſein. 

d. Iſt der Durchſichtsſchacht lotrecht umgittert, ſo wird ein 
Mindeſtmaß für die Höhe der Geländer und den Abſtand der 
Geländerſtäbe nicht vorgeſchrieben. 

3. Ausnahmen — insbeſondere bei Treppen durch nicht mehr 
als 2 Geſchoſſe — ſind nach dem Ermeſſen der Baupolizei⸗ 
verwaltung ſtatthaft. 

15. Jede notwendige Treppe muß bis in das Dachgeſchoß durchgeführt 
oder im oberſten Geſchoſſe in einem in der Nähe belegenen, leicht auffindbaren 
Raume durch eine feuerſicher abgeſchloſſene Nebentreppe bis in das Dağ- 
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geſchoß fortgeſetzt werden. Für dieſe Dachtreppe genügt eine freie Laufbreite 
von 1 m und eine Durchgangshöhe von mindeſtens 1,85 m. 
16. a. Innerhalb jedes Treppenhauſes find über dem oberſten Treppen- 
abſatze Rauchabzugsklappen anzulegen. Sie müſſen mindeſtens 
3 vom Hundert der Treppenhausgrundfläche groß ſein, im natür⸗ 
lichen Gleichgewichtszuſtande offen ſtehen und vom Erdgeſchoß 
aus bedient werden können. 

b. Bei Wohnhaustreppen genügt ſtatt der Rauchabzugsklappe eine 
Dachausſteigelucke über dem oberſten Treppenabſatz. 

17. Die Kellerräume einſchließlich der Kellertreppen müſſen gegen die 
Treppen zu den oberen Geſchoſſen feuerfeſt abgeſchloſſen werden. Die Türen 
ſind rauchdicht ſchließend und feuerſicher herzuſtellen. Etwaige Lichtöffnungen 
in dieſen Türen ſind mit Drahtglas zu ſchließen. 

18. Die Stufen unverbrennlicher Treppen dürfen mit Holz belegt 
werden. 

19. Notwendige hölzerne Treppen ſind unterhalb entweder zu rohren 
und zu putzen, oder mit einer gleich feuerſicheren Putzverkleidung zu verſehen. 

20. Unter notwendigen Treppen dürfen beſondere abgeſchloſſene Räume 
oder Verſchläge nicht angelegt werden. 

21. Bei notwendigen Treppen müſſen die Treppenabſätze mindeſtens 
die für den Treppenlauf vorgeſchriebene Breite haben. 

22. Einzelne Treppenſtufen dürfen in Fluren und Korridoren in der 
Regel nicht eingelegt werden und jedenfalls nur an gut beleuchteten Stellen 
und mit beiderſeitigem Geländer. 

23. Für Einfamilienhäuſer ſind Ausnahmen von den Vorſchriften 
dieſes Paragraphen zuläſſig, insbeſondere gelten für ſie, ſofern ſie nicht mehr 
als ein vollausgebautes Obergeſchoß aufweiſen, folgende Erleichterungen: 

a. Das Gebäude bedarf nur einer Treppe, über deren Breite keine 
Vorſchriften gemacht werden. 

b. Ein geſondertes Treppenhaus (Abſatz 9 und 10) ift nicht er- 
forderlich, ebenſowenig der feuerſichere Abſchluß der Treppe gegen 
den Bodenraum und der Mörtelbewurf unter den Läufen 
(Abſ. 19). 

c. Einfamilienhäuſer, in deren oberſtem Geſchoß der Fußboden 
nicht höher als 8 m über dem Erdboden liegt, find ferner von den 
Vorſchriften der Abſätze 11, 15, 16, ausgenommen. 


§ 48. Feuerſtätten. 1. Feuerſtätten in Gebäuden müſſen in 
allen Teilen aus unverbrennlichem Bauſtoffe hergeſtellt werden. 

2. Unter Feuerherden, ſowie unter den zugehörigen, mindeſtens 5 em 
breit anzuordnenden maſſiven Umfaſſungsſtreifen müſſen die Decken ein⸗ 
Tepa des Fußbodens durchweg aus unverbrennlichem Bauſtoffe hergeſtellt 
werden. 

3. Feuerherde, die auf unverbrennlichen Füßen ſtehen, dürfen auf Holz⸗ 
balkendecken und Holzfußböden errichtet werden, wenn unter dem Herde ein 
Luftraum von mindeſtens 15 em und höchſtens 20 em freigehalten wird. Der 
Fußboden dort ift durch eine 5 em ſtarke Maſſivſchicht auf mindeſtens 1 mm 
ſtarker Eiſenplatte zu fügen; die Maſſivſchicht ſowie die Eiſenplatte mijjen 
5 em über den Rand des Herdes vortreten. 

Dieſelben Vorſchriften finden auch auf Badeöfen aus Metall An- 
wendung. 
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4. Ofen und ſonſtige nicht unter Abſatz 2 und 3 fallende Feuerſtätten 
find von dem Fußboden durch eine mindeſtens 5 em ſtarke Maſſivſchicht zu 
trennen, über der ſich ein mindeſtens 5 em hoher, den Durchzug zur Luft 
geſtattender Hohlraum mit Luftöffnungen von mindeſtens 4 gem Querſchnitt 
befindet. 

5. Vor den Heizöffnungen ſämtlicher Feuerungen iſt der Fußboden, 
wenn er nicht aus unverbrennlichem Stoffe hergeſtellt wird, in einem Vor⸗ 
ſprunge von 50 em und in einer über die Feuerungsöffnungen nach beiden 
Seiten hin vortretenden Breite von 10 em feuerſicher zu bekleiden. Vor 
Stubenfeuerungen von gewöhnlichem Umfange und vor offenen Kaminen 
genügt ſtatt deſſen bei Fußböden aus hartem Holze die Verwendung 
metallener Vorſetzer von ausreichender Größe. 

6. a. Wände, an denen Feuerherde unmittelbar oder in einer geringeren 
Entfernung als 10 em aufgeſtellt werden, müſſen in der Aus⸗ 
dehnung des Herdes und mindeſtens 20 em rings um ihn aus 
unverbrennlichem Bauſtoffe beſtehen. 

b. Eiſerne Feuerſtätten ſind von verputztem oder verblendetem Holz⸗ 
werke mindeſtens 40 em, von freiem Holzwerke mindeſtens 80 em 
entfernt zu halten. Bei ummantelten Ofen genügt die Hälfte 
dieſer Maße. 

7. Offene Feuerungen müſſen in der Regel maſſive oder metallene 
Rauchmäntel erhalten, die mindeſtens 15 em auf allen Seiten über den 
Feuerherd vortreten. 

8. Für Feuerſtätten von erheblichem Umfange und für ſolche, deren 
Betrieb dauernd große Hitze erfordert, wie große Koch- und Waſchküchenherde, 
große Plättöfen und dergleichen, können weitergehende Forderungen auf 
Feuerſicherheit geſtellt werden. > 

84. Rauchröhren. 1. Der Rauch von Feuerſtätten ift durch 
dichte, feuerſichere Röhren innerhalb des betreffenden Geſchoſſes ſeitlich in 
Schornſteine zu leiten. 

2. Als Stütze der Röhren darf nur unverbrennlicher Bauſtoff ver- 
wendet werden. 

3. Die Röhren find von geputztem oder verblendetem Holzwerke min- 
deſtens 40 em, von freiem Holzwerke mindeſtens 80 em entfernt zu halten. 
Sind die Röhren ummantelt oder ſind ſonſt gleich wirkſame Schutzvor⸗ 
richtungen getroffen, ſo kann eine Verminderung bis auf die Hälfte dieſer 
Maße zugelaſſen werden. 

4. Bei Heizöfen dürfen in den zur Ableitung der Feuergaſe dienenden 
Röhren oder Kanälen Verſchlußvorrichtungen nicht angebracht werden. Bei 
offenen Kaminfeuerungen iſt ihre Anbringung geſtattet. 

5. Alle Rauchröhren müſſen mit den zu ihrer Reinigung nötigen Ein- 
richtungen verſehen ſein. 

§ 50. Schornſteine. 1. Schornſteine find durchweg dicht, maſſiw, 
oder aus unverbrennlichem Bauſtoffe herzuſtellen. Sie müſſen von Grund 
auf gemauert ſein oder unverbrennlich und ſicher unterſtützt werden. 

2. Jeder einzelne Schornſtein iſt in einem ſich gleich bleibenden, recht⸗ 
eckigen oder kreisrunden Querſchnitte von mindeſtens 250 gem im Lichten bis 
mindeſtens 30 em über die Dachfläche zu führen. Die rechteckigen Schorn⸗ 
ſteinrohre ſind vollfugig zu mauern und innen glatt auszufugen oder ſie ſind 
aus Formſteinen herzuſtellen. Gemauerte runde Rohre dürfen nur aus 
Formſteinen hergeſtellt werden. 
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3. Beſteigbare Schornſteine müſſen einen rechteckigen Querſchnitt von 
mindeſtens 42 em zu 47 em Weite erhalten. Bei größeren Abmeſſungen 
ſind Steigeiſen anzubringen. 

4. Eine andere als die ſenkrechte Richtung und zwar bis höchſtens 
60° gegen die Wagerechte darf den Schornſteinen nur gegeben werden, 
wenn ſie ringsum zwiſchen maſſiven Wänden liegen oder durch gemauerte 
Bögen oder eiſerne Träger von entſprechender Stärke unterſtützt werden. 

5. Gemauerte Schornſteine müſſen eine Wangenſtärke von mindeſtens 
12 em, an Nachbargrenzen von mindeſtens 25 em erhalten. Die Wangen 
dürfen zu Widerlagern von Gurtbögen und zu Auflagern von Eiſenträgern 
nicht benutzt werden. Trägerflanſchen müſſen um das Mindeſtmaß der 
Wangenſtärke von den Rohren entfernt bleiben. 

6. Für Schornſteine von Zentralheizungen oder anderen großen 
Feuerungsananlagen können ſtärkere Wangen vorgeſchrieben werden. 

7. Für unmittelbar aneinander liegende Schornſteine genügt eine 
gemeinſame Scheidewange der vorgeſchriebenen Stärke. 

8. Gemauerte Schornſteine müſſen auf den Außenſeiten unterhalb der 
Dachflächen in ganzer Ausdehnung, beſonders auch innerhalb der Balken— 
lagen geputzt werden. 

9. a. Von Balkenlagen und ſonſtigem Holzwerke müſſen ihre Außen⸗ 
feiten, falls die Wangenſtärke unter 25 em beträgt, überall min- 
deſtens 10 em entfernt gehalten oder durch doppelte, in Verband 
gelegte Steinſchichten getrennt werden. 

b. Trägerflanſchen müſſen von den Innenwandungen der Sorn- 
ſteine mindeſtens 12 em entfernt bleiben. 

10. Freiſtehende Schornſteine außerhalb von Gebäuden, ſowie Aufjaß- 
rohre zur Erhöhung von Schornſteinen bedürfen keiner Ummauerung oder 
Ummantelung. Hiervon kann auch abgeſehen werden bei Schornſteinen in 
Gebäuden, deren Dach gleichzeitig die Decke bildet, wenn in dieſen Gebäuden 
keine feuergefährlichen Betriebsſtätten vorhanden ſind und die Schornſteine 
von allem Holzwerke der Decke gehörig iſoliert werden. 

11. Alle Schornſteine ſind ſo einzurichten, daß ſie in ganzer Ausdehnung 
beſtiegen oder von außen her in allen Teilen ordnungsmäßig rein gehalten 
werden können. 

12. Die unteren Mündungen beſteigbarer Schornſteine ſind mit einer 
gefalzten eiſernen Einſteigetür zu verſehen. Unbeſteigbare Schornſteine 
müſſen unten und oben, außerdem auch bei Richtungsänderungen der lichten 
Weite des Schornſteines mindeſtens gleiche Reinigungsöffnungen erhalten. 
Obere Reinigungsöffnungen ſind entbehrlich, wenn die Reinigung bequem 
vom Dache aus erfolgen kann. Die unteren Reinigungsöffnungen dürfen, 
wenn ſie im Keller angebracht ſind, nicht in verſchloſſenen Räumen liegen. 
Reinigungsöffnungen in Wohn-, Lager- und Dachräumen find mit feuer- 
ſicheren Doppeltüren zu ſchließen. 

13. Alle ſeitlichen Reinigungsöffnungen ſind mit gefalzten eiſernen 
Türen oder Schiebern dicht zu verſchließen. 

14. Aufſätze find auf Schornſteinen nur zuläſſig, ſoweit fie die 
ordnungsmäßige Reinigung nicht behindern, und müſſen die lichte Weite der 
Schornſteine erhalten. 

15. An ein Schornſteinrohr von 250 qem lichtem Querſchnitte dürfen 
höchſtens 3 gewöhnliche Zimmeröfen angeſchloſſen werden. Jeder Hinzu- 
tretende Ofen dieſer Art bedingt eine Vergrößerung des Querſchnittes um 
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80 gem. Für jede Kochherdfeuerung, die nicht an ein beſteigbares Schorn⸗ 
ſteinrohr angeſchloſſen iſt, muß ein beſonderes Schornſteinrohr angelegt 
werden. Münden Rauchröhren aus Feuerſtellen von erheblichem Umfange 
($ 48, Abſatz 8) ein, jo kann eine Vergrößerung des Querſchnittes gefordert 
werden. 

16. Die Schornſteine ſind ſo anzulegen und zu benutzen, daß die 
Gebäude und deren Umgebung durch Funken, Rauch und Ruß nicht gefährdet 
werden. 

17. Schornſteine, die von der Straße oder Nachbargrenze weniger als 
5 m entfernt find, müſſen von der Erdoberfläche ab mindeſtens 12 m hoch 
fein; vorbehaltlich jederzeitigen Widerrufs kann die Höhe bis auf 8 m ermäßigt 
werden. 

18. Schornſteine für gewerbliche Anlagen müſſen die umliegenden 
Dachfirſten überragen, mindeſtens aber 3 m höher ſein, als die größte zuläſſige 
Gebäudehöhe in der betreffenden Bauklaſſe. 

19. In Küchen, einſchließlich der Waſchküchen mit geſchloſſener 
Feuerung, iſt zum Abzug der Waſſerdämpfe ein beſonderes Rohr einzurichten, 
das für ein oder zwei Küchen einen Querſchnitt von 250 qem, für jede Hingu- 
tretende Küche eine Vergrößerung von 50 gem erhalten muß. 

20. Mauerkanäle aller Art ſind den vorſtehenden Beſtimmungen ent⸗ 
ſprechend auszuführen. Am Kopfe ſolcher Rohre, die nicht zur Ableitung des 
Rauches von Feuerſtätten beſtimmt ſind, iſt in der zweiten Schicht ein ent⸗ 
ſprechend ſtarkes Kreuz aus Eiſen oder ein weitmaſchiges Drahtgeflecht ein— 
zumauern. | 

$ 51. Behälter für Abfall und Aſche. 1. Behälter 
zur vorläufigen Aufnahme wirtſchaftlicher und gewerblicher Abgänge und 
Abfallſtoffe ſind unten und an den Seiten undurchläſſig herzuſtellen und oben 
dicht zu überdecken. 

2. Aſchebehälter müſſen Wände und Decken aus unverbennlichem 
Stoffe erhalten. 

3. Aſchebehälter müſſen auf allen mit Feuerungsanlagen verſehenen 
Grundſtücken vorhanden ſein. 

$ 52. Gasleitungen.) 1. Die Gasleitungsrohre müſſen durch⸗ 
weg von Schmiedeeiſen und undurchläſſig ſein. 

2. Gasleitungen in unzulänglichen Hohlräumen unter bewohnten 
Gebäuden und in gemeinſchaftlichen Mauern ſind unzuläſſig. 

3. Gasleitungen dürfen nicht in Schlacke, Aſche und andere das Eiſen 
angreifende Füllungen gelegt werden. 

4. a. Hausleitungen ſollen gegen die Straßenleitung an einen 
geſicherten, aber leicht zugänglichen Ort innerhalb des Gebäudes 
abſchließbar ſein. 

b. Vor jedem Gebäude, in dem ſich eine Gasleitung von mehr als 
100 Flammen befindet, iſt das Gaszuleitungsrohr mit einem 
Verſchluſſe zu verſehen, durch den das Gas leicht, ſicher und voll⸗ 
ſtändig abgeſperrt werden kann. Die Stelle des Verſchluſſes 
muß äußerlich kenntlich gemacht werden. Die Zuverläſſigkeit des 
Verſchluſſes wird durch die ſtädtiſchen Gaswerke geprüft. 

5. Die Flur- und Treppenbeleuchtungsanlagen müſſen einen beſonderen 
Haupthahn am Gasmefjer haben, der in einem verſchließbaren Kaften oder 


) In der Faſſung des II. Nachtrags vom 29. 3. 1911. 
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dergleichen unterzubringen iſt. Jeder Brenner muß mit einem Abſperrhahn 
verſehen ſein. 

6. Schläuche zur Gasführung müſſen Abſchlußhähne in der eiſernen 
Leitung erhalten. Gasſchläuche dürfen nicht nur auf die Mundſtücke der Gas- 
hähne an der feſtliegenden Gasleitung und des Gasrohres am Heiz- oder 
Beleuchtungskörper geſtreift werden, ſondern müſſen auch mit geeigneten 
Schlauchklemmen oder Anſchlußſtücken verſehen ſein, die eine Lockerung oder 
das Herunterfallen des Schlauches unmöglich machen. Schläuche oder beſondere 
Mundſtücke müſſen mit einem 1 mm ſtarken Bindfaden, nicht mit 
Draht an den beiderſeitigen Anſchlußſtellen feft umbunden werden. 

7. Die Abgaſe der Gasbadeöfen ſind in einem Schornſtein von 250 gem 
Querſchnitt, der ſonſt den Beſtimmungen für derartige Schornſteine (ſiehe 
$ 50 der Baupolizeiverordnung vom 19. Mai 1908) entſpricht, einzuleiten. 
Für mehrere übereinander liegende Badeöfen der verſchiedenen Stockwerke 
genügt ein Schornſtein. 

Feuerungsanlagen anderer Art dürfen in dieje Schornſteine nicht eim- 
geleitet werden. 

8. a. Die Gasmeſſer find in der Regel innerhalb der einzelnen 

Wohnungen aufzuſtellen. In jeder Wohnungsleitung ift ein 
Hahn einzubauen, durch den die Leitung für diefe Wohnung ab- 
geſperrt werden kann. : 

b. Mehr als drei Gasmeſſer dürfen nur in Räumen aufgeſtellt 
werden, die von außen zugänglich und mit maſſiven Decken und 
Wänden umgeben ſind, froſtfrei liegen und Lüftung und Be— 

. lichtung nur von außen erhalten. 

9. Wer eine Gasleitungsanlage einrichten, ausbeſſern oder ändern 
laſſen will, hat dies vorher ſchriftlich den ſtädtiſchen Gaswerken anzuzeigen 
(SS 2, 3, 4 der Bedingungen für die Anlage und Benutzung von Gasleitungen 
im Anſchluß an das Rohrnetz der Gaswerke der Stadt Breslau vom 8. März 
1910). 

10. Nach Ausführung der Arbeit iſt den ſtädtiſchen Gaswerken wiederum 
Anzeige zu machen. Die Anlage darf erſt in Benutzung genommen werden, 
wenn ſie von den ſtädtiſchen Gaswerken auf ihre Sicherheit geprüft worden iſt. 

11. Für die Befolgung der Vorſchriften in Abſ. 9 und 10 ſind die Haus⸗ 
beſitzer und deren beſtellte Stellvertreter verantwortlich. 

12. Im übrigen gelten die vom Magiſtrat erlaſſenen und ortsüblich 
bekannt gemachten „Beſtimmungen über die Anlage von Privatgasleitungen 
und ihre Prüfung durch die ſtädtiſchen Gaswerke in Breslau.“) 

§ 53. Elektriſche Anlagen und Blitzableiter. Für 
die Einrichtung von elektriſchen Anlagen und Blitzableitern find die gelten- 
den „Sicherheitsvorſchriften“ des Verbandes Deutſcher Elektrotechniker maß— 
gebend, ſoweit nicht beſondere polizeiliche Vorſchriften beſtehen. 


C. Gejundheitlihe Bauvorſchriften. 


$ 54. Aufhöhung von Bauplätzen. Der zur Aufhöhung 
von Bauplätzen verwendete Schutt, Sand, Kies oder ſonſtige Boden darf 
nicht mit organiſchen Abfällen, fäulnisfähigen oder fäulniserregenden Stoffen 
vermiſcht werden. 
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$ 55. Freifläche. 1. Bei der Bebauung eines jeden Grundſtücks 
muß ein beſtimmter Teil der geſamten hinter der vorgeſchriebenen Bauflucht⸗ 
linie liegenden Fläche unbebaut bleiben (Freifläche). / 

Das Maß der unbebaut zu laſſenden Fläche wird im Abſchnitt VI 
dieſer Polizeiverordnung, abgeſtuft nach Ortsteilen, feſtgeſetzt. 

2. Bei bereits bebaut geweſenen Grundſtücken, die eine Tiefe von 
weniger als 15 m hinter der Fluchtlinie bei Erlaß dieſer Polizeiverordnung 
beſitzen oder nachher durch eine zu öffentlichen Zwecken durchgeführte Mak- 
regel erhalten, iſt die Bebauung ohne Freifläche geſtattet, wenn alle Muf- 
enthaltsräume (§ 56) genügend Luft und Licht unmittelbar von der Straße her 
erhalten. 

3. a. Bei Feſtſtellung der Freifläche werden in allen Bauklaſſen die 
Flächen der Vorgärten bis zu einer Tiefe von 6 m von der 
Geſamtfläche vorweg abgezogen. Bei tieferen Vorgärten kommt 
die 6 m hinter der Straßenfluchtlinie liegende Vorgartenfläche in 
Anrechnung. 

b. Baulichkeiten jeder Art werden als bebaute Fläche gerechnet, ins- 
beſondere auch die Flächen unter mehr als 30 em ausladenden 
Vor- und Überbauten, Umgängen, Galerien und Geſimsvor— 
ſprüngen. Dagegen werden nicht als bebaut gerechnet: Hofunter⸗ 
kellerungen, offene Glasdächer von weniger als 2 qm Grundfläche, 
Klappen bis zu 3 qm Grundfläche über Kellertreppen, nicht um- 
mantelte Aufzugsſchächte, Aſche- und Müllbehälter, ferner Frei- 
treppen, Sockel der Hofwände von nicht mehr als 13 em größter 
Ausladung, ſodann Grenzzäune aus Holz oder Eiſen, endlich 
maſſive Grenzmauern bis zu 2,5 m Höhe. 

c. In der 3.—5. Bauklaſſe werden Hofbalkone, die zuſammen nicht 
mehr als ein Drittel der Hoffrontlänge einnehmen und nicht 
mehr als 1,50 m ausladen, außer bei Eckgrundſtücken als bebaute 
Fläche nicht gerechnet. 

4. Auf den Höfen iſt die Herſtellung von Gartenanlagen zuläſſig. Bei 
ihrer Bepflanzung und Umwährung find die Anordnungen der Baupolizei- 
verwaltung für unbehinderte Zufahrten und Zugänge — insbeſondere für 
die Feuerwehr zu befolgen. 

5. a. Unbebaute Flächen, die nach ihrer Lage und Geſtaltung für die 
Erhellung und Lüftung der Gebäude ohne Nutzen ſind, können bei 
Berechnung der Freiflächen von der Geſamtfläche vorweg ab— 
gezogen werden. 

b. Nebenhöfe (§ 58, Abſ. 2) werden nur dann als unbebaute Flächen 
in Rechnung geſtellt, wenn ihre Grundfläche mindeſtens 15 qm 
bei 3 m kleinſter Abmeſſung beträgt. 

6. Auf bebauten Grundſtücken, die nicht die vorgeſchriebene Freifläche 
beſitzen, dürfen weder neue Geſchoſſe auf den vorhandenen Gebäuden auf- 
gebaut, noch neue Räume zum dauernden Aufenthalt von Menſchen in den 
vorhandenen Gebäuden hergeſtellt werden. 

7. Die im Abſchnitt VI vorgeſehenen Vergünſtigungen der Eckgrund— 
ſtücke genießen nur Grundſtücke, die bei einer Frontlänge von mindeſtens je 
10 m an der Kreuzung zweier fich in einem Winkel von nicht mehr als 135 ° 
ſchneidenden Straße liegen. 

8. Überſchreitet die hinter den Baufluchtlinien liegende Grundfläche 
eines ſolchen Grundſtücks 600 qm, ſo gelten für die überſchießende Fläche die 
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Vorſchriften der Frontgrundſtücke. Auf Eckgrundſtücke an Straßen mit 
offener Bauweiſe findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 

9. Ein Eckgrundſtück mit Hintergebäude oder Seitenflügel iſt bezüglich 
der unbebaut zu laſſenden Fläche einem Frontgrundſtück gleich zu achten. 

§ 56. Aufenthaltsräume. (Zum dauernden Auf- 
enthalt von Menſchen beſtimmte Räume.) 1. Aufenthalts- 
räume ſind insbeſondere Wohn- und Schlafräume, Küchen, Waſchküchen, 
Dienſtbotenkammern, Werkſtätten, Geſchäftsräume, Gaſt- und Schankzimmer. 

2. Alle nicht an der Straße liegenden Aufenthaltsräume müſſen Licht 
und Luft unmittelbar von einem Hofe erhalten, deſſen Grundfläche mindeſtens 
80 qm bei 8 m geringſter Abmeſſung beträgt. 

3. In den zwei oberſten Wohngeſchoſſen kann die Anlegung von 
Küchen, Schlafkammern und Waſchküchen an einem den 
Vorſchriften des § 58, Abſ. 2 entſprechenden Nebenhofe geſtattet werden. 
Solche Schlafkammern müſſen jedoch eine Grundfläche von mindeſtens 7 qm 
und eine Fenſterfläche von mindeſtens 1 qm auf 20 cbm Rauminhalt erhalten. 

4. Iſt die nach Abſchnitt VI nicht bebaubare Fläche eines Grund⸗ 
ſtücks ſchon bei Erlaß dieſer Polizeiverordnung geringer als 80 qm, jo 
darf der Haupthof entſprechend, jedoch nicht unter 36 qm, bei 6 m kleinſter Wb- 
meſſung, eingeſchränkt werden. 

Bei Grundſtücken, deren Grundfläche nach Erlaß dieſer Polizeiver— 
ordnung verkleinert worden ift, gilt dieje Vergünſtigung nur, wenn die Ber- 
kleinerung zu öffentlichen Zwecken erfolgt iſt. 

5. Der Fußboden des oberſten Geſchoſſes, in dem Aufenthalts- 
räume angelegt find, darf nicht mehr als 17,50 m über die Oberfläche des 
Bürgerſteiges oder des Hofes liegen. 

6. Alle Aufenthaltsräume müſſen trocken ſein und durch Fenſter von 
ausreichender Größe und zweckmäßiger Lage unmittelbar Luft und Licht 
von außen erhalten. 

7. Die lichtgebende und zum Offnen eingerichtete Geſamtfläche der 
Fenſter muß mindeſtens 1 qm auf 30 ebm Rauminhalt betragen. 

8. a. Fenſterbrüſtungen ſind entweder mindeſtens 80 em über 
dem Fußboden anzulegen oder mit einer geeigneten Schutzwehr zu 
verſehen. 

b. Die Fenſterſturze find mindeſtens 2 m über Zimmerfußboden und 
1 unterſten Wohngeſchoß mindeſtens 1,60 m über Erdhöhe an- 
zulegen. 

c. Die Lichthöhe der Fenſter muß mindeſtens 1 m betragen. 

9. Alle Aufenthaltsräume müſſen eine Grundfläche von mindeſtens 
5 qm und eine — bei ungleicher Höhenlage der Dede oder des Fußbodens 
im Durchſchnitt zu berechnende — lichte Höhe von mindeſtens 2,80 m 
haben, ſowie nirgends tiefer als 50 em unter Erdhöhe liegen. Das Maß von 
50 em kann auf 1 m erhöht werden, wenn an der zugehörigen Außenwand 
ein durchgehender Lichtgraben hergeſtellt wird (ſiehe aber $ 28). Ein 
ſolcher Graben muß mindeſtens 1 m breit fein und mit feiner gut zu ent- 
wäſſernden Sohle mindeſtens 15 em tiefer als der Fußboden der anſtoßenden 
Räume liegen. 

10. Beim Umbau älterer Gebäude kann die Baupolizeiverwaltung die 
Herſtellung von Aufenthaltsräumen in Geſchoſſen zulaſſen, die eine geringere 
Lichthöhe, mindeſtens jedoch von 2,50 m beſitzen. 
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11. Räume am Hofe, deren Decke nicht mindeſtens 2,50 m über 
Erdhöhe liegt, dürfen zum dauernden Aufenthalt von Menſchen nur benutzt 
werden, wenn die Tiefe des vorliegenden Hofes mindeſtens gleich iſt der für 
Hintergebäude zuläſſigen höchſten Höhe, mindeſtens aber 12 m beträgt. 

12. Gebäude, die ganz oder teilweiſe zum dauernden Aufenthalt von 
Menſchen beſtimmt ſind, müſſen gegen aufſteigende Erdfeuchtigkeit und Boden⸗ 
luft durch wagerechte, waſſerdichte Schichten in den Mauern und durch 
maſſive — bei Aufenthaltsräumen im Keller undurchläſſige — Sohlen 
geſchützt werden. Liegen die Fußböden derartiger Räume tiefer als der Bürger⸗ 
ſteig oder die Hofoberfläche, ſo ſind ihre mit dem Erdreich in unmittelbare Be- 
rührung kommenden Umfaſſungswände, wenn davor nicht ein Lichtgraben 
angelegt iſt, auch ſeitwärts gegen das Eindringen von Erdfeuchtigkeit zu 
ſchützen. 

3 13. Der Fußboden jedes Aufenthaltsraumes muß mindeſtens 30 em 

über dem höchſten bekannten Grundwaſſerſtande angelegt werden. 

14. a. Kellerräume dürfen als Aufenthaltsräume nur dienen, wenn 
ſie und ihre Zugänge von den übrigen Kellerräumen durch maſſive 
Wände mit feuerſicheren Türen (T-Türen) abgeſchloſſen werden 
($ 47, Abſ. ge). 

b. Dachräume dürfen als Aufenthaltsräume nur dienen, wenn 
fie den Beſtimmungen der Abſätze 5—7, Sc und 9 entſprechen, un- 
mittelbar über dem oberſten Geſchoſſe liegen und wenn ſie und ihre 
Zugänge von den übrigen Bodenräumen durch maſſive Wände 
und nach oben durch vorſchriftsmäßige, beſondere, von dem Dache 
durch eine Luftſchicht getrennte Decken abgeſchloſſen werden. 

15. a. Waſchküchen müſſen eine Mindeſtgröße von 12 qm erhalten 
und dürfen in Vordergebäuden nur an der Hinterfront angelegt 
werden. 

b. Waſchküchen für den Hausbedarf dürfen im Dağ- 
geſchoß hergeſtellt werden, auch wenn der Fußboden höher als 
17,50 m über der Oberfläche des Bürgerſteiges oder des Hofes 
liegt; es muß dann aber in der Nähe der Waſchküche eine 
Bedürfnisanſtalt angelegt werden. 


$ 57. Zahl der Wohngeſchoſſe. Die zuläſſige Zahl der 
Wohngeſchoſſe, d. h. der Wohngeſchoſſe, welche Aufenthaltsräume enthalten, 
iſt im ſechſten Abſchnitt, abgeſtuft nach Ortsteilen, feſtgeſetzt. 

1. Über die im ſechſten Abſchnitt beſtimmte Geſchoßzahl hinaus dürfen 
Waſchküchen angelegt werden, wenn ſie eine Mindeſtgröße von 16 qm erhalten, 
bei 5 bewohnbaren Geſchoſſen aber nur im Dachgeſchoſſe. 

2. Wo über die zuläſſige Zahl der Wohngeſchoſſe eine Hausmeiſter⸗ 
wohnung geſtattet iſt (Abſchnitt VI), darf dieſe nur zwei Stuben und eine 
Küche von zuſammen nicht mehr als 60 qm lichter Grundfläche erhalten, und 
ſie darf nicht ſo angelegt werden, daß dadurch der Eindruck eines weiteren 
Wohngeſchoſſes hervorgerufen wird. 

3. Ein Dachgeſchoß gilt als volles Wohngeſchoß, wenn die ſenkrechten 
äußeren Umfaſſungswände eine größere Höhe als 1 m haben oder wenn die 
Neigung des mit Fenſtern verſehenen Daches ſteiler als 75 ® ift. 

4. Ein Kellergeſchoß gilt als ein volles Wohngeſchoß, wenn der Fuj- 
boden des darüber liegenden Geſchoſſes höher als 2,60 m über der Erdober⸗ 
fläche liegt. 
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$ 58. Nutzräume. 1. Als Räume, die nicht zum dauern⸗ 
den Aufenthalt von Menſchen beſtimmt ſind (Nutzräume), gelten 
insbeſondere: Flure, Gänge (Korridore), Bodenräume, Bedürfnisanſtalten, 
für den Haus- und Hotelbedarf beſtimmte Badeſtuben, Plättſtuben und Roll- 
kammern, Speiſekammern und ähnliche Vorratsräume, Räucherkammern, 
Gewächshäuſer, Kegelbahnen, Heizräume, Maſchinenräume, wenn ſie nur 
Aufzugs⸗, Lüftungs- und kleineren Beleuchtungsbetrieben dienen, Wein-, 
Bier⸗ und Branntweinkellereien und Räume, die nur zur Lagerung von 
Waren und zur Aufbewahrung von Gegenſtänden beſtimmt ſind. 

2. Nutzräume dürfen an Nebenhöfen (nicht in Nebenhöfen) angelegt 
werden, deren Umfaſſungswände maſſiv gebaut ſind. Die Grundfläche der 
Nebenhöfe muß, bei 2 m geringſter Abmeſſung, betragen: 

bei Durchführung durch zwei Obergeſchoſſe 6 qm und für jedes weitere 
Geſchoß 1 qm mehr. i 

Nebenhöfe find unten mit einem Kanal zu verſehen, der ihnen von 
außen dauernd friſche Luft zuführt. Der Kanal muß einen lichten Querſchnitt 
von mindeſtens 50 zu 50 em haben, über Erdoberfläche liegen und möglichſt 
gradlinig geführt ſein. Er muß an den Ausmündungsöffnungen mit Draht⸗ 
gitter verſehen ſein und ſich leicht reinigen laſſen. 

3. Flure können ohne unmittelbare Belichtung zugelaſſen werden, wenn 
für mittelbare Erhellung und ausreichende Lüftung geſorgt iſt. 

4. Kellerflure müſſen eine freie Durchgangshöhe von 1,85 m 
beſitzen. Für beſonders abgeſchloſſene Kellerräume wird ein Höhenmaß nicht 
vorgeſchrieben. 

§ 59. Viehſtälle. 1. In Viehſtällen muß der Fußboden undurch— 
läſſig hergeſtellt werden. 

2. Zur Aufnahme feſter Stallabgänge müſſen in den Ställen oder in 
zweckentſprechender Nähe, jedoch in einem Abſtande von mindeſtens 10 in von 
beſtehenden Röhren- und Keſſelbrunnen und mindeſtens 1 m von der Nachbar- 
grenze undurchläſſige Gruben angelegt werden. 

3. Die Stalljauche iſt unterirdiſch zum Straßenkanal abzuleiten. 

4. In den Umfaſſungswänden der Stallgebäude 
dürfen unbeſchadet der allgemeinen Vorſchriften über den Abſtand der 
Gebäude Offnungen nur in einer ſeitlichen Entfernung von wenigſtens 
3 m von Öffnungen anderer Gebäude, wenn diefe zum dauernden Aufenthalt 
von Menſchen beſtimmt ſind, angelegt werden. 

5. Ställe unter und neben Aufenthaltsräumen (§ 56) müſſen maſſive und 
luftdichte Wände erhalten; auch können hierbei weitergehende Forderungen für 
die Befeſtigung des Fußbodens, die Bekleidung der Wände und Decken, die 
Anordnung von Hohlräumen zwiſchen der Decke des Stalles und dem Fuß— 
boden des darüber befindlichen Geſchoſſes, für die Lüftungseinrichtungen und 
für die Entwäſſerung geſtellt werden. 

6. Ställe unmittelbar an der nachbarlichen Grenze müſſen in der 
Wrede auer eine durchgehende, mindeſtens 5 em ſtarke Luftſchicht er— 

alten. 

T. Die an der Straße liegenden Wände der Ställe find in ganzer Höhe 
mit einer Luftſchicht von 5 em Stärke zu verſehen. Der innere Teil der 
Wände muß mindeſtens ½ Stein = 12 em ſtark, aus hart gebrannten Ziegeln 
in reinem Zementmörtel gemauert werden. 

8. Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf Ställe für kleine Tier— 
gattungen, insbeſondere Federvieh, keine Anwendung. 
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$ 60. Waſſerverſorgung. 1. Alle bebauten Grundſtücke 
müſſen mit einer Waſſerleitung verſehen ſein, die ſämtliche Wohngeſchoſſe mit 
Waſſer verſorgt. j JG 3 

2. Dies kann entweder durch Anſchluß an die ſtädtiſche Waſſerleitung 
oder durch Herſtellung einer beſonderen Druck-Waſſerleitung geſchehen, die das 
Waſſer aus einem Pumpbrunnen in einwandsfreier Beſchaffenheit und aus⸗ 
reichender Menge entnimmt. = 
3. Für jede Familienwohnung von mehr als zwei Zimmern und Küche 
muß ein eigener Waſſerhahn mit darunter befindlichem Ausguß vor- 
handen ſein. 8 

4. Für die Herſtellung der Anſchluß- und Hausleitungen gelten beſondere 
Beſtimmungen. . 

5. a. Die zu 2 erwähnten Brunnen ſind dicht abzudecken und müſſen 
von Abort, Dunggruben und ſonſtigen zur Aufnahme von Abfall 
oder gewerblichen Stoffen dienenden Leitungen und Gruben 
mindeſtens 10 m entfernt fein. Auch dürfen in der Nähe keine 
Ausgußvorrichtungen vorhanden ſein. 

b. Das Brunnenmauerwerk iſt bis wenigſtens 50 em über das 
Erdreich emporzuführen, im oberen Teile bis mindeſtens 2 m 
unter das Erdreich mit vollen Fugen in Zementmörtel zu mauern 
und von außen mit Zement zu verputzen. 

e. Geſchlagene, nur aus eifernen Röhren beſtehende, ohne Mauer⸗ 
werk hergeſtellte Pumpbrunnen müſſen an der Erdoberfläche 1 m 
im Umkreiſe mit waſſerundurchläſſigem Pflaſter umgeben werden. 

d. Hölzerne Brunnen oder Pumprohre ſind nicht zuläſſig. 


§ 61. Entwäſſerung. 


1. a. Auf Grundſtücken an Straßen, die mit der ſtädtiſchen Kanaliſation 
verſehen ſind, müſſen alle Baulichkeiten und Höfe an den Straßen⸗ 
kanal angeſchloſſen werden. Für die Herſtellung der Anſchluß⸗ 
und Hausleitungen gelten beſondere Beſtimmungen. 

b. Die Sohle der Kellerräume iſt derart anzulegen, daß ſie wenigſtens 
30 em höher liegt als die Ausmündung des Zweigabflußrohres 
für das Baugrundſtück in den Straßenkanal. Bei Hintergebäuden 
iſt dieſes Maß auf mindeſtens 60 em zu erhöhen. 

c. Ausnahmen von den Vorſchriften des Abſatzes b find — ins- 
beſondere bei gewerblichen Anlagen — zuzulaſſen, wenn für eine 
genügende Entwäſſerung der Kellerſohle auf andere Art 
geſorgt wird. 

2. a. Fehlt in der Straße die unterirdiſche Entwäſſerungsanlage, ſo 
können das Tagewaſſer und die flüſſigen Wirtſchaftsabgänge durch 
Rohre mit undurchläſſigen Wandungen oder durch befeſtigte 
Rinnen, in die Straßenrinnen, Rinnſteine oder Straßengräben 
geleitet werden. 

b. Die Wirtſchaftswäſſer müſſen jedoch, ehe ſie in die Straßenrinn⸗ 
ſteine abfließen, auf dem Grundſtücke durch einen mit eng ver⸗ 
gitterter Ausflußöffnung und mit Waſſerverſchluß verſehenen 
undurchläſſigen Schlammfang geleitet werden. : 

e. Zur Aufnahme aller anderen Flüſſigkeiten find im Hofe Sammel- 
gruben anzulegen, die der Vorſchrift des Abſatzes 5 genügen 
müſſen und nach Bedarf zu räumen und zu reinigen ſind. 
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3. Auf die zurzeit noch nicht mit Rinnſteinen verſehenen Straßen findet 
die Beſtimmung des Abſatzes 2 Anwendung, ſobald die Rinnſteine hergeſtellt 
werden. Die dort vorgeſchriebenen Anlagen müſſen binnen zwei Monaten 
nach Vollendung der Rinnſteinanlage ausgeführt werden. 


4. Wo eine Abführung der Abwäſſer in die Kanäle oder Straßenrinn⸗ 
ſteine nicht zugelaſſen wird, oder wo ſolche Vorkehrungen nicht vorhanden ſind, 
kann die Anlage undurchläſſiger Sammelbehälter vorgeſchrieben werden. 


5. Die Behälter, zu denen auch die im § 59 Abſatz 2 erwähnten Dünger- 
gruben zu rechnen find, müſſen vollſtändig waſſerdicht, aus ſchärfſt gebrannten 
Ziegeln in reinem Zementmörtel gemauert werden, unverputzt bleiben und 
unter dem Boden ſowie um die Umfaſſungswände herum mit einem min⸗ 
deſtens 30 em ſtarken Letteſchlag umgeben werden. Die Überdeckung muß 
luftdicht hergeſtellt werden; wenn ſie aus Holz ausgeführt wird, iſt eine 
doppelte Bohlendecke herzuſtellen, bei der die Richtung der beiden Bohlenlagen 
wechſelt, und jede Bohle mindeſtens 4 cm ſtark iſt. 

$ 62. Aborte und Badeſtuben. 

1. a. Für jede Familienwohnung mit mehr als 2 Zimmern und Küche 

iſt ein verſchließbarer Abort anzulegen. Wo die Erfüllung dieſer 
Vorſchrift unverhältnismäßige Schwierigkeiten macht, kann die 
Baupolizeiverwaltung einen Abort für je zwei Familien— 
wohnungen zulaſſen. 

b. Bei kleineren Wohnungen iſt ein Abort für je zwei Familien 
erforderlich. 

c. In Häuſern, die vor dem 1. April 1893 erbaut worden find, kann 
ein Abort für je vier Familien belaſſen werden. 


2. Der Abort darf nicht weiter als eine Geſchoßhöhe von der Wohnung 
entfernt ſein. 

3. Die Bedürfnisanſtalten und Baderäume müſſen eine genügende Ent- 
lüftung erhalten. 

4. Die Bedürfnisanſtalten müſſen ausreichend durch Tageslicht er- 
leuchtet ſein und daher für jedes Abteil Fenſter von mindeſtens 0,3 qm (im 
Erdgeſchoſſe an Nebenhöfen 0,5 qm) Größe erhalten, die bequem zum Offnen 
eingerichtet ſind und unmittelbar ins Freie oder in einen vorſchriftsmäßigen 
Nebenhof führen. (§ 58, Abſ. 2.) 

5. Jeder Abortraum muß eine Grundfläche von mindeſtens 1 qm bei 
einer geringſten Breite von 80 em und einer geringſten Tiefe von 1,25 m 
haben. Vor dem Sitz muß ein freier Raum von mindeſtens 60 em Tiefe 
verbleiben. 


6. Die Aborträume ſind von anderen Räumen durch dichte und geputzte 


Decken und Wände zu trennen. Gips- und Zementdielen zwiſchen Holzſtielen 
werden als dichte Wände nicht angeſehen. 


7. Bedürfnisanſtalten unmittelbar unter Räumen zum dauernden 
Aufenthalt von Menſchen müſſen maſſive, luftdicht abſchließende Decken 
erhalten. 

8. Die Abfallrohre müſſen aus Eiſen beſtehen, froſtfrei angelegt und 
über Dach entlüftet werden. . ee 


Fünfter Abſchnitt. 
Gewerbliche Anlagen und Verſammlungsräume. 


§ 63. Holzbearbeitungswerkſtätten. I. Für Herſtellung 
und Einrichtung von Holzbearbeitungswerkſtätten mit Feuerungsanlagen 
gelten folgende Beſtimmungen: t 

1. Die Werkſtätten müſſen maſſive Umfaſſungswände haben. 

2. Die Decken der Werkſtätten ſind feuerfeſt herzuſtellen, wenn ſich 
darüber Wohnungen befinden; an hölzernen Decken iſt alles Holzwerk zu 
berohren und zu putzen. i a 

3. Zur Erwärmung der Werkſtätten bei Winterszeit oder zum Trocknen 
dürfen keinerlei Metallöfen oder metallene Rauchröhren benutzt werden. 
Die Ofen ſind aus Stein oder Kacheln ſo herzuſtellen, daß ſie nur von außen 
oder aus einem feuerfeſt gebauten Vorgelege von mindeſtens 1,50 m Höhe 
und 50 em Tiefe geheizt werden können. Etwa vorhandene eiſerne Abdeckungs⸗ 
platten an den Ofen müſſen mindeſtens mit zwei in Verband, in Lehm⸗ 
mörtel gelegten Dachſteinſchichten bedeckt werden. Zur Abführung des 
Rauches von den Ofen zum Schornſtein ſind gemauerte Kanäle anzuwenden. 

II. Hat eine Holzbearbeitungswerkſtätte mit Feuerungsanlage einſchl. 
der Lagerräume mehr als 50 qm Grundfläche in zuſammenhängenden 
Räumen, ſo gelten außerdem folgende Vorſchriften: 

a. In Wohngebäuden müſſen jämtliche Wohnungen neben und 
über ſolchen Werkſtätten mindeſtens einen mit den Werkſtätten 
und Lagerräumen nicht in Verbindung ſtehenden Zugang oder 
Treppenaufgang haben und durch feuerfeſte Wände und Decken 
von jenen Räumen getrennt ſein. 

b. Die zu den Werkſtätten gehörenden Treppen müſſen feuerfeſt ſein; 
die von den Treppen zu den Werkſtätten führenden Offnungen 
find mit feuerſicheren Türen („T“ Türen) zu verſehen. (§ 47, 
Abſatz ge.) 

c. Für jede Werkſtatt, in der Leim auf einer Feuerſtätte gekocht wird, 
iſt eine beſondere Leimküche, mit maſſiven Umfaſſungswänden 
und feuerfeſter Decke, einzurichten. Unter der Leimküche ſind die 
Decke und der Fußboden durchweg aus unverbrennlichen Stoffen 
herzuſtellen. Die Leimküche iſt von der Werkſtatt durch eine 
eiſerne Tür abzuſchließen. Zwiſchen der Tür und dem Herde der 
Leimküche muß ein Abſtand von mindeſtens 1 m vorhanden fein: 

Sogenannte Leimkamine ſind unſtatthaft. 

d. Zu jeder Werkſtatt muß ein abgeſondertes, durch maſſive Wände 
von allen übrigen Räumen geſchiedenes und mit feuerfeſter Decke 
verſehenes Spänegelaß gehören, deſſen Ausgang unmittelbar zum 
Hofe geht und durch eine eiſerne oder mit Eiſen beſchlagene Tür 
verſchließbar iſt. 


§ 64. Backöfen. In Scheunen, Ställen, Schuppen und anderen 
Gebäuden, in denen leicht entzündliche Gegenſtände aufbewahrt werden, iſt die 
Anlage von Backöfen unzuläſſig. In anderen Gebäuden iſt ſie unter folgenden 
Bedingungen geſtattet: 

J. Der Raum, in dem der Backofen ſich befindet (Backraum), muß 
ringsum von maſſiven Wänden umgeben ſein. Die Decken müſſen geſchloſſen 
und entweder maſſiv oder verputzt ſein. 


Hy 
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2. Zwiſchen den Umfaſſungswänden des Backofens und den Wänden 
des Backraumes muß ein freier Zwiſchenraum von mindeſtens 10 em ber- 
bleiben. 

3. Der Fußboden des Backraumes muß auf eine Entfernung von 
mindeſtens 1,50 m vom Ofen mit Pflaſter verſehen ſein. 

4. Zwiſchen der Decke des Backofens und der feuerſicheren, mindeſtens mit 
Rohrputz bekleideten Decke des Backraumes muß ein Abſtand von wenigſtens 
1,25 m vorhanden ſein. 

5. Bei einem geringeren Abſtande muß entweder der Backofen ſelbſt 
in einer Entfernung von 15 em von ſeiner Decke mit einem Schutzgewölbe ver— 
ſehen oder der ganze Backraum maſſiv überdeckt fein. 

6. Alles freie Holzwerk, einſchließlich der Türen, muß wenigſtens 
1,25 m von der Einfeuerungsöffnung des Ofens entfernt bleiben. 


§ 65. Fleiſcher- und Wurſtmacherwerkſtätten. 


A. Werkſtattraum. 


1. a. Der Werkſtattraum muß bei 3 m lichter Mindeſthöhe eine 
Mindeſtgrundfläche von 10 qm bei mindeſtens 2,50 m Breite 
erhalten. 

b. In Werkſtätten, die nicht wenigſtens 18 qm Grundfläche haben, 
iſt die Einrichtung eines motoriſchen Betriebes nicht geſtattet. 

2. Die Decke über dem Werkſtattraume iſt, wenn ſich darüber Auf⸗ 
enthaltsräume befinden, maſſiv und durchaus luftdicht herzuſtellen. Unter 
einer vorhandenen Balkendecke ijt alsdann in 5 em Abſtand eine maſſive un- 
belaſtete Decke einzuziehen. Der ſo entſtehende Zwiſchenraum iſt mit der 
Außenluft in Verbindung zu bringen. 

3. Die Decke unter dem Werkſtattraume iſt maſſiv herzuſtellen. 

4. Der Fußboden des Werkſtattraumes iſt abwaſchbar, waſſerdicht und 
eben, aus fäulnisfreien Bauſtoffen (Zementeſtrich, Aſphalteſtrich, Tonflieſen) 
herzustellen; ihm ift ein alljeitiges Gefälle nach einem an die Abflußleitung 
angeſchloſſenen Fußbodeneinlauf zu geben. 

5. Der Werkſtattraum muß einen beſonderen Zugang vom Hofe aus 
erhalten; Türöffnungen nach dem Treppenhauſe und nach Wohnräumen ſind 
unſtatthaft. 

6. Die Schornſtein⸗ und Entlüftungsrohre find bis über die Dächer 
der benachbarten Gebäude oder doch ſo hoch zu führen, daß die Nachbarſchaft 
nicht durch Rauch, Ruß, Funken oder Ausdünſtungen gefährdet wird. 

7. In die Schornſteinrohre dürfen die Rauchrohre anderer Feuerſtätten 
nicht hineingeleitet werden, auch dürfen die Entlüftungsrohre mit anderen 
Räumen durch Offnungen nicht in Verbindung ſtehen. 

8. Die Wände des Werkſtattraumes ſind in ganzer Höhe mit glatten, 
hellen, nicht roten, Flieſen zu bekleiden oder auf glattem, gefilztem Putz mit 
einer ebenſolchen bleifreien DI- oder Emailfarbe zu ſtreichen. 

9. Über dem Keſſelofen ift ein, mit einem vorſchriftsmäßigen, 250 qem 
i. L. weiten Mauer- (Entlüftungs⸗) Rohr zu verbindender metallener Wraſen⸗ 
fang anzubringen, deffen Unterkante ſich 1,8 m über dem Fußboden befinden 
muß. Außerdem iſt zur Entlüftung des Geſamtraumes ein Mauerrohr von 
25X25 em lichter Weite oder 625 gem lichtem Querſchnitt vorzuſehen, deffen 
Abzugsöffnung im Raume mit einer Gasflamme (Lockflamme) zu verſehen iſt, 
die während des Betriebes in der Werkſtatt brennen muß. 
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10. Die oberen Fenſterflügel ſind als Kippflügel auszubilden und mit 
feſtſtellbaren Bewegungsvorrichtungen zum bequemen Offnen und Schließen 
von unten zu verſehen. iin 

11. In dem Werkſtattraume oder in ſeiner unmittelbaren Nähe iſt ein 
Zapfhahn der ſtädtiſchen Waſſerleitung nebſt Ausgußbecken froſtfrei und leicht 
zugänglich anzulegen. 

12. In dem Werkſtattraume iſt eine an Be- und Entwäſſerung ange⸗ 
ſchloſſene Waſchvorrichtung in 80 em Höhe über dem Fußboden anzubringen. 

13. In die Abflußanlage des Ausgußbeckens der Waſchvorrichtung und 
der Fußbodenentwäſſerung iſt ein Fettſammeltopf einzubauen. 


B. Räucherofen. 


1. Der Räucherofen muß eine beſondere maſſive Decke erhalten. 

2. Die Decke des Raumes, in welchem ein Räucherofen aufgeſtellt 
werden ſoll, iſt nach den Beſtimmungen bei A 2 herzuſtellen. 

3. Die Tür des Räucherofens iſt dicht ſchließend aus mindeſtens 3 mm 
ſtarkem Eiſenblech und ſtarkem eiſernen Rahmen in einen Eiſenfalz ſchlagend 
herzuſtellen. 

4. Der Räucherofen muß ein beſonderes Schornſteinrohr erhalten, in 
dürfen. die Rauchrohre anderer Feuerſtätten nicht hineingeleitet werden 
ürfen. 

5. Vor dem Feuerloch des Räucherofens iſt ein maſſives Vorgelege von 
loche 25 em Höhe herzuſtellen, deſſen Grundfläche etwa die Größe des Feuer— 
oches hat. 

6. Führen Türen des Raumes, in welchem ein Räucherofen aufgeſtellt 
wird, nicht unmittelbar ins Freie, ſo ſind ſie rauchdicht und ſelbſttätig 
ſchließend herzuſtellen. 

7. Der Raum, in dem der Räucherofen aufgeſtellt werden ſoll, darf 
ohne baupolizeiliche Genehmigung als Werkſtattraum nicht benutzt werden. 

866. Sonſtige gewerbliche Betriebsſtätten und 
Lagerräume. 1. Beſondere, dem Einzelfall angepaßte Vorſchriften 
kann die Baupolizeiverwaltung erlaſſen für Gebäude und Gebäudeteile: 

a. in denen Fabriken oder gewerbliche Betriebsſtätten eingerichtet 
werden ſollen, die ſtarke Feuerung erfordern, zur Verarbeitung 
leicht brennbarer Stoffe dienen, eine beſonders große Belaſtung 
oder Erſchütterung der Gebäude veranlaſſen, einen ſtarken Abgang 
unreiner Stoffe oder ſchädlicher Luft bedingen. Es gehören dahin: 
namentlich: Glüh- und Schmelzöfen, Schmieden, Schloſſereien, 
Tiegelgießereien, Olpreſſereien, Olkochereien, Räucherkammern, 
Druckereien, Spinnereien, Webereien, Strohhutfabriken, ag 
reien, Spritfabriken, Brennereien, Mälzereien, Zichorienfabriken, 
Gummifabriken, Wattefabriken, Putzwollfabriken, auch gewerbs- 
mäßig unterhaltene Stallungen, 

b. welche zur Aufnahme einer größeren Menge brennbarer Stoffe 
beſtimmt ſind: Speicher, Lagerräume u. dergl. 

2. Die an den Bau und die Einrichtung ſolcher Gebäude oder Gebäude- 
teile zu jtellenden beſonderen Anforderungen betreffen vornehmlich die Stärke 
und Beſchaffenheit von Wänden, Stützen, Decken, Dächern und Fußböden, 
Treppen, Feuerſtätten und Schornſteinen, die Zahl, Breite und Anordnung 
von Treppen, Türen und Fenſtern, Höhe des Raumes, die Art der Auf- 


bewahrung und Beſeitigung brennbarer Abfälle und unreiner Abgänge, 
Lüftungsvorrichtungen, die Anlage von Brunnen, Waſſerbehältern und Feuer- 
löſcheinrichtungen. 


$ 67. Bedürfnisanſtalten bei Fabriken und der⸗ 
gleichen. Bei Fabriken, Lagerhäuſern, Lagerplätzen und anderen gewerb- 
lichen Anlagen, ferner bei Gaſt- und Schankwirtſchaften und allen ſonſtigen 
ſtark beſuchten Gebäuden müſſen Bedürfnisanſtalten in der erforderlichen 
Zahl und Beſchaffenheit angelegt werden. Bei gewerblichen Anſtalten foll 
auf 20 Perſonen ein Abort kommen. Wo beide Geſchlechter verkehren, kann 
die Herſtellung getrennter Aborte mit beſonderen Zugängen gefordert werden. 


$ 68. Waren- und Geſchäftshäuſer, Theater, Bir- 
fusgebäude, öffentliche Verſammlungsräume, Krane 
kenanſtalten, Aufzüge Für Warenhäuſer und Geſchäftshäuſer 
größeren Umfanges, Theater, Zirkusgebäude, öffentliche Verſammlungs⸗ 
räume, Krankenanſtalten, Aufzüge gelten in erſter Linie die dafür erlaſſenen 
miniſteriellen und landespolizeilichen Vorſchriften. So insbeſondere 

1. die Sonderanforderungen an Warenhäuſer und an ſolche anderen 
Geſchäftshäuſer, in welchen größere Mengen brennbarer Stoffe 
feilgehalten werden, 

2. die Polizeiverordnungen betreffend die bauliche Anlage und die 
innere Einrichtung von Theatern, Zirfusgebäuden, 
und öffentlichen Verſammlungs räumen, 

3. die Allgemeine Anordnung betreffend Anlage, Bau und Ein— 
richtung von Kranken-, Entbindung- und Irren 
Anſtalten vom 17. Oktober 1900, 

4. die Polizeiverordnung betreffend die Einrichtung und den Betrieb 
von Aufzügen (Fahrſtühlen) vom 4. Auguſt 1900. 


Sechſter Abſchnitt. 


Bauklaſſen und Ortsteile. 


§ 69. Allgemeine Vorſchriften. Die Dichtigkeit der Be- 
bauung, insbeſondere die Höhengrenze der Gebäude, die bebaubare Fläche 
und die zuläſſige Zahl der Wohngeſchoſſe wird nach Bauklaſſen geregelt. Die 
in dieſe Bauklaſſen fallenden Ortsteile ſind nachſtehend durch Angabe der 
Grenzlinien bezeichnet; ſie können auch auf einer bei der Baupolizeiverwaltung 
niedergelegten Karte eingeſehen werden. 

1. Auf öffentliche Gebäude finden die Beſtimmungen über die Zahl der 
Wohngeſchoſſe keine Anwendung. 

2. Wo Straßen die Grenze bilden, iſt ihre Mittellinie ent- 
ſcheidend. 


A. Bauklaſſe I. ($$ 70—74.) 


$ 70. Grenzen. Die erſte Bauklaſſe umfaßt die innere Stadt, 
d. h. die Stadtteile, die eingeſchloſſen werden von der Oder (und zwar von dem 
ſüdlichen Arm), dem Gondelhafen, der Promenade vom Gondelhafen bis 
zum Ohlauer Stadtgraben und dem Stadtgraben. 

Für Bauklaſſe I gelten folgende Vorſchriften (SS 71 bis 74). 
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$ 71. Höhengrenze ander Straße. Die Höhe der Gebäude 
darf die eineinviertelfache Breite der Straße nicht überſteigen. Sie 
darf jedoch überall 12 m und höchſtens 22 m betragen. 


§ 72. Freifläche. 1. Die Größe der Freifläche muß mindeſtens 
ein Viertel, bei Eckgrundſtücken ein Fünftel der Grundſtücksfläche 
betragen. - 

2. Ausnahmen von dieſer Vorſchrift find insbeſondere für ſpitzwinklige 
Eckgrundſtücke und für Grundſtücke zuläſſig, die an zwei Straßen liegen, ohne 
Eckgrundſtücke zu ſein, ſowie bei der Neubebauung bereits überbaut geweſener 
Grundſtücke. 


$ 73. Höhe der Hintergebäude. 1. Hintergebäude dürfen in 
der Höhe die Ausdehnung des Hofraumes vor ihnen, ſenkrecht zu der Um- 
faſſungswand gemeſſen, um nicht mehr als 3 m überſchreiten. 

2. Ihre Höhe darf jedoch überall 12 m und höchſtens 19 m betragen. 


§ 74. Zahl- der Wohngeſchoſſe. Die Zahl der Wohn- 
geſchoſſe darf nicht mehr als fünf betragen. 


$ 74a. Beſondere Vorſchrifte n.“) a. Auf den Bauden⸗ 

grundſtücken an der Nordſeite des Topfkrames dürfen nur Bau⸗ 
werke errichtet werden, die — an der Hinterfront gemeſſen — eine 
Höhe von 3,30 m nicht überſchreiten. Bauden, die beim Erlaß 
dieſer Polizeiverordnung eine größere Höhe haben, können dieſe 
auch bei einem Neubau erhalten. Die Decken dieſer Gebäude 
müſſen aus feuerfeſten Bauſtoffen hergeſtellt werden. 

b. In den Grenzmauern der Grundſtücke Am Rathauſe nach dem 
Topfkram zu ſind oberhalb der Bauden Fenſter zuläſſig. 

c. Die Hinterfronten der Gebäude Am Rathauſe dürfen nur eine 
Höhe von 17 m erhalten. 


B. Bauklaſſe II. (§§ 75—79.) 


$ 75. Grenzen. Die zweite Bauklaſſe umfaßt das Gebiet 
außerhalb der Bauklaſſe I, das durch folgende Linien begrenzt wird: 
Ohlefluß von der Mündung aufwärts bis zum Weidendamm, Weiden- 
damm, verlängerte Löſchſtraße, Ohlefluß bis zur Wieſenſtraße, Wieſen⸗ 
ſtraße, die nördliche Grenze des Hauptbahnhofes bis zur Teichſtraße, 
Teichſtraße, Bohrauer Straße, verlängerte Sedanſtraße (Nr. 37 des 
Bebauungsplanes für die Südvorſtadt), Loheſtraße, Steinſtraße, Guten- 
bergſtraße, Goetheſtraße, Kaifer- Wilhelm - Strağe, Lothringer Straße, 
Hohenzollernſtraße, Höfchenplatz, Charlottenſtraße, Herderſtraße (Straße 25), 
Vorkſtraße (Straße 7), Opitzſtraße (Straße 24), Straße 1, Siebenhufener 
Straße, Verlängerung der Friedrichſtraße nach Weſten bis zur Märkiſchen 
Straße, Märkiſche Straße, Eiſenbahnunterführung (Glashaus), Striegauer 
Platz, Frankfurter Straße, Kurze Gaſſe (Straße 11 des Bebauungsplanes 
für die Nikolaivorſtadt), Poſener Straße, Lange Gaſſe, Fiſchergaſſe, Lorenz⸗ 
gaſſe und ihre Verlängerung bis Nikolaiſtadtgraben, Nikolaiſtadtgraben, 
Königsbrücke, An den Kaſernen, Wilhelmsbrücke, An der Wilhelmsbrücke, 
Schießwerderſtraße, Magazinſtraße, Schießwerderſtraße, Schützenſtraße bis zur 


) Eingefügt durch den J. Nachtrag vom 2. Februar 1909 P. 2012. 08, der mit der Ber- 
kündung im Gemeindeblatte vom 28. Februar 1909 (S. 165) in Kraft getreten iſt. 
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Oswitzer Straße, Südgrenze der Rechten Oderuferbahn, Niedergaſſe, Seiten⸗ 
gaſſe, Matthiasſtraße, Neue Adalbertſtraße (Straße 2 des Bebauungsplanes 
für die Sandvorſtadt), Michgelisſtraße, Waiſenhausſtraße, verlängerte Mon⸗ 
hauptſtraße, Lehmdamm, Michaelisſtraße, Piaſtenſtraße, verlängerte Dickhuth⸗ 
ſtraße (Straße 5), Dickhuthſtraße, Marienſtraße, Kaiſerſtraße, Oderſtrom, 
Ohlefluß. 

J yay Bauklaſſe II gelten folgende Vorſchriften (SS 7T6—79). 


$ 76. Höhengrenze ander Straße. Die Höhe der Gebäude 
darf die einfache Straßenbreite nicht überſteigen. Sie darf jedoch überall 
12 m und höchſtens 20 m betragen. 


§ 77. Freifläche. 1. Die Größe der Freifläche muß mindeſtens 
vier Zehntel, bei Eckgrundſtücken ein Viertel der Grundſtücksfläche 
betragen. 

92 Ausnahmen von dieſer Vorſchrift ſind zuläſſig für ſpitzwinklige 
Eckgrundſtücke, für Grundſtücke unmittelbar neben ſolchen und für Grundſtücke, 
die an zwei Straßen liegen, ohne Eckgrundſtücke zu ſein. 

3. Werden Frontgrundſtücke nur mit einem Vordergebäude (ohne 
Seitenflügel) von nicht mehr als 17 m Tiefe bebaut, ſo kann die Freifläche 
auf ein Drittel der Grundſtücksfläche verringert werden. 

4. Bei Grundſtücken, die mit mehreren Gebäuden bebaut werden 
ſollen, muß die Freifläche betragen für das Vordergebäude zwei 
Drittelſeiner Grundfläche und außerdem für jedes Hintergebäude 
deſſen einfache Grundfläche. 


$ 78. Höhe der Hintergebäude. 1. Hintergebäude dürfen in 
der Höhe die Ausdehnung des Hofraumes vor ihnen, ſenkrecht zu der Um— 
faſſungswand gemeſſen, nicht überſchreiten. 

2. Ihre Höhe darf jedoch überall 9 m und höchſtens 18 m betragen. 

$ 79. Zahl der Wohngeſchoſſe. 1. Vordergebäude dürfen 
höchſtens fünf, Hintergebäude höchſtens vier bewohnbare Geſchoſſe er— 
halten. 

2. In Straßen bis zu 15 m Breite dürfen auch Vordergebäude höchſtens 
vier Geſchoſſe erhalten. 

3. Die gleiche Beſchränkung wie in Abſatz 2 gilt in der Fiedlerſtraße 
und in der Bauſchulſtraße, jedoch kann hier außerdem eine Hausmeiſter⸗ 
wohnung zugelaſſen werden. (§ 57, Abi. 2.) 


C. Bauklaſſe III. ($$ 80—86.) 


$ 80. Grenzen. Die dritte Bauklaſſe umfaßt das Gelände des 
Stadtbezirks, ſoweit es nicht den Bauklaſſen I, II, IV und V zugeteilt iſt. 

Für Bauklaſſe III gelten folgende Vorſchriften (SS 81—86). 

$ 81. Höhengrenze an der Straße. Die Höhe der Gebäude 
darf die einfache Straßenbreite nicht überſteigen. Sie darf jedoch überall 
12 m und höchſtens 18 m betragen. 


8 82. Freifläche. 1. Die Größe der Freifläche muß mindeſtens 
f 1 nf Zehntel, bei Eckgrundſtücken ein Viertel der Grundſtücksfläche 
etragen. 


2. Ausnahmen ſind zuläſſig bei ſpitzwinkligen Eckgrundſtücken und bei 
Grundſtücken unmittelbar neben ſolchen. 
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3. Bei Grundſtücken, die mit mehreren Gebäuden bebaut werden 
ſollen, muß die Freifläche betragen für das Vordergebäude deſſen ein⸗ 
fache Grundfläche, außerdem für jedes Hintergebäude deſſen 
doppelte Grundfläche. 4 , 

4. Für Einfamilienhäuſer genügt eine Freifläche von vier Zehntel der 
Grundſtücksfläche. j : f 

5. Bei Fabrikgrundſtücken, d. h. ſolchen Grundſtücken, die außer mit 
Vorderwohngebäuden nur mit Gebäuden für gewerbliche Zwecke und Neben⸗ 

ebäuden (Kontoren, Ställen uſw.) ſowie mit nicht mehr als dreigeſchoſſigen 
Wohngebäuden für Fabrikbedienſtete bebaut ſind, muß die Freifläche betragen: 

a. für alle Wohngebäude und für mehr als zweigeſchoſſige Fabrik⸗ 
gebäude: deren einfache Grundfläche, ; ; 

b. für mehr als 7 m hohe eingeſchoſſige und für zweigeſchoſſige 
Fabrik- und Nebengebäude ohne Wohnungen: zwei Drittel ihrer 
Grundfläche, £ 

c. für nicht mehr als 7 m Höhe eingeſchoſſige Fabrik- und Neben- 
gebäude ohne Wohnungen: deren halbe Grundfläche. 

883. Höhe der Hintergebäude. 1. Hintergebäude dürfen 
= der Höhe die Ausdehnung des vor ihnen liegenden Hofraumes nicht über- 

reiten. 

2. Ihre Höhe darf jedoch überall 8 m und höchſtens 18 m betragen. 

$ 84. Zahl der Wohngeſchoſſe. 1. Die Zahl der Wohn- 
geſchoſſe darf nicht mehr als vier betragen. 

2. In Straßen bis zu 12 m Breite dürfen Vordergebäude nicht mehr 
als drei Wohngeſchoſſe erhalten. 

3. Außerdem iſt in beiden Fällen in Vordergebäuden eine Hausmeiſter⸗ 
wohnung (§ 57, Abſ. 2) zuläſſig. 

§ 85. Ausnahmen. 1. Grundſtücke der Bauklaſſe III, die bei 
Veröffentlichung dieſer Polizeiverordnung bereits über das durch § 82 be— 
ſtimmte Maß hinaus bebaut ſind, können in demſelben Maße wieder bebaut 
werden, jedoch nicht über das in § 77 beſtimmte Maß hinaus. 

2. Als bebaut im Sinne des Abſatzes 1 gilt nur die Fläche, die mit 
Wohngebäuden von mindeſtens zwei Wohngeſchoſſen beſetzt ift. 

3. Auf die Vordergebäude an den nachſtehenden Straßen und Straßen⸗ 
teilen finden bezüglich ihrer Höhe und bezüglich der Zahl der Wohngeſchoſſe die 
für Bauklaſſe II geltenden Vorſchriften Anwendung: 

a. die Ofener Straße von der Kloſterſtraße ab bis zum Kirchhofe 
von St. Berhardin, 

b. die Hubenſtraße von der Eiſenbahn bis zur Steinſtraße, 

E. die Georgenſtraße von der Hubenſtraße bis zur Straße 19, 

d. die Lehmgrubenſtraße zwiſchen Hubenſtraße und Herdainſtraße, 
jowie die Südſeite der Lehmgrubenſtraße zwiſchen Herdain⸗ und 
Bohrauer Straße, 

e. die Herdainſtraße zwiſchen Lehmgrubenſtraße und Goetheſtraße, 

f. die Kantſtraße von der Lehmgrubenſtraße bis zur Goetheſtraße, 

g. die Gottſchallſtraße zwiſchen Lehmgrubenſtraße und Goetheſtraße, 

h. die Bohrauer Straße von der Lehmgrubenſtraße bis zur Stein⸗ 
ſtraße und die Weſtſeite der Bohrauer Straße zwiſchen Stein⸗ 
ſtraße und Menzelſtraße, 

i. die Auguſtaſtraße zwiſchen Bohrauer Straße und Gottſchallſtraße, 

k. die Goetheſtraße zwiſchen Bohrauer Straße und Zobtenſtraße, 
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J. die Nordſeite der Steinſtraße zwiſchen Bohrauer Straße und 
Zobtenſtraße, D 

m. die Zobtenſtraße von der Bohrauer Straße bis zur Steinſtraße, 

n. die Oſtſeite der Loheſtraße von der Sedanſtraße bis zur Stein- 
ſtraße, 

o. die Südſeite der Herderſtraße zwiſchen Gabitzſtraße und Porkſtraße, 

p. die Gräbſchener Straße von der Opitzſtraße bis zur Weichbild— 
grenze, 

q- Sie Bergſtraße von der Märkiſchen Straße bis zur 1. Querſtraße, 

r. die Berliner Chauſſee von dem Striegauer Platz bis zur Weih- 
bildgrenze, 

s. die Pöpelwitzſtraße zwiſchen Bärenſtraße und Promnitzſtraße, 

t. die Bärenſtraße zwiſchen Frankfurter Straße und Kriſchkeſtraße, 

u. die Oſtſeite der Promnitzſtraße von der Frankfurter Straße bis zur 
Kriſchkeſtraße und die Weſtſeite der Promnitzſtraße von der 
Frankfurter Straße bis zur erſten Querſtraße, 

v. die Katzbachſtraße, 

w. die Trebnitzer Chauſſee vom Trebnitzer Platz bis zur Liebigſtraße, 

x. die Bergmannſtraße, 

y. die Kletſchkauſtraße von der Trebnitzer Chauſſee bis zur Oswitzer 
Straße, 

2. die Linnöſtraße. 

4. Bei Eckgrundſtücken an den vorſtehend unter Abſatz 3 aufgeführten 
Straßen iſt das fünfte Geſchoß in der einmündenden Straße auf eine Länge 
von 13 m — von der Ecke aus gerechnet — zuläſſig. 

Eine Vergrößerung dieſes Maßes bis auf höchſtens 18 m kann zugelaſſen 
werden, wenn ein befriedigender Übergang zur niedrigeren Bebauung ge— 
ſchaffen wird. 

86. Beſondere Vorſchriften. In den Teilen der Baus 

klaſſe III, die innerhalb folgender Grenzen liegen: 

1. Oderſtrom vom Strauchwehr abwärts, Grenze der Bauklaſſe II, 
Michaeliskirchplatz, Peſtalozziſtraße, Straßen 39, 10, Flutſchleuſe, 
Alte Oder und Grenze der Bauklaſſe V bis zur Oder, 

2. die Herdainſtraße, Steinſtraße, Menzelſtraße, Bohrauer Straße, 
die Weichbildgrenze, Loheſtraße, verlängerte Sedanſtraße, Boh- 
rauer Straße, Sadowaſtraße, Guſtav-Freytag⸗Straße und Ger- 
dainſtraße, 

3. Kaiſer-Wilhelm - Straße, Kaifer - Wilhelm - Prag, Hohenzollern— 
ſtraße und Lothringer Straße, 

4. Gabitzſtraße, Küraſſierſtraße, die Weichbildgrenze, Gräbſchener 
Sale Opitzſtraße (Straße 24), Yorkſtraße, Herderſtraße bis zur 

abitzſtraße, 
dürfen Fabrikgebäude und Anlagen, die bei ihrem Betriebe durch Verbreitung 
ſchädlicher Dünſte oder ſtarken Rauches, oder durch Erregung eines ungewöhn⸗ 
lichen Geräuſches Gefahren, Nachteile oder Beläſtigungen herbeiführen würden, 
nicht errichtet werden. 


D. Bauklaſſe IV. (§§ 87—92.) 
$ 87. Grenzen. Die vierte Bauklaſſe umfaßt 


1. das Gelände, welches begrenzt wird durch die Loheſtraße, Stein- 
ſtraße, Gutenbergſtraße, Goetheſtraße, Kaiſer-Wilhelm-Straße, 
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Kaiſer⸗Wilhelm⸗Platz, Hohenzollernſtraße, Höfchenplag, Char- 
lottenſtraße, Gabitzſtraße, Küraſſierſtraße und Straße 35, Rüſtern⸗ 
allee, Lindenallee, Mittellinie zwiſchen Rüſternallee und Lohe⸗ 
ſtraße und zwar in gebrochener auf die Baufluchten rechtwinklig 
aufſetzender Linie von der Lindenallee ſüdwärts bis zu der auf 
die Eichenallee folgende oft-weitliche Straße 84, durch dieje Straße 
ſelbſt, die Rüſternallee und die Straße 88 zwiſchen Rüſternallee 
und Loheſtraße, x 

2. das Gelände zwiſchen Oder, Weichbildgrenze, Ohlefluß, ver- 
längerte Löſchſtraße, Weidendamm, Ohlefluß, Oder. 

Für Bauklaſſe IV gelten folgende Vorſchriften (SS 88—92). 

§ 88. Höhengrenze an der Straße. 1. Die Höhe der Ge- 
bäude darf die einfache Straßenbreite nicht überſteigen. Sie darf jedoch 
überall 12 m und höchſtens 16 m betragen. a : 

2. Für die Gebäude an der Gabitzſtraße, an der Steinſtraße zwiſchen 
Gutenberg- und Loheſtraße und an der Loheſtraße iſt eine Höhe von 18 m 
zuläſſig. 

§ 89. Freifläche. 1. Die Größe der Freifläche muß mindeſtens 
ſechs Zehntel, bei Eckgrundſtücken ein Viertel der Grundſtücksfläche 
betragen. 

2. Ausnahmen ſind zuläſſig für ſpitzwinklige Eckgrundſtücke und für 
Grundſtücke unmittelbar neben folden. 

3. Für Einfamilienhäuſer genügt eine Freifläche von fünf Zehnteln 
der Grundſtücksfläche. 

§ 90. Höhe der Nebengebäude. Die Höhe der Nebengebäude 
darf das Maß von 6 m nicht überſteigen. 

§ 91. Zahl der Wohngeſchoſſe. 1. Die Zahl der Wohn- 
geſchoſſe darf nicht mehr als drei betragen. 

2. An der Gabitzſtraße, an der Steinſtraße zwiſchen Gutenbergſtraße 
und Loheſtraße und an der Loheſtraße ſind vier Wohngeſchoſſe zuläſſig. 

3. Außer der angegebenen Geſchoßzahl (zu 1 und 2) iſt eine Haus⸗ 
meiſterwohnung (§ 57, Abſ. 2) zuläſſig. 

4. Bei Eckgrundſtücken an den vorſtehend unter Abſatz 2 aufgeführten 
Straßen iſt das vierte Geſchoß in der einmündenden Straße auf eine Länge 
von 13 m — von der Ecke aus gerechnet — zuläſſig. 

Eine Vergrößerung dieſes Maßes bis auf höchſtens 18 m kann zuge- 
laſſen werden, wenn ein befriedigender Übergang zur niedrigeren Bebauung 
geſchaffen wird. 


§ 92. Beſondere Vorſchriften. 


1. Für den ganzen Bezirk der Bauklaſſe IV. 


a. Es dürfen nur Vorderwohngebäude nebſt den dazu gehörigen 
Nebengebäuden (Ställen, Gewächs- und Gartenhäuſern, Wagen⸗ 
hallen oder Wohnungen für Bedienſtete der auf dem Grundſtücke 
wohnenden Familien, des Beſitzers oder Verwalters) errichtet 
werden. 

b. Fabrikgebäude und Anlagen, die bei ihrem Betriebe durch Ver⸗ 
breitung ſchädlicher Dünſte oder ſtarken Rauches oder durch Er⸗ 
regung eines ungewöhnlichen Geräuſches, Gefahren, Nachteile 
oder Beläſtigungen herbeiführen würden, dürfen nicht errichtet 
werden. 
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2. Für den unter $ 87, 1 genannten Bezirk der Bau- 
klaſſe IV. 

a. Vordergebäude dürfen in der Regel keine größere Tiefe als 18 m 
hinter der Baufluchtlinie erhalten. 

b. Außerdem iſt die Errichtung eines Anbaues an der Hinterfront 
zuläſſig. Dieſer kann in gleicher Höhe wie das Vordergebäude 
errichtet werden, darf aber mit keinem Punkte in einer größeren 
Tiefe als 23 m hinter der Baufluchtlinie liegen. 1 

c. Nebengebäude dürfen an jeder Nachbargrenze nur 12 m lang fein. 
Mauern an der Nachbargrenze dürfen keine größere Höhe als 8 m 
erhalten. 

d. Maſſive Grenzeinfriedigungen dürfen nicht höher als 2,50 m 
errichtet werden. 


E. Bauklaſſe V. ($$ 93—98.) 


§ 93. Grenzen. I. Die fünfte Bauklaſſe umfaßt: 

1. im ehemaligen Gemeindebezirk Kleinburg das Gelände, das 
begrenzt wird von der Bauklaſſe IV (§ 87 zu 1), der Weichbild⸗ 
grenze und der Küraſſierſtraße, 

2. in Scheitnig und Leerbeutel das Gelände, das begrenzt 
wird durch die Oder, die alte Oder bis zur Fürſtenbrücke, den 
Hatzfeldtweg bis auf eine Strecke von 35 m von der Fürjten- 
ſtraße ab, eine Parallele zur Fürſtenſtraße bis zur ſüdnördlichen 
Mittellinie des Baublocks zwiſchen Fürſtenſtraße, Novaſtraße, 
Straße 24 und Straße 10, dann dieſe Mittellinie, Straße 24, 
Auenſtraße (Straße 23), Straße 23a, Piaſtenſtraße (Straße 5) 
und Weichbildgrenze bis zur Oder. 

II. Geſchloſſene Bauweiſe ift in Bauklaſſe V nur geſtattet 
1. in Klein burg: 

a. In den Straßen und Straßenteilen, in denen keine Vorgärten 
vorgeſehen ſind. 

b. An der öſtlichen Seite der Kurfürſtenſtraße zwiſchen Kaiſer— 
Wilhelm⸗Straße und Scharnhorſtſtraße. 

c. An der weſtlichen Seite der Kleinburgſtraße zwiſchen Eichendorff— 
und Landsbergſtraße. 

d. An der nördlichen Seite der Straße 16 und auf den anſtoßenden 
Strecken der Gabitzſtraße und der Straße 10 bis zum Grundſtück 
der Küraſſierkaſerne. 

2. in Scheitnig: 

a. An der ſüdlichen Seite der Fürſtenſtraße zwiſchen Fürſtenbrücke 
und Parkſtraße. 

b. An der weſtlichen Seite der Parkſtraße von der Fürſtenſtraße bis 
zur Einmündung des Barteln-Scheitniger Deiches. 

c. An der öſtlichen Seite der Parkſtraße von der Fürſtenſtraße bis 
zur nördlichen Grenze des Grundſtücks Nr. 23 Ecke Parkſtraße 
und Wardeinſtraße. 

III. In den übrigen Teilen der Bauklaſſe V darf nur offene, landhaus⸗ 
mäßige Bauweiſe ſtattfinden. 
Für die Bauklaſſe V gelten folgende Vorſchriften (SS 94—98). 
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$ 94. Höhengrenze an der Straße. Die Höhe der Gebäude 
darf die einfache Straßenbreite nicht überſteigen. Sie darf jedoch überall 11 m 
und bei offener Bauweiſe höchſtens 13 m, bei geſchloſſener Bauweiſe höchſtens 
15 m betragen. Letztere Höhe ift in Leerbeutel auch zuläſſig bei der offenen 
Bauweiſe in Block IV und V, ſowie in Block I und II mit Ausnahme eines 
80 m breiten Streifens längs der Straßen H, K, L des Planes zum Ein⸗ 
gemeindungsvertrage vom 5. Dezember 1900. 

§ 95. Freifläche. 1. Die Freifläche muß mindeſtens ſieben 
Zehntel der Grundſtücksfläche betragen. 

2. Bei Eckgrundſtücken an Straßen mit offener Bauweiſe muß die Frei⸗ 
fläche mindeſtens ſechs Zehntel, bei Eckgrundſtücken an Straßen mit 
geſchloſſener Bauweiſe mindeſtens drei Zehntel ihrer Grundſtücksfläche 
betragen. 

: 3. Für Einfamilienhäuſer genügt eine Freifläche von ſechs Zehntel 
der Grundſtücksfläche. 

§ 96. Höhe der Nebengebäude. 1. Die Höhe der Neben⸗ 
gebäude darf das Maß von 6 m nicht überſteigen. 

2. Auch bei Nebengebäuden iſt das Anbringen von Dachaufbauten, 
ſoweit ſie lediglich zum Schmuck dienen, geſtattet; ihre Höhe darf jedoch das 
Maß von 2¼ m nicht überſteigen. 

§ 97. Zahl der Wohngeſchoſſe. 

1. a. An Straßen mit offener Bauweiſe darf die Zahl der Wohn⸗ 

geſchoſſe nicht mehr als zwei betragen, und zwar darf in jedem 
Geſchoß nur eine Wohnung angelegt werden. 

b. Außerdem ift im Dach- und Kellergeſchoſſe die Anlegung von 
Aufenthaltsräumen geſtattet. Die Grundfläche der ausgebauten 
Räume darf jedoch in keinem der beiden Geſchoſſe mehr als die 
Hälfte der Gebäudegrundfläche betragen. 

c. In Leerbeutel find in Block IV und V, jowie in Block J und II 
mit Ausnahme eines 80 m breiten Streifens längs der Straßen 
H, K, L des Planes zum Eingemeindungsvertrage vom 
5. Dezember 1900 drei Wohngeſchoſſe geſtattet; außerdem ſind im 
Keller- und Dachgeſchoſſe Wohnräume zuläſſig; doch darf deren 
lichte Grundfläche in jedem Geſchoſſe nicht mehr als drei Zehntel 
der Gebäudefläche betragen, und es dürfen ſelbſtändige 
Wohnungen außer einer Hausmeiſterwohnung nicht eingerichtet 
werden. Werden nur zwei eigentliche Wohngeſchoſſe errichtet, ſo 
darf das Dachgeſchoß bis auf fünf Zehntel, das Kellergeſchoß bis 
auf ſieben Zehntel zum dauernden Aufenthalt von Menſchen 
benutzt werden. 

2. In Straßen mit geſchloſſener Bauweiſe darf die Zahl der 
Wohngeſchoſſe nicht mehr als drei betragen. Außerdem ift eine Hausmeijter- 
wohnung ($ 57, Abſ. 2) geſtattet. 

§ 98. Beſondere Vorſchriften. 1. Es dürfen nur Border- 
wohngebäude nebſt den dazu gehörigen Nebengebäuden (Ställen, Gewächs⸗ 
und e Wagenhallen oder Wohnungen für Bedienſtete der auf 
dem Grundſtücke wohnenden Familien, des Beſitzers oder Verwalters) errichtet 
werden. 

2. Nebengebäude dürfen an jeder Nachbargrenze nur 12 m lang fein. 

3. Brandmauern an der Nachbargrenze dürfen keine größere Höhe als 
8 m erhalten. 


— 12 — 


4. Maſſive Grenzeinfriedigungen dürfen nicht höher als 2,50 m 
errichtet werden. 

5. Fabrikgebäude und ſolche Anlagen, welche bei ihrem Betriebe durch 
Verbreitung ſchädlicher Dünſte oder ſtarken Rauches oder durch Erregung 
eines ungewöhnlichen Geräuſches Gefahren, Nachteile oder Beläſtigungen 
herbeiführen würden, dürfen nicht errichtet werden. 

6. a. In Straßen mit geſchloſſener Bauweiſe dürfen Vordergebäude 
in der Regel keine größere Tiefe als 18 m hinter der Bauflucht⸗ 
linie erhalten. 

b. Außerdem ift die Errichtung eines Ausbaues an der Ginter- 
front zuläſſig. Dieſer kann in gleicher Höhe wie das Vorder- 
gebäude errichtet werden, darf aber mit keinem Punkte in einer 
größeren Tiefe als 23 m hinter der Baufluchtlinie liegen. 

7. In Straßen mit geſchloſſener Bauweiſe dürfen Vorderhäuſer nicht 
näher als 6 m an die Grenze ſolcher Grundſtücke oder an die Fluchtlinien 
ſolcher Querſtraßen herantreten, wofür die offene Bauweiſe vorgeſchrieben iſt. 

8. In Straßen und Straßenteilen mit offener Bauweiſe müſſen die 
Gebäude eines Grundſtücks überall mindeſtens 5 m von den Nachbargrenzen 
elde bleiben und nach allen Seiten eine faſſadenmäßige Ausbildung 
erhalten. 

9. In den Bauwich (Abſ. 7 und 8) dürfen Freitreppen, Vorhallen, 
Schutzdächer über Eingängen und ähnliche ebenerdige Vorbauten bis zu 2 m, 
eingeſchoſſige Erker von höchſtens 2 m Breite bis zu einem Zehntel der Bau- 
wichsbreite hineinragen. 

10. a. In Straßen mit offener Bauweiſe dürfen je zwei Nachbargebäude 
(Doppellandhäuſer) unmittelbar aneinander errichtet werden, 
wenn fie ſonſt den Abſtand von 6 m von der Grenze innehalten 
und wenn die Frontlänge der beiden Gebäude zuſammen nicht 
mehr als 36 m beträgt. 

b. Einfamilienhäuſer dürfen in beliebiger Anzahl (Gruppenhäuſer) 
aneinandergebaut werden, wenn die Gruppe den Abſtand von 
6 m von den Nachbargrenzen innehält und wenn ihre Geſamt⸗ 
länge in der Bauflucht nicht mehr als 40 m beträgt. 

c. Bei Einreichung des Baugeſuchs ift der Nachweis zu erbringen, 
daß der Eigentümer des Nachbargrundſtücks mit dem Anbauen 
an ſeine Grenze einverſtanden iſt. Iſt dieſes Einverſtändnis 
erklärt, jo m u f das Nachbargebäude unmittelbar an der Grenze 
errichtet werden. 

11. In der Eichendorffſtraße öſtlich der Kaiſer-Wilhelm⸗Straße ſind 
geſchloſſene Vorbauten nur in den oberen Geſchoſſen geſtattet; ihre Unterkante 
muß mindeſtens 4 m über dem Straßenpflaſter liegen. 


Siebenter Abſchnitt. 


Schlußbeſtimmungen. 


$ 99. Bauten für vorübergehende Zwecke. Bauten, 
die nur auf beſchränkte Zeit für vorübergehende Zwecke errichtet werden, 
können, auch wenn ſie den Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung nicht ent⸗ 
ſprechen, ausnahmsweiſe unter Vorbehalt des Widerrufs genehmigt werden. 


Erfolgt der Widerruf, fo ift das Bauwerk zu bejeitigen und der frühere Zuſtand 

wieder herzuſtellen. 

$ 100. Anwendungen der vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen auf vorhandene Gebäude. 1. Die Vorſchriften dieſer 
Polizeiverordnung finden in der Regel auf alle Veränderungen und Er⸗ 
neuerungen vorhandener baulicher Anlagen Anwendung. 

2. Werden vorhandene Gebäude oder Gebäudeteile, die bisher nicht 
zum dauernden Aufenthalt von Menſchen oder zu Zwecken der im Abſchnitt V 
angegebenen Art benutzt werden durften, hierfür beſtimmt, ſo finden die 
Vorſchriften der § 11, 56, 63—68 Anwendung. 

3. Für bauliche Arbeiten, die einzeln oder zuſammengenommen eine 
erhebliche Veränderung eines Gebäudes darſtellen, kann die baupolizeiliche 
Genehmigung auch davon abhängig gemacht werden, daß gleichzeitig die durch 
den Entwurf an fich nicht berührten Gebäudeteile, die den weſentlichen Vor- 
ſchriften dieſer Polizeiverordnung widerſprechen und beſonders übelſtändig 
find, mit jenen Vorſchriften in Übereinſtimmung gebracht werden. 

4. Außerdem find die Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung gegenüber 
den zu Recht beſtehenden baulichen Anlagen nur ſoweit anzuwenden, als 
überwiegende Gründe der öffentlichen Sicherheit dies unerläßlich und unauf⸗ 
ſchiebbar machen. 

$ 101. Unterhaltung von Baulichkeiten. 1. Alle Bau⸗ 
lichkeiten und Bauteile ſind dauernd in gutem Zuſtande zu erhalten. 

2. Die Baupolizeiverwaltung hat das Recht, Gebäude und Wohnungen 
zur Feſtſtellung baulicher oder geſundheitlicher Mängel zu beſichtigen. Ihren 
Beamten und Beauftragten darf in derartigen Fällen der Zutritt nicht verſagt 
werden. 

$ 102. Grenzver änderungen. Wird durch Veränderung der 
Grenzen bebauter Grundſtücke ein Zuſtand geſchaffen, der den Beſtimmungen 
dieſer Polizeiverordnung widerſpricht, ſo ſind die davon betroffenen Gebäude 
oder Gebäudeteile entſprechend abzuändern oder zu beſeitigen. 

§ 103. Bewilligung von Ausnahmen. 1. Für die 
Geſtattung von Ausnahmen, die in dieſer Polizeiverordnung ausdrücklich 
zugelaſſen ſind, iſt die Baupolizeiverwaltung zuſtändig. Sie kann auch, ſoweit 
nicht etwas Anderes beſtimmt iſt, weitere Ausnahmen für öffentliche Gebäude 
bewilligen. 

2. Sonſtige Ausnahmen können vom Bezirksausſchuß im Wege des 
Dispenſes da zugelaſſen werden, wo die Durchführung der Vorſchriften mit 
unverhältnismäßiger Härte verbunden oder unzweckmäßig ſein würde. 

8 104. Aufhebung früherer Beſtimmungen. Durch 
dieſe Verordnungen werden außer Kraft geſetzt: 

a. die Baupolizeiordnung vom 5. Dezember 1892, 

b. der Nachtrag zur Bauordnung vom 8. Juli 1904, 

c. der Nachtrag zur Bauordnung vom 14. März 1905, 

d. die Polizeiverordnung betreffend das Verbot der Errichtung von 
Wohngebäuden an noch nicht befeſtigten und bewäſſerten Straßen 
oder Straßenteilen vom 29. Mai 1878, 

e. die Polizeiverordnung vom 14. Dezember 1894, betreffend feuer⸗ 
ſichere Ausfüllung von Verſchalungen in Dachräumen. 

f. die Polizeiverordnung betreffend die Bauten des Reiches und des 
Staates vom 25. Oktober 1899, 
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g. die Polizeiverordnung betreffend die Arbeiterfürſorge auf Bauten 
vom 22. Auguſt 1900, 

h. die Polizeiverordnung betreffend die Verhütung von Staub- 
erzeugung beim Abbruche von Gebäuden vom 10. Novem⸗ 
ber 1900, 

i. die Polizeiverordnung betreffend die Anlegung und Unter- 
haltung von Vorgärten vom 20. November 1900, 

k. die Bekanntmachung der ſtädtiſchen Baupolizeiverwaltung vom 
22. Januar 1900, 

J. die Bekanntmachung der ſtädtiſchen Baupolizeiverwaltung vom 
27. November 1901 betreffend die Beſchaffenheit der Eingaben 
und Zeichnungen. 

$ 105. Übergangsbeſtimmungen. 1. Dieſe Polizeiver⸗ 
ordnung tritt mit ihrer Verkündigung im Breslauer Gemeindeblatte in 
Kraft.“) 

Die nach den früheren Beſtimmungen bereits erteilten Bauſcheine 
verlieren, ſofern ihre Gültigkeit nach § 5 nicht früher erliſcht, die Gültigkeit 
nach Ablauf von vier Monaten vom Tage der Veröffentlichung dieſer Ver⸗ 
ordnung ab, wenn nicht inzwiſchen der Bau begonnen iſt, und bei Neubauten, 
wenn nicht inzwiſchen die Grundmauern gelegt und die Kellermauern bis zur 
Erdoberfläche hergeſtellt ſind. 

8 106. Strafen. Übertretungen der vorſtehenden Vorſchriften 
werden, ſoweit nicht ſonſtige weitergehende Strafbeſtimmungen, insbeſondere 
der $ 330, $ 367 Ziffer 12 bis 15 und § 368 Ziffer 3 und 4 des Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuches“ *) Platz greifen, mit einer Geldſtrafe bis zu 30 Mark oder im 
Unvermögensfalle mit Haft bis zu 3 Tagen geahndet. Daneben bleibt die 
Baupolizeiverwaltung befugt, die Herſtellung vorſchriftsmäßiger Zuſtände 
herbeizuführen. 


Städtiſche Baupolizeiverwaltung. 
P. 1001. 08. G. Bender. 


*) Verkündet im Gemeindeblatte vom 21. Juni 1908. 

a 330. Wer bei der Leitung oder Ausführung eines Baues wider die allgemein an- 
erkannten Regeln der Baukunſt dergeſtalt handelt, daß hieraus für Andere Gefahr entſteht, wird 
mit Geldſtrafe bis zu neunhundert Mark oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 

367. Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft wird beſtraft: 

12. wer auf öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen, auf Höfen, in Häuſern und 

überhaupt an Orten, an welchen Menſchen verkehren, Brunnen, Keller, Gruben, 

finungen oder Abhänge dergeſtalt unverdeckt oder unverwahrt läßt, daß daraus 
Gefahr für Andere entſtehen kann; 

13. wer trotz der polizeilichen Aufforderung es unterläßt, Gebäude, welche dem Ein⸗ 
ſturz drohen, auszubeſſern oder niederzureißen; 

14. wer Bauten oder Ausbeſſerungen von Gebäuden, Brunnen, Brücken, Schleuſen 
oder anderen Bauwerken vornimmt, ohne die von der Polizei angeordneten oder 
ſonſt erforderlichen Sicherungsmaßregeln zu treffen; E 

15. wer als Bauherr, Baumeiſter oder Bauhandwerker einen Bau oder eine Mus- 
beſſerung, wozu die polizeiliche Genehmigung erforderlich iſt, ohne dieſe Ge⸗ 
nehmigung oder mit eigenmächtiger Abweichung von dem durch die Behörde ge- 
nehmigten Bauplane ausführt oder ausführen läßt. 

368. Mit Geldſtrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen wird beſtraft: 

3. wer ohne polizeiliche Erlaubnis eine neue Feuerſtätte errichtet oder eine bereits 
vorhandene an einen anderen Ort verlegt; 

4. wer es unterläßt, dafür zu ſorgen, daß die Feuerſtätten in ſeinem Hauſe in 
baulichem und brandſicherem Zuſtande unterhalten, oder daß die Schornſteine zur 
rechten Zeit gereinigt werden. 
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Anhang. 
Mauerſtärken (em) für Wohngebäude. 


2 2 + u j 2 y 

52 39, 58, 58, Eis e, 58_ 
233 255 258 „ 8353| Eg EAL 
F 355 38 Sig 
BES SG SEES SEK SEG 85 |225 
e ar San | | 0 155 

Dachgeſcho ß 25 — 25 25 25 — 

4. Obergeſcho ß. 38 38 38 25 38 25 

3. e 51 38 38 25 38 25 

2. F 51 38 38 38 | 51 25 3 

1. . 64 5151 38 51 25 38 

Erdgeſchoßß 64 51 51 38 64 | 38 51 

Kellergeſcho ß 77 64 64 51 64 38 51 


II. Bei der Aufſtellung von Bauplänen und ſtatiſchen Berechnungen 
ſind nachſtehend aufgeführte Anſätze für die Belaſtungen und Bean- 
ſpruchungen anzuwenden: * 


A. Eigengewichte der Bauſtoffe. 


Kg ebm 
1. Aſphalt FCC a a TOO 
r / . AEN 
ITIER EOOD . AN RE OR tea 
eee . B TER EI ETE 
5. Ziegelmauerwerk aus vollen Steinen 1600 
6. z —Lochſteinen EE2FCCCCCCCC AS EEEE 
7. z = > Borigen Sein 11 
8. z z HA LONER ATS T y Fee To 
9. Sandſteinmauerwerk , NEE ET RER RL TR EU ESANG 
10. Granit, Kalkſtein und Marmor 2700 
11. Schiefer / e ER OT 
T p ̃ ̃—e⅛)]P f Er ER, ENTER 
111 —»˖ c ͤ Ü•ͤ—;! . ˙§⏑ß· iG ·˙˙ 8 . 
14. Kiefernholz JZ ˙—tf nnn 
15. 1 K SFr" 550 
16. Gußeiſen VVV 7250 
e. a age re 7850 
18. [Schmiedeeiſen (Schweißeifen) . jj 47800 
19. Kupfer r . 8 
0. Jin gent Re Cr 
ink, egoſſe nnn ee ee 


*) S. § 4 Abſ. 12. 
) Auch an Schornſteinen niemals geringere Stärke als 25 cm. 

i Die nachſtehenden Anſätze find zum Teil abgeändert durch den als Anlage zu Nr. 21 
des Gemeindeblattes vom 22. Mai 1910 abgedruckten Runderlaß des Miniſters der öffentlichen 
Arbeiten vom 31. Januar 1910, für Breslau in Kraft ſeit 22. Mai 1910. Bekanntmachung 
vom 22. 5. 1910. Gem. Bl. S. 389. 

7) Bei älteren Bauausführungen verwendet, daher gewöhnlich nur bei Umbauten folder 
zu berückſichtigen! 
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kgjcbm 
22. Blei e 1470 
23. Beton ohne Eifeneinlage . BEN en ek ee 2000 
2 z Senne 2400 
25. Schlackenbeton J T E00 
26. Koksaſche VCC RT lt) 
27. Koksſchlacke 1JJ77ͤöͤÄu⅛ le rien, E, 
28. Lehmſchlag BE ; SE re 1600 
gam 
29. Fußbodendielung 4 em IE bft kagetähe 30 
30. Linoleumbelag f. d. mm Dicke i O EAE SS E 
31: oe) und Korkplatten f. d. em 2 Dick. Senna 
32. Deckenputz 1 em ftar. . . ; 3 a GEL 
B. Eigengewichte und Belaſtungen von Bauteilen. 
I. Eigengewichte. 
1. De den. Grande 
a. Gewöhnliche Balkendecken von Wohngebäuden mit Fußboden, 
Zwiſchendecke, Schalung und Putz. 250 
b. Gewölbte Decke, ausſchließlich der Träger, einſchließlich Auf 
füllung oder Hintermauerung bis Scheitelhöhe, einſchließlich 
Lagerhölzer (10-10 em ſtark, 0,8 m v. M. z. M.) und Dielen 
(3,5 8 ſtark) in ½ Stein Stärke 
bis 2,0 m Spannweite 
&. aus Vollſteinen . CT 
3. aus porigen oder Lochſteinen Be SEAN PATEE ES 
bei 2,0—3,0 m Spannweite 
&. aus Vollſteinen A 5... 0 
6. aus porigen oder Lochſteinen 98 380 
Gewölbte Decke, wie vor, aber 1 Stein fart aus $ Voutemen 
a. bis 2,0 m Spannweite RSN ROT 
B. bis 2,0—3,0 m Spannweite 880 
Bei Auffüllung bis Lageroberkante in allen Fällen mehr 140 
e. Steindecken mit und ohne . . radik 
weiſen 5 se 200—500 
2. Treppen. 
a. Unterwölbt, in der Grundfläche „„ 200 0 
. Aus Cien mit Holzbelag, desgg e. 150 
Aus Holz, des. 00 
3. D a äch er. 
Für Dächer mit Sparren und Schalung oder Lattung, ohne Binder für 
die ſchräge Dachfläche: eg am 
Doppelte Ziegella ge 18 
b. Pappe auf ns ee ee ES A 35 
c. Schiefer ee ee ee 7 85 
d. Holzzement mit 7 em Kieslage ; 180 
e. Glasdach auf Sproſſeneiſen, einſchl. dieſer, bei 4 mm u ſtarkem 
Glaſe und 45 em Sproſſenabſtand . A 20 
- desgl. bei 5 mm ſtarkem Glaſe und 55 em Sproffenabitand S 25 


desgl. bei 6 mm ſtarkem Glaſe und 55 em Sproſſenabſtand . 30 
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II. Bewegliche Belaſtungen. 


1. Decken. 8 
Nutzlaſten für: Grundfläche 
a. Wohnräume „ J...... TE 

b. Schulräume ; ESTER en ED 

c. Tanzſäle und Balkone 3 

d. Verſammlungsſäle, Theater, Läden, Flure, Treppen uf. : 500 


e. Flächen durch Menſchengedränge beſonders beanfpruch 
(Tribünen, Brücken uſw.) ; 
f. Fabrikräume, Kaufmannsſpeicher und Lagerräume 500750 
Sehr ſchwere oder ſtark erſchütternde Maſchinen uſw. ſind 
auf beſonderen Unterzugskonſtruktionen anzuordnen und mit 
ihrem 1,5 bis 2fachen Gewicht ä 


g. Durchfahrten und Höfe. 8001000 
2. Treppen. 
Nutzlaſt RT ee eee Ar a Eee in 
Dächer kg/qm 
a. Schneelaſt auf die Dachgrundflächhee 75 
b. Schneelaſt von 40“ Neigung an . . ESTAN 40 
c. Schneelaſt von 50° Neigung an außer acht zu laſſen. 
d. Winddruck auf eine Fläche ſenkrecht zur ee min⸗ 
deſtens 125 
e. Winddruck bei freiſtehenden Gebäuden und durchbrochenen 
Flächen bis 250 
f. Winddruck bei offenen Hallen für von innen nach außen wirken⸗ 
DOT e e e 60 


III. Geſamtbelaſtungen: Eigengewichte einſchließlich 
der Nutzlaſten (in den gewöhnlich vorkommenden 
Fällen der Berechnung zugrunde zu legen). 

1. Decken. 


gam 
a. Balkendecken unter Wohnräumen . re 500 
b. Balkendecken unter Fabrik- und Lagerräumen ir Eee TER 
c. Balkendecken in Getreideſpeichern . ARTE RS, Hl, t] 
d. Dachbalkenlage (unter dem Dachbodenraum) 1 375 

e. Gewölbte Dede ½ Stein ſtark in Wohngebäuden bis 2 m 
Spannweite 560—760 

f. Gewölbte Dede TA Stein ſtart in Wohngebäuden bis 3 m 
Spannweite . 630—830 

g. Gewölbte Dede ½ Stein ſtart (nur aus Vollſteinen) i in Fabrik⸗ 
gebäuden bis 2 m Spannweite 900—1200 

h. Gewölbte Dede ½ Stein ſtark (nur aus Vollſteinen) i in Fabrik- 
gebäuden bis 3 m Spannweite - . 1000—1300 

i. Gewölbte Dede 1 Stein ſtark (nur aus Volſſeinen) unter 
Durchfahrten und Höfen . 1300—1600 

2. Treppen. 

)))) ĩðił d ᷣͤ v 00 
F / ˙ AAA 0 
JJ ² S ET a 600 
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3. Dächer. 
Dachflächen in der Grundfläche gemeſſen, einſchl. Schnee- und Wind- 


druck gemäß der Neigung: kgjqm 
a. bei Metall-, Papp- oder Glasdedung . . . . . . . 125—150 
e chieferdedungs. u. Eee Eee Ban > 900 
rr 350 400 
enden g 350 
e. bei ſteilen Manſardendächern . . „ e 400 


C. Zuläſſige Beanſpruchungen. 


f ; Knickſicherheits⸗ 
Zug Druck Abſcherung faktor (bei zen⸗ 
kgl/gem kg gem kglgem | tral, Belaftung) 


1. Schmiedeeiſen (Flußeiſen) bei 

Trägern und Stützen) 875 875 600 5 
2. Desgl. bei Gliedern genau be- 

rechneter, zuſammengeſetzter Ron- | 

o l 1000 1000 | 750 5 
3. desgl. in Eiſenbetonkonſtruktionen | 1000 1000 — 5 
aße lesen 250 500 200 8 
5. Eiſenwellblece hh 500 500 — — 
F sei 1200 — — -— 
EPE a e Dale — 45 — — 
8. Sandſtein je nach Härte... — 15—30 —— — 
9. Bruchſteinmauerwerrk ... — 5 — - 
10. Gewöhnliches Ziegelmauerwert !) E T == 
11. Ziegelmauerwerk in bejt. Zement- 

meea a NS — 11 -- — 
12. Klinkermauerwerk (Klinker ſind 

ſolche Ziegel, die eine Druck— 

feſtigkeit von mindeſt. 250 kg/ dem 

beſitzen) in beft. Zementmörtel!) — 12—14 — — 
13. Mauerwerk aus porigen Steinen — 3—6 — — 
14. Eichen: und Buchenholz... 100 80 10 10 
18 efeng z: 100 60 6 10 


16. Beton (1 Rt. Zement : 3 Rt. 
Flufjand : 5 Rt. Kies oder 


Schotter) en % = 20 — — 
17. Beton (1 Rt. Zement: 4 Rt. 

Kies) in Deckenkonſtruktionen .. „= bis 34°) 4,5 — 
18. Beton (wie vor) in Stützen ).. — 20-254) = EA 
1 SGüßhen ee = 10 E 32 
20. Biegelmanerwerfin Zementmörtel | 

iir Decken — bis 305) — — 
21. Guter Baugrund — 25| = — 


) Bei Berechnung der Stützen it den Geſamtlaſten ein Zuſchlag von 50 v. H. hinzu- 
zufügen, wem nicht eine Berechnung auf „zuſammengeſetzte Feſtigkeit“ unter Berückſichtigung 
der Veränderlichkeit der Stützlaſten vorgenommen wird. ) Vernietungen find auch auf Loch⸗ 
leibungsdruck (zuläſſig höchſtens 2000 kg/gem) zu berechnen! 5) Jedoch nicht mehr als 1/g der 
nachgewieſenen Bruchfeftigkeit. 4) Jedoch nicht mehr als 1/19 der nachgewieſenen Bruchfeſtigkeit. 
) Jedoch nicht mehr als 15 v. H. der nachgewieſenen Bruchfeſtigkeit. 
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3. Baupolizei-Gebühren- Ordnung für die Stadt Breslau 
vom 24. April 1908. 


Auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordneten-Verſammlung vom 
2. April d. J., Prot.⸗Buch Nr. 416, wird hierdurch die nach den SS 6 bis 8, 
69, 70, 90 des Kommunalabgaben-⸗Geſetzes vom 14. Juli 1893 erlaſſene 
Baupolizei⸗Gebühren⸗Ordnung vom 3. September 1903, wie folgt, ab⸗ 
geändert: 
$ 1.5) 1. Für die Genehmigung und Beaufſichtigung von Neubauten, 
Umbauten und anderen baulichen Herſtellungen ſind die nachſtehenden 
Gebühren zu entrichten: 
IJ. beim Neubau von Gebäuden mit Ausnahme der unter II und IVa 


aufgeführten: 
für 100 ebm Rauminhalt. 4 Mk., 
jedoch mindeſtens . 40 Mk.; 


II. beim Neubau von Werkſtatt⸗, Lager- und Fabrikgebäuden, ſowie 
von Gebäuden untergeordneter Bedeutung, z. B. von Stall⸗ 
gebäuden, Waſchhäuſern, Scheunen, Schuppen, Gewächshäuſern, 
Kegelbahnen, Verbindungshallen, ſelbſtändigen Kelleranlagen, 
ſoweit nicht die Beſtimmung zu IVa Anwendung findet: 

für 100 ebm Rauminhalt En aenea Ri es E RT 
r then 1 10 Mk.; 
III. bei erheblicheren Um- und Erweiterungsbauten: 
dieſelben Einheits- und Mindeſtſätze wie zu J und II, doch ſo, 
daß bei der Berechnung nur diejenigen Räume berückſichtigt werden, 
um deren Neuanlage oder Umgeſtaltung es ſich handelt; 
IVa. bei Errichtung von Holzbauten bis zu einer Grundfläche von 25 qm 
und einer Fronthöhe von 3 m, 
b. ſowie bei allen ſonſtigen baulichen Herſtellungen, zu denen auch 
Schaukäſten gerechnet werden, je 10 Mk.; 
2. für die Prüfung von Anträgen auf allgemeine Zulaſſung beſonderer 
Ausführungsweiſen: 

für jede beſondere, allgemein zugelaſſene Ausführungsart . 20 Mk. 

3. Gebührenfrei iſt die Genehmigung der Anlegung und Umänderung 
von Heiz- und Kochöfen, Aſch- und Müllbehältern, Abort- und Sammelgruben, 
Vorgarteneinfriedigungen, Zäunen und Baubuden nebſt zugehörigen Aborten. 

l 4. Der Erteilung der Baugenehmigung ſteht in Fällen, in denen es 
einer förmlichen baupolizeilichen Genehmigung nicht bedarf, die Außerung 
der Baupolizeibehörde gleich. 

$ 2. Außer den Sätzen des § 1 werden erhoben: 

1. für die Prüfung von Vorentwürfen und Erteilung eines Bor- 
beſcheides e eee n 

) Hierzu die Bekanntmachung vom 12. Juni 1908. P 1127. 08: 

Unter Hinweis auf die am 21. d. Mts. in Kraft tretende Baupolizeigebührenordnun 
vom 24. April d. J. wird zur Vermeidung von Verzögerungen darauf aufmerksam gemacht, da 
für gebührenpflichtige Neubauentwürfe eine prüfbare Berechnung des Rauminhalts der zu er⸗ 
richtenden Gebäude bezw. des Grundflächeninhalts der Beton“ uſw. Ausführungen beizufügen iſt. 

Dieſe Berechnungen ſind für jedes Gebäude beſonders aufzuſtellen. 

Bei erheblichen Um: und Erweiterungsbauten ift eine prüfbare Berechnung des Raum: 


bezw. Grundflächeninhalts derjenigen Räume beizufügen, um deren Neuanlage oder Umgeſtaltung 
es ſich handelt. 
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2. a. für Nachtragsentwürfe bei Bauausführungen zu § 1, Abſatz 1, 
I bis III, welche von den genehmigten Entwürfen weſentlich 
abweichen: 

die Mindeſtſätze des § 1, Abſatz 1 unter I bis III; 
b. für alle übrigen Nachtragsentwürfe je 5 Mk.; 

3. für Verlängerung der B jedesmal: ein Fünftel der 
Sätze des § 1, Abſatz 1, unter I bis I 

4. für die Erneuerung einer gas, erloſchenen Baugenehmigung, 
wenn ſie innerhalb eines Jahres nach Erlöſchen beantragt wird: 

die Hälfte der Sätze des § 1, Abſatz 1 unter I bis IV; 

5. für die Genehmigung eines vollſtändig neuen Entwurfes an Stelle 
eines bereits genehmigten Entwurfes, ſo lange die Baugenehmigung noch nicht 
erloſchen iſt: 

die Sätze des § 1, Abſatz 1 unter I bis III abzüglich der Hälfte der für 

die Genehmigung des erſten Entwurfes erhobenen Gebühren, jeden— 
falls aber die Mindeſtſätze; 

6. für die Prüfung und Beaufſichtigung von Bauausführungen in 
Beton und verwandten Bauweiſen, ſowie von wagerechten Maſſivdecken: 

a. bei Decken, Dächern und Treppen, einſchließlich der dazu gehörigen 

Unterzüge und Stützen: 

für 100 qm im Lichten gemeſſene Grundfläche in jedem son 
5 Mk.; 

b. bei künſtlichen Gründungen aus Beton und Eiſenbeton: 
für 100 qm Kellergrundflächetee 10 Mk.; 
bei allen ſonſtigen Bauausführungen je .. ONE 
d. für die Prüfung von Abänderungsanträgen zu a bis c dieſes Abſatzes 
gelten die Sätze nach a bis e abzüglich der Hälfte der hierfür bei der 

erſten Genehmigung erhobenen Gebühren; 

7. für Genehmigungen auf Grund eines 2 Dispenfes von den Vor⸗ 
ſchriften der Bauordnung je . 3 ; l 10 ME: 

A > Ferner werden erhoben: 

. für die Wiederholung einer fruchtlos verlaufenen Rohbau- 
abnahme: 
die Mindeſtſätze des § 1, Abſatz 1 unter I bis III; 
b. für jede geſonderte Rohbauabnahme einzelner Bauarbeiten und 
Bauteile: 
die Hälfte der Mindeſtſätze des § 1, Abſatz 1 unter I bis III; 
e. für jede geſonderte Gebrauchsabnahme einzelner Bauarbeiten 
und Bauteile, ſowie für die Wiederholung eines fruchtlos ver- 
laufenen Gebrauchsabnahme⸗ Termins: 
die Hälfte der Mindeſtſätze des $ 1, Abſatz 1 unter I bis III; 

2. für die Beaufſichtigung von Belaſtungsproben zu § 1, Abſatz 2 und 
§ 2, Abſatz 6, für die der Bauherr die erforderlichen Vorbereitungen auf ſeine 
Koſten pu übernehmen hat: 

amt tue „ 10 Mk.; 

a für die Unterſuchung von Beton- und Steinwürfeln und einzelnen 
Steinen auf Druckfeſtigkeit 

für je 3 Würfel oder 10 Steine. . 10 Mk. 

§ 4. 1. Der Rauminhalt der Gebäude wird aus der für die Bebauung 
in Ausſicht genommenen Grundfläche und der Höhe — von der Kellerſohle 
oder, wo ein Keller nicht vorhanden ijt, von dem Fußboden des Erdgeſchoſſes 
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bis zur Oberkante des Hauptgeſimſes gemeſſen — feſtgeſtellt. Bei verſchiedener 
Höhenlage des Hauptgeſimſes an den einzelnen Fronten tritt Durchſchnitts⸗ 
berechnung ein. z x F 

2. Die oberhalb des Hauptgeſimſes liegenden Gebäudeteile ſowie 
Balkone und Erker werden nicht berechnet. Bei Hofkellern und ſonſtigen 
ſelbſtändigen Kelleranlagen iſt die Höhe von der Kellerſohle bis zur Ober⸗ 
kante des Bauwerks maßgebend. 

3. Die über ein volles Hundert überſchießenden Kubikmeter oder 
Quadratmeter ($ 2, Abſatz 6) werden, falls ihre Zahl 50 und weniger beträgt, 
unberückſichtigt gelaſſen, wenn ihre Zahl 50 überſteigt, für ein volles Hundert 

erechnet. 

ee 5. Bei Bauten des Reichs- und Landesfiskus ſowie der Hofver⸗ 
waltung ift nur die Hälfte der in den SS 1 bis 3 vorgeſehenen Gebührenſätze 
zu entrichten. 

8 Die Baupolizei⸗Gebühren ſind bei Vermeidung der Beitreibung 
im Verwaltungszwangsverfahren binnen zwei Wochen nach erhaltener Auf⸗ 
forderung zur Zahlung an die ſtädtiſche Steuerkaſſe (Einziehungs⸗Amt) zu 
entrichten. 

§ 7. 1. Einſprüche gegen die Feſtſetzung der Gebühr find binnen einer 
Ausſchlußfriſt von vier Wochen nach Empfang der Zahlungsaufforderung 
beim Magiſtrat ſchriftlich anzubringen. Sie haben keine aufſchiebende 
Wirkung. 

2. Über ſie beſchließt der Magiſtrat, gegen deſſen Entſcheidung binnen einer 
Ausſchlußfriſt von zwei Wochen nach ihrer Zuſtellung die Klage im Ver⸗ 
waltungsitreitverfahren (an den Bezirks⸗Ausſchuß) offen ſteht. 

5 § 8. Dieſe Gebühren⸗Ordnung tritt mit dem Tage der Verkündigung 
in Kraft.“) Für ihre Anwendung ift der Tag, an welchem die Baugeſuche 
oder Anträge bei der Baupolizeibehörde eingehen, entſcheidend. 

Auf die bis zum Tage der Verkündigung ausſchließlich eingegangenen 
Anträge findet die Baupolizei⸗Gebühren⸗Ordnung vom 3. September 1903 
Anwendung. 

P. 700. 08. Gem. Bl. 1908, Beilage zu Nr. 25. 


4. Verfügung über die Behandlung von Anzeigen polizeiwidriger 
ZJuſtände, über die Prüfung alter Gebäude 
und über die Gewährung von Ausnahmen 


vom 6. November 1908. 


Um ein gleichmäßiges Verfahren bei allen Bau⸗ 
inſpektionen der ſtädtiſchen Baupolizeiverwaltung 
zu fördern, und um berechtigte Klagen des Publikums abzuwehren und das 
Verfahren zu vereinfachen, wird folgendes angeordnet (auch für die Kanal- 
polizei): 


„) Verkündet im Gemeindeblatte vom 21. Juni 1908. Die Gebührenordnung iſt vom 
Bezirksausſchuß am 26. Mai 1908 auf 3 Jahre, am 29. Mai 1911 auf ein weiteres Jahr ge⸗ 
nehmigt worden. 
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1. Ohne Unterſchrift eingehende Anzeigen über baupolizeiwidrige 
Zuſtände ſind nur dann zum Gegenſtand von örtlichen Unterſuchungen zu 
machen, wenn die behaupteten Zuſtände Gefahr für Leben und Sicher- 
heit begründen. Auch die Prüfung an Ort und Stelle hat ſich in dieſen Fällen 
auf das Vorhandenſein einer ſolchen Gefahr zu beſchränken und dieſe Prüfung 
hat daher zunächſt durch die Revier⸗Schutzleute oder durch deren vorgeſetzte 
Exekutivbeamte zu erfolgen. 

Im übrigen ſind namenloſe Anzeigen ohne weiteres zu den Akten zu 
nehmen. 

2. Bei Prüfung alter Gebäude ſind — wie bereits mehrfach verfügt — 
nur ſolche Forderungen zu ſtellen, deren Erfüllung zur Sicherung der Be— 
wohner unbedingt nötig iſt. 

Hierbei iſt davon auszugehen, daß die für hohe ſchwere Gebäude ge— 
gebenen Vorſchriften der Bauordnung, bei niedrigen und einfachen Gebäuden 
lediglich ſoweit zur Geltung zu bringen find, wie das nach dem jachver- 
ſtändigen, allen Verhältniſſen Rechnung tragenden Urteil des zuſtändigen Bau⸗ 
inſpektors für Leben und Sicherheit von Menſchen unbedingt nötig iſt. 

3. Wo nach der Bauordnung Ausnahmen von geltenden Vorſchriften 
durch bie Baupolizeiverwaltung ſelbſt gewährt werden dürfen, können dieſe 
Ausnahmen, wenn ſie nach Lage der Verhältniſſe gerechtfertigt ſind, ohne 
beſonders darauf gerichteten Antrag gewährt werden. 

\ In den Bauſcheinen ift jedoch jede einzelne ausnahmsweiſe erteilte 
Genehmigung beſonders aufzuführen, und alle Verfügungen, in denen Aus⸗ 
nahmen genehmigt werden, ſind in der Amtskonferenz vorzulegen und in 
wichtigen Fällen dem Polizeiverwalter zur Mitzeichnung vorzulegen. 


Der Vaupolizeiverwalter. 
gez. G. Bender. 
P. 2022.08. - Gem. Bl. 1908. S. 915. 


5. Bekanntmachung 
betreffend die Einhaltung der Kluchtlinien bei Neubauten 


vom 31. Juli 1911. 


In den jedem Bauſchein beigegebenen „Allgemeinen Vorſchriften“ wird 
unter Nr. 2 gefordert, daß vor Beginn eines Neubaues die örtliche Anweiſung 
der Fluchtlinie durch den Magiſtrat erfolgt ſein muß. 

Da dieſe Beſtimmung in letzter Zeit vielfach unbeachtet geblieben iſt, 
weiſen wir erneut auf ihre genaue Beachtung hin, damit Überſchreitungen der 
Baufluchtlinien und die daraus folgenden Weiterungen für den Bauherrn 
vermieden werden. 

Um zuverläſſig ſicher zu ſtellen, daß die Abſteckung der Fluchtlinie er⸗ 
folgt ijt, wird das ſtädtiſche Vermeſſungsamt fortan jedesmal hierüber eine 
Beſcheinigung erteilen, die ſtets auf der Bauſtelle bereit zu halten iſt. 

Das Baupolizeikommiſſariat wird bei jedem Baubeginn die Vorlegung 


der Beſcheinigung fordern und, ſobald ſie nicht beigebracht werden kann, den 
Weiterbau unterſagen. 


Städtiſche Baupolizeiverwaltung. 
P. 1022. 1. 11. Gem. Bl. 1911. S. 669. 
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6. Bekanntmachung 
über das Bereithalten der Bauvorlagen auf den Bauftellen 


vom 26. Oktober 1909. 


In jüngſter Zeit haben ſich die Fälle gehäuft, in denen Polizeiſtrafen 
feſtgeſetzt werden mußten, weil die genehmigten Bauvorlagen oder die Ent⸗ 
wäſſerungszeichnungen nicht auf den Bauſtellen bereit gehalten worden ſind. 
Es iſt unbedingt erforderlich, daß vom Beginn des Baues an die genehmigten 
Bauvorlagen während der Arbeitszeit ſtets auf der Bauſtelle gehalten werden, 
damit die den Bau kontrollierenden Beamten (Ingenieure, Bauaſſiſtenten, 
Baukontrolleure, Kanalbauwarte, Bauſchutzleute) ſie auch jederzeit einſehen 
können. Die ſtete Mitführung der amtlichen Bauzeichnungen iſt ſchon 
deshalb nicht möglich, weil verſchiedene Baupolizeibeamte bei der Baukontrolle 
beteiligt ſind. 


Um Beſtrafungen zu vermeiden (vergl. SS 7 Ziffer 1 und 106 der Baus 


polizeiverordnung vom 19. Mai 1908) kann daher Bauherren und Bau⸗ 
leitern nur dringend empfohlen werden, 


a. die Baugenehmigungen bald nach Empfang der üblichen Benach⸗ 
richtigung abholen, 

b. von den genehmigten Bauzeichnungen noch vor Beginn des 
Baues mehrere Abzüge als Unterlagen für die Werkzeichnungen 
und die Entwäſſerungsvorlagen anfertigen zu laſſen, 

6. die genehmigten Bauvorlagen aber — wie dies in anderen Städten 
allgemein geſchieht — am beſten verwahrt in einer Mappe oder 
Blechdoſe auf der Bauſtelle zur Einſicht für die kontrollierenden 
Beamten ſtets bereit zu halten. 

Das gleiche gilt von den genehmigten Entwäſſerungszeichnungen. 


s Städtiſche Kaupolizeiverwaltung. 
P. 1752. 09. ſch e 9 Gem. Bl. 1909. S. 772. 


7. Anweiſung betreffend die Anträge auf deichpolizeiliche Genehmigung 
von baulichen Anlagen im Überſchwemmungsgebiet der der Oderftrom- 
bauverwaltung unterſtellten Strecken der Oder und ihrer Uebenſlüſſe 


vom 5. Juni 1907. 


J. Die Anträge find von den Orts-Baupolizeibehörden, oder wenn 
dieſe ausnahmsweiſe nicht beteiligt ſind, von den Antragſtellern ſelbſt, un⸗ 
mittelbar dem zuſtändigen Waſſerbauinſpektor zu überſenden, welcher ſie mit 
ſeinem Gutachten der Oderſtrombauverwaltung vorlegt. Dieſe gibt ſie mit 
einem Gutachten des Oderſtrombaudirektors dem Bezirksausſchuß weiter. 


II. Dem Antrage ſind beizufügen: 
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a. in dreifacher Ausfertigung, möglichſt in Aktengröße 
(33 em hoch), nicht auf Paus papier, maßſtäblich gezeichnet 
und mit Zeichnung der Maßſtäbe verſehen: 

1. Lageplan, 2. bei Baulichkeiten: 1 Grundriß, 3. die 
erforderlichen Querſchnitte, 4. bei Zäunen: Anſicht. 

Erforderlichenfalls werden Anſichten der Bauwerke u. |. f. nachverlangt. 

Baubeſchreibung iſt nur bei beſonderer Veranlaſſung erforderlich. 

Der Lageplan muß die Nordlinie enthalten und außer den 
geplanten Gebäuden, Mauern, Zäunen u. f.f. alle benachbarten Gebäude, 
Mauern, Zäune, Straßen, Wege, Dämme, Gräben, Waſſerläufe und dergl. 
— bei nicht dichter Bebauung auf mindeſtens 20 m Entfernung ringsum, bei 
größeren Gebäuden und Anlagen entſprechend weiter — maßſtäblich richtig 
zeigen. In ganz einfachen Fällen genügen einfachere Pläne. Die Richtung 
der Hochwaſſerſtrömung iſt einzuzeichnen. 

Wo ein Neubau nur an Stelle eines baufällig gewordenen oder abge- 
brannten Baues ausgeführt oder eine Einfriedigung erneuert werden ſoll, iſt 
dies im Geſuch ausdrücklich hervorzuheben. Sofern der neue 
Grundriß vom alten abweicht, iſt der alte ebenfalls — in der Umrißlinie 
ſchwarz — einzuzeichnen. 5 

Die Querſchnitte müſſen bei Dämmen, Mauern und dergl. ſenkrecht 
zur Längsrichtung, bei Gebäuden und Gebäudegruppen etwa ſenkrecht 
zur Strömungsrichtung des Hochwaſſers gelegt werden und müſſen 
außer dem Neubau ſelbſt auch das Gelände und die in der Schnittrichtung 
liegenden, beſtehenden Gebäude, Dämme, Mauern u. ſ. f. in den Umrißlinien 
(bis etwas über Hochwaſſerhöhe), ſowie den bekannten höchſten Hochwaſſer⸗ 
ſpiegel (von 1903) nebſt Angabe ſeiner Höhe über Gelände enthalten. 

Lage und Richtung der Querſchnitte ſind im Lageplan anzugeben. Liegt 
die Bauſtelle nahe am Strom, ſo iſt der Querſchnitt bis zum Waſſerſpiegel 
auszudehnen und der Tag der Aufnahme des Querſchnittes einzutragen. 
Endlich iſt, — wenn nicht ausnahmsweiſe der weit ausgedehnte Lageplan 
vollſtändig Aufklärung gibt —, 

b. noch das betreffende Meßtiſchblatt — einmal — beizufügen, 
und es iſt darin der Neubau oder die Neuanlage, ſoweit angängig 
im Maßſtab der Karte, in richtiger Lage rot einzuzeichnen, 
ſowie bei Gebäuden u. ſ. f. behufs leichteren Auffindens mit einem 
roten Kreis von etwa 15 bis 20 mm Durchmeſſer einzukreiſen. 
In die Kreiſe ift nichts einzuſchreiben. Der Name des Antrag- 
ſtellers iſt auf dem Blattrand, möglichſt nahe der Bauſtelle an— 
zugeben. 

III. Wenn dieſelbe Anlage außer der deichpolizeilichen Genehmi— 
gung auch der ſtrompolizeilichen Genehmigung bedarf, iſt dem Antrag auf 
Erteilung der erſteren, unter Hinweis auf denjenigen betreffend Erteilung der 
letzteren, außer dem Meßtiſchblatt nur eine Ausfertigung der Anlagen a 1 
bis 4 beizufügen, es find alſo einem gemeinſamen Antrag nur 4 Ausferti- 
gungen mitzugeben. 


Der Oberpräfident der Provinz Schleſien, als Chef der 
Oderſtrombauverwaltung. 
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8. Polizeiverordnung betreffend die Abwendung von Fenersgefahr bei 
der Errichtung von Gebäuden und der Lagerung von Materialien in der 
nähe der dem Geſetze über die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 
3. November 1838 (G. S. S. 505) unterſtehenden Eiſenbahnen 


vom 8. Juni 1893. 


Auf Grund der SS 137, 139 ff. des Geſetzes über die allgemeine Landes- 
verwaltung und der SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 (G.⸗S. S. 265) wird unter Zuſtimmung des Bezirks- 
ausſchuſſes für den Regierungsbezirk Breslau folgendes verordnet: 


$ 1. Gebäude und Gebäudeteile, die weder aus unverbrennlichen 
Materialien hergeſtellt, noch durch Rohrputz oder in anderer gleich wirkſamer 
Weiſe gegen Entzündung von Funken geſichert ſind, müſſen von Eiſen⸗ 
bahnen eine von der Mitte des nächſten Schienengleiſes zu berechnende Ent⸗ 
fernung von mindeſtens 4 m innehalten. Dasſelbe gilt von allen Offnungen 
in Gebäuden, die nicht durch mindeſtens 1 em ſtarkes, nach allen Seiten hin 
feſt eingemauertes Glas abgeſchloſſen ſind. Für Gebäude, Gebäudeteile und 
Offnungen, die unterhalb der Oberkante der Schienen liegen, tritt an Stelle 
der Entfernung von 4 m eine fole von 5 m. 

Gebäude, Gebäudeteile und Öffnungen, die mehr als 7 m oberhalb der 
Oberkante der Schienen liegen, ſind den vorſtehenden Beſtimmungen nicht 
unterworfen, während für Gebäude mit nicht feuerſicheren Dächern und für 
Offnungen in Gebäuden zur Lagerung leicht entzündlicher Gegenſtände die 
weitergehenden Beſtimmungen der SS 2 und 3 zur Anwendung gelangen. 


§ 2. Gebäude mit weichen, nicht feuerſicheren Dächern ſowie Gebäude, 
bei denen die Dachpfannen mit Strohdocken eingedeckt ſind, müſſen von Eiſen⸗ 
bahnen eine von der Mitte des nächſten Schienengleiſes zu berechnende Ent- 
fernung von mindeſtens 25 m innehalten. Liegt die Eiſenbahn auf einem 
Damme, ſo tritt zu der Entfernung von 25 m noch die anderthalbfache Höhe 
des Dammes, jo daß beiſpielsweiſe, wenn die Höhe des Dammes 10 m 
beträgt, für die im erſten Abſatz bezeichneten Gebäude eine Entfernung von 
mindeſtens 25 + 15 = 40 m innegehalten werden muß. 


$ 3. Die Beſtimmungen des $ 2 finden entſprechende Anwendung auf 
jede nicht durch mindeſtens 1 em ſtarkes, nach allen Seiten hin fejt einge- 
mauertes Glas abgeſchloſſene Offnung in den der Eiſenbahn zugekehrten 
re aller Gebäude, die zur Lagerung leicht entzündlicher Gegenftände 
ienen. 

Bei ſolchen Gebäuden werden den der Eiſenbahn zugekehrten Wänden 
diejenigen ihr nicht ganz abgekehrten Wände gleich geachtet, deren Richtungs⸗ 
linie mit der Bahnachſe einen Winkel von höchſtens 60 Grad bildet. 


§ 4. Leicht entzündliche Gegenſtände, die nicht durch feuerfeſte Be⸗ 
dachungen oder durch ſonſtige Schutzvorrichtungen gegen das Eindringen von 
Funken und glühenden Kohlen geſichert ſind, dürfen bei Eiſenbahnen nur in 
einer Entfernung von mindeſtens 38 m von der Mitte des nächſten Schienen- 
gleiſes gelagert werden. 

Liegt die Eiſenbahn auf einem Damme, ſo tritt zu der Entfernung 
von 38 m noch die anderthalbfache Höhe des Dammes (vergl. § 2 Abſatz 2). 
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§ 5. Dispenſe von den Beſtimmungen der § 1—4 ſind ſtatthaft, wenn 
nach Lage der Verhältniſſe auch bei geringerer Entfernung von der Mitte 
des nächſten Schienengleiſes die Feuersgefahr ausgeſchloſſen erſcheint. 

Über die Erteilung der Dispenſe beſchließt der Kreisausſchuß, in Stadt⸗ 
kreiſen und in den zu einem Landkreiſe gehörigen Städten von mehr als 
10 000 Einwohnern der Bezirksausſchuß. 

§ 6. Hinſichtlich derjenigen Gebäude und leicht entzündlichen Gegen- 
ſtände, die bei der Anlage einer Eiſenbahn innerhalb der in den § 1—4 feft- 
geſetzten Entfernungen bereits vorhanden bezw. gelagert ſind, hat der Re— 
gierungspräſident zu beſtimmen, ob und welche Vorkehrungen zum Schutze 
gegen die durch die Nähe der Eiſenbahn bedingte Feuersgefahr getroffen 
werden müſſen. 

$ 7. Übertretungen dieſer Polizeiverordnung werden, ſoweit nicht 
ſonſtige weitergehende Strafbeſtimmungen, insbeſondere § 367 Ziffer 6 und 15 
des Reichsſtrafgeſetzbuches, Platz greifen, mit einer Geldſtrafe bis zu 60 Mk. 
oder im Unvermögensfalle mit entſprechender Haft geahndet. 

§ 8. Auf die zum Betriebe der Eiſenbahn erforderlichen Gebäude und 
Materialien findet dieſe Polizeiverordnung keine Anwendung. 

§ 9. Die Polizeiverordnung vom 15. Januar 1875, betreffend die 
Abwendung von Feuersgefahr bei den in der Nähe von Eiſenbahnen befind- 
lichen Gebäuden und lagernden Materialien, ſowie die den gleichen Gegen- 
ſtand betreffende Polizeiverordnung vom 29. September 1892 (Amtsbl. von 
1892 S. 373) werden aufgehoben. 


Königliche Regierungspräſident. 
Wirkl. Geh. Ob.-Reg.-Rat Frhr. Juncker v. Ober-Conrent. 


9. Polizeiverordnung 
über das zur Aufhöhung von Straßenland zu verwendende Material 


vom 7. Juni 1906. 


Auf Grund der SS 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 (Gej.-S. S. 265) und der SS 143 und 144 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Ges. S S. 195 ff.) 
wird unter Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes für den Stadtkreis Breslau 
folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 

$ 1. Zur Aufhöhung von Land, das zwiſchen den Straßenfluchtlinien 
gelegen iſt, dürfen Bauſchutt, Steine, Ziegelbrocken, Pflanzenreſte, Unrat, 
Abfall, Müll, Schlamm uſw. nicht verwendet werden. 

8 2. Übertretungen werden, ſoweit nicht ſonſtige weitergehende Straf⸗ 
beſtimmungen Platz greifen, mit Geldbuße bis zu 30 Mark oder im Unver⸗ 
mögensfalle mit Haft bis zu drei Tagen beſtraft. 
§ 3. Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündigung im Breslauer 
Gemeindeblatte in Kraft. l 


Städtifche Baupolizeiverwaltung. 
6. Bender. $ 
P. 1071. 06. Gem. Bl. vom 10. Juni 1906. S. 397. 
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10. Auszug aus der Bauordnung vom Jahre 1668. 


Pflaſterung vor den Türen und Bedeckung der Gerinne. 


Das Pflaſter ſoll ein Jeder vor ſeinem Hauſe bis an das Gerinne oder 
Fahrweg ſelbſt zu halten ſchuldig fein, auch dasſelbe vor feiner Türe nicht er- 
höhen laſſen, alſo daß es allda bergicht oder merklich höher ſei als das andere 
Pflaſter, wie denn auch ohne unſern erhaltenen Conſens die Gerinne mit 
breiten Steinen oder ſonſten zu bedecken niemand befugt ſein ſoll. 


11. Auszug aus dem Reglement über die 
Säuberung der Straßen in der Stadt Breslau vom 26. Mai 1744. 


Art. XIV. unterhaltung des Steinpflaſters. 


Weil auch die gute Unterhaltung des Steinpflaſters zu der Reinlichkeit 
der Straßen ein vieles beiträgt, ſelbiges aber bisher an vielen Orten ziemlich 
ſchadhaft und ungleich geweſen; als ſollen nicht allein die Poſſeſſores derer 
Häuſer dasſelbe auf ihre eigene Unkoſten, ſoweit die Grenze ihrer Fundorum 
reichen, und bis an das Gerinne, bei 6 Ggr. Strafe, ſo oft ſie deshalb erinnert 
werden, und es dennoch nicht befolget, reparieren, und bauſtändig halten, 
ſondern es ſoll auch das Stadtbauamt öfters gehörigen Orts Erinnerung tun, 
daß die Veranſtaltung gemacht werde, daß ſolches Steinpflaſter nach und nach 
mitten auf der Straße in einen guten Zuſtand geſetzet, und ſolchergeſtalt das⸗ 
ſelbe durch die ganze Stadt in wenig Jahren ausgebeſſert werden möge; wo⸗ 
rüber gedachtes Bauamt alle Jahre nach Michael einen Bericht, was vor 
Straßen in dem vergangenen Sommer repariert worden, beim Magiſtrat ab⸗ 
zuſtatten, dieſer aber hierauf an unſere Breslauiſche Krieges- und Domänen⸗ 
Kammer deshalber zu berichten hat. 


12. Bekanntmachung 
betreffend das vorzeitige Beziehen von Wohnungen in Neubauten 


vom 16. Auguft 1911. 


Immer wieder werden zahlreiche Wohnungen in neuerrichteten Ge— 
bäuden in Gebrauch genommen, bevor nach Vollendung der baulichen Ein- 
richtung die baupolizeiliche Gebrauchsabnahme vorgenommen und die Be- 
nutzungsgenehmigung (Gebrauchsabnahmeſchein) erteilt worden iſt. Hierdurch 
machen ſich ſowohl die Hauseigentümer als auch die ein ſolches Gebäude oder 
einen Gebäudeteil beziehenden Mieter ſtrafbar. 

Die Polizeibehörde kann aber nicht nur die Beteiligten beſtrafen, ſondern 
auch die vorzeitige Ingebrauchnahme hindern, ſchließlich auch die Räumung 
der vorzeitig in Gebrauch genommenen Räume erzwingen. 
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Der Vermieter bleibt dem Mieter alsdann haftbar für den Schaden, der 
dieſem daraus erwächſt, daß er polizeilicherſeits an dem Beziehen der gemieteten 
Räume verhindert oder zum Verlaſſen derſelben gezwungen wird. f 

Um Vermietern und Mietern Ärger und Unbequemlichkeiten zu erſparen 

und ſie vor Schaden zu bewahren, wird hierdurch ausdrücklich davor gewarnt, 
Mietsverträge über Räume in neuerbauten Häuſern für einen Zeitpunkt abzu⸗ 
ſchließen, zu welchem die Ingebrauchnahme des Neubaues nach den beſtehenden 
Beſtimmungen unzuläſſig iſt. § 11 der Baupolizeiverordnung vom 19. Mai 
1908 beſtimmt, daß der Gebrauchsabnahmeſchein in der Regel nicht früher als 
5 Monate nach Ausfertigung des Rohbauabnahmeſcheines erteilt werden darf; 
er wird verſagt, jolange die bauliche Einrichtung des Neubaues nicht den Bau- 
polizeivorſchriften entſprechend vollendet iſt. 
i Jeder Mieter, der eine Wohnung in einem neuen Haufe beziehen will, 
. tut daher gut, fich vor Abſchluß des Mietsvertrages vom Hauseigentümer den 
Gebrauchsabnahmeſchein, ſolange dieſer noch nicht erteilt iſt, den 
Rohbauabnahmeſchein vorlegen zu laſſen. In letzterem iſt der 
Termin ausdrücklich angegeben, zu dem die Benutzungsgenehmigung früheſtens 
erteilt werden kann. 


Städtiſche Baupolizeiverwaltung. 
P. 577. 1. 11. Gem. Bl. 1911. S. 717. 


C. Kanaliſation. Straßenreinigung. 


1. Ortsſtatut betreffend die Herftellung und den Betrieb 
von Grundſtücksentwäſſerungen 


vom 13. Mai 1910. 


Gemäß § 11 der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 wird für den 
Gemeindebezirk der Stadt Breslau folgendes Ortsſtatut erlaſſen: 

$ 1. 1. Sobald in Straßen oder Plätzen öffentliche Kanäle betriebs⸗ 
fertig hergeſtellt ſind, iſt jedes anliegende bebaute Grundſtück unmittelbar nach 
dem Straßenkanal unterirdiſch zu entwäſſern. 

Das gleiche gilt von unbebauten Grundſtücken, ſobald Niederſchlags⸗ 
oder Abwäſſer von ihnen abfließen. 

2. Liegt das Grundſtück an mehreren Straßen, ſo beſtimmt der 
Magiſtrat, nach welcher Straße es zu entwäſſern iſt. 

3. Wird ein Grundſtück nachträglich in mehrere ſelbſtändige Teile 
zerlegt, ſo iſt für jeden Teil eine beſondere Abteilung anzulegen. Iſt eine 
geſonderte Entwäſſerung untunlich, ſo kann ausnahmsweiſe eine gemeinſchaft⸗ 
liche Ableitung zugelaſſen werden. Gehören die Grundſtücke, für die eine 
gemeinſchaftliche Ableitung beſteht, mehreren Eigentümern, ſo haften ſie als 
Geſamtſchuldner für alle Koſten, die durch die Anlegung und Unterhaltung 
der Leitung entſtehen. 

4. Die Anſchlußſtellen der einzelnen Zweigkanäle an den Straßenkanal 
werden durch die Verwaltung der ſtädtiſchen Kanaliſationswerke nach An⸗ 
hörung der Grundſtückseigentümer beſtimmt. 
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5. Jedes Regenwaſſerrohr an der Straßenfront muß in der Regel einen 
beſonderen Anſchluß an den Straßenkanal erhalten. 


§ 2. Durch die Entwäſſerungsleitungen des Grundſtücks find ab- 
zuleiten: 

A. Wenn in der vorbeiführenden Straße getrennte Kanäle für Schmutz⸗ 
und Regenwaſſer vorgeſehen ſind oder eingebaut werden 

a. in die Schmutzwaſſerkanäle alle Schmutz- und Brauchwäſſer, ſowie 

aller zur Abführung geeignete ſchwemmbare Unrat, namentlich alle 
menſchlichen Abgänge und alle Stallflüſſigkeiten, und zwar ſo reichlich 
verdünnt, daß ihre Fortſchwemmung geſichert iſt, 
in die Regenwaſſerkanäle die Niederſchlagswäſſer, namentlich aller 
Dachrinnen, ſoweit die Ableitung von der ſtädtiſchen Baupolizei 
gefordert wird; 
B. wenn in der vorbeiführenden Straße nur Kanäle für gemiſchte 
Schmutz- und Regenwäſſer eingebaut find, die unter a und b genannten Wäſſer 
gemeinſchaftlich. 

§ 3. 1. Das in den Grundſtücken auftretende Grundwaſſer darf nur 
mit beſonderer Genehmigung des Magiſtrats unter Verwendung ſolcher Ein- 
richtungen in die Kanäle geleitet werden, die Sicherheit gegen Verſagen des 
Geruchverſchluſſes und gegen Rückſtau des Kanalwaſſers in den Boden bieten. 

2. Einläufe, Eingüſſe, Spülaborte uſw., die tiefer als die feſtgeſetzte 
Straßenhöhe liegen, dürfen an die Entwäſſerungsanlage nur unter der Be⸗ 
dingung angeſchloſſen werden, daß die Sonderleitung außer mit einem ſelbſt⸗ 
tätigen, auch mit einem von Hand zu bedienenden Verſchluß verſehen iſt. 

Die Genehmigung zum Anſchluß ſolcher Einläufe uſw. wird wider⸗ 
ruflich und auf Gefahr des Eigentümers erteilt. Der Eigentümer hat für 
die richtige Handhabung der Verſchlüſſe zu ſorgen und iſt für alle durch 
etwaigen Rückſtau entſtehenden Schäden allein verantwortlich. 


§ 4. 1. In die Entwäſſerungsleitungen dürfen feſte Stoffe wie 
grobe Küchen- und Speiſeabfälle, Kehricht, Schutt, Sand, Aſche und dergleichen 
nicht eingeführt werden. 

2. Kondens- und Kühlwäſſer oder Abwäſſer aus Fabriken, gewerb⸗ 
lichen Betrieben, Apotheken, Laboratorien uſw. dürfen nach den öffentlichen 
Kanälen nur mit beſonderer Genehmigung des Magiſtrats abgeleitet werden. 
Die Ableitung kann nur geſtattet werden, wenn Vorkehrungen getroffen ſind, 
durch die ſchädigende Einwirkungen der Abwäſſer auf die Kanaliſations⸗ 
anlagen verhindert werden. . 

3. Bei Einführung von warmen Abwäſſern muß auf Erfordern ein 
Regiſtrierthermometer nach näherer Angabe der Baupolizeiverwaltung 
(Kanalpolizei) eingebaut werden. Die Abwäſſer dürfen bei ihrem Eintritt 
in den Straßenkanal nicht wärmer als 35 Grad Celſius ſein. 

4. In Leitungen, durch die fettige, ſeifenartige Wäſſer abgeführt werden, 
ſind zum Abfangen der Fettſtoffe ausreichende Fettfänge einzuſchalten, die 
möglichſt nahe an den Eingußſtellen liegen müſſen. Die Fettfänge müſſen 
luftdicht ſein, ebenſo verſchließbare, möglichſt vom Freien zugängliche Putz⸗ 
les ſowie entſprechende Kühlflächen und vorſchriftsmäßige Entlüftungen 
haben. 

5. Die Hofeinläufe und die Fußbodeneinläufe für Schmutzwaſſer find 
mit einem Roſt von höchſtens 15 mm lichter Weite zwiſchen den Stäben und 
mit Geruchverſchluß zu verſehen. Falls ſolche Einläufe begangene oder unbe- 


b. 
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feſtigte Flächen entwäſſern oder für Spülzwecke benutzt werden, find ſie mit 
einem Sandfang auszurüſten, deffen Waſſerſpiegel froſtfrei und mindeſtens 
50 em über der Sohle liegen muß. 

6. Die Entwäſſerungsanlagen müſſen dauernd in gutem Zuſtande er- 
halten, gehörig gereinigt und geſpült werden. 

5. Jedes mit dem öffentlichen Straßenkanal verbundene bebaute 
Grundſtück muß entweder an die ſtädtiſche Waſſerleitung angeſchloſſen ſein 
oder eine eigene betriebsfähige Druckleitung beſitzen. Die nach den Be— 
ſtimmungen der Baupolizeiverwaltung — Kanalpolizei — erforderlichen 
Zapfſtellen und Spülvorrichtungen müſſen von einer dieſer Waſſerleitungen 
geſpeiſt werden. 

§ 6. 1. Die innerhalb der Straße liegenden Zweigkanäle müſſen aus 
waſſerdichten Rohrleitungen d. h. ſolchen aus gebrannten, innen und außen 
glaſierten Steinzeugrohren oder aus gußeiſernen, innen und außen 
aſphaltierten Rohren nach den jeweilig geltenden miniſteriellen Beſtimmungen 
für Abflußröhren beſtehen. 

Der lichte Durchmeſſer der Zweigleitungen muß 15 em betragen. Ein 
größerer Durchmeſſer für beſonders umfangreiche Grundſtücke iſt (nur aus⸗ 
nahmsweiſe und) nur mit beſonderer Genehmigung der ſtädtiſchen Kanali- 
ſationswerke zuläſſig. 

2. Bereits beſtehende Zweigleitungen, die nicht von der Stadtgemeinde 
eingebaut worden ſind und dieſen Vorſchriften nicht entſprechen, ſind auf Er⸗ 
fordern des Magiſtrats, jedenfalls vor Neuregulierung und Neupflaſterungen 
der Straße durch vorſchriftsmäßige auf Koſten der Grundſtückseigentümer 
zu erſetzen. 

3. Sollten hierdurch Umlegungen oder Auswechſelungen der Leitungen 
im Innern der Grundſtücke erforderlich werden, ſo ſind dieſe Arbeiten nach 
näherer Anordnung der Baupolizeiverwaltung — Kanalpolizei — gleichzeitig 
vorzunehmen. 

$ 7. 1. Alle Zweigkanäle ſind, ſoweit fie auf Straßenland liegen, 
durch die Verwaltung der ſtädtiſchen Kanaliſationswerke für Rechnung des 
Grundſtückseigentümers zu verlegen und zwar: 

a. für Schmutzwaſſer ſtets bis auf 1 m von der Straßenflucht, 
b. für Regenwaſſer bei Grundſtücken mit Vorgarten ebenfalls bis auf 

1 m von der Straßenflucht, bei Grundſtücken ohne Vorgarten bis ans 

Haus und aufſteigend bis zur Bürgerſteighöhe. 

2. Dieſe Zweigkanäle gehen mit der Herſtellung in das Eigentum der 
Stadtgemeinde über und werden von ihr auf ihre Koſten unterhalten. 

3. Anträge auf Ausführung von Zweigkanälen in öffentlichen Straßen 
ſind an die Verwaltung der ſtädtiſchen Kanaliſationswerke zu richten. Dem 
Antrage ift der Nachweis der durch die Baupolizeiverwaltung — Kanal- 
polizei — ausgeſprochenen Genehmigung der Entwäſſerungsentwürfe 
beizufügen. 

4. Die Verbindung der inneren Entwäſſerungsanlagen mit dem 
Straßenzweigkanal darf erſt nach vollſtändiger und vorſchriftsmäßiger Fertig⸗ 
ſtellung der Grundleitung im Innern des Gebäudes auf ſchriftlichen redt- 
zeitig zu ſtellenden Antrag und nach ausdrücklicher Genehmigung der Bau- 
polizeiverwaltung — Kanalpolizei — vorgenommen werden. 

§ 8. 1. Zu irgend einer Arbeit an den Zweigkanälen in den Straßen, 
insbeſondere zur Beſeitigung von Verſtopfungen, Schließung von Leitungen, 
iſt ausſchließlich die Verwaltung der ſtädtiſchen Kanaliſationswerke befugt. 
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2. Beſchädigungen und Verſtopfungen dieſer Leitungen, welche nad- 
weislich auf ordnungswidrige Benutzung des Grundſtückseigentümers oder 
ſeiner Hausgenoſſen zurückzuführen ſind, werden auf Koſten des Grundſtücks⸗ 
eigentümers durch die ſtädtiſche Kanaliſationsverwaltung beſeitigt. 

3. Den Beauftragten der ſtädtiſchen Kanaliſationsverwaltung iſt zur 
Reviſion der Hausentwäſſerung der Zutritt jederzeit zu geſtatten. 

$ 9. 1. Die Koſten der für Rechnung der Grundſtückseigentümer 
hergeſtellten Zweigleitungen oder anderen Arbeiten werden nach einem vom 
Magiſtrat alljährlich feſtzuſetzenden und öffentlich bekannt zu machenden 
Tarif berechnet. 

2. Der Magiſtrat iſt berechtigt, für die auf Rechnung der Grundſtücks⸗ 
eigentümer auszuführenden Arbeiten einen Koſtenvorſchuß zu fordern. 

$ 10. Die Vorſchriften für die inneren Entwäſſerungsanlagen werden, 
ſoweit ſie nicht durch dieſes Ortsſtatut gegeben ſind, durch die Baupolizei⸗ 
verwaltung feſtgeſetzt. 

$ 11. Der Beginn des Abbruchs eines an die öffentlichen Kanäle an- 
geſchloſſenen Gebäudes muß der ſtädtiſchen Kanaliſationsverwaltung tver- 
züglich ſchriftlich angezeigt werden. Die durch die Schließung der Anſchluß⸗ 
leitung entſtehenden Koſten fallen dem Grundſtückseigentümer zur Laſt. 

$ 12. Dieſes Ortsſtatut tritt mit dem Tage der Bekanntmachung im 
Breslauer Gemeindeblatt an die Stelle des Ortsſtatuts vom 7. März 1892. 
K. W. I. O. 804. 10. Gem. Bl. vom 24. Juli 1910. S. 541. 


2. Polizeiverordnung 
betreffend die He- und Entwäſſerungsanlagen der Grundſtücke 


vom 19. Mai 1910. 


Nach SS 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (G.-S. S. 265) und SS 143 und 144 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.⸗S. S. 195 ff.) wird 
unter Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes für den Stadtkreis Breslau 
folgende Polizeiverordnung erlaſſen. 

$ 1. Verpflichtung zum Anſchluß von Grundſtücken 
gan den Straßenkanal. 1. An Straßen oder Plätzen, in denen 

betriebsfähige öffentliche Kanäle zur unterirdiſchen Entwäſſerung liegen, 

müſſen Flüſſigkeiten aus den anliegenden Grundſtücken nach dem Ortsſtatut 
vom 13. Mai 1910 abgeleitet werden. 

2. Für die Entwäſſerung von Grundſtücken an Straßen oder Plätzen, 
in denen die unterirdiſche Entwäſſerungsanlage fehlt, gilt § 61 Ziff. 2—5 
der Baupolizeiverordnung vom 19. Mai 1908. 

§ 2. Zeitpunkt des Anſchluſſes. 1. Die Entwäſſerungs⸗ 
len find bei Neu- und Umbauten vor Benutzung der Gebäude fertig⸗ 
zuſtellen. 
z 2. Im übrigen find die Grundſtücke nach Herſtellung des öffentlichen 
Kanals auf beſondere kanalpolizeiliche Aufforderung innerhalb der in ihr 
beſtimmten Friſt an die unterirdiſche Entwäſſerung anzuſchließen. 
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§ 3. Anſchluß von Grundſtücken, die an mehreren 
Straßen liegen. Grundſtücke, die an zwei oder mehreren Straßen 
liegen, unterliegen den Beſtimmungen der § 1—2 auch dann, wenn nur eine 
der Straßen kanaliſiert iſt. 


§ 4. Baubeginn, Entwäſſerungs zeichnungen. 1. Mit 
der Ausführung der Entwäſſerungsanlagen darf erſt nach kanalpolizeilicher 
Genehmigung der Entwürfe begonnen werden. 

2. Der Entwurf iſt zur Baupolizeiverwaltung — Kanalpolizei — in 
zweifacher Ausfertigung zur Prüfung und Genehmigung einzureichen. Die 
Zeichnungen müſſen in § 4 Abſatz 4 der Baupolizeiverordnung vom 19. Mai 
1908 vorgeſchriebene Form und Beſchaffenheit haben und vom Eigentümer 
oder Verwalter des Grundſtücks ſowie von dem verantwortlichen Unternehmer 
und Planverfertiger unterſchrieben ſein. 

3. Die Zeichnungen müſſen ferner angeben: 

a. die Straße, woran das Grundſtück liegt, und die Hausnummer; 

b. die Beſtimmung der einzelnen Gebäude und Räume; 

c. die Lage des ganzen Grundſtückes mit Angabe ſämtlicher darauf 
vorhandener Gebäude, Höfe, Gärten uſw. ſowie der Nordrichtung, 
unter Benutzung eines Ausſchnittes des Stadtplanes; 

d. die Grundriſſe ſämtlicher Geſchoſſe ſoweit die Entwäſſerungs— 
ſtellen verſchieden ſind eines jeden mit dem öffentlichen Kanal 
zu verbindenden Gebäudes, in der Regel im Maßſtabe 1: 100; 

e. die zur Prüfung nötigen Längen- und Querſchnitte der Gebäude 
und des Erdbodens in der Regel im Maßſtabe 1: 100; 

f. die von der Verwaltung der ſtädtiſchen Kanaliſationswerke mit- 

geteilten Anſchlußſtellen der Zweigkanäle; 

die Entwäſſerungsanlage ſelbſt, eingetragen in dieſe Zeichnungen 
unter Angabe der Weite und des Gefälles der Rohre und des zu 
verwendenden Materials; 

h. die geſamte Bewäſſerungsanlage einſchließlich etwaiger Feuer— 
löſchleitungen und Betriebsleitungen; 

i. die Höhenlage des Bürgerſteiges, die Höfe, Kellerſohlen, Grund- 
mauern und ſonſtige für die Leitungen in Betracht kommenden 
Gebäudeteile und Entwäſſerungsſtellen auf N. X. bezogen; 

k. den Maßſtab zu ſämtlichen Zeichnungen und die wichtigſten Maße. 

4. Die in den Zeichnungen dargeſtellten geſchnittenen Gebäudeteile ſind 
farbig anzulegen oder zu ſtricheln. Die Leitungen ſelbſt ſind in kräftigen 
Farben oder Strichen herauszuheben und zwar iſt für Tonleitungen braune, 
für Eiſenleitungen ſchwarze, für Bleileitungen blaue Farbe zu verwenden. 
Rote und grüne Farben dürfen nicht angewandt werden. 


§ 5. Genehmigung. 1. Wird ein Entwäſſerungsentwurf kanal⸗ 
polizeilich genehmigt, ſo erhält der Bauherr eine mit Genehmigungsvermerk 
verſehene Ausfertigung der Vorlagen zurück und eine die Bedingungen feft- 
ſtellende Genehmigungsurkunde. 

2. Die erteilte Genehmigung erliſcht, wenn die Anlagen binnen Jahres- 
friſt nicht vollſtändig fertiggeſtellt find und eine längere Friſt nicht aus- 
drücklich bewilligt iſt. 

3. Das gleiche gilt, ſobald eine begonnene Entwäſſerungsanlage länger 
als ein Jahr unvollendet liegen bleibt. 


02 


8 


4. Wenn Ausführungen, wofür die Genehmigung erloſchen iſt, wieder 
aufgenommen werden ſollen, ſo müſſen der Kanalpolizei die Zeichnungen zur 
Genehmigung nochmals vorgelegt werden. 

5. Die genehmigten Entwäſſerungszeichnungen müſſen auf der Bau- 
ſtelle ſtets zur Einſicht offen liegen. 

6. Die in den Zeichnungen gemachten Eintragungen und Anderungen 
der Kanalpolizei ſind bei der Ausführung genau zu beachten. 

7. Weſentliche Anderungen oder Abweichungen von der genehmigten 
Zeichnung dürfen während der Bauausführung nur nach vorheriger Ge— 
nehmigung der Kanalpolizei vorgenommen werden. 

§ 6. Prüfung verdeckter Leitungen. 1. Der Beſitzer 
des Grundſtückes ſowie der Unternehmer haben dafür zu ſorgen, daß den 
aufſichtführenden Kanalpolizeibeamten Gelegenheit gegeben wird, alle Rohr- 
leitungen vor Verfüllung, Vermauerung oder Verputzen der Baugrube in 
bezug auf Güte der Ausführung und der Materialien zu prüfen. 

2. Alle ohne ſolche Prüfung verdeckten Leitungen müſſen auf Ber- 
langen der Kanalpolizei wieder freigelegt werden. 

§ 7. Anzeigen. 1. Der Kanalpolizei ift mindeſtens 24 Stunden 
vorher ſchriftlich anzuzeigen: 

a. der Beginn der Ausführung; - 

b. bei Unterbrechungen der Ausführungen die jedesmalige Wieder- 
aufnahme der Arbeiten; 

c. der beabſichtigte Anſchluß der Hausleitung an den Zweigkanal, 
an das bereits vorhandene Hausentwäſſerungsrohr oder an die 
Grundleitung der proviſoriſchen Aborte. 

$ Tritt ein Wechſel in der Perſon des ausführenden Unternehmers ein, 
ſo haben dies der Beſitzer und der neue Unternehmer der Kanalpolizei 
ungeſäumt ſchriftlich anzuzeigen. 

§ 8. Anſchluß an den ſtädtiſchen Zweigkanal. 1. Die 
Hausleitung darf an den Zweigkanal nur mit Genehmigung und unter Auf- 
licht der Kanalpolizei angeſchloſſen werden. Der hierfür bejonders auszu⸗ 
ſtellende Erlaubnisſchein muß jederzeit auf der Bauſtelle zur Einſicht der 
Kanalpolizeibeamten vorhanden ſein. Die zur Herſtellung des Anſchluſſes 
erforderlichen Arbeiten müſſen ohne Unterbrechung hintereinander betrieben 
und längſtens innerhalb 12 Stunden beendet werden. Die Baugrube muß 
nach Fertigſtellung des Anſchluſſes auf das ſorgfältigſte mit ſandigem Boden 
verfüllt und feſtgeſtampft werden, um einem nachträglichen Setzen des Bodens 
und hierdurch Beſchädigungen der Straßenoberfläche vorzubeugen. Der 
Erlaubnisſchein (die Aufgrabekarte) iſt rechtzeitig von der Kanalpolizei abzu⸗ 
holen und nach Beendigung der Arbeiten ſofort zurückzugeben. 

ro Die Genehmigung zum Anſchluß der Hausleitungen an den 
ſtädtiſchen Zweigkanal wird erteilt, wenn die Grundleitung ſoweit fertiggeſtellt 
ijt, daß gleichzeitig die nötigen Falleitungen angeſchloſſen werden konnen. 
Alle ſonſtigen Abzweige und Zweigleitungen der Grundleitungen müſſen vor- 
her im Erdboden fertig verlegt und ſoweit aus ihm herausgeführt und ord⸗ 
nungsmäßig verſchloſſen ſein, daß Sand, Grundwaſſer uſw. nicht in den Kanal 
eingeſchwemmt werden können. 

$9 Anderungen und Erweiterungen beſtehender 
A nlagen. 1. Ohne vorgängige kanalpolizeiliche Genehmigung dürfen 
an den geſamten Be- und Entwaſſerungsanlagen weder Anderungen noch 
Erweiterungen vorgenommen werden. 
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2. Auf die Ausführung dieſer Anderungen oder Erweiterungen findet 
$ 4 entſprechende Anwendung. 

§ 10. Gebrauchs abnahme. 1. Entwäſſerungsanlagen dürfen 
erſt in Benutzung genommen werden, wenn ſie kanalpolizeilich abgenommen 
ſind und die Erlaubnis zu ihrer Inbetriebnahme ſchriftlich erteilt iſt. 

2. Die Abnahme iſt ſchriftlich bei der Kanalpolizei zu beantragen. 

3. Zu dem dann anzuberaumenden Termine müſſen der Bauherr und 
der Bauleiter auf Vorladung entweder perſönlich erſcheinen oder in geeigneter 
Weiſe vertreten ſein. Im Termine müſſen alle Teile der Anlage ſicher zu⸗ 
gänglich ſein und ſoweit offen liegen, daß alle Abmeſſungen leicht geprüft 
werden können. Die Dichtigkeit der Leitungen ift auf Erfordern der Kanal- 
polizei durch eine Waſſerdruck⸗, Rauch- oder Geruchprobe nachzuweiſen. 

4. Die bei der Prüfung der Anlage vorgefundenen Mängel ſind binnen 
der im einzelnen Falle zu beſtimmenden Friſt zu beſeitigen. 

§ 11. Gefälle und Lage der Leitungen. 1. Alle Ent- 
wäſſerungsleitungen müſſen durchweg ein gleichmäßiges Gefälle erhalten 
und auf kürzeſtem Wege verlegt ſein. 

2. Die Abflußrohre (mit Ausnahme der Grundleitungen) ſind möglichſt 
ſichtbar zur Verlegung zu bringen. Werden ſie in Mauern uſw. verſenkt, ſo 
müſſen die Schlitze, worin fie liegen, mit abnehmbaren Verkleidungen ver- 
ſehen werden. 

3. Alle Nebenleitungen der Fallrohre, welche nur ein geringes Gefälle 
haben, müſſen zugänglich bleiben. 

4. Alle über die Kellerſohle hinweggeführten Leitungen müſſen fo 
angebracht ſein, daß ſie den Verkehr nicht gefährden. Sie ſind durch geeignete 
Verſchläge uſw. vor Beſchädigungen zu ſchützen. 

§ 12. Weite der Abflußrohre, Verbindungsſtücke, 
Entlüftung der Leitungen, Putzvorrichtungen, durch- 
gehende Sohlen, Stöße der Leitungen. 

1. a. Die lichten Durchmeſſer der Abflußrohre müſſen in der Strom⸗ 
richtung zunehmen und zwar entſprechend den einmündenden 
Nebenleitungen; ſie dürfen in keinem Falle verringert werden. 

b. Die Hauptleitungen und Ableitungen der Aborte müſſen 15 em 
lichten Durchmeſſer haben. 

2. Sämtliche Fallrohre ſind in gleicher Weite als Dunſtrohre und 
möglichſt ſenkrecht ohne Krümmungen mindeſtens 0,50 m über Dach fort- 
zuführen und zu entlüften. Die Fallrohre und Anſchlußrohre der Aborte 
müſſen mindeſtens 10 em weit ſein. 

3. Richtungsänderungen der Abflußrohre ſind nur durch paſſende 
Bogenſtücke zu bewirken. 

Alle Abfallrohre und Seitenrohre ſind möglichſt unmittelbar an⸗ 
zuſchließen. 

4. Zur Aufnahme von Zweigleitungen find in die Hauptleitung nur 
einſeitige ſpitzwinkelige Abzweigrohre einzuſchalten. Doppel- oder recht⸗ 
winkelige Abzweige ſind zu vermeiden. 

5. Nachträgliche Anſchlüſſe an vorhandene Abflußrohre ſind durch 
ſorgfältige Einſchaltung paſſender Abzweigſtücke herzuſtellen. Dieſe Anſchluß⸗ 
ſtellen müſſen ſo lange freigehalten werden, bis ſie von dem aufſichtsführenden 
Kanalpolizeibeamten beſichtigt und für ordnungsmäßig befunden worden ſind. 

6. Zwiſchen Rohren verſchiedener Weite ſind Übergangsrohre ein⸗ 
zuſchalten. 
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A Geht Tonrohr in Gußrohr von gleichem Durchmeſſer über, jo muß das 
letztere ein Übergangsrohr von Eiſen erhalten. : 

7. In Leitungen mit ſchwachem Gefälle und an Stellen von Richtungs- 
änderungen ſowie an der Vorderfront innerhalb des Grundſtückes ſind Putz⸗ 
vorrichtungen, die mit eiſernem Deckel dicht verſchloſſen ſind, anzubringen. 
Bei langen Leitungen find in Abſtänden von etwa 20—25 m fole Vorrich⸗ 
tungen, die zu jeder Zeit zugänglich ſein müſſen, anzulegen. Alle Putzvor⸗ 
richtungen müſſen einſchließlich der Leitungsanſchlüſſe von je einem halben 
Meter außerhalb der Umfaſſungswände der Schächte aus Gußeiſen beſtehen. 

8. Die gemauerten Schächte für die Zugänglichkeit der Putz⸗ 
vorrichtungen ſind ſo herzuſtellen, daß ſie ſtets waſſer- und froſtfrei bleiben. 
An den Stellen, wo ſie den Froſteinwirkungen ausgeſetzt ſind, müſſen die 
Schächte noch eine zweite Abdeckung (Froſtdeckel) erhalten. 

9. Die Putzvorrichtungen müſſen ſtets zugänglich ſein und dürfen nicht 
in Aufenthaltsräumen untergebracht ſein. 

10. Innerhalb der Mauern — Decken und Gewölbe — dürfen die 
Rohre nie geſtoßen werden. 

11. Schlammfänge und Geruchsabſchlüſſe dürfen in den Abflußleitungen 
und Putzvorrichtungen nicht angebracht werden. Die Anlage eines Putz⸗ 
ſchachtes im Freien iſt nur dann zuläſſig, wenn die Rohrſohle ununterbrochen 
durch den Schacht hindurchgeht. 

$ 13. Material der Abflußrohre und Verbin- 
dungen. 1. Alle Entwäſſerungsleitungen dürfen nur aus Rohren von 
Ton oder Eiſen beſtehen (Ausnahmen ſ. Abſatz 6). 

2. a. Im Innern der Gebäude und bei Durchführung durch oder unter 
Grundmauern ſowie in den Schächten und 1 m über die Gebäude⸗ 
grenze hinaus ſind nur gußeiſerne Rohre zur Verwendung zu 
bringen. Ebenſo müſſen die Abflußrohre, die bei einem Trink⸗ 
waſſerbrunnen vorbeiführen, in ſeiner ganzen Ausdehnung und 
Im darüber hinaus nur aus Gußrohren hergeſtellt werden. 

b. Die Gußrohre müſſen gleiche Wandſtärke beſitzen und darf dieſe 
bei 50—70 mm weiten Rohren nicht unter 5 mm, bei 100 bis 
200 mm weiten Rohren nicht unter 6 mm betragen. Die Rohre 
müſſen innen und außen gleichmäßig aſphaltiert ſein. 

3. a. Tonrohre ſind nur außerhalb der Gebäude im gewachſenen Boden 
und ſofern fie mindeſtens 0,8 m mit ihrer Oberkante unter Erd- 
gleiche liegen, zu verwenden. 

b. Die Tonrohre müſſen hart gebrannt und vollſtändig glaſiert fein. 
Die Dichtung der Tonrohre in den Muffen iſt auf die halbe 
Muffentiefe mit gut geteertem Teerſtrick und fettem Ton oder 
Aſphalt zu bewirken; der verbleibende Teil derſelben iſt mit 
plaſtiſchem, gut durchgearbeitetem Ton auszufüllen. Außerhalb 
ſind ſie mit einer genügend breiten und 4 em ſtarken Wulſt aus 
Zementmörtel (1 Teil Zement und 2 Teile Sand) zu umgeben. 

4. Die Dichtung der gußeiſernen Rohre ift mit geteertem Hanfzopf, 
geſchmolzenem und feſtgeſtemmtem Blei luft- und waſſerdicht herzuſtellen. 
Dichtungen von Kitt und Zementmörtel ſind nicht geſtattet. 

5. Übergangsrohre von Gußeiſen auf Ton find mit Teerſtrick und 
Aſphalt zu dichten. 

6. Blei- oder Zinkrohre dürfen nur ausnahmsweiſe mit beſonderer 
Genehmigung als Abflußrohre verwendet werden. 
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Bleiabflußrohre müſſen eine Wandſtärke von 2,5 mm, Zinkrohre von 
mindeſtens 1 mm Stärke haben. 

Die beiden Rohrſorten ſind in den Stößen ringsum zu verlöten; auch 
hier iſt die Verwendung von Kitt uſw. verboten. 

7. Zink⸗ und Bleirohre dürfen mit Eiſenrohren nur unter Benutzung 
von metallenen Hülſen mit Bleidichtung verbunden werden; Kitt oder 
Zementmörtel darf hierzu nicht verwendet werden. Eine Verbindung der 
Eiſenrohre mit Bleirohren durch feſt gedichtete Flanſchen iſt zuläſſig. 

§ 14. Regenabfallrohre. 1. Regenrohre dürfen als Fall- 
rohre für Hausentwäſſerung nicht benutzt werden. 

2. Münden Regenrohre in der Nähe von Fenſtern aus, ſo muß an 
ihrem Fuße ein leicht zugänglicher, froſtſicherer Waſſerverſchluß angebracht 
werden. 

3. Da, wo Dachteile, abbröckelnder Putz oder ſonſtige gröbere Stoffe in 
die Dachrohre gelangen können, find am Fuße der Regenrohre Vorrichtungen 
anzubringen, welche das Einſchwemmen dieſer Stoffe in die Kanäle ver— 
hindern. 

4. An den Vorder- und Hinterfronten der Gebäude müſſen die Regen- 
abfallrohre unmittelbar an die Entwäſſerungsleitungen angeſchloſſen und vom 
Erdboden bis auf eine Höhe von mindeſtens 1,80 in aus Gußeiſen ausgeführt 
werden. Scharfe Krümmungen oder Knicke dürfen in den Regenrohren wegen 
des Einfrierens nicht vorkommen. Der Durchmeſſer der Regenrohre ſoll 
möglichſt 10 em nicht überſteigen. Die Verbindung der Zinkrohre mit den 
gußeiſernen Standrohren hat mittelſt angelöteten dicht ſchließenden Zink— 
manſchetten zu geſchehen, die Zinkrohre müſſen dabei 20 em in die Eiſenrohre 
eingreifen. 

5. Die zur Entwäſſerung von Balkonen, Erkern und dergleichen 
dienenden Abfallrohre müſſen oberirdiſch 15 em über Erdboden oder Birger- 
ſteig frei ausmünden und dürfen nicht unmittelbar an die Kanaliſation an— 
geſchloſſen werden. Der untere Teil iſt bis 1,80 m Höhe aus eiſernen Rohren 
herzuſtellen. Wo die Möglichkeit vorliegt, dieſe Abfallrohre frei über einer 
ſonſt an die Kanalleitung vorſchriftsmäßig angeſchloſſenen Abflußſtelle aus- 
münden zu laſſen, iſt dieſe zur Abführung des Waſſers zu benutzen. 

$ 15. Lüftungsrohre. (Dunſtrohre.) Die Lüftungs⸗ 
rohre der Abflußleitungen ſind möglichſt ſenkrecht ohne Krümmung zu führen. 
Wagerechte Dunſtrohre ſind unzuläſſig. Die Lüftungsrohre müſſen innerhalb 
der Gebäude aus Gußrohren beſtehen, die mit Blei gedichtet ſind. Der Über— 
gang der Lüftungsrohre aus Gußeiſen in Zinkrohre darf erſt 50 em unter 
Dach ſtattfinden. Das Zinkrohr iſt über Dach mit einer Windkappe zu ver⸗ 
ſehen. Die Dunſtrohre müſſen die gleiche Weite der Falleitungen erhalten. 
Die Verbindung der Zinkrohre mit den gußeiſernen Rohren iſt wie bei den 
Regenſtandrohren auszuführen (vergl. § 14 Abſatz 4). 


§ 16. Geruchsabſchlüſſe zur Verhinderung des 
Austrittes von Kanalgaſen und Sicherung gegen Ab- 
ſaugen der Waſſerabſchlüſſe. 1. Die Geruchsabſchlüſſe müſſen 
unmittelbar unterhalb jeder Abflußſtelle angebracht werden, es ſei denn, 
daß wegen der Froſtſicherheit eine andere Lage notwendig iſt. 

2. Sämtliche Geruchsabſchlüſſe müſſen zugänglich und froſtſicher liegen 
und in feſter, nicht beweglicher oder abnehmbarer Verbindung mit der 
betreffenden Abflußſtelle ſtehen. 
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3. Jeder Geruchsabſchluß muß reinigungsfähig ſein und öfters gereinigt 
werden, damit Abflußſtörungen vermieden werden. 

4. Die Eingangsweite der Geruchsabſchlüſſe muß geringer ſein als die 
Weite der Leitungen, woran ſie anſchließen. Die Tiefe des Waſſerabſchluſſes 
muß gleich der Weite des Waſſerabfluſſes ſein, mindeſtens jedoch 70 mm 
betragen. Die Verbindungen der Abflußſtellen mit den Geruchsabſchlüſſen 
ſind ſorgfältig zu dichten. Die Offnungen des Siebes oder Einlaufes über 
dem Waſſerabſchluß dürfen zuſammen nicht größer ſein als deſſen halber 
Querſchnitt. 

5. Bei Abortbecken ift eine Waſſerabſchlußtiefe bis zu 5 em als Mindejt- 
grenze zuläſſig. 

6. Sämtliche Geruchsabſchlüſſe ſind ſo anzuordnen und zu bauen, daß 
ein Abſaugen des Waſſerabſchluſſes nicht eintreten kann. 

Wird letzteres durch die getroffenen Anordnungen nicht erreicht, ſo 
müſſen beſſere Sicherungsanlagen nachträglich ausgeführt werden. 

Als Sicherungen gegen Abſaugen der Waſſerabſchlüſſe kommen 
in Frage: 
a. Erweiterungen der Ablaufſchenkel und der Falleitungen. 

b. Anlage einer beſonderen Entlüftung der Geruchsabſchlüſſe durch 
Anbringung eines dichten Luftrohres von 40 mm weitem eiſernen 
Gußrohr oder Bleirohr neben dem Fallſtrang. Dieſes Luftrohr 
iſt mit den oberen Teilen der einzelnen Geruchsabſchlüſſe luftdicht 
zu verbinden und für ſich über Dach zu führen oder oberhalb des 
höchſten Einlaufes in das entlüftete Fallrohr einzuführen. 

7. Eingüſſe, die lange unbenutzt bleiben, ſind luftdicht zu verſchließen, 
um das Austreten der Kanalluft zu verhindern. 


$ 17. Spülung und Anlage von Abflußſtellen. 
1. Jeder Ausguß und Einlauf in den Kanal muß unmittelbar aus einem 
Zapfhahn mit Waſſer beſpült werden, ausgenommen die Hofſenke (Gullys). 

2. Unter jedem Zapfhahn iſt eine Abflußſtelle anzulegen. 

3. Jede Abflußöffnung ift mit unbeweglichem Roft oder Sieb zu 
verſehen. 

$ 18. Entwäſſerung kleiner Dachflächen, von 
Oberlichten, Balkonen uſw. und von Lichthöfen. Die Ent⸗ 
wäſſerung von kleinen Oberlichten, Dachflächen und Balkonen ſowie von Eis⸗ 
behältern, Waſſeraufbewahrungsbehältern, Überläufen uſw. darf nicht in 
unmittelbare Verbindung mit den angeſchloſſenen Abflußleitungen gebracht 
werden, muß vielmehr ſelbſtändig abwärts geführt werden und offen über 
me ae oder im Innern über einen paſſenden Ausguß oder Einlauf aus- 
münden. 

Lichthöfe müſſen ſtets das nötige Gefälle nach einer mit Waſſerverſchluß 
verſehenen gußeiſernen Abflußvorrichtung erhalten, die mit dem Haus⸗ 
ableitungsrohr verbunden iſt. 


$ 19. Waſchküchen⸗ und Stall⸗Entwäſſerungen. 
Die Fußböden der Waſchküchen und Stallungen ſind waſſerdicht herzuſtellen 
und mit gleichmäßigem Gefälle nach einem gußeiſernen Senk (Gully) zu 
entwäſſern. Dieſes Senf muß mit fejtem Geruchsverſchluß und heraus- 
nehmbarem Eimereinſatz verſehen und an die Hausentwäſſerung angeſchloſſen 
ſein. Die Spülung iſt wie bei § 17 Abſatz 1 vorzuſehen. 
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§ 20. Badeein richtungen. 1. Maſſive, waſſerdichte Fußböden 
der Badeſtuben ſind mit Gefälle nach einem an die Entwäſſerung ange- 
ſchloſſenen, mit feſtem Geruchsverſchluß und Gitter oder Sieb verſehenen 
Fußbodeneinlauf zu entwäſſern. . 

2. Die Badewannen können hierbei lofe aufgeſtellt werden, find jedoch 
mit einem Ablaufjtugen zu verſehen, welcher in den Fußbodeneinlauf in der 
Mitte eingreift, andernfalls ſind die Badewannen feſt an die Ableitungs⸗ 
rohre mit beſonderem Geruchsverſchluß anzuſchließen. Auch maſſive Bade- 
behälter ſind mit Geruchsverſchlüſſen an die Ableitungsrohre anzuſchließen. 


§ 21. Aborte und Pißorte. 1. Die Entwäſſerungsvor⸗ 
richtungen und Spülleitungen der Aborte und Pißſtände ſind ſo anzulegen, 
daß Waſſer nicht in den dem Froſt ausgeſetzten Leitungen ſtehen bleiben kann. 
Die Hähne, Entleerungsvorrichtungen, Geruchsverſchlüſſe ſind in froſtſichere 
Räume zu verlegen. 

2. Die Fußböden und Wände der Pißſtände müſſen undurchläſſig und 
mit glatten Oberflächen hergeſtellt ſein. 

Unter jedem Pißbecken und unter den Wandflächen ſind Rinnen mit 
Bodenablauf und Geruchsverſchluß anzubringen. 

3. Die Abflußöffnung der Abortbecken darf nicht mehr als 7 em Durch— 
meſſer haben. 

4. Die Spülung der Aborte und der Pißbecken und Flächen muß ſo an— 
gelegt werden, daß die benutzten Flächen vollſtändig von Waſſer beſpült und 
gereinigt werden. 

5. Die Abortbecken ſind freiſtehend ohne Kaſtenverkleidung aufzuſtellen. 

Bei Neu- und Umbauten ſind die Abortbecken tunlichſt mit mittelbarer 
Spülung durch beſondere Behälter einzurichten. 

6. Vorhandene Abortbecken mit mehr als 7,5 em weiter Abfluß⸗ 
öffnung oder mit einer geringeren Waſſerverſchlußtiefe als 5 em dürfen nicht 
wieder verwendet werden, ſobald ſie von ihrer bisherigen Verwendungsſtelle 
entfernt worden ſind. 


$ 22. Hofentwäſſerung. 1. Einläſſe für Regenwaſſer in 
Höfen ſind möglichſt entfernt von Gebäuden, womöglich in der Mitte der Höfe 
anzubringen. 

2. Die Einläſſe ſind waſſerdicht, aus ſtandfeſtem und dauerhaftem 
Materiale herzuſtellen, die Wandungen und Sohlen glatt und ohne Riſſe 
und Fugen. 

3. Die Einlaufroſte ſind aus Eiſen mit in der Regel 1 em weiten 
Zwiſchenräumen herzuſtellen und in Falze unverſchiebbar einzulegen. 

4. Die Geruchsabſchlüſſe find zugänglich und froſtſicher einzubauen. 
Die Waſſerabſchlüſſe müſſen eine Tiefe von mindeſtens 10 em haben. Der 
Waſſerſpiegel muß mindeſtens 50 em über der Sohle jedes Einlaſſes liegen. 

5. In dieſe Regeneinläſſe dürfen Schmutzſtoffe nicht ausgegoſſen oder 
ſonſt eingeführt werden. 

6. Die Hofflächen ſind mit Gefälle nach den Regeneinläſſen zu ebnen 
und zu befeſtigen, damit die Niederſchlagswäſſer leicht und ungehindert nach 
dieſen Stellen abfließen. Die Einfaſſungen der Lichtkäſten, Schächte uſw. 
müſſen eine, gegen die Hoffläche etwas erhöht liegende Abdeckung erhalten, um 
bei ungünſtigem Winde hingetriebene Regenmengen abzuhalten. 

7. Beſteht die Gefahr, daß in die Regenwaſſerleitungen gröbere Stoffe 
und Sand von ſchadhaften Dächern, unbefeſtigten Hofflächen, Gartenland uſw. 


— 169 — 


gelangen und ſomit eine Verſtopfung der Leitungen herbeiführen können, ſo 
ſind an den paſſenden Stellen Sandfänge nach näherer Vorſchrift einzubauen. 


$ 23. Rein waſſerzuflußleitungen. 1. Sämtliche aus 
einer Druckwaſſerleitung geſpeiſten Zuflußrohre und ſonſtigen Teile müſſen ſo 
ſtarkwandig ſein und dicht verbunden werden, daß die fertige Waſſerleitung 
einer Druckprobe von 12 Atm. genügt. 

2. Sämtliche Waſſerleitungen ſind froſtfrei zu verlegen. 

3. In der Regel follen für die Zuleitungen von 13 um — 52 mm 
Weite nur Bleirohr von gleichmäßiger Wandung aus doppelt raffiniertem 
Blei von nachſtehenden Mindeſtgewichten und Wandſtärken verwendet 
werden: p 


13 mm weites Bleirohr 1 m = 2,80 kg 4,5 mm Wandſtärke 
20) 2 = 2 1 = — 5,00 2 5,5 = s 

26 = z s 1 6,40 5,75 s 
3 = z 123 900 6,50. 

0 z 1 =-= 11,60 = 7,00» = 

52 „ z z i 17,80 8,00 = 


4. Für 52 mm weite und ſtärkere Zuleitungen find in der Regel Rohre 
von Gußeiſen nach den Normalſätzen der Gas- und Waſſerfachmänner 
Deutſchlands zu verwenden. Dieſe Rohre müſſen innen und außen 
geteert ſein. 

5. Verzinkte ſchmiedeeiſerne Rohre dürfen nur ausnahmsweiſe mit 
beſonderer kanalpolizeilicher Genehmigung für die Zuleitungen verwendet 
werden. Sie müſſen auf alle Fälle frei auf den Wandflächen oder in 
geeigneten Niſchen liegen und ſind bei Durchführung durch Mauern oder 
Decken mit Schutzrohren zu umgeben. 

Verzinkte Schmiederohre find mit Bleirohren durch Meſſing- oder 
Kupferhülſen ſachgemäß zu verbinden. 

6. Werden Bleirohre in Mauerwerk oder Putzflächen verlegt, ſo ſind ſie 
e die Einwirkungen des Mörtels durch geeignete Umkleidungen zu 
ſchützen. 

7. Jede Zweigleitung von der Hauptzuflußleitung und Abzweigung des 
einzelnen Steigeſtranges muß für ſich abgeſperrt werden können, ſo daß bei 
notwendigen Ergänzungen und kleinen Reparaturen andere Zapf- und Spül⸗ 
ſtellen nicht außer Betrieb kommen. 

8. Die Weite der Zuleitungen muß ſo bemeſſen werden, daß auch, wenn 
an mehreren Stellen des Grundſtückes zu gleicher Zeit Waſſer entnommen 


wird, die Spülung der Aborte, Pißſtände und ſonſtigen Entwäſſerungsſtellen 
vollſtändig ausreicht. 


§ 24. Verhinderung einer Verſchmutzung der 
Trinkwaſſerleitung durch Entwäſſerungsanlagen, 
Sammelſchächte uſw. (mohrunterbrecher). 1. Spülabtritte, 
Badewannen, Waſch- und Spülbecken und ſonſtige aus einer Trinkwaſſer⸗ 
leitung geſpülte oder geſpeiſte Anlagen jowie Grundabläſſe (Haupthähne mit 
Entleerung) und Entleerungsvorrichtungen der Waſſerleitung ſind ſo ein⸗ 
zurichten, daß aus ihnen ein Rückfließen oder Rückſaugen von Flüſſigkeiten 
oder pam Stoffen in die Waſſerleitung unter keinen Umſtänden ein- 
treten kann. 
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2. Die hierzu gewählte Vorrichtung iſt für die Beaufſichtigung zu⸗ 
gänglich anzuordnen und muß auch bei längerem Gebrauch ein Zurücktreten 
irgend welcher Stoffe in die Leitung ſicher verhüten. i 

3. Ihre Anbringung bedarf in jedem einzelnen Falle der fanalpolizei- 
lichen Genehmigung. 

4. Zugelaſſen werden nur ſolche Konſtruktionen, die vorher allgemein 
kanalpolizeilich genehmigt ſind. I 

5. Die Waſſerleitungen dürfen niemals durch Schächte der Hausent- 
wäſſerungsanlage geführt werden. 

6. Unmittelbare Verbindungen der Waſſerleitungen und Pumpen mit 
den Abflußleitungen find unzuläſſig. 

$ 25. Waſſermeſſer, Haupthähne, Entleerungsvor⸗ 
richtungen der Waſſerleitung. 1. Die Waſſermeſſer und die mit 
Entleerung verſehenen Haupthähne ſind in beſonderen Schächten aufzuſtellen, 
welche vollſtändig waſſerdicht abgedeckt ſind, ſo daß Schmutz und Flüſſigkeiten 
nicht hineingelangen können. 

2. Die Hauptentleerungsvorrichtung bezw. der Haupthahn der Gous- 
waſſerleitung iſt 30 em über der Sohle des Schachtes anzubringen. 

3. Alle übrigen Entleerungsvorrichtungen und Hähne ſind ſichtbar 
etwa 60 em über Fußboden der Keller- oder Schachtſohlen in die Steige— 
ſtränge zu verlegen, jo daß eine Entleerung in ein untergeſtelltes Gefäß ſtatt— 
finden kann. - 

4. Die dem Froſt ausgeſetzten Zuflußleitungen find bei Hofaborten, 
Hofausgüſſen uſw. in einem froſtſicheren Raum (Keller oder Schacht) frei 
über einer vorſchriftsmäßigen Entwäſſerungsanlage (Senk, Becken, 
Trichter ꝛc.) zu entleeren. 

§ 26. Waſſerſtrahlpumpen. Bei Waſſerſtrahlpumpen zur 
Hebung unreiner Wäſſer in die Abflußleitung ſind in die Zuflußleitungen 
Abſperr⸗Rückſchlagsventile einzubauen. Die Saugdüſen dürfen nicht in die 
Sammelſchächte gelegt werden, ſondern ſind über dieſen anzubringen. 

$ 27. Verlegung von Rohren durch Mauern oder 
Pfeiler und Schutz der Rohre gegen Setzen. 1. Die Durch⸗ 
gangsöffnungen der Ab- und Zuflußrohre durch Grundmauern — Gewölbe 
— Decken ſind ſorgfältig herzuſtellen und nach Durchlegung der Rohre ſofort 
wieder zu ſchließen. Tragpfeiler oder beſonders belaſtete Mauerteile dürfen 
nicht durch die Verlegung der Zu- und Abflußleitungen geſchwächt oder in 
ihrer Standfeſtigkeit ungünſtig beeinflußt werden. 

2. Abflußrohre und Ausrüſtungsgegenſtände, wie Ausgüſſe, Becken uſw. 
dürfen nicht an ſchwachen Wänden (Gipsdielwände und ähnliche) befeſtigt 
werden, ſondern ſind ſonſt ſachgemäß anzubringen und zu unterſtützen. 

3. Die Abflußrohre ſind gegen die Einwirkungen des Setzens oder un⸗ 
mittelbarer Belaſtung von Mauern ſicherzuſtellen. 

$ 28. Anwendung der vorſtehenden Beſtimmungen 
auf nicht vorſchriftsmäßige Anlagen. 1. Notwendige Ande— 
rungen oder Erweiterungen oder Ergänzungen der Entwäſſerungsanlagen 
ſind auf beſondere kanalpolizeiliche Anweiſung auszuführen. 

2. Anlagen, welche den Anforderungen der SS 24 und 25 nicht ent⸗ 
ſprechen, müſſen ſpäteſtens 3 Monate nach ergangener Aufforderung ent— 
ſprechend geändert werden. 
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3. Auf den an die öffentlichen Kanäle angeſchloſſenen Grundſtücken 
ſind Sammel- oder Senkgruben nicht geſtattet. Die vorhandenen Anlagen 
dieſer Art ſind ebenſo wie die aus den Grundſtücken nach den Rinnſteinen 
führenden Gerinne (Zungenrinnſteine) zu beſeitigen, ſobald das Grundſtück 
an den Straßenkanal angeſchloſſen wird. 


$ 29. Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung 
kann die Baupolizeiverwaltung für öffentliche Bauten nur dann zulaſſen, 
wenn die Durchführung der Vorſchriften mit unverhältnismäßiger Härte ver⸗ 
bunden oder unzweckmäßig ſein würde. 


$ 30. Strafen. 1. Zuwiderhandlungen gegen das Ortsſtatut vom 
13. Mai 1910 ſowie Übertretungen dieſer Verordnung werden, ſofern nicht 
nach allgemeinen Geſetzen höhere Strafen verwirkt ſind, mit Geldſtrafe bis 
zu 30 Mark, im Unvermögensfalle mit verhältnismäßiger Haft geahndet. 

2. Verantwortlich für die Befolgung der gedachten Vorſchriften ſind 
insbeſondere die Eigentümer, Beſitzer und Verwalter von Grundſtücken ſowie 
der ausführende Unternehmer. 

3. Unberührt hiervon bleibt die Befugnis der Polizeibehörde, die er⸗ 
forderlichen Anlagen oder Abänderungen im Zwangswege ausführen 
zu laſſen. 


§ 31. Inkrafttreten. Dieſe Verordnung tritt zugleich mit dem 
Ortsſtatut vom 13. Mai 1910 in Kraft. Die Polizeiverordnung vom 
8. Dezember 1892 wird aufgehoben. 

Städtiſche Gaupolizeiverwaltung. 


= In Vertretung: Erentin. 
K. P. 931. 10. Gem. Bl. 1910. S. 543. 


3. Ordnung, betreffend die Erhebung einer Kanalgebühr 
vom 1. März 1910. 


Auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordneten-Verſammlung vom 
24. Februar 1910 — Prot⸗Buch Nr. 260 — wird hierdurch in Gemäßheit der 
ss 4, 7, 8, 69, 70, 90 des Kommunalabgaben-Geſetzes vom 14. Juli 1893 
nachſtehende Ordnung, betreffend die Erhebung einer Kanalgebühr im Bezirk 
der Stadt Breslau, erlaſſen: 


81. Für die Benutzung der ſtädtiſchen Kanaliſations-Einrichtungen 
wird von jedem Eigentümer eines an die Kanaliſation unmittelbar oder mittel- 
bar angeſchloſſenen Grundſtückes oder Gebäudes eine Kanalgebühr nach Maß— 
gabe der folgenden Beſtimmungen erhoben. 


$ 2. Die Gebühr dient zur anteiligen Deckung der Verwaltungs- und 
Unterhaltungskoſten der Schwemmkanaliſation einſchließlich der Ausgabe für 
die Verzinſung und Tilgung der aufgewendeten Kapitalien. 

Zu den Koſten leiſtet die Stadtgemeinde aus ſtädtiſchen Mitteln einen 


Zuſchuß, der den dritten Teil der im Abſ. 1 angegebenen Geſamtausgaben nicht 
überſteigen darf. 
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Der hiernach durch die Kanalgebühr aufzubringende Geſamtbetrag wird 
alljährlich bei Feſtſtellung des Stadthaushalts-Etats durch Beſchluß beider 
ſtädtiſchen Behörden feſtgeſetzt. 

§ 3. Der gemäß $ 2 feſtgeſtellte Geſamtbetrag der Kanalgebühr wird 
auf die einzelnen Eigentümer der an die Kanaliſation bis zum erſten April 
jeden Jahres angeſchloſſenen Grundſtücke oder Gebäude nach dem Verhältnis 
des Nutzungswertes der auf den Grundſtücken belegenen, an die Kanaliſation 
angeſchloſſenen Gebäude verteilt. FON 

Für die im Laufe des Rechnungsjahres neu- oder wiederangeſchloſſenen 
Gebäude und Gebäudeteile iſt die Gebühr nach dem zum Beginn des Rech⸗ 
nungsjahres feſtgeſtellten Satze für diejenigen Monate des Rechnungsjahres 
zu entrichten, während deren der Anſchluß beſteht. 

Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Ablauf desjenigen Monats, in 
dem der Anſchluß des Gebäudes, Gebäudeteiles oder Grundſtücks an die Kanali- 
ſation ſtattgefunden hat. 

Sie erliſcht mit dem Ablauf des Monats, in dem der Anſchluß des 
Grundſtücks oder Gebäudes tatſächlich beſeitigt und dies angemeldet worden iſt. 


§ 4. Der nach § 3 für die Verteilung der Kanalgebühr maßgebliche 
Nutzungswert ift derjenige, der durch die Veranlagung zur Gebäudeſteuer er- 
mittelt worden iſt. z 

Die nach den gejeglichen Beſtimmungen von den Steuern vom Grund- 
beſitz befreiten Grundſtücke ſind gemäß dem Gebäudeſteuergeſetz vom 21. Mai 
1861 fingiert zur Gebäudeſteuer zu veranlagen. 

§ 5. Die Kanalgebühr wird auf die einzelnen Grundftüds- oder Ge- 
bäudeeigentümer durch den Magiſtrat verteilt. Das Ergebnis dieſer Ver- 
teilung wird durch Auslegung des Verteilungsplanes während der Dauer von 
vierzehn Tagen öffentlich bekannt gemacht. A 

Von der nachträglichen Heranziehung (§ 3 Abſ. 2) werden die Beteiligten 
durch beſondere Mitteilung in Kenntnis geſetzt. 

Einſprüche gegen die Verteilung und nachträgliche Heranziehung ſind 
binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen, im Falle des § 5 Abſ. 1 nach 
Ablauf der Auslegungsfriſt, im Falle des § 5 Abſ. 2 nach erfolgter beſonderer 
Mitteilung ſchriftlich anzubringen. Sie haben keine aufſchiebende Wirkung. 
Über ſie beſchließt der Magiſtrat, gegen deſſen Entſcheidung binnen einer 
Ausſchlußfriſt von zwei Wochen die Klage im Verwaltungs⸗Streitverfahren 
(an den Bezirks-Ausſchuß) zuläſſig iſt. 

86. Wird von dem Pflichtigen binnen zwei Monaten nach Ablauf des 
Steuerjahres nachgewieſen, daß während desſelben der tatſächliche Ertrag 
ſeiner Gebäude hinter dem veranlagten Nutzungswert um mehr als den vierten 
Teil zurückbleibt, ſo kann der Magiſtrat nach Prüfung der Verhältniſſe eine 
entſprechende Ermäßigung der Gebühr beſchließen. 

87. Der Eigentümer, Nießbraucher und Verwalter der an die Kanali- 
ſation angeſchloſſenen Grundſtücke oder Gebäude ſind auf Verlangen des 
Magiſtrats verpflichtet, dieſem jede für die Bemeſſung der Kanalgebühr er⸗ 
forderliche Auskunft zu erteilen. 


R $ 8 Die Kanalgebühr wird von dem Pflichtigen gleichzeitig mit der 
Gemeindegrundſteuer in entſprechenden Teilbeträgen erhoben. 

À Mehrere Miteigentümer eines Grundſtücks oder Gebäudes haften für 
die Gebühr geſamtſchuldneriſch. 
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Im Falle eines Eigentumswechſels haftet der bisherige Eigentümer bis 
zum Ablauf des Monats, in dem der Eigentumsübergang angemeldet wird. 
$ 9. Dieſe Ordnung tritt mit dem 1. April 1910 in Kraft. Die Ord- 
nung betreffend die Erhebung einer Kanalgebühr vom 1. Februar 1895 wird 


aufgehoben. 
XIX. 553. 10. Gem. Bl. 1910. S. 247. 


4. Auszug aus der Polizeiverordnung 
betreffend den Straßenverkehr in der Stadt Breslau 


vom 23. März 1891. 


II. Abſchnitt. 
Erhaltung der Reinlichkeit auf den öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen. 


$ 107. An Stelle des § 107 iſt nachſtehende Polizeiverordnung 
getreten: 


Polizeiverordnung betreffend Abänderung des § 107 
der Polizeiverordnung vom 23. März 1891, betreffend 
den Straßenverkehr in der Stadt Breslau. 


Auf Grund der $$ 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) ſowie der SS 143 und 144 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſ-S. S. 195) 
wird unter Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes folgende Polizeiverordnung 
für den Bezirk der Stadt Breslau erlaſſen. 

§ 1. Die Beſtimmungen des $ 107 der Polizeiverordnung vom 23. März 
1891, betreffend den Straßenverkehr in der Stadt Breslau, werden durch die 
nachſtehenden Beſtimmungen erſetzt. 

§ 2. Kehricht, Aſche und ſonſtige Wirtſchaftsabfälle dürfen nicht auf die 
Straße geſchüttet werden, ſondern find in beſonderen, in § 3 näher be- 
ſchriebenen runden Metalleimern zu ſammeln. 

Die Eimer ſind innerhalb der Gundſtücke ſo bereit zu ſtellen, daß ſie 
beim Vorüberfahren der ſtädtiſchen Abfuhrwagen durch die von den Gaus- 
beſitzern dazu beſtimmten Perſonen ohne Verzug aus den Grundſtücken un- 
mittelbar zu den Abfuhrwagen geſchafft und in dieſe entleert werden können. 

Die Abfuhr erfolgt in ſtaubfreien Abfuhrwagen. 

Die Eimer dürfen nur bis zum oberen Rande gefüllt werden und ſind 
geſchloſſen zu halten. 

$ 3. Der Eimer muß aus Metall beſtehen, ſtark gebaut, undurchläſſig 
ſein, eine nach unten ſchwach kegelförmig zulaufende Form haben und zu den 
runden Einſchüttöffnungen des Abfuhrwagens, deren lichter Durchmeſſer 
355 mm beträgt, paſſen. 

Sein oberer äußerer Durchmeſſer muß 345 bis 348 mm betragen. 

Der fertige Eimer muß im Vollbade verzinkt ſein und ſein Faſſungs⸗ 
vermögen darf 35 Liter nicht überſteigen. Er muß einen ſchrägen Aufſatz er⸗ 
halten von etwa 70/45 mm Höhe und zwiſchen Rand und Aufjag einen 
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ſogenannten Kragen von ſolcher Breite haben, daß die Einſchüttöffnung des 
Wagens beim Ausſchütten des Eimers durch den Kragen genügend über— 
deckt wird. je 

Der Eimer muß einen ſtarken Tragbügel und einen Deckel beſitzen, der 
über den Eimerrand etwa 30 bis 40 mm hinübergreift. 

Der Deckel muß zwar abhebbar, aber mit dem Eimer untrennbar ver— 
bunden ſein und einen Handbügel zum Abheben haben. 

Der Eimer muß an der Außenfläche ſeines Bodens mit einem Hand— 
bügel verſehen ſein und einen kräftigen Einhängehaken haben, der 155 bis 
160 mm breit iſt und etwa 100 bis 104 mm unter dem höchſten Punkte des 
Aufſatzrandes am Eimer durch Nieten zu befeſtigen ift, von denen je 2 zu- 
ſammen mit durchgehenden Unterlagsſcheiben zu verſehen ſind. 

Behälter, die den vorſtehend angeführten Anforderungen nicht ent⸗ 
ſprechen, werden von den Führern der Abfuhrwagen nicht entleert. 

Ein dieſen Anforderungen entſprechender Eimer liegt in der ſtädtiſchen 
Marſtallinſpektion, Wehnergaſſe 2, während der Dienſtſtunden zur Anſicht aus. 

§ 4. Die ſtädtiſchen Abfuhrwagen paſſieren zum Abholen der im § 2 
genannten Hausabfälle in der inneren Stadt und im Bürgerwerder werk— 
täglich, in der übrigen Stadt am Montag, Mittwoch, Freitag und Sonnabend 
jeder Woche von 1 Uhr bis 4½ Uhr nachmittags die Straßen und Plätze der 
Stadt. Ihre Annäherung wird durch eine Schelle angezeigt. 

§ 5. Die Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung treten für den Bezirk 
der inneren Stadt und des Bürgerwerders am 1. Oktober 1908 in Kraft. 

Für die übrigen Stadtteile werden ſie durch beſondere Polizeiverordnung 
in Kraft geſetzt werden.“) 

Breslau, den 22. Juni 1908. 

Der Königliche Polizeipräſident. 


$ 108. Die Reinigung des Rinnſteins bis auf die Sohle, ſowie die 
des Straßendammes bis zur Mitte desſelben muß in der ganzen Frontlänge 
des Grundſtücks an jedem Tage erfolgen und zwar bis 6¼ Uhr morgens. 

Der Bürgerſteig ift an jedem Sonn- und Feiertage bis 6¼ Uhr 
morgens zu reinigen. j 

An Werktagen hat die Reinigung desjelben zweimal täglich zu erfolgen 
und zwar das erſte Mal gleichzeitig mit der vorgeſchriebenen Straßen— 
reinigung, das andere Mal nachmittags zwiſchen 12 und 2 Uhr. 

Bei froſtfreiem, trockenen Wetter hat das Kehren der Straße ein⸗ 
ſchließlich der Brücken ꝛc. und des Bürgerſteiges unter genügender Anwendung 
von Sprengwaſſer ſtattzufinden, damit das Aufwirbeln von Staub verhütet 
wird. Das Zuſammengekehrte iſt ſtets in Haufen nahe an den Rinnſtein zu 
bringen, unter keinen Umſtänden darf dasſelbe in die öffentlichen Schlamm- 
fänge gebracht werden. Jede durch den Geſchäftsverkehr verurſachte, ſowie 
jede außergewöhnliche Straßenverunreinigung iſt ſofort zu beſeitigen. Die Be⸗ 
nutzung von Salz oder ätzenden Subſtanzen zur Beſeitigung von Schnee und 
Eis auf den Bürgerſteigen iſt verboten. - 

In denjenigen Straßen, deren Bürgerſteige mindeſtens 4 m breit jind, 
iſt der zuſammengekehrte Schnee auf dem Bürgerſteige in Haufen zu ſetzen. 


) Durch Polizeiverordnung vom 28. Juni 1910 iſt obige Verordnung mit Wirkun vom 
E Oktober 1910 ab für den nördlich der Oder gelegenen Stadtbezirk in Kraft geſetzt 9 
alfo für die Oder, Sand- und Scheitniger Vorſtadt. Weitere Ausdehnung ſteht bevor. 
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§ 109. Tritt Tauwetter ein, find die Rinnſteine, Straßen und Bürger⸗ 
ſteige von Eis und Schnee auch außer den gewöhnlichen Reinigungsſtunden 
ſofort zu beſreien. 

§ 110. Für die Erfüllung der in den SS 100, 106—109 getroffenen 
Beſtimmungen ſind die Grundſtücks- und Hausbeſitzer oder die beim Polizei⸗ 
Präſidium mit dem Nachweiſe ihrer Zuſtimmung ſchriftlich beſtellten Ber- 
treter verantwortlich.“) ' 

§ 111. Perſonen, die auf Straßen und Plätzen Handel treiben, müſſen 
ihre Körbe uſw. allabendlich vom Platze entfernen, ihre Marktſtelle rein fegen 
und den Unrat entfernen. 


Der Königliche Polizei-Präfident. 
Dr. Sienko. 


D. Feuerſozietät. Feuerlöſchweſen. 


1. Grundſätze für die Verwaltung der ſtädtiſchen Feuerſozietät in Breslau 


vom 11. Mai 1905.**) 


Die Grundſätze, nach denen bei der hieſigen ſtädtiſchen auf gegenſeitiger 
Verſicherung beruhenden Feuerſozietät verfahren wird, haben ſich im Laufe 
der Zeit, teils durch Feſtſetzungen der vormaligen hieſigen Königlichen Kriegs— 
und Domänenkammer, teils, ſeit Einführung der Städteordnung vom 19. No⸗ 
vember 1808, durch gemeinſchaftliche Beſchlüſſe des Magiſtrats und der Stadt⸗ 
verordneten-Verſammlung gebildet und ſind im weſentlichen folgende: 

§ 1. Verſicherungszwang. Die hieſige ſtädtiſche Feuerſozietät 
iſt eine von König Friedrich dem Großen gegründete Anſtalt, welcher jeder 
Beſitzer einer im Bereiche der inneren Stadt oder auf ehemaligem Feſtungs— 
gebiet — d. h. im Umfang der Feſtungswerke vom Jahre 1742 — gelegenen, 
oder in der Folge noch aufzuführenden Baulichkeit, ohne Unterſchied ihrer Ein- 
richtung und Beſtimmung, beizutreten verpflichtet iſt. 

§ 2. Freiwillige Verſicherung. Aufgenommen bei der 
ſtädtiſchen Feuerſozietät werden auf ihren beſonderen Antrag die in den Vor— 
ſtädten gelegenen Grundſtücke ſofern gegen die Aufnahme nach ſachverſtändigem 
Ermeſſen Bedenken nicht vorliegen. 


$ 3. Alle dem Staate gehörigen Häuſer find von der Verficherungs- 
verbindlichkeit ausgeſchloſſen. 

) Nach den Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts vom 2. März 1911 liegt die 
Reinigungspflicht den Eigentümern auch ob, wenn das Haus nach der Straße keinen Ausgang 
hat, und ebenſo den Eigentümern unbebauter Grundſtücke. (Anderer Anſicht bezüglich der un⸗ 
bebauten Grundſtücke das Urteil des Kammergerichts vom 26. Juni 1902. 

) Die SS 5, Ha, 15, 43, 44 und 50a in der Faſſung des alsbald in Kraft getretenen 
Nachtrags vom 23. Februar 1910. III. 324. 10. Gem. Bl. 1910. S. 149. 
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Gegenstand der Verſicherung. 


$ 4. Die Verſicherung gegen Feuersgefahr erfolgt nach dem wirklichen 
Sachwerte der Baulichkeiten in voller Summe und iſt weder über, noch unter 
demſelben zuläſſig. 

$ 5. Gegenſtand der Verſicherung find diejenigen Beſtandteile der Ge- 
bäude, welche durch Feuer zerſtört oder beſchädigt werden können. 

Die Verſicherung erſtreckt ſich auch auf die Zubehörſtücke der Gebäude, 
welche ihrer baulichen Beſchaffenheit und Befeſtigung nach nicht leicht aus den⸗ 
ſelben entfernt werden können, z. B. Glocken, Orgeln, Fahrſtühle, und her⸗ 
kömmlich auch die Braupfannen und Bierbottiche in den Kretſchamhäuſern, 
ſowie die Keſſel in den Färbereien, die Backtröge und Hausmangeln; ferner 
Zäune und Umwährungen, Pfahlufer, Brunnen, Pumpen, Flöße uſw. 

§ Ha. Elektriſche Licht- und Kraftanlagen können, ſofern ihr Wert nicht 
10 000 Mark überſchreitet, auf Antrag des Gebäudeeigentümers in die Ver— 
ſicherung mit aufgenommen werden. 

Die verſicherten Anlagen müſſen dauernd den Sicherheitsvorſchriften 
des Verbandes Deutſcher Elektrotechniker genügen. 

Die Feuerſozietät iſt berechtigt, größere derartige Anlagen alljährlich 
einmal, kleinere Anlagen alle zwei bis drei Jahre durch die Verwaltung der 
ſtädtiſchen Elektrizitätswerke prüfen zu laſſen und die Verſicherung der Anlage 
mit einmonatiger Friſt zu kündigen, wenn der Gebäudeeigentümer die Vor- 
iaee der Prüfung verhindert. Die Koften der Prüfung trägt die Feuer- 
ozietät. f 


2. Mauern, Kanäle und Röhren unter der Erde, Brunnenkeſſel, Hof- 


5 Dampfkeſſel, Maſchinen und Einrichtungen jeder Art, welche zum 
Gewerbebetriebe dienen, Teile von Beleuchtungsanlagen, ſoweit ſolche aus 
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$ 8. Der Verſicherung aller Gegenſtände, welche von der ſtädtiſchen 
Feuerſozietät ausgeſchloſſen werden, bei Privatverſicherungsgeſellſchaften ſteht 
nichts im Wege. ER 

Auf Anſuchen der Grundſtückseigentümer übernimmt die ſtädtiſche 
Feuerſozietät auch die Vermittelung der Verſicherung gegen nicht durch Brand- 
ſchäden verurſachte Exploſion von Dampfkeſſeln (mit Ausſchluß der Exploſionen 
von Pulver und anderen Sprengitoffen). . 

$9 Beginn der Verſicherung. 

a. Zwangsverſicherung. Die Verpflichtung zum Beitritte 
bei der ſtädtiſchen Feuerſozietät beginnt fürdie im Zwangs⸗ 
bereich gelegenen Grundſtücke mit dem Zeitpunkte, 
wo die Gebäude bewohnbar oder ſonſt gebrauchsfähig ſind. 


b. Freiwillige Verſicherung. Die Aufnahme auher- 
halb des Zwangsbereichs gelegener Grund- 
ſtü de in die Verſicherung kann jederzeit auf Antrag der Eigen- 
tümer erfolgen. Die Verſicherung ſolcher Grundſtücke bleibt ſo 
lange beſtehen, als fie nicht ſeitens des Verſicherten oder der Feuer- 
ſozietät gekündigt iſt. Die Kündigung iſt nur zum Ablauf eines 
Kalenderjahres zuläſſig und muß mindeſtens 3 Monate vor Ablauf 
desſelben erfolgt ſein. 


$ 10. Bis zur Aufnahme der endgültigen Abſchätzung können im Bau 
begriffene Häuſer, unbeſchadet der jpäteren Wertsermittelung, mit einer über- 
ſchläglichen Summe verſichert werden. 


§ 11. Form und Inhalt der Gebäudeabſchätzungen. 
Die Abſchätzung der Gebäude behufs ihrer Verſicherung erfolgt durch eine, aus 
einem vereideten Maurermeiſter und einem vereideten Zimmermeiſter ge— 
bildete, von der Feuerverſicherungsdeputation ernannte Kommiſſion, unter Zu⸗ 
ziehung des Eigentümers, nach den für die Sozietät beſtehenden Abſchätzungs⸗ 
grundſätzen. Die in dieſen feſtgeſetzten Preiſe werden von der Feuerverſiche— 
rungsdeputation von Zeit zu Zeit geprüft und den Zeitverhältniſſen ent- 
ſprechend nach dem Gutachten der Deputation vom Magiſtrat beſtimmt bezw. 
ergänzt. 

a. Überſchlägliche Abſchätzung. Die überſchläglichen Mb- 
ſchätzungen während der Bauzeit erfolgen nach dem Werte der 
bereits ausgeführten Arbeiten und verwendeten Materialien. 

Etwaige auf der Bauſtelle lagernde, noch nicht zur Verwendung 
gelangte Materialien gelten in Rückſicht auf die bei der Abſchätzung 
vorzuſehende allmähliche Steigerung der Verſicherungsſumme als 
mitverſichert, werden im Falle eines Brandes aber nur entſchädigt, 
wenn das Vorhandenſein und der Wert derſelben vom Beſchädigten 
zweifellos nachgewieſen werden kann. 


b. Endgültige Abſchätzung. Durch die Abſchätzung voll⸗ 
endeter Gebäude ſoll grundſätzlich diejenige Summe ermittelt 
werden, welche dem wirklichen Sachwert der Gebäude zur Zeit der 
Abſchätzung entſpricht; bei Neubauten ſonach diejenige 
Summe, für welche ein Gebäude von der Beſchaffenheit des zur 
Zeit der Abſchätzung vorhandenen wieder aufgeführt werden kann, 
im Falle es abbrennen ſollte. 
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Bei alten Gebäuden erfolgt die Abſchätzung unter Berück⸗ 
ſichtigung der durch die Abnutzung oder mangelhafte Unterhaltung 
entſtandenen Wertverminderung mit einem dem baulichen Zu⸗ 
ſtande des Gebäudes entſprechenden Bruchteile des Neuwertes. 


$ 12. Der Entwurf jeder Abſchätzung, welcher ein Lageplan und 
Durchſchnittszeichnungen beizufügen ſind, wird in ſachlicher Hinſicht von dem 
Bauinſpektor der Feuerſozietät und rechnungsmäßig von dem Sozietätsbüro 
geprüft, demnächſt aber, wenn ſich nichts zu erinnern findet oder die Er⸗ 
innerungen behoben ſind, die ausgefertigte Abſchätzung dem Hauseigentümer 
zur Erklärung vorgelegt. Genehmigt er dieſelbe, ſo erfolgt ſofort die Ver⸗ 
fügung zur Eintragung des ermittelten Sachwertes in das ſtädtiſche Feuer⸗ 
ſozietätskataſter; erhebt er aber Einwendungen, ſo werden dieſe nach gutacht⸗ 
licher Außerung der Abſchätzungskommiſſion vom Magiſtrat entſchieden; bis 
zur Entſcheidung bleibt die Eintragung in das Kataſter ausgeſetzt. Die von 
der Feuerverſicherungsdeputation geprüfte Abſchätzung wird bis zur Eni- 
ſcheidung ſowohl bezüglich der inzwiſchen auszuſchreibenden Beiträge, als auch 
für etwaige Brandſchadenvergütung zugrunde gelegt. 


§ 13. Koſten der Abſchätzung. Die Koſten der Abſchätzung 
werden von der Sozietätskaſſe getragen. 

Bei Monumentalbauten kann die Sozietät die Einſendung von Ab⸗ 
ſchätzungen, welche den für die ſtädtiſche Feuerſozietät geltenden Grundſätzen 
entſprechen und deren Prüfung und Feſtſetzung der Feuerverſicherungs— 
deputation vorbehalten bleibt, ohne Entſchädigung verlangen. 

Scheiden bei der Sozietät verſicherte, nicht im Zwangsbereich gelegene 
Gebäude vor Ablauf von 5 Jahren aus der Verſicherung bei derſelben wieder 
aus, ſo iſt der Eigentümer zur nachträglichen Erſtattung aller der Sozietät 
entſtandenen Abſchätzungskoſten verpflichtet. 

Der Eigentümer hat dieſe Verpflichtung auch für den Fall zu über⸗ 
nehmen, daß die Kündigung durch einen anderen Eigentümer innerhalb der 
angegebenen Zeit erfolgt. 

Die Koſten für Abſchätzungen von Amts wegen — vergl. SS 37,38 — 
werden von der Sozietätskaſſe getragen. 


§ 14. Verſicherungsſchein. Über jede Verſicherung wird ein 
Verſicherungsſchein ausgefertigt. Bei Anderung der Geſamtverſicherungs⸗ 
ſumme wird, ſofern dieſelbe nicht infolge einer neuen Abſchätzung ſtattfindet, 
ein Nachtrag zum Verſicherungsſchein erteilt. i 


§ 15. Brandſchadenabſchätzung und Vergütüng. Die 
Abſchätzung kleiner Brandſchäden (unter 500 Mark) nimmt ſobald wie möglich 
der Bauinſpektor der Sozietät oder ſein Stellvertreter vor, die Abſchätzung 
größerer Schäden erfolgt nach Abkühlung und Abräumung der Brandſtelle 
unter Zuziehung des Hauseigentümers durch eine Kommiſſion, beſtehend aus 
dem Bauinſpektor der Sozietät als Leiter, den Ratsmaurer- und Ratszimmer⸗ 
meiſtern des Bezirks, je zwei Mitgliedern der Feuerverſicherungs⸗ und der 
Sicherungs- und Wohlfahrtsdeputation und dem Bezirkspolizeikommiſſar an 
Ort und Stelle. 

Es muß eine Verhandlung aufgenommen und der Hauseigentümer, dem 
das Recht zuſteht, auf ſeine Koſten einen Sachverſtändigen zuzuziehen, mit 
ſeiner Erklärung gehört werden. 

Die Koſten der Schadensermittelung trägt die Sozietät. 
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$ 16. Die Vergütung wird für alle Beſchädigungen der verſicherten 
Gebäude durch Feuer geleiſtet, ebenſo für Beſchädigungen durch Blitz, wenn 
derſelbe auch nicht gezündet, ſondern nur zertrümmert hat. Schäden aber, 
welche durch Pulver- oder andere Exploſionen verurſacht worden find, werden 
nur dann vergütet, wenn ein ſolches Ereignis Feuer veranlaßt hat und die 
Schäden ſelbſt alſo Brandſchäden ſind, oder wenn die Exploſion infolge eines 
bereits ausgebrochenen Feuers ſtattfand; der durch die Zerſchmetterung herbei- 
geführte Schaden wird ſonach nicht vergütet. i 

Die durch Leuchtgasexploſion, ſowie durch Exploſion von Ofengaſen und 
Benzingaſen an den Gebäuden verurſachten Schäden werden wie Feuerſchäden 
angeſehen und vergütet, auch wenn durch die Exploſion ein Brandſchaden nicht 
entſtanden iſt. è 

§ 17. Die Sozietät vergütet ferner alle Schäden, welche einem ver- 
ſicherten Gebäude uſw. zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch Löſchung 
des Feuers und zum Behufe derſelben, oder um die weitere Verbreitung des 
Feuers zu vermeiden, durch Einreißen von Wänden, Abwerfen von Dächern, 
Niederlegung von Zäunen uſw., dem Verſicherten verurſacht ſind. 


$ 18. Bei der Schadenermittelung dient die vorhandene Abſchätzung 
als Grundlage. Für bauliche Einrichtungen, welche zur Zeit der letzten Auf- 
nahme noch nicht vorhanden waren, wird keine Entſchädigung gewährt. 


$ 19. Iſt ein neugebautes Haus an die Stelle eines bei der Sozietät 
verſicherten, aber ohne Anzeige an dieſelbe niedergeriſſenen Hauſes getreten, 
jo wird im Falle eines Brandes der vom Eigentümer nachzuweiſende ander- 
weite Sachwert des neuen Gebäudes im Verhältnis zur Verſicherungsſumme 
des abgebrochenen Gebäudes entſchädigt. Überſteigt jedoch der Sachwert des 
neugebauten Hauſes die Verſicherungsſumme des niedergeriſſenen Gebäudes, 
ſo erhält der Geſchädigte dennoch nur dieſe Verſicherungsſumme, da er nur von 
dieſer der Sozietät Beiträge geleiſtet hat. 


$ 20. Bei Feſtſtellung der Schadensvergütung ſoll zwar im allgemeinen 
auf eine Entwertung durch Alter oder Gebrauch keine Rückſicht genommen 
werden; ſollte jedoch ein Gebäude durch mangelhafte Unterhaltung, baulichen 
Verfall und große Abnutzung in ſeinem Werte jo geſunken ſein, daß der 
Sozietät das Recht zugeſtanden hätte, den Verſicherungswert von Amts wegen 
herabzuſetzen — §§ 37, 38 — jo darf nur derjenige Wert als Entſchädigung 
gewährt werden, welcher dem von Amts wegen herabzuſetzenden Material⸗ 
wert entſprochen hätte. 


8.21. Ein Vollſchaden ift dann vorhanden, wenn ſämtliche Ge⸗ 
bäudeteile entweder gänzlich vernichtet oder doch ſo beſchädigt ſind, daß die⸗ 
ſelben nicht mehr wiederherſtellungsfähig ſind. 

Bei Beurteilung deffen, was beibehalten werden kann oder wieder 
e SA iſt, darf niemals darauf Rückſicht genommen werden, ob der 
Beſchädigte beabſichtigt oder genötigt iſt, den betreffenden Gebäudeteil beizu⸗ 
behalten oder wieder herzuſtellen. 


§ 22. Bei Vollſchäden wird dem Beſchädigten die ganze verſicherte 
Summe nach Abzug des Wertes derjenigen Baumaterialien oder Reſte, welche 
noch brauchbar befunden werden, vergütet. 
§ 23. Bei größeren Teilſchäden wird: 
a. falls der größere Teil des Gebäudes zerſtört iſt, der Wert des 
ſtehen gebliebenen, noch brauchbaren Überreſtes ermittelt und der— 
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jenige Betrag als Entſchädigung gewährt, welcher nach Abzug 
dieſes Wertes von der Verſicherungsſumme übrig bleibt; 

b. wenn der kleinere Teil des Gebäudes, 3. B. nur das Dach abge- 
brannt iſt, ermittelt, was die Wiederherſtellung des zerſtörten 
Gebäudeteiles koſtet, und dieſer Betrag als Entſchädigung qe- 
währt, ſofern nicht die Verſicherung gemäß § 11 nur zu einem 
Bruchteile des Neuwertes erfolgt iſt und der entſtandene Schaden 
mehr als 10 Prozent der Verſicherungsſumme beträgt. Letzteren⸗ 
falls ſoll die Entſchädigung um den bei der Verſicherung des Ge— 
bäudes feſtgeſtellten Bruchteil des Neuwertes gekürzt werden. 


§ 24. Bei kleineren Teilſchäden, wo kein weſentlicher Baus 
teil, ſondern nur untergeordnete Teile des Gebäudes beſchädigt oder vernichtet 
ſind, iſt nur feſtzuſtellen, was die Wiederherſtellungskoſten dieſer Beſchädi— 
gungen betragen. 


§ 25. Wenn der Hausbeſitzer gegen die Höhe der Vergütungsſumme 
nichts einzuwenden hat oder ſeine Einwendungen beſeitigt ſind und die 
Schadenabſchätzung techniſch und rechneriſch geprüft worden iſt, erfolgt durch 
den Magiſtrat die endgültige Feſtſtellung des Schadensbetrages. 


§ 26. Wegfall der Brandſchaden vergütung. Wenn das 
Feuer von dem Verſicherten ſelbſt vorſätzlich verurſacht oder von einem Dritten 
auf ſein Geheiß oder mit ſeinem Wiſſen und Willen angelegt worden, fällt die 
Verbindlichkeit der Sozietät zur Schadenvergütung an den Verſicherten fort. 

Im Verdachtsfalle wird die Auszahlung der Schadenvergütung aus— 
geſetzt. 

§ 27. Zahlung der Brandvergütung. Die Zahlung der 
Vergütungsſumme erfolgt: 

a. bei Teilſchäden, ſobald durch einen Stadtbaubeamten auf Grund 
örtlicher Feſtſtellung die vollſtändige Herſtellung des Schadens be— 
ſcheinigt iſt; 

b. bei Vollſchäden nach Maßgabe des Fortſchritts des Wiederher— 
ſtellungsbaues in drei gleichen Teilbeträgen. Der erſte Teilbetrag 
wird gezahlt, wenn das Gebäude aus dem Grunde iſt und die 
erſte Balkenlage erfolgt, der zweite, wenn es unter Dach, und der 
dritte, wenn es nach dem Berichte des Stadtbauinſpektors der 
Sozietät ganz vollendet iſt. 

$ 28. Die Zahlung der Brandſchadenvergütung erfolgt in der Regel 
an den Eigentümer des verſicherten Gebäudes dergeſtalt, daß, wenn das ver⸗ 
ſicherte und beſchädigte Gebäude durch Vererbung, Veräußerung uſw. auf einen 
Anderen übergeht, damit zugleich alle aus dem Verſicherungsvertrage ent- 
ſpringenden Rechte und Pflichten für übertragen erachtet werden. 
s $ 29. Verwendung der Brandſchadenvergütung, 
Verpflichtung zur Wiederherſtellung. In der Regel hat jeder 
Verſicherte, welcher ein Gebäude durch Feuer verliert, gegenüber der Sozietät 
die Verpflichtung, das abgebrannte Gebäude auf derjelben Stelle wieder her- 
zuſtellen, und nur unter dieſer Bedingung auf die Auszahlung der Feuer- 
ſchadenvergütung Anſpruch; es ift indes nicht erforderlich, daß ein dem ab- 
gebrannten Hauſe völlig gleiches Gebäude errichtet wird, vielmehr genügt es, 
daß die Vergütungsgelder, nach dem Befunde des Stadtbauinſpektors der 
Sozietät, zum Neubau völlig verwendet worden ſind. 
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$ 30. Wiederaufbau an anderer Stelle. Das Gebäude 
kann jedoch auch auf einer anderen Stelle aufgebaut werden: 


a. wenn Magiſtrat und Stadtverordneten-Verſammlung zuſtimmen 
oder 
b. wenn die Wiederherſtellueng auf der alten Bauſtelle aus polizei- 
lichen Rückſichten unterſagt wird. 
§ 31. Stellung der Grundſtücksgläubiger. Den Grund- 
ſtücksgläubigern ſteht gegen eine nach $ 27 zum Zwecke der Wiederherſtellung 
des Gebäudes erfolgende Auszahlung kein Widerſpruchsrecht zu. (§ 1130 
B. G.⸗B.) 
$ 32. Wenn aber die Wiederherſtellung des brandbeſchädigten Gebäudes 
auf demſelben Grundſtück nicht erfolgen ſoll, ſo wird die Aus— 
zahlung der Brandentſchädigung davon abhängig gemacht: 


a. daß der Verſicherte auf ſeinen Antrag von der Verpflichtung zur 
Wiederherſtellung des brandbeſchädigten Gebäudes entbunden iſt 
(S 30) und . 

b. daß der Verſicherte durch Einreichung eines beglaubigten Grund- 
buchauszuges und beglaubigter Erklärungen den Nachweis liefert, 
daß ſämtliche im Grundbuch eingetragenen Hypotheken-, Grund⸗ 
ſchuld⸗ und Rentenſchuldgläubiger und die im § 1105 des B. G.-B. 
bezeichneten Realberechtigten in die Auszahlung der Brandent⸗ 
ſchädigung willigen, ohne daß die Wiederherſtellung des Gebäudes 
erfolgt. 

Werden nicht die Erklärungen der ſämtlichen Gläubiger eingeliefert, 
ſo iſt von der Brandentſchädigung ein Betrag zurückzubehalten, der ausreicht, 
um die Forderungen derjenigen Gläubiger, die nicht eingewilligt haben, 
zu decken. 


§ 33. Wenn im Falle des § 26 der Verſicherte der Brandentſchädigung 
verluſtig geht, ſo ſollen doch zur Erhaltung des Grundkredits die ſtädtiſchen 
Behörden berechtigt ſein, unter der Bedingung, daß das Haus wieder auf⸗ 
gebaut oder wieder hergeſtellt wird, die Zahlung der Brandſchadenvergütung 
zum Beſten der eingetragenen Grundſtücksgläubiger behufs Wiederher⸗ 
ſtellung des Hauſes zu bewilligen. 


S 34. Auf diefe Berückſichtigung haben nur diejenigen Grundſtücks⸗ 
gläubiger Anſpruch, welche innerhalb einer vom Magiſtrat ihnen geſtellten und 
öffentlich bekannt gemachten Friſt die Zwangsverſteigerung des durch Feuer 
Wan Hauſes ausbringen und deſſen Eigentümer gerichtlich in Anſpruch 
nehmen. 


§ 35. Auf Antrag eines Grundſtücksgläubigers wird das Recht des- 
ſelben im Feuerſozietätskataſter vermerkt. 

Die Eintragung hat die Wirkung, daß der Gläubiger von jeder, das ver⸗ 
ſicherte Gebäude oder die Höhe der Verſicherungsſumme betreffenden Ver- 
änderung — insbeſondere ſoweit ein verſichertes Gebäude nicht im Zwangs⸗ 
bereich der Sozietät gelegen iſt, vom Erlöſchen der Verſicherung — beſondere 
Nachricht erhält. Die Mitteilungen erfolgen nur an denjenigen Gläubiger, 
welcher ſeine Eintragung beantragt hat, und an die in dem Antrage oder nach⸗ 
träglich der Feuerſozietät mitgeteilte Adreſſe. Verpflichtet ſich der Verſicherte, 
ohne Genehmigung des Darlehnsgebers aus der Sozietät nicht auszuſcheiden, 
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jo wird auch dies auf Antrag des Gläubigers oder Verſicherten im Kataſter ber- 
merkt. Eine Benachrichtigung der im Feuerſozietätskataſter nicht vermerkten 
Rechtsnachfolger findet nicht ſtatt. 
$ 36. Wird bei einem außerhalb des Zwangsbereichs gelegenen Grund⸗ 
ſtück die Verſicherung von dem Grundſtückseigentümer gekündigt, 
ſo bleibt den Grundſtücksgläubigern das Recht vorbehalten, die Verſicherung 
für ihre Rechnung im bisherigen Umfange ſo lange fortzuſetzen, bis das Ge— 
bäude anderweitig verſichert iſt. 
$ 37. Prüfung beſtehender Abſchätzungen 
a. wegen Veränderung der Zeitwerte des 
Materials. Da die Verſicherung der Häuſer grundſätz⸗ 
lich nach ihrem wirklichen Sachwerte erfolgen muß, ſo hat 
die Feuerverſicherungsdeputation das Recht, um die im Ver⸗ 
laufe der Zeit erfolgende Veränderung des Wertes der ver- 
ſicherten Gebäude im Auge zu behalten, von Amts wegen 
Prüfungen der Abſchätzungen und der verſicherten Gebäude 
vorzunehmen, und, im Falle der Eigentümer die von der 
Deputation für nötig erachtete Erhöhung der Verſicherungs⸗ 
ſumme der im Bauſtande ſehr verbeſſerten Häuſer nicht qe- 
nehmigt, eine neue Abſchätzung aufzunehmen und dadurch 
den derzeitigen Sachwert bezw. die neue Verſicherungs— 
ſumme feſtſtellen zu laſſen. 
$ 38. b. wegen Verfall der Gebäude. Beſonders aber iſt 
die Feuerverſicherungsdeputation verpflichtet, beim Verfall 
der Gebäude, beſonders ſolcher, deren Wert nach der Erfah- 
rung ſchnell abzunehmen pflegt, darauf zu ſehen, daß die Ver⸗ 
ſicherungsſumme nicht den wirklichen Sachwert der ver- 
ſicherten Gebäude überſteigt; ſie iſt daher befugt, von Amts 
wegen im Bauſtande zurückgegangene Gebäude aufs neue ab— 
zuſchätzen und mit dem neu ermittelten Sachwerte anderweit 
zu verſichern. 
$ 39. Eigentumswechſel. Die Verſicherung der außer- 
halb des Zwangsbereichs gelegenen Grundſtücke erliſcht nicht von ſelbſt, wenn 
das verſicherte Gebäude auf einen neuen Eigentümer übergeht, vielmehr iſt 
auch in dieſem Falle die im § 9 vorgeſehene Kündigungsfriſt inne zu halten. 
§ 40. Die Sozietät ift nicht verbunden, fich nach Eigentumsverände— 
rungen zu erkundigen, vielmehr zahlt ſie unter Wahrung der Intereſſen der 
Grundſtücksgläubiger an denjenigen Eigentümer, den das Grundbuch ausweiſt. 


$ 41. Feuerſozietätsbeiträge. Da für alle in der inneren 
Stadt und auf Feſtungsgebiet errichteten Gebäude der Verſicherungszwang 
beſteht (§ 1), ſo werden die Feuerſozietätsbeiträge ohne Rückſicht auf die Feuer⸗ 
gefährlichkeit des darin betriebenen Gewerbes und die Bauart gleichmäßig be- 
rechnet und eingezogen. 

$ 42. Die Ausſchreibung der Beiträge erfolgt nicht ein für allemal in 
beſtimmter Höhe, ſondern auf ergangene gutachtliche Außerung der Feuer⸗ 


verſicherungsdeputation nach Maßgabe des Bedarfs, nach dem Schluſſe jedes 
Kalenderjahres. 


8 43. Prämien für erhöht feuergefährliche Grund- 
ſtü cke. Für die außerhalb des Zwangsbereichs der Sozietät gelegenen, bei 
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der Sozietät verficherten Gebäude, die wegen des in ihnen betriebenen Ge- 
werbes, ihrer Bauart oder ihrer Nachbarſchaft nach ſachverſtändigem Ermeſſen 
einer erhöhten Feuersgefahr unterliegen, werden nach dem für die Sozietät 
gültigen Gefahrentarif erhöhte, den Eigentümern bekannt zu gebende Prämien 
erhoben. 

j Tritt die Gefahrerhöhung im Laufe eines Verſicherungsjahres ein, jo ift 
die dafür zu entrichtende erhöhte Prämie von der Gefahrerhöhung ab zu ent⸗ 
richten. Der Grundſtückseigentümer iſt verpflichtet, den Eintritt der Gefahr⸗ 
erhöhungen der Sozietät anzuzeigen. 

$ 44. Die Prämien für erhöht feuergefährliche Gebäude werden am 
Schluſſe des Verſicherungsjahres für das nächſte Verſicherungsjahr im voraus 
eingezogen. Verſicherungsjahr iſt das Kalenderjahr. 
$ 45. Erlöſchen der Verſicherung 
a. bei Vollſchäden. Wenn ein Gebäude ganz abbrennt, 
ſo ſcheidet dasſelbe ſofort aus der Sozietät und wird von 
Amts wegen gelöſcht, beim Wiederaufbau wird es als neu 
zutretendes Gebäude behandelt. 
Die im Sozietätskataſter vermerkten Rechte von Grund- 
ſtücksgläubigern ſind, inſoweit der Neubau für ſie haftet, von 
Amts wegen zu übertragen. 
§ 46. b. bei Teilſchäden. Bei Teilſchäden bleibt das beſchädigte 
Gebäude in der Sozietät, es wird nur die Verſicherungs⸗ 
ſumme nach Maßgabe des Schadens herabgeſetzt und nach 
deſſen Wiederherſtellung das Kataſter, gegebenenfalls nach 
vorhergegangener neuer Abſchätzung berichtigt. 
$ 47. Reſervefonds. Um bei Aufbringung ungewöhnlicher 
Brandſchädenvergütungen die Mitglieder der Sozietät möglichſt zu erleichtern, 
iſt ein Reſervefonds gebildet worden 
a. aus dem ſchon vorhandenen Sozietätsvermögen; 
b. aus den aufzuſammelnden Zinſen des Reſervefonds. 
$ 48. Die Höhe des aufzuſammelnden Reſervefonds iſt auf ein Prozent 
der Verſicherungsſumme feſtgeſetzt worden. 
Die Anlegung desſelben erfolgt mit / in kurshabenden Wertpapieren 
nach dem Nennwerte und mit ¼ in Hypotheken. 
$ 49. Der vierte Teil der jährlichen Zinſen des Reſervefonds wird bis 
auf weiteres zur Deckung von Brandſchäden verwendet. 

Hat der Reſervefonds die Höhe von 1 Prozent der Verſicherungsſumme 
erreicht, jo können ſeine jährlichen Zinſen — ſoweit fie nicht erforderlich find, 
um den Reſervefonds fortgeſetzt auf der Höhe von 1 Prozent der Verſiche⸗ 
rungsſumme zu erhalten — auch mit mehr als dem vierten Teile zur Deckung 
von Brandſchäden, ſowie auch zur Deckung der laufenden Verwaltungskoſten 
verwendet werden. 

Fia.ur die Feſtſtellung der jeweiligen Höhe des Reſervefonds find die 
Effektenbeſtände desſelben zum Nennwerte, ſofern aber ihr Kurswert am 
Schluſſe des Rechnungsjahres ein niedrigerer iſt, nur zu dieſem zu berechnen. 

§ 50. Das Stammvermögen des Reſervefonds fol nur angegriffen 
werden, wenn die zu vergütigende Brandſchadenſumme den Beitrag von 
1 Mark für 1000 Mark der Verſicherungsſumme überſteigt und nur zur 
Deckung des 1 Mark für 1000 Mark überſteigenden Betrages. 

Die Zinſen des Reſervefonds für das vergangene und laufende Jahr 
können angegriffen werden, wenn die zu vergütende Brandſchadenſumme den 
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Beitrag von 50 Pfennige für 1000 Mark der Verſicherungsſumme überſteigt 
und zwar zur Deckung des 50 Pfennige für 1000 Mark überſteigenden 
Betrages. . š Rn: 

§ 50a. Deckung von Brandſchäden bei erhöht feuer⸗ 
gefährlichen Grundſt ü cken. Die Deckung von Brandſchäden bei 
erhöht feuergefährlichen Grundſtücken iſt zunächſt aus einem beſonderen Fonds 
zu beſtreiten, dem alljährlich diejenigen Prämienbeträge zugeführt werden, 
die für erhöht feuergefährliche Grundſtücke außerhalb des Zwangsbereichs tat- 
ſächlich erhoben und für die innerhalb des Zwangsgebietes belegennen Grund⸗ 
ſtücke dieſer Art nach $ 43 berechnet werden. 

§ 51. Verwaltung der Sozietät. Die Verwaltung der 
Feuerſozietätsangelegenheiten erfolgt durch die in Gemäßheit des § 59 der 
Städteordnung dom 30. Mai 1853 gebildete ſtädtiſche Feuerverſicherungs⸗ 
deputation, welche aus einigen Magiſtratsmitgliedern, unter denen ein rechts⸗ 
verſtändiges Mitglied ſein muß, dem Stadtbauinſpektor für die ſtädtiſche 
Feuerſozietät und einigen mit Grundeigentum angeſeſſenen Stadtverordneten 
und ſtimmfähigen Bürgern beſteht. 

§ 52. Die Feuerſozietätskaſſe ijt ein Teil der ſtädtiſchen Kaſſenver⸗ 
waltung, wird nach den geſetzlichen Vorſchriften vom Magiſtrat geprüft und 
verwaltet, die Rechnung wird den ſtädtiſchen Behörden gelegt und von ihnen 
abgenommen. 

Die Grundſätze für die Verwaltung der ſtädtiſchen Feuerſozietät in 
Breslau haben durch Beſchluß der Stadtverordneten-Verſammlung vom 
27. April 1905 und des Magiſtrats vom 2. Mai 1905 die vorſtehende Faſſung 
erhalten. 

III. 1034. 05. Gem. Bl. 1905. S. 319. 


2. Polizeiverordnung über das Feuerlöſchweſen der Stadt Breslau 
vom 22. Februar 1866. 


Infolge der gegenwärtigen Organiſation der Löſchanſtalten hieſiger 
Stadt wird, nach vorheriger Beratung mit dem Magiſtrate, unter Aufhebung 
der Polizeiverordnung vom 1. Mai 1861 (Offentlicher Anzeiger zum Amts⸗ 
blatt pro 1861 Seite 431), auf Grund des § 5 des Geſetzes über die Polizei— 
verwaltung vom 11. März 1850 für den Polizeibezirk der Stadt Breslau 
verordnet: 

I. Feuermeldung. 

§ 1. Der Beſitzer oder zeitige Inhaber eines Raumes, in welchem 
Feuer auskommt, und diejenigen, welche dasſelbe zuerſt bemerken, find ver- 
pflichtet, davon ſofort und ohne allen Aufenthalt ſelbſt oder durch einen zu⸗ 
verläſſigen Boten auf der Haupt-Feuerwache oder einer der Neben-Feuer⸗ 
wachen oder aber auch auf einer der in der Stadt verteilten telegraphiſchen 
Feuer⸗Melde-Stationen Anzeige zu machen. Dieſe Anzeige darf unter keinen 
Umſtänden unterlaſſen oder verzögert, noch weniger aber darf der Ausbruch 
des Feuers verheimlicht werden. 

5 § 2. Das Einſchreiten der Feuerwache verurſacht den vom Brande be— 
troffenen Perſonen unter keinen Umſtänden Koſten, vielmehr erhält der Erſte, 


en 


welcher an den in $ 1 bezeichneten Stellen ein ausgebrochenes Feuer, früher 
als dasſelbe von den Türmen oder durch Nachtwächter ſignaliſiert iſt, an⸗ 
meldet, an der Meldeſtelle wartet und die Feuerwehr dann zur Bandſtelle be- 
gleitet, aus ſtädtiſchen Fonds eine Belohnung von zwei Talern. : 

$ 3. Die Beſtimmungen der § 1 und 2 bleiben auch dann in Kraft, 
wenn das Feuer durch die Hausbewohner oder die Nachbarſchaft im Keime 
erſtickt und deshalb nicht vollſtändig zum Ausbruch gekommen iſt, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob die Feuersgefahr groß oder unbedeutend geweſen iſt. 


II. Verhalten des Publikums auf der Brandſtelle und bei ausbrechendem 
Feuer. 


$ 4. Außer den durch Anzug oder durch Abzeichen kenntlichen Löſch⸗ 
mannſchaften, den tätigen Mitgliedern des Feuerrettungs-Vereins und den 
ſonſt amtlich beim Feuer beſchäftigten Perſonen darf niemand in den behufs 
Aufſtellung der Löſchutenſilien, Leitung der Waſſerſchläuche und freien Mn- 
ordnung der Löſchmaßregeln abgeſperrten Straßenbezirk eindringen. Alle, 
die ſich in dieſem Bezirke befinden, haben ſich auf Anordnung der anweſenden 
Beamten jofort zu entfernen, und gilt dies auch von den Bewohnern der an- 
liegenden Grundſtücke, ſowie des brennenden Grundſtücks, welche unverzüglich 
und ohne alle Widerrede der Feuerwehr, wo ſie es verlangt, Platz machen und 
den desfallſigen Anordnungen des Kommandierenden unweigerlich Folge 
leiſten müſſen. 

§ 5. Bei ausbrechendem Feuer müſſen alle Brunnen, Pumpen und 
Waſſervorräte, ſowie alle Vorrichtungen zum Waſſerheben oder Waſſerfördern 
der Mannſchaft der Feuerwehr zur Dispoſition geſtellt und ihr die Zugänge 
zu denſelben geöffnet werden. Den Anordnungen des Kommandierenden iſt 
überall Folge zu geben, und iſt derſelbe berechtigt, verſchloſſene Zugänge zu 
Vorrichtungen oder Anlagen der genannten Art nötigenfalls mit Gewalt 
öffnen zu laſſen. 

y § 6. Ohne Auftrag des Kommandierenden oder deffen Vorgeſetzten, ift 

niemand berechtigt, in die Aufbewahrungsorte für Löſchgeräte einzudringen 
und letztere von ihren Plätzen zu entfernen oder zu benutzen. 


III. Freie Paſſage für Fahrzeuge und Mannſchaft der Feuerwehr auf offener 
Straße. 


$ 7. Fußgänger, Reiter und Fuhrwerke müſſen den Fahrzeugen und 
der Mannſchaft der Feuerwehr die Paſſage frei machen und ihnen überall aus⸗ 
weichen. Wo dies nicht möglich ift, haben fie jo zeitig im ſchnellen Trabe vor- 
anzueilen, daß kein Aufenthalt geſchieht, und jede paſſende Gelegenheit zu be⸗ 
nutzen, um die Feuerwehr vorbeizulaſſen. — Die Feuerwehr iſt nicht ver- 
pflichtet, die Mitte des Straßendammes zu verlaſſen, jedoch berechtigt, ſich bei 
vorkommenden Hemmungen der Paſſage dieſelbe auf dem kürzeſten Wege frei 
zu machen. 

§ 8. Die Fuhrwerke der Feuerwehr werden durch Läuten mit einer 
Glocke, Pfeifen⸗Signale und während der Nacht noch durch eine brennende 
Fackel ſignaliſiert. 


IV. Allgemeine Löſchpflicht der Einwohner. 


89. Von der beſtehenden allgemeinen Löſchpflicht der Einwohner wird 
bei der gegenwärtigen Organiſation der Feuerwehr zwar kein Gebrauch ge— 
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macht, doch wird darauf hingewieſen, daß nach § 340 Nr. 7 des Straf-Geſetz⸗ 
Buches mit Geldbuße bis zu fünfzig Talern oder Gefängnis bis zu ſechs 
Wochen beſtraft wird, wer bei Unglücksfällen oder bei einer gemeinen Gefahr 
oder Not, von der Polizeibehörde oder deren Vertreter zur Hilfe aufgefordert, 
keine Folge leiſtet, obgleich er der Aufforderung ohne erhebliche eigene Gefahr 
genügen kann. 

V. Beginn der neuen Ordnung. 


10. Die Beſtimmungen dieſer Verordnung treten ſofort in Kraft. 
9 


VI. Strafbeſtimmungen. 


$ 11. Inſofern nicht die Beſtimmungen des Straf-Geſetzbuches ein 
höheres Strafmaß vorſchreiben, wird jeder, der dieſer Verordnung zuwider- 
handelt mit Geldbuße bis zu fünf Talern beſtraft. 


Königliches Polizei-Präſidium. 


gez. Freiherr v. Ende. 


3. Verhaltungsmaßnahmen bei Feuersgefahr und Unfällen. 


1. Überzeuge dich davon, wo ſich der deiner Wohnung zunächſt gelegene 
öffentliche Feuermelder befindet. 

Kleine viereckige, rotgeſtrichene Schilder mit weißer Aufſchrift an jeder 
Straßenkreuzung geben dieſe Stelle an. 

2. Jedes Feuer, auch wenn es anſcheinend noch ſo bedeutungslos iſt, 
melde entweder ſelbſt oder durch eine zuverläſſige Perſon ſofort durch den 
nächſten öffentlichen Feuermelder oder auf andere Weiſe der Feuerwehr. Der 
Sicherheit wegen benutze bei Feuermeldungen durch Telephon uſw. ſtets noch 
den nächſtgelegenen öffentlichen Feuermelder. Jede Feuerlöſchhilfe durch die 
Feuerwehr wird umſonſt gewährt. 

3. Daneben mache ſofort ſelbſt Löſchverſuche. 

4. Als Feuerlöſchmittel benutze jedes ſofort erreichbare Gefäß (Eimer, 
Kanne, Topf und dergl.), das am nächſten Zapfhahn nachgefüllt werden kann. 

5. Kann auf dieſe Weiſe das Feuer nicht gelöſcht werden, ſo ſchließe 
vor dem Verlaſſen des brennenden Raumes Türen und Fenſter dicht ab. 

6. Schließe hauptſächlich auch die Türen nach dem Treppenhauſe jorg- 
fältig! Eine Verqualmung des Treppenhauſes iſt immer ſehr gefährlich und 
erſchwert die Löſchhilfe. 

7. Iſt der Rückzugsweg (Treppe!) durch Qualm oder Feuer verſperrt, 
ſo bleibe, auch wenn die Wohnung verqualmt iſt, bis zum Eintreffen der Feuer⸗ 
wehr im Zimmer, ſchließe alle Türen hinter dir (je mehr ⸗geſchloſſene 
Türen zwiſchen dir und dem Feuer liegen, deſto bejjer!), öffne die Fenſter 
deines augenblicklichen Aufenthaltsraumes. 

8. Halte dich nicht unnötig auf der Treppe auf! 

9. Gefährdete Perſonen ſollen ſich der Feuerwehr durch Hilferufe be- 
merkbar machen. 

10. Springe niemals aus eigenem Antriebe oder auf Zurufe des 
Publikums aus dem Fenſter, ſondern befolge immer nur die Anordnung der 
Feuerwehr. 
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11. Schlagen Flammen von unten aus an der Hauswand empor, jo 
ſchließe die Fenſter darüber und reiße die leicht brennbaren Gardinen zc. 
daran herab. 

12. Muß ein ſtark verqualmter Raum durchſchritten werden, ſo krieche 
mit dem Geſicht nach dem Boden und halte dir dabei die Naſe und Mund mit 
einem Tuche zu. 

13. Eine brennende Perſon verhindere am Fortlaufen, wirf ſie zu 
Boden, wälze ſie hin und her, aber reiße nicht die brennenden Kleider ab, 
ſondern ſuche das Feuer durch Überwerfen von Kleidungsſtücken ꝛc. zu erſticken 
und durch Waſſer zu löſchen. 

14. Die öffentlichen Feuermelder ſind nur bei Feuermeldungen zu be— 
Uutzen, andere Unfälle (Waſſerſchäden, Stürzen von Pferden, Befreien von 
Tieren aus Notlage und ähnliche Hilfeleiſtungen) ſind niemals durch den 
Feuermelder, ſondern auf anderem Wege, etwa telephoniſch (Fernſprech⸗ 
nummer 347) der Feuerwehr zu melden! Die Benutzung des öffentlichen 
Feuermelders für ſolche Zwecke iſt ſtrafbar. 

15. Der Fernſprecher der Poſt iſt Tag und Nacht erreichbar. 

VIa. 3329. 08. 


4. Preisverzeichnis der Feuerwehr für Verleihen von Geräten der 
Feuerwehr und Herkellung von Melde- oder Fernſprechanlagen ſowie 
Blitzableiterprüfung. 


Reini⸗ 
gung Bemerkung 


8. Bezeichnung des Gegenſtandes Leih⸗ 
È 1 Stück gebühr 
2 


1| Handdruckſpritze . ch EEE NO 
2] Dampfiprige für I Stunde 4 — 
3| Motorſpritze - 1 z 35 — 
4] Druckſchlauch 20 mm — 50 10 — 10 bei Froſt⸗ 
5 z 45 1 50 50] 1-1 wetter das 
6 . e e 2 50 50 14 — | Doppelte 
T} Saugeſchlauch, gleichgültig ob | 
63mm oder 100 mmoder 125mm] 1 50 — 25 — 50 
8| Saugekorb, groß oder klein — 251 — 101 — 15 
9 Anſtell⸗Leite er — 75 — 501 — 10 
10 Schiebe- oder Steckleiter 1 50] 1 501 — 20 
11] Mechaniſche Leiter für 1 Stunde 1 —] 2 — 2 — 
12| Fackellampe für 1 Nacht. — 25 — 10] — 25 
13] Standrohr mit Zubehör . . .| 2 — ] — 25 — |25 
14| Strahlvogr . . RE — 25 — 10 — 15 
eee Se O T 2 —— 251 — 10 
16 Eimerſpritze einſchl. Schlauch. 1 — 1 — 25 — 15 
ICT — 251 — 101 — 10 
18| Fangleine . ee e 
19 Waſſerſtrahlpumpeausſchl. Zubehör | 
(Standrohr, Schläuche) für 1 Std. | — 50] — (25| — 25 
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Bemerkungen. 

1. Die Preiſe verſtehen ſich, wenn nicht ausdrücklich Stunden- oder 
Nachtberechnung angegeben iſt, für die angefangenen 24 Stunden, 
gerechnet vom Beginn des Aufladens der Geräte bis zu ihrer Ent- 
ladung auf der Feuerwache. 

2. Betriebsſtoffe, als Kohlen, Schmieröl, Benzin, Waſſer (Waſſerſtrahl— 
pumpe), Fackeln u. dergl. m. werden beſonders berechnet. 

3. Beſchädigte Geräte, als zerriſſene Fangleinen und Taue, geplatzte 
Schläuche, zerbrochene Leitern, beſchädigte Saugeſchläuche, Stand- und 
Strahlrohre u. dergl. m. werden zum Selbſtkoſtenpreiſe in Rechnung 
geſtellt. VI. 125.10. 

4. Die Koſten des Waſſerverbrauchs bei Benutzung der Waſſerſtrahl— 
pumpe ſind auf 2 Mark für die Stunde feſtgeſetzt worden. Verf. vom 
14. April 1910. W. W. 2237.09. 

5. In den Fällen, wo zu größeren Veranſtaltungen von der Feuerwehr 
im Feuerſicherheitsintereſſe Schläuche und andere Feuerlöſchgeräte 
geliehen werden, ohne daß ſie in Gebrauch kommen, iſt die Leihgebühr 
für einen Tag nur dann in Anſatz zu bringen, wenn die Dauer der 
Verleihung länger als einen Tag, nicht mehr aber wie drei Tage 
beträgt und daß, dauert die Verleihung länger als drei Tage, für 
jeden der folgenden drei auch nur angefangenen Tage die Gebühr für 
je einen weiteren vollen Tag in Rechnung zu ſtellen ift. 

Verf. vom 10. 12. 07. VI. 2080.07. 

6. Bei Herſtellung von Feuermeldeanlagen, Erweiterung und Aus— 
beſſerung von Feuermelde- und Fernſprecheinrichtungen, Prüfung 
von Blitzableitungen ſind Verwaltungsgebühren nach folgenden 
Sätzen zu entrichten: 

a. für Private und fremde Behörden. . 10% des Rechnungs⸗ 

b. für ſtädtiſche Verwaltungen 5% betrages, 

c. bei Benutzung des Motorwagens 0,45 Mk. für 1 km Wegſtrecke. 

Verf. vom 11. 3. 11. — VI. 400.11. 


5. Lohnſätze für Arbeiten, welche die Feuerwehrmannſchaften in dienſt— 
oder arbeitsfreier Zeit ausführen 


vom 24. Dezember 1907. 


Bei Nachtarbeit und bei Arbeit 
an Sonn- und Feiertagen für 


Bei Arbeiten für 


ſtädtiſche A ſtädtiſche | 3 
Verwaltungen Privatleute [Verwaltungen. Privatleute 
„ E 2 4 S -Ml 2 


Fenermänner . 75 Pe 
Oberfeuermänner. 5 90 1 20 
Feldwebel 20 1 60 


Als Nachtarbeit wird die Zeit von 9 Uhr abends bis 6 Uhr früh 
gerechnet. 
VI. 1814. 07. 
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IV. Abſchnitt. 
Städtiſche Betriebswerke. 
(Gas-, Waſſer⸗, Elektrizitätswerke.) 


1. Verwaltungsordnung für die Verwaltung der Gas- Wafer- und 
Elektrizitätswerke und der Straßenbeleuchtung 


vom 25. Februar 1909. 


$ 1. Zur Verwaltung der ſtädtiſchen Gas-, Waſſer- und Elektrizitäts⸗ 
werke, ihres Rohr- und Kabelnetzes, des Vermögens dieſer Werke und der 
Straßenbeleuchtung wird gemäß § 59 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
eine Deputation mit der Bezeichnung: 

„Städtiſche Betriebsdeputation“ 
eingeſetzt. Dieſe beſteht aus: 

1. 5 Mitgliedern des Magiſtrats, darunter dem Vorſitzenden und 

ſeinem Stellvertreter, die der Oberbürgermeiſter ernennt, 

2. 10 von der Stadtverordneten-Verſammlung auf 3 Jahre gewählten 

Mitgliedern, von denen mindeſtens 5 Stadtverordnete ſein müſſen. 

Zur Beratung und Ausführung größerer Neubauten kann die 
Deputation durch drei von der Stadtverordneten-Verſammlung aus ihrer 
Mitte zu wählende, ſtimmberechtigte Mitglieder verſtärkt werden. 

An den Verhandlungen der Deputation nehmen mit beratender Stimme 
diejenigen anderen Gemeindebeamten teil, welche der Oberbürgermeiſter zu 
den Sitzungen abordnet. Der Betriebsinſpektor für das Rohrnetz und die 
Straßenbleuchtung nimmt an Verhandlungen, die Angelegenheiten ſeines 
Betriebes betreffen, mit beratender Stimme teil. 

Über die Teilnahme der Direktoren vgl. $ 5. 

$ 2. Der Beſchlußfaſſung der Deputation unterliegen insbeſondere 
folgende Angelegenheiten: 

1. Sie hat vorbehaltlich der Genehmigung der ſtädtiſchen Behörden die 
Etats der Gas-, Waſſer- und Elektrizitätswerke und der Straßenbeleuchtung 
aufzuſtellen, ſie hat ferner alle außer den Etats vorkommenden Arbeiten und 
Ausgaben, Bau- und Erweiterungsentwürfe einſchließlich der Rohr⸗ und 
Kabelverlegungen vorzuberaten und in dringenden Fällen unter Zuſtimmung 
des Magiſtrats zu beſchließen über die Bedingungen, unter denen die Abgabe 
der Haupterzeugniſſe erfolgen ſoll, über den Erwerb, die Veräußerung und 
Belaſtung von Grundſtücken zu beraten und die Beſchlußfaſſung der ſtädtiſchen 
Behörden vorzubereiten, dem Magiſtrate über die Anſtellung von Beamten, 
1 von Dienſtvorſchriften und Betriebsordnungen Vorſchläge zu 
machen. 

2. Sie hat innerhalb der bewilligten Mittel in der Regel nach öffent⸗ 
licher Ausſchreibung ſelbſtändig Bauten und Reparaturen, Rohr- und Kabel- 
verlegungen und andere größere Arbeiten zu vergeben, Betriebsmaterialien 
und Gerätſchaften zu beſchaffen, unbrauchbar oder entbehrlich gewordene 
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Materialien zu verkaufen, die Preiſe der von den Werken auszuführenden 
Arbeiten und abzugebenden Materialien, der gewonnenen Nebenerzeugniſſe, 
die Gehälter der ohne Beamteneigenſchaft Angeſtellten, die Löhne der Arbeiter 
im allgemeinen zu beſtimmen, den Jahresbericht und den Abſchluß der Werke 
feſtzuſetzen und allgemeine Anordnungen zur Verbeſſerung der Betriebe 
zu treffen. 

Sie genehmigt die für die Werke abzuſchließenden Verträge und Ber- 
gleiche, die Führung von Prozeſſen und iſt ermächtigt, nicht einziehbare 
Forderungen niederzuſchlagen und bei Rohrbrüchen oder ſonſtigen von den 
Abnehmern nicht verſchuldeten Umſtänden Ermäßigungen zu gewähren 
(vgl. § 4). 

3. Sie beaufſichtigt die Werke und die Straßenbeleuchtung, hat die 
Beſtände, Akten, Bücher der Werke zu prüfen und die Kaſſe der Betriebswerke 
mindeſtens einmal monatlich zu revidieren. Sie hat die Befolgung der für 
die Betriebsführung aufgeſtellten Grundſätze, die Einhaltung der bewilligten 
Kredite zu überwachen und Beſchwerden über die Geſchäftsführung der 
Direktoren zu begutachten. 

Die über die Beſchlüſſe der Deputation aufzunehmenden Protokolle 
jind der Stadtverordneten-Verſammlung vierteljährlich abſchriftlich ſoweit 
mitzuteilen, als fie Angelegenheiten der unter 2 genannten Art betreffen 
und nicht lediglich der Vorbereitung eines ſpäter zu faſſenden Beſchluſſes 
dienen. 

§ 3. Die Deputation ordnet die ihr überwieſenen Geſchäfte ſelbſtändig. 
Sie kann zur Beaufſichtigung einzelner Werke, Betriebe oder Bauten, zur 
Vorberatung oder Ausführung beſtimmter Angelegenheiten aus ihrer Mitte 
Unterausſchüſſe einſetzen. 

Die Mitglieder der Deputation ſind befugt, die Werke nach Anmeldung 
bei den Betriebsleitern zu beſichtigen. Zur Erteilung von Anordnungen 
ſind ſie nicht berechtigt. 

4. Die Vertretung der Gas-, Waſſer- und Elektrizitätswerke nach 
außen (vgl. § 2 Nr. 2 Abſ. 2), der Erlaß von Anweiſungen an die Kaffe der 
Betriebswerke erfolgt, ſoweit nicht den Direktoren der Werke die ſelbſtändige 
Erledigung gewiſſer Geſchäfte in $ 6 überwieſen iſt, durch die „ſtädtiſche 
Betriebsdeputation“, wobei verpflichtende Erklärungen und etwaige andere 
vom Magiſtrat oder dem Vorſitzenden beſtimmte Sachen mit der Unterſchrift 
des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters und eines der Deputation 
angehörigen zweiten Magiſtratsmitgliedes zu verſehen ſind. 

Die laufende Verwaltung der die Betriebswerke und die Straßen— 
beleuchtung betreffenden Angelegenheiten wird durch die vom Oberbürger⸗ 
meiſter beſtimmten Dezernenten und die Direktoren geführt. 

§ 5. Für die Gas⸗, Waſſer- und Elektrizitätswerke wird je ein Direktor 
angeſtellt, dem die im techniſchen Betriebe und in der Verwaltung ſeiner Werke 
angeſtellten und beſchäftigten Perſonen untergeordnet ſind. 

Die Direktoren nehmen an den Sitzungen der Betriebsdeputation 
außer in den perſönlichen Angelegenheiten der Direktoren mit beratender, in 
Angelegenheiten ihrer eigenen Werke und in Unterausſchüſſen, in die ſie 
gewählt ſind, mit beſchließender Stimme teil. 

§ 6. Die Direktoren haben jeder in feinem Bereiche den geſamten 
Betrieb der Werke zu leiten. Sie ſind in erſter Linie dafür verantwortlich, 
daß der Betrieb in allen ſeinen Teilen den techniſchen und wirtſchaftlichen 
Anforderungen entſprechend nach den Anweiſungen des Magiſtrats und den 
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Beſchlüſſen der Deputation geführt wird, daß Überſchreitungen der bewilligten 
Mittel vermieden, bei Unzulänglichkeit der verfügbaren Beträge zeitig der 
Deputation Anzeige erſtattet, daß der Stadtbaurat und die Deputation von 
allen wichtigen Vorkommniſſen zeitig in Kenntnis geſetzt werde, und daß unter 
Berückſichtigung der Fortſchritte der Wiſſenſchaft und Technik Neuerungen 
und Verbeſſerungen angeregt werden. 

Als Leiter der Betriebe und Geſchäftsführer des Magiſtrats ſind ihnen 
insbeſondere folgende Geſchäfte übertragen: 

1. Ein jeder vertritt unter der Bezeichnung „der Direktor der ſtädtiſchen 
Gas- 2c. Werke“ mit eigenhändiger Namensunterſchrift die ihm anvertrauten 
Werke nach außen in allen außergerichtlichen, nach ausdrücklichen und un⸗ 
zweifelhaften Beſtimmungen zu entſcheidenden Angelegenheiten, welche die 
Lieferung von Haupterzeugniſſen und Einrichtungsgegenſtänden an 
Abnehmer, die Annahme der von den Abnehmern zu hinterlegenden 
Kautionen und die Abgabe von Nebenerzeugniſſen im Kleinverkauf betreffen, 
er verſieht unter Gegenzeichnung des Vorſtehers des Betriebsbüros die Kaſſe 
der Betriebswerke mit den entſprechenden Einnahme-Anweiſungen, bewirkt 
die Prüfung und Abnahme der für die Werke geleiſteten Arbeiten und 
gelieferten Materialien und beſcheinigt die Richtigkeit. Bei nicht rechtzeitigem 
Eingang von Zahlungen und mangelhafter Leiſtung von Arbeiten oder 
Lieferung von Materialien überreicht er die betreffende Angelegenheit der 
Betriebsdeputation zur weiteren Veranlaſſung. 

2. Die Annahme und Entlaſſung der zur vorübergehenden Be- 
ſchäftigung mit höchſtens 14tägiger Kündigungsfriſt einzuſtellenden Perſonen, 
der im Tagelohn oder auf Stücklohn beſchäftigten Arbeiter, die Feſtſetzung 
ihrer Löhne. Sie haben die Zahlungsanweiſungen der hieraus entſtehenden 
Ausgaben innerhalb der etatsmäßigen Mittel unter Gegenzeichnung des 
Vorſtehers des Betriebsbüros zu erlaſſen und periodiſch zur Nachprüfung. 
vorzulegen. 

3. Die Herſtellung unaufſchiebbarer Reparaturen und Arbeiten bis 
zum Koſtenbetrage von 1000 Mark vorzunehmen, andere Reparaturen, Um-, 
Neu- und Erweiterungsbauten anzuregen und ſolche vorbehaltlich anderweiter 
Beſchlußfaſſung des Magiſtrats unter Aufſicht des Stadtbaurats vor⸗ 
zubereiten, auszuführen, den Schriftwechſel mit Unternehmern und 
Lieferanten unter der zu 1 genannten Bezeichnung zu führen, nach Fertig⸗ 
ſtellung der Bauten ihre Abnahme zu beantragen, den Etat und den jährlich 
zu erſtattenden Verwaltungsbericht nebſt Rechnungsabſchluß zu entwerfen, 
alle anderen Beſchlüſſe der Deputation vorzubereiten und auszuführen, ſoweit 
nicht die Ausführung einer anderen Geſchäftsſtelle zuſteht oder im einzelnen 
Falle übertragen wird. 

4. Die den Werken gehörigen und überwieſenen Grundſtücke, Gebäude, 
Maſchinen, Röhren, Kabel, Lagerbeſtände zu verwalten, zu beaufſichtigen 
und beſtmöglichſt nutzbar zu machen. 

5. Im Bereiche der Büro- und Kaſſenverwaltung ihrer Werke durch 
Einſicht der Akten, Bücher, Regiſter und dergl. die Richtigkeit und Zweck⸗ 
mäßigkeit der Geſchäftsführung im einzelnen zu prüfen. 

6. Einzelne der ihnen zugewieſenen Geſchäfte mit Genehmigung der 
Deputation ein für alle Male unter ihrer Oberaufſicht den ihnen unterſtellten 
Inſpektoren widerruflich zur Erledigung zu übertragen. 

$ 7. Die Geſchäftsanweiſung vom 23. Oktober 1894 wird aufgehoben. 
Dieſe Satzungen treten am 1. Okober 1909 in Kraft. 

0. 519. 09. 
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2. Bedingungen für die Anlage und Benutzung von Gasleitungen 
im Anſchluß an das Rohrnetz der Gaswerke 


vom 8. März 1910. 


§ 1. Gasabgabe. Die Gaswerke find ein gewerbliches Unter- 
nehmen der Stadtgemeinde. Die Abgabe von Gas aus den ſtädtiſchen Gas- 
werken zu Leucht-, Heiz- und Kraftzwecken erfolgt durch Vertrag. 

Im Falle einer Störung in der Gaserzeugung oder Gasausgabe ſtehen 
den Abnehmern Anſprüche auf Entſchädigung nicht zu. 


$2. Anmeldungen. Der Antrag auf Herſtellung eines neuen 
Anſchluſſes, auf Abänderung oder Ausbeſſerung einer beſtehenden Ein- 
richtung, ſowie auf Lieferung von Gas iſt unter Benutzung der von dem 
Büro der Gaswerke unentgeltlich zu erlangenden Vordrucke und unter 
Anerkennung der vorliegenden Lieferungsbedingungen ſchriftlich an die 
ſtädtiſchen Gaswerke zu richten. Iſt der Beſteller nicht Eigentümer des 
Grundſtücks, oder beabſichtigt er eine vorhandene Rohrleitung mit zu benutzen, 
ſo iſt die Anmeldung mit einer Erklärung des Eigentümers zu verſehen, 
wodurch die Ausführung der Arbeiten genehmigt wird. 


§ 3. Anſchlüſſe. Jedes an das Rohrnetz anzuſchließende Grund— 
ſtück iſt nach ſeiner Ausdehnung und der Größe des Gasverbrauches nach dem 
Ermeſſen der Gaswerke mit einem oder mehreren Hausanſchlüſſen zu verſehen. 

Die Herſtellung des Anſchluſſes vom Hauptrohr bis zu den Gasmeſſern, 
die Aufſtellung der Gasmeſſer und ihre Verbindung mit der Innen— 
einrichtung erfolgt durch die Gaswerke auf Koſten des Beſtellers. 

Über die Lage der Zuleitungen entſcheiden die Gaswerke unter 
möglichſter Berückſichtigung der Wünſche des Beſtellers. 

Sämtliche Ausbeſſerungen und Abänderungen dürfen nur durch die 
Gaswerke ausgeführt werden. 


§ 4. Innenein richtungen. Die Herſtellung, Abänderung 
und Ausbeſſerung der hinter den Gasmeſſern liegenden Inneneinrichtung 
kann durch Privatunternehmer ausgeführt werden. Dieſe haben die Aus⸗ 
führung genau nach den „Beſtimmungen über Anlage von Privat-Gas⸗ 
leitungen und ihre Prüfung durch die ſtädtiſchen Gaswerke zu Breslau“) 
zu bewirken. 

Den Gaswerken iſt zur Überwachung und Abnahme der Arbeiten von 
Beginn und Beendigung rechtzeitig ſchriftliche Anzeige zu machen. 

Entſpricht die Ausführung den Beſtimmungen nicht, ſo kann der 
Anſchluß bis zur ordnungsmäßigen Herrichtung der Anlage verweigert 
werden. Ebenſowenig beſteht eine Verpflichtung, in untauglich oder ſchadhaft 
1 Leitungen der Inneneinrichtungen Gas abzugeben. Durch die 

berwachung und Abnahme der Anlage übernehmen die Gaswerke eine 
Verantwortung nicht. 


§ 5. Gasmeſſer. Jedem Abnehmer werden die erforderlichen 
Aan von den Gaswerken mietweiſe gegen Empfangsbeſcheinigung 
geliefert. 


* ſ. u. S. 195. 
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für größere Gasmeſſer wird die Miete beſonders feſtgeſetzt. 

Den Gaswerken ſteht die Entſcheidung über Größe, Art und Auf⸗ 
ſtellungsort des zu verwendenden Gasmeſſers allein zu. Auf Verlangen der 
Gaswerke muß der Meſſer mit verſchließbaren Schutzkäſten auf Koſten des 
Gasabnehmers umgeben werden. Die Unterhaltung und Ausbeſſerung des 
mietweiſe überlaſſenen Gasmeſſers erfolgt durch die Gaswerke unentgeltlich, 
ſofern dieſe Arbeiten nachweisbar ohne ein Verſchulden des Gasabnehmers, 
ſeiner Angehörigen oder Angeſtellten notwendig werden. 


Gasleitungen, aus denen länger als drei Monate kein Gas entnommen 
wird, können von den Gaswerken geſchloſſen, die Gasmeſſer entfernt werden. 


§ 6. Preis des Gaſes. Die verbrauchte Gasmenge wird nach 
der vom geeichten Gasmeſſer angezeigten Kubikmeterzahl berechnet. Nur 
ausnahmsweiſe kann Gas auch ohne Benutzung eines Gasmeſſers unter 
beſonderen Bedingungen abgegeben werden. 


Die Gaswerke können auch ſogenannte Gasautomaten aufſtellen, für 
die beſondere Bedingungen gelten.“) 


Den Preis des Gaſes ſetzen die Gemeindebehörden fejt.**) 


Der Anſchluß einer Leuchtflamme an die Leitungen für Koch-, Heiz⸗ 
und Kraftgas in Haushaltungsküchen und Aufſtellungsräumen von Gas- 
motoren iſt geſtattet. Außerdem können noch drei weitere Leuchtgasflammen 
in den genannten Räumen an die Koch-, Heiz- und Kraftgas-Leitungen gegen 
Zahlung von monatlich 0,50 Mark für die Flamme angeſchloſſen werden. 


§ 7. Koſtenvorſchuß, Ermittelung des Gasver— 
brauchs. Vor der Ausführung einer Gaseinrichtung durch die Gaswerke 
hat der Beſteller einen Koſtenvorſchuß zu zahlen, deſſen Höhe die Gas⸗ 
werke beſtimmen. 


Für die pünktliche Bezahlung der Gasverbrauchsrechnungen und der 
Gasmeſſermieten hat der Abnehmer eine Kaution in bar oder in mündel— 
ſicheren Wertpapieren zu hinterlegen. Die Höhe der Kaution wird nach der 
Flammenzahl — für die Flamme 3 Mark, bei Reſtaurants, Cafés uſw. 
6 Mark — berechnet. 


a 


Kautionen in barem Gelde werden zum jeweiligen Zinsfuße der 
ſtädtiſchen Sparkaſſe verzinſt. 


Der Gasmeſſerſtand wird von den mit einem Ausweis verſehenen An- 
geſtellten der Gaswerke (Ableſern) monatlich aufgenommen. Die Ableſer ſind 
verpflichtet, den abgeleſenen Verbrauchsſtand auf dem am Gasmeſſer Vor- 
handenen Kontrollblatte zu vermerken. Auf Grund des aufgenommenen 
Gasmeſſerſtandes wird demnächſt der Gasverbrauch durch die Gaswerke 
ermittelt. 


Der Preis für entnommenes Gas und andere Leiſtungen der Gas— 
werke wird monatlich gegen Quittung eingezogen. Rabattvergütungen 
kommen nach Schluß des Rechnungsjahres zur Verrechnung. 


Iſt der Meſſer ſtehen geblieben oder außer Betrieb geſetzt worden, ohne 
daß ein anderer ſofort wieder aufgeſtellt iſt, ſo wird der mutmaßliche Ber- 
brauch nach dem Verbrauche in derſelben Zeit des Vorjahres durch die Gas- 
werke ermittelt. Iſt an der in Betracht kommenden Stelle zu dieſer Zeit des 
Vorjahres Gas nicht bezogen worden, ſo wird der Verbrauch nach dem Ver⸗ 
brauch in den Tagen nach und vor der beobachteten Unregelmäßigkeit geſchätzt. 


Bemängelt der Abnehmer die Richtigkeit der Angaben des Gasmeſſers, 
ſo wird dieſer auf ſchriftlichen Antrag des Abnehmers von den Gaswerken 
einer Prüfung unterzogen. Überſteigt der hierbei ermittelte Fehler die auf 
+ 2% feſtgeſetzte Fehlergrenze, jo wird der zu viel oder zu wenig erhobene 
Betrag dem Abnehmer für die Zeit, in der der Meſſer nach den Ermittelungen 
der Werke falſch gegangen ift, zurückgezahlt oder von ihm nachträglich ein- 
gefordert. Die Gaswerke tragen in dieſem Falle die Koſten der Unterſuchung. 
Erreicht dagegen die gefundene Ungenauigkeit nicht den Grenzwert, ſo hat der 
Abnehmer für die beantragte Prüfung eine Gebühr in Höhe der halben 
Jahresmiete für den Meſſer zu zahlen. 


Der Abnehmer haftet den Gaswerken bis zu der auf ſchriftliche Ab⸗ 
meldung erfolgten Ausſchaltung ſeiner Anlage für jeden durch den Gas- 
meſſer angezeigten Verbrauch und für jeden an dem Gasmeſſer bis zur Rüd- 
nahme entſtandenen Schaden. 


§ 8. Überwachung der Gas einrichtungen. Den Gas- 
werken ſteht das Recht zu, die Gasmeſſer und Rohrleitungen, ſowie die 
Räume, die mit Gasein richtungen verſehen find, von Zeit zu Zeit zu 
beſichtigen, insbeſondere, wenn es erforderlich iſt, die Gasmeſſer mit Sperr⸗ 
flüſſigkeit füllen zu laffen, jowie den Gebrauch von Gas zu prüfen. Der Gas- 
abnehmer hat den Angeſtellten der Gaswerke, die mit amtlichen Ausweis- 
karten verſehen ſind, den Zutritt zu dem Gasmeſſer, den Rohrleitungen und 
Räumen zu geſtatten, wo Gasverbrauchseinrichtungen ſich befinden. 


Für Prüfungen, welche die Verwaltung der Gaswerke aus eigener 
Veranlaſſung vornimmt, ſind Gebühren nicht zu entrichten. 


Wird auf Grund polizeilicher Vorſchrift, z. B. für öffentliche Ver⸗ 
ſammlungsräume oder auf Antrag eine Prüfung von beſtehenden, neu her⸗ 
geſtellten oder abgeänderten Beleuchtungs- oder Beheizungs-Einrichtungen 
auf ihre Dichtigkeit und Güte vorgenommen, ſo ſind von dem Antragſteller 
oder dem ſonſt Verpflichteten nachſtehende Gebühren zu entrichten: 
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Für eine Anlage mit einem Gasmeſſer 
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Wenn der Gasabnehmer ſeine Gaseinrichtung ohne vorherige Prüfung 
der Gaswerke ändert, wenn er den Angeſtellten der Gaswerke den Zutritt zu 
den Gasmeſſern, Rohrleitungen und den mit Gasverbrauchseinrichtungen 
verſehenen Räumen verweigert oder fällige Zahlungen innerhalb vierzehn 
Tagen nach Zuſtellung der Rechnung nicht leiſtet, kann die weitere Benutzung 
des Gaſes durch Abſperrung der Zuleitung verhindert und der Gasmeſſer 
fortgenommen werden, ohne daß dem Abnehmer daraus Anſprüche auf 
Schadenerſatz erwachſen. Wegen Nichtzahlung der Rechnungen abgeſperrte 
Gasmeſſer werden nur gegen eine Vergütung von 1 Mark wieder geöffnet. 


$9 Abänderung der Bedingungen. Abänderungen 
vorſtehender Bedingungen bleiben vorbehalten und erhalten auch für die 
bereits vorhandenen Abnehmer bindende Kraft. 

Vorſtehende Bedingungen treten am 1. April 1910 in Kraft. 
G. W. I. 362. 10. Gem. Bl. 1910. S. 196. 


3. Beſtimmungen über Anlage von Privat-Gasleitungen 
und ihre Prüfung durch die ſtädtiſchen Gaswerke 


vom 8. März 1910. 


$ 1. Jede neue Gasanlage in einer Baulichkeit iſt vor ihrer Benutzung 
einer Prüfung durch die Verwaltung der ſtädtiſchen Gaswerke zu unterziehen. 
Der Eigentümer oder mit ſeinem ſchriftlichen Einverſtändnis der Mieter eines 
Hauſes oder Grundſtückes hat den Antrag zu ſolcher Prüfung bei der Ber- 
waltung der ſtädtiſchen Gaswerke zu ſtellen. Die Prüfung hat auch ſtatt⸗ 
zufinden, wenn bei beſtehenden Leitungen die Vermutung der Verwendung 
ſchlechten Materials oder mangelhafter Arbeit und einer Gefahr für Leben 
oder Gut von Perſonen vorliegt. 

Bei dieſen Prüfungen werden als Unterlage für die Beurteilung einer 
Aulage nachſtehende Beſtimmungen angeſehen, deren allmähliche Durch⸗ 
führung für ſämtliche Haus⸗Gaseinrichtungen den im Anſchluß an die 
F arbeitenden Inſtallations-Firmen zur Pflicht gemacht 
werden ſoll. 
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1. Vor jedem Gasmeſſer iſt ein Abſtellhahn anzubringen. 

2. Die zu den Gasleitungen zu verwendenden Röhren dürfen bei Neu⸗ 
einrichtungen nur aus Schmiedeeiſen ſein; Blei⸗ und Kupferröhren ſind un⸗ 
zuläſſig. Die Verbindungen der Röhren müſſen auf eine durchaus dauerhafte 
Weiſe durch Verſchraubung oder Schweißung hergeſtellt werden. Ein Juei- 
anderſchieben der Röhren, Dichtung nur durch Verkittung oder eine andere 
leichte Verbindungsart (Gummiſchlauch), ſowie das Dichten der Rohre mit 
Eiſenlack und dergleichen iſt verboten. 

3. Zur Beſtimmung der Röhrenweiten iſt bei gewöhnlichen Verhält⸗ 
niſſen folgende Aufſtellung maßgebend: 


Länge der Röhren in Meter 


Durchmeſſer im Lichten 3 m | 5 m 10 m 20 m 30 m 50 m 


Flammenzahl 


—— —— ——6—Pm—ö— d — — — 


W oder G(mmn 1 — — — — = 
„WF 4 3 2 1 — 
P 10 8 5 2 * 
* 20 . 30 29 13 6 3 1 

25 . 60 40 25 13 6 2 
Sf rn 232 Sak g 100 70 40 20 8 4 
C a 150 100 60 30 13 6 
Du IH a OIS AA 350 250 150 70 35 10 


Als Gasverbrauch einer Flamme gilt hierbei ein ſtündlicher Verbrauch 
von 150 Liter; es berechnen ſich danach die gebräuchlichſten Gasapparate in 
ihrem Verbrauchswert wie folgt: 


1 offene Flamen mit 150 Ltr. für die Std. = 1 Fl. 
1 Heiner Badebſen 00 18 
1 mittlerer Badeo fen 40200 27 
N TTT 
1 kleiner Gasofen für SO cbm Raum 900; 62 
1 mittlerer 120 2 DO ee er 

1 großer = 200 3 1800 „ EE S 
1 ſehr großer =- = 25) z z a ee ne 
1 mittelgroßer Gaskocher e e e $ Li, - 
1 großer Kocher oder Plätteifemvärmer = 300 - = 2 

1 zweiflammiger Gaskocher. 500 +- z SaR] 

1 dreiflammiger z NETT AES EO] Raa 5 
1 vierflammiger = Pea ar N TE 8 

1 Pferdekraft am Gasmotor . 900 6 


4. Die Leitungsröhren ſind, wenn irgend angängig, offen zu befeſtigen 
und mit gehörigem Gefälle zu legen; dort, wo das Gefälle unterbrochen wird 
oder die Leitung von einem warmen in einen kalten Raum tritt, müſſen die 
Röhren mit ſicheren und bequemen Vorrichtungen zum Ablaſſen der Wafler- 
niederſchläge verſehen ſein. 
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Es iſt darauf zu achten, daß die Röhren an den Stellen genügend Spiel⸗ 
raum haben, wo fie (3. B. beim Durchgehen durch eine freie Mauer) durch 
etwaiges Setzen des Gebäudes eine Beſchädigung erleiden können. 

Wo ein Rohr durch einen hohlen, unzugänglichen Raum und dergleichen 
geführt wird, darf dies nur in einem an den beiden Enden offenen, metallenen 
Futterrohre geſchehen, das in ſeiner ganzen Länge luftdicht und mindeſtens 
einen Zentimeter weiter ſein muß, als der äußere Durchmeſſer des Leitungs⸗ 
rohres beträgt. Es iſt nicht geſtattet, ein Rohr durch einen Schornſtein 
zu legen. 

5. Gummiſchläuche dürfen nur zur Speiſung einzelner verſtellbarer 
Lampen und Kochapparate verwendet werden und ſind auf Schlauchhülſen zu 
ſtecken, an denen ſich unmittelbar ein Abſchlußhahn befindet. 

6. Die Befeſtigung der Lampen an Decken und Wänden darf nur 
mittelſt Deckenſcheiben, die anzuſchrauben, nicht anzunageln ſind, erfolgen. 
Für ſchwere Leuchter muß eine doppelte Befeſtigung vorhanden ſein. Die 
Deckenſcheiben müſſen mit durch die Decke gehenden Mutterſchrauben befeſtigt 
werden. Eine bewegliche Aufhängung der Lampen darf nur durch Kugel- 
gelenke mit voller Kugel geſchehen. 

7. In Räumen, wo der Gebrauch eines offenen Lichtes verboten iſt, 
darf auch kein offener Brenner gebraucht werden. In der Nähe entzündlicher 
Gegenſtände müſſen die Brenner mit Gläſern und Drahtſchirmen verſehen 
werden. Über Flammen, die weniger als 60 em unter der Decke brennen, 
ſind von der Decke etwa 6 em abſtehende Metallplatten zur Ableitung der 
Hitze anzubringen. 

Bewegliche Lampen, Wandarme und dergleichen find tunlichſt jo zu be- 
feſtigen, daß ſie brennbaren Stoffen, wie Vorhängen, hölzernen Bekleidungen 
und dergleichen nicht zu nahe kommen können. 

Geſchloſſene Räume, auch Schaufenſter, die mit Gas beleuchtet werden 
ſollen, müſſen mit genügender Entlüftung verſehen ſein. 

8. Alle Beleuchtungs- und Erwärmungsgegenſtände, wie Lampen, 
Kochapparate uſw. müſſen von ſolcher Beſchaffenheit und ſo angebracht ſein, 
daß ſie bei regelmäßigem Gebrauche nicht leicht verletzt und dadurch undicht 
werden können. 

9. Vor jedem Gasmotor muß eine tadellos arbeitende Regulierbor- 
richtung angebracht ſein (Gummibeutel, Regulator), ſo daß die durch den 
Gang des Motors hervorgerufenen Druckſchwankungen die benachbarten Ab- 
nehmer im Gasbezuge nicht beeinträchtigen. Bei ſchon beſtehenden derartigen 
Anlagen ſind dieſe Reguliervorrichtungen, falls noch nicht vorhanden, angu- 
bringen. Im Weigerungsfalle kann die Gaslieferung eingeſtellt werden. Ge- 
nügen die angebrachten Reguliervorrichtungen nicht, um die Druckſchwan⸗ 
kungen im Hauptrohr oder im Hauſe des Abnehmers aufzuheben, und trifft 
der Motorbeſitzer nicht ſofort Vorkehrungen zur Beſeitigung dieſes Übelſtandes, 
ſo kann verlangt werden, daß der Betrieb des Motors ſolange eingeſtellt wird, 
bis es gelungen iſt, die Druckſchwankungen dauernd zu beſeitigen. 

10. Zu der Prüfung einer fertig geſtellten Privat-Gasanlage ſollen die 
Gaswerke den ausführenden Inſtallateur zuziehen. Die Prüfung ſoll ſich zu⸗ 
nächſt darauf erſtrecken, feſtzuſtellen, ob die Anlage äußerlich entſprechend dieſen 
Beſtimmungen ausgeführt iſt. Iſt dies der Fall, ſo iſt bei vollſtändig ge⸗ 
ſchloſſenen Hähnen die Geſamtleitung unter einen Luftdruck von 500 mm 
Waſſerſäule zu ſetzen. Hierbei darf ſich innerhalb fünf Minuten eine weſent⸗ 
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liche Verminderung des Druckes nicht nachweiſen laſſen. Iſt die Leitung bei 
der erſten Probe nicht dicht oder aus einem ſonſtigen Grunde nicht abnahme— 
fähig, ſo iſt die Prüfung nach Beſeitigung der Mängel zu wiederholen. 

Den notwendigen Prüfungsapparat hat der Verfertiger der Leitung 
bereit zu halten. Vor Prüfung darf die Leitung weder angeſtrichen, noch in 
einer anderen, die Prüfung erſchwerenden Weiſe bedeckt werden. Erſt wenn 
die ganze Anlage als gut befunden und eine Beſcheinigung darüber ausgeſtellt 
iſt, kann die Gasentnahme beginnen. 

Eine Verantwortung für die Sicherheit und Güte der geprüften Leitung 
übernehmen jedoch die Gaswerke durch die Abnahme nicht. 


§ 2. Will ein Abnehmer eine größere Veränderung an feinen Gasein— 
richtungen vornehmen laffen, die eine weſentliche Vermehrung oder Ver- 
minderung der angemeldeten Anzahl der Flammen oder der Brennvor— 
richtungen oder der Kraftabgabe für Gasmotore bezweckt, jo ift vor der Aus- 
führung unter genauer Angabe dieſes Zu- oder Abganges den Gaswerken 
hiervon Mitteilung zu machen. 

Nur dann iſt die Möglichkeit gegeben, daß die Größe des Gasmeſſers und 
die Weite der Rohrleitungen einer nochmaligen Prüfung unterzogen und dabei 
feſtgeſtellt werden kann, ob die vorhandenen Einrichtungen den an ſie zu 
ſtellenden Forderungen entſprechen oder nicht. 


§ 3. An den Gasmeſſern und ihren Verbindungen dürfen keinerlei 
Arbeiten durch Perſonen, die nicht im Dienſte der Gaswerke ſtehen, vorge— 
nommen werden. ; 

Das Ausblaſen oder Auspreſſen von Leitungen, die noch unmittelbar 
mit dem Gasmeſſer in Verbindung ſtehen, iſt den Privatinſtallateuren nur 
unter Hinzuziehung eines Beauftragten der Gaswerke geſtattet. 

Auch wenn eine Entfernung oder Verſetzung eines Gasmeſſers erwünſcht 
oder durch die Umſtände geboten ift, kann dieje Verſetzung nur durch die Vers 
waltung der Gaswerke bewirkt werden. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beſtimmungen berechtigen die Gas— 
werke, die Gasleitung zu ſchließen und die Gaslieferung einzuſtellen. 

§ 4. Vorſtehende Beſtimmungen ſind eine Ergänzung der Bedingungen 


für die Anlage und Benutzung von Gasleitungen im Anſchluſſe an das Rohr- 
netz der Gaswerke der Stadt Breslau. 


G. W. I. 362. 10. Gem. Bl. 1910. S. 198. 


4. Bedingungen für die Lieferung von Gas durch Münzgasmeſſer 
(Gasautomaten) 


vom 13. Mai 1910. 


§ 1. Allgemeine Bedingungen. Für die Lieferung von 
Gas durch Münzgasmeſſer gelten die allgemeinen „Bedingungen für die Mn- 
lage und Benutzung von Gasleitungen im Anſchluß an das Rohrnetz der Gas- 
werke der Stadt Breslau“, ſoweit fie nicht durch nachfolgende Sonder- 
bedingungen abgeändert werden. 
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$2. Größe der Münzgasmeſſer. Münzgasmeſſer können 
nur für Anlagen zu gemeinſchaftlicher Benutzung von Leucht-, Koch⸗ und 
Heizgas bis zu der Größe geſtellt werden, für die ein 5flammiger Gasmeſſer 
ausreicht, alſo für kleinere und mittlere Haushaltungen, kleinere Geſchäfts⸗ 
räume, Werkſtätten, Lagerräume und dergleichen. 

§ 3. Art der Münzgasmeſſerein richtung. Die Minz- 
gasmeſſereinrichtung umfaßt außer den etwa erforderlichen Zu- und Steig⸗ 
leitungen 

a. den Münzgasmeſſer, 

b. die inneren Rohrleitungen, 

c. die Gasbeleuchtungsgegenſtände, 
d. die Gaskoch- und Heizapparate. 

In der Geſchäftsſtelle der Gaswerke für Münzgasmeſſereinrichtungen 
ſind diejenigen Modelle von Gasbeleuchtungsgegenſtänden und Apparaten 
zur Auswahl geſtellt, die zu den Münzgasmeſſern mietweiſe mitgeliefert 
werden. Die Geſamtzahl der zu einer Einrichtung lieferbaren Lampen und 
Apparate iſt entſprechend dem § 2 dieſer Bedingungen begrenzt. 

§ 4. Anträge. Die Anträge auf eine Münzgasmeſſereinrichtung 
find ſchriftlich unter Benutzung der vorgeſchriebenen Vordrucke bei der Ber- 
waltung der Gaswerke einzureichen. Der Antragſteller hat ſich ſowohl dieſen 
Bedingungen, als auch den allgemeinen Bedingungen für den Bezug von Gas 
ſchriftlich zu unterwerfen. Ob und unter welchen beſonderen Bedingungen 
einem ſolchen Antrage ſtattgegeben werden ſoll, wird von Fall zu Fall von der 
Verwaltung der Gaswerke entſchieden. Die Anträge werden in der Reihen- 
folge ihrer Anmeldungen erledigt. 

§ 5. Preiſe. Der Preis des durch Münzgasmeſſer zu beziehenden 
Gaſes wird von den Gemeindebehörden feſtgeſetzt. Er beträgt für Leucht-, 
Koch- und Heizgas bis auf weiteres 13 Pfennig für das ebm; hierzu tritt für 
die geſamte Einrichtung eine Mietgebühr von 3 Pfennig für das ebm, ſo daß 
zurzeit für 10 Pfennig 625 Liter Gas geliefert werden. 

Der zuläſſige Mindeſtwerbrauch an Gas wird auf 20 ebm für einen 
Monat oder 240 ebm für ein Jahr mit der Maßgabe feſtgeſetzt,, daß, ſofern 
weniger verbraucht werden, für jeden ebm des Minderverbrauches 3 Pfennig 
zu entrichten ſind. Dieſe Abrechnung findet bei fortlaufender Gasabnahme 
am Schluß des Verbrauchsjahres, im Falle der Abmeldung beim Einſtellen 
des Gasverbrauchs ſtatt. 

Ein Recht auf Rückvergütung des vorausbezahlten Preiſes ſteht den 
Gasabnehmern in keinem Falle zu. Falls das Automatenwerk des Gas- 
zählers ſchadhaft wird und Gas ohne Vorausbezahlung durchläßt oder eine 
unrichtige Gasmenge für 10 Pfg. abgibt, haben die Gasabnehmer nach dem 
Hauptzählwerke des geeichten Gasmeſſers zu zahlen, das in allen ſtreitigen 
Fällen maßgebend iſt. Iſt auch das Gaszählwerk fehlerhaft, ſo wird nach 
§ 7 der allgemeinen Bedingungen verfahren. Der Münzgasmeſſer ift mit 
einem Verſchluſſe (Schloß oder Plombe) verſehen, den nur die Angeſtellten 
der Gaswerke zur Herausnahme des Geldinhalts in Gegenwart des Gas- 
abnehmers, ſeines Vertreters oder eines erwachſenen Hausgenoſſen öffnen 
dürfen. Vor jeder Geldentnahme haben ſich die Angeſtellten durch eine amt⸗ 
liche Ausweiskarte auszuweiſen. 

Die Gasabnehmer ſind für jeden Fehlbetrag in der Geldbüchſe und 
zwar auch bei Erbrechen der Geldbüchſe haftbar. Ebenſo haben die Gas⸗ 
abnehmer alle im Automaten vorgefundenen Stücke, die nicht gültige 
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10⸗Pfennigſtücke find, ſofort unweigerlich zu erſetzen. Finden ſich jedoch ſolche 
Geldſtücke vor, die zur Gasabnahme überhaupt nicht beigetragen haben können 
(3. B. 1- oder 5⸗Pfennigſtücke), jo werden fie zurückgegeben. Die Entſcheidung 
trifft von Fall zu Fall der Direktor der Gaswerke. Die Stadtgemeinde 
erwirbt das Eigentum an den Geldſtücken mit dem Einſtecken in den Münz- 
gasmeſſer. 

§S 6. Eigentums verhältnis. Sämtliche den Gasabnehmern 
mietweiſe überlaſſenen Gasleitungen, Münzgasmeſſer und Gasverbrauchs- 
gegenſtände ſind Eigentum der Stadtgemeinde Breslau und werden möglichſt 
als ſolches kenntlich gemacht. Die Gasabnehmer dürfen die Einrichtungs⸗ 
gegenſtänden weder entfernen, noch veräußern oder verpfänden. Sollte eine 
Pfändung dieſer Gegenſtände erfolgen, ſo ſind die Gasabnehmer verpflichtet, 
der Verwaltung der Gaswerke unverzüglich ſchriftliche Mitteilung zu machen. 
Für alle aus der Unterlaſſung dieſer Mitteilung der Stadtgemeinde 
erwachſenden Nachteile haften die Gasabnehmer. Die Gasabnehmer ſind ver— 
pflichtet, ſämtliche Koſten der etwaigen Prozeſſe zu tragen, die die Stadt- 
gemeinde zu führen genötigt iſt, um ihre Rechte an genannten Gegenſtänden 
gegenüber dritten Perſonen zu wahren, ſoweit ſolche Koſten nicht von dem 
unterliegenden Prozeßgegner ohne Zwangsvollſtreckung zu erlangen ſind. Die 
Gasabnehmer haften für den Erſatz abhanden gekommener Teile der 
gemieteten Gegenſtände. 

§ 7. Ausbeſſerungen. Die Gasabnehmer ſind verpflichtet, die 
ihnen zur Benutzung überlaſſenen Gegenſtände in ordnungsmäßigem Zuſtande 
zu erhalten. Sie ſind nicht berechtigt, an den gemieteten Gegenſtänden 
irgend welche Veränderungen oder Ausbeſſerungen vorzunehmen oder durch 
Dritte ausführen zu laſſen; dieſes Recht ſteht vielmehr ausſchließlich den 
Gaswerken zu. Handelt es ſich um Ausbeſſerungen, von denen die Gas— 
abnehmer beweiſen, daß ſie durch Mängel des Materials oder der Arbeit ohne 
Verſchulden der Gasabnehmer oder durch die gewöhnliche Abnutzung der 
gemieteten Gegenſtände erforderlich geworden ſind, ſo werden ſie von den 
Gaswerken unentgeltlich ausgeführt; alle anderen notwendig werdenden Ver— 
änderungen und Ausbeſſerungen an den gemieteten Gegenſtänden, ins- 
beſondere durch vorſätzliche oder fahrläſſige Beſchädigungen der Einrichtungen 
verurſachte, werden von den Gaswerken für Rechnung der Gasabnehmer aus- 
geführt, gleichviel ob derartige Beſchädigungen von den Gasabnehmern ſelbſt 
oder durch Dritte erfolgt find. Von etwaigen Schäden an den mietweiſe über— 
laſſenen Gegenſtänden iſt den Gaswerken unverzüglich Mitteilung zu machen. 

Erſatz von Glühkörpernuſw. Zylinder und ſonſtige Glas- 
ſachen, ſowie Glühkörper, Gasſchläuche und loſe Teile der Gaskocher haben die 
Gasabnehmer zu erſetzen. Dieſe Gegenſtände können von den Gaswerken zu 
mäßigen Preiſen bezogen werden. 

88 Wohnungswechſel. Gibt der Gasabnehmer die, Räum⸗ 
lichkeiten auf, in denen die geliehenen Gegenſtände aufgeſtellt oder angebracht 
ſind, ſo iſt er verpflichtet, dies der Verwaltung der Gaswerke mindeſtens 
14 Tage vorher ſchriftlich anzuzeigen. Auf keinen Fall dürfen die gemieteten 
Gegenſtände von dem Gasabnehmer oder von Dritten, dem Nachfolger im 
Mietbeſitze der Wohnung überlaſſen oder vom Aufſtellungsort entfernt und 
beiſpielsweiſe in einer neuen Wohnung angebracht werden. — Falls der Gas- 
abnehmer in ſeiner neuen Wohnung ebenfalls eine Münzgasmeſſereinrichtung 
zu haben wünſcht, ſo iſt von ihm ein entſprechender Antrag an die Verwaltung 
der Gaswerke zu richten. j 
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§ 9. Einſtellung des Gasbezuges. Das Vertragsver⸗ 
hältnis kann gegenſeitig jederzeit mit I4tägiger Kündigungsfriſt durch ſchrift⸗ 
liche Erklärung gelöſt werden. Die Gaswerke können das Vertragsverhältnis 
mit ſofortiger Wirkung aufheben und die Mietgegenſtände zurücknehmen, 
wenn der Gasabnehmer die Bedingungen nicht pünktlich erfüllt oder in 
Konkurs gerät. Eine Abtretung der Rechte und Pflichten aus dem Vertrage 
iſt unzuläſſig. 

8 10. Abänderung und Inkrafttreten der Ve- 
dingungen. Abänderungen und Ergänzungen vorſtehender Bedingungen 
bleiben vorbehalten und erhalten auch für die bereits vorhandenen Gas- 
abnehmer bindende Kraft. 

Vorſtehende Bedingungen treten mit dem heutigen Tage in Kraft. 

G. W. I. 832. 10. 


5. Bedingungen für die Herktellung von Gas-Steigeleitungen 
mit Zuleitungen gegen Nalenzahlungen 


vom 2. September 20. Oktober 1910. 


$ 1. Die ſtädtiſchen Gaswerke ſtellen in denjenigen Häuſern der Stadt, 
die bis zum 1. April 1910 bewohnbar geworden und mit Gasleitungen nicht 
verſehen ſind, die erforderlichen Zuleitungen vom Hauptrohr auf der Straße 
bis in das Haus, die Steigeleitungen in die einzelnen Stockwerke und Zweig- 
leitungen vom Steigrohr bis zum Gasmeſſer auf Koſten des Hauseigen— 
tümers gegen Ratenzahlungen her. 
Abͤůbr die Art der Rohrlegungen entſcheidet unter möglichſter Berück⸗ 
ſichtigung der Wünſche des Beſtellers das Ermeſſen der Gaswerksverwaltung. 

Der Antrag ijt unter Benutzung des von dem Büro der Gaswerke un- 
entgeltlich zu erlangenden Vordrucks und unter Anerkennung der vorliegenden 
Bedingungen ſchriftlich an die ſtädtiſchen Gaswerke zu richten. Auf Ver⸗ 
langen wird dem Beſteller ein Koſtenanſchlag zur Verfügung geſtellt. 

$ 2. Die Gasleitungen bleiben bis zur vollſtändigen Zahlung der 
Herſtellungskoſten Eigentum der Stadtgemeinde. Den Angeſtellten der Gas⸗ 
werke iſt der Zutritt zu den mit den Gasleitungen verſehenen Räumen zu 
geſtatten. Der Beſteller hat die Gasleitungen, jo lange fie Eigentum der Gas- 
werke ſind, in beſtem, jederzeit gebrauchsfähigem Zuſtande zu erhalten, darf ſie 
ohne Einverſtändnis der Gaswerke nicht entfernen oder entfernen laſſen, muß 
ihre Verſicherung gegen Feuersgefahr übernehmen und die Koſten aller not— 
wendigen Ausbeſſerungen, Veränderungen und Erneuerungen, die nur von den 
Gaswerken ausgeführt werden dürfen, tragen, ſoweit er nicht beweiſt, daß ſie 
durch Mängel des Materials oder der Arbeit ohne ſein Verſchulden erforderlich 
geworden ſind. Von etwaigen Schäden oder Störungen hat er den Gaswerken 
unverzüglich Mitteilung zu machen. Er hat die Einrichtung von Gasanlagen 
in den Wohnungen des Hauſes, wenn ſolche von deren Inhabern auf eigene 
Koſten oder auf Koſten der Gaswerke hergeſtellt werden, unter Anſchluß an die 
Steigeleitung zu geſtatten. 

§ 3. Die Herſtellungskoſten werden nach Einheitspreiſen berechnet, 
die für das laufende Meter fertig verlegten Rohres und Mauerdurchbohrungen 
einſchließlich Wiederherſtellung des Putzes feſtgeſetzt ſind. 
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Sonſtige durch die Rohrlegungsarbeiten etwa erforderlich werdende 


Ausbeſſerungen hat der Beſteller ſelbſt auf ſeine Koſten ausführen zu laſſen. 


Einwendungen gegen die Richtigkeit der Rechnung ſind nur innerhalb 


14 Tagen nach der Vorlegung zuläſſig. 


Der Beſteller hat die Koſtenſumme in 5 gleichen Jahresraten von der 


Fertigſtellung der Gasleitungen zu bezahlen. Vor Beginn der Ausführung 
iſt eine Sicherheit zu hinterlegen, die nach der mutmaßlichen Höhe einer 
Jahresrate feſtgeſetzt und auf die 1. Jahresrate verrechnet wird. 
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§ 4. Der Geſamtbetrag der Koſten wird fällig, wenn der Beſteller 


die geſchuldete Jahresrate innerhalb 14 Tagen nach Mahnung 


nicht leiſtet, 


. in Konkurs verfällt, 
die vorſtehenden Bedingungen nicht erfüllt, 
die Gasanlage innerhalb 3 Monaten nach Fertigſtellung nicht in 


Gebrauch nimmt oder länger als 6 Monate ungebraucht läßt, 


. das Eigentum an dem Haufe überträgt und die Schuldübernahme 


6. 


durch den neuen Eigentümer nicht genehmigt wird, 
an Haus abbrechen läßt. 
Die Gaswerke haben unbeſchadet ihrer ſonſtigen Anſprüche das Recht, 


n ſolchen Fällen die Gasleitungen zu ſperren. 


1913 


§ 5. Vorſtehende Bedingungen gelten für die bis zum 30. September 
abgeſchloſſenen Verträge. 


G. W. I. 388. 10. 


6. Gaspreiſe. 


. für Beleuchtungszwecke (mit den unter 2 und 3 


genannten Ausnahmen). . 18 Pf. für 1 cbm 
. für Heiz- und Betriebszwecke, ſowie für Haus 

flur⸗, Treppen- und Hof beleuchtung 10 1 
3. für ſtädtiſche Verwaltungen * öffentliche 

Beleuchtung im Jahre 1911. e ne en be E 


(wird alljährlich neu feſtgeſetzt) 


für Gas aus e ( ke le 


und Heizzwecke) ai 
d. ſ. für 10 Pf. = 625 Gas. 
zu 1: Bei jährlicher Entnahme von mehr als 5999 cbm wird ein 
Rabatt nach folgender Tabelle gewährt: 
Bei Abnahme von 


6000 — 7999 cbm einſchließlich 3 %, Rabatt 
8 000 — 9999 - - 48% 7 

10 000—14 999 - s 5 % „ 

15 000—19 999 - = d 

20 000 —24 999 = = 7-9) ih 

25 000—29 999 = = 8.5 ee 

30 000—39 999 - z 10%, = 

40 000—49 999 =- z ade: 


50 000 ebm und darüber. . 13 9 


Privat- und Königlichen Inſtituten, die der Krankenpflege und 
Wohltätigkeitszwecken dienen, kann laut Stadtverordneten-Beſchluß 
vom 14. Mai 1903, Nr. 530, auf Antrag je die Hälfte des Gas- 
verbrauchs mit 18 Pf. und 10 Pf. durch die Betriebsdeputation 
bewilligt werden, wenn fich die Gasleitungen für Beleuchtungs- und 
Betriebszwecke ohne Schwierigkeiten nicht trennen laſſen. 


7. Vorſchriften für die Anlage und Benutzung der Hauswaſſerzuleitungen 
vom 12. Februar 1910. 


8 1. Die Waſſerwerke find ein gewerbliches Unternehmen der Stadt- 
gemeinde zur Verſorgung der Einwohner der Stadt mit Trink- und 
Gebrauchswaſſer. 

Die Abgabe von Waſſer aus der ſtädtiſchen Waſſerleitung geſchieht auf 
Grund eines Vertrages, der einer dreimonatigen Kündigungsfriſt unterliegt. 

$ 2. Der Antrag auf Herſtellung einer von dem Straßenrohr nach 
dem Grundſtück führenden Zweigwaſſerzuleitung und auf Verſorgung des 
Grundſtücks mit Waſſer ijt von dem Grundſtücksbeſitzer (Eigentümer, Niek- 
braucher, gerichtlichem Verwalter) oder ſeinem Bevollmächtigten ſchriftlich 
unter Benutzung des von dem Büro der Waſſerwerke unentgeltlich abzugeben— 
den Vordrucks bei den Waſſerwerken zu ſtellen. 

§ 3. Die Ausführung der Zweigleitung vom Straßenrohre bis hinter 
die Frontmauer des Grundſtücks ſowie die Lieferung und Aufſtellung des 
Waſſermeſſers wird ausſchließlich von den Waſſerwerken auf Koſten des 
Grundſtücksbeſitzers nach den geltenden Tarifſätzen bewirkt.“) 

Die Koſten dieſer Anlage werden dem Antragſteller ſchriftlich mitgeteilt 
und > vor der Ausführung an die Kaſſe der ſtädtiſchen Betriebswerke ein— 
zuzahlen. 

Die von den Waſſerwerken ausgeführte Zweigleitung geht ohne Ent⸗ 
ſchädigung in das Eigentum der Stadtgemeinde über, die ihre Unterhaltung 
durch die Waſſerwerke koſtenfrei übernimmt. i 

Der Waſſermeſſer wird Eigentum des Grundſtücksbeſitzers. Seine 
Inſtandhaltung erfolgt indeſſen nur durch die Waſſerwerke nach den im § 13 
angegebenen Beſtimmungen. 

S 4. Zweigleitung und Waſſermeſſer werden in der Regel in gleicher 
Weite angelegt. Zur Erzielung einer ſtärkeren Waſſerzuführung kann die 
Einſchaltung größerer Meſſer erfolgen. Die lichte Weite der Zweigleitung 
wird nach der Zahl der anzulegenden Entnahmeſtellen (Zapfhähne, Kloſett— 
hähne uſw.) bemeſſen. 

Danach iſt bei Anlage bis zu 10 Entnahmeſtellen eine 20 mm, 

von 11 bis 25 Entnahmeſtellen eine 26 mm, 


= 26 = 50 — x 3 2 
= 51 80 z „ 40 
mehr als 80 = = 52 


weite Zweigleitung mit entſprechendem Waſſermeſſer erforderlich. 


) ſ. u. S. 206.207. 
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Jede Zweigleitung iſt mit einem äußeren Abſperrhahne zu verſehen. 

Bei Kloſetts mit Spülkaſten werden in der Regel zwei ſolcher Kloſetts 
als eine Entnahmeſtelle gerechnet. 

§ 5. Aus einer Zweigleitung dürfen nicht mehrere Grundſtücke mit 
Waſſer verſorgt werden. Ausnahmen ſind nur vorübergehend mit beſonderer 
Genehmigung der Waſſerwerke geſtattet. 

Dagegen iſt es zuläſſig, mehrere Zweigleitungen in ein Grundſtück 
einzuführen. 

§ 6. Die innere Leitungsanlage eines Grundſtücks von dem Waſſer— 
meſſer ab bedarf der Genehmigung der ſtädtiſchen Baupolizeiverwaltung 
(Kanalpolizei), der die erforderlichen Vorlagen einzureichen ſind. 

§ 7. Zu den unter Druck des Waſſerrohrnetzes ſtehenden Haus— 
leitungen von 13 mim bis einſchließl. 52 mm lichter Weite ſind in der Regel 
Bleiröhren aus doppelt raffiniertem Blei von gleichmäßiger Wandung und 
von nachſtehend angegebenem Mindeſtgewicht zu verwenden: 


13 mm weites Bleirohr 1 m 2,80 kg 4,5 mm Wandſtärke, 


. - 1:= 50 5,5 s 
8583 „ 16,0 5,75 : 
3 e 26 : 
LE 1 - = 11,60 - 70 = e 
5 pE e 


Zu mehr als 52 mm weiten Leitungen find in der Regel Röhren aus 
Gußeiſen nach den Normalſätzen des Vereins der Gas- und Waſſerfachmänner 
Deutſchlands zu verwenden. Dieſe Röhren müſſen auf einen Waſſerdruck 
von mindeſtens 12 Atmoſphären geprüft und innen und außen geteert ſein. 

Der hinter dem Waſſermeſſer zur Schließung der ganzen Hausleitung 
anzubringende Privat-Abſperrhahn muß mit Entleerungsvorrichtung 
verſehen ſein. 

Eine unmittelbare Verbindung der Leitungsröhren mit Dampfkeſſeln 
iſt unſtatthaft. 

Sämtliche aus der ſtädtiſchen Waſſerleitung geſpeiſte Spülvorrichtungen 
und Entleerungen von Aborten, Bädern, Waſch- und Spülbecken und ſonſtigen 
Anlagen ſind mit Rohrunterbrechern zu verſehen oder ſo einzurichten, daß ein 
Rückfließen oder Rückſaugen von Abfallſtoffen oder Flüſſigkeiten in die 
Waſſerzuleitung nicht eintreten kann. 

$ 8. Die innere Leitungsanlage muß dicht und froſtfrei angelegt 
werden. Die Entnahmeſtellen dürfen nur mit langſam ſchließenden, keine 
Waſſerſchläge verurſachenden Hähnen oder Ventilen verſehen werden. 

Der Waſſermeſſer iſt in einem leicht zugänglichen Kellerraume oder 
Schachte im Grundſtück unweit der Frontmauer oder Grundſtücksgrenze auf⸗ 
zuſtellen. Vor dem Waſſermeſſer darf keine Entnahmeſtelle angebracht 
werden. Bei tiefen Vorgärten kann der Waſſermeſſer auch in einem beſonders 
dazu hergeſtellten, waſſerdicht gemauerten Schachte von 1,0 m Länge, 0,80 m 
oe und 1,60 m Tiefe (bei 13 mm bis 40 mm Waſſermeſſern) untergebracht 
werden. 

Schächte für größere als 40 mm Waſſermeſſer find nach Angabe der 
Waſſerwerke ſo zu bemeſſen, daß ein bequemes Auswechſeln des Waſſermeſſers 
ermöglicht wird. 
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Die Einſteigeöffnung muß in jedem Falle mindeſtens 0,62 m im 
Durchmeſſer oder im Quadrat weit ſein. 

Arbeiten am Waſſermeſſer dürfen nur von den Waſſerwerken vor- 
genommen werden. 


§ 9. Nach Fertigſtellung wird die ganze Hausleitung auf ſchriftliche 
Mitteilung des Grundſtücksbeſitzers an die Waſſerwerke von dieſen in Gegen- 
wart des Grundſtücksbeſitzers oder ſeines Vertreters und des ausführenden 
Inſtallateurs auf einen Waſſerdruck von 12 Atmoſphären geprüft. Exweiſt 
ſich die Leitung als dicht, ſo ſteht deren Benutzung nichts entgegen. Durch 
dieje Prüfung wird von den Waſſerwerken eine Gewähr für die gute Aus- 
führung der Anlage nicht übernommen. 


$ 10. Zweigleitungen, die ausſchließlich Hydranten oder Schlauch⸗ 
hähne zu Feuerlöſchzwecken in den Grundſtücken mit Waſſer verſorgen, ſind 
ohne Waſſermeſſer, jedoch gemäß den Vorſchriften für die innere Leitungs- 
anlage nach den Angaben der Feuerwehr anzulegen und zu unterhalten. Aus 
dieſen Leitungen darf Waſſer nur zur Löſchung bei Feuersgefahr entnommen 
werden. 

Die dauernde Aufſicht über ſolche Leitungsanlagen wird von der Feuer— 
wehr nach den von ihr aufgeſtellten Grundſätzen ausgeübt. 

Gebrauchsleitungen dürfen nur ausnahmsweiſe mit beſonderer 
Genehmigung der Waſſerwerke von den zu Feuerlöſchzwecken angelegten 
Zweigleitungen abgezweigt werden. In dieſem Falle iſt in die Abzweigung 
ein Waſſermeſſer einzuſetzen. 


§ 11. Die Abſperrung einer Zweigwaſſerleitung durch den vor dem 
Grundſtück angebrachten äußeren Abſperrhahn darf nur durch die Waſſer— 
werke oder die Feuerwehr, die Wiederöffnung nur durch die Waſſerwerke vor- 
genommen werden. 


$ 12. Die Berechnung und Erhebung der Vergütung für die Waſſer— 
entnahme erfolgt monatlich nach der durch den Waſſermeſſer angezeigten 
Waſſermenge. Zur Feſtſtellung des Waſſerverbrauchs wird der Stand des 
Waſſermeſſers durch Angeſtellte der Waſſerwerke jeden Monat abgeleſen und 
dem Grundſtücksbeſitzer oder ſeinem Vertreter ein Zettel mit Zeit und Stand 
der Ableſung übergeben. 

Auf ſchriftlichen Antrag des Grundſtücksbeſitzers wird von den Waſſer⸗ 
werken die Unterſuchung der Waſſerleitung im Grundſtück gegen eine Gebühr 
von 5 Mark vorgenommen. 

Soll der Waſſermeſſer ausgeſchaltet und in der ſtädtiſchen Prüfungs⸗ 
anſtalt geprüft werden, ſo geſchieht dies, wenn die Prüfung ergibt, daß der 
Meſſer innerhalb der Grenze von 7,5 a zu viel oder zu wenig zeigt, auf 
Koſten des Antragſtellers gegen eine Mindeſtgebühr von 5 Mark, bei größerer 
Abweichung dagegen auf Koſten der Waſſerwerke. 

Antragſteller hat das Recht, bei der von ihm beantragten Prüfung des 
Meſſers in der Prüfungsanſtalt zugegen zu ſein. 

Wenn eine Leitung aus irgend welchen Gründen ohne Waſſermeſſer 
in Benutzung war, oder wenn der Waſſermeſſer eine Unrichtigkeit von mehr 
als 7,5 9% oder gar nicht zeigte, jo wird für diefe Zeit der Verbrauch nach 
freiem Ermeſſen der Waſſerwerke geſchätzt. Die Berechnung des Waſſergeldes 
nach Schätzung kann für eine Zeit, die mehr als 3 Monate hinter der Prüfung 
zurückliegt, abgelehnt werden. 


Bei Ausbeſſerung ſchadhafter Meſſer kann der Waſſerverbrauch auch 
nach dem während der Inſtandſetzung eingeſchalteten ſtädtiſchen Erſatzmeſſer 
im Verhältnis berechnet werden. 

$ 13. Der Preis für das durch Waſſermeſſer abgegebene Waſſer wird 
von den ſtädtiſchen Körperſchaften feſtgeſetzt. 

In Zwiſchenräumen von 3—4 Jahren müſſen die Waſſermeſſer zur 
Reinigung und Inſtandſetzung von den Waſſerwerken ausgeſchaltet und 
wieder eingeſetzt werden, falls dies nicht infolge einer Schadhaftigkeit des 
Meſſers jon in einem früheren Zeitpunkte erforderlich ijt. Für die regel- 
mäßige Inſtandſetzung der Waſſermeſſer iſt alljährlich im Oktober von den 
Grundſtücksbeſitzern nachſtehender Jahresbeitrag zu entrichten: 


Für Waſſermeſſer von 
13 mm Durchflußöffnung 1,— ., 


20 1,20 - 
26 1,40 
33 > 1,60 - 
40 - 1,80 - 
50 : ehe 
65—80. - : 4% 
100 - 5 
125 s 85 
150 - ar 
INBr eu 
200 - 5 10 =i 
225/250 - . 15, = 
300 - 8 


Die Koſten für die Inſtandſetzung von Waſſermeſſern, die durch Froſt 
oder äußere Gewalt beſchädigt ſind, werden dem Grundſtücksbeſitzer beſonders 
in Rechnung geſtellt. - 

Für jede Druckprobe an der Hausleitung (§ 9) wird von dem Grund— 
ſtücksbeſitzer eine Gebühr von 10 Mark erhoben. 

$ 14. Wenn im Leitungsnetz eine Druckverminderung eintritt, das 
Waſſer aus irgend einem anderen Grunde nicht in der erwarteten Menge oder 
Beſchaffenheit geliefert oder zeitweiſe die Waſſerzuführung unterbrochen wird, 
ſo iſt der Waſſerentnehmer nicht berechtigt, Schadenerſatz zu verlangen oder 
die Bezahlung des entnommenen Waſſers abzulehnen. 


$ 15. Beim Ausbruch eines Feuers find die Waſſerabnehmer ver- 
pflichtet, auf Verlangen der Vertreter der Feuerwehr ſämtliche Waſſer⸗ 
entnahmeſtellen zu ſchließen oder aus ihnen das zum Löſchen erforderliche 
Waſſer herzugeben. 

Falls dieſe Hergabe für fremde Grundſtücke erfolgt, wird eine an⸗ 
gemeſſene Rückvergütung des Waſſerzinſes gewährt. 

§ 16. Jeder Grundſtücksbeſitzer hat die Hauswaſſerleitung, den 
Waſſermeſſer und Waſſerverbrauch zu beaufſichtigen, um Waſſerverluſte zu 
verhindern, die durch Entweichen von Waſſer aus den verſchiedenen Ent⸗ 
nahmeſtellen durch Schäden an dieſen oder in den Leitungsröhren verurſacht 
werden. Eingetretene Schäden ſind den Waſſerwerken unverzüglich anzu⸗ 
zeigen und, wenn die innere Leitungsanlage beſchädigt iſt, zu beſeitigen. 


= 


Ein Anſpruch auf Ermäßigung für eingetretene Waſſerverluſte ſteht 
dem Grundſtücksbeſitzer nicht zu. 

$ 17. Der Grundſtücksbeſitzer hat den mit einem Ausweis verſehenen 
Angeſtellten der Waſſerwerke während der Tagesſtunden den Zutritt zu den⸗ 
jenigen Räumen, in denen ſich Waſſermeſſer oder Entnahmeſtellen von Waſſer 
befinden, nach vorheriger Meldung zu geſtatten. 

$ 18. Die in den §§ 15 bis 17 dem Grundſtücksbeſitzer obliegenden 
Verpflichtungen hat dieſer auch auf die Mieter und ſonſtigen Wohnungs- 
inhaber zu übertragen; er iſt für deren Handlungen und Unterlaſſungen den 
Waſſerwerken gegenüber verantwortlich. 

$ 19. Die Waſſerwerke find nicht verpflichtet, in unvorſchriftsmäßig 
angelegte oder mit der Zeit untauglich gewordene Leitungen Waſſer 
abzugeben. 

Die Waſſerwerke find zur ſofortigen Schließung einer Zweigwaſſer⸗ 
leitung berechtigt, wenn der Grundſtücksbeſitzer, deſſen Vertreter, Beauftragter 
oder eine ſonſtige Perſon, für die er verantwortlich ift, den vorliegenden Vor- 
ſchriften zuwiderhandelt. 

Dasſelbe gilt, wenn die Zahlung von Waſſergeld oder von Rechnungen 
für die von den Waſſerwerken ausgeführten Arbeiten länger als zwei Wochen 
im Rückſtande geblieben iſt. Die Wiedereröffnung der Leitung erfolgt in 
dieſem Falle nur nach Zahlung der geſchuldeten Geſamtbeträge einſchließlich 
der durch Schließung und Offnung entſtandenen Koſten. 

Irgend ein Anſpruch auf Entſchädigung an die Waſſerwerke ſteht dem 
Waſſerentnehmer oder den durch die Waſſerentziehung Betroffenen nicht zu. 

$ 20. Dieſe Vorſchriften, deren Abänderung durch die ſtädtiſchen 
Körperſchaften vorbehalten bleibt, treten mit dem 1. April 1910 in Kraft. 
Das Regulativ und die Vorſchriften und Ratſchläge für Hauswaſſerleitungen 
vom 20. Juni 1888 gelten mit dieſem Tage als aufgehoben. 

W. W. 434. 09. 


8. Tarif für die Berechnung der Koften der für Rechnung der 
Grundſtücks-Eigentümer herzuſtellenden Zweigwaſſerleitungen 


vom 17. Juli 1901. 


Nachſtehender Tarif für Berechnung der Koſten der für Rechnung der 
Grundſtückseigentümer herzuſtellenden Zweigwaſſerleitungen tritt vom 
1. Auguſt 1901 ab für alle Anſchlußanträge, welche von da ab geſtellt werden, 
in Kraft. 

J. Die Koſten der Zweigleitungen find unter Zugrundelegung eines 
Anſchluſſes an normal liegende Hauptleitungen (aljo 3,0 Meter von der 
Bauflucht entfernt) feſtgeſtellt. 

Erfolgt der Anſchluß an Hauptrohre, welche weiter als 3,0 Meter von 
der Bauflucht entfernt liegen, ſo treten dem Normalpreiſe die Koſten der 
längeren Zweigleitung hinzu. 


— 208 — 


A. Bleirohr⸗Zweigleitungen. 


1. 1 Zweigleitung von 20 mm l. W. einſchließlich Anbohr- und äußerem 
Abſperrhahn komplett hergeſtellt, ausſchließlich Aufbruch und Wieder- 


herſtellung des Bürgerſteig- rejp. Straßenpflaſters . 75,.— M 
2. 1 Zweigleitung wie vor von 26 mm l. MW. 87,.— 
3. 1 n STIER THE 
4. 1 = 2 a = 40 = = z 5 . . 120,— = 
5 z E E E DD ee AD 


B. Gußeiſerne Zweigleitung. 


6. 1 Zweigleitung aus gußeiſernem Druckrohr von 52 mm l. W. einſchließ⸗ 
lich Abzweigrohr und äußerem Abſperrſchieber komplett hergeſtellt, aus- 
ſchließlich Aufbruch und Wiederherſtellung des Bürgerſteig- reſp. 


Straßenpflaſters CCC 71.— 
7. 1 Zweigleitung wie vor von 76 mm l. MW.. 201. -= 
8. 1 z E C EENAA 228 
SEL E z „ 31288 ALR RI 


C. Einſchaltung von äußeren Abſperrhähnen in vorhandene Leitungen. 


10. 1 26 mm Dmtr. Abſperrhahn komplett zu liefern und einzubauen, aus- 
5 I 


ſchließlich Pflafterarbeiten -. -» o > 2 nn 44,.— % 
in Dm desgleichen 188 
I ; VVV 


D. Einheitspreiſe für Verlängerung von Zweigleitungen. 


13. 1 lfd. m Bleidruckrohr von 20 mm l. W. zu liefern und zu verlegen ein- 
ſchließlich Erdarbeit 6,75 M 


di d dor don 28 mm l. MMW WmWm en 7,80. = 
55; 8383 e 8,55 
h ⁰ ON 
r en einege Se A ZH 
18. 1 lfd. m gußeiſ. Druckrohr wie vor von 52 mm l. W. 7,50 = 
19.1 desgl. ee ih 9,90 = 
20. 1 = . 14,40 
21. 1 . n 14,70 


II. Die gewöhnlichen Pflaſter- und Bürgerſteigwiederherſtellungs— 
Arbeiten werden beſonders nach den vom Magiſtrat feſtgeſetzten Tarifpreiſen 
berechnet. Die Wiederherſtellung von Aſphalt-, Zement- oder Flieſenbelag 
auf Bürgerſteigen wird nicht übernommen, hierfür hat der Autragſteller ſelbſt 
zu ſorgen. 

Liegt das Hauptrohr, an welches das Zweigleitungsrohr angeſchloſſen 
werden muß, unter dem Fahrdamm einer regulierten und definitiv befeſtigten 
Straße, ſo wird die Ausführung von Zweigleitungen in der Regel nicht 
geſtattet. Wird der Aufbruch des Fahrdammes nach Darlegung triftiger 
Gründe ausnahmsweiſe genehmigt, ſo ſind zu zahlen 

für Aufbruch, Wiederherſtellung, Materialerſatz und dauernde Unter- 
haltung der Aufbruchfläche 
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für 1 qm Fahrbahnbefeſtigung bei Aſphalt-, Holz- oder Steinpflajter mit 
Zementverguß „ a na BA 35,.— AM, 

für 1 qm Steinpflaſter auf feſter Unterbettung ohne Verguß der Fugen 
a. wenn der Aufbruch innerhalb der erſten fünf Jahre nach der 
Neubefeſtigung erfolgt . ght 98 

b. wenn der Aufbruch ſpäter als fünf Jahre nach Neubefeſtigung 

der Straße erfolgt le er hea 5,.— M. 

Die Herſtellung aller Zweigleitungen muß in der Zeit vom 15. März 
bis 15. November jeden Jahres erfolgen. In der Zeit vom 15. November 
bis 15. März dürfen ſolche Arbeiten nicht zur Ausführung kommen. 

Der Antrag auf Herſtellung von Zweigleitungen iſt bei der Verwaltung 
der ſtädtiſchen Gas- und Waſſerwerke, Rohrnetz-Betriebs⸗Inſpektion, 
Zimmer Nr. 4, wo auch die erforderlichen Antragsformulare erhältlich ſind, 
zu ſtellen. 

Vor Ausführung der Zweigleitung ſind außer einer Anzahlung auf die 
Zweigleitungsarbeiten die Koſten zu II bei der Kaſſe der ſtädtiſchen Betriebs⸗ 


werke zu zahlen. 
Der Magiſtrat. 


, Mt 


9. Bedingungen für die Lieferung von elektriſchem Strom 
vom 4. März 1905. 


§ 1. Stromausgabe. Die Ausgabe von elektriſchem Strom 
zur Beleuchtung und Arbeitsübertragung erfolgt auf Grund der nachſtehenden 
Bedingungen ununterbrochen während der Tages- und der Nachtſtunden, 
ſoweit nicht Natur- oder ſonſtige unvermeidliche Exeigniſſe hindernd eintreten. 

Im Falle einer Störung in der Stromausgabe ſtehen dem Abnehmer 
Anſprüche auf Entſchädigung nicht zu. 

Der Verwaltung ſteht das Recht zu, die Stromabgabe mit dreimonatiger 
Friſt zu kündigen. 

§ 2. Anmeldung. Anträge auf Herſtellung neuer Anlagen, Vor- 
nahme von Abänderungen, Ausbeſſerungen und Erweiterungen beſtehender 
Einrichtungen, ſowie auf Lieferung von elektriſchem Strom ſind an die Ver— 
waltung der Elektrizitätswerke unter Benutzung der vom Büro der Werke zu 
erlangenden Formulare und unter Anerkennung der vorliegenden Lieferungs- 
bedingungen ſchriftlich zu richten. Iſt der Beſteller nicht Eigentümer des 
betreffenden Grundſtücks, ſo ſind die Anmeldungen mit einer Erklärung des 
Eigentümers zu verſehen, durch die die Ausführung der Arbeiten 
genehmigt wird. 

Anſchlüſſe neuer Anlagen und Erweiterungen werden nur ſoweit zu⸗ 
gelaſſen, als es die Leiſtungsfähigkeit der Elektrizitätswerke, insbeſondere 
ihres Kabelnetzes, zuläßt. 

§ 3. Hausanſchlüſſe. Jedes an das Kabelnetz anzuſchließende 
Grundſtück iſt je nach ſeiner Ausdehnung und der Anzahl der in ihm zu 
erwartenden elektriſchen Anlagen nach dem Ermeſſen der Elektrizitätswerke 
mit einem oder mehreren Hausanſchlüſſen zu verſehen. Nur ausnahmsweiſe 
und auf Widerruf darf mit Genehmigung des Magiſtrats der Anſchluß vom 
Nachbargrundſtück her erfolgen. 

14 
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Die Herſtellung der Anſchlüſſe, vom Straßenkabel bis zu den leihweiſe 
überlaſſenen Elektrizitätsmeſſern reichend (f. § 5 Abſ. 1), jowie die Auf- 
hängung und Einſchaltung der Elektrizitätsmeſſer und die Vornahme von 
Ausbeſſerungen und Abänderungen an den Anſchlüſſen dürfen nur durch 
die Elektrizitätswerke geſchehen. 

Die Koften des bis zur Hauptanſchlußſicherung reichenden Teils des 
Hausanſchluſſes werden für ſolche Anlagen, die ſpäteſtens vier Wochen nach 
Ausführung dieſes Hausanſchlußteiles betriebsfertig hergeſtellt ſind, von der 
Stadt übernommen. Soweit dabei jedoch der Fahrdamm der Straße, Gärten, 
Höfe oder Vorland mit der Leitung überſchritten werden müſſen, ſind die 
hierauf entfallenden Koſten vom Beſteller zu tragen. Über die Lage der 
Hauptanſchlußſicherung entſcheiden die Elektrizitätswerke unter möglichſter 
Berückſichtigung der Wünſche des Abnehmers, ebenſo über die Art der 
Sicherung. 

Die Abzweigkabel, bis zur Hauptanſchlußſicherung reichend, und dieſe 
Sicherung bleiben Eigentum der Stadtgemeinde. Sie werden von dieſer 
unterhalten, ſofern ſie nicht durch Verſchulden des Abnehmers, ſeiner An⸗ 
gehörigen oder Leute beſchädigt wurden. 

§ 4. Innenein richtungen. Die hinter dem Elektrizitäts⸗ 
meſſer liegenden Inneneinrichtungen dürfen nur nach vorheriger ſchriftlicher 
Anmeldung bei den Elektrizitätswerken ($ 2) durch ſolche Unternehmer 
ausgeführt werden, die vom Magiſtrat hierzu ermächtigt ſind und 
ſich verpflichtet haben, die Sicherheitsvorſchriften des Verbandes 
deutſcher Elektrotechniker und die Vorſchriften der Polizeibehörden, ſowie die 
Sondervorſchriften der Elektrizitätswerke über die Herſtellung elektriſcher 
Anlagen gewiſſenhaft zu beachten. Gleiches gilt von der Ausbeſſerung, Ab⸗ 
änderung und der Erweiterung der Inneneinrichtungen. Den Elektrizitäts⸗ 
werken iſt zur Kontrolle der Arbeiten von deren Beginn und ſpäter zur 
Abnahme von deren Beendigung rechtzeitig ſchriftliche Anzeige zu machen, 
auch dem von ihnen hiermit beauftragten Beamten der Zutritt zu den in 
Betracht kommenden Räumlichkeiten unweigerlich zu geſtatten, ſowie jede 
wünſchenswerte Auskunft zu geben. 

Liegen die zur Vornahme der Kontrolle dienenden, in den obigen 
Vorſchriften verlangten Zeichnungen nicht vor, oder entſpricht die Aus- 
führung dieſen Vorſchriften nicht, ſo kann der Anſchluß bis zur Einreichung 
der Zeichnungen und zur ordnungsmäßigen Herrichtung verweigert werden. 
Durch die von den Elektrizitätswerken ausgeübte Überwachung und Abnahme 
der Anlage wird der ausführende Unternehmer ſeiner Verpflichtungen gegen 
den Auftraggeber oder Stromabnehmer hinſichtlich der vorſchriftsmäßigen 
und tadelloſen Ausführung ſeiner Arbeiten und Lieferungen in keiner Weiſe 
enthoben. Die Elektrizitätswerke übernehmen eine Verantwortung nicht. 

Für die Abnahme iſt ohne Rückſicht darauf, durch wen die Ausführung 
der Anlage erfolgte, eine Abgabe von 40 Pf. für jede eingerichtete Glühlampe, 
Nernſtlampe und jeden Steckkontakt und 4 Mark für jede Bogenlampe zu 
entrichten. Für andere als Lichtanlagen wird für die Abnahme ein von der 
aufgewendeten Zeit abhängiger Betrag erhoben, der jedoch für jedes volle 
oder angefangene Kilowatt, das die Anlage nominell leiſtet, 4 Mark nicht 
überſteigen darf. 

Ebenſo wird die Abnahme von Reklamebeleuchtungen, von Er- 
weiterungs⸗ und Abänderungsarbeiten und die vom Abnehmer beantragte 
Nachreviſion der Anlage auf ihre Gebrauchstüchtigkeit nach Maßgabe der 
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aufgewendeten Zeit berechnet, wobei die vorſtehenden Einheitspreiſe wiederum 
als Höchſtbeträge gelten ſollen. 

Wird eine Anlage zeitweiſe ganz aufgegeben, ſo ſind bei ihrem Wieder⸗ 
anſchluß die oben angegebenen Einheitsſätze von neuem zu entrichten. 

Auf Verlangen werden von den Elektrizitätswerken Koſtenanſchläge 
angefertigt. Wird den Werken dann die Ausführung der Anlage nicht über⸗ 
tragen, ſo werden, je nachdem der Anſchlag über eine Koſtenſumme bis zu 
2000 Mark, 5000 Mark und darüber lautet, für deſſen Anfertigung 5 %, 
4 % und 3 % von der Anſchlagsſumme erhoben. Andernfalls fällt jede Ent- 
ſchädigung hierfür fort. 

5. Elektrizitätsmeſſer. Jedem Abnehmer wird je ein 
Elektrizitätsmeſſer für ſeine Liht- Kraft- und Flur- und Treppen- 
beleuchtungsanlage von den Elektrizitätswerken leihweiſe gegen Empfangs⸗ 
beſcheinigung geliefert. Durch jeden dieſer Meſſer iſt der geſamte Strom der 
betreffenden Anlage zu meſſen. Jeder weitere, von dem Abnehmer verlangte 
Meſſer iſt von ihm käuflich zu erwerben. 

Den Elektrizitätswerken ſteht die Entſcheidung über Größe, Art und 
Aufſtellungsort ſämtlicher zu verwendenden Elektrizitätsmeſſer allein zu. 
Auf Verlangen der Werke müſſen die Meſſer mit verſchließbaren Schutzkäſten 
auf Koſten der Abnehmer umgeben werden. 

Die Unterhaltung und Ausbeſſerung der leihweiſe überlaſſenen 
Elektrizitätsmeſſer erfolgt durch die Elektrizitätswerke unentgeltlich. Sofern 
dieſe Arbeiten jedoch auf Verſchulden des Abnehmers, ſeiner Angehörigen 
oder Leute zurückzuführen ſind, iſt der Abnehmer zur Tragung der ent⸗ 
ſtandenen Koſten verpflichtet. Iſt infolge ſolchen Verſchuldens der Meſſer 
völlig gebrauchsunfähig geworden, jo hat der Abnehmer feinen Einkaufs- 
wert zu erſetzen. Ob ein Verſchulden vorliegt, entſcheidet der Magiſtrat unter 
Ausſchluß des Rechtsweges. 

Auch die Unterhaltung und Ausbeſſerung der nicht den Elektrizitäts⸗ 
werken gehörenden Meſſer darf nur durch dieſe erfolgen, jedoch gegen 
Berechnung der entſtandenen Koſten. 

§ 6. Preis der Elektrizität. Der Preisberechnung der 
verbrauchten Elektrizität liegt die vom geeichten Elektrizitätsmeſſer regiſtrierte 
Kilowattſtunde zugrunde. Nur ausnahmsweiſe kann Elektrizität auch ohne 
Benutzung von Elektrizitätsmeſſern abgegeben werden. 

Der Preis des elektriſchen Stromes beträgt für die Kilowattſtunde: 

ning 50 Pf., 
zur Flur- und Treppenbeleuchtung . 21 
zu gewerblichen Zweckeeenen 20 

Auf den Verbrauch ſämtlicher in demſelben Grundſtück befindlichen 

Anlagen ein und desſelben Abnehmers wird nachſtehender Rabatt gewährt: 


bei jährlicher Entnahme über 5000 Mk. 109%, 
š x j F 
— 8 z = 10000 = 30 2 165 
> z z „1500000 388% 
= z = 30000 40 „% 


Soweit der hiernach ermittelte Rechnungsbetrag den niedrigsten der 
nächſtfolgenden Rabattſtufe überſteigt, iſt er auf dieſen herunterzuſetzen. 

Für jede zu einem Elektrizitätsmeſſer gehörende Anlage iſt ein Mindeſt⸗ 
verbrauch von 50 Mark im Verwaltungsjahre zu gewährleiſten. Wird 
14* 
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elektriſcher Strom von der zu dem Meſſer gehörenden Anlage nicht das ganze 
Jahr hindurch bezogen, ſo kommen von den 50 Mark nur die Vierteljahrs⸗ 
raten derjenigen Vierteljahre in Betracht, in denen Strom entnommen wurde. 

Bei jeder gewerblichen Zwecken dienenden elektriſchen Anlage kann für 
höchſtens zwei Glühlampen bis zu je 16 Kerzen Leuchtkraft, wenn dieſe 
lediglich zur Beleuchtung der gewerblichen Anlage dienen, der Strom ebenfalls 
zum Preiſe des Arbeitsſtroms berechnet werden. Dieſe Beſtimmung gilt 
auch für Fahrſtühle, es iſt jedoch hier für jeden Fahrſtuhl einſchl. zugehöriger 
Lampen außer dem Strompreiſe ein in Vierteljahrsraten im voraus fälliger 
Grundpreis von 50 Mark für jedes Verwaltungsjahr zu entrichten. 

Soll der Arbeitsſtrom zum Antriebe von Dynamos benutzt werden, die 
unmittelbar zur Lichterzeugung dienen, ſo iſt er mit dem Lichtpreiſe zu 
bezahlen. 

Für Beleuchtungsanlagen, die den elektriſchen Strom nachmittags 
zwiſchen 4 und 8 Uhr lediglich aus eigener von den Elektrizitätswerken vorher 
geſpeiſter Akkumulatorenbatterie, in den übrigen Stunden unmittelbar aus dem 
Kabelnetz oder auch aus der Batterie entnehmen, beträgt der Preis 20 Pf. für 
die Kilowattſtunde. Es iſt jedoch ein jährlicher Mindeſtverbrauch von 
7000 Mark zu gewährleiſten. Ein Rabatt wird auf dieſe 20 Pf. nicht gegeben. 
Die Batterie darf nur zur Speiſung der auf ein und demſelben Grundſtück 
befindlichen Lampen eines Abnehmers dienen, nicht aber von mehreren 
Abnehmern benutzt werden. Ob dies der Fall ift, entſcheiden die Elektrizitäts— 
werke. 

Diejenigen Einrichtungen, durch die die Entnahme von Strom für die 
im vorigen Abſatz bezeichneten Akkumulatorenbatterien in den Abendſtunden 
verhindert wird, ſind von dem Abnehmer zu bezahlen. 

§ 7. Glühlampen und Kohlenſpitzen. Der Bezug von 
Glühlampen und Kohlenſpitzen bleibt jedem Stromabnehmer freigeſtellt. 
Beides kann jedoch von den Elektrizitätswerken entnommen werden, die die 
Glühlampen vor ihrer Ausgabe prüfen. 

§ 8. Zahlungs verfahren. Für den Bezug von elektriſchem 
Strom und ſonſtige Leiſtungen der Elektrizitätswerke iſt von dem Abnehmer 
eine genügende Sicherheit zu beſtellen. 

Die mit der Ableſung der Elektrizitätsmeſſer Beauftragten find ver- 
pflichtet, den Abnehmern den beobachteten Stand des Meſſers mittels 
Ableſezettel anzugeben. 

Der Betrag für entnommenen Strom, ſowie für andere Leiſtungen der 
Elektrizitätswerke wird von den Abnehmern in der Regel monatlich gegen 
Quittung eingezogen. Rabattvergütungen kommen in der Regel nach 
Schluß des Monats, in dem ſie fällig geworden ſind, zur Verrechnung. 

In Fällen, in denen der Meſſer ſtehen geblieben iſt oder außer 
Betrieb geſetzt werden mußte, wird der mutmaßliche Verbrauch nach dem in 
derſelben Zeit des Vorjahres eingetretenen Verbrauch unter billiger Berück⸗ 
ſichtigung der Angaben des Abnehmers durch die Elektrizitätswerke ermittelt. 
Iſt an der in Betracht kommenden Stelle zu dieſer Zeit des Vorjahres 
Elektrizität nicht bezogen worden, ſo wird der Ermittelung des Verbrauchs, 
wiederum unter billiger Berückſichtigung der Angaben des Abnehmers, der 
in den Tagen nach und vor der beobachteten Unregelmäßigkeit nachweislich 
erfolgte Verbrauch zugrunde gelegt. - 

Treten dem Abnehmer Zweifel über die Richtigkeit der Angaben des 
Elektrizitätsmeſſers auf, ſo wird letzterer auf ſchriftlichen Antrag des 
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Abnehmers hin von den Elektrizitätswerken einer Prüfung unterzogen. 
Überſteigt der hierbei ermittelte Fehler denjenigen Grenzwert, der nach den 
Ausführungsbeſtimmungen zum „Geſetz über die elektriſchen Maßeinheiten“ 
zuläſſig ijt, jo wird der zu viel oder zu wenig erhobene Betrag dem Abnehmer 
für die Zeit, in der der Meſſer nach den Ermittelungen der Werke falſch 
gegangen iſt, zurückgezahlt oder von ihm nachträglich eingefordert. Die 
Elektrizitätswerke tragen in dieſem Falle die Koſten der Unterſuchung. 
Erreicht dagegen die gefundene Ungenauigkeit nicht den Grenzwert, ſo fallen 
die Koſten der beantragten Prüfung, die für den Meſſer mit 10 Mk. berechnet 
werden, dem Abnehmer zur Laſt. 

Der Abnehmer haftet den Elektrizitätswerken bis zur ſchriftlichen 
Abmeldung ſeines Stromverbrauchs und der darauf erfolgten Ausſchaltung 
ſeiner Anlage für jeden durch den Elektrizitätsmeſſer angezeigten Verbrauch 
und bis zur Rücknahme des Meſſers für jeden an dieſem entſtandenen 
Schaden. 

Sofern die fälligen Zahlungen nicht pünktlich eingehen, ſteht den 
Elektrizitätswerken das Recht zu, die Leitungen ſofort abſperren zu laffen und 
die fernere Lieferung von elektriſchem Strom einzuſtellen, ohne daß dem 
Abnehmer daraus Anſprüche auf Schadenerſatz erwachſen. 

§ 9. Vorſichtsmaßregeln. Von den Lampen und ſonſtigen 
elektriſchen Einrichtungen ſind im Sicherheitsintereſſe alle ſie ſchädigenden 
Einwirkungen aufs ſorgſamſte fernzuhalten. Im beſonderen iſt darauf zu 
achten, daß nicht ſeitens Unberufener irgend welche Arbeiten ausgeführt oder 
Eingriffe in die Anlage vorgenommen werden, im beſondern auch in Teile, 
die der Stadtgemeinde gehören. Auch dürfen nur ſolche Verbrauchsgegen⸗ 
ſtände (Elektromotoren uſw.) benutzt werden, die den im § 4 Abſ. 1 genannten 
Vorſchriften entſprechen und vorher von den Elektrizitätswerken abgenommen 
wurden. 

Zeigen fih Iſolations- oder ſonſtige Fehler, jo find die Elektrizitäts- 
werke hiervon umgehend zu benachrichtigen, nachdem vorher geeignetenfalls 
der Stromkreis durch Offnen des betreffenden Ausſchalters unterbrochen 
worden iſt. 

Den Elektrizitätswerken ſteht das Recht zu, von Zeit zu Zeit die Innen⸗ 
einrichtungen auf ihre Gebrauchstüchtigkeit zu prüfen und erforderlichenfalls 
deren Inſtandſetzung auf Koſten des Abnehmers zu verlangen. Der Abnehmer 
muß dem Beauftragten des Werkes zu dieſem Behufe unweigerlich den 
Zutritt zu den fraglichen Räumlichkeiten geſtatten. 

f Falls dies ohne genügenden Grund nicht geſchieht oder der Abnehmer 
eine willkürliche Anderung ſeiner Einrichtungen, im beſondern den Austauſch 
von Lampen gegen ſolche von größerer oder geringerer Stromſtärke vor— 
nimmt, oder die Prüfung ergibt, daß die Anlage den für ihre Herſtellung 
beſtehenden Vorſchriften nicht mehr entſpricht und der Abnehmer es ablehnt, 
die Anlage auf ſeine Koſten inſtand ſetzen zu laſſen, ſo finden die 
Beſtimmungen des letzten Abſatzes des § 8 Anwendung. 

§ 10. Abänderung der Bedingungen. Abänderungen 
vorſtehender Bedingungen bleiben vorbehalten und erhalten auch für die bereits 
vorhandenen Abnehmer bindende Kraft. 

Vorſtehende Bedingungen treten am 1. April 1905 in Kraft. 


Der Magiſtrat. 


Gem. Bl. 1905. S. 171. 
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V. Abſchnitt. 
Fürſorge für Handel, Gewerbe und Verkehr. 


A. Handel und Gewerbe. Arbeitsnachweis. Leihamt. 


1. Ortsſtatut für die Stadt Breslau 
betreffend die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe 


vom 27. Mai 1908.) 


Gemäß § 105b Abſatz 2 der Reichsgewerbeordnung wird nach Mn- 
hörung beteiligter Gewerbetreibender und Angeſtellter beſtimmt: 
An den Sonn- und Feſttagen iftim Handelsgewerbe die Beſchäftigung 
von Gehilfen, Lehrlingen und Arbeitern (unbeſchadet der Beſtimmung in Satz 1 
Abſatz 2 § 105b der Reichsgewerbeordnung) nur geſtattet: 
a. in den Detailgeſchäften der Lebens- und Genußmittel- und Tabak⸗ 
branche von 7 bis 9 Uhr vormittags und von 11 bis 1 Uhr mittags; 
b. in denen des Kohlenhandels von 7 bis 9 Uhr vormittags; 
e. in denen des Handels mit friſchen Blumen 
1. vom 1. Mai bis 31. Auguft in der Zeit von 7 bis 9 Uhr vor- 
mittags und von 11 bis 1 Uhr mittags; 
2. vom 1. September bis zum 30. April in der Zeit von 8 bis 
9 Uhr vormittags und von 11 Uhr vormittags bis 2 Uhr 
nachmittags; 
d. in allen übrigen Geſchäften von 11 bis 1 Uhr mittags. 
II. 1135. 11. Gem. Bl. 1911. S. 557, 


2. Ortsſtatut über die Erlaubnis zum Betriebe der Gaſtwirtſchaft oder 
zum Ausſchänken von Wein, Bier oder anderen nicht unter die Gattung 
von Branntwein oder Spiritus fallenden geiſtigen Getränken 


vom 1. Mai 1907. 


Auf Grund der SS 33, 142 der Reichsgewerbeordnung in der Faſſung 
des Geſetzes vom 1. Juli 1883 wird nach Anhörung beteiligter Gewerbe— 
treibender für den Stadtbezirk Breslau folgendes beſtimmt: 

$ 1. Die Erlaubnis zum Betriebe der Gaſtwirtſchaft oder zum Aus⸗ 
ſchenken von Wein, Bier oder anderen nicht unter die Gattung von Brannt⸗ 
wein oder Spiritus fallenden geiſtigen Getränken iſt von dem Nachweis 
eines vorhandenen Bedürfniſſes abhängig. 


) In der Faſſung des am 1. Juli 1911 in Kraft getretenen Nachtrags I vom 14. Juni 
1911, neu verkündet am 22. Juni 1911. 
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§ 2. Der $ 1 findet feine Anwendung 

a. auf Gaſtwirtſchaften, welche mindeſtens 20 Betten für Fremde zur 
Verfügung ſtellen, en 

b. auf die am 1. April 1907 vorhandenen Schankwirtſchaften mit nicht 
voller Konzeſſion für die Dauer von fünf Jahren von dem Inkraft⸗ 
treten des Ortsſtatuts an, 

c. auf den Ausſchank des eigenen Erzeugniſſes der am 1. April 1907 
beſtehenden Brauereien und Kretſchmereien in dem Brauerei- oder 
Kretſchmerei-Grundſtück. 

§ 3. Dieſes Ortsſtatut tritt mit ſeiner Veröffentlichung im Vres- 

lauer Gemeindeblatte in Kraft. 
VIIIa. 938. 07. Gem. Bl. vom 7. Juli 1907. S. 543. 


3. Statut für den ſtädtiſchen Arbeitsnachweis zu Breslau 
vom 6. Dezember 1895. 


§ 1. Der Arbeitsnachweis der Stadt Breslau hat den Zweck, zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern jeglichen Berufs Arbeit zu vermitteln. 

$ 2. Der Arbeitsnachweis ſteht unter Leitung und Aufſicht eines Aus- 
ſchuſſes von 15 Perſonen. 

Derſelbe wird gebildet aus: 

a. einem Mitgliede des Magiſtrats als Vorſitzenden, 

b. 7 Arbeitgebern, von, denen je 4 durch die Beiſitzer des Gewerbegerichts, 


m > je 3 von der Stadtverordneten-Verſammlung auf 3 Jahre 
c. 7 Arbeitnehmern, | š gewählt werden. 3 Jah 


Bei den von den Beiſitzern des Gewerbegerichts vorzunehmenden 
Wahlen wählen Arbeitgeber und Arbeitnehmer getrennt. 

Wird von einer von beiden Klaſſen die Wahl verweigert, ſo wird auch 
Di von der Stadtverordneten-Verſammlung vollzogen. Wiederwahl iſt 
zuläſſig. 

Scheidet ein Mitglied des Ausſchuſſes während der Dauer ſeiner Amts⸗ 
periode aus, ſo findet für die Reſtzeit eine Erſatzwahl durch denjenigen Wahl⸗ 
körper ſtatt, welcher den Ausgeſchiedenen gewählt hatte. 

§ 3. Der Ausſchuß hat Stellung, Rechte und Pflichten einer nach $ 59 
der Städteordnung vom 30. Mai 1853 eingeſetzten ſtädtiſchen Deputation 
und ſteht demgemäß unter Aufſicht des Magiſtrats. 

Er tritt nach Bedürfnis auf Einladung des Vorſitzenden zuſammen. 

Seine Einberufung muß erfolgen, wenn dieſelbe von 7 Mitgliedern 
beantragt wird. 

Er iſt beſchlußfähig, wenn der Vorſitzende, 2 Arbeitgeber und 2 Arbeit- 
nehmer anweſend ſind. Er faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. 

Stehen ſich Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit gleicher Stimmenzahl 
gegenüber, ſo kann auf Antrag des Vorſitzenden oder einer der beiden 
Gruppen die Entſcheidung des Magiſtrats angerufen werden. 

$ 4. Die Arbeitnehmer erhalten für ihre Teilnahme an den Sitzungen 
des Ausſchuſſes eine Entſchädigung von 0,50 Mark für die Stunde. 
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§ 5. Der Ausſchuß hat die Geſchäftsordnung des Arbeitsnachweiſes 
feſtzuſetzen. 5 i TA 

Die Geſchäftsordnung und alle Abänderungen derjelben bedürfen der 
Genehmigung des Magiſtrats und ſind der Stadtverordneten-Verſammlung 
zur Kenntnisnahme mitzuteilen. 

$ 6. Die Führung der Geſchäfte erfolgt durch beſoldete Perſonen, 
welche von dem Magiſtrat nach Anhörung des Ausſchuſſes angeſtellt werden. 

$ 7. Für den Arbeitsnachweis wird eine Gebühr nicht erhoben. 

Die Meldung von Perſonen, welche ſich noch nicht 6 Monate in 
Breslau aufhalten, kann zurückgewieſen werden. 

§ 8. Die Koſten für die Errichtung und Unterhaltung des Arbeits- 
nachweiſes einſchließlich der Koſten der Entſchädigung für die Ausſchuß— 
mitglieder trägt die Stadt Breslau. 

§ 9. Der Ausſchuß hat für die Aufſtellung geeigneter ſtatiſtiſcher 
Überſichten über die Tätigkeit des Arbeitsnachweiſes Sorge zu tragen. 

$ 10. Die Verbindung geeigneter anderer Wohlfahrtseinrichtungen 
mit dem Arbeitsnachweis iſt mit Genehmigung der ſtädtiſchen Behörden 
zuläſſig. 
X. 1442. 95. 


4. Reglement für das ſtädtiſche Leihamt in Breslau 
vom 3. Februar 1905. 


Unter Aufhebung des bisherigen Leihamtsreglements wird von dem 
Magiſtrat und der Stadtverordneten-Verſammlung nachſtehendes Reglement 
feſtgeſetzt. - 

Dasſelbe tritt am 1. April 1905 in Kraft. 

$ 1. Das Stadtleihamt ift eine Anſtalt der Stadtgemeinde Breslau und 
wird der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 gemäß von den ſtädtiſchen 
Behörden verwaltet und beaufſichtigt. 

Für die Sicherheit und Unverletztheit der im Stadtleihamt nieder- 
gelegten Pfänder haftet die Stadtgemeinde Breslau unbeſchadet der Be— 
ſtimmungen im § 11. 

§ 2. Die Leitung des Stadtleihamtes ift einem Kuratorium anver- 
m welches eine Deputation nach den Vorſchriften der Städte-Ordnung 

ildet. 

Das Kuratorium ſorgt für eine zweckmäßige Verwaltung des Leih— 
amts und für eine genaue Befolgung der Beſtimmungen des vorliegenden 
Reglements und nimmt allmonatlich mindeſtens ein mal eine Reviſion der 
Kaſſe und der Pfänder (durch Stichproben) vor. 

In jedem Jahr erfolgt mindeſtens einmal eine außerordentliche 
Reviſion durch den Magiſtrat. 

Die Geſchäfte des Leihamtes werden von Beamten beſorgt, welche vom 
9 gemäß der für ſtädtiſche Beamte geltenden Vorſchriften angeſtellt 
werden. 
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$ 3. Die Geſchäftsſtunden des Leihamtes werden auf Vorſchlag des 
Kuratoriums vom Magiſtrat feſtgeſetzt. 

Die ſämtlichen Pfandleihgeſchäfte dürfen von den Beamten nur in dem 
Amtslokale ſelbſt und nicht in der Behauſung eines Beamten oder eines 
Dritten verhandelt und abgeſchloſſen werden. Ebenſowenig darf ein Beamter 
Pfandleihgeſchäfte im Auftrage von Privatperſonen beſorgen; auch ſind alle 
bei dem Leihamte angeſtellten Perſonen zur größten Verſchwiegenheit gegen 
das Publikum über die Geſchäfte des Amtes verpflichtet. 


§ 4. Die Anſtalt nimmt als Pfänder an: alle beweglichen Sachen, 
namentlich Kleinodien und Edelſteine, Gold, Silber, Kupfer, Zinn, Meſſing 
und dergleichen metallene Gerätſchaften, ferner ſeidene, wollene, leinene und 
andere Waren, Kleidungsſtücke und Betten, ſowie alle ſonſtigen beweglichen, 
nutzbaren Gegenſtände, inſofern zu deren Aufbewahrung kein großer Raum 
erforderlich iſt. Ausgeſchloſſen von der Annahme ſind: alle abgenutzten 
Sachen, flüſſige Gegenſtände, Kupferſtiche und Bücher, alle leicht zerbrech⸗ 
lichen oder dem Verderben ausgeſetzten, ſowie feuergefährliche Gegenſtände, 
desgleichen kenntliche Kirchenzieraten und dem Gottesdienſte gewidmete 
Gefäße, ferner Ordenszeichen und alle den Königlichen Armeen zuſtehenden 
Ausrüſtungs⸗ oder Bekleidungsſtücke, endlich alle inländiſchen und aus- 
ländiſchen Staats- und andere Wertpapiere. 

§ 5. Auf die zur Annahme geeigneten Pfänder gibt die Anſtalt ver⸗ 
zinsliche Darlehne, jedoch nicht unter 2 Mark und nur in ſolchen Beträgen, 
welche mit vollen Mark abſchließen, bis zu drei Vierteilen des Taxwertes. 
. und Edelſteine dürfen nur bis zur Hälfte des Taxwertes beliehen 
werden. 

§ 6. An Zinſen werden im allgemeinen 12 % auf das Jahr erhoben. 
Bei Pfanddarlehnen von über fünfhundert Mark kann eine Ermäßigung 
des Zinsfußes eintreten und zwar darf dieſe 

a. bis 8 „% von dem Leihamtsvorſteher ſelbſtändig, 
b. bis auf weniger als 8 °/, mit Genehmigung des Vorſitzenden des 

Kuratoriums und des Monatsdeputierten 
erfolgen. 

Für die Berechnung der Zinſen ſind die Grundſätze des § 2 des Geſetzes 
vom 17. März 1881 maßgebend. Die Vorauserhebung der Zinſen bei Aus» 
zahlung des Darlehns findet nicht ſtatt. 


§ 7. Die Fälligkeit des gegebenen Darlehns tritt nicht vor Ablauf 
von 6 Monaten ſeit deſſen Hingabe ein, während die Einlöſung des Pfandes 
jederzeit zuläſſig iſt, mit der Maßgabe jedoch, daß an Zinſen mindeſtens der 
Betrag für einen Monat gezahlt werden muß. 
Jede Verlängerung gilt als ein neues Geſchäft. Abſchlagszahlungen 
find jederzeit im Betrage von mindeſtens 1 Mark zuläffig. 
Gebühren werden erhoben und zwar: 
für die im Schriftwechſel erledigten 
1. Pfändereinlöſungen in Höhe von 50 Pfg., 
2. Pfandgeſchäftsverlängerungen in Höhe von 20 Pfg. 
Werden von einer Perſon im Schriftwechſel gleichzeitig mehrere Pfänder 
eingelöſt oder mehrere Pfandgeſchäfte verlängert, ſo kommen zur Erhebung: 
a. bei Einlöſungen für ein Pfand 50 Pfg., für jedes weitere 25 Pfg. bis 
zum Höchſtbetrage von 2 Mark; 


ge 


b. bei Verlängerungen für ein Pfand 20 Pfg., für jedes folgende 10 Pfg. 
bis zum Höchſtbetrage von 1 Mark. 
§ 8. Das Leihamt darf von keiner unbekannten Perſon ein Pfand an- 
nehmen. Es iſt daher die Pflicht desſelben, wenn die Perſon und die Qualität 
des Verpfänders ihm nicht mit hinlänglicher Gewißheit bekannt iſt, ſich über 
die Identität durch das Zeugnis glaubwürdiger, ihm bekannter Perſonen oder 
auf andere glaubwürdige Weiſe zu vergewiſſern. 
Auch von verdächtigen Perſonen dürfen keine Pfänder angenommen 
werden. Für verdächtig ſind namentlich alle diejenigen anzuſehen, welche mit 
den zu verpfändenden Sachen nicht zu handeln oder dergleichen nach ihrem 
Stande und ihrer Lebensart nicht zu beſitzen pflegen. 
Als verdächtig ſind diejenigen Perſonen nicht anzuſehen, welche dem 
Leihamtsperſonal bekannt ſind und erklären, nicht Eigentümer der zum 
Verſatze angebotenen Sachen zu ſein, ſondern nur in fremdem Auftrage zu 
handeln. 
§ 9. Steht der Annahme des Pfandes nichts entgegen, jo wird das- 
ſelbe durch den vereideten Taxator abgeſchätzt und der Betrag der Taxe, ſowie 
des darauf zu gebenden Darlehns dem Darlehnsſucher bekannt gemacht. 
Will derſelbe auf das Geſchäft nicht eingehen, ſo wird ihm das angebotene 
Pfand ohne Koſten zurückgegeben. Erklärt er fih aber für einverſtanden, jo 
empfängt er das Darlehn gegen Aushändigung des Pfandes. Dieſes wird 
alsdann eingepackt, numeriert, mit dem Leihamtsſiegel verſiegelt, ſoweit es 
Juwelen, Gold- und Silberſachen betrifft, und in die Pfandkammer über⸗ 
liefert. Gleichzeitig wird das Pfandgeſchäft in das von dem Leihamt zu 
führende, in ſeiner Seitenzahl von dem Magiſtrat zu beglaubigende Pfand- 
buch eingetragen. Letzteres führt folgende Spalten: 
1. laufende Nummer; 

2. Ort und Tag des Geſchäfts; 

3. Bor- und Zuname, Stand und Wohnung des Verpfänders; 

4. Art der Legitimation des Verpfänders; 

5. Bezeichnung des Pfandes; 

6. deſſen Taxe; 

Ta. Betrag des Darlehns bei Neubeleihungen; 

7b. Betrag des Darlehns bei Verlängerungen; 

8. Betrag der monatlichen Zinſen; 

9. Zeit der Fälligkeit des Darlehns; 

10. Tag, an welchem die Einlöſung des Pfandes erfolgte; 

11. für den Fall einer Verlängerung Hinweis auf die Nummer der 
erſten Eintragung; 

12. Abſchlagszahlung (Datum, Betrag); 

13. mithin Reſtbetrag des Darlehns; 

14. Vermerk wegen Verluſt des Pfandſcheines; 

15. Tag des Verkaufes; 

16. Kaufpreis; 

17. Käufer mit Angabe von: Name, Stand (Gewerbe), Wohnung. 


§ 10. Der Pfandſchuldner empfängt einen Pfandſchein, welcher die im 
§ 9 von 1—3, 5—9 und 11 vorgeſehenen Angaben, ſowie die Beſtimmung 
des § 12 enthält, von dem Vorſteher oder deſſen Stellvertreter, deren Namen 
im Amtslokale durch Aushang bekannt gemacht werden, vollzogen und mit 
dem Leihamtsſtempel verſehen ſein muß. Dieſer Schein vertritt die Stelle 
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eines ſchriftlichen Darlehns- und Verpfändungs⸗Dokuments für und wider 
die Anſtalt dergeſtalt, daß, wenn letztere beim Verluſte oder Verderben des 
Pfandes nach allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen Erſatz zu leiſten ver⸗ 
pflichtet iſt, nur auf den im Pfandſchein ausgedrückten Wert der Sache Rück⸗ 
ſicht genommen wird. 

$ 11. Die Pfänder werden an einem gegen Entwendung und Ver⸗ 
derben möglichſt geſicherten Orte aufbewahrt. Für Schaden, welchen dieſelben 
durch das bloße Liegen, ohne Verwahrloſung oder Schuld der Anſtalt, durch 
Zufall oder durch äußere Gewalt erleiden, ſteht das Leihamt nicht ein. Es 
übernimmt jedoch die Verſicherung der Pfänder gegen Feuersgefahr auf Höhe 
des taxierten Wertes derſelben ohne beſondere Vergütung. 

Die Benutzung irgend eines Pfandſtückes iſt dem Beamten der Anſtalt 
bei Strafe der Dienſtentlaſſung ausdrücklich unterſagt. Außerdem ſind ſie 
verpflichtet, für jeden hierdurch entſtandenen Schaden aufzukommen. 

8 12. Der Verpfänder oder deſſen Nachfolger im Beſitze des Pfand- 
ſcheines iſt berechtigt, das Pfand jederzeit bis zum Abſchluß des Verkaufs gegen 
Berichtigung des Darlehns, der angewachſenen Zinſen und der bereits ent- 
ſtandenen Koſten des Verkaufs (§ 17) einzulöſen. 

Bis zum Ablauf von drei Wochen nach der Fälligkeit des Darlehns 
erfolgt die Einlöſung des Pfandes nur gegen Rückgabe des Pfandſcheines. 
Sind ſeit der Fälligkeit des Darlehns drei Wochen verfloſſen, ſo kann der erſte 
Verpfänder das bis dahin nicht eingelöſte Pfand auch ohne Vorlegung des 
Pfandſcheines einlöſen, ſofern nicht vorher der Verluſt des Pfandſcheines an⸗ 
gezeigt oder eine etwaige Beſchlagnahme ſeitens einer zuſtändigen Behörde bei 
dem Leihamt erfolgt iſt. 

§ 13. Sobald die Einleitung des Verkaufs (§ 16) erfolgt ift, kann die 
Einlöſung nur gegen Entrichtung der bereits entſtandenen Koſten (§ 17) 
ſtattfinden. 

Eine Verlängerung des Darlehnsvertrages (§ 7) ijt nach erfolgter Ein- 
leitung des Verkaufs überhaupt nicht mehr ſtatthaft. 

§ 14. Derjenige, welchem ein Pfandſchein verloren geht, muß, um fich 
vor Nachteil zu ſchützen, ſofort dem Leihamt davon Anzeige machen. Dieſe 
wird, inſofern nicht das Pfand gegen Rückgabe des Pfandſcheines bereits ein⸗ 
gelöſt iſt, mit Angabe des Tages unter genauer Bezeichnung des Anmeldenden 
in dem Pfandbuche vermerkt und dem Anzeigenden hierüber gegen Zahlung 
von 50 Pfennigen eine Beſcheinigung erteilt. Der letztere muß alsdann den 
Verfalltermin des Pfandſcheines abwarten und iſt erſt drei Wochen nach 
deſſen Eintritt gegen Rückgabe der erhaltenen Beſcheinigung und gegen Aus- 
ſtellung eines Mortifikationsſcheines das Pfand einzulöſen berechtigt, inſofern 
der Pfandſchein ſelbſt bis dahin nicht präſentiert ſein ſollte. 

Meldet ſich aber vor dieſer Einlöſung der Inhaber eines ſolchen als ver⸗ 
loren angezeigten Pfandſcheines bei dem Leihamte, ſo wird das Pfand dem⸗ 
ſelben nicht verabfolgt, der Pfandſchein vielmehr angehalten und der Präſen⸗ 
tant unter Ausreichung einer von dem Leihamtsvorſteher oder deſſen Stellver⸗ 
treter zu beglaubigenden und mit der Bemerkung: daß der Pfandſchein ange- 
halten ſei, zu verſehenden Abſchrift desſelben angewieſen, ſein Recht gegen den 
ihm namhaft zu machenden Inhaber der Beſcheinigung geltend zu machen 
und die gerichtliche Beſchlagnahme des Pfandes nachzuſuchen. 

Erfolgt eine ſolche bis ſpäteſtens drei Wochen nach Eintritt des Verfall- 
termines nicht, ſo wird der urſprüngliche Pfandgeber zur Einlöſung des 
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Pfandes zugelaſſen und wenn auch dieſer ſich dazu nicht meldet, mit dem Ver⸗ 
kaufe des Pfandes in der unten zu beſtimmenden Art verfahren. 

In allen Fällen, in welchen hiernach ein ſolches Pfand vor der Verfall⸗ 
zeit nicht zurückgegeben werden kann, ſoll es jedoch dem Schuldner geſtattet 
ſein, das Darlehn ſelbſt zurückzuzahlen und ſich dadurch von dem ferneren 
Zinſenlaufe zu befreien. 


§ 15. Nach Eintritt der Fälligkeit des Darlehns (vgl. § 7) ift das 
Leihamt zur öffentlichen Verſteigerung des Pfandgegenſtandes berechtigt. 
Dergleichen Verſteigerungen werden jährlich nach dem Ermeſſen des Kura- 
toriums und zwar unter der Leitung des Leihamtsvorſtehers oder deffen 
Stellvertreters in dem Geſchäftslokale der Anſtalt gehalten und darüber ein 
genaues und gleichlautendes Doppelprotokoll von Beamten des Leihamts 
geführt. 

Eine nochmalige Abſchätzung der zu verkaufenden Pfandſtücke iſt nicht 
erforderlich. 

Sind mehrere Gegenſtände durch dasſelbe Geſchäft zum Pfande beſtellt, 
ſo iſt der Verpfänder berechtigt, die Reihenfolge des Verkaufes zu beſtimmen. 
Der Verkauf ift einzuſtellen, ſobald ein Betrag erlöſt ift, welcher hinreicht, die 
Forderung des Stadtleihamtes an Kapital, Zinſen und Koſten zu decken. 

§ 16. Die Verſteigerung erfolgt im Leihamtslokale durch die vom 
Magiſtrat damit beauftragten Kommunalbeamten und wird innerhalb zwei 
bis vier Wochen vor dem Verſteigerungstermine: 

1. durch Aushang im Rathauſe und am Eingange zum Leihamtslokale; 

2. durch zweimalige Einrückung in das von der Ortspolizeibehörde für 

derartige Bekanntmachungen beſtimmte, ſowie mindeſtens noch in ein 
zweites, in Breslau erſcheinendes öffentliches Blat 
bekannt gemacht. : 

In der Bekanntmachung ift Ort und Zeit der Verſteigerung unter 
allgemeiner Bezeichnung der zu verſteigernden Gegenſtände anzugeben und 
zugleich darauf hinzuweiſen, daß, falls der nach Abzug der Pfandſchuld und 
Koſten des Pfandverkaufes etwa verbleibende Überreſt des Erlöſes nicht binnen 
Jahresfriſt vom Tage der Verſteigerung abgehoben worden iſt, derſelbe in das 
Eigentum der Stadtgemeinde zugunſten der Armenkaſſe übergeht. 

8 17. Das Pfand haftet auch für die Koſten des Verkaufes. Von den 
gemeinſchaftlichen Koſten mehrerer Verkäufe ſind diejenigen der Bekannt⸗ 
machung nach der Zahl der Pfandnummern, die der Verſteigerung nach 
Verhältnis des Erlöſes zu verteilen. 

$ 18. Jeder Leihamtstaxator hat eine vom Magiſtrat zu beſtimmende 
Kaution zu hinterlegen und muß dafür einſtehen, daß aus dem Erlöſe des von 
ihm abgeſchätzten Pfandes Kapital und Zinſen des darauf gewährten 
Darlehns, ſowie die Koſten des Pfandverkaufes gedeckt werden. 

$ 19. Die Leihamtstaxatoren ſind zum Mitbieten bei der Ver— 
ſteigerung und zum Kauf der Pfänder berechtigt. 

§ 20. Der erfolgte Verkauf ift in das § 9 gedachte Pfandbuch ein- 
zutragen. 

$ 21. Unmittelbar nach gehaltener Verſteigerung wird eine Nad- 
weiſung ſämtlicher laut Auktionsprotokoll verkauften Pfänder angefertigt 
und darin bei jedem Pfande vermerkt: 
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a. wieviel durch den Verkauf desjelben gelöjt worden; 
b. wieviel davon an Darlehnskapital, Zinſen und Verkaufskoſten zur 
Leihamtskaſſe zu zahlen iſt, und 
c. wieviel Überſchuß hiernach dem Pfandgeber verbleibt. 
$ 22. Ferner wird in den $ 16 zu 2 gedachten Blättern vom Magiſtrat 
ein Aufruf erlaſſen, in welchem unter Angabe der Nummern der verkauften 
Pfänder die beteiligten Pfandgeber unter Hinweis auf die im § 16 gedachten 
Folgen aufgefordert werden, ſich bei dem Leihamte zu melden und den nach 
Berichtigung des Darlehns, der davon bis zum Verkaufe des Pfandes auf⸗ 
gelaufenen Zinſen, ſowie der Koſten verbliebenen Überſchuß gegen Quittung 
und Rückgabe des Pfandſcheines in Empfang zu nehmen. 
$ 23. Die innerhalb Jahresfriſt nicht abgehobenen Geldbeträge gehen 
ebenſo wie die bei der Verſteigerung etwa nicht mitverkauften Pfandſtücke 
demnächſt in das unwiderrufliche Eigentum der Stadtgemeinde über und 
werden bei der Ortsarmenkaſſe vereinnahmt, dagegen wird auch der Pfand- 
ſchuldner durch den Verkauf des Pfandes von allen Nachforderungen des Leih⸗ 
even wegen des etwa entſtandenen Ausfalls an Kapital, Zinſen und Koſten 
befreit. 
Abdruck des Geſetzes betreffend das Pfandleihgewerbe vom 17. März 
1881 in der Faſſung des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
vom 20. September 1899 und der Bekanntmachung des Herrn Miniſters des 
Innern vom 16. Juli 1881 iſt dieſem Reglement als Anhang beigefügt.“) 
11. 131. 05. 


B. Schlacht: und Viehhof. 


1. Gemeindebeſchluß 
betreffend die Einführung des Schlachtzwanges in Breslau 


vom 14. Februar 1896. 


k Nachdem im Gemeindebezirk Breslau an der Berliner Chauſſee ein 
öffentliches Schlachthaus errichtet iſt, wird auf Grund des § 1 des Geſetzes, 
betreffend die Errichtung öffentlicher, ausſchließlich zu benutzender Schlacht⸗ 
häuſer vom 18. März 1868 (G.-S. S. 277 ff.) und des Artikels I des Geſetzes 
zur Abänderung und Ergänzung des Geſetzes vom 18. März 1868, betreffend 
die Errichtung öffentlicher, ausſchließlich zu benutzender Schlachthäuſer vom 
9. März 1881 (G.⸗S. S. 273 ff.) nach erfolgter Zuſtimmung der Stadtver- 
ordneten⸗Verſammlung Nachſtehendes angeordnet: 

$ 1. Innerhalb des Gemeindebezirks der Stadt Breslau darf das 
Schlachten von Rindvieh (Bullen, Ochſen, Kühe), Schweinen, Kälbern, 
Schafen, Ziegen und Pferden) und zwar ſowohl das gewerbsmäßig wie das 


+) Hier nicht abgedruckt. 
++) jowie Eſeln, Maultieren, Mauleſeln und Hunden. Auf dieſe wurde der Gemeinde- 
beſchluß durch den J. Nachtrag vom 11. April 1903 — XVI. 833. 03 — ausgedehnt. 
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nicht gewerbsmäßig betriebene Schlachten nur in den dazu beſtimmten 
Räumen des öffentlichen Schlachthauſes (ſtädtiſcher Schlachthof) vorge— 
nommen werden. 

Schlachttiere der im Abſatz 1 bezeichneten Gattungen, deren Transport 
nach dem Schlachthöfe infolge Unfalles oder Krankheit nicht möglich ift, dürfen 
außerhalb des Schlachthofes getötet werden, wenn der Schlachthof-Direktor 
auf das an ihn zu richtende Geſuch die Erlaubnis dazu erteilt hat. Iſt Gefahr 
im Verzuge, jo darf die Tötung zwar vor Erteilung dieſer Erlaubnis erfolgen, 
jedoch ijt dem Schlachthof-Direktor hiervon ſofort Anzeige zu machen. 

Die gemäß Abſ. 2 außerhalb des Schlachthofes getöteten Tiere find, 
ſofern der Schlachthof-Direktor es anordnet, zum Zwecke der Unterſuchung 
und Ausſchlachtung nach dem Schlachthofe zu ſchaffen. 

Die fernere Benutzung anderer als der im ſtädtiſchen Schlachthofe 
befindlichen Schlachtſtätten iſt verboten. 

§ 2. Die nachſtehend aufgeführten Verrichtungen: 

das Abhäuten, Ausweiden und Abbrühen der geſchlachteten Tiere, 
das Reinigen des ausgeſchlachteten Fleiſches, ſowie der Gedärme und 
Eingeweide, das Abbrühen und Reinigen einzelner Körperteile, [das 
Talgſchmelzen !) 
dürfen, vorbehaltlich der im § 1 gemachten Ausnahmen, nur im Schlacht⸗ 
hofe vorgenommen werden. Die Kälber dürfen, nachdem ſie vollſtändig 
ausgeſchlachtet und gereinigt ſind, in den Häuten aus dem Schlachthofe 
entfernt und außerhalb desſelben weiter verarbeitet werden. 

$ 3. Sollen Tiere der im § 1 bezeichneten Gattungen, welche zu 
wiſſenſchaftlichen Zwecken in den hierzu dienenden Anſtalten getötet ſind, als 
Schlachtvieh Verwendung finden, ſo iſt von der erfolgten Tötung dem 
Schlachthof⸗Direktor ſofort Anzeige zu machen. Mit deffen Genehmigung 
darf die Vornahme der im § 2 bezeichneten Verrichtungen und die Unter- 
ſuchung des Fleiſches in der Anſtalt ſelbſt erfolgen. 

§ 4. Alles auf den Schlachthof gelangende Schlachtvieh iſt zur Feſt⸗ 
ſtellung ſeines Geſundheitszuſtandes ſowohl vor als nach dem Schlachten 
einer Unterſuchung durch die von dem Magiſtrat hierzu beſtimmten Sach⸗ 
verſtändigen zu unterwerfen. 

§ 5.8) Friſches Fleiſch von den im § 1 bezeichneten Tiergattungen, 
das nicht im ſtädtiſchen Schlachthofe ausgeſchlachtet iſt, darf einſchließlich der 
Eingeweide im Gemeindebezirke nicht eher feilgeboten werden, bis das Fleiſch 
und die Eingeweide einer Unterſuchung durch die vom Magiſtrat hierzu 
beſtimmten Sachverſtändigen unterzogen ſind. 

6.) In Gaſtwirtſchaften und Speiſewirtſchaften darf friſches 
Fleiſch, einſchließlich der Eingeweide, welches von auswärts bezogen 
iſt, nicht eher zum Genuſſe zubereitet werden, bis es einer gleichen Unter- 
ſuchung ($ 5) unterzogen iſt. 

$ 7. Für die Benutzung der Schlachthofanlagen (§ 1 und 2), ſowie für 
die Unterſuchung der Schlachttiere bezw. des Fleiſches ($ 4 bis 6) werden 
Gebühren erhoben. 


*) Geſtrichen auf Beſchluß der Stabiverorbneten-Berfammlung vom 11. Juni 1896. 
Prot. B. Nr. 510. 
55 Dieſe Beſtimmungen finden auf das durch approbierte Tierärzte bereits amtlich unter⸗ 
ſuchte Fleiſch keine Auwendung. (Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend Ausführung des 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchaugeſetzes vom 24. Juni 1902, vom 23. September 1902.) 
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Der Gebührentarif wird durch beſonderen Gemeindebeſchluß feſtgeſetzt 
und zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 

§ 8. Auf den öffentlichen Märkten und in den Privatverkaufs⸗ 
ſtätten iſt das nicht in dem Schlachthofe ausgeſchlachtete friſche Fleiſch ein⸗ 
ſchließlich der Eingeweide von dem daſelbſt ausgeſchlachteten geſondert feil⸗ 
zubieten und als ſolches auf einer an der Verkaufsſtelle anzubringenden Tafel 
mit den Worten: 

„Nicht aus dem ſtädtiſchen Schlachthof“ 

in deutlicher, für die Käufer leicht kenntlicher Schrift zu bezeichnen. 

$ 9. Diejenigen Perſonen, welche im Gemeindebezirke das Schlächter⸗ 
gewerbe oder den Handel mit friſchem Fleiſch als ſtehendes Gewerbe betreiben, 
dürfen innerhalb des Gemeindebezirks das Fleiſch von Tieren der im 8 1 
bezeichneten Gattungen, welche ſie nicht in dem ſtädtiſchen Schlachthofe, 
ſondern in einer anderen, innerhalb eines Umkreiſes von 50 km vom Rat⸗ 
hauſe zu Breslau belegenen Schlachtſtätte geſchlachtet haben oder haben 
ſchlachten laſſen, nicht feilbieten. 

§ 10. Dieſer Gemeindebeſchluß tritt am 1. Oktober 1896 in Kraft.“) 
S. H. 2331. 95. Gem. Bl. 1904. S. 398. 


2. Schlachthofs-Ordnung 


vom 29. Dezember 1904. 


1. Zweck des Schlachthofes. Der ſtädtiſche Schlachthof 
iſt, ſoweit die Benutzung einzelner Räumlichkeiten desſelben nicht für andere 
Zwecke vorgeſehen iſt (Talgſchmelze, Häuteſalzerei, Vernichtungsanlage), 
ausſchließlich zum Töten und Ausſchlachten des Schlachtviehes und zur Bor- 
nahme der in unmittelbarem Zuſammenhange damit erforderlichen Ver— 
richtungen beſtimmt. 

Als Schlachtvieh gelten: Rindvieh (einſchließlich der Kälber), Schweine, 
Schafe, Ziegen, Pferde, Eſel, Maultiere, Mauleſel und Hunde. 

Pferde, Eſel, Maultiere, Mauleſel und Hunde dürfen nur in dem vom 
Schlachthöfe abgeſonderten Pferdeſchlachthauſe geſchlachtet werden, für 
welches die vorliegende Ordnung gleichfalls Geltung hat. 

Tiere, welche in den Schlachthof eingebracht worden ſind, dürfen außer 
auf . der Polizeibehörde lebend aus demſelben nicht entfernt 
werden. 


+) Für Dürrgoy und Herdain gelten die Übergangsbeſtimmungen des nachſtehenden 
II. Nachtrags vom 25. November 1904 — XVI. 115. 05. — Gem. Bl. 1905. S. 50: 

Diejenigen Perſonen, welche am 31. März 1904 Mitglieder der jetzt in den Stadt⸗ 
kreis Breslau eingemeindeten Landgemeinden Dürrgoy und Herdain waren, ſind von dem für 
die Stadtgemeinde Breslau auf Grund des Gemeindebeſchluſſes vom 14. Februar 1896 be- 
ſtehenden Schlachtzwange und zwar die früheren Gemeindemitglieder von 

a. Dürrgoy bis 31. März 1914 für diejenigen Schlachttiere aller Art, 

b. Herdain bis 31. März 1910 für diejenigen Schweine, deren Fleiſch ausſchließlich im 

eigenen Haushalt der Beſitzer verwendet werden ſoll, 

mit der Maßgabe befreit, daß die Schlachtung zwar außerhalb des ſtädtiſchen Schlachthofes, 
jedoch nur innerhalb des früheren Gemeindebezirks Dürrgoy bezw. Herdain erfolgen darf. 
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$2. Schlachtzeiten. Der Schlachthof ijt zur Vornahme von 
Schlachtungen an allen Wochentagen geöffnet und zwar: 

a. im Winterhalbjahr (den Monaten Oktober bis einſchließlich März) von 
morgens 8 Uhr bis nachmittags 5 Uhr; 

b. im Sommerhalbjahr (den Monaten April bis einſchließlich September) 
von morgens 7 Uhr bis nachmittags 5 Uhr. 

Zur Abholung des ausgeſchlachteten Fleiſches iſt der 
Schlachthof im Sommerhalbjahr bereits von 4½ Uhr morgens, im Winter- 
halbjahr von 5 Uhr morgens ab geöffnet. 

Am erſten Feiertage des Weihnachts-, Oſter- und des Pfingſtfeſtes 
ſowie am Neujahrstage iſt die Abholung von Fleiſch auf die Zeit von 5 bis 
6 Uhr morgens beſchränkt. 

Das Beſchauamt für das von auswärts eingeführte Fleiſch iſt an allen 
Wochentagen des Sommerhalbjahres von 5—11 Uhr vormittags, des Winter- 
halbjahres von 6½—12 Uhr geöffnet. 

Zu anderen Zeiten darf auswärts geſchlachtetes Fleiſch nicht ein— 
geführt werden. 

Alle Schlachtungen müſſen bis zum Schluß der Schlachtzeit vollſtändig 
beendet fein. Demgemäß dürfen unter der Vorausſetzung, daß die erforder- 
lichen Arbeitskräfte vorhanden find, Großvieh nicht jpäter als 1½ Stunde, 
Schweine und Kleinvieh nicht ſpäter als 1 Stunde vor Schluß der Schlacht- 
zeit getötet werden. 

Darüber, ob die erforderlichen Arbeitskräfte zum Schlachten vorhanden 
ſind, hat in jedem Falle der Direktor bezw. deſſen Stellvertreter zu entſcheiden. 

Mit Erlaubnis des Direktors können außer den feſtgeſetzten Zeiten 
auch unaufſchiebbare Notſchlachtungen und zwar nur im Polizei-Schlachthofe 
vollzogen werden. 

An Sonn- und Feiertagen darf nur in Notfällen nach vorher bei dem 
Direktor des Schlacht- und Viehhofes eingeholter Erlaubnis geſchlachtet 
werden. Die Schlachtungen find alsdann in dem Polizei-Schlachthofe vor- 
zunehmen. 

§ 3. Zutritt. Der Zutritt zum Schlachthöfe ift im allgemeinen 
nur denjenigen Perſonen geſtattet, welche daſelbſt irgend welche auf den 
Schlachtbetrieb bezügliche Geſchäfte haben und zwar nur bezüglich derjenigen 
Räume oder Teile des Schlachthofes, in welchem dieſe Geſchäfte zu erledigen 
ſind. Andere Perſonen, welche den Schlachthof betreten wollen, haben Ein- 
trittskarten zu löſen, welche als Ausweis aufzubewahren und auf Verlangen 
der zuſtändigen Beamten vorzuzeigen ſind. An den Hauptſchlachttagen kann 
ſolchen Perſonen der Zutritt zum Schlachthöfe verſagt werden. Kinder unter 
14 Jahren dürfen weder allein noch in Begleitung Erwachſener den Schlacht- 
hof während der Betriebszeit betreten. 

Fleiſcher, Arbeiter und andere auf dem Schlachthofe tätige Perſonen 
dürfen den letzteren nur in reiner Kleidung betreten. 

Außerhalb der Dienſtſtunden darf außer den Angeſtellten des Schlacht— 
Hofes fich niemand ohne beſondere, für jeden einzelnen Fall einzuholende Er- 
laubnis des Direktors auf dem Schlachthöfe aufhalten. 

Talg⸗, Fell-, Darm- und Eingeſchneidehändler — letztere ſoweit fie nicht 
ſelbſt das Fleiſchergewerbe im Schlachthofe ausüben — und Gerber, die 
keinen eigenen Geſchäftsraum im Schlachthöfe beſitzen, haben für ihre Zus 
laſſung zum Schlachthöfe Jahreszutrittskarten zu löſen, für welche eine vom 
Magiſtrat feſtgeſetzte Gebühr erhoben wird. 
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Der Zutritt in die Maſchinen- und Keſſelräume, in die Trichinen- 
ſchauzimmer und in die Vernichtungsanlage iſt lediglich den dienſtlich er- 
ſcheinenden Staats- und ſtädtiſchen Verwaltungsbeamten und den dienſtlich 
beſchäftigten Perſonen geſtattet, allen anderen Perſonen aber unterſagt. 

Pferde- und Hundeſchlächter und ihre Gehilfen dürfen die Pferde- 
ſchlächterei nur durch das für ſie beſtimmte Tor betreten und verlaſſen. 
Dieſelben dürfen die übrigen Anlagen des Schlachthofes nur mit beſonderer 
Erlaubnis des Direktors beſuchen. 


§ 4. Verkehrskontrolle. Die Fleiſcher, einſchließlich der 
Lohn- und Hausſchlächter, Unternehmer von Fleiſchtransportgeſchäften, 
Talg⸗, Darm- und Fellhändler, Gerber und Angehörige ähnlicher Berufs⸗ 
zweige, die Pächter der Talgſchmelze und Häuteſalzereien, ſowie die Inhaber 
von Schlachtviehverficherungs- und von Bankgeſchäften find verpflichtet, die⸗ 
jenigen Perſonen, welche ſie auf dem Schlachthofe beſchäftigen wollen, ſchrift⸗ 
lich oder mündlich dem Inſpektor des Schlachthofes anzumelden. Die An- 
meldung iſt beim Wechſel des Perſonals zu erneuern. 

Genannte Gewerbetreibende und ihre Gehilfen, ſowie Gaſtwirte 
erhalten von der Schlachthofsverwaltung ein Ausweiszeichen, die Fleiſcher 
Blechmarken, die übrigen Gewerbetreibenden Eintrittskarten, welche auf 
Verlangen der ſtädtiſchen Angeſtellten vorzuzeigen ſind. 

Perſonen, welche nicht in dieſer Weiſe angemeldet ſind, oder welche die 
Marken und Karten nicht vorzeigen können, kann der Eintritt in den Schlacht⸗ 
hof verboten werden. Verloren gegangene Marken und Karten werden gegen 
Zahlung von 25 Pfennig erſetzt. Beim Wechſel von Perſonal find den Mb- 
ziehenden die Marken und Karten abzunehmen. Mißbräuchliche Benutzung 
der Ausweiszeichen hat Einziehung derſelben und Strafanzeige zur Folge. 

Reſtaurateure und Private, welche Vieh ſchlachten laſſen wollen, haben 
nur ſo lange Zutritt zum Schlachthofe, als dies ihre Geſchäfte, über deren 
Art ſie ſich auf Verlangen auszuweiſen haben, erfordern. 


§ 5. Zulaſſung von beſonderen Gewerbebetrieben. 
Für den Betrieb von Schlachtviehverſicherungen und Bankgeſchäften im 
Schlachthöfe ift die Genehmigung des Magiſtrats einzuholen und ſind die An⸗ 
ordnungen des Magiſtrats maßgebend. Die Genehmigung wird auf 
Widerruf erteilt. 

Fleiſchtransporteure, Lohn- und Hausſchlächter bedürfen zu ihrer Zu⸗ 
laſſung der Genehmigung des Direktors; die Zulaſſung erfolgt auf Widerruf. 
Sie haben ein polizeiliches Leumundszeugnis und einen Lohntarif zur 
Genehmigung einzureichen. Sie unterliegen bezüglich ihrer Dienſtausführung 
und ihres perſönlichen Verhaltens der Aufſicht der Schlachthofverwaltung 
und dürfen ihren Lohn- bezw. ihren Transporttarif nicht überſchreiten. Bei 
Lohnſtreitigkeiten mit dem Auftraggeber entſcheidet der Direktor auf Grund 
des genehmigten Tarifs. 

Lohn⸗ und Hausſchlächter haben ein Schlachtbuch zu führen, in welches 
ſie unter Benennung des Auftraggebers Tag und Stunde der Schlachtung, 
Gattung und Stückzahl der geſchlachteten Tiere einzutragen haben. Das Buch 
iſt dem Schlachthofinſpektor oder deſſen Stellvertreter auf Verlangen zur 
Einſichtnahme vorzulegen. 

Fleiſchtransporteure und Lohnſchlächter haben über die ihnen zum 
Transport übergebenen Tiere und Tierteile unter Bezeichnung des Beſitzers, 
der Tiergattung und unter Datumangabe Buch zu führen. Das Buch iſt 
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dem Schlachthofinſpektor bezw. deſſen Stellvertreter auf fein Verlangen zur 
Einſichtnahme vorzulegen. Lohnſchlächter unterliegen, ſoweit ſie nur das 
Fleiſch der für ihre Auftraggeber geſchlachteten Tiere erſteren zufahren, dieſer 
Kontrollbeſtimmung nicht. 

Die Wagen der Fleiſchtransporteure ſind vor der erſtmaligen In⸗ 
gebrauchnahme von der Schlachthofverwaltung unter Zuziehung des zu⸗ 
ſtändigen Polizeikommiſſarius zu prüfen. Die Wagen müſſen von rückwärts 
zu beladen und im Inneren mit Aufhängevorrichtungen verſehen ſein. Die 
Innenflächen müſſen glatt, mit Olfarbe geſtrichen und leicht zu reinigen, und 
der Fußboden muß undurchläſſig ſein. Das Innere des Wagens muß durch 
ſeitlich angebrachte, verſtellbare Jalouſien zu lüften ſein. Die Wagen ſind ſtets 
ſauber zu halten. Wird die Reinigung auf Verlangen der Verwaltung nicht als- 
bald oder nicht genügend vorgenommen, ſo kann ſie durch die Verwaltung auf 
Koſten des betreffenden Abfuhrunternehmers erfolgen oder der Wagen wird 
vom Verkehr auf dem Schlachthöfe ausgeſchloſſen. 

Perſonen dürfen mit Fleiſchtransportwagen nur auf dem Kutſcherſitz 
befördert werden. 

§ 6. Hunde. Hunde dürfen in den Schlachthof nur dann eingeführt 
werden, wenn ſie als Zugtiere eingeſpannt ſind. Sie müſſen mit Maulkorb 
verſehen ſein und ohne Verzug an den dazu beſtimmten Orten ſicher unter— 
gebracht werden. 

Das Mitbringen von Treibhunden iſt verboten. 

Auf Anordnung des Direktors ſind bösartige oder ſolche Hunde, welche 
zu Störungen Anlaß geben, ſeitens der Einbringer aus dem Schlachthöfe zu 
entfernen und dürfen ferner dahin nicht mitgebracht werden. 

87. Fuhrwerke. Alle Fuhrwerke, welche auf dem Schlachthöfe 
verkehren, ſind ſtets ordentlich und ſauber zu halten. 

Den Fleiſchtransporteuren iſt das Reinigen der Wagen und Geräte 
auf dem Schlachthöfe geſtattet, wofür eine nach der Anzahl der Wagen zu 
bemeſſende Reinigungsgebühr zu zahlen iſt. Die Reinigung darf jedoch nur 
an den von dem Direktor hierfür beſtimmten Plätzen erfolgen. 

Die Einfahrt in den Schlachthof iſt ohne Erlaubnis des Direktors nur 
ſolchen Fuhrwerken geſtattet, welche den auf den Schlachtbetrieb bezüglichen 
Geſchäften dienen. 

Beſpannte Fuhrwerke dürfen ſich auf dem Schlachthöfe nur jo lange 
aufhalten, als es zur Erledigung der Geſchäfte notwendig ift. Sonſt find die- 
ſelben auf den gekennzeichneten Wagenhalteplätzen aufzuſtellen, abzuſpannen 
und die Pferde im Ausſpannſtall unterzubringen. 

Die Verwaltung haftet nicht für irgend welche Schäden, welche den 
Pferden, Wagen und Geräten auf dem Schlachthöfe oder in den Stallungen 
etwa zugefügt werden ſollten. 

Im Schlachthöfe darf nur im Schritt gefahren werden. 

Die Einfahrt in die Verbindungshalle darf nur am nördlichen, die Aus⸗ 
fahrt nur durch das ſüdliche Tor und die zwiſchen den Schlachthallen gelegenen 
Straßen erfolgen. Innerhalb der Halle darf nur in ſüdlicher Richtung 
gefahren werden. 

Zum Aufſtellen der Wagen, Handkarren und Hundefuhrwerke dürfen 
nur die vorgeſchriebenen und kenntlich gemachten Halteplätze benutzt werden. 
Wagen, Handkarren und Hundefuhrwerke dürfen in der Verbindungshalle 
nur zum Verladen von Fleiſch aufgeſtellt werden, ſie müſſen alsbald nach 
der Verladung aus der Halle entfernt werden. 
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Im Innern der gedeckten Räume dürfen nur die von der Verwaltung 
geſtellten Karren und Wagen benutzt werden. 

§ 8. Einbringen des lebenden Schlachtviehes und 
tierärztliche Beſchau desſelben. Das Schlachtvieh kann in 
den Schlachthof entweder vom Viehhofe aus oder durch die Eiſenbahn oder 
von der Straße her eingebracht werden, jedoch nur zu den im § 2 feſtgeſetzten 
Schlachtzeiten. Ausnahmen hiervon ſind nur mit Genehmigung des Direktors 
zuläſſig. Sonn- und Feiertags findet ein Viehzutrieb vom Lande her nicht 


Das Schlachtvieh iſt bei Einführung auf dem Landwege oder mit der 
Eiſenbahn dem Pförtner nach Gattung und Zahl, unter Angabe des 
Urſprunges des Viehes, Namens, Standes und Wohnortes des Vieheigen⸗ 
tümers anzumelden. Auf Verlangen ſind über die Herkunft der Tiere genaue 
Angaben zu machen. Unrichtige Angaben werden mit ſtrafgerichtlicher 
Anzeige geahndet. Die Anmeldung gilt gleichzeitig als Anmeldung zur 
Schlachtviehbeſchau. Der Pförtner hat die tierärztliche Unterſuchung der 
Schlachttiere zu veranlaſſen. Bevor dieſelbe ſtattgefunden hat, dürfen die 
Tiere nicht in die Schlachthallen abgetrieben werden. Kranke oder krankheits⸗ 
verdächtige Tiere werden unter Wahrung der ſeuchenpolizeilichen Vorſchriften, 
dem Polizei⸗Schlachthofe zur Abſchlachtung oder Tötung überwieſen. 

§ 9. Zeichnen des Viehes. Jeder in Breslau anſäſſige 
Fleiſcher hat das Schlachtvieh auf der linken, Gaſtwirte und auswärtige 
Fleiſcher auf der rechten Seite mit einem, ein für allemale anzunehmenden 
und bei dem Direktor anzumeldenden Zeichen zu verſehen. Das gewählte 
Zeichen muß auf Verlangen des Direktors geändert werden. Es muß vor 
oder unmittelbar nach der Einbringung des Viehes angebracht werden. 

Ohne Zeichen darf kein Schlachtvieh in die Ställe oder Schlachthallen 
des Schlachthofes eingebracht werden. 

$ 10. Art des Transports. Die Beförderung des Schlacht⸗ 
viehes auf dem Schlachthofe darf durch Fahren, Treiben oder Tragen erfolgen. 
Hierbei iſt jede Roheit gegen das Vieh, heftiges Zerren an Sprung- und Leit- 
jeilen, Schlagen mit Knütteln, Stoßen mit Füßen und Fäuften, Schleifen, 
Tragen von Schweinen oder Kleinvieh an den Beinen mit dem Kopf nach 
unten, das Schlagen und Greifen in die Augen, unterſagt. Kleinvieh und 
Schweine dürfen nicht mit zuſammengebundenen Beinen oder geknebelt an- 
gefahren werden und ſind beim Ausladen zu heben, nicht zu werfen. Der 
Transport von Kälbern und anderen Schlachttieren in Käfigen, die auf oder 
an den Transportwagen angebracht ſind, iſt verboten. 

Einzelne Rinder müſſen an der Leine, Bullen einzeln und mit ver⸗ 
bundenen Augen geführt, ſtörriſche und bösartige Rinder müſſen außer an 
der Leine noch an einem Naſenringe oder einer Naſenzange oder gehörig 
gefeſſelt geleitet werden. In letzterem Falle iſt jedes einzelne Tier von 
mindeſtens zwei erwachſenen Treibern zu begleiten, von denen der eine das 
Tier am Kopfe zu leiten, der andere das Sprungſeil zu führen und hinter 
dem Tiere einherzugehen hat. Das loje Treiben mehrerer Rinder ift zuläſſig, 
wenn mindeſtens 3 Treiber dazu vorhanden find. 


) Abſatz 1 in der Faſſung des Nachtrags vom 9. Dezember 1910 — XVI. 4593. 09 —, 
der am 19. Dezember 1910 in Kraft getreten iſt. 
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Die auf dem Schlachthofe zur Beförderung von Vieh benutzten Wagen 
dürfen nur ſo ſtark beladen werden, daß die Tiere, ohne gepreßt zu werden, 
nebeneinander ſtehen oder liegen können. 


§ 11. Einſtallung. Vieh, welches nicht zum ſofortigen 
Schlachten in die Schlachthallen eingeführt werden kann, ſowie alles von der 
Beförderung erhitzte oder ſtark ermüdete Vieh muß in den im Schlachthofe 
befindlichen Stallungen an den von den Aufſichtsbeamten bezeichneten Stellen 
untergebracht und dort ſo lange, als der unterſuchende Tierarzt es für er— 
forderlich erachtet, verwahrt werden. 

In den Ställen muß das Vieh, ſoweit nicht abgeſchloſſene Räume 
(Buchten) für dasſelbe hergerichtet ſind, durch die Beſitzer oder deren Leute 
ſicher befeſtigt werden. Für die ordnungsgemäße Befeſtigung der Tiere iſt der 
schlich derſelben haftbar. Die Buchtentüren ſind ſtets ſofort wieder zu 

ießen. 

Während der Nacht wird in den Stallungen des Schlachthofes ſeitens 
der Verwaltung Aufficht geübt; jedoch iſt der Direktor berechtigt, den Eigen— 
tümern bösartigen Rindviehes die Bewachung desſelben ſelbſt zu überlaſſen, 
auch im Weigerungsfalle auf deren Koſten das Erforderliche zu veranlaſſen. 

Alles für die Nacht eingeſtellte Vieh muß dem Hallenmeiſter der be— 
treffenden Schlachthalle gemeldet werden. 

Vieh länger als 8 Tage in den Stallungen des Schlachthofes ſtehen zu 
laſſen, iſt nur mit beſonderer Genehmigung des Direktors geſtattet. 


§ 12. Fütterung. Das über Nacht in den Stallungen des 
Schlachthofes verbleibende Vieh muß ausreichend gefüttert werden. 

Das Füttern und Tränken erfolgt durch die Verwaltung. Es iſt ver⸗ 
boten, Futter und Streu für das eingeſtellte Vieh mitzubringen. 

Es müſſen an jedes Stück Vieh mindeſtens die nachſtehend angegebenen 
Rationen täglich verfüttert werden: 

a. an ein Pferd 3 kg Heu oder 2 kg Futtermehl oder 2 kg Hafer; 
b. an ein Stück Großvieh 3 kg Heu; 

e. an ein Schaf oder eine Ziege 1 kg Heu; 

d. an ein Schwein 1½ kg Gerſtſchrot; 

e. an ein Kalb 2 Liter Mehlſuppe oder Milch oder 1½ kg Heu. 

Für das auf mehrere Tage eingeſtellte Vieh kann der Direktor die vor⸗ 
geſchriebene Tagesration erhöhen. 

Außer den vorſtehend feſtgeſetzten Tagesrationen kann auf Antrag des 
Tierbeſitzers Futter als Überfutter gegen vorherige Barzahlung verabfolgt 
werden. 

Die Zahlung für das Futter erfolgt an den zuſtändigen Hallenmeiſter, 
welcher dafür eine Quittung erteilt. 

Die Preiſe für das zu verabfolgende Futter werden je nach der Höhe der 
amtlichen Breslauer Marktpreiſe von dem Direktor auf mindeſtens ein 
Vierteljahr feſtgeſtellt und durch Anſchlag veröffentlicht. 

Die Behauptung, daß das von der Verwaltung verabreichte Futter vom 
Vieh nicht angenommen werde, gibt keinen Anſpruch auf Rückgewähr des 
gezahlten Futtergeldes. 

Nicht verbrauchtes Futter verfällt der Verwaltung und darf nicht aus 
dem Schlachthofe mitgenommen werden. Vor Bezahlung der Futtergebühren 
und Vorzeigung der Quittung an den Aufſeher des betreffenden Stalles darf 
kein Stück Vieh aus den Stallungen entfernt werden. 
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§ 13. Schlachtſteuer, Schlachtgebühren, Schlacht⸗ 
karten. Vor dem Einbringen von Schlachtvieh in den Schlachthof (ſiehe 
§ 8) ijt für dasſelbe der darauf entfallende Schlachtſteuerbetrag und die ent- 
ſprechende Schlachtgebühr an der Schlachthofskaſſe zu entrichten, wofür von 
derſelben als Ausweis über erfolgte Zahlung die entſprechende Zahl von 
Schlacht⸗ und Steuerkarten verabfolgt wird. 

Erfolgt die Einbringung des Viehs vom Viehhofe aus, ſo ſind bei 
Löſung der Schlacht⸗ und Steuerkarten die Marktkarten, nachdem ſie von 
Kontrollbeamten auf ihre Gültigkeit geprüft und alsdann entwertet worden 
ſind, an der Kaſſe abzugeben. Die gelöſte Schlacht- und Steuerkarte iſt beim 
Einbringen des Viehes in den Schlachthof den Kontrollbeamten vorzuzeigen, 
welche die Karte durchlochen, ſie iſt vor der Schlachtung dem Hallenmeiſter 
abzugeben. Wird ein Tier vor Abgabe der Schlachtkarte getötet, ſo hat der 
Schlachtende oder ſeine Leute, abgeſehen von der Polizeiſtrafe, eine Ordnungs⸗ 
Img zum vierfachen Betrage der Schlachtgebühr an die Schlachthofkaſſe 
zu zahlen. 

Die Viehſtücke und das Fleiſch haften der Verwaltung für alle darauf 
ſchuldig gewordenen Gebühren. Die Verwaltung iſt berechtigt, bis zur 
Zahlung der Gebühren, Tiere, bezw. Fleiſch in Gewahrſam zu nehmen. 

$ 14. Benutzung der Schlachhallen und Geräte. Das 
Töten und Ausſchlachten der Tiere hat ausſchließlich in der für die betreffende 
Viehgattung beſtimmten Schlachthalle zu geſchehen. 

Rinder müſſen unmittelbar nach dem Einbringen in die Schlacht⸗ 
hallen mittels Ketten an den Ringen im Boden befeſtigt werden. 

Das zu ſchlachtende Vieh darf erſt dann in den Schlachtraum gebracht 
werden, wenn ein Schlachtplatz frei iſt und die Vorbereitungen zum Schlachten 
ſoweit getroffen ſind, daß die Schlachtung unverweilt vorgenommen 
werden kann. 

Die Reihenfolge der Schlachtungen, ſowie die Plätze für dieſelben 
werden durch den Hallenmeiſter beſtimmt. 

Die Schlachthallen dürfen nicht länger benutzt werden, als zum Aus- 
ſchlachten der Tiere und zur Reinigung der Schlachtſtelle und der Geräte 
erforderlich iſt. Alles Vieh muß nach vollzogener Tötung ſofort und ohne 
Unterbrechung vollſtändig ausgeſchlachtet werden. Geſchieht dies nicht, ſo iſt 
der Direktor berechtigt, die weitere Ausſchlachtung auf Koſten des Eigen- 
tümers durch einen Lohnſchlächter vornehmen zu laſſen. 

Es iſt verboten, auf dem Schlachthofe, beſonders in den Schlachthallen, 
Vieh frei umherlaufen zu laſſen, oder dasſelbe ſo an die Schlachtſtätten zu 
führen, daß es mit Fleiſch in Berührung kommt oder die Anlagen beſchädigt. 
Frei herumlaufendes Vieh, ferner ſolche Tiere, welche nach Schluß der 
Schlachtungen an den Hallen oder an anderen Stellen der Anlage außerhalb 
der Ställe ſtehen bleiben, können durch Treiber oder Angeſtellte der Ver- 
waltung auf Koſten der betreffenden Eigentümer nach den Schlachtſtällen 
gebracht werden. 

Durch die Verbindungshalle dürfen lebende Tiere nicht geführt, 
gefahren oder getrieben werden. 

Das Schlachten kranker oder verdächtiger Tiere darf nur im Polizei- 
Schlachthofe erfolgen. 

EM Für den Polizei⸗Schlachthof iſt durch den Magiſtrat ein beſonderer 
Fleiſcher angeſtellt, welchem das Ausſchlachten der kranken und verdächtigen 
Tiere gegen Entrichtung der Schlachtgebühren ausſchließlich übertragen iſt. 
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Die dem Schlachthofe gehörigen Gerätſchaften dürfen aus demſelben 
nicht fortgenommen, auch aus demjenigen Raume, für welchen ſie beſtimmt 
ſind, nicht entfernt werden. 

In den Schlachthallen muß der mittlere Gang für den allgemeinen 
Verkehr freigehalten werden. 

In den Räumen des Schlachthofes ift die größte Reinlichkeit zu be- 
obachten. Sowohl der zur Schlachtung benutzte Platz, als auch alle Geräte 
ſind nach der Benutzung und Beendigung der Schlachtung ordentlich zu 
reinigen und die letzteren an die beſtimmten Plätze zu ſchaffen. Die 
Inſtrumente, mit welchen kranke Tiere geſchlachtet ſind, müſſen ſofort 
vor anderweitiger Benutzung gründlich gereinigt, erforderlichenfalls nach— 
desinfiziert werden. Die Desinfektion erfolgt nach Anordnung des Ober- 
tierarztes durch Angeſtellte der Verwaltung. In gleicher Weiſe ſind auch die 
übrigen bei der Schlachtung benutzten Gerätſchaften zu reinigen und zu desinfi⸗ 
zieren. Die zum Transport der Eingeweide nach der Kuttelei verwendeten 
Karren find jogleich zu reinigen und nach ihren beſtimmten Plätzen zurück— 
zubringen. 

Jede fahrläſſige oder abſichtliche Verunreinigung, ſowie das Ver- 
ſtreuen von Dünger und Darminhalt iſt unterſagt. 


§ 15. Ausführung der Schlachtungen. Das Schlachten 
hat in gewerbsmäßiger Weiſe unter Vermeidung von Tierquälerei möglichſt 
ſchnell zu erfolgen. Zum Töten des Viehs werden nur ſolche männliche 
Perſonen zugelaſſen, welche Gewähr dafür bieten, daß ſie die Tötung in 
geſchickter, den Anordnungen der Schlachthofbeamten entſprechender Weiſe 
ausführen. Lehrlinge dürfen Tötungen nur im Beiſein des Meiſters oder 
ſeines Vertreters vornehmen, welcher für die richtige Ausführung verant⸗ 
wortlich iſt. Junge Leute unter 18 Jahren und ſchwächliche Perſonen 
dürfen zum Schlagen von Großvieh und ſchweren Schweinen nicht ver- 
wendet werden. 

Vor der Tötung find die Rinder und Pferde an den in den Schlacht- 
hallen befindlichen Ringen mittels der vorhandenen Ketten ſicher zu befeſtigen. 
Das Kleinvieh iſt auf dem Schragen ſicher zu befeſtigen; das Aufhängen 
desſelben vor dem Abſtechen iſt unterſagt. Das Schlachten ſämtlichen Viehes 
darf nur nach vorausgegangener Betäubung durch Kopfſchlag mit den von 
der Verwaltung geſtellten Inſtrumenten erfolgen. Bei Notſchlachtungen 
infolge von Unglücksfällen, bei ſolchem Vieh, bei dem die Betäubung der 
Hörner wegen ſchwer ausgeführt werden kann, ferner bei dem nach jüdiſchem 
Ritus zu ſchlachtenden Vieh kann die Betäubung fortbleiben. 

Bei der Betäubung von Großvieh und Pferden müſſen mindeſtens zwei 
erwachſene kräftige, männliche Perſonen in der Weiſe tätig ſein, daß die eine 
den Kopf des Tieres feſthält, die andere den Schlag ausführt. Beim Klein⸗ 
vieh hat die Betäubung alsbald nach der Befeſtigung auf dem Schragen zu 
erfolgen; die Befeſtigung darf nicht eher gelöſt werden, als bis das Tier 
bewegungslos iſt. 

Das Töten von Schweinen darf nur in den hierzu beſtimmten Töt⸗ 
buchten vorgenommen werden. Hierbei ſind die Schweine an einem Hinter- 
bein kurz feſtzulegen. 

Das Schlachten unreifer Kälber iſt unterſagt. 


16. Schächten. Das Niederlegen von Großvieh behufs 
Schächtens nach iſraelitiſchem Ritus darf nur in Gegenwart des Schächters 
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und mittels Winde unter Benutzung der von der Verwaltung gelieferten 
Taue, Ketten uſw. erfolgen. Beim Niederlegen müſſen mindeſtens drei er⸗ 
wachſene Perſonen Beiſtand leiſten. 

Der Kopf des zu ſchächtenden Tieres iſt ſowohl beim Niederlegen als 
während des Liegens vor und nach dem Halsſchnitte bis zur völligen Lebloſig⸗ 
keit des Tieres feſtzulegen, um ein Aufſchlagen desſelben auf den Fußboden 
und einen Bruch der Hörner zu vermeiden. 

Der Schächter hat den Halsſchnitt ſofort nach dem Niederlegen aus- 
zuführen, vom Beginn des Niederlegens bis zur eingetretenen Gefühls⸗ und 
Bewegungsloſigkeit des Tieres zugegen zu ſein und für die genaue Durch⸗ 
führung aller dieſer Beſtimmungen einzuſtehen. Fleiſchern, welche ſich beim 
Niederlegen von Großvieh ungeſchickt erweiſen, oder den Anordnungen der 
Schlachthofbeamten nicht ſofort Folge leiſten, kann fernere Hilfeleiſtung beim 
Schächten vorübergehend oder dauernd unterſagt werden. Beim Kleinvieh 
hat der Schächter bereits beim Auflegen auf den Schragen zugegen zu ſein; 
der Schächtſchnitt iſt alsbald nach der Befeſtigung jedes einzelnen Tieres 
auf dem Schragen vorzunehmen. 


§ 17. Verrichtungen nach dem Schlachten. Alles 
geſchlachtete Vieh muß nach vollendeter Verblutung ohne Unterbrechung nach 
dem Handwerksbrauch verarbeitet werden. Schweine dürfen in die Brühkeſſel 
erſt gebracht werden, nachdem der Schlachtende durch Begießen der Tiere mit 
Brühwaſſer oder auf andere übliche Weiſe ſich von der gänzlichen Gefühls⸗ 
und Bewegungsloſigkeit derſelben überzeugt hat. Alle ausgeſchlachteten Tiere 
ſind an einer in die Augen fallenden Stelle mittels Stempels oder Aufſchrift 
mit dem Namen des Beſitzers deutlich zu verſehen. 

Nicht gezeichnete Tiere werden weder gewogen noch in das Kühlhaus 
eingelaſſen. 

Das Abhäuten, Ausweiden und Abbrühen, ſowie die Entleerung und 
Reinigung der Eingeweide muß in den hierzu beſtimmten Räumen des 
Schlachthofes geſchehen. Der Inhalt der Mägen und Gedärme darf aus dem 
Schlachthöfe nicht mitgenommen werden. 

Die Entleerung und erſte Reinigung der Wänſte des Großviehes und 
der Schafe hat nur im Düngerhauſe unmittelbar in die bereitſtehenden 
Düngerwagen zu geſchehen, auch iſt im Düngerhauſe die erſte Reinigung der 
ausgeleerten Wänſte vorzunehmen. 

Der Transport der Darm-, Abfall- und Düngerwagen aus den 
Schlachthallen nach dem Düngerhauſe erfolgt durch Arbeiter der Schlachthofs⸗ 
Verwaltung. 

Die Entleerung der Gedärme erfolgt in den Kutteleien; der Darm- 
inhalt darf nicht in die Kanäle gelaſſen, ſondern muß in die für dieſen Zweck 
vorhandenen Kübel getan werden. 

Das Reinigen der Eingeweide hat ausſchließlich in den für die betreffen- 
den Tierarten beſtimmten Räumen zu erfolgen. 


§ 18. Blut. Abgänge. Das beim Schlachten abfließende Blut 
muß von den Schlachtenden mit den hierzu beſtimmten, in den Schlachthallen 
vorrätig gehaltenen Gefäßen möglichſt vollſtändig aufgefangen werden. Dieſe 
Gefäße dürfen zu keinem anderen Zweck verwendet werden. 

Von der menſchlichen Nahrung bleibt ausgeſchloſſen und infolge deſſen 
im Schlachthöfe zurück: 

1. das Blut von Pferden, 
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2. das Blut von ſolchen Tieren, denen beim Schlachten der Schlund 
durchgeſchnitten wurde, das Blut ſämtlicher nach iſraelitiſchem Ritus 
geſchächteten Tiere und dasjenige der mittels Halsſtich getöteten 
Hammel, Schafe und Ziegen, 

3. das Blut von kranken Tieren, auch wenn das Fleiſch derſelben für 
genießbar erachtet worden iſt, 

4. das in unſauberen Gefäßen aufgefangene und das mit den Händen 
oder unſauberen Stöcken gerührte Blut. 

Vor der Feſtſtellung des Ergebniſſes der tierärztlichen Unterſuchung 
der geſchlachteten Tiere darf das Blut derſelben von der Schlachtſtelle nicht 
beſeitigt werden. Das zur Mitnahme aufgefangene und tauglich befundene 
Blut muß hierauf von dem Schlachtenden alsbald aus dem Schlachthöfe 
entfernt werden. Geſchieht dies nicht, ſo iſt die Verwaltung befugt, beliebig 
darüber zu verfügen. 

Die Mitnahme des Tragſacks, der Scheide und Hoden der geſchlachteten 
Tiere, ſowie krank oder ungenießbar befundener Organe und Fleiſchteile iſt 
verboten. 

Ebenſo iſt die Mitnahme unausgetragener Kälber verboten. Das 
Abfellen derſelben ift nur im Polizei-Schlachthofe an beſonders dazu ange- 
wieſenen Stellen geſtattet. Zur Beförderung des Blutes vom Schlachthöfe in 
die Stadt ſind dicht verſchloſſene ſaubere Gefäße zu verwenden, die nur im 
Innern des Wagens untergebracht werden dürfen. 

Alle Abgänge, ſoweit deren Mitnahme nicht verboten iſt, ſind nach 
Beendigung der Schlachtung alsbald aus den Schlachthallen zu entfernen, 
andernfalls die Verwaltung darüber verfügt. 

Ausgeſchlachtete Tiere ſind noch am Tage der Schlachtung vor Schluß 
der Betriebszeit aus den Schlachthallen zu entfernen. Zurückgelaſſenes 
Fleiſch wird auf Koſten des Beſitzers in die Kühlräume verbracht und nur 
gegen Zahlung der vorgeſchriebenen Hängegebühren an den Beſitzer heraus— 
gegeben. 

$ 19. Wiegen. Die in den Schlachthallen aufgeſtellten Wagen 
dürfen nur zum Wiegen von Fleiſch und anderen Teilen und gegen Ent— 
richtung der feſtgeſetzten Wiegegebühren benutzt werden. Die Feſtſtellung des 
Gewichtes erfolgt in allen Fällen durch die hierfür verpflichteten Angeſtellten. 
Für jede Wägung iſt ein Wiegeſchein zu geben und zu nehmen. Derſelbe 
dient als Quittung über die Entrichtung der Wiegegebühr. Die Wiegegebühr 
hat derjenige zu entrichten, der die Wägung beantragt hat. Das Mitbringen 
eigener Wagen iſt nur im Kühlhauſe erlaubt. 

Die Wiegung von lebendem Vieh, das nicht im Viehhofe gekauft wurde, 
darf im Schlachthöfe nur außerhalb der Marktzeiten gegen Zahlung der feft- 
geſetzten Gebühren erfolgen. Während der Marktzeiten darf lebendes Vieh 
im Schlachthofe nicht gewogen werden. 

$ 20. Unterſuchung des geſchlachteten Viehes. Für 
die Unterſuchung des geſchlachteten Viehes ſind die Ausführungsbeſtimmungen 
des Bundesrates zu dem Geſetze betreffend die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau 
vom 3. Juni 1900, Abſchnitt A, das Geſetz vom 28. Juni 1902 betreffend 
die Ausführung der Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetze und die Anweiſung 
für die Unterſuchung der im Schlachthofe zu Breslau geſchlachteten Tiere vom 
29. Dezember 1904 maßgebend. Schweine und Hunde werden außerdem 
mikroſkopiſch auf Trichinen unterſucht. Die Fleiſchbeſchau hat möglichſt im 
Anſchluß an die Schlachtung zu erfolgen. 
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Von der beendeten Schlachtung iſt alsbald dem zuſtändigen Hallen⸗ 
meiſter Anzeige zu erſtatten, welcher die Zuziehung des dienſthabenden Tier⸗ 
arztes veranlaßt. 

Vor der Beſichtigung durch den Tierarzt iſt eine Zerlegung des 
geſchlachteten Tieres nicht geſtattet; die Tiere dürfen enthäutet werden, auch 
dürfen Bauch⸗, Becken⸗ und Bruſteingeweide, bei Schweinen, Schafen und 
Ziegen auch die Zunge im natürlichen Zuſammenhang mit den Halsorganen 
und den Organen der Bruſthöhle herausgenommen werden. Ferner darf 
das Tier in der Längsrichtung zerteilt ſein, Kopf und Füße dürfen bei Rind⸗ 
vieh, ausgenommen Kälber, ſowie bei Schafen, Ziegen und Pferden aus ihren 
Verbindungen mit dem Tierkörper gelöſt werden. 

Bei Rindern muß die Zunge zum Zwecke der Unterſuchung auf 
Finnen bis zur Zungenwurzel ausgelöſt, aber am Kopfe belaſſen werden. 
Die Nieren ſind ſo aus ihrer Fettkapſel zu löſen, daß ſie noch in natürlichem 
Zuſammenhange mit dem Körper verbleiben. Bei Kühen iſt die Gebär⸗ 
mutter zur Unterſuchung bereit zu halten. 

Bei Schweinen iſt die Wirbelſäule zu ſpalten. Auf Antrag des 
Beſitzers kann ausnahmsweiſe davon abgeſehen werden, wenn durch genauere 
poira: Unterſuchung das Nichtvorhandenjein von Finnen ausreichend ficher- 
geſtellt iſt. 

Werden gleichzeitig mehrere Tiere derſelben Gattung geſchlachtet, ſo 
ſind die herausgenommenen Eingeweide, ſowie bei Rindern die Köpfe in der 
Nähe der Tierkörper derart zu verwahren, daß ihre Zugehörigkeit zu den 
einzelnen Körpern außer Zweifel ſteht. Zu dieſem Zwecke iſt jedes aus⸗ 
geſchlachtete Tier mit einer römiſchen Ziffer zu zeichnen. Die zu jedem Tiere 
gehörigen Teile ſind mit denſelben Ziffern zu kennzeichnen wie der Tier- 
körper ſelbſt. 

Vor der Unterſuchung dürfen Teile eines geſchlachteten Tieres weder 
entfernt noch einer weiteren Behandlung unterzogen werden. 

Die Fleiſcher und alle bei der Schlachtung tätigen Perſonen ſind ver⸗ 
pflichtet, bei der Unterſuchung des Fleiſches den erforderlichen Beiſtand zu 
leiſten. Desgleichen ſind ſie verpflichtet, ſofort dem dienſthabenden Tierarzte 
Anzeige zu machen, wenn ſie bei oder nach der Schlachtung ein Tier oder 
einzelne Teile desſelben krank oder krankheitsverdächtig finden. 

$ 21. Kühlhaus; Öffnungszeiten, Eintritt. Die 
einzelnen Abteilungen des Kühlhauſes duͤrfen nur gegen Erſtattung der 
dafür feſtgeſetzten Gebühren benutzt werden; es dient nur zur Aufbewahrung 
des auf dem Schlachthöfe ausgeſchlachteten Fleiſches. Es ift zum Zwecke des 
Einbringens und Ausführens des Fleiſches geöffnet: 

in 5 e April bis einſchließlich September morgens von 4½ 
is 6½ Uhr, 

in den Monaten Oktober bis März morgens von 5 bis 7 Uhr, 

außerdem an jedem Wochentage mittags von 10 bis 12 Uhr und des 
abends von 4 bis 6 Uhr. An den Hauptſchlachttagen wird das 
Kühlhaus nach Bedarf geöffnet. 

Außer dieſen Zeiten iſt das Betreten des Kühlhauſes und der Auf- 
enthalt in demſelben nur gegen Entrichtung einer vom Magiſtrat feſtgeſetzten 
Gebühr erlaubt; der Zutritt wird in ſolchen Fällen nur zum Zwecke der 
Abholung von Fleiſch gewährt, die Zerlegung geſchlachteter Tiere und die 
Vornahme von Pökelungsarbeiten insbeſondere ift ausgeſchloſſen. 
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Der Eintritt in das Kühlhaus iſt überhaupt nur ſolchen Perſonen und 
deren Angeſtellten erlaubt, welche Kühlzellen oder Fleiſchhaken in demſelben 
gemietet haben. 

Kein Mieter einer Zelle darf ohne Genehmigung des Direktors die 
gemietete Zelle abtreten oder zur Mitbenutzung überlaſſen. 

Wenn mehrere Fleiſcher eine Zelle zur gemeinſamen Benutzung gemietet 
haben, ſo ſind ſie ſolidariſch für die Beobachtung der erlaſſenen Vorſchriften 
verantwortlich. 

An Fleiſchtransporteure, Lohn- und Hausſchlächter werden Kühlzellen 
nicht vermietet. 

Für die Benutzung des Vorkühlraumes werden beſondere Gebühren 
erhoben. Nur den Inhabern von Kühlzellen ſteht die Benutzung des Vor- 
kühlraumes für das Fleiſch eigener Schlachtung gebührenfrei zu. 

Engrosfleiſcher dürfen in den von ihnen gemieteten Kühlzellen nur das 
Fleiſch eigener Schlachtung unterbringen. 

§ 22. Bedingungen für die Benutzung des Kühl⸗ 
hauſes. Das Fleiſch der im Schlachthöfe geſchlachteten Tiere darf nicht 
früher in das Kühlhaus gebracht werden, als bis es vollſtändig abgetrocknet 
und annähernd auf Lufttemperatur abgekühlt iſt. 

Ob hiernach die Einbringung des Fleiſches zuläſſig ift, entſcheidet in 
Streitfällen der Direktor. Jeder Einbringer von Fleiſch in den Vorkühlraum 
hat dasſelbe mit ſeinem Namen zu verſehen. 

Die Pferdeſchlächter dürfen das Kühlhaus nicht benutzen. Das Fleiſch 
der geſchlachteten Rinder darf am Tage der Schlachtung nicht in das eigent⸗ 
liche Kühlhaus, ſondern unter den vorſtehenden Bedingungen nur in den 
Vorkühlraum gebracht werden. 

Fleiſch, welches übel riecht oder bereits verdorben iſt, Eingeweideteile, 
mit Ausnahme der Gelünge und gebrühten Rinder- und Schafmägen, Blut, 
loje Felle, Haare, alter Talg, altes Fett, Därme, Kuheuter und die unteren 
Beinenden der Rinder, ferner Gegenſtände, welche zur Aufbewahrung von 
Fleiſchteilen nicht notwendig ſind und Werkzeug, mit Ausnahme von Fleiſch⸗ 
haken, Meſſern und Knochenſägen, dürfen in das Kühlhaus weder eingeführt 
noch auch darin aufbewahrt werden. Sollten derartige Gegenſtände bor- 
gefunden werden, und insbeſondere eingebrachtes Fleiſch als übelriechend 
und verdorben ſich herausſtellen, jo find diefe Gegenſtände von dem Eigen- 
tümer ſofort zu entfernen, widrigenfalls die Beſeitigung zwangsweiſe auf 
Koſten des Eigentümers durch die Verwaltung erfolgen darf. 

Über die Verwendbarkeit der ſolchergeſtalt entfernten Fleiſchteile ent⸗ 
ſcheidet der Ober-Tierarzt. ; 

Das Zerlegen des Fleiſches darf im Kühlhauſe nur mit Meſſer und 
Säge geſchehen. Der Schlachthofs-Verwaltung gehörige Gerätſchaften und 
Handwerkzeuge dürfen nicht aus den Schlachthallen in das Kühlhaus mit⸗ 
genommen werden. 

Das Aufhängen von eiſernen Haken an den Wänden oder Decken der 
Zellen iſt unterſagt; für Haken, welche, außer den von der Verwaltung 
geſtellten, noch angebracht werden ſollen, iſt ein beſonderes Trageiſen zu 
beſchaffen. 

Kleidungsſtücke dürfen im Kühlhauſe nicht aufbewahrt werden. 

Die für den Verkehr beſtimmten Gänge dürfen nicht mit Gegenſtänden 
irgend welcher Art beſetzt oder zu irgend welchen Verrichtungen benutzt 
werden. Das Fahren mit Handwagen iſt im Kühlraum nicht geſtattet. Das 
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im Vorkühlraum untergebrachte Fleiſch muß ſpäteſtens bis zum Schluß der 
zweiten Offnungszeit des dem Schlachttage folgenden Wochentages aus dem⸗ 
jelben wieder entfernt werden, andernfalls wird das Fleiſch von der Ber- 
waltung in Verwahrung genommen und nur gegen Erſtattung der feſt⸗ 
geſetzten Hängegebühren herausgegeben. Ebenſo wird Fleiſch behandelt, 
welches in den Gängen des Kühlhauſes außerhalb der Zellen vorgefunden 
wird. 

Die gemieteten Zellen ſind verſchloſſen zu halten, ihre Inhaber und 
deren Angeſtellte ſind aber verpflichtet, dieſelben in Gegenwart der Beamten 
zu öffnen, ſobald es von dieſen verlangt wird. Die Verwaltung übernimmt 
keinerlei Haftung oder Verantwortlichkeit für die im Vorkühlraume oder 
dem Kühlhauſe aufbewahrten Fleiſchvorräte und Gegenſtände. 

Im Kühlhauſe iſt die peinlichſte Sauberkeit zu beachten. Die Mieter 
ſind für die Reinhaltung ihrer Zelle unbedingt verantwortlich. Der Fuß⸗ 
boden der Zellen darf nicht zur Lagerung von Tierteilen benutzt werden, ins⸗ 
beſondere iſt derſelbe ſtets ſauber und trocken zu halten. Zur Reinigung ſind 
feuchte Tücher zu verwenden. 

Das Spülen der Zellen mit Waſſer darf nur mit Genehmigung oder 
auf Anordnung des Direktors geſchehen. Derſelbe iſt auch befugt, für die 
gleichzeitige Reinigung ſämtlicher Zellen einen beſtimmten Tag feſtzuſetzen. 

Denjenigen Perſonen, welche gegen die für das Kühlhaus erlaſſenen 
Vorſchriften wiederholt verſtoßen oder mit der fälligen Miete im Rückſtande 
ee kann durch die Verwaltung die Zelle ohne Kündigung entzogen 
werden. 


$ 23. Beförderung des Fleiſches. Die Beförderung des 
Fleiſches und der Abfälle aus dem Schlachthof in die Stadt darf nicht mit 
lebendem Vieh zuſammen und nur mittelſt zugedeckter Wagen oder Karren 
erfolgen. Dieſelben müſſen ſauber und mit einem feſten, allſeitig ſchließenden 
Deckel verſehen ſein (ſiehe $ 7 der Straßen-Polizei-Verordnung vom 23. März 
1891). Als Unterlagen und zum Zudecken des Fleiſches ſind ſowohl beim 
Transport als auch beim Auf- und Abladen ſaubere, waſchbare Tücher zu 
verwenden. 

Sämtliche zum Transport benutzten Gefäße müſſen ſich in ſauberem 
Zuſtande befinden. 


§ 24. Fundſachen. Auf dem Schlachthöfe gefundene Sachen 
(einſchließlich lebender und ausgeſchlachteter Tiere und Fleiſchteile) find 
unverzüglich an den Schlachthof-Inſpektor abzuliefern. Ihre weitere Be— 
handlung erfolgt nach den Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches. 

§ 25. Schadenerſatz. Das in den Schlachthof eingebrachte 
Vieh wird auf Koſten der Verwaltung gegen Feuersgefahr verſichert. Eine 
ſonſtige Haftung in betreff des Viehes, des Fleiſches und der den Fleiſchern 
gehörigen Gegenſtände übernimmt die Verwaltung nicht. Im Falle von 
Brandſchäden wird an die Beſchädigten nach Maßgabe der von den Ver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaften bezahlten Entſchädigungsſumme Erſatz geleiſtet. 

Die Eigentümer und Beſitzer des Viehs haften für alle Beſchädigungen, 
welche durch dasſelbe an den Baulichkeiten nebſt Zubehör, ſowie an den 
Gerätſchaften des Schlachthofes verurſacht ſind; ebenſo haften ſie für das 
ordnungsmäßige Verhalten der von ihnen beſchäftigten Perſonen und ſind für 
alle Schaden verantwortlich, welchen dieſe der Stadtgemeinde verurſachen 
ſollten. 
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§ 26. Verbot anderweitigen Geſchäftsverkehrs. 
Es iſt nur denjenigen Fleiſchern, welche Vieh im Schlachthofe geſchlachtet 
haben, geſtattet, das von dieſen Tieren herrührende Fleiſch, den Talg, die 
Häute, Eingeweide 2c., ohne Vermittlung von Zwiſchenhändlern, im Schlacht⸗ 
hofe an ſolche Perſonen zu verkaufen, denen der Gewerbebetrieb im Schlacht⸗ 
hofe geſtattet worden iſt. 

Jeder andere Handel, ſowie das Feilbieten von ſonſtigen Gegenſtänden 
auf dem Schlachthofe ift unterſagt. Denjenigen Perſonen, welche auf dem 
Schlachthöfe Vieh kaufen oder verkaufen, kann das Aufſtellen von Vieh in den 
Schlachtſtällen verboten werden. 

$ 27. Verſchiedene Verbote. Perſonen, welche mit an— 
ſteckenden Krankheiten, mit Geſchlechtskrankheiten oder Ausſchlägen behaftet 
jind, wird der Verkehr auf dem Schlachthofe während der Dauer der Er- 
krankung bezw. der von ihnen ausgehenden Anſteckungsgefahr verboten. 

Perſonen, welche die Ruhe und Ordnung durch Lärmen, Zanken oder 
Raufen ſtören, andere in der Benutzung des Schlachthofes behindern, oder 
dieſelben tätlich oder durch Worte beläſtigen, Betrunkene, Diebe, ſowie die⸗ 
jenigen, welche ſich den Anordnungen der Beamten nicht fügen, können, 
abgeſehen von der Beſtrafung auf Grund allgemeiner Beſtimmungen, aus 
dem Schlachthöfe ausgewieſen werden. Lautes Singen und Pfeifen ift 
unterſagt. 

Jede Verunreinigung oder Beſchädigung der Gebäude und ſonſtigen 
Gegenſtände, ſowie das Fortwerfen von Papierſtücken iſt verboten. 

Das Mitbringen geiſtiger Getränke in die Räume des Schlachthofes, 
jede Waſſervergeudung, Dampfverſchwendung und das eigenmächtige Offnen 
und Schließen der Lüftungsvorrichtung ift verboten; auch ijt unterſagt, 
Wagen, Karren und Gerätſchaften an anderen als den hierfür beſtimmten 
Plätzen hinzuſtellen oder ſtehen zu laſſen. 

Allen Angeſtellten des Schlachthofes iſt die An- 
nahme von Trinkgeld oder Geſchenken verboten. 

Kleider dürfen in den Schlachträumen nicht aufgehängt werden. Das 
Umkleiden der Schlachtenden muß in den dazu beſtimmten Räumlichkeiten 
e In denſelben dürfen Blut und tieriſche Teile nicht aufbewahrt 
werden. 

Es iſt ferner verboten, in den Schlachthallen und im Kühlhauſe aus⸗ 
zuſpucken, in den Schlachthallen, den Schlachſtällen und in dem Kühlhauſe 
Tabak zu rauchen und Zigarren, Zigaretten oder Tabakspfeifen, ſie mögen 
brennen oder nicht, im Munde oder in der Hand zu halten. 

§ 28. Schlußbeſtimmungen. Den von den Beamten und 
ſonſtigen Angeſtellten des Schlachthofes in Ausübung ihres Amtes erlaſſenen 
Anweiſungen iſt unweigerlich Folge zu leiſten, auch wenn die erlaſſene Mn- 
ordnung durch Beſchwerde oder anderweit angefochten werden ſoll. 

Beſchwerden über die Beamten ſind bei dem Direktor, — in ſeiner 
Abweſenheit bei ſeinem Stellvertreter, — über die Entſcheidungen des 
Direktors bei der Verwaltungs⸗Deputation für den Schlachthof und Schlacht⸗ 
viehmarkt anzubringen. 

Dem Aufſichtsperſonal ift jederzeit der Zutritt zu allen Räumlichkeiten 
im Schlachthofe, auch denjenigen Räumen, welche vermietet ſind, zu gewähren. 
Im letzteren Falle iſt, wenn dadurch nicht ein nachteiliger Aufſchub ver⸗ 
urjacht wird, der Mieter zuzuziehen. 

§ 29. Dieſe Schlachthof-Ordnung tritt ſofort in Kraft. 

XVI. 4505. 04. - Gem. Bl. 1906. S. 573, 


* 
3. polizeiverordnung betr. die Benutzung des ſtädtiſchen Schlachthofes 
vom 24. Juli 1906. 


Auf Grund des § 5 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 und des § 143 des Geſetzes über die allgemeine Landesver— 
waltung vom 30. Juli 1883 wird mit Zuſtimmung des hieſigen Gemeinde— 
vorſtandes folgendes verordnet: 


§ 1. In den Schlachträumen des ſtädtiſchen Schlachthofes darf nur 
in den von der Gemeindebehörde in der Schlachthofordnung feſtgeſetzten 
Zeiten unter den dort näher angegebenen Vorſchriften geſchlachtet werden. An 
Sonn- und Feiertagen darf nur in Notfällen nach vorher eingeholter Er- 
laubnis des Direktors geſchlachtet werden. 


§ 2. Der Eintritt in den Schlachthof und die einzelnen Gebäude, 
Räume und Abteilungen desſelben iſt nur denjenigen Perſonen geſtattet, 
welche daſelbſt irgend welche auf den Schlachtbetrieb bezüglichen Geſchäfte zu 
verrichten haben. 

Vieh-, Talg- und Fellhändlern, Gerbern, den Abnehmern der Dung- 
ſtoffe, ſowie den Pächtern der Talgſchmelze und deren Angeſtellten iſt der 
Zutritt zu den Schlachthallen unterſagt; der Zutritt in das Maſchinen- und 
Keſſelhaus und in die Trichinenſchauzimmer iſt lediglich den dienſtlich er⸗ 
ſcheinenden Staats- und ſtädtiſchen Verwaltungsbeamten geſtattet, allen 
anderen Perſonen aber unterſagt. Kindern unter 14 Jahren iſt der Zutritt 
zum Schlachthof, auch wenn ſie ſich in Begleitung Erwachſener befinden, 
verboten. 


§ 3. Hunde dürfen in den Schlachthof nur dann eingeführt werden, 
wenn ſie als Zugtiere eingeſpannt ſind. Sie müſſen mit Maulkorb verſehen 
ſein und ohne Verzug an den dazu beſtimmten Orten ſicher untergebracht 
werden. Das Mitbringen von Treibhunden iſt verboten. 


§ 4. Das Aufſtellen von Wagen und Karren oder von Vieh vor oder 
in der Schlachhofsanlage an einem nicht zugewieſenen Platze, jowie das Auf- 
ſtellen und Stehenbleiben von Perſonen vor oder in den Zugängen und 
innerhalb der Tore iſt unterſagt. Die Einfahrt in den Schlachthof iſt ohne 
Erlaubnis des Direktors nur ſolchen Fuhrwerken geſtattet, welche den auf den 
Schlachtbetrieb bezüglichen Geſchäften dienen; in die Verbindungshalle dürfen 
nur die zur Ein- und Ausfuhr von Fleiſch beſtimmten Fuhrwerke einfahren. 

In das Innere der Schlachthallen darf mit Handkarren oder Wagen 
nicht hineingefahren werden. 

Die Fuhrwerke dürfen nur rechts und nur im Schritt fahren. Sie ſind 
ſtets nach den Anordnungen der Schlachthofbeamten aufzuſtellen und an- 
bezw. abzufahren. 

Die Wagen der Fleifehtransporteure find vor der erſtmaligen Jn- 
gebrauchnahme von der Schlachthofverwaltung unter Zuziehung des zu⸗ 
ſtändigen Polizeikommiſſarius zu prüfen. Die Wagen müſſen von rückwärts 
zu beladen und im Innern mit Aufhängevorrichtungen verſehen ſein. Die 
Innenflächen miſſen glatt, mit Olfarbe geſtrichen und leicht zu reinigen, und 
der Fußboden muß undurchläſſig ſein. Die Wagen ſind ſtets ſauber zu halten. 

Wird die Reinigung auf Verlangen der Schlachthof-Verwaltung nicht 
alsbald oder nicht genügend vorgenommen, ſo kann ſie durch die Verwaltung 
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auf Kojten des betreffenden Abfuhrunternehmers erfolgen oder der Wagen 
wird vom Verkehr auf dem Schlachthofe ausgeſchloſſen. 

Perſonen dürfen mit Fleiſchtransportwagen nur auf dem Kutſcherſitz 
befördert werden. 

§ 5. Es iſt nur denjenigen Fleiſchern, welche ſelbſt Tiere geſchlachtet 
haben, geſtattet, das von dieſen Tieren herrührende Fleiſch, die Häute, Ein⸗ 
geweide uſw. ohne Vermittlung von Zwiſchenhändlern, an andere Fleiſcher, 
oder diejenigen Perſonen zu verkaufen, welche zum Zwecke der Verwertung 
der Schlachtabfälle Räumlichkeiten auf dem Schlachthofe in Benutzung haben. 
Jeder andere Handel, ſowie das Feilbieten von ſonſtigen Gegenſtänden auf 
dem Schlachthofe iſt unterſagt. 

§ 6. Den zur Aufrechterhaltung der Ordnung und der Sicherheit vor 
oder in der Schlachthofanlage von den polizeilichen Aufſichtsbeamten und den 
Beamten der ſtädtiſchen Schlachthof⸗Verwaltung getroffenen und zu treffenden 
Anordnungen iſt unbedingt von allen Perſonen, welche den Schlachthof 
benutzen, Folge zu leiſten. 

Perſonen, welche die Schlachthofanlage oder Teile derſelben in 
beſtimmungswidriger Weiſe benutzen, können unbeſchadet der außerdem ein- 
tretenden Beſtrafung, vom Schlachthöfe entfernt werden. j 

$ 7. Der Transport und das Schlachten des Viehs muß möglichſt 
ſchonend und ohne jede unnötige Tierquälerei erfolgen. 

Jede Rohheit gegen das Vieh, insbeſondere das Hetzen von Hunden 
ohne Maulkörbe, heftiges Zerren an den Leit- und Sprungſeilen, Schlagen 
mit Knütteln, Stoßen mit Füßen und Fäuſten, Schleifen, Tragen von 
Schweinen oder Kleinvieh an den Beinen mit dem Kopf nach unten, das 
Schlagen und Greifen in die Augen iſt verboten. Schweine und Kleinvieh 
dürfen nicht mit zuſammengebundenen Beinen oder geknebelt angefahren 
werden und ſind beim Ausladen zu heben, nicht zu werfen, Bullen und 
Großvieh dürfen nur mit verbundenen Augen, an den Füßen in üblicher Weiſe 
gefeſſelt, von je zwei kräftigen erwachſenen Treibern geführt werden. Die 
auf dem Schlachthofe zur Beförderung von Vieh benutzten Wagen dürfen 
nur ſo ſtark beladen werden, daß die Tiere, ohne gepreßt zu werden, neben⸗ 
einander ſtehen oder liegen können. 

$ 8. Alles nicht vom Viehmarkt auf den Schlachthof gelangende 
Schlachtvieh darf nicht eher in die Schlachthallen gebracht werden, als bis 
es durch den Schlachthof ⸗Tierarzt unterſucht worden ijt. Kranke Tiere, welche 
nicht als ſchlachtbar befunden ſind, ſind von der Schlachtung auszuſchließen 
und von den übrigen Tieren abgeſondert weiter zu beobachten oder dem 
Polizei⸗Schlachthofe zu überweiſen. 

Iſt das von der Schlachtung ausgeſchloſſene Tier an einer übertrag— 
baren Seuche erkrankt oder einer ſolchen verdächtig, ſo iſt dasſelbe dem 
Polizei⸗Schlachthofe ſofort zu überweiſen, ebenſo ſind Tiere, welche auf dem 
Schlachthofe ſelbſt oder bei der Beförderung nach demſelben verendet ſind, 
zum Polizei⸗Schlachthofe zu ſchaffen, wo auch Tiere, an welchen eine Not⸗ 
ſchlachtung vorgenommen iſt, auszuſchlachten ſind. 

Tiere, welche einmal in den Schlachthof gebracht ſind, dürfen, außer 
miT orong der Polizeibehörde, lebend aus demjelben nicht entfernt 
werden. 


89. Jedes geſchlachtete Tier ijt ſobald als möglich nach erfolgter 
Schlachtung nochmals zu unterſuchen. 
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Alles auf dem Schlachthöfe ausgeſchlachtete oder von auswärts ein- 
geführte Fleiſch, welches von dem Tierarzte nach ſtattgehabter Unterſuchung 
als ſchädlich für die menſchliche Geſundheit und untauglich zur menſchlichen 
Nahrung befunden wird, wird eingezogen und ift in dem auf dem Polizei- 
Schlachthofe aufgeſtellten, für dieſen Zweck beſtimmten Apparat als 
Nahrungsmittel zu vernichten. 

Bedingt taugliches Fleiſch der in Breslau geſchlachteten Rinder, Kälber, 
Schweine, Schafe und Ziegen, das zum Genuß für Menſchen brauchbar 
gemacht worden iſt, ſowie minderwertiges Fleiſch dieſer Schlachttiere, das 
zwar zum Genuſſe für Menſchen tauglich, in ſeinem Nahrungs- und Genuß⸗ 
wert jedoch erheblich herabgeſetzt iſt, muß auf der ſtädtiſchen Freibank für 
Rechnung des Eigentümers verkauft werden. Die zur Trichinenſchau 
benutzten Fleiſchproben ſind, ſoweit ſie nicht der Vernichtungsanſtalt auf dem 
Schlachthofe überwieſen werden, auf der Freibank zu, verkaufen. 


$ 10. Die Fleiſcher und alle bei der Schlachtung tätigen Perſonen, 
ſowie auch der Überbringer von auswärts eingeführten Fleiſches ſind ver⸗ 
pflichtet, allen zur Vornahme der Unterſuchung erforderlichen Beiſtand zu 
leiſten, auch dem dienſthabenden Tierarzte und dem Hallenmeiſter Anzeige 
2 . wenn ſie die Tiere oder das Fleiſch krank oder krankheitsverdächtig 
inden. 

§ 11. Die Beförderung des Fleiſches und der Abfälle aus dem 
Schlachthof in die Stadt darf nicht mit lebendem Vieh zuſammen und nur 
mittelſt zugedeckter Wagen oder Karren erfolgen. Dieſelben müſſen mit 
einem feſten, allſeitig ſchließenden Deckel verſehen fein (ſiehe $ 7 der Straßen⸗ 
polizei-Verordnung vom 23. März 1891). 


$ 12. Es iſt verboten: 

1. Schlachttiere auf den Schlachthof zu bringen, bevor fie den Ye- 
ſtimmungen der Schlachthofordnung gemäß angemeldet und unter- 
ſucht ſind; 

2. Schlachtvieh in lebendem Zuſtande vom Schlachthof wieder fort- 
zuſchaffen; 

3. Schlachtungen ohne beſondere Erlaubnis außerhalb der vorge— 
ſchriebenen Schlachtzeiten oder ſonſt entgegen den auf Grund der 
Schlachthofordnung erlaſſenen Anordnungen vorzunehmen; 

4. irgend welche Teile eines geſchlachteten Tieres vor ſtattgehabter tier- 
ärztlicher Unterſuchung zu beſeitigen oder zu verheimlichen; 

5. Fleiſch oder andere tieriſche Beſtandteile, welche von dem Tierarzte 
beanſtandet ſind, insbeſondere auch Blut, welches zur anderweiten 
Verwendung nicht für brauchbar befunden iſt, aus dem Schlachthofe 
zu entfernen; 

6. Blut oder ſonſtige tieriſche Beſtandteile außerhalb der Räume, welche 
beſtimmungsmäßig dazu dienen, aufzubewahren; 

7. auf dem Schlachthofe zu lärmen, zu zanken, laut zu ſingen, anders 
als im Schritt zu fahren, oder ſonſt die Ordnung und den Verkehr 
zu ſtören; j 

S8. den Schlachthof, deſſen Einrichtungen und Geräte, ſoweit dies nicht 
durch den ordnungsmäßig ausgeführten Gewerbebetrieb verurſacht 
wird, zu verunreinigen, ferner Geräte aus den Räumen, für welche 
ſie beſtimmt ſind, fortzunehmen; 

9. das Hauſieren; 


a ee 


10. jede Waſſervergeudung und das eigenmächtige Offnen und Schließen 
der Lüftungsvorrichtungen; 
11. mitgebrachte Hunde frei umherlaufen zu laſſen; 
12. Stalltüren offen ſtehen zu laſſen; 
13. im Schlachthofe zu rauchen und Zigarren oder Tabakspfeifen, ſie 
mögen brennen oder nicht, im Munde oder in der Hand zu halten; 
14. Futter oder Streu nach dem Schlachthofe zu bringen oder von dem- 
ſelben mitzunehmen. 
$ 13. Zuwiderhandlungen gegen dieje Verordnung werden, ſoweit 
nicht nach anderen geſetzlichen Vorſchriften eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit 
Geldſtrafe bis zu 30 Mark und, wenn dieſe nicht beigetrieben werden kann, 
mit entſprechender Haft beſtraft. 
§ 14. Dieſe Polizeiverordnung tritt ſofort in Kraft. 
Die denſelben Gegenſtand betreffende Polizeiverordnung vom 
25. September 1896 wird hiermit aufgehoben. 


Der Königliche Polizei-Präſident. 


J. V.: frof. 
Gem. Bl. 1906. S. 550. 


4. Gebührentarif des ſtädtiſchen Schlacht- und Viehhofes“ . 


J. Allgemeine Gebühren. 

1. Eintrittsgebühren für die Perſonen 0,50 AM, 
2. Anſchlußgleisgebühren: 

a. für ganze Wagenladungen, einſchließlich der An— 

rückegebühr von 50 Pfennigen, welche der Eiſen— 


bahn⸗Verwaltung zuſteht, „ 6,00 - 
b. für die nach dem Stückgutfrachtſatz expedierten 
Sendungen einzelner Stücke Vieh werden erhoben: 
für 1 Stück Großvieh si, 100 — 


für 1 Stück Kleinvieh (Schweine, Kälber und 
J 50 

jedoch mit der Maßgabe, daß für jede Sendung 
mindeſtens 3,00 Mark und höchſtens 6,00 Mark 
für den Waggon zur Erhebung gelangen. 

Dem Betrage von 3,00 Mark tritt die der 
Eiſenbahn-Verwaltung zuſtehende Anrückegebühr 
von 50 Pfennig noch hinzu, während jene Gebühr 
in dem Betrage von 6,00 Mark bereits ent- 
halten iſt. 


) Vom 25. März 1898 — XVI. 653. 98 — mit den im Texte berückſichtigten Nah- 
1554. 01 } 
trägen I v. 6. 9. 98 — XVI. 2456. 98, II v. 25. 3. 99 — XVI. 694.99 III v 5.8.01 — 
XVI. 1554. 01, IV v. 25. 5. 03 — XVI. 1887. 03, V v. 24. 12. 03 — XVI. 3789. 03, 
VI v. 9. 7. 07 — XVI. 2330. 07, VII v. 16. 3. 09 — XVI. 1120. 09, VIII v. 16. 2. 10 — 
XVI. 593. 10, IX v. 5. 1. 11 — XVI. 2358. 10, X v. 9. 3. 11 — XVI. 3743. 10, XI v. 22. 2. 10 — 
XVI. 312. 10. ; 
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e. Desinfektionsgebühren: 
für einen einbödigen Wagen 
für einen mehrbödigen Wagen . 


Gebühren für Benutzung der Zenteſimalwage am 


Pförtnerhauſe: 
für jede Fuhre 


II. Viehhofgebühren. 


Marktgebühren, einſchließlich der Gebühren für Unter 


lebenden Tiere: 
für 1 Rind 
1 Schwein 
1 Eber 
1 Kalb 3 
1 Schaf oder Ziege Ss = See 
= 1 Schaf oder Ziegenfauglamm . . . - 


. Futtergebühren. Für das von der Schlachtviehhof-Ver⸗ 


waltung geſtellte Futter ſind diejenigen Preiſe zu ent⸗ 
richten, die von der Verwaltung durch Anſchlag im 
Viehhofe bekannt gegeben werden. 


. Stallgebühren für Vieh, das nach dem Markte über 


Nacht in den Viehhofſtallungen, einſchließlich der 
Überſtänderhöfe, verbleibt: 

a. für 1 Rind Safe: 

b. für 1 Schwein * 

e. für 1 Kalb, Schaf oder Ziege 


Wiegegebühren. 

a. für 1 Rind Mer S 

b. für 1 Schwein 3 

c. für 1 Kalb, Schaf oder Ziege : 
. Zreibergebühren. (Treibergebühren werden ohne 


Vermittelung der Verwaltung direkt an den Ober⸗ 
treiber entrichtet. Der nachſtehende Tarif dient bei 
Streitigkeiten zwiſchen Intereſſenten und Treibern als 
Grundlage für die Entſcheidung der Verwaltung.) 


Es ſind zu entrichten: 

a. für das Ausladen, Eintreiben in die Hallen, bezw. 
Ställe, das Anlegen, für die Pflege, das Füttern 
und Tränken: 

1 Rindes 8 

1 Schweines . 
1 Kalbes Eiſenbahnauftrieb 
1 Kalbes Landauftrieb l 
1 Safes oder Ziege 


ſuchung der 


1,70 
0,85 
3,00 
0,50 
0,30 
0,20 


0,30 
0,10 
0,05 


0,25 
0,10 
0,05 


ci 


* * * * 
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b. für das Zeichnen, Treiben zur Wage und zurück: 


1 Rindes . Iris 0,20 AM, 
1 Schweines a TE EHRT EIER RER 0,05 =, 
1 Kalbes, Schafes oder Ziege ä 0,5 =, 
e. für den Abtrieb vom Markte und für die 
Expedierung: 
1 Rindes ee a a 03072 
wenn vor dem Abtrieb noch gefüttert werden 
muß e 950 
1 Schweines u ESE E EE 010 - 
wenn vor dem Abtrieb noch gefüttert werden 
muß R A a s Seyer Ergrs D 
1 Kalbes, Schafes oder Ziege 0,05 =. 
III. Pferde- und Nutzviehmarkt⸗Gebühren. 
1. Marktgebühren für: 
1 Pferd rn , e eee, E 0,15 M, 
1 Rind ö! N ee = - 04157 „ 
1 Schwein N EEE EEE ENTER: 0,05. => 
1 Kalb, Ferkel, Schaf oder Ziege 3 0 = 
2. Wagenſtandgebühren (ausſchließlich der Zugtiere) . 9490 IA 


3. Standgebühr für Händler und Hauſierer für 1 qm 0,20 = 


IV. Schlachthofgebühren. 
1. Schlachtgebühren für: 


e N ee. Pte 5,80 , 
1 Schwein FFF oo aa ae 300 
1 Kalb „„ oe e SEE 99 
1 Schaf oder Ziege Se N ET ER 9 2 
1 Ferkel r 0,20 , 
1 Sauglamm oder Zicklei nnn 98 
1 Pferd) . T 300 =; 
1 Saugfohlen, Efel, Maultier, Mauleſel - 180 
1 Hund , a AS E C 6er ee 9 
2. Fleiſchbeſchaugebühren (für im Schlachthofe geſchlach⸗ 

tete Tiere): 

1 Rind PT. . TE Sl: 0,20 
1 Schwein leinſchließlich Trichinenſchauu)) 1700 


2 

*) Auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordneten-Verſammlung vom 20. Januar d. J. 
— Protokollbuch Nr. 120 — werden vom 1. April 1919 ab die Schlachtgebühren für 
Rinder an den Hauptſchlachttagen (regelmäßig Mittwoch) um 50 Pfennige erhöht und an den 
übrigen Schlachttagen um 20 Pfennige ermäßigt, d. h. fie betragen einſchließlich der Shau- 
gebühren an den erſteren 6,50 (, an den letzteren 5,80 K. — XI. Nachtrag vom 22. 2. 1910. 
XVI. 312. 10. 

+t) Für das Schlachten von Pferden außerhalb der Betriebszeit wird für den Fall, daß 
es ſich nicht um Noiſchlachtungen handelt, die doppelte Schlachtgebühr, im ganzen alſo ein Be⸗ 
trag von 7,50 „, erhoben. — VI. Nachtrag vom 9. Juli 1907. XVI. 2330. 07. 


1 Kalb - 

1 Schaf oder Ziege e : 

1 Ferkel Einschließlich Tuchimenscha) 

1 Zicklein oder Sauglamm ; 

1 Pferd > 

1 Saugfohlen, Eſel, Maultier oder Mauleſel 
1 Hund (einſchließlich Trichinenſchau) $ 


. Futtergebühren. Für das von der Schlachthof⸗ 


Verwaltung geſtellte Futter ſind die Preiſe zu ent⸗ 
richten, die von Zeit zu Zeit von der Verwaltung 
feſtgeſetzt und durch Anſchlag im Schlachthofe 
bekannt gegeben werden. 


. Stallgebühren. Dieſe Gebühren werden berechnet 


für jede Nacht, in welcher ſich ein Tier in den Ställen 
des Schlachthofes befindet. 
Es werden erhoben für: 
Rind o 
Schwein 8 A 
Kalb, Schaf oder Zieg en 
1 Pferd, Fohlen, e Maultier oder ë Maulesel 
1 Hund s 


ji ji jt 


. Wiegegebühren für: 


1 Rind 

1 [a B: 

E | 

½ Schwein 

1 Kalb, Schaf, Ziege 

1 Mib RR 

1 Fohlen, Eſel, Maultier, Mauleſel 

1 Sund 

50 kg Fleiſchteile, angefangene | 50 ke werden als 
voll gerechnet Br 


Kühlhausgebühren. 


a. Vorkühlraum. Es wird erhoben für die Pe- 
nutzung des Vorkühlraumes im unmittelbaren 
Anſchluß an die Schlachtung, und zwar bis 
zum Schluß der zweiten Offnungszeit des dem 
Schlachttage folgenden ER 

für 1 Rind j 

1 Schwein 

1 Kalb 3 k 

1 Schaf oder Ziege = 

Für je weitere 24 Stunden werden dieſelben Oe- 

bühren erhoben. Inhabern von Kühlzellen jteht 

die Benutzung des Vorkühlraumes für das Fleiſch 
eigener Benutzung gebührenfrei zu. 


* 


* * 
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b. Hauptkühlraum. Jahresmiete für ganze Zellen, 
das Quadratmeter 35,00 A, 
Tagesmiete für ganze Zellen, das Quadratmeter 950 
für die Benutzung einzelner Haken in nicht be⸗ 
ſetzten Kühlzellen I e 24 Stunden: 


14 Rind £ re 920 
„ Serre erben hier 2 010 = 
1 Kalb i r ee 920 
1 Schaf oder Ziege 8 010 , 
für die Pökelzellen der Pferdeſchlächterei Jahres- 
miete, das Quadratmeter 25,00 =, 
c. Zutrittsgebühr zu dem Kühlhaus außerhalb der 
feſtgeſetzten Offnungszeiten . 190 
d. Gebühr für das Aufſtellen von Wobelfaſſen im 
Vorkühlraume monatlich pro Faß 3,00 „ 
e. Hängegebühren für einfinnige Rinder 500 


T. ent für andere Gewerbebetriebe. 
Talg⸗, Fell⸗ und Eingeweidehändler (letztere nur ſo— 
weit ſie nicht ſelbſt das Fleiſchergewerbe ausüben), 
Gerber und Händler mit Fleiſchereibedarfsartikeln 
ſofern ſie nicht beſondere Räume für die Ausübung 
des Gewerbebetriebes im Schlachthöfe gemietet haben, 
haben Jahreszutrittskarten zu löſen. Die Karten 
werden für das IT Re und fojten 20,00 = . 


8. Atteſtgebühren Fa M RENTE 2,00 


V. Gebühren im Polizei⸗Schlachthof. 

Für die dem Polizei⸗Schlachthofe lebend überwieſenen und daſelbſt zur 
Schlachtung gelangenden Tiere werden außer der Schlacht- und Schaugebühr 
noch Gebühren für die Arbeitsleiſtung des ſtädtiſchen Schlachtmeiſters und 
ſeiner Gehilfen erhoben und zwar für das Schlachten oder Ausſchlachten ein⸗ 

ſchließlich des Brühens: 


FCC ²˙· AA ²˙¹·ꝛm — ] 1,50 M, 
i Schweines e al Re 100 , 
1 Kalbes, Schafes oder Ziege E 950 


VI. Freibankgebühren. 


1. Benutzungsgebühren. Für die Gewährung der Bankſtelle, für 
Reinigung derjelben, für Feſtſtellung des Gewichtes des bean- 
ſtandeten Fleiſches, für den Transport des Fleiſches zur Verkaufs⸗ 
ſtelle, für Stellung des Verkäufers, für Beſeitigung der nicht ver⸗ 
wertbaren Teile werden s abb e 


ir Rind > 10,00 , 
1 Schwein PFF et ur 5,00 
1 Kalb F 3,00 , 
1 Schaf oder Ziege 200 =, 


einzelne Fleiſch⸗ oder Fetteile und für Ein⸗ 
geweide für jedes us nur angefangene 
Kilogramm : MEER SUR 0,02 »- . 


= a — 


Für Gewichtsverluſte beim Verkauf des rohen 
Fleiſches werden 3, bei gedämpftem 2 und bei aus⸗ 
geſchmolzenem oder rohem Fette 1 % der zum Ver⸗ 
kauf geſtellten Mengen in Abzug gebracht. Bei Ein⸗ 
geweiden ſind Gewichtsverluſte nicht in Rechnung zu 
ſtellen. 


2. Verwertungsgebühren. Für Dämpfen oder Aus- 
kühlen von Fleiſch ſind zu entrichten für: 


1 Rind e 5,00 
% = e ee 
½ Schwein o a 9 1,00 
1 Kalb T ee 0,75 
1 Schaf RIES U ee TERN 0,50 
Für Dämpfen von Fleiſchſtücken und für Aus⸗ 

ſchmelzen von Fett, für jedes angefangene kg, 

roh gewogen, C 0,02 


VII. Schaugebühren für von auswärts eingeführtes Fleiſch. 


1. Fleiſchſchaugebühren für: 
1 Rind ae SO a T E 10,00 
H ua TS ͤ ͤ a a e a 
1 engl. Braten, Roaſtbeef, ganzes Rinderfilet 1,10 
½ Schwein A ee er An 1,50 
1 Schweinsrücken Be ee ER ae ni 1,00 
1 Schweinskeule e e e e 0,75 
1 Kalb e e e r a a s 0,95 
1 Kalbskeule oder Kalbsrüden . . . . . . 0,40 
1 Schaf oder Ziege NN TT li 0,70 
1 Schafrüden oder Schafkeulle 0,30 
1 ar J re ER ET 0,20 
1 Sauglamm oder Bidlen . -. S » 2... 0,10 
1 Pferd Bi el a E 7 
11 = %VSꝙ́c„½rr NS POIO 
1 Saugfohlen, Eſel, Maultier oder Mauleſel . 1,80 
1 Hund % 0,15 


einzelne Eingeweideteile für je angefangene 25 kg 0,25 
2. Trichinenſchaugebühren. Eine Unterſuchung auf 
Trichinen darf nur vorgenommen werden, wenn der 
Nachweis, daß eine ſolche bereits ſtattgefunden hat, 
nicht erbracht werden kann. 
Es iſt zu entrichten für die Unterſuchung von: 


1 Schwein 1,00 
= . 0,50 
ile der Rücken 0,50 
1 Hund r 0,65 


VIII. Abdeckerei. 
Für das Töten eines Hundns sss 0,50 
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5. Anweiſung für die Unterſuchung des Schlachtviehs auf dem ſtädt. 
Schlachthöfe und des in den Gemeindebezirk 
der Stadt Breslau eingeführten friſchen Kleiſches 


vom 29. Dezember 1904. 


Zur Ausführung der § 4 und 5 des Gemeindebeſchluſſes, betreffend die 
Einführung des Schlachtzwanges, vom son 1896 und des Nachtrages 


13. März 
11. April 8 < 2 5 
dazu vom 27. Juni 1903 wird auf Grund des Geſetzes vom 18. März 1868, 
9. März 1881, 29. Mai 1902, des Reichsgeſetzes vom 3. Juni 1900, des hierzu 
ergangenen Preußiſchen Ausführungsgeſetzes vom 28. Juni 1902 und auf 
Grund der zu letzteren beiden Geſetzen erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen 
und Verordnungen folgendes beſtimmt: 


1. Sachverſtändige. 


$ 1. Die Unterſuchung des auf den ſtädtiſchen Schlachthof gelangenden 
Schlachtviehes vor und nach dem Schlachten behufs Feſtſtellung ſeines Geſund⸗ 
heitszuſtandes, ferner die Unterſuchung des von außerhalb, aber aus dem 
Reichsinlande, in den Stadtbezirk eingeführten friſchen Fleiſches findet durch 
die vom Magiſtrate mit Genehmigung des Herrn Regierungs⸗Präſidenten be- 
ſtellten tierärztlichen Fleiſchbeſchauer ſtatt. 

Die Unterſuchung der geſchlachteten Schweine und Hunde auf Trichinen 
und Finnen geſchieht durch die Probenehmer und Trichinenſchauer. 

Dem Obertierarzlt iſt die Leitung und Beaufſichtigung der ganzen 
Vieh- und Fleiſchbeſchau des Schlachthofes, einſchließlich der Trichinenſchau 
übertragen und alle übrigen Sachverſtändigen und ſonſtigen Angeſtellten 
find verpflichtet, feinen, die Handhabung der Vieh- und Fleiſchbeſchau be- 
treffenden amtlichen Anordnungen Folge zu leiſten. 

Die nach dem Reichsgeſetz vom 3. Juni 1900 bezw. nach $ 17 Abſ. 1 des 
Ausführungsgeſetzes vom 28. Juni 1902 den Polizeibehörden zuſtehenden Be- 
fugniſſe mit Ausſchluß der in § 11 Abſ. 2 und in § 18 Abſ. 3 des Reichsgeſetzes 
bezeichneten, ſind vom Obertierarzte, bezw. in deſſen Stellvertretung vom 
1. Schlachthoftierarzte wahrzunehmen. 

Der Direktor des Schlacht⸗ und Viehhofes führt über die ſämtlichen 
Sachverſtändigen und Angeſtellten die Dienſtaufſicht. An denſelben ſind alle 
Anzeigen, Anträge und Beſchwerden, welche die Ausführung der Vieh- und 
Fleiſchbeſchau betreffen, zu richten. 

§ 2. Die Schlachthoftierärzte, Trichinenſchauer und Probenehmer 
werden eidlich verpflichtet. Sämtliche Sachverſtändige verpflichten ſich dabei, 
die Vieh⸗ und Fleiſchbeſchau bezw. die Trichinenſchau treu und gewiſſenhaft 
auszuführen, alle geſetzlichen und polizeilichen Vorſchriften, ſowie die Pe- 
ſtimmungen dieſer Anweiſung genau zu beachten und deren Durchführung 
zu überwachen, auch alle Zuwiderhandlungen zur Anzeige zu bringen. 


A raa 


II. Unterſuchung der lebenden Schlachttiere. j 
(88 6—16 der Ausführungsbeſtimmungen A des Bundesrates zum Reichsgeſetze vom 3. Juni 1900.) 


$ 3. Die Anmeldung zur Schlachtviehbeſchau erfolgt beim Auftrieb 
vom Lande oder von der Bahn beim Schlachthofspförtner, welcher die Herbei⸗ 
ziehung des dienſthabenden Tierarztes bewirkt. Die Beſchau der Pferde iſt 
beim Hallenmeiſter der Pferdeſchlächterei anzumelden. 3 

Bei dem vom Viehhofe zum Schlachthofe übergetriebenen Vieh iſt die 
Anmeldung zur Schlachtviehbeſchau bei dem in der betreffenden Schlachthalle 
amtierenden Tierarzte zu bewirken. 

Die Genehmigung zur Schlachtung wird mündlich erteilt. i 

Alle Tiere, welche am Tage der erſten Beſchau nicht geſchlachtet worden 
ſind, werden täglich bis zur Schlachtung einer wiederholten Beſchau unter⸗ 
worfen. Es iſt unterſagt, Tiere, welche noch nicht unterſucht und für ſchlacht⸗ 
bar erklärt worden ſind, zu ſchlachten. 

§ 4. Geſunde Tiere find zur Schlachtung in den Schlachthallen zuzu- 
laſſen, vom Transport ſtark erhitzte oder ermüdete Tiere aber erſt, nachdem ſie 
ſich erholt haben. Kranke, jedoch ſchlachtbare, ſowie nicht ſchlachtbare Tiere 
find unverzüglich dem Polizei-Schlachthofe zu überweiſen, die erſteren zur 
alsbaldigen Abſchlachtung, die letzteren zur Beobachtung und eventuellen 
Schlachtung oder Tötung. Sind Tiere an anzeigepflichtigen Krankheiten 
(Seuchen) erkrankt, ſo hat der Obertierarzt gemäß den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen dem Veterinärpolizei-Büro und der Schlachthofs⸗Verwaltung 
Anzeige hiervon zu erſtatten. 

Über Tiere, welche vorläufig beanſtandet werden, iſt alsbald eine end⸗ 
gültige Entſcheidung zu treffen. 

5. Tiere, an denen eine Notſchlachtung vorgenommen worden iſt, 
ſind in dem Polizei⸗Schlachthofe auszuſchlachten. Auf dem Schlachthofe oder 
bei der Beförderung nach demſelben verendete Tiere ſind nach dem Polizei⸗ 
Schlachthöfe zu ſchaffen. Die eingelieferten Kadaver find zu ſezieren. Werden 
bei der Sektion anzeigepflichtige Krankheiten feſtgeſtellt, ſo hat der Obertierarzt 
flat Veterinärpolizei-Büro und der Schlachthofsverwaltung Anzeige zu er- 
tatten. 


III. Unterſuchung der geſchlachteten Tiere. 
(Ss 17—29 der Ausführungsbeſtimmungen A des Bundesrates.) 


§ 6. Vor der Beſichtigung durch den Tierarzt ift eine Zerlegung der 
Nen Tiere — mit Ausnahme der Schweine — nicht geſtattet, doch 
ürfen die Tiere vorher enthäutet, Schweine gebrüht werden. 
Werden gleichzeitig mehrere Tiere derſelben Gattung geſchlachtet, ſo 
5 die herausgenommenen Eingeweide ſowie bei Rindern die Köpfe in der 
ähe des Tierkörpers derart zu verwahren, daß ihre Zugehörigkeit zu den ein⸗ 
elnen Körpern außer Zweifel ſteht. Zu dieſem Zwecke iſt jedes ausge⸗ 
ſchlachtete Tier mit einer römiſchen Ziffer zu zeichnen, mit der die zugehörigen 
Teile ebenfalls zu verſehen ſind. 
$ 7. Die beim Gebrauch unſauber gewordenen oder durch Krankheits⸗ 
ſtoffe verunreinigten Meſſer dürfen vor der Reinigung und Desinfektion durch 
die in den Schlachthallen angebrachten Meſſerdesinfektionskäſten nicht wieder 
in Gebrauch genommen werden. 
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§ 8. Die Unterſuchung der geſchlachteten Tiere ift gemäß SS 23 bis 29 
der Ausführungsbeſtimmungen A des Bundesrates vom 30. Mai 1902 vor⸗ 
zunehmen mit der Maßgabe, daß die Lebern von Rindern regelmäßig auf 
Leberegel zu unterſuchen ſind. 


§ 9. Die Unterſuchung der geſchlachteten Schweine und Hunde auf 
Trichinen und Finnen erfolgt nach Maßgabe der § 53—59 der Ausführungs- 
beſtimmungen betreffend die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, einſchließlich 
der Trichinenſchau, bei Schlachtungen im Inlande vom 20. März 1903, der 
Anweiſung für die Unterſuchung des Fleiſches von Schweinen, Wildſchweinen 
und Hunden auf Trichinen und Finnen auf dem Schlachthöfe zu Breslau 
vom 29. Dezember 1904 und der Polizei⸗Verordnung für den Stadtkreis 
Breslau, betreffend die Trichinenſchau für Hunde, vom 7. März 1906. 


IV. Verfahren nach der Unterſuchung. 
(88 30—32 der Ausführungsbeſtimmungen A des Bundesrates.) 


$ 10. Findet der Tierarzt das unterſuchte Tier geſund, jo bezeichnet er 
dasſelbe an einer beſtimmten leicht ſichtbaren Stelle mit einem Stempel, aus 
welchem hervorgeht, daß das Fleiſch tauglich iſt, und welcher Tierarzt die 
Unterſuchung vorgenommen hat. Alsdann veranlaßt der Tierarzt die weitere 
vorſchriftsmäßige Abſtempelung durch hierzu beſtallte Stempler. Der Tier⸗ 
arzt hat ſich von der Richtigkeit der Abſtempelung zu überzeugen. 

Der Eigentümer oder deſſen Beauftragter darf erſt nach erſolgter Ab⸗ 
ſtempelung über die nicht beſchlagnahmten Teile frei verfügen). 

$ 11. Ergibt ſich dagegen, daß das Fleiſch der geſchlachteten Tiere 
minderwertig, bedingt tauglich oder untauglich zum Genuſſe iſt, ſo wird das⸗ 
ſelbe nebſt allen Eingeweiden dem Polizei-Schlachthofe überwieſen. Kann 
der Tierarzt in Rückſicht auf die obwaltenden Umſtände eine ſofortige Ent⸗ 
ſcheidung nicht treffen, ſo wird das Tier an einer in die Augen fallenden 
Stelle mit einem Zettel aus dünnem Papier beklebt, welcher die Aufſchrift: 

„Vorläufig beſchlagnahmt“ 
und die Unterſchrift des Tierarztes trägt. 

Der Obertierarzt iſt von jeder Beſchlagnahmung alsbald in Kenntnis 
zu ſetzen, er hat ſobald als angängig ſeine Entſcheidung zu treffen. 

Einzelne beſchlagnahmte Organe oder Fleiſchteile ſind alsbald unter 
amtlichen Verſchluß zu nehmen, eine beſondere Stempelung derſelben iſt daher 
nicht nötig. 

§ 12. Die gemäß $ 11 mit Beſchlag belegten, geſchlachteten Tiere und 
Teile von ſolchen werden mit allem Zubehör (Blut, Eingeweiden und erforder⸗ 
lichenfalls auch mit dem Fell) durch Beauftragte der Verwaltung aus dem 
Schlachthofe entfernt und dem Polizei-Schlachthofe zur weiteren polizeilichen 
Verfügung des Obertierarztes überwieſen. 

§ 13. Stellt ſich bei der Unterſuchung geſchlachteter Tiere heraus, daß 
dieſelben an einer anzeigepflichtigen Seuche leiden, ſo hat der Obertierarzt 
een Veterinärpolizei-Büro und der Schlachthofs - Verwaltung Anzeige zu 
erſtatten. 


) Abſatz 2 in der Faſſung des J. Nachtrags vom 12. 1. 1907. — XVI. 4166. 06. — 
Gem. Bl. 1907. S. 140. 
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V. Buchführung. 


§ 14. In jeder Schlachthalle, im Pferdeſchlachthauſe und im Polizei⸗ 
Schlachthöfe ift je ein Beſchaubuch zu führen, in welches unter fortlaufender 
Nummer die dienſthabenden Tierärzte der Reihe nach alle diejenigen Tiere 
einzutragen haben, welche zu einer Beanſtandung Veranlaſſung gaben. 

Außerdem iſt vom Obertierarzt ein Buch zu führen, in welches alle aus 
den einzelnen Anſtaltsabteilungen dem Polizei⸗Schlachthofe überwieſenen 
geſchlachteten und beſchlagnahmten Tiere und die polizeiliche Verfügung über 
bdieſelben eingetragen werden. Die Bücher ſind den Vorſchriften der Bundes⸗ 
rats⸗Ausführungsbeſtimmungen vom 30. Mai 1902 zum Geſetze vom 
3. Juni 1900 bezw. dem Beſchluſſe des Bundesrates vom 28. Mai 1903 ent⸗ 
ſprechend einzurichten. 

Über alle im Polizei⸗Schlachthofe eingelieferten verendeten Tiere ift ein 
Buch zu führen, in welches die Sektionsbefunde vom Obertierarzt einzu⸗ 
tragen ſind. 


VI. Beſchwerdeverfahren und Beaufſichtigung der Fleiſchbeſchau. 


$ 15. Der Obertierarzt hat bei Widerſpruch der Beteiligten die ange⸗ 
fochtene Entſcheidung des Schlachthoftierarztes nachzuprüfen und, vorbebaltlich 
des Beſchwerdeverfahrens, darüber zu entſcheiden. 

Beſchwerden gegen die Entſcheidung des Obertierarztes fino binnen 
24 Stunden durch Vermittelung der Schlachthofsverwaltung an das Königl. 
Polizei- Präfidium zu richten, welches nach Anhörung des Königlichen 
Departementstierarztes entſcheidet. 

$ 16. Die techniſche Aufſicht über die tierärztlichen Fleiſchbeſchauer und 
die Trichinenſchau ſowie die Prüfung und Nachprüfung der Trichinenſchauer 
im Schlachthöfe ſteht dem Departementstierarzte zu. 


VII. unterſuchung des von auswärts in den Stadtgemeindebezirk 
eingebrachten friſchen Fleiſches. 


§ 17. Alles eingeführte friſche Fleiſch von Rindern, Schweinen, 
Schafen, Ziegen und Hunden, welches im Gemeindebezirke der Stadt Breslau 
feilgeboten, oder in Gaſt⸗ und Speiſewirtſchaften zum Genuſſe zubereitet 
werden ſoll und welches am Schlachtorte von einem nicht tierärztlichen Fleiſch⸗ 
beſchauer amtlich unterſucht wurde, muß von dem Einführenden f A 
oder, falls das ſtädtiſche Schauamt zur Zeit der Einbringung des Fleiſches 
nicht geöffnet iſt, alsbald bei Beginn der nächſten Schauamtsdienſtzeit dort⸗ 
ſelbſt zur Unterſuchung vorgelegt werden. 

§ 18. Als friſches Fleiſch iſt anzuſehen Fleiſch, welches, abgeſehen von 
einem etwaigen Kühlverfahren, einer auf die Haltbarkeit einwirkenden Be⸗ 
handlung nicht unterworfen worden iſt, ferner Fleiſch, welches zwar einer 
ſolchen Behandlung unterzogen worden iſt, aber die Eigenſchaften friſchen 
Fleiſches im weſentlichen behalten hat oder durch entſprechende Behandlung 
wieder gewinnen kann. 

Die Eigenſchaft als friſches Fleiſch geht insbeſondere nicht verloren: 
durch Gefrieren oder Austrocknen, 
durch oberflächliche Behandlung mit Salz, Zucker oder anderen 
chemiſchen Stoffen, . 
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durch bloßes Räuchern, 

durch Einlegen in Eſſig, 

durch Einſpritzen von Konſervierungsmitteln in die Blutgefäße oder 
in die Fleiſchſubſtanz. 


$ 19. Das Schauamt ift nur werktäglich geöffnet, und zwar in den 
Monaten April bis einſchließlich September von 5 bis 11 Uhr vormittags, 
in den übrigen Monaten von 6 bis 12 Uhr vormittags. 

Es bleibt vorbehalten, bei eintretendem Bedürfniſſe das Fleiſchſchauamt 
zu verlegen oder andere Unterſuchungsſtationen an geeigneten Orten des 
Stadtbezirkes zu errichten. Die Neueinrichtung, Aufhebung oder Verlegung 
von Unterſuchungsſtationen ſowie die Anderungen in den Beſtimmungen 
der Zeit, während welcher die einzelnen Unterſuchungsſtationen dem Verkehr 
geöffnet find, wird durch beſondere Bekanntmachung des Magiſtrates ver- 
öffentlicht. 

Jede Unterſuchungsſtation wird durch deutliche Merkmale als ſolche 
bezeichnet. Sie erhält einen Tierarzt als Vorſteher, welchem das erforderliche 
Hilfsperſonal beigegeben wird. 


§ 20. Das zu unterſuchende Fleiſch von Rindern iſt in Vierteln, von 
Schweinen in Hälften, vom Kopfe nach dem Hinterteil zu geteilt, von Ferkeln 
und Kleinvieh (Schafe, Sauglämmer, Kälber, Ziegen, Zickel und Hunde) uns 
geteilt zur Unterſuchung vorzulegen. 

Die Einführung von Roaſtbeefs (ganzen Rinderfilets oder engliſchen 
Braten), ganzen Schweinerippenſtücken und Schinken, ungeteilten Hammel- 
und Kalbskeulen, Gammel- und Kalbsrücken, ſowie Gelüngen, einzelnen 
Lebern und Zungen wird geſtattet, dagegen iſt die Einfuhr von gehacktem, 
gewiegtem oder in anderer Weiſe zerkleinertem Fleiſche verboten. 

Fleiſch, welches in anderen als nach Abſ. 1 und 2 zuläſſigen Stücken 
nach dem Beſchauamte gebracht wird, iſt von der Unterſuchung ausgeſchloſſen 
und wird mit dem Stempel 


„Zurückgewieſen im Beſchauamte Breslau“ 


verſehen. Gebühren werden für derartiges Fleiſch nicht erhoben. 
Nach erfolgter Abſtempelung iſt das eingeführte Fleiſch ſofort aus dem 
Schauamte zu entfernen. 


§ 21.*) Alles friſche Fleiſch von Schweinen, das aus anderen Ge- 
meinden Preußens, mit Ausnahme der Hohenzollernſchen Lande, aus dem 
Königreich Sachſen. aus Mecklenburg- Schwerin, Mecklenburg - Strelig**), 
Sachſen⸗Weimar, Oldenburg, Braunſchweig, Sachſen-Meiningen, Sachſen⸗ 
Altenburg, Sachſen⸗Koburg-Gotha, Anhalt, Rudolſtadt, Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen, Waldeck, Reuß ältere Linie, Reuß jüngere Linie, Schaum⸗ 
burg⸗Lippe, Lippe, Hamburg, Lübeck und Bremen in den Stadtgemeindebezirk 
Breslau gelangt und aus einem der genannten Staaten ſtammt, wird als 
unterſucht auf Trichinen angeſehen. 
Als Herkunftsort wird in der Regel angeſehen: 
a. bei Bahn⸗ und Poſtſendungen der auf den Begleitpapieren der 
Sendung (Frachtbrief, Poſtpaketadreſſe) angegebene Abgangsort, 
b. wenn das Fleiſch von Perſonen eingeführt wird, der Herkunftsort 
der betreffenden Perſon. 
+) In der Faſſung des I. Nachtrags. 
0 XVI. 3885. 07. 
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Friſches Fleiſch von Schweinen, das aus einem der ſüddeutſchen Staaten 
Bayern, Württemberg, Baden, Geffen, aus Mecklenburg⸗Schwerin, Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz und Elſaß⸗Lothringen oder aus den Hohenzollernſchen Landen 
eingeführt wird, iſt auf Trichinen zu unterſuchen, falls nicht beſonders nach⸗ 
gewieſen wird, daß die Trichinenſchau bereits vorgenommen iſt. Ebenſo wird 
dasjenige eingeführte Fleiſch behandelt, bei dem der Nachweis der Herkunft 
aus einem der am Eingange der Vereinbarung bezeichneten Gebiete nicht mit 
der nötigen Sicherheit geführt erſcheint oder der Verdacht vorliegt, daß es 
nach der Einfuhr in eines dieſer Gebiete der vorgeſchriebenen Trichinenſchau 
nicht unterlegen hat. Es bleibt den Ein führenden überlaſſen, den 
Nachweis der Herkunft aus einem der genannten Gebiete oder der Unter⸗ 
ſuchung auf Trichinen durch Beibringung von Urſprungszeugniſſen, Trichinen⸗ 
ſchauatteſten oder ähnlichen Beſcheinigungen zu erleichtern und zu ſichern. 

Der zur Vermeidung einer erneuten Unterſuchung auf Trichinen er⸗ 
forderliche Nachweis der erſtmaligen Trichinenſchau kann ſowohl durch 
deutliche Stempelabdrücke an dem Fleiſche als auch durch Beſcheinigungen der 
zuſtändigen Polizeibehörden über die vorgenommene Trichinenſchau geführt 
werden. 

Das friſche Fleiſch von Wildſchweinen und Hunden iſt der Trichinenſchau 
= unterwerfen, ſofern nicht durch den Stempel eines in Deutſchland amtlich 

eſtellten Trichinenſchauers der Nachweis der bereits ſtattgehabten Trichinen⸗ 
ſchau erbracht wird. 

$ 22. Im übrigen finden auf die Unterſuchung des Fleiſches und 
das weitere Verfahren einſchl. des Beſchwerdeverfahrens, die Beſtimmungen 
in den Abſchnitten III, IV und VI dieſer Anweiſung entſprechende An- 
wendung, jedoch mit der Maßgabe, daß bei der Unterſuchung tauglich und 
noch unverdorben befundenes Fleiſch mit einem beſonderen Kontrollſtempel 
abzuſtempeln ijt, deſſen Form von dem für bankwürdiges Fleiſch vorge- 
ſchriebenen Stempel abweicht. 

Fleiſch, welches einer Beſchau überhaupt nicht unterlegen hat, alſo die 
Kennzeichen der ſtattgehabten Beſchau nicht trägt, wird beſchlagnahmt und 
als untauglich zum Genuß für Menſchen behandelt. 


VIII. Schlußbeſtimmungen. 


§ 23. Für die Unterſuchung der Schlachttiere vor und nach der 
Schlachtung und des eingeführten nach § 17 unterſuchungspflichtigen Fleiſches 
ijt eine Gebühr zu entrichten, welche bei Nichtzahlung im Wege des Ver- 
waltungszwangsverfahrens beigetrieben werden kann. Der Gebührentarif 
wird durch Gemeindebeſchluß auf mindeſtens einjährige Dauer feſtgeſetzt und 
zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 

Die Koſten und Gebühren für die Unterbringung und Fütterung be- 
anſtandeter Tiere und Aufbewahrung beanſtandeten Fleiſches ſowie die 
weiteren Unterſuchungskoſten hat in jedem Falle der Beſitzer zu tragen. 

§ 24. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Anweiſung 
werden, ſofern nicht nach allgemeinen Strafgeſetzen eine höhere Strafe ver⸗ 
wirkt iſt, gemäß § 14 des Geſetzes vom 18. März 1868 in der Faſſung des 
Geſetzes vom 9. März 1881 (G.-S. S. 273 ff.) mit Geldſtrafe bis zu 150 Mk. 
oder Haft beſtraft. 

§ 25. Dieſe Anweiſung tritt ſofort in Kraft. 


: Der Magiſtrat. 
XVI. 4505. 04. Gem. Bl. 1906. S. 563. 
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6. Anweiſung für die Unterſuchung des Sleifhes von Schweinen, 
Wildſchweinen und Hunden 
auf Trichinen und Finnen auf dem Schlachthofe zu Breslau 


vom 29. Dezember 1904. 


Zur Ausführung der SS 1, 2, 9 und 21 der Anweiſung für die Unter- 
ſuchung des Schlachtviehes auf dem ſtädtiſchen Schlachthofe und des in den 
Gemeindebezirk der Stadt Breslau eingeführten friſchen Fleiſches wird 
folgendes beſtimmt: 

1. Zur Ausübung der Trichinenſchau im ſtädtiſchen Schlachthöfe 
und im ſtädtiſchen Fleiſchbeſchauamte zu Breslau werden nur Perſonen zu⸗ 
gelaſſen, welche die Befähigung gemäß den Ausführungsbeſtimmungen zu 
dem Geſetze betr. die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau vom 3. Juni 1900, 
E (Prüfungsvorſchriften für Trichinenſchauer) und den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen betr. die Unterſuchung des in das Zollinland eingehenden 
Fleiſches vom 21. April 1903 dargetan haben. 

Die Schauamtsvorſteher und Probeentnehmer werden aus der Zahl der 
Trichinenſchauer genommen. 

$ 2. Auf die Anzeige von der Schlachtung eines Schweines hat der 
Probenehmer die für die Unterſuchung vorgeſchriebenen Proben von dem 
ausgeſchlachteten Schweine zu entnehmen, dieſelben in ein mit einer eim- 
geſtanzten Nummer verſehenes Probekäſtchen zu legen und das Schwein mit 
der Nummer des Probekäſtchens zu verſehen. Alsdann füllt er Spalte 1—5 
des von ihm nach dem anliegenden Muſter A zu führenden Buches genau aus 
und übergibt das Probekäſtchen nebſt dem von ihm geführten Buche ohne 
Verzug dem Vorſteher des Trichinen-Unterſuchungsamtes. 

§ 3. Der Vorſteher übergibt, nachdem er den Empfang im Buche des 
Probenehmers durch Namensunterſchrift beſtätigt hat, einem der Trichinen⸗ 
ſchauer die Fleiſchproben zur Unterſuchung und trägt den vorliegenden Unter⸗ 
ſuchungsfall ſofort in das von ihm nach dem anliegenden Muſter B zu 
führende Regiſter des Trichinen-Unterſuchungsamtes ein. 

§ 4. Nach beendeter Unterſuchung hat der Trichinenſchauer den Bes 
fund in fein nach anliegendem Muſter C zu führendes Schaubuch einzutragen. 
Das Buch iſt alsdann mit den Fleiſchproben und den unterſuchten Präparaten 
dem Vorſteher zu übergeben. 

§ 5. Der Vorſteher ergänzt die Eintragungen in dem Regiſter des 
Trichinen⸗Unterſuchungsamtes nach dem Ergebnis der Unterſuchung, trägt das 
Reſultat der Unterſuchung im Buche des Probenehmers in Spalte 7 ein und 
gibt das letztere dem Probenehmer nebſt dem leeren Probekäſtchen zurück, 
welcher auf Grund dieſes Beleges das Schwein, wenn keine Trichinen ge- 
funden ſind, mit dem Stempel „Trichinenfrei“ auf den Schultern und den 
Außenflächen der Hinterſchenkel verſieht. Die Proben verbleiben zur freien 
Verfügung der Schlachthof-Verwaltung. 

§ 6. Findet ein Trichinenſchauer bei der Unterſuchung das Fleiſch 
trichinenhaltig oder mit anderen Gebilden durchſetzt, die ihm abnorm oder 
verdächtig erſcheinen, ſo hat er ſofort den Vorſteher zu benachrichtigen. Der 
Vorſteher nimmt das Probekäſtchen mit den vorhandenen Fleiſchſtücken und 
dem mikroſkopiſchen Präparat in Gewahrſam und benachrichtigt den Ober- 


Ira — 


tierarzt. Gleichzeitig iſt die vorläufige Beſchlagnahme des betreffenden 
Schweines mit allen zugehörenden Teilen durch den Probenehmer zu ber- 
anlaſſen. 

$ 7. Der Obertierarzt ordnet, wenn er das Vorhandenſein von 
Trichinen feſtgeſtellt hat, die ſofortige Überweifung des Schweines mit allen zu- 
gehörenden Teilen an den Polizei-Schlachthof an. 

§ 8. Stellt der Obertierarzt feft, daß in dem Präparate keine Trichinen 
oder Anzeichen einer anderen Krankheit vorhanden ſind, ſo ordnet er die Frei⸗ 
gabe und Apſtempelung des Schweines an. 

$ 9. Der Vorſteher führt ein Befundbuch nach dem Muſter Anlage D, 
in welchem jeder Fall eines Trichinenfundes verzeichnet wird. Die Eigen⸗ 
tümer der trichinds befundenen Schweine haben die hierfür erforderlichen 
Auskunftserteilungen wahrheitsgemäß zu geben. 

§ 10. Alle im Schlachthöfe geſchlachteten Schweine müſſen noch am 
Tage der Schlachtung auf Trichinen unterſucht werden. 

Jeder Trichinenſchauer ſowie jeder Probenehmer hat alle auf ein und 
denſelben Unterſuchungsfall bezüglichen Dienſthandlungen in eigener Perſon 
zu Ende zu führen. 

§ 11. Unmittelbar vor der Entnahme der Fleiſchproben find von dem 
Probenehmer die nach der Zerlegung der Tiere in Längshälften, ſowie nach 
Löſung der Lieſen (Bauchfett) zutage tretenden Fleiſchteile, insbeſondere an 
den Hinterſchenkeln, am Bauche, am Zwerchfell, an den Zwiſchenrippen⸗ 
muskeln, am Nacken ſowie am Herz, die Zunge und die Kehlkopfmuskeln auf 
das Vorhandenſein von Finnen zu unterſuchen. 

Das Ergebnis der Unterſuchung iſt dem in der Halle dienſttuenden 
Tierarzte mitzuteilen. 

§ 12. Die Unterſuchung des von auswärts in den Gemeindebezirk ein- 
geführten und im Schauamt zur Unterſuchung geſtellten Schweinefleiſches 
und der Wildſchweine erfolgt nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen. 
In dem nach dem Muſter Anlage E zu führenden Trichinenſchaubuch hat 
der die Unterſuchung ausführende Trichinenſchauer die Eintragungen zu be⸗ 
wirken, den Befund zu regiſtrieren und dem dienſthabenden Tierarzte vorzu⸗ 
legen. Bei Trichinenfunden iſt der Obertierarzt ſofort zu benachrichtigen und 
nach § 6 zu verfahren. 

Bei Entnahme der Fleiſchproben von einzelnen Fleiſchſtücken ſind die 
Oberflächen derſelben auf das Vorhandenſein von Finnen zu unterſuchen. 

§ 13. Die Beſtimmungen über die Unterſuchung der Schweine und 
Schweinefleiſchteile auf Trichinen und Finnen finden auf die Unterſuchung 
von Hunden und Hundefleiſchteilen ſinngemäße Anwendung mit der Maßgabe, 
daß für die Eintragungen beſondere, aber gleich eingerichtete Bücher geführt 
werden. (Siehe Polizei⸗Verordnung für den Stadtkreis Breslau, betreffend 
die Trichinenſchau für Hunde, vom 7. März 1906.) ; 

§ 14. Dieſe Anweiſung tritt ſofort in Kraft. 


Der Magiſtrat. 
XVI. 4505. 04. 


254 


A. 


P Bezeichnung des 


Tag der 100 
Efde Tag der] Stunde der Name und Wohnort des Beſitzers 


I Schlach⸗ Proben⸗ = ; Schweines 
8 S A 03 arm 
Nr tung entnahme des Schweines (Nummer des Käſtchens) 
1 2 3 4 5 


Unterſchrift 


Name . 
des Probenehmers Befund des Schauamts⸗Vorſtehers 
6 7 8 
B. 
1 Bezeichnung 
= des Stunde [Name und Wohnort des Schweines Name 
Ifde. dn der des durch den 95 

e 5 Proben- Eigentiimers des Probenehmer 

Journals Entnahme Schweines (Nummer Probenehmers 

> des Käſtchens) 

Name Name Stunde der Name * 
des des ange | be ar emeu 
beauftragten | kontrollierenden] ordneten endeten Befund = kungen 
Beſchauers Beſchauers Unterſuchung Vorſtehers 
C. 

Nummer Bezei Datu Stunde N Bemer 
elde des ezeichnung è um f der ange Name : emer⸗ 
N Trichinen ⸗ des unde ordneten] Befund des N 

r. ſchau⸗ À = z Unter- 
295 robe e 5 a ers N 
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7. Polizeiverordnung für den Stadtkreis Breslau, betreffend die 
Trichinenſchau für Hunde 


vom 7. März 1906. 


Auf Grund der SS 5, 6 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 
11. März 1850 (G.-S. S. 265) jowie der $$ 143 und 144 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.⸗S. S. 195) wird 
unter Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes gemäß § 13 des Geſetzes be- 
treffend Ausführung des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetzes vom 28. Juni 
1902 (G.⸗S. S. 229) für den Bezirk der Stadt Breslau folgende Polizei⸗ 
Verordnung erlaſſen: 

§ 1. Alle im Gemeindebezirk Breslau geſchlachteten Hunde, deren 
Fleiſch zum Genuſſe für Menſchen verwendet werden ſoll, unterliegen einer 
amtlichen Unterſuchung auf Trichinen. 

$ 2. Die Beſtimmungen der Anweiſung für die Unterſuchung des 
Fleiſches von Schweinen und Wildſchweinen auf Trichinen und Finnen auf 
dem Schlachthöfe zu Breslau vom 29. Dezember 1904 finden auf die Unter- 
ſuchung von Hunden und Hundefleiſchteilen ſinngemäße Anwendung mit der 
Maßgabe, daß für die Eintragung der Unterſuchung beſondere, aber gleich 
eingerichtete Bücher geführt werden. 

§ 3. Zuwiderhandlungen unterliegen, ſoweit nicht die allgemeinen Straf- 
geſetze eine höhere Strafe feſtſetzen, einer Geldſtrafe bis zu 30 Mark, im Un⸗ 
vermögensfalle einer verhältnismäßigen Haftſtrafe. 

§ 4. Dieſe Polizei⸗Verordnung tritt ſofort in Kraft. 


Der Königliche Polizei-Präfident. 
Dr. Sienko. 
XVI. 2498. 06. Gem. Bl. 1906. S. 173. 


8. Freibank-Ordnung 
vom 7. Januar 1908. 


Auf Grund der SS 8 bis 11 des Preußiſchen Geſetzes betreffend Mus- 
führung des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetzes vom 28. Juni 1902 
(G.⸗S. S. 229) wird mit Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung 
die für den Gemeindebezirk der Stadt Breslau beſtehende Freibank nach den 
folgenden Beſtimmungen verwaltet: f 

$ 1. Auf der Freibank, die fih auf dem Schlachtviehhofe an der Ber- 
liner Chauſſee 102/110 Ede Promitzſtraße befindet und unter der Verwaltung 
des Schlacht⸗ und Viehhofsdirektors ſteht, wird das im § 3 erwähnte Fleiſch 
feilgehalten und verkauft. 

Die Errichtung von Zweigſtellen in anderen Stadtteilen bleibt vor⸗ 
behalten. 

Zur Errichtung, Verlegung oder Einziehung von Zweigſtellen ift die 
Genehmigung des Königlichen Regierungspräſidenten erforderlich. 
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Jede Verkaufsſtelle iſt über dem Eingang deutlich als „Freibank“ zu 

bezeichnen. 

§ 2. Der Verkauf auf der Freibank erfolgt durch die von der Stadt- 

gemeinde bejtellten Perſonen, denen der Verkauf anderen Fleiſches in und 
außerhalb der Freibank verboten iſt. ; ho: 

Die Verkaufszeiten beſtimmt der Schlachthofdirektor und macht ſie in 

und vor den Verkaufsräumen durch Aushang bekannt. ? 3 

Jede Anderung der Verkaufszeiten wird auf gleiche Weiſe angekündigt. 

Nach jedesmaligem Gebrauche ſind die Verkaufsräume und die benutzten 

Geräte gehörig zu reinigen. 

§ 3. Zum Verkaufe auf der Freibank wird ausſchließlich zugelaſſen: 

1. bedingt taugliches Fleiſch der in Breslau geſchlachteten Rinder, 
Kälber, Schweine, Schafe und Ziegen, das zwar zum Genuſſe für 
Menſchen brauchbar gemacht worden iſt, 

2. minderwertiges Fleiſch, d. i. Fleiſch der in Breslau geſchlachteten 
Rinder, Kälber, Schweine, Schafe und Ziegen, das zwar zum Ge⸗ 
nuſſe für Menſchen tauglich, jedoch in ſeinem Nahrungs- und Genuß⸗ 
wert erheblich herabgeſetzt iſt, 

3. dasjenige Fleiſch derſelben Tiergattungen, das zwar in einem 
anderen Schaubezirk für vollwertig befunden, bei der unterſuchungs⸗ 
pflichtigen Einfuhr in den hieſigen Gemeindebezirk im ſtädtiſchen 
Beſchauamte als minderwertig oder als bedingt tauglich von dem 
freien Verkehr ausgeſchloſſen wird, das bedingt taugliche Fleiſch aber 
erſt, nachdem es zum Genuſſe für Menſchen brauchbar gemacht 
worden iſt, 

4. die Reſte der zur Trichinenſchau benutzten Schweinefleiſchproben, ſo⸗ 
weit ſie nicht bei der Unterſuchung genußuntauglich geworden ſind 
oder von Schweinen ſtammen, deren Fleiſch für bedingt tauglich oder 
genußuntauglich erklärt worden iſt. Derartige weinefleiſch⸗ 
proben ſind ebenſo wie die zur Trichinenſchau verwendeten Hunde⸗ 
fleiſchproben nach Anweiſung des Obertierarztes zu vernichten. 

Fleiſch der unter 1 und 2 genannten Tiergattungen, das in anderen 

Schaubezirken für bedingt tauglich oder minderwertig erklärt worden iſt, darf 
zum Zwecke des Feilhaltens oder Verkaufs in den hieſigen Gemeindebezirk 
nur mit Genehmigung des Magiſtrats eingeführt werden. Gegen die Ver⸗ 
jagung der Einfuhrerlaubnis kann Beſchwerde bei dem Königlichen Re- 
Seen e e. eingelegt werden. Zugelaſſenes Fleiſch darf nur auf der 
reibank verkauft werden, das bedingt taugliche aber erſt, nachdem es zum 
Genuſſe für Menſchen brauchbar gemacht worden iſt. 
§ 4. Die Feſtſetzung des Preiſes, zu dem das Fleiſch ausgeboten 
werden ſoll, liegt nach Anhörung des Eigentümers dem Obertierarzt ob. 
Gegen ſeine Entſcheidung ſteht dem Eigentümer die Beſchwerde an den 
Schlacht⸗ und Viehhofsdirektor zu. 
enn ſich der Eigentümer des Fleiſches innerhalb 24 Stunden nach 
Überweiſung des Fleiſches an den Polizei⸗Schlachthof nicht äußert, jo wird 
ſeine Zuſtimmung zu der Preisfeſtſetzung angenommen. 
8 5. Die Beſchaffenheit des der Freibank überwieſenen Fleiſches wird 
ſtändig von dem Obertierarzte und den von ihm beauftragten Schlachthoftier⸗ 
ärzten überwacht. 
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Unverkauft gebliebenes Fleiſch iſt täglich vor Beginn der Verkaufszeit 
auf ſeine Genußtauglichkeit und Beſchaffenheit zu prüfen und der Aus- 
bietungspreis bei Veränderung des Fleiſches anderweitig unter Beachtung 
der Vorſchrift in § 4 durch den Obertierarzt feſtzuſetzen. 

Untauglich gewordenes Fleiſch wird nach Anordnung des Obertierarztes 
unſchädlich beſeitigt. 

§ 6. Der Verkauf von Freibankfleiſch darf nur zum Verbrauch im 
eignen Haushalt erfolgen. Das auf der Freibank feilgehaltene Fleiſch darf 
nur bis zur Höchſtmenge von 3 kg für denſelben Haushalt oder Käufer an 
demſelben Tage abgegeben werden. Unter ½ kg im Gewichte wird Fleiſch 
nicht verabfolgt. 

Gaſt⸗, Schant⸗ und Speiſewirten iſt der Vertrieb und die Verwendung 
von Freibankfleiſch nur mit Genehmigung des Königlichen Regierungs- 
Präſidenten und nach den von ihm geſtellten Bedingungen geſtattet. 

An Fleiſchhändler darf Freibankfleiſch überhaupt nicht abgegeben 
werden. 

$ 7. Für die Gewährung der Bankſtelle, für ihre Reinigung, für den 
Transport des Fleiſches zur Verkaufsſtelle, für Stellung des Verkäufers, für 
be 0 der nicht verwertbaren Teile werden folgende Benutzungsgebühren 
erhoben: 


6ñ—] f 1090 Mark, 
„ 1 Schwein i EA la MERO 
2777 ENG ra eaer en S00 
„ Schaf oder 1 Ziege 2900 „ 
„ einzelne Fleiſch- oder Fetteile und für 

Eingeweide für jedes nur angefangene 

kg 59 0,04 n” 


Für Gewichtsverluſte beim Verkaufe des rohen Fleiſches werden 3 %, 
bei gedampftem 2% und bei ausgeſchmolzenem oder rohem Fette 1% der zum 
Verkaufe geſtellten Mengen in Abzug gebracht. Bei Eingeweiden ſind Ge— 
wichtsverluſte nicht in Rechnung zu ſtellen. Für das Dämpfen oder Aus- 
kühlen von Fleiſch ſind folgende Verwertungsgebühren zu entrichten: 


für 1 Rind ER 5,00 Mark, 
z Malen Böse ehr 
„ Shw en 1090 ES 
aß ſne „ 
„ 1 Schaf oder 1 Ziege 0,50 „ 


„ das Dämpfen von Fleiſchſtücken und für 
Ausſchmelzen von Fett für jedes ange— 
fangene kg, roh gewogen . an SOHN: 

Der Erlös aus dem verkauften Fleiſche wird nach Abzug der Gebühren 
an den Beſitzer durch die Schlacht- und Viehhofskaſſe ausgezahlt. 

§ 8. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Freibank—⸗ 
ordnung werden nach § 27 Nr. 4 des Geſetzes, betreffend die Schlachtvieh⸗ 
und Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 1900 mit Geldſtrafe bis zu einhundert— 
fünfzig Mark oder mit Haft beſtraft. 


RR bar Der Magiſtrat. 
AT EG OT Gem. Bl. 1908. S. 515. 
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9. Viehmarkts-Ordnung 
vom 29. Dezember 1904. 


81. Zweckdes Schlachtviehmarkts. Der ſtädtiſche Schlacht⸗ 
viehmarkt iſt zur Abhaltung von Schlachtviehmärkten und zur Einſtellung 
des Marktviehs vor und nach den Märkten beſtimmt. 

Als Marktvieh gelten: Rindvieh leinſchließl. der Kälber), Schafe, 
Schweine und Ziegen. 

§ 2. Marktzeiten. Alles Vieh der im § 1 bezeichneten Art darf 
nur in den Markthallen während der feſtgeſetzten Marktzeit gehandelt werden. 
Es ift demgemäß verboten, vor Beginn der Marktzeit oder nach Beendi- 
gung derjelben Angebot zu machen, zu kaufen oder zu verkaufen. Der 
Wn- und Verkauf von Vieh, welches im Überſtänderhofe des Viehmarktes 
untergebracht ift, ift nicht geſtattet. Nur wenn ein Schlachttier nach der 
Schlachtung tierärztlich mit Beſchlag belegt worden iſt, kann dem Schlachtenden 
geſtattet werden, aus den Beſtänden des Überſtänderhofes Erſatz anzukaufen. 
Als Markttage gelten bis auf weiteres Montag und Mittwoch jeder 
Woche. Die Mittwochsmärkte gelten als Hauptmärkte. 

Die Marktſtunden dauern 


an den Hauptmarkttagen 
während der Monate für Kleinvieh für Großvieh 


April bis September . . . . von 6½ Uhr vorm., von 7½ Uhr vorm., 
März 5 RE $ e 2 è ® ” 7 rt r r [77 77 n 7. r 
OODE ENS SOOT . TER 5 


bis 12 Uhr mittags, 


an den übrigen Markttagen 
für alle Tiergattungen während der Monate 


März bis September.. von 7 Uhr vormittags 
Oktober bis Februur 8 . 


bis 11 Uhr vormittags.“) 


Die Betriebsſtunden (85 Abſ. 1) ſind feſtgeſetzt an Wochentagen 
von 7 Uhr vormittags bis 5½ Uhr nachmittags, an Sonn- und Feiertagen 
von 6½ Uhr (im Winterhalbjahr von 7¼ Uhr) bis 9 Uhr vormittags. An 
den Markttagen beginnt der Betrieb im Sommerhalbjahre um 6 Uhr, im 
Winterhalbjahre um 7 Uhr. * 

Die vorbezeichneten Markt- und Betriebsſtunden können vom Magiſtrat 
nach Bedürfnis geändert werden. Derartige Anderungen oder Ausnahmen 
werden ſpäteſtens an dem vorhergehenden Markttage durch Anſchlag an den 
Markthallen des Schlachtviehmarktes bekannt gemacht. 


) Die Marktſtunden in den Monaten März bis September noch in der ng des 
2. Nachtrags vom 19. 11. 1910 — XVI. 3501. 10. Gem. Bl. 1910, Se 8 
bevor. Die Marktſtunden in den Monaten Oktober bis Februar nach dem 3. Nachtrage vom 
12. 9. 1911 — XVI. 1688. 11. Gem. Bl. 1911, S. 763. 


— Abſatz 3 in der Faſſung des 1. Nachtrags vom 5. 4. 1909. 7. 
Gem. Bl. 1909. S. 288. Fans T a TAE, JOOS A 


17% 


— 260 — 


§ 3. Zutritt. Der Zutritt zum Viehhofe ift außerhalb der Markt⸗ 
tage nur Viehhändlern geſtattet, welche Vieh abholen oder zuführen. Der 
Aufenthalt im Viehhofe iſt auf die Dauer dieſer Geſchäfte zu beſchränken. 

Die Beſichtigung des Viehhofes wird an dieſen Tagen nur innerhalb 
der Betriebszeit und nur gegen Entrichtung der Eintrittsgebühren zugelaſſen. 

Händler haben an Markttagen, inſofern ſie nicht früh noch Vieh auf 
dem Landwege oder von der Eiſenbahn auftreiben, erſt eine halbe Stunde vor 
Beginn des Marktes Zutritt zu dem Viehmarkte. 

Den Käufern, Maklern und Kommiſſionären ift, auch wenn ſie gleich⸗ 
zeitig Vieh zum Verkauf auf dem Markte haben, der Zutritt erſt mit dem 
Beginne des Marktes geſtattet. Dieſe Vorſchrift gilt auch für diejenigen 
ar welche nachweisbar auf einem der früheren Märkte Vieh angekauft 

aben. 

Kinder unter 14 Jahren ſind zurückzuweiſen. 

Das Betreten der Geleiſe, des Lokomotivſchuppens und der Des⸗ 
infektionsanlage iſt verboten. e 

§ 4. a. Zulaſſung von Treibern. Das Aus- und Ein- 
laden, Treiben, Einſtellen, Ein⸗ und Ausbinden, Füttern und Tränken der 
Tiere darf nur durch die Obertreiber und deren Gehilfen, die Treiber, ge- 
ſchehen. Obertreiber und Treiber bedürfen zu dieſem Geſchäftsbetriebe der 
Zulaſſung durch den Direktor. Die Obertreiber erhalten eine Answeiskarte, 
die Treiber außerdem ein mit dem Zeichen des Obertreibers und fortlaufender 
Nummer verſehenes Blechſchild. Die Beſchaffung der Schilder nach ge⸗ 
nehmigtem Muſter iſt Sache der Obertreiber. Das Schild haben die Treiber, 
ſobald ſie ſich auf dem Viehhofe befinden und während der Ausübung ihres 
Gewerbes im Viehhofe, an der Kopfbedeckung ſichtbar zu tragen. Die Wahr- 
nehmung anderer Geſchäfte, insbeſondere der An- und Verkauf von Vieh 
auf eigene oder fremde Rechnung iſt den Treibern und Obertreibern verboten. 

Bei Verſtößen der Obertreiber und Treiber gegen dieſe Ordnung oder 
bei ungebührlichem, die allgemeine Ordnung auf dem Viehhofe ſtörenden 
Betragen wird ihnen unter Abnahme der Ausweiskarten und bezw. der 
Treiberſchilder die Berechtigung zum Treibergewerbe zeitweilig oder dauernd 
entzogen. 

Jeder Wechſel im Perſonal der Treiber iſt binnen drei Tagen dem 
Viehmarktsinſpektor von dem zuſtändigen Obertreiber zu melden. 

: Das Übertreiben von Vieh vom Viehhofe nach dem Schlachthofe gehört 
bis auf weiteres nicht zu den Obliegenheiten der Treiber. 

Die Anordnung, daß auch der Übertrieb zum Schlachthofe ausſchließlich 
durch zugelaſſene Treiber zu erfolgen hat, bleibt, beſonders für Zeiten der 
Seuchengefahr, vorbehalten. 

Die Gebühren für die Arbeitsleiſtung der Treiber ſind zwiſchen den 
Auftraggebern und den Obertreibern zu vereinbaren. In Streitfällen ent⸗ 
2 der Direktor auf Grund eines vom Magiſtrat aufgeſtellten Höchſt⸗ 
arifes. 

b. Zulaſſung zu beſonderen Gewerbebetrieben. 
Schlachtviehverſicherungen und Bankgeſchäfte haben zu ihrem Geſchäfts⸗ 
betriebe im Viehhofe die Genehmigung des Magiſtrats einzuholen und ſich 
bezüglich der Führung ihres Geſchäftsbetriebes den Anordnungen des Ma⸗ 
giſtrats zu fügen. Die Genehmigung wird auf Widerrruf erteilt. Schlacht⸗ 
viehverſſcherungen haben außerdem ihren Gebührentarif und jede Anderung 
desſelben dem Direktor anzuzeigen. 
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Kommiſſionäre und Viehmakler bedürfen zu ihrer Zulaſſung der 
Genehmigung des Direktors. Die Zulaſſung erfolgt auf Widerruf. Sie 
haben einen Gebührentarif zur Genehmigung einzureichen und dürfen den 
genehmigten Tarif nicht überſchreiten. Bei Streitigkeiten mit den Auftrag- 
gebern entſcheidet der Tarif. Zuſchläge zu den für die Benutzung des Vieh⸗ 
marktes amtlich feſtgeſetzten Gebühren dürfen nicht erhoben werden. 

Über alle Vermittelungsgeſchäfte ſind Geſchäftsbücher zu führen, welche 
dem Direktor auf Verlangen zur Einſichtnahme vorzulegen ſind. Zur Siche⸗ 
rung der Anſprüche ihrer Auftraggeber haben Kommiſſionäre und Makler eine 
Kaution zu hinterlegen, deren Höhe jeweilig vom Magiſtrat beſtimmt wird. 


§ 5. Einbringen des Marktviehes.. Das Marktvieh 
darf dem Schlachtviehmarkte ſowohl durch die Eiſenbahn, wie von der Straße 
her während der im $ 2 Abſ. 3 angegebenen Betriebsjtunden*) zugeführt 
werden; an Sonn⸗ und Feiertagen wird jedoch von der Straße her Vieh nicht 
angenommen. Rinder müſſen mit haltbaren Stricken, bösartige Rinder und 
alle Bullen außerdem noch mit Blende verſehen ſein. 

Das Ausladen von Vieh aus den Eiſenbahnwagen darf erſt begonnen 
werden, wenn von ſeiten des beamteten Tierarztes und der Eiſenbahnbeamten 
die Erlaubnis hierzu gegeben iſt. Bei Ausladung außerhalb der tierärztlichen 
Dienſtzeit darf das Schlachtvieh nur in den von der Veterinärpolizei hierzu 
bezeichneten Ställen — den Polizei-Ställen — untergebracht werden; ebenſo 
dürfen die von der Straße her zugeführten Tiere erſt nach ſtattgehabter 
Unterſuchung durch beamtete Tierärzte in die Markthallen oder Ställe ein⸗ 
getrieben werden. Tiere, welche außerhalb der tierärztlichen Dienſtſtunden 
eingebracht werden, können in beſonders dazu beſtimmten Ställen unter- 
gebracht werden. 

Das Mitbringen von Hunden iſt unterjagt. 


86 Fuhrwerke. Beſpannte Fuhrwerke dürfen ſich auf dem 
Viehhofe nur ſo lange aufhalten, als zum Ent⸗ oder Beladen derſelben not⸗ 
wendig iſt. Sonſt ſind die Wagen auf dem neben der Börſe befindlichen 
Ausſpannhofe aufzuſtellen; die Pferde ſind abzuſpannen und im Ausſpann⸗ 
ſtalle unterzubringen. i 

Die Einfahrt in den Viehhof ift ohne Erlaubnis des Direktors nur 
ſolchen Fuhrwerk geſtattet, welche den auf den Viehhofsbetrieb bezüglichen 
Geſchäften dienen. 

Der Gebrauch von Fahrrädern auf den Straßen und Plätzen des Vieh⸗ 
Hofes ijt während der Marktſtunden nicht geſtattet. 

Die Verwaltung haftet nicht für Schäden, welche den Pferden, Wagen 
oder Geräten auf dem Viehhofe, dem Wagenhalteplatze oder in den Stallungen 
etwa zugefügt werden ſollten. 

Die Fuhrwerke dürfen nur rechts und nur im Schritt fahren, ſie ſind 
ſtets nach den Anordnungen der Viehhofsbeamten und -Angeſtellten aufzu— 
ſtellen und an- bezw. abzufahren. 


§ 7. Art des Transports. Die Beförderung des Marktviehs 
auf dem Schlachtviehmarkte darf durch Fahren, Treiben oder Tragen erfolgen. 
Hierbei iſt jede Rohheit gegen das Vieh, insbeſondere das Hetzen von Hunden 
ohne Maulkörbe, heftiges Zerren an den Leitſeilen, Schlagen mit Knütteln, 
Stoßen mit Füßen und Fäuſten, Schleifen, Tragen von Schweinen oder 


) In der Faſſung des 1. Nachtrags. 
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Kleinvieh an den Beinen mit dem Kopfe nach unten, verboten. — Schweine 
und Kleinvieh dürfen nicht mit zuſammengebundenen Beinen oder geknebelt 
angefahren werden und ſind beim Abladen zu heben, nicht zu. werfen. : 

Der Transport von Kälbern und anderem Marktvieh in Käfigen, die 
auf oder an den Transportwagen angebracht ſind, iſt verboten. 

Die auf dem Schlachtviehmarkte zur Beförderung von Vieh benutzten 
Wagen dürfen nur ſo ſtark beladen werden, daß die Tiere, ohne gepreßt zu 
werden, nebeneinander ſtehen oder liegen können. Die Hinterwand der zum 
Transporte benutzten Wagen muß, zur Erleichterung des Ausladens, ganz 
abnehmbar ſein. 2 

Einzelne Rinder, welche nicht auf Wagen befördert werden, müſſen 
an Leinen, Bullen einzeln und mit verbundenen Augen geführt, ſtörriſche und 
bösartige Rinder überdies entweder an einem Naſenxringe oder einer Naſen⸗ 
zange oder gehörig gefeſſelt geleitet werden. Im letzteren Falle iſt jedes 
einzelne Tier von mindeſtens zwei erwachſenen Treibern zu begleiten; der 
eine der Treiber hat das Tier am Kopfe zu leiten, der andere die Feſſeln zu 
führen und hinter dem Tiere herzugehen. Das loſe Treiben mehrerer Rinder 
iſt zuläſſig, wenn mindeſtens drei Treiber vorhanden ſind. 

Das Abladen von Schlachtvieh darf nur an den dazu von dem Direktor 
beſtimmten Stellen vor den Toren der Hallen erfolgen. 


8. Anmeldung des Marktviehs. Das dem Viehmarkt 
zuzuführende Vieh iſt vor oder ſpäteſtens bei der Einbringung in den Schlacht⸗ 
viehmarkt unverzüglich dem zuſtändigen Hallenmeiſter oder deſſen Stellver- 
treter nach Gattung und Zahl, unter Angabe des Namens, Standes und 
Wohnortes des Vieheigentümers und ſeiner etwaigen Verkaufsbevoll⸗ 
mächtigten, ſowie der Art der Einbringung (von der Eiſenbahn oder von der 
Straße) anzumelden. Auf Verlangen ſind über die Herkunft der Tiere genaue 
Angaben zu machen. Unrichtige Angaben werden mit ſtrafgerichtlicher Anzeige 
geahndet. 

Zur Anmeldung des mit der Eiſenbahn ankommenden Viehs iſt der auf 
dem Transportſcheine oder Frachtbriefe bezeichnete Empfänger und der zu- 
ſtändige Obertreiber verpflichtet. 

§ 9. Zeichnen des Viehes. Jeder Verkäufer hat fein Markt⸗ 
vieh mit einem, ein für alle Male anzunehmenden und bei dem Direktor an⸗ 
zumeldenden Zeichen zu verſehen (Stallzeichen). Das gewählte Zeichen 
muß auf Verlangen des Direktors geändert werden. Das Zeichen iſt vor der 
Anmeldung des Viehes anzubringen. Ohne Zeichen darf kein Vieh in die 
Hallen oder Ställe eingebracht werden. 

Jeder Käufer hat das gekaufte Vieh unmittelbar nach dem Kaufe mit 
ſeinem, gleichfalls ein für alle Male anzunehmenden und bei dem Direktor 
anzumeldenden Zeichen zu verſehen, das mindeſtens die doppelte Größe des 
Stallzeichens haben muß; dasſelbe ift ebenfalls im Falle der Beanſtandung 
zu ändern. Kauft ein Viehhändler bezw. Kommiſſionär von einem anderen 
Viehhändler Tiere auf dem Markte, ſo hat er ſofort nach Abſchluß des Ge— 
ſchäftes ſein Zeichen anzubringen. 

8 10. Markt⸗ und Stallgebühren. Marktgebühren find 
für alle Markttiere zu entrichten, die während der Marktſtunden ſich im Vieh⸗ 
hofe befinden. 

Die Zahlung der tarifmäßigen Marktgebühr hat unter Vorlegung des 
vom Hallenmeiſter ausgefertigten Einſtellſcheines, ſofort nach dem Einbringen 
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des Marktviehs an der Kaſſe des Schlachthofs und Schlachtviehmarkts gegen 
Empfang der Marktkarten zu erfolgen. Iſt die Kaſſe zurzeit der Einbringung 
geſchloſſen, ſo iſt die Zahlung ſofort nach Wiedereröffnung der Kaſſe zu be⸗ 
wirken. Die Zahlung der Marktgebühr berechtigt nur dazu, das Vieh in den 
Hallen und Stallungen des Viehmarktes, ſoweit ſie ausreichen, unter- 
zubringen und dasſelbe an dem, dem Tage der Einſtellung in den Viehhof 
folgenden Markttage zum Verkauf zu ſtellen. i > 

Iſt der Auftriebstag ein Markttag, jo hat die Marktkarte nur für 
dieſen Tag Gültigkeit. 

Stallgebühren werden erhoben ' 15 

a. für unverkauft gebliebene Tiere, welche bis zum nächſten Markt⸗ 
tage im Überſtänderhofe untergebracht werden, 

b. für nach dem Schlachthofe verkaufte, nach dieſem aber nicht recht⸗ 
zeitig abgetriebene Tiere, Ar 

e. für zum Export verkauftes Vieh, das nicht am Markttage ſelbſt ab⸗ 
getrieben wird und den Viehhof auf dem Landwege verläßt, 

d. für nicht auf dem Viehmarkte zum Verkauf geſtellte, ſondern nur 
zwecks Zuladung zu Marktvieh nach den Ställen des Viehmarktes 
gebrachte Tiere, ſofern dieſelben auf dem Viehhofe eingeſtellt werden. 

Für Vieh, welches unverkauft dem Überſtänderhofe zugewieſen wurde, 
ſind, wenn es ſich um Schweine und Kleinvieh handelt, zum nächſten Markt⸗ 
tage, wenn es ſich um Rinder handelt, zum nächſten Hauptmarkttage Markt⸗ 
gebühren nicht zu entrichten. Für jeden weiteren Markt ſind die Gebühren 
von neuem zu bezahlen. 

§ 11. Marktkarten. Die Marktkarten und die Quittungen 
über die Entrichtung ſonſtiger Gebühren find aufzubewahren und bei Vermei⸗ 
dung nochmaliger Zahlung während des Aufenthalts auf dem Viehmarkte 
den kontrollierenden Beamten auf Verlangen vorzuzeigen. 

Die Abgabe der Marktkarten beim Abtrieb des Marktwviehs erfolgt ge- 
mäß § 21 dieſer Marktordnung. 

Die Viehſtücke haften der Verwaltung für alle darauf ſchuldig ge— 
wordenen Gebühren. 

§ 12. Tierärztliche Aufſicht. Alles auf dem Schlachtvieh⸗ 
markte einzubringende Vieh unterliegt vor feiner Einbringung in die Markt- 
hallen oder Stallungen, zur Feſtſtellung ſeines Geſundheitszuſtandes, einer 
tierärztlichen Unterſuchung, welche ſich insbeſondere auf Seuchen und an⸗ 
ſteckende Krankheiten zu erſtrecken hat. 

Dem Schlachtviehmarkte dürfen nur geſunde Tiere zugeführt werden; 
krankheitsverdächtige und ſolche Tiere, welche auf dem Transport verunglückt 
ſind, endlich Kälber unter 14 Tagen ſind von dem Zutriebe ausgeſchloſſen 
und werden dem Polizei-Schlachthofe überwieſen, ſofern fie nicht unter Bu- 
er des beamteten Tierarztes von dem Eigentümer zurückgezogen 
verden. 

Verendete, ſowie ſeuchenkranke oder ſeuchenverdächtige Tiere ſind ſofort 
dem Polizei⸗Schlachthofe zu überweiſen. Die Verwaltung ift von der Über⸗ 
weiſung zum Zwecke der Ausführung derſelben alsbald in Kenntnis zu ſetzen. 

Die dem Polizei⸗Schlachthofe überwieſenen Tiere ſind durch die Ver⸗ 
waltung dorthin zu überführen. Die erforderlichen Schlachtkarten ſind nach 
den Beſtimmungen der Schlachthofs⸗Ordnung von dem Eigentümer zu löſen. 

Alle nach dem Markte im Viehhofe (Überſtänderhofe) verbleibenden 
Schlachttiere ſind täglich auf ihren Geſundheitszuſtand zu unterſuchen. 
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Allen im veterinärpolizeilichen Intereſſe zu treffenden Anordnungen, 
insbeſondere denjenigen bezüglich der Überweiſung von Vieh nach dem Polizei- 
Schlachthofe, ſowie den beim Auftrieb und Abtrieb der Tiere und den zur 
Prüfung des Geſundheitszuſtandes gegebenen Anordnungen der beamteten 
Tierärzte iſt unweigerlich Folge zu leiſten. 

§ 13. Aufſtellung des Viehes. Das eingebrachte Vieh ijt 
ohne Verzug an den von dem Aufjichtsbeamten angewieſenen Platz zu 
bringen. Der Standplatz darf ohne Genehmigung des Aufſichtsbeamten nicht 
geändert werden. Rindvieh iſt an die Ketten zu legen. 

814. Bekanntmachung des Marktverkehrs. Die 
Stückzahl des bis zum Beginn des Marktes zugeführten Viehs wird an einer 
hierzu beſtimmten Markttafel amtlich angeſchrieben. Dieſe Anſchreibung 
darf nur von den hierzu amtlich Beauftragten während der Marktzeit abge- 
ändert und ergänzt werden. 

§ 15. Handelsbeſtimmungen. Kauf und Verkauf auf dem 
Viehhofe geſchehen nach freier Wahl der Handelnden, entweder nach Stück, 
nach Schlachtgewicht, oder Lebendgewicht. 

Für den Verkauf nach Schlachtgewicht bleibt der Erlaß beſonderer Be— 
ſtimmungen vorbehalten. 

Es iſt verboten, auf das eingeführte Marktvieh Angebote zu machen, 
ehe dasſelbe an den zugewieſenen Plätzen aufgeſtellt worden iſt. 

Bei Abſchluß des Kaufes iſt dem Käufer die Marktkarte zu übergeben. 

Behufs Klärung der Marktlage kann von dem Direktor die alsbaldige 
Entfernung verkaufter Tiere aus den Hallen verlangt bezw. auf Gefahr des 
Beſitzers veranlaßt werden. 

Der Handel wird uſancemäßig mittelſt Handſchlages abgeſchloſſen. Die 
Übergabe erfolgt ſofort nach dem Handſchlage durch Aushändigung der Markt⸗ 
karte und Anbringung des Anſchnittes durch den Käufer. 

$ 16. Ermittelung der Marktpreiſe. Die Ermittelung 
der Marktpreiſe erfolgt durch die von dem Königlichen Regierungspräſidenten 
beſtellte Notierungskommiſſion. 


$ 17. Fütterungs ordnung. Alles auf dem Schlachtvieh⸗ 
— eingeſtellte Vieh muß zu den feſtgeſetzten Fütterungszeiten gefüttert 
werden. 

Die Fütterungszeiten werden von dem Direktor durch Anſchlag bekannt 
gemacht. 

Das Füttern und Tränken iſt mit den von der Verwaltung zu bezie- 
henden Tagesrationen durch die Obertreiber und deren Gehilfen zu bewirken. 

Als Tagesrationen gelten: 

a. für ein Stück Großvieh 3 kg Heu, 

b. für ein Schaf oder eine Ziege 1 kg Heu, 

c. für ein Schwein 1½ kg Gerſtſchrot, 

d. für ein Kalb 2 Liter = 1 Portion Mehlſuppe. 

Der Futterzwang beſteht für das Vieh, welches am Tage vor dem 
Markte eintrifft. Das Vieh, welches erſt am Markttage ſelbſt dem Viehhofe 
zugeführt wird, darf vor dem Markte nicht mehr gefüttert werden. Aus- 
nahmen hiervon können bei vereinzelten Eiſenbahnſendungen ſtattfinden, 
wenn der Nachweis erbracht wird, daß die Tiere beim Marktbeginn 24 Stunden 
ohne Futter oder ohne Tränke ſein würden. ; 

Während des Marktes darf nicht gefüttert werden. 
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Für ſolches Vieh, welches längere Zeit auf dem Viehmarkte verbleibt, 
kann von dem Direktor die vorgeſchriebene Tagesration erhöht werden. 

Erfolgt die Fütterung nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsmäßig, ſo 
iſt der Direktor berechtigt, ſie für Rechnung und Gefahr der Eigentümer be⸗ 
wirken zu laſſen. Die dadurch entſtehenden beſonderen Koſten, deren Betrag 
der Direktor des Schlacht- und Viehhofes endgültig feſtſetzt, find ſogleich an 
der Kaſſe zu entrichten. 

Außer den vorſtehend feſtgeſetzten Tagesrationen kann Futter als Über⸗ 
futter durch Vermittelung der Obertreiber verabfolgt werden. A 

Jede auf ungehörige Erhöhung des Lebendgewichtes berechnete über⸗ 
mäßige Fütterung oder Tränkung des Viehes, ſowie das Verabreichen von 
Salz iſt verboten. Zuwiderhandelnde werden mit dem betreffenden Vieh aus 
dem Viehhofe verwieſen. 

Es ift verboten, Futter und Streu für das einge— 
ſtellte Vieh mitzubringen oder einzuführen. 

Die Bezahlung des Futters erfolgt an der Schlacht- und Viehhofs⸗Kaſſe. 

Den Aufſehern und Bedienſteten des Viehhofes ift 
es unterſagt, die Futtergebühr ſelbſt in Empfang zu 
nehmen. 

Die Preiſe für das zu verabfolgende Futter werden je nach der Höhe 
der amtlichen Breslauer Marktpreiſe von dem Direktor auf mindeſtens ein 
Vierteljahr feſtgeſtellt und durch Anſchlag veröffentlicht. 

Die Behauptung, daß das von der Verwaltung verabreichte Futter 
vom Vieh nicht angenommen werde, gibt keinen Anſpruch auf Rückgewähr des 
gezahlten Futtergeldes. 

Nicht verbrauchtes Futter verfällt der Verwaltung und darf nicht aus 
dem Viehhofe mitgeführt werden. 


$ 18. Streu. Die Streu wird unentgeltlich gewährt. 

Das Streuen und Reinigen der Ställe, Markthallen zc. geſchieht durch 
Angeſtellte der Verwaltung. 
Die benutzte Streu und der Dünger verbleiben der Verwaltung als 
Eigentum. 

Für diejenigen Rinder, welche erſt am Morgen des Markttages nach 
dem Viehmarkte gebracht werden, kann Streu nicht beanſprucht werden. 


$ 19. Melken. Das Melken der Kühe wird von Beauftragten des 
Direktors ausgeführt. 

Die gewonnene Milch wird Eigentum der Verwaltung, ohne daß dem 
Eigentümer des Melkviehes ein Anſpruch auf Entſchädigung zuſteht. 


§ 20. Benützung der Wagen. Die im Viehhof aufgeſtellten 
Wagen dürfen zum Wiegen des Marktviehs nur gegen Entrichtung der Wiege- 
gebühren benutzt werden. 

Die Feſtſtellung des Gewichtes erfolgt in allen Fällen durch die hierfür 
verpflichteten Wäger. 

Für jede während der Marktzeit vorgenommene Wägung iſt ein Wiege- 
ſchein zu geben und zu nehmen. Derſelbe dient als Quittung über die Ent⸗ 
richtung der Wiegegebühr. 

Für Wägungen vor oder nach den Marktſtunden werden an Stelle der 
Wiegeſcheine nur Quittungszettel ausgegeben, welche einen Vermerk über 
das Gewicht der gewogenen Tiere nicht enthalten. 
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Die Wiegegebühr hat derjenige zu entrichten, welcher die Wägung des 
Viehſtücks beantragt. 

§ 21. Anmeldung des Abtriebes. Der Abtrieb des Markt⸗ 
viehs darf erſt nach Entrichtung der Gebühren gegen Rückgabe der Marktkarten 
erfolgen. Nur ſolche Marktkarten beſitzen Gültigkeit, welche das Datum des 
Markttages tragen, an oder nach welchem der Abtrieb erfolgen ſoll. Jede 
Marktkarte mit anderem Datumſtempel iſt ungültig und wird eingezogen. 
Für die beſchlagnahmten Karten ſind auf Grund eines neuen Einſtellſcheines 
neue Karten zu löſen. 

Bei der Abmeldung ſind der Beſitzer, ſowie die Anzahl und Gattung 
des abzutreibenden Viehes anzugeben. 

Erfolgt der Abtrieb mittels der Eiſenbahn, ſo ſind die Marktkarten 
dem Viehmarkts⸗Inſpektor oder feinem Stellvertreter, beim Abtrieb auf dem 
Landwege dem Torwärter abzugeben. 

In den Schlachthof darf Marktvieh erſt dann übergeführt werden, wenn 
für dasſelbe gegen Abgabe der Marktkarte bei der Kaſſe eine Schlachtkarte 
gelöſt iſt. Die Überführung hat, ſoweit ſie nicht während des Marktes erfolgt, 
in unmittelbarem Anſchluß an die Marktſtunden, ſpäteſtens aber innerhalb 
2 Stunden nach Schluß des Marktes zu erfolgen. 

Marktvieh, welches länger als 10 Tage auf dem Schlachtviehmarkt ver⸗ 
bleibt, ohne daß ſich der Eigentümer meldet und die entſtandenen Gebühren 
und Koſten entrichtet, darf von dem Direktor ohne vorangegangenes gericht⸗ 
liches Verfahren durch einen zur Vornahme von Verſteigerungen befugten 
Beamten auf dem Schlachtviehmarkte am nächſten Hauptmarkttage meiſt⸗ 
bietend verkauft werden, um aus dem Erlös die entſtandenen Gebühren und 
Koſten zu decken. Ein etwa verbleibender Mehrerlös wird bei der Kaffe ber- 
wahrt und dem ſich ausweiſenden Eigentümer ausgezahlt. 


$ 22. Schluß des Schlachtviehmarktes. Späteſtens zwei 
Stunden nach Schluß des Viehmarktes müſſen ſämtliche Verkaufshallen von 
dem aufgetriebenen Vieh geräumt ſein, inſoweit anderes von dem Direktor 
unter Zuſtimmung des beamteten Tierarztes nicht ausdrücklich geſtattet wird. 
Das in den Hallen ohne Genehmigung des Direktors zurückgelaſſene Vieh 
wird auf Koſten und Gefahr der Beſitzer aus den Hallen durch die Viehhofs⸗ 
verwaltung entfernt. 

Für die Händler ift der Viehhof an Wochentagen, mit Ausnahme der 
Markttage (ſ. $2), von früh 6 bis abends 6 Uhr geöffnet, an Sonn- und 
Feiertagen nur zur Zeit des Auftriebes und des Futterns von 7 bis 8 bezw. 
8 bis 9 Uhr. Die Zutrittszeiten der Obertreiber und Treiber werden durch 
den Viehmarktsinſpektor geregelt. 


8 23. Nachtwache. Während der Nacht wird in den Stallungen 
des Schlachtviehmarktes durch die Obertreiber und deren Gehilfen nach An⸗ 
ordnung des Viehmarktinſpektors Aufſicht geübt. Der Direktor iſt berechtigt, 
dem Eigentümer bösartigen Rindviehes die Bewachung desſelben ſelbſt zu 
überlaſſen, auch im Weigerungsfalle auf deſſen Koſten das Erforderliche an⸗ 
zuordnen. 

§ 24. Schadenerſatz. Das in den Schlachtviehmarkt eingeſtellte 
Vieh wird auf Koſten der Verwaltung gegen Feder gh gende end 
welche ſonſtige Haftung übernimmt die Verwaltung nicht. Im Falle von 
Brandſchäden wird an die Beſchädigten nach Maßgabe der von den Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften bezahlten Entſchädigungsſumme Erſatz geleiſtet. 
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Die Eigentümer und Beſitzer des Viehs haften für alle Beſchädigungen, 
welche durch dasſelbe an den Baulichkeiten nebſt Zubehör ſowie an den Gerät⸗ 
ſchaften des Schlachtviehmarktes oder an dem Eigentum der im Schlacht⸗ und 
Viehhofe verkehrenden Perſonen verurſacht ſind; ebenſo haften ſie für das 
ordnungsmäßige Verhalten der von ihnen beſchäftigten Perſonen und ſind 
für allen Schaden verantwortlich, welchen diefe der Stadtgemeinde ber- 
urſachen ſollten. 

$ 25. Ordnungs-Vorſchriften. Den von den im Viehhofe 
dienſtlich beſchäftigten Staatsbeamten, ſtädtiſchen Beamten und ſonſtigen An⸗ 
geſtellten des Schlachtviehmarkts in Ausübung ihres Amtes erlaſſenen An⸗ 
weiſungen ijt unweigerlich Folge zu leiſten, auch wenn die erlaſſene Anord- 
nung durch Beſchwerde oder anderweit angefochten werden ſoll. 

Beſchwerden über die ſtädtiſchen Beamten und Angeſtellten ſind bei 
dem Direktor — in ſeiner Abweſenheit bei ſeinem Stellvertreter — über die 
Entſcheidungen des Direktors bei der Verwaltungs-Deputation für den 
Schlachthof und Schlachtviehmarkt anzubringen. 

Die Verabfolgung von Trinkgeldern oder ſonſtigen 
Geſchenken an Beamte oder Angeſtellte des Schlacht⸗ 
viehmarkts, ſowie deren Annahme ijt ſtreng unterſagt. 


§ 26. Es ift auf dem Schlachtviehmarkte insbeſondere verboten: 

1. alles ruheſtörende Lärmen, Streiten, Pfeifen und Singen, Knallen 
mit der Peitſche, jede Beläſtigung Anderer, ſowie jede ſonſtige 
Störung der Ordnung; 

2. jede Verunreinigung oder Beſchädigung der Gebäude und ſonſtigen 
Gegenſtände; 

3. das Hauſieren; 

4. Trab⸗ oder Galoppfahren; 

5. jede Waſſervergeudung und das eigenmächtige Offnen und Schließen 
der Lüftungsvorrichtungen; 

6. Wagen und Karren an anderen als den hierfür angewieſenen Plätzen 
aufzuſtellen; ; 

7. mitgebrachte Hunde frei umherlaufen zu laſſen; 

8. Stalltüren offen ſtehen zu laſſen; 

9. das Rauchen in den Stallungen und auf den Böden. 

$ 27. Strafandrohung und Ausweiſung. Wer den 

Vorſchriften dieſer Viehmarktsordnung oder den von dem Direktor oder 

einzelnen Beamten ergehenden beſonderen Anordnungen zuwiderhandelt, des⸗ 

gleichen Betrunkene können, abgeſehen von der Beſtrafung auf Grund all— 
gemeiner Beſtimmungen, aus dem Schlachtviehmarkte entfernt werden. 

§ 28. Schlußbeſtimmung. Dieſe Viehmarktsordnung tritt 
ſofort in Kraft. 


Der Magiftrat, 
XVI. 4505. 04. Gem Bl. 1906. S. 568. 
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10. polizeiverordnung zur Regelung des Handels mit Schlachtvieh, 
ſowie des Verkehrs auf dem ſtädtiſchen Schlachtviehmarkt 


vom 24. Juli 1906. 


Nachdem durch Beſchluß des Provinzialrats der Provinz Schleſien 
vom 16. März 1896 Pr. R. 52 genehmigt iſt, daß vom 1. Oktober 1896 ab 
auf dem hierſelbſt belegenen 


ſtädtiſchen Schlachtviehmarkte an jedem Wochentage 
Märkte für Schlachtvieh 
abgehalten werden, wird hierdurch auf Grund des § 5 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (G.-S. S. 265) und des § 143 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
zur Regelung des Handels mit Schlachtvieh, 
ſowie des Verkehrs auf dem ſtädtiſchen Schlacht- 
viehmarkte hierſelbſt 
mit Zuſtimmung des hieſigen Gemeindevorſtandes folgendes verordnet: 
§ 1. Schlachtviehmärkte, d. h. Märkte für das zum Zweck der 
Schlachtung zum Verkauf kommende Vieh folgender Art: 
Rindvieh, Kälber, Hammel und anderes Schafvieh, Schweine und 
Ziegen 
dürfen im hieſigen Stadtbezirk nur auf dem ſtädtiſchen Schlachtviehmarkte 
an den vom Provinzialrate genehmigten Tagen abgehalten werden. 
§ 2. Bezüglich der Marktzeiten, des Zutritts zum Schlachtviehmarkte, 
ſowie des Verkehrs auf demſelben, ſind die Vorſchriften der Viehmarkts⸗ 
ordnung vom 29. Dezember 1904 maßgebend. 


8 3. Die Zuführung von Marktvieh darf niemals über den Schlacht» 
hof erfolgen; auch iſt dieſelbe von der Straße her an Sonn- und Feiertagen 
unterſagt. 

Der Transport durch die Stadt unterliegt den bezüglichen polizeilichen 
Beſtimmungen. 


§ 4. Alles auf dem Schlachtviehmarkt einzubringende Vieh unterliegt 
vor ſeiner Einbringung in die Markthallen oder Stallungen zur Feſtſtellung 
ſeines Geſundheitszuſtandes einer tierärztlichen Unterſuchung, welche ſich 
insbeſondere auf Seuchen und anſteckende Krankheiten zu erſtrecken hat. Alle 
dem Markte zugeführten Tiere ſind von den beamteten Tierärzten erſt dann 
der vorgeſchriebenen Unterſuchung zu unterziehen, nachdem ſie vom Wagen 
abgeladen ſind. Dem Schlachtviehmarkte dürfen nur geſunde Tiere zugeführt 
werden; krankheitsverdächtige, ſowie Tiere von ekelhaftem Ausſehen oder 
ſehr ſchlechtem Ernährungszuſtande und ſolche, welche auf dem Transport 
verunglückt ſind, endlich Kälber unter 14 Tagen ſind von dem Zutriebe aus⸗ 
geſchloſſen und werden dem Polizei-Schlachthofe überwieſen, ſofern ſie nicht 
unter Zuſtimmung des beamteten Tierarztes von dem Eigentümer zurüd- 
gezogen werden. : 

Verendete, ſowie ſeuchenkranke oder ſeuchenverdächtige Tiere ſind ſofort 
dem Polizei⸗Schlachthofe zu überweiſen. Die Verwaltung iſt von der Über⸗ 
weiſung zum Zwecke der Ausführung derſelben alsbald in Kenntnis zu ſetzen. 
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§ 5. Wiederkäuer und Schweine, die zum Zwecke der ſofortigen Ab⸗ 
ſchlachtung mit Genehmigung der Polizeibehörde in das hieſige Schlachthaus 
eingeführt werden, ſind binnen 24 Stunden abzuſchlachten. 

Bis zum Schlachten ſind ſolche Tiere in den Stallungen des Polizei⸗ 
Schlachthauſes unterzubringen. Die Abſchlachtung darf im öffentlichen 
Schlachthauſe ſtattfinden, wenn die Tiere keine Erſcheinungen der Seuche 
zeigen. 

$ 6. Bricht in einer der Markthallen des Viehhofes oder im Über⸗ 
ſtänderhofe die Maul- und Klauenſeuche aus, ſo ſind die erkrankten und die 
nach dem Gutachten des Departements-Tierarztes oder ſeines Vertreters 

efährdeten Tiere ſofort, ſpäteſtens binnen 24 Stunden im Polizei⸗Schlacht⸗ 
hoe unter Aufſicht des zuſtändigen beamteten Tierarztes abzuſchlachten. 
Ein Verkauf der Tiere vor der Abſchlachtung darf nicht ſtattfinden. Die 
erkrankten Teile der geſchlachteten Klauentiere ſind unſchädlich zu vernichten. 


§ 7. Aus dem Überjtänderhofe dürfen Klauentiere nicht entfernt 
werden, bevor dem Veterinär-Polizeibüro Anzeige erſtattet iſt und der dienſt⸗ 
tuende Kreistierarzt die zu entfernenden Tiere unterſucht hat. Ebenſo ſind 
von den beamteten Tierärzten ſämtliche Markttiere unmittelbar vor dem 
Abtriebe vom Markte nochmals zu unterſuchen. 


$ 8. Den im veterinärpolizeilichen Intereſſe ergehenden Anordnungen 
der beamteten Tierärzte, ſowie den zur Aufrechterhaltung der Ordnung des 
Verkehrs vor und auf dem Schlachtviehmarkte, insbeſondere beim An- und 
Abtrieb von Vieh und bei der An- und Abfahrt von Fuhrwerken getroffenen 
und zu treffenden Anordnungen der polizeilichen Aufſichtsbeamten und der 
Beamten der ſtädtiſchen Viehmarkts-Verwaltung ift unbedingt von allen 
Perſonen, welche den Schlachtviehmarkt benutzen, Folge zu leiſten. 


$ 9. Der Transport des Viehs auf dem Schlachtviehmarkte muß 
ſchonend und ohne jede Tierquälerei erfolgen. Jede Roheit gegen das Vieh, 
insbeſondere das Hetzen von Hunden ohne Maulkörbe, heftiges Zerren an den 
Leitſeilen, Schlagen mit Knütteln, Stoßen mit Füßen und Fäuſten, Schleifen, 
Tragen von Schweinen oder Kleinvieh an den Beinen mit dem Kopfe nach 
unten, iſt verboten. 

Schweine und Kleinvieh dürfen nicht mit zuſammengebundenen Beinen 
oder geknebelt angefahren werden und ſind beim Abladen zu heben, nicht 
zu werfen. 

Der Transport von Kälbern und anderem Marktvieh in Käfigen, die 
auf oder an dem Transportwagen angebracht ſind, iſt verboten. 

Die auf dem Schlachtviehmarkte zur Beförderung von Vieh benutzten 
Wagen dürfen nur ſo ſtark beladen werden, daß die Tiere, ohne gepreßt zu 
werden, nebeneinander ſtehen oder liegen können. 

Die Hinterwand der zum Transporte benutzten Wagen muß, zur Er⸗ 
leichterung des Ausladens, ganz abnehmbar ſein. 

Einzelne Rinder, welche nicht auf Wagen befördert werden, müſſen an 
Leinen, Bullen einzeln und mit verbundenen Augen geführt, ſtörriſche und 
bösartige Rinder überdies entweder an einem Naſenringe oder einer Naſen⸗ 
zange oder gehörig gefeſſelt geleitet werden. Im letzteren Falle iſt jedes 
einzelne Tier von mindeſtens zwei erwachſenen Treibern zu begleiten; der 
eine der Treiber hat das Tier am Kopfe zu leiten, der andere die Feſſeln zu 


führen und hinter dem Tiere herzugehen. Das loſe Treiben mehrerer Rinder 
iſt zuläſſig, wenn mindeſtens 3 Treiber vorhanden ſind. 

Das Abladen von Schlachtvieh darf nur an den dazu von dem Direktor 
beſtimmten Stellen vor den Toren der Hallen erfolgen. 


$ 10. Zum Schlachtviehmarkte dürfen nur eingeſpannte Zughunde 
und Schäferhunde zum Viehtreiben mitgebracht werden. Die Hunde müſſen 
mit ſicherem Maulkorbe verſehen ſein. Das freie Umherlaufen von Hunden 
während der Auftriebs- und Marktzeiten auf dem Viehhofe iſt verboten. 

§ 11. Arbeitshilfe jeglicher Art darf auf dem Schlachtviehmarkte nur 
durch ſolche Perſonen geleiſtet werden, welche von der Direktion des Schlacht⸗ 
und Viehhofes mit dem vorgeſchriebenen Abzeichen verſehen find. 

§ 12. Kleidungsſtücke und Schuhwerk ſämtlicher Perſonen, welche 
bei kranken Tieren oder in den Unterkunftsräumen derſelben Dienſte geleiſtet 
haben, ſind gründlich zu reinigen. 

§ 13. Futter und Streu für das in den Schlachtviehmarkt ein- 
gebrachte Vieh darf von den Einſtellern des letzteren nicht eingeführt, 
ſondern muß von der Verwaltung bezogen werden. 

$ 14. Rauhfutter, Streu und Dünger darf in den Markthallen von 
einem Markt zum andern nicht aufbewahrt werden, da fie Träger von Au- 
ſteckungsſtoffen ſein können. 

§ 15. Es iſt auf dem Schlachtviehmarkte insbeſondere verboten: 

1. alles ruheſtörende Lärmen, Streiten, Pfeifen und Singen, Knallen 
mit der Peitſche, jede Beläſtigung anderer, ſowie jede ſonſtige Störung 
der Ordnung; 

2. jede Verunreinigung oder Beſchädigung der Gebäude und jonjtigen 

Gegenſtände; 

das Hauſieren; 

. Trab- oder Galoppfahren; 

jede Waſſervergeudung und das eigenmächtige Offnen und Schließen 
der Lüftungsvorrichtungen; 

Wagen und Karren an anderen, als den hierfür angewieſenen Plätzen 
aufzuſtellen; 

. Stalltüren offen ſtehen zu laſſen; 

. das Rauchen in allen Teilen des Schlachtviehmarktes. 


j § 16. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden, ſoweit 
nicht nach anderen geſetzlichen Beſtimmungen eine höhere Strafe verwirkt iſt, 
mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark und, wenn dieſe nicht beigetrieben werden kann, 
mit entſprechender Haft beſtraft. 

§ 17. Dieſe Polizei-Verordnung tritt ſofort in Kraft. 
Die denſelben Gegenſtand betreffende Polizei-Verordnung vom 
24. September 1896 wird hiermit aufgehoben. 
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00 «q 


Der Königliche Polizei-Präfident. 


J. V.: frof. 
Gem. Bl. 1906. S. 532. 


11. Ordnung für die Autzvieh- und Pferdemärkte 
vom 20. April 1906. 


$ 1. Auf dem weſtlich des ſtädtiſchen Schlachthofes gelegenen freien 
Platze werden bis auf weiteres monatlich an jedem erſten Freitag Nutzvieh⸗ 
märkte für Rinder, Kälber, Schafe, Ziegen und Schweine, ſowie Pferde- 
märkte abgehalten. 

Fällt auf den 1. Freitag des Monats ein Feiertag, ſo wird der 
Markt am 2. Freitage desſelben Monats abgehalten. 

$ 2. Der Markt dauert von April bis einſchließlich Septembet von 
vormittags 7 bis nachmittags 1 Uhr und von Oktober bis einſchließlich März 
von 8 bis 1 Uhr. 

$ 3. Der Auftrieb der Tiere darf nicht früher als 1 Stunde vor 
Beginn des Marktes erfolgen; der Abtrieb der Tiere muß bis 1½ Uhr nad- 
mittags beendet ſein. 

§ 4. Der Zutritt iſt allen Perſonen geſtattet, welche am Viehhandel 
ein Intereſſe haben. 

Kinder unter 14 Jahren ſind zurückzuweiſen. 

§ 5. Die Promnitzſtraße, inſoweit fie dem Marktplatze entlang läuft, 
iſt für anderweitigen Verkehr während der Dauer der Märkte geſperrt. Der 
Verkehr zwiſchen 5 und Mochbern bezw. Klein Gandau hat an ſolchen 
Tagen lediglich über die Grenzſtraße zu erfolgen. 

§ 6. Der Markt wird in 3 Teilen getrennt abgehalten und zwar: 

a. der Pferdemarkt, 

b. der Rindviehmarkt, 

e. der Schweinemarkt, auf welchem außer Schweinen und Ferkeln noch 
Schafe und Ziegen gehandelt werden dürfen. 


§ 7. Sämtliche Pferde und Rinder müſſen bei dem Auftriebe fejte 
Halftern bezw. Stränge tragen und alsbald an die vorhandenen Anbinde- 
ſtangen ſicher angebunden werden. Die Aufſtellung der Pferde hat nach 
Maßgabe der vorhandenen Tafeln zu erfolgen: 


a. Gebrauchspferde, 
b. Luxuspferde. A 
Kein Händler hat ein Anrecht auf einen beſtimmten Platz. Die Tiere 

werden in der Reihenfolge aufgeſtellt, wie ſie eintreffen. Die Aufſtellung der 
Wagen auf dem Pferdemarkte erfolgt lediglich auf dem dazu beſtimmten 
Wagen⸗Ausſpannplatze nach Weiſung des dort aufgeſtellten Beamten. Die 
leeren Wagen der Viehbeſitzer, welche den Rinder- und Schweinemarkt 
beſuchen, ſind zwiſchen dem Rinder- und Schweinemarkte aufzuſtellen. Die 
beladenen Wagen, auf denen Schweine feilgeboten werden follen, find auf 
dem Schweinemarkte ordnungsgemäß in Reihen aufzuſtellen, damit der 
beaufſichtigende Tierarzt freien Zutritt zu den Wagen hat und die einzelnen 
Viehſtücke beſichtigen kann. 


$ 8. Die tarifmäßige Marktgebühr iſt gegen Entnahme der betreffen⸗ 
den Marktſcheine für jedes Tier und jeden Wagen beim Auftriebe an die am 
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Eingange des Marktes aufgejtellten, durch grüne Mützen kenntlichen 
Gebührenerheber zu entrichten. Die Marktſcheine find bei Vermeidung nod- 
maliger Erhebung der Marktgebühr ſorgfältig aufzubewahren und auf Ver⸗ 
langen dem Markt⸗Kontrolleur vorzuweiſen. Für Tiere und Wagen, welche 
den Markt verlaſſen und den Markt wieder betreten, wird nochmals Markt⸗ 
gebühr erhoben. Fuhrwerke, welche den Markt beſuchen, um nur Perſonen zu 
befördern, haben volles Standgeld für Pferde und Wagen zu entrichten, ſobald 
ſie den Standort der Gebührenerheber paſſieren. 
$ 9. Das Vorführen der Pferde hat lediglich in den dazu her⸗ 
gerichteten Vorführringen zu erfolgen, und zwar geſondert für Gebrauchs⸗ 
pferde und Luxuspferde. 
Inſonderheit iſt es ſtreng unterſagt, wegen der Gefährdung der Beſucher 
des Marktes, Pferde im Trabe oder Galopp außerhalb der Vorführringe zu 
bewegen. 
Das Vorfahren von beſpannten Wagen darf nur auf der den Pferde- 
marktplatz umgebenden Straße erfolgen. An den mit Warnungstafeln 
bezeichneten Stellen iſt nur im Schritt zu fahren. 
§ 10. Den von den Polizeibeamten, den Beamten und Gebühren- 
Erhebern der Schlacht⸗ und Viehhofs⸗Verwaltung erlaſſenen Anweiſungen 
iſt unweigerlich Folge zu leiſten, auch wenn die erlaſſene Anordnung durch 
Beſchwerde anderweitig angefochten werden ſoll. 
Beſchwerden gegen den beaufſichtigenden Tierarzt find bei dem König- 
lichen Polizei-Präſidium, Beſchwerden gegen Polizeibeamte bei dem zu- 
ſtändigen Polizei-Kommiſſar anzubringen. Beſchwerden anderer Art ſind an 
den Direktor des Schlacht- und Viehhofes zu richten. 
$ 11. Der Betrieb anderer, als mit dem Viehhandel verbundenen 
Handelsgeſchäfte auf dem Marktplatze iſt nur an den dazu beſtimmten Stellen, 
welche von den Marktbeamten angewieſen werden, gegen Zahlung des orts— 
üblichen Standgeldes geſtattet. Ausgeſchloſſen iſt der Handel mit Eßwaren 
und Getränken, ſoweit nicht dazu die beſondere ſchriftliche Erlaubnis der 
Schlachthofsverwaltung nachgewieſen wird. 
Der Handel im Umhergehen auf dem Marktplatze iſt unter allen Um⸗ 
ſtänden verboten. 
§ 12. Während des Marktes iſt verboten: 
1. Alles ruheſtörende Lärmen, Streiten, Pfeifen, jede Beläſtigung 
Anderer, ſowie ſonſtige Störung der' Ordnung. 

2. Jede Verunreinigung oder Beſchädigung der Einrichtungen und 
Gegenſtände. 

3. Jede Waſſervergeudung. 


4. Wagen und Karren an anderen Plätzen, als den hierfür ange- 
wieſenen, aufzuſtellen. 


5. Mitgebrachte Hunde frei herumlaufen zu laſſen. 

$ 13. Es iſt verboten, den Marktplatz zu anderen als den angegebenen 
Marktzeiten zu Fuß, zu Pferde oder zu Wagen zu betreten. 
XVI. 1969. 06. Gem. Bl. 1906. S. 853. 


12. Polizeiverorduung betreffend die Abhaltung von Uutzvieh⸗ 
und Pferdemärkten in Breslau 


vom 16. November 1906. 


Nachdem durch Beſchluß des Provinzialrats der Provinz Schleſien vom 
28. März 1898 die Abhaltung von alljährlich 12 Nutzvieh- und Roßmärkten in 
Breslau genehmigt worden ift, wird hierdurch auf Grund des $ 5 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 und des § 143 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 mit Zuſtimmung 
des hieſigen Gemeindevorſtandes folgendes verordnet: 


§ 1. Nutzviehmärkte für Rinder, Kälber, Schafe, Ziegen und 
Schweine, ſowie Pferdemärkte, werden bis auf weiteres monatlich an jedem 
erſten Freitag auf dem weſtlich des ſtädtiſchen Schlachthofes gelegenen freien 
Platze abgehalten. 

Fällt auf den 1. Freitag des Monats ein Feiertag, ſo wird der 
Markt am 2. Freitage desſelben Monats abgehalten. 


§ 2. Der Markt dauert von April bis einſchließlich September von 
vormittags 7 bis nachmittags 1 Uhr und von Oktober bis einſchließlich März 
von 8—1 Uhr. 


§ 3. Der Auftrieb der Tiere darf nicht früher als eine Stunde vor 
Beginn des Marktes erfolgen; der Abtrieb der Tiere muß bis 1½ Uhr nad- 
mittags beendet ſein. 


§ 4. Der Zutritt iſt allen Perſonen, welche am Viehhandel ein 
Intereſſe haben, geſtattet, dagegen Kindern unter 14 Jahren verboten. 


$ 5. Die Promnitzſtraße, inſoweit fie dem Marktplatz entlang läuft, 
ift für den anderweitigen Verkehr während der Dauer der Märkte geſperrt. 
§ 6. Der Markt wird in 3 Teilen getrennt abgehalten und zwar: 
a. der Pferdemarkt, 
b. der Rindviehmarkt, 
c. der Schweinemarkt, auf welchem außer Schweinen und Ferkeln auch 
Schafe und Ziegen gehandelt werden dürfen. 


$ 7. Sämtliche Pferde und Rinder müſſen bei dem Auftriebe feſte 
Halftern reſp. Stränge tragen und alsbald an die vorhandenen Anbinde- 
ſtangen ſicher angebunden werden. 

Die Aufſtellung der Pferde hat nach Maßgabe der vorhandenen Tafeln 
zu erfolgen: 

a. Gebrauchspferde, 

b. Luxuspferde. 


Kein Händler hat auf einen beſtimmten Platz ein Anrecht. 

Die Tiere werden in der Reihenfolge aufgeſtellt, in der ſie eintreffen. 

§ 8. Pferde dürfen nicht ohne Aufſicht gelaſſen werden; zu ihrer 
Beaufſichtigung dürfen Perſonen unter 18 Jahren nicht verwendet werden. 

§ 9. Die Aufſtellung der Wagen auf dem Pferdemarkte erfolgt 


lediglich auf dem dazu beſtimmten Wagen⸗Ausſpannplatze nach Weiſun 
der Aufſichtsbeamten. i 9 ſpannplatze nach Weiſung 
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Die leeren Wagen der Viehbeſitzer, welche den Rinder- und Schweine— 
markt beſuchen, ſind zwiſchen dem Rinder- und Schweinemarkt aufzuſtellen. 
Die beladenen Wagen, auf denen Schweine feilgehalten werden ſollen, ſind 
auf dem Schweinemarkt ordnungsmäßig in Reihen aufzuſtellen, damit der 
betreffende Tierarzt freien Zutritt zu den Wagen hat und die einzelnen Vieh- 
ſtücke beſichtigen kann. 

$ 10. Das Vorführen der Pferde darf nur in den dazu hergerichteten 
Vorführringen erfolgen und zwar geſondert für Gebrauchspferde und Lurus- 
pferde. 

Im Trabe oder Galopp dürfen Pferde außerhalb der Vorführringe 
nicht bewegt werden. 

Das Vorfahren von beſpannten Wagen darf nur auf der den Pferde- 
marktplatz umgebenden Straße erfolgen. An den mit Warnungstafeln 
bezeichneten Stellen darf nur im Schritt gefahren werden. 

§ 11. Den in veterinärpolizeilichem Intereſſe ergehenden An— 
ordnungen der beamteten Tierärzte, ſowie den zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung erlaſſenen Anweiſungen der polizeilichen Aufſichtsbeamten und der 
Beamten der ſtädtiſchen Schlacht- und Viehhofs-Verwaltung ift von allen 
Perſonen, welche die Märkte beſuchen, unbedingt Folge zu leijten. 

$ 12. Der Betrieb anderer, als mit dem Viehhandel verbundener 
Handelsgeſchäfte auf dem Marktplatze iſt nur an den dazu beſtimmten, von den 
Marktbeamten angewieſenen Stellen geſtattet. 

Eßwaren und Getränke dürfen nur mit beſonderer ſchriftlicher Er- 
laubnis der Schlachthofsverwaltung feilgehalten werden. 

Das Hauſieren auf dem Marktplatze iſt verboten. 

$ 13. Es ijt auf den Nutzvieh- und Pferdemärkten insbeſondere 
verboten: 

1. Alles ruheſtörende Lärmen, Streiten, Pfeifen und Singen, jede Be⸗ 

läſtigung Anderer, ſowie jede ſonſtige Störung der Ordnung; 
2. jede Verunreinigung oder Beſchädigung der Einrichtungen und 
Gegenſtände; 

3. jede Waſſervergeudung; 

4. Wagen und Karren an anderen, als den hierfür angewieſenen 
Plätzen aufzuſtellen; 

5. mitgebrachte Hunde frei umherlaufen zu laſſen. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden, ſoweit nicht nach 
anderen geſetzlichen Beſtimmungen eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Geld- 
ſtrafe bis zu 30 Mark und, wenn dieſe nicht beigetrieben werden kann, mit 
entſprechender Haft beſtraft. 


§ 14. Dieſe Polizeiverordnung tritt ſofort in Kraft. 


Der Königliche Polizei-Präſident. 
Dr. ®ienko. 
Gem. Bl. 1906. S. 826. 
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13. Preisfeſtſtellungsordnung für den ſtädtiſchen Vichhof zu Breslau. 
(In der Faſſung der Anderung vom 14. Dezember 1910.) 


Auf Grund des Geſetzes, betreffend die Preisfeſtſtellung beim Markt⸗ 
handel mit Schlachtvieh, vom 8. Februar 1909 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 269) 
beſtimme ich: 

1. Die Marktpreiſe find für folgende Schlachtwertklaſſen feſtzuſtellen: 


I. Rinder. 
X. Ochſen: 
a. vollfleiſchige, ausgemäſtete höchſten Schlachtwertes, die noch nicht 
gezogen haben (ungejocht), 
b. vollfleiſchige, ausgemäſtete im Alter von 4 bis 7 Jahren, 
e. junge fleiſchige, nicht ausgemäſtete und ältere ausgemäſtete, 
d. mäßig genährte junge, gut genährte ältere; 


B. Bullen: 
a. vollfleiſchige, ausgewachſene höchſten Schlachtwerts, 
b. vollfleiſchige, jüngere, 
c. mäßig genährte junge und gut genährte ältere; 
C. Färſen und Kühe: 
a. vollfleiſchige, ausgemäſtete Färſen höchſten Schlachtwerts, 
b. vollfleiſchige, ausgemäſtete Kühe höchſten Schlachtwerts bis zu 
7 Jahren, 
c. ältere ausgemäſtete Kühe und wenig gut entwickelte jüngere Kühe 
und Färſen, 
d. mäßig genährte Kühe und Färſen, 
e. gering genährte Kühe und Färſen; 


D. Gering genährtes Jungvieh (Freſſer). 


— 


II. Kälber. 


. Doppellender, feinſter Maſt, 

feinſte Maſtkälber, 

. mittlere Maſt- und befte Saugkälber, 
geringere Maſt⸗ und gute Saugfälber, 
e. geringe Saugkälber. 


un vo 


III. Schafe. 

A. Stallmaſtſchafe: 

a. Maſtlämmer und jüngere Maſthammel, 

b. ältere Maſthammel (geringere Maſtlämmer) und gut genährte 

(junge) Schafe, 

c. mäßig genährte Hammel und Schafe (Merzſchafe); 
B. Weidemaſtſchafe: 

a. Maſtlämmer, 

b. geringere Lämmer und Schafe. 

18* 
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IV. Schweine. 


a. Fettſchweine über 150 kg (3 Zentner) Lebendgewicht, 5 

b. vollfleiſchige von 120 bis 150 kg (240 bis 300 Pfund) Lebendgewicht, 

c. vollfleiſchige von 100 bis 120 kg (200 bis 240 Pfund) Lebendgewicht, 

d. vollfleiſchige Schweine von 80 bis 100 kg (160 bis 200 Pfund) 
Lebendgewicht, 

e. vollfleiſchige Schweine unter 80 kg (160 Pfund) Lebendgewicht, 

f. unreine Sauen und geſchnittene Eber. 


Die Reihenfolge, in der die Schlachtwertklaſſen vorſtehend aufgeführt 
ſind, iſt nicht bindend. Der Notierungskommiſſion ſteht es frei, die Klaſſen 
der Qualitätsauffaſſung des Marktes entſprechend nach ihrem Ermeſſen an⸗ 
zuordnen“). Die Notierungskommiſſion ift ferner befugt, zwei Klaſſen zu- 
ſammenzufaſſen, oder eine Klaſſe in Unterabteilungen zu zerlegen. Z. B. iſt 
es ſtatthaft in der Klaſſe: „Unreine Sauen und geſchnittene Eber“ Sauen und 
Eber getrennt oder auch für Sauen zwei Qualitäten zu notieren. Schlacht⸗ 
wertklaſſen, die an dem Markte nicht oder nur ausnahmsweiſe vorkommen, 
brauchen im Marktberichte nicht berückſichtigt zu werden. 

2. a. Für ſämtliche Schlachtwertklaſſen ſind Preiſe nach Lebendgewicht 
feſtzuſtellen. 

b. Bei allen Tiergattungen können neben den Lebendgewichtspreiſen 
Preiſe für Schlachtgewicht entſprechend der bisherigen Übung feſtgeſtellt 
werden. Dem Begriff des Schlachtgewichts ſind die in der Anlage J der 
allgemeinen Verfügung der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten, für Handel und Gewerbe, des Innern vom 9. Juli 1900 — I. A. a. 
3525 II. Ang. M. f. L., B. 4922 II. M. f. H., II. b. 2475 I. Ang. M. d. J. 
— enthaltenen Beſtimmungen über das Schlachten und die Ermittelung des 
Schlachtgewichts bei den einzelnen Schlachttiergattungen zugrunde zu legen. 

3. Die Feſtſtellung der Preiſe erfolgt durch eine Notierungskommiſſion. 
Sie beſteht aus dem Direktor des Schlacht- und Viehhofes oder feinem Ber- 
treter als Vorſitzenden und einer gleichen Zahl von Vertretern der Qand- 
wirtſchaft, des Viehhandels und des Fleiſchergewerbes. Für jedes Mitglied 
iſt ein Stellvertreter zu beſtellen. Die Vertreter des Handels und des 
Fleiſchereigewerbes ſind nach näherer Anordnung der Marktverwaltung zu 
beſtellen. Als Vertreter der Landwirtſchaft treten Beauftragte der Landwirt- 
ſchaftskammer für die Provinz Schleſien in Tätigkeit. Die Vertreter des 
Handels und des Fleiſchereigewerbes ſowie die Beauftragten der Landivirt- 
ſchaftskammer üben ihr Amt ehrenamtlich aus. 

4. Über jeden, während der Marktſtunden abgeſchloſſenen Verkauf 
eines Tieres, das auf dem Markte eingeſtellt iſt, iſt von dem Verkäufer eine 
Aufzeichnung durch Ausfüllung eines Formulars nach dem beiliegenden 
Muſter zu machen. Sind mehrere Tiere derſelben Gattung zu einem Ein⸗ 
heitspreiſe an denſelben Käufer verkauft, ſo genügt die Ausſtellung eines 
Verkaufsſcheines. Der an dem Formular befindliche ſeitliche Abſchnitt braucht 
nur in den Fällen ausgefüllt zu werden, in denen der Notierungskommiſſion 
nach Maßgabe der Vorſchriften unter 6 und 7 ſchriftliche Mitteilungen zu 


) Von dieſer Ermächtigung hat die Notierungskommiſſion inſofern Gebrauch gemacht, 
als im hieſigen Marktberichte die Feitſchweine nicht unter Klaſſe a, ſondern unter k geführt 
werden, während die anderen Klaſſen, entſprechend heraufgerückt, die Buchſtaben a bis e tragen. 
Außerdem iſt für die „Färſen“ die Bezeichnung „Kalben“ gewählt worden. R 
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machen ſind. Als Preis iſt derjenige Preis anzugeben, der zwiſchen den 
Parteien vereinbart iſt, alſo wenn nach dem Stück gehandelt iſt, der Stück⸗ 
preis, wenn nach dem Gewicht gehandelt iſt, der für die zugrunde gelegte 
Gewichtseinheit (1 Zentner oder ein Doppelzentner) vereinbarte Preis. 
Sämtliche Abmachungen über die Höhe des Preiſes ſind genau wiederzugeben. 
Der Preis iſt ſtets in Zahlen anzugeben, die Einſetzung eines nicht zu⸗ 
treffenden Preiſes iſt verboten. Angaben wie „3 Mark über Notiz“ und 
dergleichen ſind verboten. Der Verkäufer hat auf Verlangen des Käufers 
dieſem ein Duplikat der Aufzeichnung auszuhändigen. Urſchrift und Duplikat 
ſind nach § 1 Abſ. 4 des Geſetzes ſtempelfrei. 


5. a. Die ausgefüllten Scheine find während der Marktſtunden aufzu⸗ 
bewahren. Dem Vorſitzenden der Notierungskommiſſion oder feinem Stell- 
vertreter iſt auf deren Verlangen Einſicht zu gewähren. Iſt dem Käufer 
ein Duplikat des Scheines nicht ausgehändigt, ſo iſt er verpflichtet, dem Vor⸗ 
ſitzenden der Kommiſſion oder ſeinem Stellvertreter den Verkäufer namhaft 
zu machen. 


b. Formulare für die Aufzeichnungen werden von der Marktverwaltung 
unentgeltlich verabfolgt. 


6. a. Die Verkäufer haben die ſämtlichen während der Marktſtunden 
verkauften Schweine, bevor ſie von dem Markte entfernt werden, zur Ver⸗ 
wiegung zu bringen, ohne Rückſicht darauf, ob der Verkauf nach dem Stück 
oder nach Gewicht erfolgt iſt. Der ſeitliche Abſchnitt des Formulars iſt ſtets 
auszufüllen und nach Eintragung des auf der Wage feſtgeſtellten Gewichts 
durch den amtlichen Wieger unverzüglich bei der von der Marktverwaltung 
beſtimmten Stelle einzureichen. Auf Grund der in den Abſchnitten ent⸗ 
haltenen Angaben ſind Liſten aufzuſtellen, in denen für jede Schlachtwertklaſſe 
die zu den einzelnen Preiſen abgeſchloſſenen Verkäufe unter Angabe der er⸗ 
mittelten Gewichte einzutragen ſind. 


b. Der Vorſitzende der Notierungskommiſſion kann beſtimmen, daß die 
Anſchreibungen nur bei einem Teile der Wagen ſtattzufinden haben. Er 
kann ferner im Laufe des Marktes anordnen, daß von weiteren Mn- 
ſchreibungen abzuſehen iſt. Dieſe Anordnungen ſind nur ſtatthaft, wenn es 
nach der Geſchäftslage auf dem Markte zur Erkenntnis der Preisbildung der 
Aufſtellung vollſtändiger Liſten nicht bedarf. 


T. a. Bei den übrigen Tiergattungen ijt der Vorſitzende der Notierungs- 
kommiſſion befugt, ſofern er nicht annimmt, daß die während der Markt⸗ 
ſtunden von den Beteiligten freiwillig vorzunehmenden Verwiegungen zur 
Feſtſtellung von Lebendgewichtspreiſen genügen werden, aus jeder Schlacht⸗ 
wertklaſſe eine Anzahl von Tieren zu beſtimmen, die, ſofern ſie während der 
Marktſtunden verkauft werden, vor Verlaſſen des Marktes zu verwiegen ſind. 

Es iſt beſondere Sorgfalt darauf zu verwenden, daß bei der Auswahl 
der zu verwiegenden Tiere ein regelmäßiger Ausgleich zwiſchen den einzelnen 
Händlern ſtattfindet. 


b. Für die Verwiegung der von dem Vorſitzenden der Notierungs⸗ 
kommiſſion bezeichneten Tiere hat der Verkäufer zu ſorgen. 


e. Die Ausfüllung des ſeitlichen Abſchnitts des Verkaufsſcheines und 
die Einreichung dieſes Abſchnitts hat ſtets zu erfolgen, wenn ein verkauftes 
Stück verwogen wird. 
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d. Die Anſchreibungen haben in derſelben Weiſe zu erfolgen, wie unter 
Nr. 6 angeordnet. Die angegebenen Stückpreiſe ſind nach dem Ergebnis der 
Verwiegungen auf Lebendgewicht umzurechnen. 


8. Zum Zwecke der Nachprüfung der Notierungen nach Schlachtgewicht 
(Nr. 2b) kann die Notierungskommiſſion von den Käufern der von ihr zu 
bezeichnenden Stücke verlangen, daß ihr bis zum nächſten Markttage das nach 
der Schlachtung ermittelte Schlachtgewicht (Allgemeine Verfügung vom 
9. Juli 1900) mitgeteilt wird, ſofern die Schlachtung bis dahin auf dem 
ſtädtiſchen Schlachthof zu Breslau bewirkt iſt. 


9. Die Notierungskommiſſion tritt zu der von der Marktverwaltung 
beſtimmten Zeit zur amtlichen Feſtſtellung der Preiſe zuſammen. Die auf 
Grund der ſchriftlich eingereichten Angaben gemachten Anſchreibungen ſind 
der Kommiſſion vorzulegen. Die Feſtſtellung von Preiſen ſetzt voraus, daß 
in der in Frage kommenden Schlachtwertklaſſe ausreichende Umſätze jtatt- 
gefunden haben. Als Marktpreiſe ſind für die einzelnen Tiergattungen und 
Schlachtwertklaſſen diejenigen Preiſe feſtzuſtellen, die nach den Anſchreibungen 
und den von den Mitgliedern der Notierungskommiſſion gemachten Be- 
obachtungen der wirklichen Geſchäftslage des Verkehrs auf dem Markte ent⸗ 
ſprechen. Ergeben fich innerhalb der Kommiſſion Meinungsverſchiedenheiten, 
ſo entſcheidet die Mehrheit der anweſenden Mitglieder; bei Stimmengleichheit 
entſcheidet der Vorſitzende. 

Dem Ermeſſen der Notierungskommiſſion bleibt es überlaſſen, ob ſie 
für die einzelne Schlachtwertklaſſe neben den Spannungspreiſen noch einen 
Durchſchnittspreis feſtſtellen will. Ausnahmspreiſe ſind als ſolche kenntlich 
zu machen. 

Die Notierungskommiſſion hat einen amtlichen Marktbericht aufzu- 
ſtellen. Der Bericht hat zu enthalten: i 

1. die feſtgeſtellten Preiſe, 
2. Angaben über die Beſchickung des Marktes, 
3. eine allgemeine Charakteriſtik des Marktverlaufs. 

Der Bericht iſt ſo frühzeitig fertigzuſtellen, daß der Abdruck noch in den 
am Markttage erſcheinenden Abendblättern erfolgen kann. 

Außerdem ſind vollſtändige Liſten der zu den einzelnen Preiſen ver- 
kauften Schweine, jedoch ohne Sonderung nach Schlachtwertklaſſen, für die 
Veröffentlichung zur Verfügung zu ſtellen. 


10. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften unter Nr. 4, Ha, 6a, 
Tb, e, 8 werden mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark und im Unvermögensfalle 
mit Haft bis zu 4 Wochen beſtraft. (§ 3 des Geſetzes.) 

Berlin, den 20. Juli 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
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Verkaufsſchein. 
Städtiſcher Schlachtviehmarkt zu Breslau. 
Breslau, den Breslau, den 
BCC (o ((o ( 2 ˙ TE A R i 
Numer Laufende Nummer 
re ae Mn „ TE: 
mult. T NN a 
Gegenſtand des a // e Ko Aaa 
.. Ochſen. .. Bullen Kalben RGE e a E R 
„. Kühe.. Kälber . Schafe Kalbe T. R a 
Schweine. Schaffe RER 
Schweine 
Preis: i 
„ für 1 .. . Btr. Lebendgewicht. | Preis: i 
für 1 Itr. Schlachtgewicht . für 1 Btr. Lebendgewicht. 
M (im ganzen). Ne M für 1 Ztr. Schlachtgewicht. 
ee (im ganzen). 
Qualität: 5 
Qualität: 
(Unterſchrift.) Lebend gewicht. kg. 


Veſtimmungen über das Schlachten und die Ermittelung des 
Schlachtgewichts bei den einzelnen Schlachttiergattungen. 


Vor der Gewichtsermittelung ſind bei dem Ausſchlachten vom Tiere 
zu trennen: 
I. bei den Rindern: 


a. die Haut, jedoch jo, daß kein Fleiſch oder Fett an ihr verbleibt; der 
7 iſt auszuſchlachten, das ſogenannte Schwanzfett darf nicht entfernt 
werden; 

b. der Kopf zwiſchen dem Hinterhauptsbeine und dem erſten Hals- 
. (im Genick) ſenkrecht zur Wirbelſäule; 

die Füße im erſten (unteren) Gelente der Fußwurzeln über dem 
ee Schienbeine; 

d. die Organe der Bruſt⸗, Bauch- und Beckenhöhle mit den anhaftenden 
Fettpolſtern (Herz- und Mittelfett), jedoch mit Ausnahme der Fleiſch⸗ und 
Talgnieren, welche mitzuwiegen ſind; 

e. die an der Wirbelſäule und in dem vorderen Teile der Bruſthöhle 
gelegenen Blutgefäße mit den anhaftenden Geweben, ſowie der Luftröhre und 
des N Teiles des Zwerchfelles; 

das Rückenmark; 

der Penis (Ziemer) und die Hoden, jedoch ohne das ſogenannte 
Sadſett bei den männlichen Rindern; das Euter und Voreuter bei Kühen 
und über die Hälfte tragenden Kalben. 


II. bei den Kälbern: 


a. das Fell nebſt den Füßen im unteren Gelenk der Fußwurzel; 
b. der Kopf zwiſchen dem Hinterhauptsbeine und erſten Halswirbel 
(im Genick); 
c. die Eingeweide der Bruft-, Bauch- und Beckenhöhle mit Ausnahme 
der Nieren; 
d. der Nabel und bei männlichen Kälbern die äußeren Geſchlechts⸗ 
organe. 
III. bei dem Schafvieh: 
a. das Fell nebſt den Füßen im unteren Gelenke der Fußwurzel; 
b. der Kopf zwiſchen dem Hinterhauptsbeine und dem erſten Gals- 
wirbel; 
c. die Eingeweide der Bruft-, Bauch- und Beckenhöhle mit Ausnahme 
der Nieren; 
d. bei Widdern und Hammeln die äußeren Geſchlechtsteile, bei Mutter- 
ſchafen die Euter. 
IV. bei den Schweinen: 


a. die Eingeweide der Bruſt⸗, Bauch- und Beckenhöhle nebſt Zunge, 
Luftröhre und Schlund, jedoch mit Ausnahme der Nieren und des Schmeres 
— Flohmen, Lieſen —; 

b. bei männlichen Schweinen die äußeren Geſchlechtsteile. 

Die Gewichtsermittelung hat bei den Rindern in ganzen, halben oder 
viertel, bei Kälbern und dem Schafviehe in ganzen und bei Schweinen in 
ganzen oder halben Tieren zu erfolgen. 

Erfolgt die Feſtſtellung des Schlachtgewichtes bei den Rindern imer- 
halb 12 und bei den anderen Schlachttieren innerhalb 3 Stunden nach dem 
Schlachten, jo ift von jedem angefangenen Zentner — 50 kg — 1 Pfund — 
½ kg — als ſogenanntes Warmgewicht in Abzug zu bringen. 

Für jede Schlachtgewichtswägung iſt auf Verlangen ein Wageſchein 
eg auf welchem die Bezeichnung „Schlachtgewicht“ angegeben 
ſein muß. 


Vorſtehende Preisfeſtſtellungsordnung nebſt Muſter eines Verkaufs- 
ſcheins und Vorſchriften über die Ermittelung des Schlachtgewichts gebe ich 
bekannt und ſetze als Tag des Inkrafttretens der neuen Beſtimmungen den 
1. September 1909 feſt. 

Bei denjenigen Tiergattungen, für welche es zurzeit an den nötigen Wiege- 
einrichtungen fehlen ſollte, darf bis zum 1. Januar 1910 von der Feſtſtellung 
von Lebendgewichtspreiſen nach dem neuen Verfahren abgeſehen werden. Be- 
züglich dieſer Tiergattungen bewendet es bis zu dem genannten Tage noch 
bei dem bisherigen Verfahren. Jedoch iſt die Notierungskommiſſion befugt, 
ſoweit ſie es für angängig erachtet, für einzelne Schlachtwertklaſſen dieſer 
Tiergattungen fon vorher mit der Feſtſtellung von Lebendgewichtspreiſen 
nach Maßgabe der vorſtehenden Preisfeſtſtellungsordnung zu beginnen. 


Breslau, den 8. Auguſt 1909. 


Der Regierungs-Präſident. 
XVI. 461. 11. 
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C. Wochenmarkt. Markthallen. Wollmarkt. 


1. Polizeiverordnung zur Regelung des Marktverkehrs in Breslau 
vom 1. November 1909. 


Auf Grund der SS 143 und 144 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.⸗S. S. 195 ff.), des § 69 der 
Reichs⸗Gewerbeordnung und der SS 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizei- 
verwaltung vom 11. März 1850 (G.-S. S. 265) wird mit Zuſtimmung des 
Gemeindevorſtandes für den Stadtkreis Breslau zur Regelung des 
Marktverkehrs in den ſtädtiſchen Markthallen, auf dem Ringe, auf dem 
Blücherplatze und auf dem Neumarkt folgendes verordnet: 

§ 1. Die Wochenmärkte in der Stadt Breslau werden in den 
ſtädtiſchen Markthallen abgehalten. 

Außerdem finden ſtatt: 

a. der Großhandel mit Blumen, Obſt und Grünzeug auf dem Ringe 

und auf dem Blücherplatze und zwar 

vom 1. April bis einſchließlich den 30. September 
von 5 bis 7 Uhr morgens, 

vom 1. Oktober bis einſchließlich den 31. März 
von 6 bis 8 Uhr morgens; 

b. der bisherige Heu- und Stroh- xc. Markt auf dem Platze vor den 

Grundſtücken Schießwerderplatz Nr. 28, 30 und 32. 

Der Blücherplatz wird für den Großmarkt nur dann hinzugenommen, 
wenn in Zeiten ſtarker Zufuhr der Ring zur glatten Abwickelung des Markt⸗ 
geſchäftes nicht ausreicht. 

Auf den Neumarkt dürfen ferner an den Markttagen vormittags bis 
12 Uhr Obſt, Blumen, Pilze und Beeren im Kleinhandel feilgehalten werden, 
wenn die Markthallenverwaltung durch Aushang an den Einfahrtstoren der 
Markthallen und auf dem Neumarkt bekannt gegeben hat, daß in den Hallen 
Platz nicht mehr vorhanden iſt. 

$ 2. 1. Die ſtädtiſchen Markthallen ſind zu Marktzwecken für jeder⸗ 
mann geöffnet. 

Perſonen, welche darin Waren feilhalten, haben den Nachweis zu 
führen, daß ſie die von der ſtädtiſchen Verwaltung feſtgeſetzten Gebühren 
bezahlt haben. 

2. Die Marktſtände und die übrigen Räume in und vor den Markt⸗ 
hallen ſowie die Marktſtände auf dem Neumarkt werden durch die Markt⸗ 
n oder durch die von ihr damit beauftragten Perſonen 
verteilt. 

Die Marktſtände des Großmarktes auf dem Ringe und auf dem Blücher⸗ 
plage werden durch die Polizei-Exekutivbeamten angewieſen. 

3. Auf dem Großmarkt dürfen Obſt und Grünzeug nur in den Mindeſt⸗ 
mengen verkauft werden, welche durch das dieſer Polizeiverordnung bei⸗ 
gegebene Verzeichnis feſtgeſetzt ſind. 
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Durch dieſe Aufſtellung von Mindeſtmengen wird der Handel mit 
Erſtlingserzeugniſſen nicht berührt. 

$ 3. 1. Die ſtädtiſchen Markthallen find für den Marktverkehr täglich 
geöffnet, und zwar: 

im Sommer, d. h. in der Zeit 
vom 1. April bis einſchließlich den 30. September von 5 Uhr morgens 
und 
im Winter, d. h. in der Zeit 
vom 1. Oktober bis einſchließlich den 31. März von 6 Uhr morgens 
bis 1 Uhr nachmittags und von 5 bis 8 Uhr abends, an den Sonn- 
abenden aber bis 9 Uhr abends. 

An den Sonn⸗ und Feiertagen werden, unbeſchadet der Beſtimmungen 

unter Ziffer 2 und 3 dieſes Paragraphen, die Markthallen 
im Sommer 
von 6 bis 9 Uhr vormittags, 
im Winter 
von 7 bis 9 Uhr vormittags 
offengehalten. 

2. Am Sonnabend vor dem Oſter- und Pfingſtfeſte, jowie am Sonn- 
abend vor dem Totenſonntag, am Silveſtertage und am Tage vor dieſem, 
ſowie am 22. und 23. Dezember, ſofern dieſe vier letztgenannten Tage oder 
einer oder mehrere derſelben auf einen Wochentag fallen, ſind die Markthallen 
vom Beginn der Marktzeit ab ohne Unterbrechung bis 9 Uhr abends geöffnet, 
am 24. Dezember desgleichen, jedoch nur bis 8 Uhr abends, falls dieſer Tag 
auf einen Wochentag fällt. : 

An den zwei letzten Sonntagen vor Weihnachten, ſowie am 30. oder 
31. Dezember, falls einer dieſer beiden Tage auf einen Sonntag fällt, ſind die 
Markthallen geöffnet von 7 bis 9 Uhr vormittags und von 11 Uhr vormittags 
bis 6 Uhr abends. 

3. Am 1. Oſter⸗, Pfingſt⸗ und Weihnachtsfeiertage ſowie am Neujahrs⸗ 
tage bleiben die Markthallen geſchloſſen. 

Die Zeiten der Eröffnung und des Schluſſes des Marktverkehrs in den 
Markthallen werden durch Glockenzeichen kenntlich gemacht. 


§ 4. Waren, die nicht zu den Gegenſtänden des Wochenmarktverkehrs 
gehören, dürfen in den Markthallen nicht feilgehalten werden.“) 


) In den ſtädtiſchen Markthallen dürfen verkauft werden: 


Fleiſch Käſe 

Fleiſchwaren Margarine 

Wild Schmalz 

Geflügel Honig 

Auſtern Sirup 

Muſcheln Eier 

Krabben Alle eßbaren Garten-, Wald- oder Feldfrüchte 

gman A lk riſch, getrocknet, gebacken oder eingekocht) 
rebſe Mühlenfabrikate 

Fiſche (geſalzene, gedörrte, geräucherte, ein- Backwaren 
gemachte, friſche und lebende) Konſerven 

Kaviar Moſtrich 

Milch Speifeöl 


Butter | Hefe 
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§ 5. Die Gänge in den Markthallen dürfen nur nach Anordnung der 
Markthallenverwaltung mit Marktwaren beſetzt werden. 


Die Verkäufer und ihr Perſonal dürfen ſich nicht unnötig in den 
Gängen aufhalten. 


$ 6. 1. Jeder Gewerbebetrieb im Umhergehen in den Markthallen 
iſt verboten. 

2. Perſonen, die ihre Dienſte als Marktträger anbieten wollen, müſſen 
einen von der ſtädtiſchen Markthallen-Verwaltung ausgeſtellten Ausweis bei 
ſich führen und auf der linken Bruſtſeite ein gelbes Blechſchild mit ſichtbarer 
Nummer, die ihnen von der Markthallen-Verwaltung zugeteilt wird, tragen. 

§ 7. Gegenſtände des Marktverkehrs find: 

1. Rohe Naturerzeugniſſe mit Ausſchluß des größeren Viehes; 

2. Fabrikate, deren Erzeugung mit der Qand- und Forſtwirtſchaft, dem 
Garten- und Obſtbau oder der Fiſcherei in unmittelbarer Ber- 
bindung ſteht oder zu den Nebenbeſchäftigungen der Landleute der 
Gegend gehört oder durch Tagelöhnerarbeit bewirkt wird, mit Aus⸗ 
ſchluß der geiſtigen Getränke; 

3. friſche Lebensmittel aller Art. 

Dem Bezirks-Ausſchuß bleibt es vorbehalten, auf Antrag der Gemeinde- 

behörde auch andere als die vorgenannten Gegenſtände zum Marktverkehr 
zuzulaſſen. (§ 66 der Reichs⸗Gewerbeordnung.) 


$ 8. 1. Rohe Tierfelle dürfen in die Markthallen weder mitgebracht, 
588 daſelbſt gelagert werden; der Handel mit ihnen in den Markthallen iſt 
verboten. 

2. Nur an beſonders dazu beſtimmten Stellen darf Wild abgezogen 
und ausgeſchlachtet, Ferdervieh getötet und ausgenommen werden. 

3. Friſches Fleiſch ſowie andere Waren und Gegenſtände, durch welche 
Perſonen verunreinigt werden können, dürfen durch die Markthallen nur 
bedeckt getragen werden. 


$ 9. 1. Unreifes Obſt iſt von dem reifen geſondert zu halten und als 
ſolches durch Aufſtellen einer Tafel mit der deutlich lesbaren Aufſchrift: 
„Unreifes Obſt“ kenntlich zu machen. 

2. Fleiſch von auswärts geſchlachteten Tieren muß getrennt von dem 
Fleiſch des im Stadtbezirk geſchlachteten Viehes feilgehalten werden; an dem 


Verkaufsſtand iſt eine Tafel mit der deutlich lesbaren Aufſchrift: „Auswärts 
geſchlachtet“ anzubringen. 


Blumen Seife (Hausſeife) 

Scheuertücher Fäſſer und Wannen aus Holz für den Haus- 
Fenſterleder bedarf 

Abſtäuber Holzeimer 

Zylinderputzer Gegenſtände von Blech für den Hausbedarf 
Haarbeſen Polierte Haus- und Küchengeräte geringer Art 
Handfeger Waſchleinen 

Schrubber | Hanftaſchen 

Klopfpeitſchen | Bunzlauer Geſchirr und gewöhnliches Steingut 
Federbeſen Schürzen aus billigen Stoffen 

Bürſten Pantoffeln mit Kort- und Lederſohlen, Stoff- 
Band ſchuhe 

Zwirn | Sen n 

Strümpfe Wolle 


Wichſe 


5 


$ 10. Wer Roßfleiſch zum Verkauf ſtellt, darf auf demſelben Ver⸗ 
kaufsſtand anderes Fleiſch nicht feilhalten und muß an dem Verkaufsſtand 
eine Tafel mit der deutlich lesbaren Aufſchrift „Roßfleiſch“ führen. 


$ 11. Lebendes Federvieh darf nur in luftigen und jo geräumigen 
Behältern, Körben und dergleichen zu Markte gebracht werden, daß die Tiere 
nebeneinander Platz haben. 

Dasſelbe gilt von lebenden Kaninchen und anderen kleineren Tieren. 


$ 12. Der Verkauf von Milch iſt mit polizeilicher Erlaubnis auch 
außerhalb der Markthallen an allen Tagen des Jahres von 5 bis 9 Uhr vor⸗ 
mittags auf den vom Polizeipräſidium anzuweiſenden Stellen geſtattet. 

Die hierfür bisher erteilten Erlaubnisſcheine behalten bis auf weiteres 
ihre Gültigkeit. 

§ 13. Nicht flüſſige Marktgegenſtände dürfen ſowohl auf dem Groß⸗ 
markte als auch in den Markthallen und auf dem Neumarkt nur nach Gewicht, 
Stückzahl oder Bundzahl verkauft werden. 

Dasſelbe gilt für den Verkauf von Honig, Sirup, Olen und Frucht⸗ 
ſäften. 

Bei Gegenſtänden, welche nach Gewicht verkauft werden, muß das vom 
Verkäufer angegebene Gewicht ſich wirklich vorfinden. 

Iſt dies nicht der Fall, ſo erfolgt, abgeſehen von der Beſtrafung, die 
Zerſtörung der urſprünglichen Form oder Verpackung der Ware. 

Wird auf dem Großmarkt Ware korbweiſe oder ſackweiſe verkauft, ſo 
muß das im Korbe oder Sack befindliche Quantum nach Gewicht in deutlich 
lesbarer Schrift und an augenfälliger Stelle am Korbe oder Sack erſichtlich 
gemacht ſein. 

Bezweifelt der Käufer die Richtigkeit dieſer Angabe, ſo kann er gegen 
Entrichtung einer Gebühr von 5 Pfennig die Nachwiegung des Korb- oder 
Sackinhaltes auf den auf dem Großmarkt aufgeſtellten ſtädtiſchen Wagen 
herbeiführen. 

$ 14. Den Anordnungen der Markthallenbeamten iſt ebenſo 
1 Folge zu leiſten, wie denjenigen der Exekutivbeamten der Marft- 
polizei. 

$ 15. 1. Jede Verletzung des Auſtandes und jede Störung der öffent- 
lichen Ruhe und Ordnung in den Markthallen ift ebenſo wie zweckloſes Still- 
ſtehen und unnötiges Zuſammenlaufen verboten. 

2. Bei größeren Ungehörigkeiten, insbeſondere bei Tätlichkeiten wird 
der Schuldige aus der Markthalle verwieſen und darf dieſelbe an demſelben 
Tage nicht wieder betreten. 

3. Niemand darf einen anderen als den ihm angewieſenen Standplatz 
einnehmen. 8 

§ 16. 1. Hunde dürfen nur in die Markthalle gebracht werden, wenn 
jie als Zugtiere benutzt werden und mit einem vorſchriftsmäßigen Maulkorbe 
verſehen ſind, ſie dürfen aber nicht in den Markthallen verbleiben. 

2. Kinderwagen und Fahrräder dürfen in die Markthallen nicht ein⸗ 
geführt werden. 

8 17. 1. In den Markthallen zurückgebliebene Marktwaren und 
Geräte, für die weder Standgeld noch Lagergeld bezahlt worden iſt, läßt die 
Markthallen-Verwaltung dort auf Gefahr und Koſten des Eigentümers gegen 
die tarifmäßigen Gebühren lagern. f 
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2. Leicht verderbliche Waren werden alsbald verkauft, andere Waren 
und Geräte, wenn der Eigentümer die Rückgabe nicht binnen 8 Tagen gegen 
Erſtattung ſämtlicher Gebühren nachſucht. 


3. Der Verkauf kann freihändig oder meiſtbietend zu dem der Markt⸗ 
hallen⸗Verwaltung angemeſſen erſcheinenden Preiſe geſchehen. 


4. Wenn ſich der Eigentümer nicht binnen 4 Wochen meldet, wird der 
Erlös nach Abzug der Lagergebühr und etwaiger ſonſtiger Koſten an die 
Armendirektion abgeführt. 

§ 18. Verboten ift den Standinhabern und ihren Leuten: 

I. in ſämtlichen Räumen der Markthallen: 

a. der Gebrauch von Kohlenbecken zum Erwärmen der Hände und 
Füße, ſofern nicht dieſe Becken aus Eiſen, Blech, Meſſing oder 
Kupfer hergeſtellt ſind und die erforderliche Offnung nur an der 
Seite haben; das Kohlenfeuer in den Becken muß nach der Be- 
nutzung ſofort vollſtändig ausgelöſcht werden; 

b. die Verwendung von Gasäther, Ligroine, Naphthalin, Benzin 
und ähnlichen feuergefährlichen Stoffen zur Beleuchtung der 
Verkaufsſtände; 

e. die Benutzung von Petroleum- und Spirituskochapparaten; 

II. in den Kellerverſchlägen: 


a. die Beleuchtung mit ungeſchütztem Licht; das Gaslicht muß mit 
einer ſtets brennenden, mittels Kleinſteller verſtellbaren Flamme 
verſehen ſein; 

b. das Anzünden von Licht; 


c. jeder Gebrauch von Streichhölzern und Feuerzeugen; 
d. das Tabakrauchen. 
Die Standinhaber haften für die Befolgung dieſer Vorſchriften durch 
ihre Leute. 
$ 19. Vorſtehende Vorſchriften finden ſinngemäße Anwendung auf 


den Großmarkt auf dem Ringe und Blücherplatz ſowie auf den auf dem 
Neumarkt zugelaſſenen Marktverkehr. 


29. Übertretungen vorſtehender Vorſchriften werden, ſofern ſie 
nicht nach anderweitigen Beſtimmungen ſtrenger zu beſtrafen ſind, mit einer 
Geldſtrafe bis zu 30 Mark, im Unvermögensfalle mit verhältnismäßiger 


Haft geahndet. 
$ 21. Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Dezember 1909 in Kraft. 


Am ſelben Tage verliert die Polizeiverordnung vom 30. September 
1908, betreffend die Regelung des Marktverkehrs in den ſtädtiſchen Markthallen, 
auf dem Ringe und auf dem Neumarkt ihre Gültigkeit. 


Der Königliche Polizei-präſident. 
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Mindeſtmengen für den Verkauf von Obſt und Gemüſe auf dem Großmarkt. 


I. Nach Gewicht. 


a. Friſches Gemüſe: kg 
3. Rosenkohl während der Hauptzeit 5 
C er ER A ee = - z 10 
3. Weißkohl e AE iE ia: z 2 = 25 
4. Wirſingkohl (Welſchkohl) Ne = = 2 10 
5. Braun- und ir: a A T = = = 10 
6. Spinat 5 z z z 10 
7. Rapunze . Se ee z = = 2 
8. Kohlrüben (Exdrüben) . a NE z - - 10 
9. Kürbis R z s = 10 
hre CLEITE, Werl. =; = = = 15 
BE ESCOLO EN AE ne en E z z = 5 
ien N ee OR ER = e z 10 
13. Rüben, weiße 5 DREIER z z = 10 
14. Meerrettig (auswärtiger) EHE MTU 2 : 3 
15. Sellerie Bee unge. . z z 10 
rr. T RITA z z . 5 
F AOU A OEE E T = = - 10 
Le eee = = 


BIBCHRIOHATLE in ee T „art, z 
he a rea z 
21 e DR E e ORREN r 
SAaMEmIegegürten HUT IFA - 
2S 177% VE S TEE. - 
24. Senfgurken WISE TE De z 
25. Tomaten 

26. Knoblauch Rn a SEN RT I = z z 
BiSpattartorfen oe AT T z z z 
28 Frühkartoffeerl 2. z = 
r A A aeS . 
22 nett a. Sean z 


* 


— 


ID 
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N. 
„ nun 


b. Obſt und Beeren: kg 
Apfel 


Birnen 
Kirſchen 
Pflaumen 
Stachelbeeren 
Blaubeeren. 
Brombeeren 
Himbeeren 
Johannisbeeren 
Preiſelbeeren 
Erdbeeren 


Ben 
2222222222 


va ene 


Heu 


BE =s 


II. Nach Stüd- oder Bundzahl: 


1. Blumenkohnln . . während der Hauptzeit 1 Mandel 
erf ee. = ž z 1 Schod 
S PERAE E e = = 6 Bund 
A OLEE oara a nee z z z 6: = 
CCF = z z 1 Schilg 
ka 2 N NA z e = 1 
MARRO (junge) = z - * 

8. Nohrgwieb een z = z 17 5 
eff n Dan . z = - 41 Te 

10. Rhabarber mn = z z 12 Bund 
A Slg 8 z z - 15 Stüd 
12. Meerrettig (ſchleſ. - -.... +... = . z 1 Mandel 


Apfelſinen und Zitronen find auf dem Großmarkt überhaupt nicht 
zugelaſſen. 
Gem. Bl. 1909. S. 774. 


2. polizeiverordnung betr. die Regelung des Verkehrs der die ſtädtiſchen 
Markthallen und den Großmarkt auf dem Ringe 
und auf dem Blücherplatz aufſuchenden Wagen 


vom 1. November 1909. 


Auf Grund der SS 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 (G.-S. S. 265 ff.) jowie der §§ 143 und 144 des Geſetzes. 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.⸗S. S. 195 ff.) 
habe ich unter Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes folgende Polizei- 
verordnung für den Bezirk der Stadt Breslau erlaſſen: 

§ 1. Das Aufſtellen der zur Einfahrt in die ſtädtiſchen Markthallen, 
ſowie der zur Auffahrt für den Großmarkt auf dem Ringe und auf dem 
Blücherplatz beſtimmten Marktwagen auf den hieſigen öffentlichen Straßen 
und Plätzen iſt bis eine Stunde vor Offnung der Markthallen bezw. Beginn 
des Großmarktes verboten. 

$ 2. Die Einfahrt von Wagen in die Markthallen darf nur erfolgen: 

a. in der Zeit vom 1. April bis 30. September von 5 bis 7 Uhr 


morgens, 
b. in der Zeit vom 1. Oktober bis 31. März von 6 bis 8 Uhr 
morgens, 


außerdem zu jeder Jahreszeit von 8 bis 10 Uhr abends, ferner an den Tagen, 
an welchen die Markthallen bis 9 Uhr abends geöffnet ſind, von 9 bis 
10½ Uhr abends, endlich ausnahmsweiſe nach Einholung einer beſonderen 
8 a r h der Markthallenverwaltung an Wochentagen von 2 bis 5 Uhr 
nachmittags. 


E E 


§ 3. Zur Einfahrt find mur die hierfür bejtimmten Tore zu benützen 
und zwar: 


bei Markthalle I das Tor an der Sandſtraße Nr. 11 (Ecke Ritterplatz), 
bei Markthalle II das Tor Gartenſtraße Nr. 27/29. 


§ 4. Die Marktwagen dürfen nach der Ausfahrt aus den Markthallen 
aufgeſtellt werden: 


a. bei der Markthalle I auf dem Platze öſtlich der Halle an der nach 
Oſten zu gelegenen Grenzwand des Nachbargrundſtücks, 
b. bei der Markthalle II auf dem nach Weſten gelegenen Teile des 
Vorplatzes der Halle an der Friedrichſtraße. 
Alle Zugtiere der auf den Standplätzen aufgefahrenen Wagen ſind 
ſofort nach dem Aufſtellen der Wagen zu entfernen. 


Wenn auf dieſen Wagenſtandplätzen kein Platz mehr vorhanden iſt, 
dürfen die Marktwagen nur an ſolchen Stellen der öffentlichen Straßen und 
Plätze aufgeſtellt werden, die durch die die Aufſicht führenden Polizeibeamten 
hierfür beſtimmt werden. 

§ 5. Späteſtens eine Stunde nach Schließung der Markthallen bezw. 
nach Schluß des Großmarktes auf dem Ringe und auf dem Blücherplatz 
müſſen die auf den Standplätzen (§ 4) aufgeſtellten Wagen entfernt ſein. 

§ 6. Marktbeſucher, welche den Anweiſungen der die Aufſicht auf dem 
Großmarkt führenden Polizeibeamten nicht ſofort und unbedingt Folge leiſten, 


werden, abgeſehen von der Beſtrafung, mit ihren Wagen und ihren Waren 
entfernt. 


Der Wagenverkehr in den Markthallen wird durch die Beauftragten 
der Markthallenverwaltung geregelt, deren Anordnungen ebenſo unbedingt 
Folge zu leiſten iſt, wie denjenigen der die Aufſicht führenden Polizeibeamten. 

$ 7. Übertretungen dieſer Vorſchriften werden, ſofern nicht nach 
anderen geſetzlichen Beſtimmungen eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 30 Mark, im Unvermögensfalle mit entſprechender Haft geahndet. 

$ 8. Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Dezember 1909 in Kraft. 


Mit dem gleichen Zeitpunkt wird die Polizei-Verordnung vom 30. Sep⸗ 
tember 1908, betreffend die Regelung des Verkehrs der die ſtädtiſchen Markt- 


hallen und den Großmarkt auf dem Ringe aufſuchenden Wagen außer 
Kraft geſetzt. 


Der Königliche Polizei-Präſident. 
Gem. Bl. 1909. S. 777. 
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3. Bedingungen für die Vergebung der Verkaufsſtände, Keller- und 
Kühlräume in den ſtädtiſchen Markthallen zu Breslau 


vom 16. Juni 1911. 


A. Tarif für die Benutzung der Verkaufsſtände, Keller- und Kühlräume. 


meter und Tag 


2 O — 


— 


or 


a. In der Markthalle: 


Für Fleiſch, Fleiſchwaren, Wild und Geflügel 
für Fiſche im Hälter, ausſchließlich des Waſſerverbrauchs 
für Fiſche, Auſtern, Muſcheln, Krabben, Hummern, 


Krebſe 2. . 


. für geſalzene, gedörrte, geräucherte oder eingemachte 


Fiſche, Kaviar, Milch, Butter, Käſe, Schmalz, Honig, 
Eier, Margarine, alle eßbaren Garten-, Wald⸗ und Feld⸗ 
früchte, insbeſondere Obſt und Gemüſe (friſch, getrocknet, 
gebacken oder eingekocht), Mühlenerzeugniſſe, Backwaren, 
Hefe, Blumen ꝛe. c Br 


. für Kartoffeln a nr E EEE 
für grobe Holz⸗, Stroh- und Korbwaren, Haus- und 


Küchengeräte, Geſchirr, Poſamenten, Stoffſchuhe und 
dergleichen mehr e e ee 
b. Vor der Halle: 

Nur für Obſt, geſchnittene Blumen, Gemüſe und 
e e e o e S aea a e N. E N 


Das Standgeld für einen Verkaufsſtand beträgt für den Quadrat- 


bei 
monatl. tägl. 

Vergebung 
8 5 
40 50 
30 40 
20 30 
20 30 
10. 20 
10 10 
30 


e. Für Keller- und Lagerräume zur Aufbewahrung 


bei täglicher Mietung 1 qm 

bei monatlicher Mietung 1 qm . 
bei jährlicher Mietung i gma . 2.2... 
bei jährlicher Mietung von 20—50 qm werden 5 %, 


von Waren: 


1. Kellerräume: 


bei über 50 qm 10% Rabatt gewährt. 


bei täglicher Mietung 1 qm . 
bei monatlicher Mietung 1 qm 
bei jährlicher Mietung 1 qm 


2. Kühlräume: 


; (monatlich) 


(jährlich) 


; (monatlich) 
(jährlich) -60,— 
19 


M 
0,50 
8— 
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3. Öefrierräume: Ml 


bei täglicher Mietung 1 qm . 7ͤ ²· w A EESE, 

bei monatlicher Mietung 1 qm . . . . . (monatlich) 10,— 

bei jährlicher Mietung 1 qm * (jährlich) 80,— 

bei jährlicher Mietung von größeren Flächen kann auf die 

Preiſe zu 2 und 3 ein angemeſſener Rabatt gewährt werden. 

Zu b. Stände vor der Halle werden nur vergeben, wenn die Halle 
gefüllt iſt. 

Wenn der Raum dazu ausreicht, können größere Keller- und Lager⸗ 
räume auch gegen beſondere Preisabmachungen vergeben werden. 

Befinden ſich Waren verſchiedener Tarifklaſſen in einem und demſelben 
Stande, ſo iſt für den ganzen Stand das Standgeld der höheren Tarifklaſſe 
zu entrichten oder der Unterſchied nachzuzahlen. 


B. Berechnung und Zahlung des Standgeldes. 


1. Das Standgeld für die Stände, Keller- und Kühlräume wird nach 
ihrem vollen Flächeninhalt berechnet. Bruchteile eines Quadratmeters 
werden nach oben abgerundet und zwar bei monatlicher Vermietung auf 
Zehntel, bei täglicher auf ¾ Quadratmeter. 

2. Die Stände, Keller- und Kühlräume werden in der Regel auf die 
Dauer eines Kalendermonats (zu 30 Tagen gerechnet) vergeben, die Ber- 
waltung iſt jedoch jederzeit berechtigt, die Verkaufsſtände, ſobald ſie nicht 
benutzt werden, nochmals als Tagesſtände zu vergeben und das tarifmäßige 
Standgeld dafür zu erheben. 

Der Antrag, auf einen Monat zu mieten, iſt bei dem Oberinſpektor der 
Markthallen zu ſtellen. ; 

Das Standgeld muß vor Übernahme des Standes an den Standgeld⸗ 
erheber gegen Quittung bezahlt werden. Dieſe Quittung muß ſtets zur Stelle 
ſein und den Aufſichtsbeamten auf Erfordern vorgezeigt werden. 

3. Nicht rechtzeitige Zahlung des Standgeldes zieht den Verluſt des 
Anxrechts auf den beſtellten Stand oder auf Weiterbenutzung des bereits über— 
wieſenen Standes nach ſich. 

Der Mieter eines monatweiſe gemieteten Standes bleibt für das 
Standgeld des folgenden Monats haftbar, wenn er ſeinen Verkaufsſtand nicht 
bis zum 20. des laufenden Monats abmeldet und bei verſchließbaren Ständen 
nicht den Schlüſſel vor dem 1. des nächſten Monats abgibt. 

Die Marktverwaltung iſt berechtigt, monatweiſe vermietete Stände bis 
zum 20. jedes Monats zu kündigen. 

4. Für Stände, Keller- und Kühlräume, die nur tageweiſe vermietet 
werden, ſogenannte Tagesſtände, iſt das Standgeld an den mit der Erhebung 
beauftragten Aufſeher gegen Standſchein zu zahlen. Die Standſcheine ſind 
jederzeit den Aufſichtsbeamten auf Erfordern vorzuzeigen. 

5. Die Standſcheine ſind auf andere Perſonen nicht übertragbar. 


C. Anweiſung und Benutzung der Verkaufsſtände. 


1. Die Stände ſind zur beſſeren Überwachung, Überſicht und Ordnung 
nach der Art der Waren in Gruppen eingeteilt. 


Die Vergebung der Stände erfolgt ſtets nur zum Handel mit den- 
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jenigen Waren, für die ſie beſtimmt ſind, und für gewöhnlich darf in den 
einzelnen Ständen auch nur mit ſolchen Waren gehandelt werden. Aus⸗ 
nahmen hiervon ſind nur mit Genehmigung des Oberinſpektors geſtattet. 

2. Die Tagesſtände werden nicht im voraus, ſondern erſt an dem Tage 
ſelbſt nach Offnung der Hallen in einer von dem Oberinſpektor angeordneten 
Reihenfolge durch den beauftragten Beamten angewieſen. Der Inhaber 
eines Tagesſtandes hat keinen Anſpruch darauf, daß ihm derſelbe Stand auch 
am folgenden Tage zugewieſen werde. 

3. Der Inhaber eines nur auf einen Tag genommenen Standes, Kellers 
oder Kühlraumes iſt verpflichtet, ihn vor Verlaſſen des Standes von allen 
Waren, Gefäßen uſw. zu räumen und zu reinigen. Bei verſchließbaren 
Ständen hat der Inhaber die Schlüſſel an den Aufſeher abzugeben. 

Bei den umgitterten Ständen ſind namentlich die Eiſen- und Zinkteile 
ſowie die Marmorplatten in ſauberem Zuſtande zu erhalten. 

4. Die Stände, Keller- und Kühlräume werden auf den Namen des 
Inhabers oder der gemeinſchaftlichen Inhaber vermietet. Die Weiterver⸗ 
mietung an einen anderen Händler oder die Mitaufnahme eines ſolchen in den 
Stand, Keller- oder Kühlraum iſt ohne Genehmigung des Oberinſpektors 
nicht geſtattet. 

5. Die Händler rücken in einen beſſer gelegenen Verkaufsſtand in der 
Weiſe auf, daß die Mieter, die ununterbrochen am längſten in der Halle mit 
der für den Stand beſtimmten Warengattung handeln, zuerſt berückſichtigt 
werden. Sind mehrere gleichberechtigte Bewerber um den Stand vorhanden, 
ſo entſcheidet das Los. 

Stirbt ein Standinhaber, ſo können der überlebende Ehegatte oder die 
Kinder den Stand weiterbehalten, wenn ſie ſich innerhalb 2 Wochen darum 
bewerben. 

Scheidet ein Standinhaber zweier oder mehrerer Stände aus, ſo iſt bei 
der Neuvergebung jeder Stand für ſich zu vergeben. 

6. Die Marktverwaltung iſt berechtigt, zur Wahrung der Ordnung in 
den Markthallen nach ihrem Ermeſſen auch dem einzelnen Standinhaber 
einen anderen Stand anzuweiſen. 


D. Vorſchriften für die Benutzung der Kühlräume. 


1. Die Inhaber von Kühlräumen ſind verpflichtet, die Kühlzellen ſtets 
rein zu halten und mindeſtens in jeder Woche einmal gründlich zu ſäubern. 
Für den Verſchluß der Zellen haben die Inhaber Sorge zu tragen. 

2. Fleiſch, Köpfe, Kalbsfüße uſw. dürfen nicht auf dem Fußboden 
niedergelegt werden, müſſen vielmehr in durchaus dichten Behältern aus 
Zinkblech, die mit Roſten verſehen ſind, aufbewahrt werden. Die Roſte ſind 
ſo anzubringen, daß die Luft unter den Fleiſchteilen durchſtreichen kann. 5 
Reinigen und Austrocknen der Behälter muß außerhalb der Kühlräume 
ſtattfinden. 

Beim Salzen und Pökeln des Fleiſches in den Kühlräumen iſt jede 
Verunreinigung zu vermeiden. 

3. Friſch eingebrachte Ware iſt in den Kühlräumen ſo aufzuhängen 
oder aufzuſtellen, daß die einzelnen Stücke ſich nicht berühren. Am Zellen⸗ 
gitter dürfen Waren nicht aufgehängt werden. 

4. Blut darf nur in gut verjchloffenen Gefäßen in die Kühlzellen 
gebracht werden. 
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5. Das Rauchen in den Kühlräumen iſt verboten. 

6. Die Kühlräume ſind geöffnet: morgens nach Eröffnung der Hallen 
2 Stunden lang, vormittags von 9¼ —10 Uhr, mittags von 12—1 Uhr, 
nachmittags von 4½ —5 / Uhr, abends die letzten beiden Stunden vor 
Schluß der Hallen bis ½ Stunde nach Schluß. Sonntags früh von 
8 / —9⁰ Uhr. 

Außerdem werden die Kühlräume im Laufe des Tages jederzeit gegen 
Zahlung einer Gebühr von 50 Pf. für jeden Fall geöffnet. 

7. Die Temperaturen richten ſich nach der Beſtimmung der Räume. 
Werden Waren anderer Art eingeſtellt, ſo übernimmt der Einſteller hierfür 
die Verantwortung. Schwankungen in der Temperatur der Räume ſind, 
ohne daß deswegen die Verwaltung haftbar gemacht werden kann, zuläſſig in 
den Räumen für 
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E. Berechnung und Zahlung des in den Verkaufsſtänden mit Hältern für 
Fiſche verbrauchten Waſſers. 


1. Die Inhaber der Stände haben außer dem Standgelde noch das 
in ihren Ständen verbrauchte Waſſer zu bezahlen und zwar: 
a. die Monatsmieter: 18 Pf. für ein ebm Waſſer, 
b. die Inhaber von Tagesſtänden 5 Pf. für den Hälter und die 
Stunde, jedoch mindeſtens 30 Pf. am Tage. 

Das nach dem Waſſermeſſer zu berechnende Waſſergeld iſt monatlich 
nachträglich zu entrichten. Die Inhaber von Tagesſtänden haben das Waſſer⸗ 
geld ebenſo wie das Standgeld gegen Quittung im voraus zu bezahlen. Eine 
Gewähr für regelmäßige Waſſerlieferung wird nicht geleiſtet. Die Über⸗ 
wachung des Waſſer⸗Zu⸗ und Abfluſſes ift Sache des Standinhabers. Für 
abgeſtorbene Fiſche leiſtet die Verwaltung keinen Schadenerſatz. 

2. Für die Zahlung des Waſſergeldes iſt von den Monatsmietern eine 
nicht verzinsliche Sicherheit von 25 Mark für jeden Stand zu hinterlegen. 

Wird von einem Standinhaber das Waſſergeld nicht innerhalb drei 
Tagen nach Zahlungsaufforderung entrichtet, ſo wird der Betrag aus der 
hinterlegten Sicherheit entnommen und die Lieferung des Waſſers eingeſtellt, 
bis die verminderte Sicherheit ergänzt iſt. 

Die Inhaber von Ständen für Fiſche im Hälter dürfen in der Halle nur 
auf ihrem Stande Waſſer entnehmen. - 


F. Allgemeine Vorſchriften. 

1. Den Inhabern von Fleiſcherſtänden iſt geſtattet, Wurſtwaren auch 
warm zu verkaufen. 

2. Firmenſchilder ſind an den dazu beſtimmten Ständern anzubringen. 
Wenn Ständer nicht vorhanden ſind, iſt ſowohl für die Form des Schildes als 
auch für die Stelle der Anbringung die Genehmigung des Oberinſpektors 
nachzuſuchen. Auch zur Anbringung von anderen Schildern iſt eine Erlaubnis 
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erforderlich. Die Aufſchriften auf den Firmenſchildern müſſen mit den Ein⸗ 
tragungen im Ständekataſter übereinſtimmen. Bauliche Veränderungen in 
den Ständen dürfen von den Standinhabern nur mit Genehmigung des Ober- 
inſpektors vorgenommen werden. 


3. Verboten iſt es, zweite Schlüſſel zu den verſchließbaren Ständen 
aufertigen zu laſſen. 

4. Waren, die nach Schluß der Verkaufszeit zurückbleiben und nicht in 
Körben, Kiſten ꝛc. verſchloſſen werden, ſind durch ſaubere Decken gegen Staub 
zu ſchützen. 

5. Der Aufenthalt in der Halle nach Schluß des Marktes iſt nur den 
Verkäufern und auch dieſen nur zum Reinigen und Ordnen ihres Markt⸗ 
ſtandes geſtattet. 

6. Für Beſchädigung der Stände, Keller- und Kühlräume und der von 
den Standinhabern benutzten ſtädtiſchen Geräte ſind die Standinhaber haftbar, 
für ſonſtige Beſchädigungen nur ſoweit, als ſie durch ihr eigenes oder ihrer 
Leute Verſchulden entſtanden ſind. 


7. Die Gänge ſowie die nicht vergebenen Stände ſind ſtets frei zu 
halten; es iſt unterſagt, Marktwaren oder Packhüllen über den Bordſtein des 
Standes hinaus oder in den Nebenſtand zu ſetzen. Die Verkäufer und ihre 
Angeſtellten dürfen nicht unnötig in den Gängen ſtehen. Eis darf nicht, auch 
nicht in den Kellern, in undichten Gefäßen aufgeſtellt werden. In den Ber- 
kaufsſtänden müſſen die Marktwaren jo aufgebaut werden, daß die Waren 
des Nebenſtandes nicht verdeckt werden. 


8. Abfälle dürfen nicht umhergeworfen werden. Zu ihrer Aufnahme 
find die in den Hallen und Kellern aufgeſtellten Kaften beſtimmt. Übel⸗ 
riechende Waren (Heringe, Käſe ꝛc.) ſowie lebendes Geflügel dürfen nicht 
länger in den Kellern lagern, als es der Marktverkehr rechtfertigt. Die Auf⸗ 
ſichtsbeamten können die Entfernung ſolcher Gegenſtände aus den Kellern 
verlangen. 

9. Die Standinhaber ſind verpflichtet, die Stände ſtets ſauber zu halten. 
Das Waſchen der Verkaufsſtände iſt jedoch nur nach Schluß der Hallen 
geſtattet. Jedes Jahr findet an einem Sonntage im April eine Haupt⸗ 
reinigung der Halle ſtatt. Die Standinhaber haben an dieſem Tage nach 
näherer Anweiſung des Oberinſpektors die Stände uſw. zu räumen und zu 
reinigen. 

Sir 10. Zu gewerblichen Arbeiten dürfen Stände und Keller nicht benutzt 
verden. 

11. Zur beſonderen Beleuchtung dürfen Gasäther, Ligroine, Naphthalin 
und ähnliche feuergefährliche Stoffe nicht verwandt werden. Ebenſo iſt die 
Benutzung von Petroleum- und Spirituskochapparaten in Hallen und Kellern 
verboten. Zur beſonderen Beleuchtung der Stände iſt die ſchriftliche 
Genehmigung des Oberinſpektors einzuholen. 


12. Der Gebrauch von Kohlenbecken iſt nur geſtattet, wenn ſie aus 
Metall ſind und die erforderliche Offnung nur an der Seite haben, auch nicht 
zum Kochen von Speiſen oder Getränken benutzt werden. Nach der Benutzung 
iſt das Kohlenfeuer zu löſchen. 

y 13. In den Durchfahrten der Hallen dürfen die Pferde nicht gefüttert 
werden. 
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14. Die Verwaltung leiſtet keine Gewähr für die Sicherheit der in den 
Hallen eingeführten Waren. 

15. Das Tabakrauchen ſowie das Arbeiten bei ungeſchütztem Licht in 
den Kellerräumen iſt verboten. 


16. Anderungen vorſtehender Beſtimmungen ſind auf beſtehende Miet— 
verhältniſſe ohne weiteres anwendbar. 

Jeder Inhaber eines Verkaufsſtandes, Keller- oder Kühlraumes geht 
mit der Übernahme die Verpflichtung ein, dieſe Bedingungen zu befolgen. Die 
Nichtbefolgung einer dieſer Vorſchriften berechtigt die Verwaltung, dem Mieter 
den Stand, Keller- oder Kühlraum ſofort zu entziehen, ohne daß er einen 
Anſpruch auf Rückerſtattung des bereits gezahlten Standgeldes hat. 


Der Magiſtrat. 


XII. M. 285. 11. Gem. Bl. 1911. S. 582.642. 


4. Tarif für das Marktſtandsgeld auf öffentlichen Straßen und Plätzen 


vom 14. September 1908. 


Für den Gebrauch öffentlicher Plätze und Straßen während des täg— 
lichen Wochenmarktes in Breslau iſt für ein Quadratmeter des von dem 
Feilbietenden gebrauchten Raumes, gleichviel, ob dieſer zur Aufſtellung von 
Marktgeräten, Wagen, Karren, Radwern, Schragen, Tiſchen, Kaſten oder 
Körben uſw. oder zur unmittelbaren Lagerung von Waren gebraucht wird, 
auf die Dauer des Wochenmarktes an Marktſtandgeld zu entrichten für den 
Tag 15 Pf. 

Das Standgeld muß täglich im voraus entrichtet und kann von den 
Inhabern ſtändiger Milchverkaufsſtellen monatig im voraus erhoben werden. 

Der Wochenmarkt dauert: 

a. auf dem Ringe (Großhandel) 
vom 1. April bis 30. September einſchließlich von früh 5—7 Uhr, 
vom 1. Oktober bis 31. März einſchließlich von früh 6—8 Uhr; 
b. auf dem Neumarkt 
vom 1. April bis 30. September einſchließlich von früh 5 Uhr, 
vom 1. Oktober bis 31. März einſchließlich von früh 6 Uhr 
bis mittags 12 Uhr. 

Flächen unter 0,1 qm bleiben bei der Standgeldberechnung un- 
berückſichtigt. 

XII. M. 267. 08. Gem. Bl. 1908. S. 719. 
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5. Hausordnung für die Wollmärkte der Stadt Breslau 


vom 23. Mai 1905. 


$ 1. Der jährlich wiederkehrende Wollmarkt in Breslau wird in einer 
Halle des ſtädtiſchen Schlacht- und Viehhofes abgehalten. 

$ 2. Der Markt findet Anfang Juni an den feſtgeſetzten Tagen ſtatt. 

$ 3. Die Zufuhr und die Aufſtapelung der Wollen in der zur Ab⸗ 
haltung des Marktes beſtimmten Halle findet während des dem Marktbeginn 
unmittelbar vorhergehenden Werktages ſtatt. 

Der Markt beginnt um 8 Uhr vormittags und endet um 6 Uhr abends. 

Vor dem Beginn des Marktes iſt weder der Verkauf, noch das öffentliche 
Auslegen der Wollen und das Aufſchneiden der Wollzüchen, noch eine ander⸗ 
weitige Zurſchauſtellung ihres Inhaltes oder das Aushängen der Adreſſen der 
Verkäufer geſtattet. 

$ 4. Das Auflagern und Auslegen der Wollen ſowie der Kauf und 
Verkauf in der Halle ſteht einem jeden mit gleichen Befugniſſen frei. 


Ra ae 


5. Den Wollverkäufern werden von dem Marktinſpektor die 
Lagerungsräume innerhalb der Halle angewieſen. 


Die eigenmächtige Beſetzung einer Verkaufsſtelle in der Halle iſt 
nicht geſtattet. 


§ 6. An Lagergeld ift für die Zeit der Auflagerung in der Halle der 
Betrag von 1,20 Mark für je 100 kg Wolle zu entrichten. In dieſem Betrage 
iſt die Gebühr für die Feuerverſicherung, welche die Stadtverwaltung nimmt, 
mitenthalten. 

Am Abend des zweiten Markttages muß die Halle von den Wollen 
geräumt ſein. 

Wollen, welche nach Ablauf dieſer Friſt nicht aus der Halle fortgeſchafft 
ſind, können auf Gefahr und Koſten der Eigentümer entfernt werden. Letztere 
haften auch für alle durch längere Lagerung entſtehenden Koſten. 


$ 7. Das Entladen der zum Markte anfahrenden Wollfuhrwerke, das 
Einbringen und Aufſtapeln der Züchen in der Halle erfolgt ausſchließlich durch 
die Arbeiter, welche der Marktinſpektor in ausreichender Zahl anſtellt. 


Dieſe Arbeiter ſind durch ein an der Mütze zu befeſtigendes Blechſchild 
nebſt Nummer kenntlich zu machen. 


§ 8. Für die im $ 7 gedachten Verrichtungen haben die Arbeiter die 
Löhne nach nachfolgenden Sätzen zu beanſpruchen: - 
für das Abladen, Einbringen und Aufſtapeln der Wollzüchen in den 
Markträumen: 
a. für jede Züche im Gewicht bis zu 150 kge. . . . . 30 Pf., 
b. für jede ſchwerere Züchhhte 40 Pf. 
Das Fortſchaffen der Wollen aus der Halle kann, wenn es von hieſigen 
Spediteuren übernommen iſt, durch deren Leute geſchehen. In allen anderen 
Fällen muß es durch die von dem Marktinſpektor angeſtellten Arbeiter 
erfolgen. Dieſe haben ſodann für den Transport der Wollen aus der Halle 
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zu den Fracht- oder Eiſenbahngüterwagen und das Aufladen die unter a und b 
genannten Sätze zu beanſpruchen. 


$ 9. Zum Verwiegen der Wolle ſteht eine Wage in der Verkaufshalle 
bereit. Für das Verwiegen der Wolle wird für je 100 kg eine Gebühr von 
40 Pfg. erhoben. 

Ein Betrag von 20 Pfg. für je 100 kg ſteht den Arbeitern zu, die das 
Fortſchaffen der Züchen zu und von der Wage beſorgen. 


§ 10. Die Hausordnung iſt an den Eingängen der Halle an einer in 
die Augen fallenden Stelle durch den Marktinſpektor auszuhängen. 


§ 11. Vor dem Beginn des Marktes ift das Fortſchaffen von Wollen 
aus der Halle nicht geſtattet und am erſten Markttage darf es nicht vor 12 Uhr 
mittags erfolgen. 

$ 12. Die Aufrechterhaltung der Ordnung wird von dem Marit- 
inſpektor überwacht. 

Alle Marktbeſucher haben den Anordnungen des Marktinſpektors zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung, der öffentlichen Ruhe und des ungehemmten 
Verkehrs in der Markthalle Folge zu leiſten. 


Der Magiſtrat. 


XIla 2496. 05. 


D. Stadthafen. 


1. Betriebsordnung und Tarife der ſtädtiſchen Hafenverwaltung 


vom 29. November 1909. 


Betriebsordnung. 


Einrichtung der Verwaltung. 


§ 1. Die ſtädtiſche Hafenverwaltung umfaßt die Verwaltung des 
Stadthafens, des Packhofes, der Ladeſtellen am Schlunge und am Umgehungs⸗ 
kanal (Großſchiffahrtsweg) ſowie der Stromufer, Lager- und Handelsplätze 
am Strome. 


$ 2. Die Hafenverwaltung wird unter der Aufſicht des Magiſtrats von 
der Hafendeputation geführt. Dieſe iſt eine Verwaltungsdeputation im Sinne 
des § 59 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und wird aus drei Mit⸗ 
gliedern des Magiſtrats einſchließlich des Vorſitzenden, einem Magiſtrats⸗ 
aſſeſſor als juriſtiſchem Dezernenten, zehn von der Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung aus ihrer Mitte oder aus der Bürgerſchaft zu wählenden Mit- 
gliedern und dem Hafendirektor gebildet. 
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$ 3. Die Verantwortung für den Dienjtbetrieb der geſamten Hafen- 
verwaltung liegt in erſter Linie dem Hafendirektor ob. Er iſt der nächſte 
Dienſtvorgeſetzte aller in dieſer Verwaltung tätigen Verwaltungs- wie 
Betriebsbeamten, Aufſeher, Arbeiter 2c. 


Allgemeine Betriebsbeſtimmungen. 


§ 4. Die Hafenverwaltung geſtattet mangels beſonderer Vereinbarung 
unter den nachſtehenden Bedingungen und gegen Entrichtung der jeweilig feſt⸗ 
geſetzten, im Breslauer Gemeindeblatte bekannt zu machenden Gebühren“) 
die Benutzung aller ſtädtiſchen Hafenanlagen (ſiehe § 1), insbeſondere den 
Umſchlag und die Lagerung von Waren aller Art. 


§ 5. Als Winterhafen dürfen die Hafenanlagen nur mit Genehmigung 
des Hafendirektors benutzt werden. 


Die Hafenverwaltung iſt ermächtigt, auf Deck der im Winterhafen 
liegenden Fahrzeuge, Böcke und Stege zu errichten, um Waren in ein dahinter⸗ 
liegendes Fahrzeug zu befördern oder daraus auszuladen. 


§ 6. Zu Lagerzwecken kann die Hafenverwaltung, ſoweit angängig, 
beſtimmte abgeſchloſſene Räume oder beſtimmte Lagerplätze vermieten. In 
dieſen Fällen regeln ſich die Rechte und Pflichten des Mieters nach dem 
Mietvertrage. 


§ 7. Abgeſehen von dem Fall des § 6 entſcheidet über die Zulaſſung 
von Waren zum Umſchlage und zur Lagerung die Hafenverwaltung. Ins⸗ 
beſondere kann die Annahme von beladenen Eiſenbahnwaggons, welche ohne 
vorherige Genehmigung der Hafenverwaltung eintreffen, verweigert werden. 


§ 8. Die Reihenfolge, in der Schiffe und Waggons zu entladen ſind, 
wird von der Sa nde ng beſtimmt. Die Hafenverwaltung iſt weder 
zur Erfüllung der Konnoſſementsbedingungen (wie Frachtzahlung, Ein- 
haltung der Be- und Entladefriſten uſw.) noch zu einer Prüfung der Ware 
nach ihrer Beſchaffenheit verpflichtet. 


Für Wahrung der ihm gegen den Frachtführer oder andere Perſonen 
zuſtehenden Rechte hat der Auftraggeber ſelbſt zu ſorgen. (Vgl. z. B. § 61 des 
Binnenſchiffahrtsgeſetzes.) 

$ 9. Die Hafenverwaltung kann die Annahme einer Sendung ver- 
weigern, wenn der Empfänger vor ihrer Ankunft nicht darüber verfügt hat. 


Auch eine bereits angenommene Sendung kann die Hafenverwaltung 
noch nachträglich ablehnen, wenn fie ſich bei Ankunft der Sendung wegen des 
Erſatzes der darauf ruhenden Koſten in irgend einer Beziehung ohne 
genügende Sicherheit zu befinden glaubt. 

$ 10. Ohne Belaſtung unter dem Namen der Hafenverwaltung ein- 
treffende oder anderweitig adreſſierte und ohne Begleitpapiere überwieſene 
Sendungen, über welche die Hafenverwaltung innerhalb 24 Stunden nach 
Ankunft keine endgültige Verfügung beſitzt, werden geeignetenfalls auf 
Rechnung und Gefahr des Eigentümers der Ware zur Niederlage entladen. 

Hinſichtlich der Verantwortlichkeit der Hafenverwaltung für derartige 


Sendungen gilt die im § 18 für nicht ordnungsgemäß angemeldete Güter 
enthaltene Beſtimmung. 
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$ 11. Für alle entſtehenden Zollverbindlichkeiten, für welche die 
Hafenverwaltung der Zollbehörde verantwortlich iſt, haftet der Auftraggeber 
nach § 34 dieſer Betriebsordnung. Die Hafenverwaltung iſt überdies 
berechtigt, für derartige Forderungen Sicherheitsleiſtung zu verlangen. 


§ 12. Der Auftraggeber ift verpflichtet, die ihm von der Hafen⸗ 
verwaltung berechneten Zollbeträge ſofort bei erſter Anforderung zu entrichten. 
Eine Stundung findet nicht ſtatt. 


$ 13. Die Hafenverwaltung behält ſich vor, alle mit dem Empfange, 
der Auslieferung und der ſonſtigen Behandlung der Waren verbundenen 
Arbeitsleiſtungen durch ihre Arbeitskräfte ausführen zu laffen, ohne anderer⸗ 
ſeits hierzu irgend welche Verpflichtung zu übernehmen. 


$ 14. Das Ent- und Beladen der Schiffe, Waggons uſw. ſowie die An⸗ 
und Abfuhr der Güter ift nur an den Wochentagen mit Ausnahme der geſetz⸗ 
lichen Feſttage geſtattet und zwar in den Monaten April bis einſchließlich 
Oktober in der Zeit von vormittags 6 bis 12 Uhr, nachmittags 1½ bis 6 Uhr, 
in den übrigen Monaten in der Zeit von vormittags 7 bis 12 Uhr, nach⸗ 
mittags 1½ bis 6 Uhr. 


Ausnahmsweiſe kann auf Antrag der Beteiligten dieſe Arbeitszeit 
ſeitens der Hafenverwaltung verlängert und die Arbeit auch für Sonn- und 
Feiertage geſtattet werden, ſoweit dies nach den geſetzlichen und polizeilichen 
Beſtimmungen zuläſſig iſt. 


Für hierdurch entſtehende beſondere Koſten hat der Antragſteller auf- 
zukommen. 


Amtsſtunden der Hafenverwaltung ſind in den Monaten April bis 
einſchließlich Oktober die Stunden von vormittags TY, bis 12 Uhr, nadh- 
mittags 2 bis 6 Uhr, in den übrigen Monaten die Stunden von vormittags 
S bis 12 Uhr, nachmittags 2 bis 6 Uhr. 


Anderungen dieſer Zeiten bleiben jederzeit vorbehalten und werden ein— 
tretendenfalls durch das Gemeindeblatt bekannt gemacht. 


§ 15. Sowohl für die einzuladenden als auch für die auszuladenden 
Waren müſſen der Hafenverwaltung von dem Abſender, Empfänger oder 
Schiffer entweder die Frachtbriefe oder Warenverzeichniſſe, welche Anzahl, 
Inhalt, Zeichen, Nummer und Gewicht der Kolli und für die einzuladenden 
Waren den Namen des Schiffes enthalten, eingereicht werden, damit die 
Güter während der Einladung oder Ausladung kontrolliert werden können. 
Die Ein- oder Ausladung ſowie die Abholung der Waren darf nur auf Grund 
des mit der Quittung verſehenen Frachtbriefes oder Warenverzeichniſſes 
erfolgen. 


$ 16. Alle ausgeladenen oder zur Einladung angelieferten Waren 
müſſen innerhalb 72 Stunden nach erfolgter Ausladung oder Einlieferung 
abgeholt oder eingeladen werden. 


Geſchieht dies nicht rechtzeitig, ſo iſt für deren Lagerung die tarifmäßige 
Lagergebühr für kurzfriſtige Lagerung zu entrichten. 


Die Hafenverwaltung beſorgt für die vorübergehend niedergelegten 
Waren nicht die Feuerverſicherung. (§ 47.) 


u ee 


Lagerungsverkehr. Annahme der Waren. 


$ 17. Zur Lagerung beſtimmte Waren müſſen bei der Hafenver⸗ 
waltung auf dem dazu beſtimmten Vordruck angemeldet werden. Die An⸗ 
meldung iſt in doppelter Ausfertigung einzureichen und muß Zeichen, 
Nummern, Anzahl, Inhalt, Einzel- und Geſamtgewicht der Kolli jeder Lager⸗ 
partie ſowie diejenigen Angaben enthalten, die auf die beabſichtigte Ver⸗ 
wiegung oder eine ſonſtige Behandlung der Ware Bezug haben. 

Eine der Ausfertigungen erhält der Einlagerer nach Erledigung mit den 
nötigen Eintragungen zurück. 


$ 18. Die zur Einlagerung angelieferten Waren unterliegen hin- 
ſichtlich ihrer Anzahl, Zeichen, Nummern und, wenn die Verwiegung beantragt 
iſt, ihres Gewichtes einer Prüfung nach den Angaben der Anmeldung. Ent⸗ 
hält dieſe abweichende Angaben, ſo hat der Einlagerer innerhalb 24 Stunden 
nach Empfang der Mitteilung eine erneute, dem Befunde entſprechende Mn- 
meldung einzureichen. 

Die Ware lagert inzwiſchen ohne jede Verantwortlichkeit der Hafen⸗ 
verwaltung auf Gefahr des Einlagerers. 


$ 19. Der Einlagerer haftet für alle infolge unrichtiger oder mangel- 
hafter Anmeldung etwa entſtandenen nachteiligen Folgen. 


$ 20. Liegt die Vermutung vor, daß die Anmeldung unrichtige 
Gewichtsangaben zum Nachteile der Hafenverwaltung enthalte, und beſtätigt 
ſich dies bei der daraufhin vorgenommenen Verwiegung, ſo iſt der Einlagerer 
außer zum Erſatz der der Hafenverwaltung entzogenen ſonſtigen Vergütung 
zur Zahlung des Wiegegeldes verpflichtet. 


$ 21. Die Hafenverwaltung iſt nicht verpflichtet, Fäſſer und Gebinde 
vor der Einlagerung auf ihren guten Zuſtand zu prüfen oder Reviſionen 
während der Lagerung vorzunehmen; ſie haftet daher für keinerlei Minderung 
des Faßinhalts. Die Ausbeſſerung in ſchadhaftem Zuſtande ankommender 
Fäſſer uſw. kann auch ohne beſonderen Auftrag auf Koſten des Einlagerers 
von der Hafenverwaltung bewirkt werden. Jedoch übernimmt die Hafen⸗ 
verwaltung weder eine Verpflichtung zu einer ſolchen Ausbeſſerung noch iſt 
ſie verantwortlich für unerachtet der geſchehenen Ausbeſſerung etwa ent- 
ſtehende Verluſte und Schäden. (§E 43ff.) 

$ 22. Bei Auflieferung mangelhaft verpackter oder äußerlich 
beſchädigter trockener Güter, inſofern deren Annahme überhaupt erfolgt, 
behält ſich die Hafenverwaltung das Recht vor, eine auf die Beſchaffenheit der 
Güter bezügliche Bemerkung der Aufnahmebeſcheinigung zuzuſetzen. Es 
find hierfür die Beſtimmungen der SS 43 ff. über die Haftbarkeit der Hafen⸗ 
verwaltung maßgebend. 

$ 23. Bei unverpackten Stückgütern iſt jede Haftung wegen Teil- 
ſchadens ausgeſchloſſen. 

§ 24. Die Auslagen der Hafenverwaltung an Frachten, Nachnahmen 
uſw. find zuzüglich einer Vergütung von / „% der ausgelegten Summe, 
mindeſtens 10 Pfg., vom Empfänger der Ladung gegen Auslieferung des 
quittierten Frachtbriefes oder gegen ſonſtige Quittung der Hafenverwaltung 
auf erſtmalige Aufforderung zu zahlen. 


$ 25. Die Errichtung von Privattranſitlägern unter zollamtlichem 
Mitverſchluß erfolgt nach beſonderer Vereinbarung. 


Aufnahmeſcheine. 


§ 26. Die Übernahme der Waren zur Einlagerung beſtätigt die Hafen- 
verwaltung dem Einlagerer durch Ausfertigung eines von dem Hafendirektor 
oder ſeinem amtlich beſtellten Vertreter unterzeichneten, den Erklärungen der 
Anmeldung entſprechenden Aufnahmeſcheines. 


Ausgang der Waren. 


§ 27. Die Abmeldung ift bei der Hafenverwaltung in doppelter Aus- 
fertigung auf dem hierzu beſtimmten Vordruck einzureichen. 

Eine dieſer Ausfertigung empfängt der Einlagerer nach Ablieferung der 
Waren mit den erforderlichen Eintragungen zurück. 

§ 28. Die Auslieferung der Waren erfolgt nach vorausgegangener 
Abmeldung gegen einfache Bezugsanweiſung. Bei Entnahme der Reſt⸗ 
mengen eingelagerter Waren iſt jedoch Zurückgabe des Aufnahmeſcheines 
erforderlich. 

$ 29. Die Echtheit der Unterſchrift, die Vollmacht ſowie die 
Legitimation des Überbringers der Abmeldeſcheine zu prüfen, ift die Hafen- 
verwaltung berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

§ 30. Beim Ausgange der Waren aus der Niederlage wird auf Ber- 
langen des Abnehmers oder des Einlagerers das Gewicht feſtgeſtellt. Iſt 
die Feſtſtellung nicht verlangt worden, ſo erliſcht jede Verantwortlichkeit der 
Hafenverwaltung für die Richtigkeit des Gewichts der herausgegebenen Waren. 


Übertragung von Waren. 


§ 31. Sollen Lagergüter auf den Namen eines anderen übertragen 
werden, jo ſind ſie bei der Hafenverwaltung vermittelſt der in SS 27/28 vor⸗ 
geſchriebenen Abmeldung an den Empfänger zu überweiſen und von dieſem 
aufs neue zur Niederlage anzumelden. 

§ 32. Bei lofe eingelagerten Waren, welche in Teilmengen an andere 
überwieſen werden, ohne daß eine tatſächliche Abteilung erfolgen ſoll, kann 
eine Übertragung nur unter dem Vorbehalt „ſoweit der Vorrat reicht“ ſtatt⸗ 
finden. Für etwaigen Gewichtsverluſt, welchen die zuletzt abgegebene Teil— 
menge als Reſt der Geſamtmenge ergibt, übernimmt die Hafenverwaltung 
keine Gewähr. * 


Bei den im Tranſitverkehr eingelagerten Waren iſt von dem Abnehmer 
der letzten Teilmenge auch der auf den etwaigen Fehlbetrag entfallende Zoll 
zu entrichten. 


Lager- und Arbeitsvergütung. 


$ 33. Soweit die der Hafenverwaltung zuſtehenden Vergütungen nach 
dem Gewicht berechnet werden, iſt das beim Eingang der Waren angegebene 
oder das ermittelte höhere Bruttogewicht maßgebend. 

Die Vergütungen ſind nebſt etwaigen Auslagen innerhalb 8 Tagen 
nach Empfang der Rechnung in deutſcher Währung bar zu bezahlen. 
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Beſchwerden gegen die Vergütungsberechnung entbinden den Einlagerer 
nicht von der Verpflichtung, einſtweilen gegen Auslieferung der Ware, unter 
Vorbehalt ſeiner Rechte, Zahlung zu leiſten. 


§ 34. Die Hafenverwaltung iſt nicht verpflichtet, vor Bezahlung der 
auf der Ware laſtenden Vergütungen, Auslagen ꝛc. und der aus anderen 
Rechtsgeſchäften irgend welcher Art ihr gegen den Einlagerer zuſtehenden 
Anſprüche die Ware auszuliefern. (§ 52.) 

Werden gleichwohl die Güter ohne Berechnung oder Bezahlung aus- 
geliefert oder ergeben fih nachträglich zu berechnende Koſten oder Anſprüche, 
für welche die Hafenverwaltung ſich an die Ware hätte halten dürfen, ſo bleibt 
hierfür der Einlagerer perſönlich haftbar. 


Kündigung des Lagers. 


$ 35. Hinſichtlich der Dauer der Lagerung, welche im allgemeinen 
und ſo lange die Vorſchriften dieſer Betriebsordnung befolgt werden, von dem 
Belieben des Einlagerers abhängig iſt, behält ſich die Hafenverwaltung, ſofern 
nicht bejondere Vereinbarungen dem entgegenſtehen, das Recht einer vier- 
wöchigen Aufkündigung vor. 


$ 36. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Betriebs⸗ 
ordnung oder gegen die im Intereſſe des Betriebes und der Sicherheit 
ergehenden Anordnungen der Verwaltung berechtigen letztere in allen Fällen 
zu einer ſofortigen Löſung des Lagerverhältniſſes, ohne den Einlagerer von der 
Zahlung der Koften für die vertragsmäßige Dauer des Lagerverhältniſſes 
zu befreien. £ 

Ein Auflöſungsrecht ohne Kündigungfriſt ſteht der Hafenverwaltung 
auch hinſichtlich ſolcher Waren zu, welche beſonderem Schaden ausgeſetzt ſind 
oder ſich für die Umgebung als nachteilig erweiſen. 


$ 37. Iſt in irgend einem dieſer Kündigungsfälle der Einlagerer mit 
der Zurücknahme der Ware im Verzuge, ſo entbindet dies die Hafenverwaltung 
von der ihr nach § 43 obliegenden Verantwortlichkeit und berechtigt ſie, die 
Ware auf Rechnung und Gefahr des Einlagerers anderweitig unterzubringen. 


Beſondere Beſtimmungen für Getreidelagerung. 


$ 38. Bei nicht geſundem Getreide, welches nach dem Ermeſſen der 
Hafenverwaltung ſich 5 5 zur Einlagerung in der üblichen Weiſe eignet, 
wird das Lagergeld nach Maßgabe des verwendeten Raumes berechnet. 

$ 39. Loſes Getreide wird nur in Mengen von mindeſtens 10 000 kg 
oder bei Zahlung des Lagergeldes für dieſes Gewicht gelagert. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung bezieht ſich ſowohl auf Neueinlagerungen als auch auf bereits vor⸗ 
handene Läger, welche unter dieſes Mindeſtgewicht ſinken. 


$ 40. Säcke werden ohne beſonderen Auftrag des Einlagerers nicht 
verſichert und es wird für ſie im Brandfalle kein Erſatz geleiſtet. 
„Ebenſo werden hier eintreffende Säcke ohne beſonderen Auftrag nicht 
gezählt und es wird für die Stückzahl keine Gewähr geleiſtet. 


$ 41. Die vom Einlagerer verlangte Sackung loſe ausgeladener oder 
loſe lagernder Ware wird erſt dann vorgenommen, wenn nach dem Ermeſſen 
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der Hafenverwaltung Zeit zur Vornahme der Verrichtung und Raum zur 
Lagerung in Säcken vorhanden iſt. 


Für irgend welchen in der Zwiſchenzeit entſtehenden Gewichtsverluſt 
oder ſonſtigen Schaden übernimmt die Hafenverwaltung keine Verantwortung. 


§ 42. Putzabgang ift innerhalb acht Tagen nach dem Putzen ſeitens 
des Einlagerers vom Lager zu entfernen, widrigenfalls der Abgang ver— 
nichtet wird. 


Verantwortlichkeit der Hafenverwaltung. 


§ 43. Die Hafenverwaltung übernimmt hinſichtlich der von ihr auf 
Grund vorſchriftsmäßiger Anmeldung zur Niederlage oder zum Umſchlag 
angenommenen Güter die Verbindlichkeit des Aufbewahrers nur inſoweit, als 
ſie für den während der Dauer ihrer Verantwortlichkeit durch Verluſt oder 
Beſchädigung der Ware entſtandenen Schaden dann haftet, wenn dieſer er— 
wieſenermaßen durch grobes Verſchulden ihrer ſelbſt oder ihrer Angeſtellten 
hervorgerufen iſt. Sie iſt demnach namentlich nicht verantwortlich für 
Schäden, welche von Ereigniſſen höherer Gewalt oder Zufall herrühren (hierzu 
werden insbeſondere die Gefahren des Hochwaſſers, des Blitzes und alle Arten 
bon Feuers- und Exploſionsſchaden gerechnet), ſowie für Schäden, welche durch 
Arbeiterausſtände verurſacht werden, für Abgang, Schwund oder Verderb 
vermöge der eigentümlichen Natur oder der mangelhaften Beſchaffenheit der 
Ware, für Verluſt oder Beſchädigung, welche durch das Fehlen oder den 
ſchlechten Zuſtand einer Verpackung oder durch ihr Notleiden auf Lager 
entſtanden ſind 2c. ꝛc. - 


Dies gilt auch ausdrücklich für ſolche Waren, welche üblicherweiſe un- 
verpackt befördert oder eingelagert zu werden pflegen. Für die aus der Be- 
ſchaffenheit und der örtlichen Lage der Lagergebäude, Räume, Böden, 
Betriebseinrichtungen zc. herrührenden Nachteile und Schäden trägt die Hafen- 
verwaltung ebenfalls keinerlei Verantwortung. Auch für Schäden, welche 
durch andere Güter, z. B. infolge Auslaufens, Selbſtentzündung, Sturz, 
Exploſion ꝛc. verurſacht ſind, iſt die Haftbarkeit der Hafenverwaltung aus⸗ 
drücklich ausgeſchloſſen. Hinſichtlich ſolcher Güter, die im Einverſtändnis mit 
dem Auftraggeber im Freien gelagert werden, haftet die Hafenverwaltung 
nicht für Schaden, welcher aus dieſer Art der Lagerung entſteht. 

Ebenſo wird jede Haftung der Hafenverwaltung ausgeſchloſſen für 
Schäden, welche Fahrzeuge infolge mangelnder Waſſertiefe, irgend welcher 
Zufälle und aller Maßnahmen im öffentlichen Intereſſe erleiden. 

§ 44. Die in Vorſtehendem begründete Haftpflicht der Hafen- 
verwaltung beginnt mit dem Zeitpunkte, in welchem die Annahme zur 
Niederlage oder zum Umſchlag ſeitens der Hafenverwaltung vollzogen iſt, und 
erliſcht mit der erfolgten Auslieferung der Ware an den Einlagerer oder die 
von ihm zum Empfang beſtellte Perſönlichkeit. Dieſer Auslieferung gleich 
zu achten iſt die im Auftrage des Einlagerers ſeitens der Hafenverwaltung 
vollzogene Einladung in Eiſenbahnwaggons. 

Die Haftpflicht der Hafenverwaltung erliſcht ferner, wenn der Ein⸗ 
lagerer hinſichtlich der Übernahme der Ware ſich im Verzuge befindet (§ 36, 37). 


§ 45. Nach der Auslieferung des Gutes können Anſprüche wegen 
eines äußerlich erkennbaren Verluſtes oder einer äußerlich erkennbaren Be⸗ 
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ſchädigung nur dann geltend gemacht werden, wenn vor der Auslieferung der 
Zuſtand des Gutes durch gerichtlich ernannte Sachverſtändige feſtgeſtellt iſt. 


Waren der Verluſt oder die Beſchädigung bei der Auslieferung des 
Gutes äußerlich nicht erkennbar, ſo kann die Hafenverwaltung auch ſpäter 
in Anſpruch genommen werden, wenn die Feſtſtellung des Verluſtes oder die 
Beſchädigung ohne Verzug nach der Entdeckung und ſpäteſtens innerhalb 
einer Woche nach der Ablieferung nachgeſucht worden iſt und bewieſen wird, 
daß der Verluſt oder die Beſchädigung während der Zeit ſeit der Übernahme 
bis zur Auslieferung entſtanden iſt. 

Die Koſten einer von dem Einlagerer beantragten Feſtſtellung hat die 
Hafenverwaltung zu tragen, wenn ein Verluſt oder eine Beſchädigung nach⸗ 
gewieſen wird, für welche fie aufzukommen hat. ($ 43.) 


$ 46. Die Hafenverwaltung iſt von jeder Haftung befreit, wenn bei der 
Anmeldung der Waren falſche Angaben gemacht worden ſind (ſ. auch § 19). 


Verſicherung gegen Feuersgefahr. 


§ 47. Für im Speicher IV des Stadthafens (Getreideſpeicher) lagern- 
des Getreide (nämlich Weizen, Roggen, Gerſte, Hafer, Mais, Hirſe und Raps) 
wird die Feuerverſicherung von der Hafenverwaltung ohne beſonderen Mn- 
trag bei Verſicherungsgeſellſchaften beſorgt. Iſt der e vom 
Einlagerer bei der Anmeldung nicht angegeben, ſo werden der Verſicherung 
die höchſten Tagespreiſe der Breslauer Marktnotierungskommiſſion oder in 
Ermangelung ſolcher Notierungen diejenigen der Berliner Börſe vom Tage der 
Einlagerung zugrunde gelegt. 


Bei anderen Gütern bleibt dieſe Verſicherung dem Einlagerer iber- 
laſſen. Übernimmt infolge beſonderer Vereinbarung die Hafenverwaltung 
die Beſorgung der Feuerverſicherung, ſo iſt ausdrücklicher Antrag mit Wert⸗ 
und Zeitangabe ſchriftlich bei ihr einzureichen. Ein gleicher Antrag iſt er⸗ 
forderlich, wenn wegen Anderung des Wertes einer verſicherten Ware die 
Anderung des Verſicherungsbetrages gewünſcht wird. 


In allen Fällen — ſowohl dann, wenn die Hafenverwaltung die Ber- 
ſicherung ohne Antrag deckt, als auch bei den Waren, für welche nur auf Grund 
beſonderer Vereinbarung die Verſicherung ſeitens der Hafenverwaltung beſorgt 
wird — gelten folgende Beſtimmungen: 

a. die Verſicherung erfolgt zu Laſten des Einlagerers; 


b. die Hafenverwaltung verſichert bei ihr als gut bekannten Ber- 
ſicherungsgeſellſchaften, übernimmt aber keine Verantwortlichkeit für 
die Zahlungsfähigkeit derſelben. Sie behält ſich ausdrücklich vor, die 
Bedingungen mit der Verſicherungsgeſellſchaft zu vereinbaren und im 
Falle eines Schadens alle zur Erlangung des Erſatzes notwendigen 
Schritte und Rechtsverhandlungen vorzunehmen; 


c. fie gewährt dem Einlagerer nur den Erſatz, welcher von den Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften geleiſtet worden iſt; 

d. falls die Feuerverſicherungsgeſellſchaften die Erſatzleiſtung für ent⸗ 
ſtandenen Schaden davon abhängig machen, daß ihnen Belege, Beweiſe, 
Verzeichniſſe und dergleichen, welche ſich im Beſitze des Einlagerers 
befinden, vorgelegt, oder Rechte, welche dem Letzteren gegen andere 
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zuſtehen, auf die Feuerverſicherungsgeſellſchaften übertragen werden, 
ſo verpflichtet ſich der Einlagerer zu der Ausfolgung der Belege, 
Beweiſe, Verzeichniſſe und dergleichen und bezw. zur Übertragung 
ſeiner Rechte gegen andere auf die Feuerverſicherungsgeſellſchaften. 
Er hat ſich überdies ſchriftlich zu verpflichten, auf Anfordern der 
Feuerverſicherungsgeſellſchaft im eigenen Namen den anderen wegen 
Schadenerſatzes in Anſpruch zu nehmen, wenn erforderlich auch im 
Wege des Prozeſſes, für Rechnung und nach Anleitung der Verſicherer. 


Verkehr in den Lagerräumen. 


$ 48. Die Einlagerer oder deren Bevollmächtigte find nur in Be⸗ 
gleitung eines Angeſtellten der Hafenverwaltung zum Beſuche der Lager- 
räume berechtigt, in denen die der Hafenverwaltung zur Aufbewahrung über- 
gebenen Waren lagern. 


Das Offnen der Waren, Probenehmen uſw. wird anderen Perſonen als 
dem Einlagerer oder deſſen Bevollmächtigten nur auf ſchriftliche Weiſung 
des Einlagerers geſtattet. 

§ 49. Anderen Perſonen als den Einlagerern und ihren Bevoll⸗ 
mächtigten iſt der Zutritt in die Lagerräume nur mit beſonderer Erlaubnis 
der Hafenverwaltung geſtattet. Auskünfte über die in den Lagerhäuſern 
liegenden Güter oder über die daſelbſt abgeſchloſſenen Geſchäfte werden nur 
den bevollmächtigten Perſonen erteilt; die Angeſtellten der Hafenverwaltung 
ſind zur genauen Befolgung dieſer Vorſchrift angewieſen. 

$ 50. Die Verabreichung von Trinkgeldern, Getränken oder Geſchenken 
irgend welcher Art an die Bedienſteten der Hafenverwaltung iſt ſtrengſtens 
unterſagt. 


§ 51. In allen Lagerhäuſern der Hafenverwaltung ift es unbedingt 
verboten, zu rauchen oder brennende Pfeifen oder Zigarren mitzuführen oder 
abzulegen ſowie Feuer oder offenes Licht zu gebrauchen. 


Haftung der eingelagerten Waren. 


§ 52. Die Hafenverwaltung hat an der eingelagerten Ware außer dem 
geſetzlichen Pfandrecht des §S 421 H.⸗G.⸗B. ein Pfandrecht auch für die ſämt⸗ 
lichen Forderungen aus dem Lagervertrage. 

Dieſes Pfandrecht beſteht auch an den an Stelle der eingelagerten Waren 
bei der Verwaltung oder einer ſonſtigen ſtädtiſchen Stelle hinterlegten Geld— 
beträgen oder anderen Werten. 

Zur weiteren Sicherung der Stadtgemeinde wegen aller ihr zuſtehenden 
Forderungen überträgt der Einlagerer an die Hafenverwaltung mit der Ein- 
lagerung alle ſeine Forderungen, welche aus irgend welchen Gründen (3. B. 
wegen Brandſchadens) an die Stelle der eingelagerten Ware treten; ebenſo die 
für ihn etwa zur Entſtehung kommende Forderung auf Rückgabe der an Stelle 
der Waren bei der Hafenverwaltung oder einer anderen ſtädtiſchen Stelle 
hinterlegten Geldbeträge oder ſonſtigen Werte; die Übertragung dieſer 
Forderung erfolgt in Höhe der ſämtlichen Anſprüche der Hafenverwaltung. 
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Der Verwaltung ſteht weiter das geſetzliche Zurückbehaltungsrecht nach 
Maßgabe der SS 369 ff. H.⸗G.⸗B. zu, auch wenn der Einlagerer kein Kauf- 
mann ſein ſollte. 

Dieſes Zurückbehaltungsrecht kann in jedem Falle für ſämtliche 
Forderungen aus dem Lagervertrage ausgeübt werden und erſtreckt ſich ſowohl 
auf die eingelagerten Gegenſtände als auch auf alle ſonſtigen Leiſtungen, 
welche die Hafenverwaltung dem Einlagerer gegenüber zu erfüllen hat. 


Schlußbeſtimmungen. 


$ 53. Bezüglich der Beleihung der eingelagerten Waren wird auf die 
beſonderen Beſtimmungen verwieſen. 


§ 54. Den von den Beamten und ſonſtigen Angeſtellten der Hafen- 
verwaltung in Ausübung ihres Amtes erlaſſenen Anweiſungen iſt unweiger⸗ 
lich Folge zu leiſten, auch wenn die erlaſſene Anordnung durch Beſchwerden 
oder anderweit angefochten werden ſoll. Beſchwerden über die Beamten und 
Angeſtellen ſind bei dem Direktor, in Abweſenheit bei ſeinem Stellvertreter, 
über die Entſcheidung des Direktors bei der Hafenverwaltung anzubringen. 


$ 55. Wer der Hafenverwaltung Güter zur Einlagerung oder zum 
Umſchlag übergibt oder ihr nach Maßgabe dieſer Betriebsordnung Aufträge 
erteilt oder Räume von ihr mietet, unterwirft ſich dadurch zugleich allen Be⸗ 
ſtimmungen dieſer Betriebsordnung und den jeweilig geltenden Tarifſätzen. 
§ 56. Erfüllungsort und Gerichtsſtand für beide Teile ift Breslau. 
$ 57. Dieſe Betriebsordnung tritt am 1. Januar 1910 in Kraft.. 
XI. 1416/09. Gem. Bl. 1909. S. 882. 


Vorbemerkung. 1. 
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Erhebung. Der 


Tarif für die Benutzung der ſtädtiſchen 


Als Mindeſtbetrag einer jeden Rechnung kommen 25 Z zur 


Betrag iſt innerhalb 8 Tagen nach Empfang 


der Rechnung zu zahlen. 
2. Fahrzeuge und Güter, welche dem Könige gehören oder für 


I. Hafengeldtarif für den Aufenthalt von Fahrzeugen im Stadthafen, 


A. 


Umgehungskanals 
Winterhafengeld 
. $ | bei Berechnung nach Tagen 
. Ade vom vom vom vom 
Es iſt zu zahlen ganze 1. bis 15. 16. bis 30.31. bis 45. 46. Tage 
Winter⸗ Tage Tage Tage an 
liegezeit x FE ae 


Bon Segelſchiffen oder Schleppkähnen 
für jede vollen oder angefangenen 
25 Tonnen Tragfähigkeit. 


Von Dampfſchiffen: 
a. bis 100 qm des benutzten 
Flächenraumes 


b. über 100 bis einſchließlich 
300 qm des benutzten Flächen⸗ 
raumes ; 

c. über 300 qm des benugten 
Flächenraumes 5 


Von kleinen Booten, Hand- u. Fiſcher⸗ 
kähnen, Flößen, Fähr⸗ und Bagger- 
prähmen, Maſchinen⸗ und Brücken⸗ 
pontons, Badeſchiffen und e 
Fahrzeugen für jedes Stücke. 


Für den Umſchlag von Gütern aus 
einem Schiff in ein anderes ohne 
hafenſeitige Geſtellung von Arbeitern, 
Kränen oder Rutſchen, unbeſchadet der 
Berechnung des etwa fälligen tarif— 
mäßigen Hafengeldes für 100 kg 


1 Pfennig. 


s jeden Tag 


N — WRTA IR 
7 


id — 08 1061 04 
28 1 90 — 75 — 55 — 40 
40 — 1 30 1 05 — 80 — 155 
52 1 70 1 40 1 05 — 70 


2 = 07 05 — 04] — 03 


— — — —t —- — — !!U % „ — —— — Do ee 
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Hafenanlagen zu Breslau. 


ſeine Rechnung zur Beförderung gelangen, ſowie Fahrzeuge und Transporte, welche 
ſtaatlichen Aufſichts⸗, Strombau⸗ und ähnlichen, zugleich die ſtädtiſchen Hafenanlagen 
fördernden Zwecken dienen, find von der Zahlung des Ufergeldes ſowie des Winter- 
und Sommerhafengeldes befreit. 


Schlunge, in der Ohlemündung ſowie in der ſtädtiſchen Ausbuchtung des 
(Großſchiffahrtsweg). 


Sommerhafengeld 

„ I ͤbei Berechnung nach Tagen 

Für die Bar yra 
ganze 

Sommer- 


zeit - 
‚für jeden 4 


— $ 21 N lale 2 


4 — — 02 


vom 
1. bis 15. 
Tage 


vom vom 
16. bis 30. 31. Tage 
Tage an 


Bemerkungen. 


a. Der der Abgabenberechnung zugrunde zu legende 
Flächenraum wird durch Multiplikation der größten 
Länge mit der größten Breite des Fahrzeuges, bei 
Seitenraddampfern unter Hinzurechnung der Breite 
eines Radkaſtens zur größten Breite des eigentlichen 

Schiffsgefäßes ermittelt. 

Das Winterhafengeld wird erhoben für die Benutzung 

| des Hafens in dem Zeitraum vom 1. Dezember bis 

| 15. März. Schiffe, welche mit einer Ladung von ½ 
| oder mehr ihrer vermeſſenen Tragfähigkeit in den 
| Hafen einlaufen, zahlen ein um die Hälfte höheres 
Hafengeld. Das Winterhaſengeld iſt nach Wahl des 

Schiffsführers entweder für die ganze Winterzeit im 

voraus ohne Rückſicht auf die Dauer des Aufenthalts 

oder nachträglich, jedoch vor dem Verlaſſen des Hafens 
und zwar nach der Anzahl der im Hafen zugebrachten 

Tage einſchließlich der Tage des Ein⸗ und Auslaufens 

zu entrichten. 

Die Erklärung, welche Art der Entrichtung gewählt 
wird, iſt ſofort beim Einlaufen in den Hafen bei der 
Hafenverwaltung abzugeben. 

Für Fahrzeuge, welche den Hafen nach Entrichtung 

des Winterhafengeldes für die ganze Winterzeit ver⸗ 

laſſen, aber in demſelben Winter demnächſt wieder 
benutzen, iſt für dieſe fernere Benutzung keine Abgabe 
zu entrichten. 

d. Befreit von dem Winterhafengeld ſind Handkähne, 
welche zu größeren Schiffen gehören und mit dieſen 
zuſammen im Hafen liegen. 

e. Das Sommerhafengeld wird von ſolchen Fahrzeugen 
erhoben, welche außerhalb der Winterzeit im Hafen 
liegen, ohne zu laden oder zu löſchen oder nach voll- 
endeter Aus- oder Einladung den Hafen nicht binnen 
24 Stunden verlaſſen, ſofern die Schiffahrt nicht durch 
Hochwaſſer geſperrt iſt. 


— 02 c. 
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II. Gebührentarif für die Benutzung der ſtädtiſchen Hafenanlagen zu Breslau. 


Bemerkung: Für das vorübergehende Lagern von Umſchlagsgütern auf 
den Ufern oder in den Speichern des Stadthafens und Packhofs wird 
eine gebührenfreie Friſt von 72 Stunden gewährt. 


1. Für den Stadthafen. 
Es iſt zu zahlen: 
A. An Ufergeld 


von allen zu Waſſer ankommenden oder zu Waſſer abgehenden Gütern, welche 
über ein ſtädtiſches Ufer aus- oder eingeladen werden . für 100 kg 2.2 


Ausnahmen: 


von Oderkies und Oderſand . . . für das ebm 15 


u M* 


w 


Kohlen, Koks und Briketts, welche mit der Kippe verladen werden, 
für den Waggon 50 - 
Blei in Blöcken 


Chamotteſteinen in Ziegelformat 


Getreide in Säcken .... AI uelche mit der Rutſche 
Hülſenfrüchten in Säcken . . . | eingeladen werden: 
ee DOREEN Doh 1.4. unmittelbar aus dem 
Olſaat in Säcken a ES Eiſenbahnwaggon 
Sod . 55 für 100 e 1 
ER re 8 Wee e e eee . im übrigen für 

55 end 100 K 1½ 


Zink in Platten 
Zucker in Säcken 


B. An Krangeld. 


Für Güter, welche mit Kran unter Anwendung von Kippgefäßen aus den 
Schiffen in offene Eiſenbahnwaggons, auf das Ufer oder unmittelbar auf 
Fuhrwerke geladen werden, insbeſondere Abbrände, Erze, Feldſpat, Feuer⸗ 
ſteine, Gasreinigungsmaſſe, Kohle, Phosphat, Quarz, Schwefelkies, Thomas⸗ 
ſchlacke, Tonſteine, außerdem Roheiſen einſchließlich Geſtellung der im Schiff 
erforderlichen Arbeiter wmit fer Bean des beladenen Eiſenbahn⸗ 
WAGONS 7 neuer 2 . für 100 %R Rg 3 
Ausnahme: 
Für Oderkies und Oderſand: 
a. einſchließlich Geſtellung deri im Schiff Fe 1 je bas cbm 40 
b. ausschließlich i 15 
Für alle jonjtigen Güter im Einzelgewichte bis 2 Fe welche 
mit Kran geladen werden: 
a. aus den Schiffen auf das Ufer, in Waggons oder in die 
Speicher — auch umgekehrt — mit Geſtellung der am Lande, 
in den Waggons oder in den Speichern erforderlichen Arbeiter 
für 100 kg 4 
b. aus den Schiffen unmittelbar auf Fuhrwerke — auch umge⸗ 
kehrt — mit e der en den TONE erforderlichen 
Arbeiten für 100 K 5i = 
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Ausnahmen zu 2: 
Für Roh zucker 2 0 für 100 kg 
=- lojen Ton und lofe Gasreinigungsmaſſe N - = 


1 
* 


: Granitpflaſterſteine - à 

: Stamm- und Kantholz, Bretter, Bohlen und 
Latten bis 8 m lang 
Chamotte⸗Retorten und Platten, ee 
Chamotteſteine . 

Flachs, Hanf und Berg in Valton und Bunden 
Pope: 
Pflanzenhaare. A 
Tabak in Fäſſern und großen Ballen 

Piaſſava i ; 

Alteiſen, leicht zu Handhaben 
Beitfedern in ee Tone, 
Brücenteile > 

« &ijenbleche . 

Eiſenſchwellen 
Eiſenmaſten 
cijerne Röhren i 2 te 

Sill | 


= > 9 z 


: Schienen 
z Träger. we, 
Stab- und Faſſoueiſen 11 


| 
5 
= 
F sup 
ri 
| 
| 
i 


bog un g aag 


al 
* 


Mafchinenteile . 

Porzellan in Fäſſern und Kiſten 

Scherhaare in Bullen } 

Stamm und Kantholz, Bretter, Sohlen und 

Latten in Längen von 8— 14 in 

Wolle in Ballen. 

Zinkblech in Tafeln 

Drahtſtifte in Paketen 

Glas in Kiſten 

Marmorplatten 

Nähmaſchinengeſtelle 

Oltuchen, loſe 

Schaufeln in Bunden 

Stacheldraht auf Haſpeln 

Zucker in Broden 

toje Faßdauben und ähnliches So ad 

Pflaſterholz : 

Stamm- und Kantholz. Bretter, Bohlen; und 

Latten über 14 m lang . 

landwirtſchaftliche Maſchinen 4 

Säure und flüjjige Chemikalien in Sorbjtajcen 

Alteiſen, ſchwer zu handhaben. . 
Bemerkung zu b: 

Die Sätze ermäßigen ſich um 1% für 100 kg, wenn die Waren auf Fuhrwerke 
oder von ſolchen ohne hafenſeitige Geſtellung von Arbeitern verladen werden. 


— 9 == 


3. Für Güter im Einzelgewichte von mehr als 2 Tonnen, welche aus den 
Schiffen unmittelbar auf Waggons oder Fuhrwerke — auch umgekehrt — 
geladen werden, einſchließlich Geſtellung der am Lande erforderlichen Arbeiter 
a. Güter von 2 bis ausſchließlich 5 Tonnen Einzelgewicht für 100 kg 10 2 
b. z side = 10 z z 1001 20 


32330 3 20 - 100 40 
20 e Ole z 100 50 - 


C. An Kippgebühr 
einſchließlich Geſtellung der am Lande erforderlichen Arbeiter: 


a. Bunkerkohle in die Dampfer % 5, 
b. andere Kohle in der Zeit vom für den Waggon | 
1./12. bis 31.3. - . 2. von hödjteng . 
1/4. bis 30/11. | 15 Tonnen Smbat | 0,50 
c. Koks und Briketts 2.— 


D. An Rutſchgebühr 


für Benutzung der Rutſcheinrichtungen einſchließlich Geſtellung der in den Waggons 
erforderlichen Arbeiter: 
Für Chamotteſteine in Ziegelformat 
Knüppelholz bis 1 m lang 
= Getreide in Säcken . 
Hülſenfrüchte in Säcken 
—Olſaaten in Säcken 
Blei in Blöcken 
- Mehl in Säcken 


für 100 kg 3 


— — — 
— 


Soda in Säcken 1.12, bis 31.3. 2 
pan 1./4. bis 30/11. 1 
Zucker in Säcken 
Bemerkung: 


Wenn Waren unmittelbar vom Fuhrwerk ohne hafeuſeitige Geſtellung von 
Arbeitern zur Verladung gelangen, jo ermäßigen ſich die Sätze zu D auf ta Z 
für 100 kg. 

E. An Wiegegebühr. 
1. Für das Verwiegen auf einer ſtädtiſchen Wage: 


a. mit Geſtellung ſtädt. Arbeiter für 100 kg 3 2 

b. ohne Geſtellung ſtädt. Arbeite 2 
2. Für jede Verwiegung auf der Fuhrwerk wage 50 
3. Für das Verwiegen auf der Gleiswage: 

für den beladenen Waggaensss 100 

dd e nE Epa 50 = 
4. Für Ausſtellen eines beſonderen amtlichen Wiegeſcheines . . 150 - 


F. An Hafenbahngebühr. 


1. Für das Verbringen von ganz oder teilweiſe beladenen Eiſenbahnwaggons 
vom Hafenbahnhofe (Tarifſtation) nach den Ladeſtellen oder umgekehrt: 
a. innerhalb der gewöhnlichen Rangierzeit . . für den Waggon 50 Z 


(S1 


-1 
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b. außerhalb der gewöhnlichen Rangierzeit (Sonderrangieren) 
f für den Waggon 
c. nach den vermieteten Lagerplätzen 


bis 600 m * ee Edt Me den Waggon 

über 600 
Für das Umſtellen von beladenen oder 5 Waggons von einer 
Ladeſtelle zur anderen .. für den Waggon 
Für Nichtbenutzung von dem Beſteller angeforbete oder zugeſtellter 
Waggons . . für den Waggon 


. Für Benutzung ſüdtiſcher eb ep dgens zur Beförderung von 


Gütern innerhalb des nn Für den erſten angefangenen 
Kalendertag und . . für den Waggon 


für jeden folgenden angefangenen Kalendertag und für den Waggon! 
„Für Benützung ſtädtiſcher Gleiſe, wenn die Waggons ohne Umladung 


oder nach teilweiſer Entladung weiter un oder wenn deren Ladung 
ganz oder teilweiſe mit Fuhrwerk a a wird, ohne Geſtellung 


G. Sondertarif 


ſtädtiſcher Hafenarbeiter für den Waggon 300 
Für Eindecken offener Gitenbahmmangoks: 

a. bei Verwendung von 1—2 Decken.. für den Waggon 

b. bei Verwendung von mehr Decken . . für den Waggon 100 

Zählgebühr, wenn die Zählung et fk: 
für je angefangene 20 Stück sr SER) 
mindeſtens für den Feige . 100 
höchſtens 300 


für den Verkehr mit Getreide, nämlich Weizen, Roggen, Gerſte, Hafer, Mais, 
Hirſe und Raps, im Getreideſpeicher. 


Nr. 


u o 


8 8 


-1 


Arbeitsleiftung 
J. Mit Schiff lofe ankommend, 


ausladen mit Getreideheber bei Geſtellung der Arbeiter im Ankunfts- 


ſchiff, im Waggon oder Sprider: 
loje einlagern mit Wiegen 


loſe in ein anderes Schiff oder unmittelbar i in Wag Bei laden mit Wiegen 
[ 


ſacken, wiegen und verladen Gi Segr unmitte 
ins Schiff Ir ž 


II. Mit Schiff gejadt ankommend, 


ar in RE? oder 


ausladen mit Kran, bei Geſtellung der Arbeiter im Waggon oder Speicher: 


verbringen auf Lager oder unmittelbar in Waggon ohne Wiegen 


verbringen auf Lager oder unmittelbar in Waggon mit Wiegen 


ſtürzen, jan, wiegen und verbringen auf 9 unmittelbar in n Waggon 


oder ins Schiff . . . 
lofe auf Lager nehmen mit Wiegen : 


10 
11 
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Arbeitsleiſtung 
III. Mit Schiff abgehend: 


a. mit der Bahn oder mit Fuhrwerk geſackt ankommend: 


einladen ohne Wiegen 

einladen mit Wiegen š 
miſchen, ſacken, wiegen und einladen h 
loſe verladen mit Wiegen 

miſchen und loſe verladen mit Wiegen 


b. mit der Bahn loſe ankommend: 
loje einladen mit Wiegen 
ſacken, wiegen und einladen . 
e. loſe auf Lager befindlich: 


loſe einladen mit Wiegen 
ſacken, wiegen und einladen 
miſchen und loſe einladen mit Wiegen 


d. geſackt auf Lager befindlich: 


. einladen ohne Wiegen 


einladen mit Wiegen . : 
umſacken und einladen ohne Wiegen A 


21. umjaden und einladen mit Wiegen 


loſe einladen mit Wiegen 
[oje umlaufen laſſen, ſacken, wiegen und einladen 


Hmiſchen, ſacken, wiegen und einladen . 


Bemerkung zu I, H und III. 


Es 


Das Ufergeld iſt in den Sätzen nicht enthalten. 


2. Für den Packhof am Nikolaiſtadtgraben. 


iſt zu zahlen: 
A. An Ufergeld 


von allen zu Waſſer ankommenden oder Sr eh er ee 


Guten . für 100 kg 


B. Au Krangeld 


FF für 100 KE 


C. An Rutſchgebühr 


für die Beuutzung ſtädtiſcher Rutſchens .. für 100 kg 


is 


D. An Wiegegebühren 


Für das Verwiegen auf einer ſtädtiſchen Wage: 
a. mit Geſtellung ſtädtiſcher Arbeiter . . . für 100 kg 
b. ohne Geſtellung ſtädtiſcher Arbeiter . . .. = = = 


— 
O = O m a N 


— — 


ra = 


2. Für jede Verwiegung auf der Fuhrwerkswage . e 
3. Für Ausſtellen eines beſonderen amtlichen Wiegeſcheines A 
Wegen der Arbeitsgebühren wird auf Seite 316 verwieſen. 


3. Für die offenen Verladeplätze. 
Bemerkung: Für das vorübergehende Lagern von Umſchlagsgütern auf den 
Ufern wird eine gebührenfreie Friſt von 10 Tagen geſtattet. 
Es iſt zu zahlen: 
An Ufergeld 
für alle zu Waſſer ankommenden oder . ar er 1 


Gütern „ 3 für 100 kg 2 

Ausnahmen: 
1. Für Kant⸗ und Rundholz: 

i . TER: DER OE De 

b. über 8 m lang > 3 re z 6 = 
2. Für Bretter, Bohlen und Fappauben: 

a. bis 21 mm ſtark in 30 

Dinh g0- mm ſteak . Ea F - 60 — 

. T Fe = 90 
3. Für N A SS ]·Üim . fie e 
4. Kreuzhölzer .. „ e 
5. =- Maner- und andere Ziegeln 3 „ 1000 30 
6. Sand, Kies, Eis, Lette, Erde oder Schlamm 


für die zweiſpännige Fuhre 20 
einſpännige = 10 
Bemerkungen: 
1. Die Ufergelder müſſen ſtets vor Beginn der Aus- oder Einladung entrichtet 
werden. 
2. Angefangene Tarifeinheiten gelten für voll. 


Tarif für den Lagerungsverkehr auf den ſtädtiſchen Hafenanlagen 
zu Breslau. 


Vorbemerkung. Als Mindeſtbetrag einer jeden Rechnung kommen 25.2 
zur Erhebung. Der Betrag iſt innerhalb 8 Tagen nach Empfang 
der Rechnung zu zahlen. 


1. Verkehrsgebühren. 


Stadthafen. 
A. Allgemeine Gebühren. 
Hafenbahn⸗ und Wiegebühr wird laut Hafentarif beſonders berechnet. 
1. Auf Lager bringen zu Lande ankommender oder bereits angekommener und 
ausgeladener verpackter Güter (Waggonladungen einſchließlich des Entladens 


bei unmittelbarer ne — mit Vereine Geſtellung der Mr- 
bete : „ „ für 100 8 8 


2 


-. 


* 


15. 
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Vom Lager bringen zu Lande abgehender verpackter Güter mit 
hafenſeitiger Geſtellung der Arbeiter)... für 100 kg 6 Z% 
Ausnahmen zu 1 und 2 

Loſe Faßdauben und ähnliches Holz 

Loſe Kleie und ähnliche loſe Güter. = 

Landwirtſchaftliche Waschen u für 100 kg 10 

Loſe Oltuchen i — 

Zucker in Broden 

Chileſalpeter . -l 

-J 


5 

Nohzuder . ; 2 
Güter von 2 bis ausſchl. 5 Tonnen Einzelgewicht I 100 kg 10 = 
z z 5 z 10 20 s 
2.10% 2 z 20 z 5 z z z 40 = 
= = 20 = eimjchl. 30 0 


Verladen vom Ufer auf Waggon, Fahrwerk — Aach de: — 
von Gütern bis 2 Tonnen Einzelgewicht ohne hafenſeitige Ge- 
ſtellung der Arbeiter, aber mit Geſtellung eines Krang für 100 kg 4 


Sonjtige Arbeiten nach der Zeit zu berechnen: 

5 ein Mann und die (angefangene) Studer RA 89 
s und ein ganzer Tag 500 

Sorg ar p . für 100 KS 3% 

Ausbeſſerungen, nach Auslage bezw. nach Maßgabe der darauf 

verwendeten Zeit, mindeſtens . 25 

Muſterziehen ſowie Beſichtigung von Waren, nach Maßgabe der 

darauf verwendeten Zeit, mindeſtens .. 25 


Ausfertigung von Zollpapieren, nach Maßgabe der darauf! ver- 
wendeten Zeit, mindeſtens 50 =- 
Sackleihgebühr für den Sad und jeden Salendertag - . 7 * 
Säcke binden ie: für das Stüc 1 = 
„ ee ee A a S 38 * 
CCT z 5 
Sackbänder BE für je 10 Stück 5 
Säcke empfangen, p packen, wiegen, zählen und zu Lager nehmen, 
für je 100 Stück. 25 
Säcke herausgeben, zählen und verabfolgen an Fuhre für; je 10⁰ Stück 5 


„M „* * 


2 
Gebühr für Uberweiſungunverwendet gebliebener Säcke ie 25 
Gebühr für Überweiſung von Lagerwaren; Abgeber und Empfänger; je 5 
Porti und Formulare werden nach Auslage berechnet. 


B. Sondertarif für die Benutzung der öffentlichen Niederlage. 


Für das Überladen von und zu Schiff wird das tarifmäßige Ufer- und 
Krangeld berechnet. 


Überladen vom Waggon oder von der a bis zur Wage mit Ge— 
ſtellung ſtädtiſcher Arbeiter. .. für 100 kg 5 
Verbringen von der Wage bis auf das Lager oder umgekehrt 

durch ſtädtiſche Arbeiter. für 08 8 


) Werden Güter vom Lager entnommen ohne hafenſeitige Geſiellung der Arbeiter und 


ohne Kran (f. 13), jo werden Gebühren nicht erhoben. 


*) Werden Güter von der Fuhre bis auf die Wage oder umgelehrt durch die Beauf⸗ 


tragten der Einlagerer gebracht, ſo werden Gebühren dafür nicht erhoben. 


= 35 = 


4. Verbringen von der Wage bis auf die Rampe, Fuhre*) in den 
Abholungsraum des 5 ne oder auf Waggon durch 
ſtädtiſche Arbeiter.. \ ER 100 8 5 A 


C. Sondertarif für den Verkehr mit Getreide, nämlich Weizen, 
Roggen, Gerſte, Hafer, Mais, Hirſe und Raps, im Getreideſpeicher. 


a. Mit Schiff ankommend oder abgehend, ſiehe Gebührentarif. 


b. Mit der Bahn oder mit Fuhrwerk geſackt ankommend 


1. Ausladen und verbringen geſackt auf Lager, Waggon oder Fuhrwerk durch 
ſtädtiſche Arbeiter 


cui LOO ke 6 54 
bb. mit s P 1, ee 975 
ce, ohne r er nn en IE 22 ee 9 
dd. mit und z sii er 

Ausladen und verbringen lofe zu Lager mit Wiegen u 2 833 


Ausladen, miſchen und verbringen loſe zu Lager mit Wiegen⸗ = 12 
Ausladen, miſchen, wiedereinſacken, wiegen und verbringen auf 


Lager oder unmittelbar auf Waggon ee i für kelb a 


„Sin 


c. Mit der Bahn lofe anfommend 


5. Ausladen und lofe verbringen auf Lager mit Wiegen für 100 kg 12 
6. Ausladen, ſacken, wiegen und 8 ei Lager oder unmittelbar 


auf Waggon oder Fuhre. „ für 100 e 14 
d. Loſe auf Lager befindlich 

T. 5 laſſen ohne Wiegen. . 2 fur 100 FR 2 
8. Ausnahme für Hafer) EE 3 
9. z 5 mit Wiegen = ee 3 = 
10. - z (Ausnahme für Hafer) 25 4 » 
11. Lüſten schen oder von einem oberen Boden nach der un⸗ 

mittelbar darunter befindlichen Stelle ſchaffen. . für 100 kg 1 
12. — dasſelbe — (Ausnahme für Hafer) . : PE EN 2 
13. Loſe in Waggon laden mit Wiegen z z 79 
14. Sacken, wiegen und geſackt zu Lager nehmen oder 3 in 

Waggon laden „fie TOU kg 9 = 
15. Miſchen und lofe tebe einlagern mit Wiegen ee 5 


e. Geſackt auf Lager befindlich 
16. Verbringen auf Waggon oder Fuhrwerk ohne Wiegen für 100 kg 6 


u „* 


17. z mit z e E 9 
18. Verbringen auf Waggon oder Fuhrwerk mit Umſacken 

ohne Wiegen . ia = 9 
19. Verbringen auf Bagon oder Fus wert mit t Umjaden 

und Wiegen . „ 1 E 


Werden Güter von der Fuhre bis auf die Wage oder umgekehrt durch die n 
der Einlagerer gebracht, ſo werden Gebühren dafür nicht erhoben. 


Bien 


20. Loſe umlaufen laſſen und loſe wieder einlagern mit 


Wiegen .. ...für 100 kg 9 A 
21. Loſe umlaufen laſſen, ſacken, wiegen und verbringen 

auf Lager oder unmittelbar in Waggon „„ a 
22. Miſchen, ſacken, wiegen und verbringen ai Lager 

oder unmittelbar in Waggon E 


f. Zuſchlag für Benützung der Reinigungs- und Sortieranlagen 


23. Reinigen 1 Gebläſemaſchinr n ve 100 kg 3 Z 
24. ; Schüttelſieb ; E- et 8 * 
25. z Gebläſemaſchineu. Shirtefiebgleichyitig = „ 1 
26. z Handputzmaſchine. Su. 20. 


27. Bearbeitung mit der Sortiermaſchine (Trieur) . 0 


II. Badhof. 


1. Auf Lager bringen zu Lande ankommender oder bereits angekommener bezw. 
ausgeladener Güter bei Geſtellung ſtädtiſcher Arbeiter“) für 100 kg 6 Z% 
2. Vom Lager bringen zu Lande abgehender Güter bei 
Geſtellung ſtädtiſcher Arbeiter ) ei BN 63 


3. Arbeitsgebühren für die Geſtellung ſtädtiſcher Arbeiter 
zum Einlegen oder Wegſchlagen der Waren 
a. am Ufer oder in den IR A aE HIN a En 1 * 
b. in den Kellern . 2 FF 
c. in ſonſtigen Fällen 
aa. ein Mann und die angefangene) Stunde 80 
bb. ein Mann und ein ganzer Tnßn g. 500 


2. Lagerungsgebühren. 


I. Kurzfriſtige Lagerungen. 
A. Stadthafen und Packhof. 

Für das vorübergehende Lagern von munſchlage gütern auf den Ufern oder 
in den Speichern wird eine gebührenfreie Friſt von 72 Stunden gewährt. Nach 
Ablauf dieſer Friſt wird erhoben 

a. für Güter im Freien lagernd . . . für 100 kg und Tag ½ Z 
bh. in den Speichern lagernd 1 * 
Angefangene Tage gelten für voll. 


B. Offene Verladeplätze. 
(Schlung und Großſchiffahrtsweg.) 

Für das vorübergehende Lagern von Umſchlagsgütern auf den Ufern wird 
eine gebührenfreie Friſt von 10 Tagen geſtattet. Bleiben die Güter länger 
liegen, ſo wird vom Tage der Anlieferung an erhoben für den (angefangenen) 
Kalendermonat 


) Werden Güter zu oder vom Lager gebracht ohne hafenſeitige Geftellung der Arbeiter 
und ohne Kran, ſo werden Gebühren nicht erhoben. 


eg 
va 
s 


8 K. 


6. 


10 000 kg oder bei Zahlung des Lagergeldes für dieſes Gewicht. 


Waren aller Art 
Kant⸗ und Rundholz 
a. bis 8 m lang : 
b. über 8 m lang 


317 


Bohlen, Bretter und Faßdauben i 


a. bis 21 mm ſtark 
b. von 21—30 mm jtarf 
c. über 30 mm jtarf 

Brennholz . 
Kreuzhölzer 


Mauer- und andere Ziegeln 


Angefangene Tarifeinheiten gelten für 


für 100 kg 5 % 


für das Stück 6 
E ż 12 = 


50 - 
100 
150 
30 
6 
90 


für 100 Stück 


. für 1 ebm 
für das Stück 
- 1000 - 


voll. 


II. Langfriſtige Lagerungen. 
Lagergeld für einen Monat und für 100 kg. 


Bemerkung. 
Die Lagergelder werden für 100 kg und nach Kalenderhalbmonaten be⸗ 
rechnet. Teile von 100 kg gelten für voll. Jeder angefangene halbe Kalender- 
monat gilt für einen Kalenderhalbmonat im Sinne dieſes Tarifs. Loſes Ge- 
treide wird nur im Speicher 4 gelagert und zwar in Mengen von mindeſtens 


Dieſe Be- 


ſtimmung bezieht ſich auch auf bereits vorhandene Läger, welche unter dieſes 
Mindeſtgewicht ſinken. Für nicht geſundes Getreide, welches nach dem Ermeſſen 
der Hafenverwaltung ſich nicht zur Einlagerung in der üblichen Weiſe eignet, 
wird das Lagergeld nach Maßgabe des verwendeten Raumes berechnet. 


a. Güter des freien Verkehrs 
Nr. T 
1 Waren aller Mrt, im Freien 
o T Na N 3 
JJ 6 
c a E 6 
4. Ammoniak in Säcken 6 
„%% TTT. Ur ME 12 
r a E a 
7. Apothekerwaren 18 
8. Aren 8 
9. Abe 6 
1O. ee, le. 6 
11. Baumwolle in gepreßten Ballen 
ih 8 
12. Baumwolle in ungepreßten 
Ballen (amerikaniſche) und 
Baumwollabfälle und Fäden 
G NER. 12 
13. Baumwollſaatmehhll. 6 
14. Baumwollwaren 12 
15. Beinſchwarr zz 


im Stadthafen und Packhof. 
Nr. 1. 

16. Bettfedern in ungepreßten 
Ballen RAR 8 
17. Bettfedern in gepreßten Ballen 8 
18. Bimsſtein ! 1 10 
19. Biertreber( getrocknete in Säcken 8 
20. Blech in Kiſtenn 6 
21. Blei in Mulden 5 
22. Blei in Rollen, Tafeln. 6 
. Bleiglanz, Bleiglätte (Minium) 5 
241. Bleiſchre bb 10 
25. Bleiweiß 2 8 
26. Blei zucker 6 
M. Bro 8 
28. Bien 12 
29. Branntwein. 8 
30. Brauerpeec hh 8 
31. Braunſteinn 6 
32. Bruchmet all. 8 
33. Butter 12 
34. Carobbe 10 


— 9 

Z | 

CVVT 10 

ehe 8 
Chileſalpeterund andere Dünge— 
mittel (Verpack )))); 

n Et: 6 

CCC 12 

Chlorkalzuiuůnunn 6 


Dachpappe und Dachfilz .. 6 


2. Därme (geſalzene . . . . - 8 
Daub 6 


oo a eher e ea 8 


PFC SS a a 6 
SEID ee ns 8 


Drahtwaren 0 


Dahiſtiſt 2 0% 8 


9. Eiſen, geſchmiedet, gewalzt, 
gegoſſen, in Stangen 6 
„Eiſenblech in Tafeln... . . . 6 


!!! 4 
52. Eiſenwaren (grobe) 6 
53. Eiſenwaren (feine) ee 8 
FF R E o er 6 


eee 6 


FEC 4 
A in it 10 
ECT 6 
Farbwaren (leichte ). 12 


Farbhölzer in Blöcken 6 


51. Farbhölzer, gemahlen. 10 | 
52. Farbholzextr akte 10 
3. dpa us 


„Felle, getrocknete 12 


ingren h 8 
3. Firniſſe in Fäſſern oder Kiſten 8 


„ Fiſchte m RE s 8 
aß, 8 13 


59. Fleiſch, konſerviertes in Büchſen 10 
). Fleiſchfuttermehhßl .. 6 


eee 12 


e 10 
3. Galanteriewaren 15 


ee, ce ea 
Ganbdiieĩ 


Gerbhölzer in Blöcken .. 
Gerbhölzer, zerkleinert, in Ballen 
. Gerſte ſiehe Nr. SO 
Getreide (Weizen, Roggen, 
Gerſte, Hafer, Mais, Hirſe, 
Raps) 


8 
S 
F Ben Run 8 
6 
8 


Heringe, die Y/, Tonne ... 10 


a. geſackt im Packhofe . 6 
b. geſackt im Stadt⸗] einſchl. 
hafen Speich. 4) Feuerver⸗ 5 
c. lofe im Stadt- ſicherungs⸗ 
hafen Speich. 4) prämie 4 
d. geſackt im Stadthafen 


Speicher 2, 3, 6, 7 6 
Gps 8 6 
Glatie 6 


Glas, ordinäres, Taſelglas 


id 7 2 ee re 12 
. Glaswaren, feine 18 
Glauberſaasßß 6 
here Eee 10 
hkl 6 
STASI een 10 
ron??? Area 8 
30 ˙ Serie Er, 8 
neee ee 8 
. Gummi, Gummiharze . . . 10 
F 10 
Haare von Tieren 10 
5. Hafer ſiehe Nr. 80 
ORIENTIERT 14 
DORT OR, e ee 13 
S A e a O 6 
e ae, 8 


. Häute, getrocknete, in Ballen 


ee a: 10 


do. — 7 ra. FD 


. Hirfe ſiehe Nr. 80 

Hölzer in Blöcken, auch Bretter 5 
irn! E E A 10 
5. A E OE 10 
EE a A r 10 


= DoiWwaren ea c S 12 
Hopfen in Ballen 18 
. Hopfen in Blechtrommeln .. 12 
„Hülſen früchte 6 
Jute rohe 5 
a e anas l 10 
affen ETS 10 
lose eilig: 10 
5. Kakasſcha len 12 
Kanarienſameen 8 
Karbolin eum 10 
„ Kartoffelm ell 6 
„ Kaſſi gn ae 10 
„ Kerzen 12 


Nr. *. 
C ser ran: ü 
122. leere 10 
23. Leit, geldt t 6 
CC 10 
125. Ben 5 8 
126. Knochen kohle 6 
127. opp en 8 
428. Kokosnuß bl 8 
129. Kolophonium . ... 2... . 6 
130. Kolonialwaren 10 
131. ‚Ronlemen.ere a a SE 10 
Irn A  e 12 
10000000000 ana. 14 
134. Krapp, gemahlen 8 
12 Trapp würzen 12 
136. Kümmelſamen 10 
137. Kreide in Blöcken oder in 
fer 6 
138. Kupfer, rohes. 8 
139. Kupfer, verarbeitetess . - 12 
140. Kupfervitribocbo oll. 6 
%%% PS a a os 10 
142 Pederabfälltfte 8 
LASSEN a ee ee oe 8 
144, Leim leder 12 
145. Leinen und Leinenwaren . . . 10 
46. Lein kuchen 6 
FCC MEERE RE ER 8 
rr ae ie G 
149. Lupinen in Säcken 6 
100-2upmen,; Ile. une t 8 
19F. Mao en, E, 12 
FC 7 
C 8 
154. Mais ſiehe Nr. 80 
155. Maiskuchenmehll 6 
156. Manufakturwaren 12 


Maſchinen, landwirtſchaftliche 


oder voluminööſe 12 
158. Maſchinen, ſchwere 8 
159. Melaſſe in Fäſſernn 5 
160. Melaſſefutteeeee 8 
e e e 6 
C 5 
163. Meſſingblech und -Draht 10 
164. Metallwaren, grobe ..... 6 
165 do. feine 8 
168 Wicht 12 
167. Mineralwaſſe rr 8 
168. Mineralſchmier bbb. 8 | 


Nr. KH 
169. MirabolaneNnNndNnNns 8 
170. Möbel, nur verpackt 18 
1 Möhne 10 
172. Mühlenfabrikatdte 8 
173. Nähmaſchinen in Geſtellen. . 20 
174 do. in Kiſten . . 12 
D Neff 12 
A HUREN El ee ee 15 
177. Nüſſe, getrocknete 10 
178. Obſt, getrocknetes 10 


179. 


180. 


181. 


182. 
183. 
184. 
185. 
186. 
187. 
188. 
189. 
190. 
191. 
192. 


193. 
194. 
195. 
196. 


197. 
198. 


199. 
200. 
201. 
202. 
203. 
204. 
205. 
206. 
207. 
208. 
209. 
210. 


211. 
212. 
213. 


214. 


215. 
216. 


Ole, fejte und flüſſige ... 8 


Dll $ 6 
Packpapier 8 
PRI: Eara aE 10 
PANOLU =. er: ee. 8 
Palmkernſchrooe t 10 
Poper . 10 
Pappdeckee!t! emails 8 
Ff 6 
Pferde haare 12 
CF 8 
e N or Re 18 
Pflanzenfaſerrn 12 
Pflaumen, getrocknete und 
Pflaumen muas 10 
Pflanzenhaare, afrikaniſche. . 8 
Piaſſava und Piaſſavawaren 12 
Porzellans 12 
Porzellanerdee 6 
Sac 6 
Putzſteine verpackt 6 
Dücillerr mare 10 
S 2 an a T 6 
Reisfuttermehl, Neiskleie.... 6 
Raps ſiehe Nr. 80 

Reiswur zen 12 
Roggen ſiehe Nr. 80 

HOUE t a EnS 8 
i 12 
Säcke, verpackt 10 
Saneren T S Ea 10 
SCC 6 
Sämereien, Feldſämereien, 
anderweitig nicht genannt.. 10 
Salma 8 6 
SI u T 4 
Salpeter, raffinierter in Fäſſern 6 


Sardellen für den Anker. . 7 
Sr 10 
Schafwolle in gepreßten Ballen 15 
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Nr. % Nr. H 
217. Schafwolle in ungepreßt. Ballen 20 256. Tinte. 10 
e, een 10 257: Ton in Süden: >; 6 
DEI SICHER nn: 8258. Tonerde 6 
F 8 259. Tonwaren, grobe A 6 
221. Schlemmkreide 5 260. do. feine ne 10 
222. Schlempe, getrocknete, in Säcken 8 261. Torf in Ballen 10 
223. Schlempe, loſe 12262. fn TNRARRT : 8 
224 Scha 8 263. Traubenzuckeee 10 
225. Schmelztiegel 12 264. Treber und Treſter, getrocknet 8 
c ee: 6285 Ballons 8 
227. Schnitzel und Schnitzelabfälle 38 ATA AEO 6 
von Rüben, getrocknet 8 267. Wagen fett 8 
228. Scheuerziegeln, verpackt.. 6 268. Waſſer glas 6 
229. Schwefel, verpackte 6269. Weberdiſtel n 725; 18 
ee, ee 10210 Weinſ ten 8 
231. Schweine fett 8 271. Weizen ſiehe Nr. 80 
k 6 272. Werg, nur verpacktes 13 
2 RTS n 12273. Wilen 6 
370 ER 8 274. Wolle in gepreßten Ballen 
eee eh dee 8 nig fette TURM, 15 
ES NE BE N Ser 10 275. Wolle in ungepreßten Ballen 
Sd aa O 5 (ungefettet)̃j 20 
e e 8276. Woll waren 12 
289. Spielwaren e rn ae 4 
240. Stärke in Kiſten und Fäſſern 8 278. Zementwaren.... 2.2... 8 
241. Stärke in Säckeeeen Fiir a NEN, 8 
Sfr 6 280. Zink in Platten 5 
FFP 8 | 281. Zinkblech in Tafeln und Ver⸗ 
244. Stearin kerzen 12 Ichlänelle eee ASAE 6 
245. Steine, bearbeitet... 6 | 282: Zinkſtaull bb 6 
DANS e an} 10283. Btotriol ee 6 
ZA Stenmnüſſe e 8284 Jinkweij ß s 8 
nee 30285 Jm er } 8 
ESS) LE) E  RENN S 12 286. Zinnſal z 12 
c ENT 8 287. Zucker in Broden und Kiſten 10 
251 Tobak, roher 12 288. Zucker, roh, in Säcken 5 
252. Tabak, bearbeiteter. 18 28g. Zucker, raffiniert, auch 
CCT 8 granuliert, in Säcken. 6 
254. Talgerde re SENT O | 2907. Bwelichens re ee 10 
DODESEBRN 2 a ee. S 8 291 Zwiebeln 10 


Zuſätzliche Beſtimmung. Die Sage für 
in entſprechendem Verhältnis berechnet. Bei Lagerung großer Mengen und Bindung 
i lange Lagerzeit ijt der Hafendirektor befugt, beſondere Vereinbarungen zu treffen. 


die Benutzung der Alan Niederlage des Stadthafens. 


2 


Waren aller Mrt. 


Ausnahmen: I. Soda . 
II. Roheiſen 

III. Heringe. 

do. 


hier nicht genannte Waren werden 


Pi 109 kg 8 7 


S Ker] 


die „ Tonne 6 
* 7 = 3 = 


2 
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2. Bedingungen für die Beleihung der bei der ſtädtiſchen Hafen- 
verwaltung eingelagerten Waren 


vom 20. Mai 1905. 


$ 1. Die Stadtgemeinde Breslau, vertreten durch den Magiſtrat, 
gewährt gegen Verpfändung von marktgängigen Kaufmanns⸗Waren, die im 
Gebiete der ſtädtiſchen Hafenverwaltung lagern, Darlehne zu einem zu verein⸗ 
barenden Zinsſatze. 

$ 2. Das Darlehn darf nicht weniger als 500 Mark betragen und wird 
bis zu drei Monaten gewährt. Es iſt ſeitens des Empfängers jederzeit rück⸗ 
zahlbar. Zinſen werden für mindeſtens 15 Tage erhoben; mit Ablauf der 
Darlehnsfriſt kann das Darlehn erneuert werden. 

§ 3. Die Beleihung ift nur bis zu ?/, des Wertes der zu verpfändenden 
Waren zuläſſig. 

§ 4. Die Zinſen find bei Rückzahlung des Kapitals, in jedem Falle 
aber mit Ablauf von 3 Monaten fällig. 

§ 5. Gerät der Schuldner mit der Zahlung von Kapitl oder Zinſen in 
Verzug, ſo iſt der Magiſtrat berechtigt, die Pfandſtücke unter Beobachtung der 
Vorſchriften der SS 1234 bis 1240 des Bürgerlichen Geſetzbuches und § 368 
des Handelsgeſetzbuches verkaufen zu laſſen und aus dem Erlöſe die Forderung 
an Kapital, Zinſen, Koſten und Lagergeld zu decken. 

8 6. Teilzahlungen auf das Kapital find nur in Beträgen von min- 
deſtens 5 Prozent und nicht unter 500 Mark geſtattet. 

7. Die Rückgabe des Pfandes kann an jeden Inhaber des von dem 
ſtädtiſchen Hafendirektor ausgeſtellten Pfandſcheins oder Verpflichtung der 
Prüfung ſeiner Legitimation erfolgen; auf Verlangen iſt jedoch der Inhaber 
verpflichtet, ſeine Legitimation nachzuweiſen. 

§ 8. Nach Tilgung aller Anſprüche wird das Pfand und im Falle des 
Verkaufs gemäß § 5 der zinslos aufzubewahrende Überſchuß des Erlöſes nur 
gegen Rückgabe des Pfandſcheines mit Empfangs⸗Quittung herausgegeben. 

§ 9. Die Haftpflicht der Verwaltung bleibt ungeachtet der Ber- 
pfändung auf die durch die Betriebsordnung der ſtädtiſchen Hafenverwaltung 
vom 29. November 1909, insbeſondere in $$ 43 ff. feſtgeſetzten Grenzen 
beſchränkt. 

$ 10. Die Waren werden durch die Hafenverwaltung auf Koſten der 
Darlehnsnehmer gegen Feuersgefahr verſichert, wenn nicht anderweit aus- 
reichende Verſicherung nachgewieſen wird. Zutreffenden Falls muß die zu 
übergebende Verſicherungs-Police die Beſcheinigung enthalten, daß die Ber- 
ſicherung auf die Stadtgemeinde Breslau umgeſchrieben iſt. Im Falle eines 
Brandſchadens ſind aus der Verſicherungsſumme alle Anſprüche auf Zahlung 
des Pfandkapitals, der Zinſen, Koſten und des Lagergeldes ſowie etwaige 
Anſprüche der Steuerverwaltung zu decken, während der Reſt der Ber- 
ſicherungsſumme zur Abfindung aller Schadenerſatzanſprüche ausgezahlt wird. 

§ 11. Wenn die verpfändeten Waren nach der Feſtſtellung des Hafen- 
direktors, gegen welche der Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt, um ein Sechſtel in 
ihrem Schätzungs⸗ oder Marktwerte ſinken oder während des Lagerns durch 
Veränderung ihrer Beſchaffenheit oder Menge an Wert verlieren, ſo hat der 

21 
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Schuldner das Unterpfand ſofort entſprechend zu verſtärken oder einen 
entſprechenden Teil des Darlehns zurückzuzahlen. Mangels Erfüllung dieſer 
Verpflichtung binnen 3 Tagen nach ſchriftlicher Aufforderung ſeitens des 
Hafendirektors kann vorbehaltlich aller ſonſtigen Rechte die ſofortige Rid- 
zahlung des ganzen Darlehns nebſt Zinſen und Koſten verlangt werden. 

XI. 565. 05. Gem. Bl. 1905. S. 447. 


Ausführungsbeſtimmungen zu den Bedingungen für die Beleihung der 
bei der ſtädtiſchen Hafenverwaltung eingelagerten Waren 


vom 20. Mai 1905. 


Zu § 1. Als Zinsſatz ift in der Regel der von der Reichsbank für ihren 
Lombardverkehr jeweilig öffentlich bekannt gemachte Zinsſatz mit den während 
der Zinszeit etwa eintretenden Anderungen zu vereinbaren. Die Höhe des 
Zinsſatzes beſtimmen die zu § 2 Genannten. 


u $ 2. Über die Gewährung und Erneuerung eines Lombard- 
darlehns entſcheidet bis zur Höhe von einſchließlich 10000 Mark der Hafen⸗ 
direktor, darüber hinaus der Vorſitzende der Hafendeputation in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Hafendirektor und zwei anderen vom Vorſitzenden zu berufen⸗ 
den Mitgliedern der Hafendeputation. Bei Stimmengleichheit entſcheidet der 
Vorſitzende. 


Zu $ 3. Die Feſtſtellung des Wertes der zu beleihenden Waren er- 
folgt durch die zu § 2 Genannten nach Anhörung von Sachverſtändigen, welche 
die Hafendeputation für die einzelnen Warengattungen auf die Dauer von 
drei Jahren wählt. 

In der Regel wird für den einzelnen Beleihungsfall nur ein Sachver- 
ſtändiger zugezogen; bei einem Darlehn von mehr als 10000 Mart ift die 
Zuziehung zweier Sachverſtändigen zuläſſig. 

Die Zuziehung von Sachverſtändigen unterbleibt bei der Werts- 
ermittlung von Rohzucker und Spiritus, der unter ſteueramtlichem Ber- 
ſchluſſe lagert. Die Feſtſtellung des Wertes bewirken die zu §S 2 Genannten 
auf Grund der Angaben der Steuerbehörde nach Prüfung der neueſten 
Rechnungen und Analyjen. 

Die Gebühren der Sachverſtändigen fallen dem Darlehnsſucher zur 
Laſt, auch wenn eine Beleihung nicht zuſtande kommt. 

Die Gebühren betragen bei: 


I. Getreide: 
II. Kaffee: | Für die Prüfung überſandter Proben 6 Mk., 
III. Raffiniertem Zucker: j 
IV. Salpeter: Für die Prüfung am Lager 12 Mk. 
V. Holz: Für jede angefangene Stunde der Unterſuchung ... 5 Mk. 
und für den Weg... 5 Mk. 
VI. Schmalz und Heringe: Für die Prüfung am Lager 12 Mk. 


Die Gebühren verſtehen ſich für jeden einzelnen Beleihungsfall. 
XI. 565. 05. 


u DAS 


E. Straßenbahnen. 


1. Vermögensüberlafungsvertrag zwiſchen der 
Breslauer Straßen-Eiſenbahn-Geſellſchaft und der Stadtgemeinde Breslau 


vom 31. Mai 1911. 


$ 1. Die Aktiengeſellſchaft überläßt mit dem Tage, an welchem der 
dieſen Vertrag genehmigende Beſchluß der Generalverſammlung und die 
Auflöſung der Aktiengeſellſchaft Breslauer Straßen-Eiſenbahn⸗Geſellſchaft in 
das Handelsregiſter eingetragen wird, ihr Vermögen als Ganzes unter Aus⸗ 
ſchluß der Liquidation gemäß § 303 und 304 Handelsgeſetzbuches der Stadt- 
gemeinde Breslau und dieſe übernimmt am gleichen Tage das vorgedachte 
Geſellſchaftsvermögen, insbeſondere auch das von der Geſellſchaft betriebene 
Straßenbahn-Unternehmen feinem ganzen Umfange nach zum Weiterbetriebe. 
Die Eintragung in das Handelsregiſter ſoll gegen Ende September 1911 
beantragt werden. Der Übergang des ganzen Unternehmens findet mit 
Wirkung vom 1. Januar 1911 ab ſtatt, ſo daß der Betrieb von dieſem Tage ab 
als für Rechnung der Stadt geführt gilt. Die Erträgniſſe des laufenden 
Geſchäftsjahres fallen ſomit in vollem Umfange der Stadtgemeinde zu; die 
Aktionäre werden auch wegen dieſer Erträgniſſe durch die in § 4 feſtgeſetzte 
Gegenleiſtung abgefunden. 


§ 2. Zwecks ſachgemäßer Durchführung der Übertragung verpflichtet 
ſich die Geſellſchaft insbeſondere: 

a. den Betrieb des Straßenbahn-Unternehmens bis zum Tage der 
Übernahme durch die Stadtgemeinde in einer nach jeder Richtung 
ordnungsmäßiger Wirtſchaft entſprechenden Weiſe fortzuführen, 
namentlich aber das geſamte zum Betriebe gehörige Wagen-, Schienen⸗ 
und ſonſtige Material ſeiner Quantität und Qualität nach gehörig im 
Stande zu halten, auch ſoweit nötig, zu erneuern und Grundbeſitz nicht 
ohne Zuſtimmung des Magiſtrats zu veräußern oder zu belaſten, 


b. nach Genehmigung dieſes Vertrages durch die Generalverſammlung 
keine neuen Anleihen aufzunehmen und überhaupt nichts zu tun, was 
die rechtliche Stellung der Stadtgemeinde als künftige Unternehmerin 
verſchlechtern würde. 

$ 3. Die dem Vorſtande und dem Aufſichtsrat zuſtehenden Bezüge für 
die Zeit vom 1. Januar bis 30. September 1911 gehen als Verwaltungs- 
koſten zu Laſten der Stadtgemeinde; ſoweit dieſelben in Tantiemen beſtehen, 
iſt die Tantieme für die Zeit vom 1. Januar 1911 ab pro rata temporis nach 
dem Durchſchnitt der Tantiemen der Geſchäftsjahre 1908, 1909 und 1910 
zu berechnen. Die Zahlung des dem Aufſichtsrat zuſtehenden Betrages erfolgt 
zu Händen ſeines bisherigen Vorſitzenden. 

$ 4. Als Gegenleiſtung für die Überlaſſung des Vermögens der 
Geſellſchaft gewährt die Stadtgemeinde den Aktionären 
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a. für jede Aktie im Nennbetrage von 400 Mark 4%/,ige Anleiheſcheine 
der Breslauer Stadtanleihe vom Jahre 1906, welche zum Handel an 
der Breslauer Börſe zugelaſſen ſind, im Nennbetrage von 500 Mark 
nebſt Zinsſcheinen, laufend feit 1. Oktober 1911, und Erneuerungs⸗ 
ſchein, und ferner 41 Mark 50 Pf. in bar, 


b. für jede Aktie im Nennbetrage von 1200 Mark Anleiheſcheine der vor⸗ 
erwähnten Stadtanleihe im Nennbetrage von 1500 Mark nebſt Zins⸗ 
ſcheinen ſeit dem 1. Oktober 1911 und Erneuerungsſchein, ferner 
124 Mark 50 Pf. in bar. 


Die Aushändigung der Stadtanleiheſcheine nebſt Zinsſcheinbogen und 
Erneuerungsſchein ſowie die Zahlung des Barbetrages erfolgt gegen Ein— 
reichung der Aktien vom 10. Oktober 1911 ab. 
Eine Verzinſung der bar zu zahlenden Beträge findet nicht ſtatt. 
Die Stadtgemeinde verpflichtet ſich, die Aufforderung zur Empfang⸗ 
nahme der Stadtanleiheſcheine und der Barbeträge gegen Einreichung der 
Aktien in folgenden Blättern auf ihre Koſten zu veröffentlichen: 
im Reichsanzeiger, im Berliner Börſenkurier, der Börſenzeitung, dem 
Berliner Tageblatt, der Schleſiſchen Zeitung, Breslauer Zeitung, 
Breslauer Morgenzeitung, 

und zwar zuerſt 
ſofort nach Eintragung der Auflöſung der Aktiengeſellſchaft in das 
Handelsregiſter, 
zum zweiten Male einen Monat ſpäter und 
zum dritten Male im Juli 1912, ſofern bis dahin nicht alle Aktien 
eingereicht ſein ſollten. 


§ 5. Die Stadtgemeinde tritt in alle Rechte und Pflichten der Geſell— 
ſchaft mit der Eintragung der von der Generalverſammlung in Gemäßheit 
des § 304 H. G. B. zu faſſenden Beſchlüſſe ein. 


§ 6. Der Aufſichtsrat der Geſellſchaft hat den Magiſtrat der Stadt 
Breslau von allen ſeinen Sitzungen, die bis zur Ausführung der Übertragung 
ſtattfinden, zu benachrichtigen und Vertretern des Magiſtrats die Teilnahme 
an den Beratungen — ohne Stimmrecht — zu geſtatten. Dem Magiſtrat 
wird auch das Recht eingeräumt, von den Verwaltungsmaßnahmen des Vor- 
ſtandes und von den Büchern der Geſellſchaft fortlaufend Kenntnis zu nehmen. 


$ 7. Die Koſten des Vertrages und ſeiner Ausführung, einſchließlich 
der Schlußſcheinſtempel bei Ausreichung der Anleihen, trägt die Stadt- 
gemeinde Breslau. Das Objekt beträgt 8 799 375 Mark. 


§ 8. Dieſer Vertrag gilt als nicht abgeſchloſſen, wenn der Beſchluß 
der Generalverſammlung und die Auflöſung der Geſellſchaft nicht ſpäteſtens 
am 1. Oktober 1911 in das Handelsregiſter eingetragen iſt. 
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2. Vertrag zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau und dem Kaufmann 
Wehlan über den Bau und Vetrieb einer elektriſchen Straßenbahn 
in Breslau 


vom 11. April 1891. 


Zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau, vertreten durch den Magiſtrat, 
einerſeits und dem Kaufmann Moritz Wehlau in Breslau andererſeits wird 
über den Bau und Betrieb einer elektriſchen Straßenbahn folgen⸗ 
der Vertrag geſchloſſen: 


$ 1. Der Kaufmann Moritz Wehlau übernimmt den Bau und Betrieb 
einer elektriſchen Straßenbahn auf folgenden, in dem anliegenden Plane rot 
eingezeichneten beiden Linien: 
Neuer Kirchhof in Gräbſchen — Gräbſchener Chauſſee — Gräbſchener 
Straße — Sonnenplatz und weiter 
A. Neue Graupenſtraße — Graupenſtraße — Karlsplatz — Roßmarkt 

— Schloßſtraße — 

a. Blücherplatz (Oſtſeite) — Ring (Siebenkurfürſtenſeite) — Oder⸗ 
ſtraße — Kupferſchmiedeſtraße — Neumarkt (Süd⸗ und Oft- 
ſeite) 15 Alte Sandſtraße — Ritterplatz — 

un 

b. Blücherplatz (Süd⸗ und Weſtſeite) — Herrenſtraße — Burg⸗ 
ſtraße — Ritterplatz — 

Neue Sandſtraße — Gneiſenauplatz — Sternſtraße — Hirſchſtraße 

— Kleine Scheitniger Straße — Fürſtenſtraße — Straße nach 

Leerbeutel bis zu der über den Deichgraben führenden Brücke; 


und 
B. Telegraphenſtraße — Muſeumplatz (Südſeite) — Tauentzienſtraße 
— Tauentzienplatz — Tauentzienſtraße — Brüderſtraße — 


Mauritiusplatz — Mauritiusſtraße — Straße am Weidendamm 
bis zum Beginn des Morgenauer Dammes. 


Die Stadtgemeinde Breslau erteilt hiermit die Genehmigung zum Bau 
und Betrieb dieſer Bahn auf beiden Linien einſchließlich der im Zuge der⸗ 
ſelben liegenden Brücken auf die Dauer von dreißig Jahren, vom Tage der 
Inbetriebſetzung der Linie „Kirchhof Gräbſchen — Brücke nach Leerbeutel“ 
ab gerechnet. 

§ 2. Ohne Genehmigung der ſtädtiſchen Behörden ift eine Anderung 
oder Einſchränkung der angegebenen Linien nicht geſtattet. 

Dem Unternehmer wird die Befugnis erteilt, die Linie „Kirchhof 
Gräbſchen — Brücke nach Leerbeutel“ ſtatt über die Hirſchſtraße, Kleine 
Scheitniger Straße, Fürſtenſtraße nach ſeiner Wahl in der Verlängerung der 
Sternſtraße bis zur Fürſtenſtraße zu legen. Wählt der Unternehmer die 
letztere Strecke, ſo iſt er verpflichtet, das Terrain des noch nicht ſtraßenmäßig 
ausgebauten Teils der Sternſtraße der Stadtgemeinde unentgeltlich, ſchulden⸗ 
und laſtenfrei innerhalb der feſtgeſetzten Fluchtlinien aufzulaſſen und zu über⸗ 
geben und den Bahnkörper (§ 13) längs dieſer Straßenſtrecke gemäß § 8 
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Abſ. 2 auf feine Koſten herzuſtellen. Eine Verpflichtung zum ſtraßenmäßigen 
Ausbau dieſer Straßenſtrecke übernimmt die Stadtgemeinde dem Unternehmer 
gegenüber nicht. z 

Falls ferner durch den Riembergshof eine öffentliche Fahrſtraße an- 
gelegt wird, ſoll es dem Unternehmer unter den demnächſt zu vereinbarenden 
Bedingungen geſtattet ſein, die Bahn von dem Karlsplatz aus durch den 
Riembergshof nach dem Blücherplatz zu führen und dafür den Betrieb Rok- 
markt — Schloßſtraße einzuſtellen. 

Dem Unternehmer wird geſtattet, daß die nach $ 1 und 2 auszuführen- 
den Linien die Gleiſe der Breslauer Straßen-Eiſenbahn-Geſellſchaft kreuzen 
und ſtellenweiſe, insbeſondere auf der Neuen Graupenſtraße und Sternſtraße, 
neben dieſen Geleiſen herlaufen. 

§ 3. Es iſt Sache des Unternehmers, alle zum Bau und Betrieb der 
Bahn erforderlichen behördlichen Genehmigungen ſowie die Genehmigung der 
Hausbeſitzer zur Anbringung von Stützen an den Häuſern ſelbſt einzuholen. 
Die Stadtgemeinde wird dem Unternehmer auf deſſen Anſuchen bei Behörden 
nach Möglichkeit Beiſtand leiſten. 

§ 4. Behufs Herſtellung einer bequemen Geleisführung von der 
Graupenſtraße 8 dem Roßmarkt werden die beiden Grundſtücke Karlsplatz 

larlitrage Nr. 24 = ; 

Nr. 1 und ee 20° von der Stadtgemeinde erworben und 
freigelegt. Von den hierdurch entſtehenden Koſten trägt nach Abzug des 
darauf zu verrechnenden Erlöſes aus dem Abbruch der beiden Häuſer die 
Stadtgemeinde %, der Unternehmer /. Die Verwertung der hinter der feſt⸗ 
geſetzten Fluchtlinie liegenden Parzelle des Grundſtücks, . 

x 9 £ Siebenradenohle Nr. 20 
bleibt der Stadtgemeinde zu ihren alleinigen Gunſten vorbehalten; der Unter- 
nehmer hat auf einen Anteil an dem hieraus zu erzielenden Gewinn keinen 
Anſpruch. 

Sollten für die Durchführung der Bahnanlagen in den Straßen etwa noch 
weitere Arealfreilegungen erforderlich werden, ſo hat der Unternehmer dieſe 
auf eigene Koſten zu bewirken und das freigelegte Terrain dem öffentlichen 
Verkehr mit zu überlaſſen. 

§ 5. In der Neue Graupenſtraße zwiſchen Sonnenplatz und 
Freiburger Straße, Graupenſtraße von der Promenade ab, Schloßſtraße und 
Neue Sandſtraße ſowie in der Sternſtraße zwiſchen Monhauptſtraße und 
Adalbertſtraße wird die Bahn eingeleiſig, auf allen übrigen Strecken beider 
Linien doppelgeleiſig gelegt. Auf der Linie „Kirchhof Gräbſchen — Brücke 
nach Leerbeutel“ laufen vom Blücherplatz bis Ritterplatz die beiden Geleiſe 
nicht nebeneinander in denſelben Straßen, ſondern getrennt von einander in den 
in § 1 unter a,b genannten Straßen. Die Anlegung von Weichen und Aus- 
weichgeleiſen erfolgt, ſoweit die Erzielung eines regelmäßigen Verkehrs dies 
erfordert, nach Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe. 

§ 6. Die Anlage der Bahn erfolgt nach dem in beiliegendem Er- 
läuterungsbericht beſchriebenen Syſtem und nach Maßgabe des Erläuterungs⸗ 
berichtes. 

§ 7. Unternehmer ift verpflichtet, vor Beginn des Baues die 
Zeichnungen und Pläne zu allen Teilen der Bahnanlage, ſoweit ſie auf den 
in $ 1 und 2 genannten Straßenzügen zur Ausführung kommt, dem Magiſtrat 
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zur Prüfung und Genehmigung rechtzeitig einzureichen, die vom Magiſtrat 
für erforderlich erachteten Ergänzungen und Anderungen vorzunehmen und 
demnächſt den Bau nach Maßgabe der erteilten Genehmigung auszuführen. 

Bei den Zeichnungen und Plänen für Verlegung der Geleiſe und Kabel 
ift der Maßſtab von mindeſtens 1: 250 anzuwenden. Für ſonſt etwa 
erforderlich werdende Zeichnungen und Pläne werden die Maßſtäbe im 
einzelnen Fall durch die ſtädtiſche Bauverwaltung beſtimmt. 

Den vom Magiſtrat damit beauftragten Beamten ſteht die Kontrolle 
über die geſamte Bauausführung auf den in $ 1 und 2 genannten Straßen⸗ 
zügen zu. Allen Anordnungen derſelben während der Ausführung iſt hier 
Folge zu leiſten. Insbeſondere gilt dies bei Feſtſetzung der Richtungslinien, 
in welchen die Geleiſe auf den Straßen und Plätzen zu verlegen ſind. 

Vorſtehende Beſtimmungen kommen auch zur Anwendung bei den 
ſpäter vorzunehmenden Ausbeſſerungen, Anderungen und Erweiterungen der 
Bahnanlage. 


§ 8. Bei der Verlegung der Geleiſe und Kabel jowie ſpäter bei 
Anderung und Umlegung beſtehender Geleiſe und Kabel hat der Unternehmer 
den Straßenkörper mit dem Fortſchreiten der Arbeit nach Anordnung der 
ſtädtiſchen Bauverwaltung ſofort wieder in ordnungsmäßigen Stand zu ſetzen 
und alle hierbei notwendig werdenden Anderungen des bisherigen Zuſtandes 
vorſchriftsmäßig auszuführen. 

Bei der Verlegung auf noch nicht gepflaſterten Straßen hat Unter- 
nehmer den Bahnkörper (§ 13) nach näherer Vorſchrift der ſtädtiſchen Bau⸗ 
verwaltung nach dem ordnungsmäßigen Niveau herzuſtellen, zu planieren 
und zu pflaſtern bezw. mit dem ihm ſonſt vorzuſchreibenden Belage zu 
verſehen. 

Unternehmer hat dafür Sorge zu tragen, daß durch die Geleiſe und 
ſonſtigen Bahnanlagen die vorhandenen unterirdiſchen Leitungen (Gas-, 
Waſſer⸗, Kanal-, Kabel- uſw.) in ihrer Zugänglichkeit nicht beeinträchtigt 
werden. Insbeſondere darf die Benutzung der vorhandenen Hydranten, 
Einſteigeſchächte und ſonſtigen Offnungen nicht erſchwert werden. Sollte die 
Verlegung einer ſolchen Offnung oder ſonſtige Arbeiten an den Leitungen 
oder gar die Umlegung einer unterirdiſchen Leitung infolge der Bahnanlage, 
jet es beim Bau oder ſpäter, von der ſtädtiſchen Bauverwaltung für erforder- 
lich erklärt werden, ſo hat der Unternehmer die hierdurch entſtehenden Koſten 
zu vergüten. 

In gleicher Weiſe hat der Unternehmer ſämtliche Koften zu tragen, 
welche gemäß Abſatz 1 und 2 entſtehen. 

In allen in dieſem Paragraphen bezeichneten Fällen iſt der Magiſtrat 
berechtigt, die danach dem Unternehmer obliegenden Arbeiten ſelbſt für 
Rechnung des Unternehmers ausführen zu laſſen oder ihre Ausführung ganz 
oder zum Teil dem Unternehmer zu überlaſſen. Der Unternehmer darf die 
Ausführung dieſer Arbeiten in den einzelnen Strecken nur den vom Magiſtrat 
ihm als für dieſe geeignet bezeichneten Perſonen übertragen. 


$ 9. Die Geleiſe ſind normalſpurig anzulegen unter Ausſchluß irgend 
welcher Holzteile. Zur Verwendung dürfen nur Schienen und Weichen in 
Eiſenkonſtruktion kommen und zwar nach dem Syſtem Phönix, ſofern nicht 
bis zum Beginn des Baues ein noch vorteilhafteres Schienenſyſtem bekannt 
wird. Die Wahl des Schienenprofils unterliegt der Genehmigung des 
Magiſtrats. l 
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Sobald eine Erneuerung von Geleisſtrecken notwendig wird, iſt der 
Unternehmer verpflichtet, auf ſeine Koſten ſtatt des bisher zur Verwendung 
gekommenen Schienenſyſtems hierbei ein anderes, vom Magiſtrat zu 
beſtimmendes Schienenſyſtem zu verwenden, falls der Magiſtrat dies auf 
Grund gemachter Erfahrungen für wünſchenswert hält. Bei Auswechſelung 
nur einzelner Schienen braucht eine Anderung des Schienenſyſtems nicht 
einzutreten. 

§ 10. Die Ständer für die Drahtleitung find da, wo der Magiſtrat 
dies für erforderlich hält, auf Koſten des Unternehmers mit einem Schutz⸗ 
perron zu umgeben. 

Unternehmer iſt verpflichtet, auf Verlangen des Magiſtrats die unent⸗ 
geltliche Benutzung aller Ständer für Laternen, Telegraphen⸗, Telephon- und 
ahnliche Anlagen zu Zwecken der ſtädtiſchen Verwaltung zu geſtatten, ſoweit 
der Bahnbetrieb dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

Unternehmer iſt ferner verpflichtet, mit den von ihm zu legenden ober⸗ 
und unterirdiſchen elektriſchen Leitungen von den zur Zeit der Bauausführung 
bereits beſtehenden elektriſchen Leitungen tunlichſt entfernt zu bleiben. Soweit 
es ſich hierbei um ſtaatliche unterirdiſche Leitungen handelt, ſind für den 
Unternehmer diejenigen Vereinbarungen maßgebend, welche die Stadt⸗ 
gemeinde mit der Reichspoſtverwaltung über die Anbringung von Schutz⸗ 
vorrichtungen und die Tragung der Koſten derſelben bereits getroffen hat oder 
noch treffen wird. Hinſichtlich aller übrigen elektriſchen Leitungen hat der 
Unternehmer auf feine Koſten diejenigen Maßregeln zu treffen, insbeſondere 
diejenigen Schutzvorrichtungen anzubringen, welche nach Lage des einzelnen 
Falles erforderlich ſind, damit die Leiſtungsfähigkeit dieſer Leitungen nicht 
beeinträchtigt wird. 

$ 11. Die auf der Straßenbahn zu verwendenden Wagen ſowie die 
Ständer und Konſolen bedürfen hinſichtlich der Konſtruktion und Ausſtattung 
der Genehmigung des Magiſtrats. Unternehmer hat an ſolchen jeweilig das 
beſte Material zu verwenden. 

Unternehmer hat weiter für ein gut geſchultes und zweckentſprechend 
uniformiertes Bedienungsperſonal zu ſorgen. 


$ 12. Unternehmer iſt verpflichtet, die geſamte Anlage nebſt allen — 
Zubehörungen, insbeſondere die Geleisanlagen, die Leitungen und Leitungs- 
ſtänder, Wagen uſw. ſtets in beſtem Zuſtande zu erhalten und allen hierauf 
bezüglichen Anordnungen des Magiſtrats ſofort Folge zu geben. 


$ 13. Der Bahnkörper, d. h. der Straßenkörper zwiſchen den Schienen 
eines Geleiſes und ein Streifen von je einem halben Meter Breite an der 
Außenſeite des Geleiſes iſt von dem Unternehmer auf ſeine Koſten in gutem 
Stande zu erhalten. Der Unternehmer iſt auch verpflichtet, das Pflaſter oder 
den ſonſtigen Belag des Bahnkörpers auf feine Koften zu erneuern, jobald 
dies nach dem Gutachten der ſtädtiſchen Bauverwaltung erforderlich iſt und 
zwar in dem vom Magiſtrat geforderten Material. Allen Anforderungen 
der ſtädtiſchen Bauverwaltung hierin hat der Unternehmer ſofort Folge zu 
leiſten. Hinſichtlich der Ausführung der Arbeiten iſt der letzte Abſatz des § 8 
maßgebend. 

Ordnet der Magiſtrat die Um- oder Neupflaſterung ganzer Straßen 
oder einzelner Straßenteile an, ſo hat der Unternehmer zu den der Stadt⸗ 
gemeinde hierdurch entſtehenden Koſten zwar nichts beizutragen, jedoch hat 
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er die hierdurch notwendig werdende Beſeitigung und vorſchriftsmäßige 
Wiederherſtellung der Bahnanlage auf ſeine Koſten rechtzeitig zu veranlaſſen. 

Dasſelbe iſt der Fall, wenn die vorübergehende Beſeitigung der Bahn⸗ 
anlage durch die Ausführung von Arbeiten an Gas-, Waſſer⸗ oder ſonſtigen 
unterirdiſchen Leitungen bedingt wird. 

Wird durch die Einbettung irgend welcher ſtädtiſchen Leitungen die 
Umlegung der Bahnanlage innerhalb derſelben Straßen unabweislich nötig, 
ſo muß Unternehmer ſich auch dieſe gefallen laſſen, und er iſt gleichzeitig zur 
Tragung der durch die Umlegung entſtehenden Koſten verpflichtet. 

Unternehmer verpflichtet ſich, in allen dieſen Fällen auf den Umbauſtrecken 
auf feine Koſten proviſoriſche Einrichtungen zu treffen, daß der Bahnbetrieb 
auch hier während der Dauer der Arbeiten ungeſtört aufrecht erhalten wird, 
ſofern die Breite der betreffenden Straße dies geſtattet. Zur Benutzung 
anderweiter Straßenzüge für dieſe proviſoriſchen Einrichtungen iſt der Unter⸗ 
nehmer nicht verpflichtet. 

Die Reinigung des Bahnkörpers ſowie die Abfuhr des Schmutzes, 
Schnees und Eiſes von demſelben liegt dem Unternehmer ob. 


§ 14. Zum Aufbruch der Straßenbefeſtigung ift ſtets die 
Genehmigung des Magiſtrats vorher einzuholen. Nur ausnahmsweiſe iſt 
ohne vorher erteilte Genehmigung des Magiſtrats der Aufbruch ſtatthaft, 
wenn es ſich um Beſeitigung einer Betriebsſtörung handelt, welche behufs 
Aufrechterhaltung des regelmäßigen Betriebes ohne Aufſchub erfolgen muß. 
Von einem ſolchen Straßenaufbruch ift dem Magiſtrat ſofort ſchriftliche 
Anzeige zu machen. 

Hinſichtlich der Wiederherſtellung der Straße ift der letzte Abſatz des § 8 
maßgebend. 

Alle Nachbeſſerungen an Geleiſen und dergl. ſind möglichſt bei Gelegen⸗ 
heit größerer Pflaſterausbeſſerungen vorzunehmen, welche ſeitens der 
ſtädtiſchen Bauverwaltung veranlaßt werden. Der Unternehmer hat ſich 
daher dieſerhalb mit der ſtädtiſchen Bauverwaltung rechtzeitig in Verbindung 
zu ſetzen. 

§ 15. Falls Straßen oder Plätze, auf denen die Bahn verlegt ift, 
beſeitigt oder in ihrer Richtung oder Höhenlage verändert werden und Hier- 
durch eine Umlegung der Geleiſe und elektriſchen Leitungen erforderlich wird, 
muß der Unternehmer dieje auf feine Koſten und ohne Anſpruch auf Ent- 
ſchädigung zur Ausführung bringen. 

$ 16. Mit dem Bau der Bahnanlage muß ſpäteſtens vier Monate 
nach Zuſtellung der letzten behördlichen Genehmigung an den Unternehmer 
begonnen und der Bau derart gefördert werden, daß der Betrieb der Bahn⸗ 
linie „Kirchhof Gräbſchen — Brücke nach Leerbeutel“ ſpäteſtens binnen ein 
und einhalb Jahren, der der Linie „Kirchhof Gräbſchen — Morgenauer 
Damm“ ſpäteſtens binnen zwei Jahren, beides vom Beginn des Baues der 
Geſamtanlage ab gerechnet, im vollen Umfange eröffnet wird. 

Unternehmer hat von der Zuſtellung der behördlichen Genehmigungen 
an ihn, den Magiſtrat, ſofort Anzeige zu machen. 

$ 17. Vor Eröffnung des Betriebes werden zwiſchen dem Magiſtrat 
und dem Unternehmer die Fahrpläne, insbeſondere die Beſtimmungen über 
Fahrzeiten, Fahrpreiſe, Fahrgeſchwindigkeit, Halteſtellen, die Höchſtzahl der 
zu einem Zuge zu vereinigenden Wagen ſowie die ſonſtigen zur Regelung 
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des Betriebes und des Dienſtes erforderlichen Vorſchriften feſtgeſtellt, vor- 
behaltlich der nach den Geſetzen erforderlichen Zuſtimmung der Polizeibehörde. 

Abänderungen dieſer Feſtſtellungen darf der Unternehmer nur nach 
erfolgter Genehmigung des Magiſtrats eintreten laſſen. 

Der Unternehmer iſt verpflichtet, diejenigen Abänderungen dieſer Feſt⸗ 
ſtellungen, überhaupt des Bahnbetriebes, ſofort eintreten zu laſſen, welche der 
Magiſtrat im Intereſſe des Publikums für erforderlich hält, ſofern die Be- 
rechtigung der Forderungen des Magiſtrats durch den Unternehmer anerkannt 
oder im Streitfalle durch das einzuſetzende Schiedsgericht (§ 28) feſtgeſtellt wird. 

Grundſätzlich wird ſchon jetzt beſtimmt, daß der Fahrpreis für jede 
auf einer der beiden Linien und zwar „Kirchhof Gräbſchen — Brücke nach 
Leerbeutel“ und „Kirchhof Gräbſchen — Morgenauer Damm“ zwiſchen 
deren Endpunkten im Zuſammenhang durchfahrene Strecke für jede Perſon 
einheitlich 10 Pfennige beträgt. Ermäßigungen dieſes Satzes für Kinder 
unter 6 Jahren bleiben der nach Abſ. 1 zu treffenden Feſtſtellung vorbehalten. 

§ 18. Für die dem Unternehmer geſtattete Benutzung der ſtädtiſchen 
Straßen, Plätze und Brücken zum Bau und Betrieb der Bahnanlage ein— 
ſchließlich der Anbringung von Halteſtellentafeln erhält die Stadtgemeinde als 
Mietentſchädigung folgenden Anteil an der jährlichen Geſamt-Bruttoeinnahme 
des Unternehmers, und zwar bei einer Geſamt-Bruttoeinnahme 


bis zu 600 000 Mark einſchl. 3 v. H. derſelben, 
= „ 650 000 = 3 = 8 
700 000 = z 3/ . z 
„ „ 750000 = 83 „ 
„ = 800000 = z 4 — z 
„„ 850000 l z 
== 900000- z 492 z 
„„ 950 000 = 4/ = = z 
= = 1000000 = - 5 £ 


Der Satz von 5 v. H. bleibt auch bei weiter ſteigender Brutto-Einnahme 
unverändert. Unternehmer iſt berechtigt, während der erſten drei Jahre von 
Inbetriebſetzung der Linie „Kirchhof Gräbſchen — Brücke nach Leerbeutel“ 
ab den Betrag von je 200 000 (Zweihunderttauſend) Mark von der Geſamt⸗ 
Bruttoeinnahme vorweg in Abzug zu bringen, ſo daß die Mietsberechnung 
e dieſer Zeit nur von dem Überſchuß der Geſamt-Bruttoeinnahme 
erfolgt 

Der hiernach der Stadtgemeinde gebührende Betrag iſt vom Unter— 
nehmer binnen vierzehn Tagen nach dem Schluß des Geſchäftsjahres an die 
Stadthauptkaſſe zu zahlen. 

Falls Unternehmer auf ſtädtiſchem Grund und Boden Wartehallen 
errichten will, hat er hierfür eine beſonders zu vereinbarende Miet- 
entſchädigung zu zahlen. 

$ 19. Dem Magiſtrat und deſſen mit ſchriftlichem Auftrage ver— 
ſehenen Beamten ſteht das Recht zu, von den die Bahnanlage betreffenden 
Büchern, Regiſtern und Schriftſtücken des Unternehmers jederzeit Einſicht 
zu nehmen. 


§ 20. Der Unternehmer kann keinerlei Schadenerſatzanſprüche gegen 
die Stadtgemeinde erheben wegen der Nachteile, welche durch den Verkehr den 
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Bahnanlagen zugefügt werden, oder wegen der Betriebsſtörungen, welche der 
Zuſtand, die Herſtellung und Inſtandhaltung der Straßen ſowie der Gas-, 
Waſſer⸗, Kanal-, elektriſchen und ſonſtigen ober- und unterirdiſchen Leitungen, 
und zwar der ſtädtiſchen und ſtaatlichen Leitungen, oder etwaige polizeiliche 
Maßregeln verurſachen. l 

Dasjelbe ift der Fall, wenn der Betrieb der Straßenbahn aus Beran- 
laſſung von Feſtlichkeiten, Aufzügen, Feuersbrünſten oder anderen Urſachen, 
welche außerordentliche Anhäufungen von Menſchen hervorzurufen pflegen, 
zeitweilig eingeſtellt werden muß. 


§ 21. Der Unternehmer ift verpflichtet, die Stadtgemeinde wegen aller 
Schadenerſatzanſprüche zu vertreten, welche aus dem Abſchluß des gegen- 
wärtigen Vertrages, ſobald Unternehmer angefangen hat, von der ihm er- 
teilten Bauberechtigung Gebrauch zu machen, ſowie aus dem Bau oder 
Betriebe der Straßenbahn ſelbſt gegen die Stadtgemeinde von Dritten her— 
geleitet werden ſollten, und alle der Stadtgemeinde hieraus entſtehenden 
Schäden und Koſten zu erſetzen. 3 


§ 22. Unter der Bedingung, daß der Unternehmer alle feine vertrag- 
lichen Verpflichtungen erfüllt, verpflichtet ſich die Stadtgemeinde, für die 
Dauer des gegenwärtigen Vertrages weder einem Anderen die Berechtigung 
zum Bau und Betrieb einer Straßenbahn längs den von dem Unternehmer 
auf Grund dieſes Vertrages erbauten Linien innerhalb der von dieſen Linien 
durchzogenen Straßenzüge einzuräumen, noch ſelbſt eine ſolche Straßenbahn 
zu bauen und zu betreiben. 

Die Stadtgemeinde behält ſich jedoch das Recht vor, daß bei Erbauung 
oder Konzeſſionierung neuer Straßenbahnlinien dieſe die auf Grund dieſes 
Vertrages erbauten Linien des Unternehmers nach Erfordern kreuzen oder 
ſtellenweiſe auf Längen bis zu je 300 (dreihundert) m neben ihnen herlaufen 
une ohne daß dem Unternehmer ein Anſpruch auf Entſchädigung dieſerhalb 
zuſteht. 

Auf Verlangen des Magiſtrats muß der Unternehmer auch die Mit- 
benutzung ſeiner Geleiſe durch ſolche neue Straßenbahnen und zwar ſtellen— 
weiſe auf Längen bis zu je 300 (dreihundert) m gegen eine von dem Unter- 
nehmer der neuen Straßenbahnen an ihn zu zahlende angemeſſene Ent- 
ſchädigung geſtatten. 

Über Feſtſetzung dieſer Entſchädigung, Regelung des Dienſtes uſw. 
entſcheidet mangels Einigung der Beteiligten ausſchließlich und endgültig der 
Magiſtrat; falls jedoch die Stadtgemeinde ſelbſt Unternehmerin der neuen 
Straßenbahn iſt, das nach § 28 einzuſetzende Schiedsgericht. 

Der Unternehmer iſt verpflichtet, die Mitbenutzung der von ihm in der 
Neue Graupenſtraße zwiſchen Freiburger Straße und Sonnenplatz ſowie in 
der Sternſtraße zwiſchen Monhauptſtraße und Adalbertſtraße zu verlegenden 
Geleiſe durch die Breslauer »Straßen-Eiſenbahn-Geſellſchaft ohne Ent- 
ſchädigung zu geſtatten, ſobald dieſe Geſellſchaft in jenen Straßen doppel- 
geleiſigen Betrieb einführt und die Mitbenutzung ihrer Geleiſe auf denſelben 
Strecken auch dem Unternehmer, und zwar gleichfalls ohne Entſchädigung, 
eingeräumt wird. Hinſichtlich der Regelung des Dienſtes uſw. gilt die Be- 
ſtimmung des vorſtehenden Abſatz 4. 


$ 23. Für die vollſtändige und pünktliche Erfüllung aller aus dieſem 
Vertrage ſich ergebenden Verpflichtungen hat der Unternehmer binnen zwei 
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Monaten nach Zuſtellung der letzten behördlichen Genehmigung an ihn eine 
Kaution von 50 000 (fünfzigtauſend) Mark in pupillariſch ſicheren Wert- 
papieren nebſt laufenden Coupons und Talons bei der Stadt-Haupt⸗Kaſſe zu 
hinterlegen. 

Sobald die vertrags- und ordnungsgemäße Fertigſtellung der geſamten 
Bahnanlage durch den Magiſtrat feſtgeſtellt iſt, werden dem Unternehmer von 
der Kaution 25 000 (fünfundzwanzigtauſend) Mark zurückgegeben. Der 
Überreſt bleibt bis zum Ablauf des Vertrages bezw. bis zur Erfüllung der 
dem Unternehmer nach § 27 Abſ. 1 obliegenden Verpflichtungen hinterlegt. 

Der Unternehmer beſtellt weiter zur Sicherung ſeiner vertragsmäßigen 
Verbindlichkeiten der Stadtgemeinde Pfand mit den in das ſtädtiſche Areal 
eingelegten Materialien. 

Die perſönliche Haftung des Unternehmers wird hierdurch nicht berührt. 


§ 24. Kommt der Unternehmer einer Aufforderung des Magiſtrats 
zur Ausführung von vertragsmäßigen Arbeiten oder Leiſtungen, welche auch 
durch Dritte ausgeführt werden können, nicht binnen der im Einzelfalle ihm 
geſetzten Friſt nach, ſo iſt der Magiſtrat berechtigt, dieſe Arbeiten oder 
Leiſtungen ſofort für Rechnung des Unternehmers ausführen zu laſſen, die 
entſtehenden Koſten aus der vom Unternehmer hinterlegten Kaution zu ent⸗ 
nehmen und zu dieſem Zweck einen entſprechenden Teil derſelben durch einen 
vereideten Makler ohne weiteres zu veräußern. 

Diejenigen Beträge, welche von der Kaution entnommen werden, hat 
der Unternehmer binnen einer Woche nach erfolgter Aufforderung wieder zu 
ergänzen. 

§ 25. Der Magiſtrat iſt befugt, die Berechtigungen des Unternehmers 
für erloſchen zu erklären, falls 

1. der Unternehmer die Kaution nicht gemäß § 23 Abſ. 1 beſtellt, 

2. die in $ 16 beſtimmten Friſten nicht eingehalten werden und der Unter⸗ 
nehmer nicht nachweiſt, daß die Einhaltung durch außergewöhnliche 
Witterungsverhältniſſe, unabwendbaren Zufall, unverſchuldete Streike 
oder höhere Gewalt unmöglich gemacht iſt, 

3. die Ergänzung der Kaution oder die Zahlung einer fälligen Miet- 
entſchädigung trotz dreimaliger, mit je einer Woche Zwiſchenzeit, 
ſeitens des Magiſtrats erlaſſener Aufforderung nicht erfolgt, 

4. der Betrieb einer Linie länger als zehn Tage eingeſtellt wird oder 
ſonſtige vertragsmäßige Verpflichtungen trotz dreimaliger, mit je einer 
Woche Zwiſchenzeit, ſeitens des Magiſtrats erlaſſener Aufforderung 
von dem Unternehmer nicht erfüllt werden und der Unternehmer 
nicht nachweiſt, daß die unter 2 aufgeführten Urſachen dies verſchulden. 


In den Fällen zu 2 bis 4 iſt zugleich der Unternehmer zur Erlegung 
einer Konventionalſtrafe an die Stadtgemeinde in Höhe der von ihm hinter- 
legten Kaution verpflichtet, ohne daß es des Nachweiſes eines der Stadt— 
gemeinde entſtandenen Schadens bedarf. Die Stadtgemeinde iſt berechtigt, 
ſich behufs Befriedigung ihres Anſpruchs auf die Konventionalſtrafe ohne 
weiteres an die hinterlegte Kaution zu halten und dieſe einzuziehen. 

§ 26. Dem Unternehmer ijt geſtattet, nach eingeholter Genehmigung 
des Magiſtrats ſeine ſämtlichen aus dieſem Vertrage ſich ergebenden Rechte 
und Verbindlichkeiten auf eine Privatgeſellſchaft oder Aktiengeſellſchaft zu 
übertragen. Mit dem Tage der Übertragung hört die perſönliche Haftung 
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des Unternehmers für die Folgezeit auf. Die Privatgeſellſchaft muß einen 
hier wohnhaften Vertreter beſtellen; ihre ſämtlichen Mitglieder müſſen ſich 
der Stadtgemeinde für die Erfüllung des Vertrages als Geſamtſchuldner, 
über die beſtellte Kaution hinaus, verpflichten. Die Aktiengeſellſchaft muß 
hier ihren Sitz oder eine Zweigniederlaſſung haben. 


Die Zeſſionarin muß ſich der Stadtgemeinde gegenüber urkundlich zur 
Erfüllung aller dem Unternehmer nach dieſem Vertrage obliegenden Ver⸗ 
bindlichkeiten verpflichten. Ihre vertraglichen Rechte erlöſchen ohne weiteres 
von ſelbſt, wenn die Geſellſchaft ſich auflöſt oder in Konkurs gerät oder ihre 
Vertretung bezw. ihren Sitz oder ihre Zweigniederlaſſung in Breslau aufgibt 
oder ohne Genehmigung der Stadtgemeinde fih mit einer anderen Gefell- 
ſchaft vereinigt oder ohne die gleiche Genehmigung ihre vertraglichen Rechte 
auf einen Dritten überträgt. Beim Erlöſchen der vertraglichen Rechte iſt 
gleichzeitig eine an die Stadtgemeinde zu erlegende Konventionalſtrafe in 
Höhe der hinterlegten Kaution verwirkt. 


Hinſichtlich dieſer Konventionalſtrafe und des Rechts der Stadtgemeinde 
auf Befriedigung aus der hinterlegten Kaution gelten die Beſtimmungen 
des § 25. 


$ 27. Bei Ablauf dieſes Vertrages oder Erlöſchen der darin dem 
Unternehmer erteilten Berechtigungen hat der Unternehmer die Bahnanlage 
zu beſeitigen und die Straßen, Plätze und Brücken auf ſeine Koſten den An- 
forderungen der ſtädtiſchen Bauverwaltung entſprechend inſtand zu ſetzen. 
Hinſichtlich der Ausführung der Arbeiten gilt das im letzten Abſatz des § 8 
Geſagte. Auf Anſuchen des Unternehmers ſoll es dieſem hierbei geſtattet ſein, 
die unterirdiſchen Kabel in der Erde liegen zu laſſen. Dieſelben gehen dann 
unentgeltlich ins Eigentum der Stadtgemeinde über. 


Die Stadtgemeinde hat jedoch das Recht, auf die Beſeitigung der Bahn⸗ 
anlage zu verzichten und nach ihrer Wahl entweder mit dem Unternehmer 
ein anderweites Übereinkommen über den Weiterbetrieb der Straßenbahn 
durch ihn zu treffen oder die geſamte Bahnanlage mit allem beweglichen und 
unbeweglichen Zubehör für denjenigen Preis eigentümlich zu übernehmen, 
welchen die Anlage alsdann nach vorzunehmender Abſchätzung wert ſein wird. 
Die Abſchätzung erfolgt durch ſechs unbeteiligte Sachverſtändige, von denen der 
Magiſtrat und der Unternehmer je die Hälfte wählen. Wenn der Unter- 
nehmer binnen zwei Wochen nach ſchriftlicher Aufforderung die ſeinerſeits 
gewählten Sachverſtändigen nicht dem Magiſtrat benannt hat, iſt dieſer 
berechtigt, ſämtliche ſechs Sachverſtändige zu wählen. Bei Stimmengleichheit 
der Sachverſtändigen iſt ein Obmann zuzuziehen, deſſen Ernennung auf 
Antrag des Magiſtrats durch den Präſidenten des hieſigen Landgerichts bezw. 
deſſen geſetzlichen Vertreter erfolgt. Lehnt dieſer die Ernennung ab, ſo iſt 
der Vorſitzende der hieſigen Handelskammer durch den Magiſtrat um dieſelbe 
zu erſuchen. Lehnt auch dieſer die Ernennung ab, ſo wählen die ſechs Sach⸗ 
verſtändigen einen ſiebenten unbeteiligten Sachverſtändigen als Obmann. 
Gewählt iſt derjenige, welcher die meiſten Stimmen und zugleich die abſolute 
Mehrheit erhalten hat. Iſt dieſe nicht erreicht, ſo findet engere Wahl zwiſchen 
denjenigen beiden ſtatt, welche die meiſten Stimmen erhalten haben. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 

Nach Wahl des Obmannes entſcheidet die Mehrheit der ſieben Sach⸗ 
verſtändigen endgültig. 
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§ 28. Alle aus dieſem Vertrage entſpringenden Streitigkeiten 
zwiſchen der Stadtgemeinde und dem Unternehmer werden unter Ausſchluß 
des Rechtsweges durch ein aus unbeteiligten Perſonen zu bildendes Schieds⸗ 
gericht endgültig entſchieden. Von den Schiedsrichtern wählen der Magiſtrat 
und der Unternehmer je die Hälfte. Das Schiedsgericht wird ſtets nur für 
den einzelnen Streitfall zuſammengeſetzt und aus vier Perſonen gebildet, 
ſofern die Vertragſchließenden ſich nicht im einzelnen Fall darüber einigen, 
daß nur zwei Schiedsrichter fungieren ſollen. Wenn der Gegner des das 
Schiedsgericht anrufenden Teils nicht dieſem binnen einer Woche nach 
ſchriftlicher Aufforderung die von ihm gewählten Schiedsrichter benannt hat, 
iſt der das Schiedsgericht anrufende Teil berechtigt, ſämtliche Schiedsrichter zu 
wählen. Einigen die Schiedsrichter ſich nicht über die zu treffende Ent- 
ſcheidung, ſo iſt ein Obmann zuzuziehen. 

Die Ernennung desſelben hat der das Schiedsgericht anrufende Teil un⸗ 
verzüglich zu beantragen gemäß den hierüber in § 27 getroffenen Be- 
ſtimmungen. Wird die Stellung des Antrags über eine Woche verzögert, ſo 
gilt dies als Verzicht auf die Entſcheidung des Schiedsgerichts. 

Wird der Antrag auf Ernennung des Obmanns abgelehnt, ſo erfolgt die 
Wahl = Obmanns durch die Schiedsrichter nach Maßgabe der Beſtimmungen 
des § 27. 

Nach Wahl des Obmanns entſcheidet die Mehrheit der Stimmen. 

§ 29. Stempel und Koſten dieſes in zwei Exemplaren auszufertigen⸗ 
den Vertrages trägt der Unternehmer. 

VII. 1700. 91. 


Erläuterungs⸗Bericht zu dem 
Vertrage betreffend die Anlage der elektriſchen Straßenbahn in Breslau. 


Das zur Anwendung kommende Syſtem ſetzt ſich zuſammen aus oberirdiſchen und aus 
unterirdiſchen Anlagen. 

Für den Oberbau werden eiſerne Rillenſchienen verwendet. Die Schienen werden an 
den Stößen, außer durch Laſchen, noch durch zweckentſprechend befeſtigte Kupferſtreifen unter 
einander verbunden. 

Oberhalb der Geleiſe über die Mitte des Bahnkörpers wird je ein dünner, ca. 5 mm 
ſtarker Kontalidraht aus Siliciumbronze in der Höhe von etwa 6 bis 7 m über Schienen⸗ 
Oberkante geſpannt. Dieſer Kontaftdraht hängt in leichter und gefälliger Weiſe mittelſt kleiner 
Iſolatoren an gleich dünnen Querdrähten, welche innerhalb der Stadt an eleganten eiſernen 
Ständern, außerhalb der Stadt an einfacheren Ständern angebracht ſind. Wo augängig, können 
die Ständer fortfallen und die Querdrähte an den Häuſern befeſtigt werden. Die Abſtände der 
Querdrähte von einander betragen ungefähr 40 m. In Kurven ſind die Abſtände geringer, 
damit die Kontakidrähte den Krümmungen der Geleiſe folgen können. 

Der Kontaktdraht bildet die ſogenannte Arbeitsleitung, während die Hauptzuleitung des 
elektriſchen Stromes in Geſtalt eines eiſenarmierten Kupferkabels in die Erde gebettet und in 
Abſtänden von ca. 1000 in, iſoliert und für das Publikum unzugänglich, mit dem Kontaktdraht 
verbunden wird. Außerhalb der Stadt kann die Stromleitung auch oberhalb, dem Kontaltdraht 
parallel, laufen und mit dieſem in Abſtänden von etwa 200 m durch Querdrähte verbunden 
werben. 

Die Wagen zerfallen in ſolche mit Motoren und in gewöhnliche Straßenbahnwagen. 
Letztere werden bei ſtarkem Verkehr zum Anhängen an die erſteren verwendet. Beide Arten 
Wagen ſind von gleicher Größe und enthalten in der Regel je 16 Sitzplätze und 12 Stehplätze. 

An den Motorwagen ſind unterhalb der Wagenkäſten zwei Elektromotoren angebracht, 
welche durch geräuſchlos arbeitende Vorgelege die Wagenachſen autreiben. Die untere Wagen⸗ 
partie iſt mit einer Verſchalung umgeben. 

Der elektriſche Strom wird von dem Kontaktdraht durch einen beweglichen, auf dem 
Wagendache befindlichen dünnen Arm abgenommen, an deſſen Spitze eine mit einer Rille ver- 
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ſehene kleine metallene Rolle angebracht ift, welche jelbftfedernd gegen den Kontaktdraht drückt. 
Die kleine Metallrolle iſt mit einem iſolierten Draht verbunden, welcher zu zwei Umſchaltern 
auf den Wagenperron und von dort durch den Motor zu den Wagenrädern führt. Der Rück⸗ 
weg des elektriſchen Stromes findet durch die Schienen ſtatt. 

Vor dem Wagenlenker befinden fih zwei Kurbeln; die eine als gewöhnliche Handbremſe, 
die andere zur Bedienung des Umſchalters. Je nach der Stellung des letzteren läuft der Wagen 
vor- oder rückwärts, ſchnell oder langſam und kaun durch eine einfache Drehung des Umſchalters 
raſch zu vollſtändigem Stillſtehen gebracht werden. 

Auf der Station befinden ſich Wagenſchuppen, eine Werkſtatt zur Vornahme gering 
fügiger Reparaturen, das Maſchinenhaus mit vorläufig zwei hundertpferdigen Halblolomobilen, die 
bis 150 Pferdekraft leiſten können, ſowie zwei entſprechend große Dynamomaſchinen. Die Auf 
ſtellung der letzteren wird derart getroffen, daß jede Lokomobile einen Stromerzeuger treibt, 
aber auch bei Bedarf beide gleichzeitig zu treiben vermag, jo daß der Betrieb ſtets ſicher anj- 
recht erhalten bleibt. Die elektriſche Spannung, welche zur Anwendung kommt, beträgt 400 
bis 500 Volt. 

Breslau, den 8. Januar 1891. Moritz Wehlau. 


3. Erſter Nachtragsvertrag zum Vertrage vom 11. April 1891 (über 
den Bau und Vetrieb einer elektriſchen Straßenbahn) betreffend den 
Ban der neuen Linien Gneiſenauplatz — Matthiasſtraße und 
Brüderſtraße—Rotkretſcham 


vom 22./29. April 1898. 


Zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau, vertreten durch den Magiſtrat, 
und der Aktien-Geſellſchaft „Elektriſche Straßenbahn Breslau“ wird folgender 
Nachtrag zu dem Vertrage vom 11. April 1891 über den Bau und Betrieb 
einer elektriſchen Straßenbahn vereinbart: 


$ 1. Die Aktien-Geſellſchaft „Elektriſche Straßenbahn Breslau „über— 
nimmt den Bau und Betrieb folgender beiden neuen Strecken der elektriſchen 
Straßenbahn im Anſchluß an die beſtehenden Linien derſelben: 

a. Gneiſenauplatz — Gneiſenauſtraße — Blücherſtraße — Matthias- 
ſtraße bis zur Hundsfelder Steuer-Expedition, 

b. Ecke Brüderſtraße — N. Tauentzienſtraße —Kloſterſtraße —Ohlauer 
Chauſſee bis Rothkretſcham. 

Die Stadtgemeinde Breslau erteilt hiermit die Genehmigung zum Bau 
und Betrieb dieſer beiden neuen Strecken auf die Dauer des Hauptvertrages 
vom 11. April 1891. 

Es iſt Sache der Aktien-Geſellſchaft, die Genehmigung der Provinzial⸗ 
Verwaltung zum Bau und Betrieb der Strecke zu b auf der Ohlauer Chauſſee 
ſelbſt einzuholen. 

$ 2. Auf beiden neuen Strecken wird die Bahn durchweg doppel⸗ 
geleiſig gelegt. Die Aktien-Geſellſchaft iſt verpflichtet, die Spezialprojekte 
für beide Strecken unverzüglich nach Abſchluß des Vertrages dem Magiſtrat 
zur Prüfung und Genehmigung einzureichen, die vom Magiſtrat für erforder- 
lich erachteten Ergänzungen und Anderungen vorzunehmen und auf Grund 
der ſo feſtgeſtellten Spezialprojekte die nach dem Kleinbahngeſetz vom 28. Juli 
1892 erforderliche Genehmigung des Königlichen Regierungs-Präfidenten ein⸗ 
zuholen. Mit dem Bau beider Strecken iſt binnen vier Wochen nach Erteilung 
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dieſer Genehmigung zu beginnen. Der Bau iſt ſo zu fördern, daß der Betrieb 
der Strecke zu a ſpäteſtens 6 Monate, der Strecke zu b ſpäteſtens ein Jahr 
nach Erteilung der Genehmigung des Königlichen Regierungs⸗Präſidenten 
im vollen Umfange eröffnet wird. 


8 3. 


Für den Bau der beiden neuen Strecken gelten folgende beſondere 


Beſtimmungen: 
1. Strecke Gneiſenauplatz— Hundsfelder Steuer⸗ 
Expedition: 


l. 


b. 


C. 


Der jetzt nur 8,8 m breite Fahrdamm der Gneiſenauſtraße wird 
auf 10 m verbreitert und in voller Fahrdammbreite neu mit 
Unterſchotterung gepflaſtert. Für den Bahnkörper ($ 13 des 
Vertrages vom 11. April 1891) kommen hierbei neue Pflaſter⸗ 
ſteine IV. Klaſſe zur Verwendung, für den übrigen Teil des 
Fahrdammes die jetzt vorhandenen Pflaſterſteine, ſoweit ſie nach 
dem Gutachten der Bauverwaltung noch brauchbar ſind, unter 
Ergänzung des Fehlenden durch Material von gleicher Klaſſe. 
Die eintretende Verſchmälerung der beiderſeitigen Bürgerſteige 
erfordert deren anderweite Regulierung ſowie das Verſetzen von 
Straßeneinläufen und Laternen. 
Soweit die Fahrdämme definitiv mit Steinen IV. Klaſſe 
gepflaſtert ſind, wird das Pflaſter in voller Breite des Fahr⸗ 
dammes aufgenommen und nach Regulierung der Unterbettung 
und Legung der Geleiſe wieder hergeſtellt unter Verwendung der 
erforderlichen neuen Binder, Anſchluß⸗ und Erſatzſteine 
IV. Klaſſe. Das Holzpflaſter der Blücherſtraße wird ſo weit 
aufgenommen, als nach dem Gutachten der Bauverwaltung 
erforderlich iſt und unter Verwendung des notwendigen Erſatzes 
an Klötzen wieder hergeſtellt. 
Die unter a und b angegebenen Arbeiten werden für Rechnung 
der Aktien⸗Geſellſchaft durch die ſtädtiſche Bauverwaltung bezw. 
die von dieſer beſtimmten Unternehmer ausgeführt. 
Desgleichen erfolgt die Beſchaffung der erforderlichen Neu⸗ 
und Erſatzmaterialien für Rechnung der Aktien-Geſellſchaft. 
Ausgenommen ift die Unterſchotterung, welche auf Koſten der 
Stadtgemeinde ausgeführt wird. 


2. Strecke Brüderſtraße — Rothkretſcham: 


a. 


Vor Legung der Geleiſe muß von der Brüderſtraße bis zur 
Ohlauer Chauſſee die Um- bezw. Neulegung der Kanal-, Gas⸗ 
und Waſſerleitungen erfolgen. Dieſelbe Strecke ſoll demnächſt 
neu mit Steinen IV. Klaſſe auf Schotterbettung gepflaſtert 
werden, und zwar erfolgt die Neupflaſterung des Bahnkörpers 
und des Fahrdammſtreifens bis zum ſüdlichen Bürgerſteig bei 
Gelegenheit der Einlegung der Geleiſe derart, daß zwiſchen den 
Bordſchwellen und der nächſten Schiene ein Abſtand von 3,50 
bis 4,00 m verbleibt. Die Neupflaſterung des Fahrdamm⸗ 
ſtreifens längs des nördlichen Bürgerſteiges erfolgt erſt dann, 
wenn die Neue Tauentzienſtraße in der für die Nordſeite feft- 
geſetzten Fluchtlinie reguliert ſein wird. 

Die Aktien⸗Geſellſchaft verpflichtet ſich, auf Aufforderung 
des Magiſtrats ſofort an die Stadt⸗Haupt⸗Kaſſe vorſchußweiſe 
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zu zahlen den Betrag von 47 000 Mark, geſchrieben: ſiebenund⸗ 
vierzigtauſend Mark, zur Deckung der Koſten der Legung von 
Kanal-, Gas- und Waſſerleitungen und den noch feſtzuſtellenden 
Betrag der Koſten des Schotters und der Bordſchwellen. Die 
Erſtattung des Vorſchuſſes erfolgt drei Jahre nach der Betriebs- 
eröffnung ohne Zinſen. Die Aktien-Geſellſchaft übernimmt 
weiter endgültig den Betrag von 113 450 Mark, geſchrieben: 
einhundertdreizehntauſendvierhundertfünfzig Mark, auf die Koſten 
der Pflaſterſteine, des Kieſes und der Pflaſterarbeit. Hiervon ift 
derjenige Betrag, welcher auf die bei Legung der Geleiſe aus- 
zuführende Pfaſterung entfällt, vor Beginn dieſer Arbeit an die 
Stadt⸗Haupt⸗Kaſſe einzuzahlen. Die Höhe des Betrages ſetzt der 
Magiſtrat feft. Die Zahlung des Überrejtes ift erft dann zu 
leiſten, wenn mit der endgültigen Pflaſterung des nördlichen 
Fahrdammſtreifens vorgegangen werden ſoll. Auf Erfordern des 
Magiſtrats hat die Aktien-Geſellſchaft hierfür Sicherheit zu 
beſtellen. 

Die Stadtgemeinde verpflichtet ſich, mit der Legung der 
Leitungen im Frühjahr 1898 vorzugehen, ſobald die Witterung 
dies geſtattet, und ſämtliche Arbeiten, auch die Pflaſterung, tun- 
lichſt zu beſchleunigen. 

b. Der von der Aktien-Geſellſchaft mit der Provinzial⸗Verwaltung 
über die Legung der Geleiſe auf der Ohlauer Chauſſee ab- 
geſchloſſene Vertrag vom 20./29. Januar 1896 iſt dem Magiſtrat 
überreicht. Falls es im ſtädtiſchen Intereſſe für erforderlich 
erachtet wird, hinſichtlich der Pflaſterung der Ohlauer Chauſſee 
weitergehende Anforderungen zu ſtellen, als dies ſeitens der 
Provinzial⸗Verwaltung getan ijt, verpflichtet die Aktien-Geſell— 
ſchaft ſich ſchon jetzt, dieſen Anforderungen nach Einholung der 
Zuſtimmung der Provinzial-Verwaltung nachzukommen. Jedoch 
iſt hierbei die Forderung beſſeren Materials als von Pflaſter⸗ 
ſteinen V. Klaſſe auf Sandbettung ausgeſchloſſen. 

c. Der Betrieb der elektriſchen Bahn erfordert die Einführung von 
Gasbeleuchtung auf der Ohlauer Chauſſee. Die Aktien-Geſell— 

ſchaft verpflichtet ſich, zu den Anlagekoſten den Betrag von 
10 000 Mart, geſchrieben: zehntauſend Mark, beizutragen und 
dieſe Summe alsbald an die Kaſſe der ſtädtiſchen Betriebswerke 
zu zahlen. Ebenſo trägt die Aktien⸗Geſellſchaft auf die Dauer von 
10 Jahren, von der Betriebseröffnung ab gerechnet, den dritten 
Teil der jährlichen Beleuchtungskoſten auf der Grundlage des 
Beſtandes von 68 Gaslaternen. Die zu zahlenden Beträge 
werden vierteljährlich nachher liquidiert und ſind nach Eingang 
der Rechnung ſofort zu zahlen. 

Die Aktien-Geſellſchaft muß für eine hinreichende Beleuchtung der 
Endſtation bei Rothkretſcham Sorge tragen und hat den in dieſer 
Beziehung etwa ergehenden Anforderungen des Magiſtrats zu 
entſprechen und die dadurch entſtehenden Koſten zu tragen. 

§ 4. Die Aktien-Geſellſchaft ift verpflichtet, an den Endpunkten der 

beiden neuen Strecken auf Verlangen des Magiſtrats geräumige Warte- 

hallen und Bedürfnisanſtalten auf ihre Koſten zu errichten. Die Bau- 

projekte bedürfen der Genehmigung des Magiſtrats. a 


— 
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Die Stadtgemeinde gibt den erforderlichen Grund und Boden, ſoweit 
fie jelbjt Eigentümerin desſelben ift, unentgeltlich zur Benutzung unter Vor- 
behalt des Eigentums her. Die Aktien-Geſellſchaft jol nicht genötigt fein, 
zu dieſem Zwecke Privatterrain zu erwerben. 

Der Aktien-Geſellſchaft ſteht das Recht zu, in den Wartehallen Telephon- 
ſtationen für ihre Zwecke zu errichten. 


§ 5. Auf beiden neuen Strecken ſind die beiden Schienen jedes Geleiſes 
in Entfernungen von je zirka 30 m durch ſtarke Kupferſtäbe miteinander ſo 
zu verbinden, daß ſie ſich dauernd in guter leitender Verbindung befinden. 

Entſtehen durch die Benutzung der Schienen für die Rückleitung des 
Stromes Unzuträglichkeiten, beiſpielsweiſe durch Zerſtörung von Gas- und 
Waſſerleitungsrohren, jo ift die Aktien⸗Geſellſchaft verpflichtet, Einrichtungen 
zu treffen, welche eine Verminderung der Erdſtröme ſichern. 


$ 6. 1. Die Aktien⸗Geſellſchaft hat auf Verlangen und nach billigem 
Ermeſſen des Magiſtrats die Geleiſe der beiden neuen Strecken anderen 
Straßenbahnen zur Mitbenutzung zu geſtatten, wenn die gemeinſam benutzte 
Strecke ſich dabei als Teil verſchiedener Straßenbahnlinien darſtellt. 

Soweit der betreffende Streckenteil einem anderen Straßeneigentümer 
als der Stadtgemeinde Breslau gehört, hängt die Geſtattung der Mitbenutzung 
von der Zuſtimmung des betreffenden Straßeneigentümers ab. Die Aktien— 
Geſellſchaft hat dieſe Zuſtimmung ſelbſt zu beſchaffen. 

2. Die zur Mitbenutzung zugelaſſenen Fahrzeuge müſſen in den Rädern, 
Spurkränzen und dergleichen ſich den Eigentümlichkeiten der Hauptbahn an⸗ 
paſſen. Das Gewicht der leeren Fahrzeuge darf pro Rad nicht mehr als 
3 Tonnen betragen. 

3. Auf Verlangen des Magiſtrats iſt auch der für den Wagentransport 
der Nebenbahn auf der gemeinſam benutzten Strecke erforderliche Strom von 
der Aktien-Geſellſchaft innerhalb der für letztere maßgebenden Betriebszeit 
abzugeben, ſofern die auf die Stromentnahme bezüglichen Vorrichtungen und 
Konſtruktionsteile der Nebenbahn ſich den Eigentümlichkeiten der Hauptbahn 
anpaſſen. 

Im übrigen darf die Nebenbahn ihre Fahrzeuge jedoch auch durch andere 
Kräfte bewegen, ſofern dieſe anderen Betriebseinrichtungen mit den Eigen⸗ 
tümlichkeiten der Hauptbahn verträglich ſind. 

4. Für die ſtreckenweiſe Mitbenutzung der Geleiſe iſt von dem Unter— 
nehmer der Nebenbahn der Aktien-Geſellſchaft eine Entſchädigung zu zahlen 
zur anteiligen Deckung der Ausgaben, welche der Hauptbahn für die mit⸗ 
benutzte Strecke erwachſen. Die Entſchädigung ſoll einen Gegenwert 
bilden für die Verzinſung der Baukoſten, Abnutzung, Erneuerung, Betriebs⸗ 
koſten und ſonſtige Laſten der gemeinſam benutzten Strecke. Die Koſten der 
Stromlieferung kommen hierbei nicht in Anrechnung. In der Regel foll 
dabei die Zahl der von jeder Bahn auf der gemeinſam benutzten Strecke 
geleiſteteten Tonnenkilometer — berechnet nach dem Gewicht der leeren 
Wagen — für die Auseinanderſetzung der gemeinſchaftlich zu deckenden Koſten 
maßgebend ſein. Nimmt die eine Bahn durch eine andere Betriebskraft (3. B. 
Gas⸗ oder Dampfkraft) den Oberbau ſtärker in Anſpruch als die andere, ſo 
iſt dies bei der Abmeſſung der Entſchädigung zu berückſichtigen. 

Findet eine Mitbenutzung der Betriebskraft ſtatt, ſo iſt für den ent⸗ 
nommenen Strom eine Entſchädigung zu zahlen, welche die Koſten der 
Stromerzeugung, die Ausgaben zur Erhaltung und Erneuerung der Anlage, 
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zur Erzeugung und Fortleitung des elektriſchen Stroms, die Verzinſung und 
Tilgung des hierauf verwendeten Baukapitals berückſichtigt und nach dem 
Verhältnis der auf der gemeinſchaftlichen Strecke entnommenen Strommenge 
berechnet wird. 

Die nach Abſatz 1 und 2 an die Aktien-Geſellſchaft zu zahlenden Ent⸗ 
ſchädigungen kommen bei Feſtſetzung der Geſamtbruttoeinnahme ($ 18 des 
Vertrages vom 11. April 1891) für die Berechnung des Gewinnanteils der 
Stadtgemeinde nicht in Anrechnung und ſind daher beſonders zu buchen. 

Eine Mitbenutzung der neuen Strecken durch Pferdebahnbetrieb ſoll 
überhaupt nicht, durch anderweiten lelektriſchen uſw.) Betrieb nicht vor drei 
Jahren nach Eröffnung des Betriebes auf jeder der neuen Strecke erfolgen. 

5. Auf Verlangen des Magiſtrats hat die Aktien-Geſellſchaft ſowohl 
die beiden neuen Strecken als auch die bereits beſtehenden Linien mit oder 
ohne Betriebskraft, mit Betriebskraft jedoch nur innerhalb der Zeitdauer des 
eigenen täglichen Betriebes der Hauptbahn, zur Mitbenutzung für öffentliche 
und insbeſondere für Gemeindezwecke (außer zum öffentlichen Perſonen⸗ 
transport) zu geſtatten, wie z. B. zum Transport von Leichen und Leichen⸗ 
gefolgen, von Baumaterialien, Straßendünger, Kehricht uſw.; jedoch darf 
hierdurch der regelmäßige Verkehr und Betrieb der Bahn nicht weſentlich 
benachteiligt werden. Für die Art und den Umfang der Mitbenutzung und 
der dafür an die Hauptbahn zu leiſtenden Entſchädigung gelten die Bor- 
ſchriften zu 1—4, ſofern nicht für einzelne Arten von Transporten feſte 
Sätze vereinbart werden. Beim Transport von Straßendünger und Kehricht 
darf eine Entſchädigung für Benutzung der Geleiſe von der Stadtgemeinde 
nicht beanſprucht werden. 

Wird die Mitbenutzung für öffentliche bezw. Gemeindezwecke außer- 
halb der Zeitdauer des eigenen täglichen Betriebes der Hauptbahn bean⸗ 
ſprucht, ſo muß für die hierdurch der Hauptbahn entſtehenden Betriebskoſten 
volle Entſchädigung geleiſtet werden. 

6. Entſteht über die Anwendung der Beſtimmungen zu 1—4 Streit 
zwiſchen der Hauptbahn und einer Nebenbahn, ſo entſcheidet in den Fällen 
zu Nr. 1, 2 und 3 der Magiſtrat endgültig. In den Fällen zu 4 trifft, 
auf Anrufen einer Partei, der Magiſtrat eine vorläufige Entſcheidung, welche 
endgültig wird, wenn dagegen nicht binnen 6 Wochen Klage bei Gericht 
erhoben wird. 

7. Iſt die Stadt ſelbſt bei dem Streit als Unternehmerin beteiligt, — 
insbeſondere alſo auch in den Fällen zu Nr. 5 — ſo entſcheidet das in § 28 des 
Vertrages vom 11. April 1891 vorgeſehene Schiedsgericht. 

8. Die Mitbenutzung der Bahn wird durch einen Streit über die Höhe 
der Entſchädigung in keinem Falle aufgehalten. 


$ 7. Ohne Genehmigung der ſtädtiſchen Behörden iſt eine Anderung, 
Einſchränkung oder Erweiterung des durch den Vertrag vom 11. April 1891 
und den gegenwärtigen Nachtrag genehmigten Straßenbahnnetzes innerhalb 
oder außerhalb des ſtädtiſchen Weichbildes nicht geſtattet. Dasſelbe gilt von 
dem Anſchluß anderer Bahnen an das Straßenbahnnetz der Aktien-Geſellſchaft. 

Verträge, welche die Aktien-Geſellſchaft mit Dritten zum Zweck der 
Anderung, Einſchränkung oder Erweiterung ihres Straßenbahnnetzes oder 
des Betriebes auf demſelben oder zum Zweck des Anſchluſſes anderer Bahnen 
an dasſelbe ſchließt, bedürfen der Genehmigung der ſtädtiſchen Behörden. 
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Rechte, welche die Aktien-Geſellſchaft durch ſolche Verträge erwirbt, gelten als 
Zubehör der von ihr durch den Vertrag vom 11. April 1891 und den gegen- 
wärtigen Nachtrag erworbenen Rechte. 

Wird während der Dauer des durch den Vertrag vom 11. April 1891 
und den gegenwärtigen Nachtrag begründeten Vertragsverhältniſſes eine von 
der Stadtgemeinde bisher nicht unterhaltene Straße, auf welcher ſich ein Teil 
des Bahnnetzes befindet, in ſtädtiſche Unterhaltung übernommen, ſo kann die 
Stadtgemeinde von der Aktien-Geſellſchaft fordern, daß fortan die Be— 
ſtimmungen des Vertrages vom 11. April 1891 und des gegenwärtigen 
Nachtrages an die Stelle derjenigen Vereinbarungen treten, welche die Aktien— 
Geſellſchaft hinſichtlich dieſer Straße mit einem Dritten getroffen hat. 

Bei Beendigung des durch den Vertrag vom 11. April 1891 und den 
gegenwärtigen Nachtrag begründeten Vertragsverhältniſſes ift die Aktien— 
Geſellſchaft auf Verlangen der ſtädtiſchen Behörden verpflichtet, ihre Rechte 
aus den gemäß Abſatz 2 geſchloſſenen Verträgen an die Stadtgemeinde 
Breslau gegen Übernahme der aus dieſen Verträgen ſich ergebenden Ver— 
pflichtungen durch Letztere abzutreten. Die Genehmigung des dritten Kontra— 
henten zu dieſer künftigen Übertragung der Rechte und Pflichten auf die 
Stadtgemeinde iſt in diejenigen Verträge, welche die Aktien-Geſellſchaft erſt 
abſchließen wird, mit aufzunehmen. Soweit dergleichen Verträge von der 
Aktien-Geſellſchaft bisher bereits abgeſchloſſen find, ift es Sache der Stadt- 
gemeinde, dieſe Genehmigung des dritten Kontrahenten ſich zu verſchaffen. 

§ 8. Der gegenwärtige Vertrag gilt als Ergänzung des Vertrages 
vom 11. April 1891. Insbeſondere finden die SS 2 Abſ. 1, 3, 6—15, 17—21, 
22 Abſ. 1, § 23 Abſ. 3, § 24, 25, 27 und 28 des Vertrages vom 11. April 1891 
auf die beiden neuen Strecken entſprechende Anwendung, ſoweit ſich aus den 
Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrages nicht Abweichungen ergeben. 
Außer in den Fällen des § 25 eit. iſt der Magiſtrat auch dann befugt, die Be— 
rechtigungen der Aktien-Geſellſchaft aus dem Vertrage vom 11. April 1891 
und dem gegenwärtigen Vertrage für erloſchen zu erklären, wenn die Aftien- 
Geſellſchaft den Beſtimmungen der §§ 6 oder 7 des gegenwärtigen Vertrages 
nicht nachkommt oder zuwiderhandelt, 

Die beiden neuen Strecken werden lediglich Teile der beſtehenden Linien. 

Die nach § 23 Abſ. 1 und 2 des Vertrages vom 11. April 1891 beſtellte 
Kaution haftet auch für die Erfüllung des gegenwärtigen Vertrages. 

An die Stelle der in §S 25 Nr. 2 des Vertrages vom 11. April 1891 in 
Bezug genommenen Friſten treten die Friſten des § 2 des gegenwärtigen 
Vertrages. 


§ 9. Koſten und Stempel dieſes in zwei Exemplaren auszufertigenden 
Vertrages trägt die Aktien-Geſellſchaft Elektriſche Straßenbahn Breslau. 
VII. 2988. 98. 
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4. Zweiter Uachtragsvertrag zum Vertrage vom 11. April 1891 (über 

den Bau und Vetrieb einer elektriſchen Straßenbahn) betreffend die 

Mitbenutzung der Gleiſe und Stromzuführungsanlagen für die ſtädtiſche 
Straßenbahnlinie Brüderſtraße— Ritterplatz 


vom 16. Oktober 1908. 


Zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau, vertreten durch den Magiſtrat, 
und der Aktien-Geſellſchaft „Elektriſche Straßenbahn Breslau“ wird folgender 
zweiter Nachtrag zu dem Vertrage vom 11. April 1891 über den Bau und 
Betrieb einer elektriſchen Straßenbahn vereinbart: 


§ 1. Nach § 22 Abſatz 3 des Vertrages vom 11. April 1891 muß die 
Aktiengeſellſchaft Elektriſche Straßenbahn Breslau auf Verlangen des 
Magiſtrats die Mitbenutzung ihrer Gleiſe durch neue Straßenbahnen und 
zwar ſtellenweiſe auf Längen bis zu 300 m gegen eine von dem Unternehmer 
der neuen Straßenbahn an ſie zu zahlende angemeſſene Entſchädigung 
geſtatten. 

Die Aktiengeſellſchaft Elektriſche Straßenbahn räumt nunmehr der 
Stadtgemeinde Breslau das Recht ein, ihre Gleiſe und Stromzuführungs⸗ 
anlagen in der Brüderſtraße und auf dem Mauritiusplatz von der Neuen 
Tauentzienſtraße bis Mauritiusſtraße ſowie auf dem Neumarkt Oſtſeite und 
der alten Sandſtraße bis an die Heiligegeiſtſtraße in einer Länge von ungefähr 
880 m und zwar 680 m zweigleiſig und 200 m eingleifig durch die ſtädtiſche 
Straßenbahn mitzubenutzen unter Herſtellung der Verbindung zwiſchen den 
Strecken der Vertragſchließenden durch Einbau von Weichen und Kreuzungen 
in die Gleiſe und Oberleitung der Aktiengeſellſchaft. Die Koſten für die 
Herſtellung dieſer Anſchlüſſe trägt die Stadtgemeinde Breslau allein, eim- 
ſchließlich der Soften der Umlegung der Kurven von der Brüderſtraße zur 
Tauentzienſtraße und zur Neuen Tauentzienſtraße, falls ſie durch den Anſchluß 
notwendig werden. Wünſcht die Elektriſche Straßenbahn ſonſt noch Er- 
weiterungen der Gleisanlage, jo hat fie die Koſten dieſer Erweiterungen 
zu tragen. 

Im übrigen bleibt § 22 Abſatz 3 des Vertrages vom 11. April 1891 
unberührt. 


$ 2. Die Aktiengeſellſchaft Elektriſche Straßenbahn erneuert vor 
Beginn der im § 1 geſtatteten Mitbenutzung durch die ſtädtiſche Straßenbahn 
die geſamte Gleisanlage auf der vorgenannten Strecke, ſoweit erforderlich 
auch die Oberleitung. Die Koſten dieſer Erneuerungen trägt die Aftien- 
geſellſchaft. Hierbei dürfen Schienen Profil XIV F auf Langſchwellen ver- 
wendet werden. 

§ 3. Die Stadtgemeinde baut im Anſchluſſe an die vorerwähnte 
Strecke vom Mauritiusplatz durch die Mauritiusſtraße, Garveſtraße, am 
Ohlauufer, Leſſingplatz durch die Breite Straße bis Neumarkt eine neue 
elektriſche Straßenbahnlinie und zwar zweigleiſig, ſoweit es die vorhandenen 
Straßenbreiten zulaſſen. 

Die Stadtgemeinde Breslau geſtattet der Aktiengeſellſchaft Elektriſche 
Straßenbahn Breslau die Mitbenutzung dieſer neuen Strecke vom Mauritius- 
platz bis Neumarkt. Dieſes Mitbenutzungsrecht erſtreckt fih auf etwa 1100 m 
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Doppelgleis und 150 m einfaches Gleis, insgeſamt auf eine Strecke von 
1250 m und umfaßt 2350 m Gleis. Demnach ſtellt die Stadtgemeinde 
Breslau zur Mitbenutzung 790 m Gleis und Oberleitung mehr als die 
Aktiengeſellſchaft Elektriſche Straßenbahn. 

Wünſcht die Aktiengeſellſchaft Elektriſche Straßenbahn außer der von der 
ſtädtiſchen Straßenbahn hergeſtellten Verbindung der Gleiſe am Neumarkt 
noch einen weiteren Anſchluß der von ihr mitbenutzten an ihre eigene Strecke, 
ſo trägt ſie allein die Koſten der Herſtellung, der Unterhaltung und der Er- 
neuerung dieſes Anſchluſſes ſowohl der Gleiſe als der Oberleitung. 

Die Stadtgemeinde Breslau iſt verpflichtet, die im Abſatz 1 dieſes 
Paragraphen erwähnte neue Strecke ſo ſchnell als möglich fertig zu ſtellen und 
zu dieſem Behufe bis 1. November 1908 das bezügliche Projekt mit 
Genehmigungsantrag an die Königliche Regierung einzureichen. Nach Er⸗ 
teilung der Konzeſſion iſt die Strecke binnen 4 bis 5 Monaten betriebsfertig 
auszubauen. In dieſen 4 bis 5 Monaten ſollen jedoch Wintermonate, in 


welchen Straßenbauten nicht vorgenommen werden können, nicht mitgerechnet 
werden. 


Die zwiſchen vorgenannten Terminen liegende Zeit der Planfeſtſtellung 
wird ſchätzungsweiſe mit einer Dauer von 6 Monaten angenommen. 

Für Verzögerungen, die ohne Zutun des Magiſtrats durch Verſagen 
von Genehmigungen, Einſpruch Dritter uſw. herbeigeführt werden, iſt die 
Stadtgemeinde nicht haftbar. 


$ 4. Die gegenſeitig in § 1 und 3 eingeräumten Mitbenutzungsrechte 
beſchränken ſich nicht auf beſtimmte Linien. 

§ 5. Der elektriſche Strom für die gemeinſchaftliche Strecke Tauentzien⸗ 
ſtraße — Neumarkt — Ritterplatz und für die von der Stadtgemeinde Breslau 
allein benutzte Strecke zurück durch die Heiligegeift- und Münzſtraße wird von 
der Aktiengeſellſchaft Elektriſche Straßenbahn geliefert, welche für aus⸗ 
reichende Speiſeleitungen auf ihre Koſten zu ſorgen hat. 


Die Bezahlung des von der ſtädtiſchen Straßenbahn auf dieſer Gemein- 
ſchaftsſtrecke verbrauchten Stromes erfolgt nach Einheitspreiſen für das 
Wagenkilometer. Die Einheitspreiſe werden alljährlich bis ſpäteſtens Ende 
März für das letztverfloſſene Kalenderjahr feſtgeſetzt. Hierzu iſt als Preis 
der Kilowattſtunde der Selbſtkoſtenpreis anzunehmen, zu dem ſich bei den 
ſtädtiſchen Elektrizitätswerken der von ihnen in dem Kalenderjahr an die 
ſtädtiſche Straßenbahn gelieferte Strom berechnet. Dieſer Preis ſoll jedoch 
mindeſtens 10 Pfg. betragen. Der Stromverbrauch für ein Wagenkilometer 
wird für jede Wagentype durch Meſſen mittels Elektrizitätszählern auf Probe⸗ 
fahrten ermittelt, die mit ihr bei günſtigem und ungünſtigem Wetter vor⸗ 
zunehmen ſind. Hierbei ſind die zu den Verſuchsfahrten verwendeten Wagen 
außer der vorgeſchriebenen Beſetzung durch Schaffner, Führer ſowie zwei mit 
den Meſſungen beſchäftigten Beamten mit zirka 1000 kg (Eiſen, Bauſteine, 
Sand und dergleichen) zu belaſten. Aus dem bei dieſen Fahrten für das 
Wagenkilometer jeder Wagentype durchſchnittlich erlangten Stromverbrauch in 
Kilowattſtunden und jenem Selbſtkoſtenpreis der Kilowattſtunde oder den 
10 Pfennigen ergibt ſich der Einheitspreis für das Wagenkilometer jeder 
Wagentype. Bei Verwendung von Batterieſtrom erhöht ſich der Preis um 
33¼ %, dieſer darf jedoch nur in der Zeit von 11 Uhr abends bis 6 Uhr 
morgens verrechnet werden. 
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$ 6. Die Unterhaltung, Reinigung und Erneuerung der Bahnanlagen 
erfolgt auf alleinige Koſten durch diejenige Partei, auf deren Koſten ſie 
hergeſtellt worden ſind. 

Auf die Herſtellung und Unterhaltung der Anſchlüſſe an die Strecken der 
Elektriſchen Straßenbahn Breslau an der Brüderſtraße, am Mauritiusplatz, 
am Neumarkt und am Ritterplatz finden, ſoweit nicht in vorſtehenden Para- 
graphen bereits beſondere Vereinbarungen getroffen ſind, die Beſtimmungen 
des zwiſchen den Parteien am 31. Juli 1902 — B. B. 1316/02 — geſchloſſenen 
Vertrages Anwendung. 


§ 7. Die Beſchaffung der Zuſtimmung der Breslauer Straßen-Eiſen⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft zur Mitbenutzung und Kreuzung ihrer Strecke am Leſſing⸗ 
platz iſt Sache der Stadtgemeinde Breslau. Falls eine Mitbenutzung der 
Strecke der Breslauer Straßen-Eiſenbahn⸗Geſellſchaft erforderlich wird, jo 
finden auf die Verrechnung der Mitbenutzungsentſchädigung die Be⸗ 
ſtimmungen des § 16 des zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau und der 
Breslauer Straßen-Eiſenbahn⸗Geſellſchaft unterm 27. Juni 5. Juli 1899 
geſchloſſenen Vertrages Anwendung. 


§ 8. Abgeſehen von der Entſchädigung, welche nach § 5 an die Aktien⸗ 
Geſellſchaft Elektriſche Straßenbahn für Stromlieferung zu zahlen iſt, hat 
2 der Vertragſchließenden an den andern eine beſondere Vergütung zu 
entrichten. 


$ 9. Der gegenwärtige Vertrag gilt als Ergänzung des Vertrages 
vom 11. April 1891 und wird für dieſelbe Zeit wie dieſer abgeſchloſſen. 

$ 10. Dieſer Vertrag iſt zweimal ausgefertigt worden. Jede Partei 
erhält eine Ausfertigung und trägt die Hälfte der Stempelkoſten. 
B. B. 1122. 08 


5. Vertrag zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau und der Aktiengefellfchaft 
„Elektriſche Straßenbahn Breslau“ zu Gräbſchen über Kreuzungen in 
der Ueuen Graupenſtraße und in der Tauentzienſtraße 


vom 31. Juli 1902. 


§ 1. 1. Die Stadtgemeinde Breslau hat bei Abſchluß des Vertrages 
mit dem Rechtsvorgänger der Aktiengeſellſchaft „Elektriſche Straßenbahn 
Breslau“, betreffend den Bau und Betrieb einer elektriſchen Straßenbahn, 
vom 11. April 1891, in § 22 Abſatz 2 ſich das Recht vorbehalten, daß bei 
Erbauung oder Konzeſſionierung neuer Straßenbahnlinien dieſe die auf 
Grund jenes Vertrages erbauten Linien — alſo die jetzigen Linien der oben⸗ 
genannten Aktiengeſellſchaft — kreuzen dürfen. Die Stadtgemeinde nimmt 
dieſes vorbehaltene Recht nun für eine auf eigene Rechnung zu bauende und 
zu betreibende elektriſche Straßenbahn in Anſpruch. Letztere kreuzt die Linien 
der Elektriſchen Straßenbahn Breslau in der Neuen Graupenſtraße und in 
der Tauentzienſtraße. 

2. Kreuzung im Sinne dieſes Vertrages iſt die Kreuzung eines 
Gleiſes mit einem andern bezw. einer Leitung mit einer anderen. 
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3. Da an den genannten Kreuzungen je 2 Gleiſe und 2 Oberleitungen 
2 andere ſchneiden, ſo ſind an jeder Stelle 4 Kreuzungen vorhanden. Die 
Ausdehnung der Gleiskreuzungen wird durch die in der beigefügten Skizze 
eingeſchriebenen Maße beſtimmt. 


§ 2. An den im § 1 genannten Kreuzungsſtellen find bereits je vier 
Gleiskreuzungen eingebaut worden. Dieſe Kreuzungen und die mit ihnen 
eingebauten kupfernen Verbindungen für die Rückleitung des elektriſchen 
Stromes ſind Eigentum der Stadtgemeinde Breslau. Die Unterhaltung und 
bedarfsweiſe Erneuerung der Gleiskreuzungen, eventuell die Herſtellung des 
alten Zuſtandes, erfolgt durch die Verwaltung der Elektriſchen Straßenbahn 
Breslau für Rechnung der ſtädtiſchen Straßenbahn. Die erforderlichen 
Arbeiten ſind nach vorheriger Verſtändigung zwiſchen den beiden Bahnver— 
waltungen tunlichſt nur zur Nachtzeit auszuführen. Iſt die Ausführung 
umfangreicherer Arbeiten während des Betriebes unvermeidlich, dann iſt 
letzterer durch proviſoriſche Anlagen, welche von jeder Verwaltung ſelbſt 
herzuſtellen ſind, aufrecht zu erhalten. Iſt die Anlage der Gleis- und 
ſonſtigen Kreuzungen die Veranlaſſung zu dieſen Einrichtungen, was vor 
Beginn der Arbeiten durch Vertreter beider Bahnverwaltungen feſtzuſtellen 
ift, jo find die geſamten Koſten von der ſtädtiſchen Straßenbahn zu tragen, 
anderenfalls übernimmt jede Verwaltung den auf ſie entfallenden Teil. Die 
Koſten der Unterhaltung und bedarfsweiſen Erneuerung der Kreuzungen 
mit allem Zubehör einſchl. Pflaſter ſowie die durch die etwaige Beſeitigung der 
Kreuzungen und Wiederherſtellung des urſprünglichen Zuſtandes entſtehen— 
den Koſten trägt die Stadtgemeinde Breslau. 


§ 3. 1. Die Elektriſche Straßenbahn Breslau iſt Eigentümerin der 
Oberleitungsanlage über ihren in der Neuen Graupenſtraße und der 
Tauentzienſtraße liegenden Gleiſen. Sie geſtattet das Einbauen des Fahr— 
drahtes und der zugehörigen Konſtruktionsteile für die ſtädtiſche Bahn in 
ihre beſtehende Leitung. Wie die einzubauenden Stücke zu geſtalten ſind, 
bleibt beſonderer Vereinbarung vorbehalten; die Konſtruktion muß aber 
derart ſein, daß ein Übertritt von Strom aus dem Leitungsnetz des einen in 
das des anderen Betriebes ausgeſchloſſen iſt. 


2. Das Einbauen der Kreuzungsſtücke in die Oberleitung der Elek— 
triſchen Straßenbahn, deren Unterhaltung und Erneuerung ſowie eventuelle 
Herſtellung des alten Zuſtandes erfolgt im Beiſein eines Leitungsaufſehers 
der Elektriſchen Straßenbahn Breslau nach Anweiſung der letzteren durch die 
ſtädtiſche Straßenbahn und auf deren Koſten. Das Einbauen jowie die Vor- 
nahme von Reparaturen und Erneuerungen von Kreuzungen iſt vorher 
der Elektriſchen Straßenbahn und zwar ſo zeitig mitzuteilen, daß letztere in 
der Lage iſt, einen ihrer Monteure oder Aufſichtsbeamten an Ort und Stelle 
zu kommandieren; nur im Beiſein des letzteren dürfen die Arbeiten ausgeführt 
werden. Die Vornahme ſolcher Arbeiten ſoll, abgeſehen von Fällen dringen— 
der Gefahr, in der Regel nur zur Nachtzeit erfolgen. 


§ 4. Für alle Arbeiten, welche die Elektriſche Straßenbahn auf Koſten 
der ſtädtiſchen Straßenbahn auf Grund dieſes Vertrages ausführt, ſind die 
Selbſtkoſten zuzüglich 75 % der aufgewendeten Arbeitslöhne als General 
unkoſten anzuſetzen. Dieſe Rechnungen ſind von der Verwaltung der 
ſtädtiſchen Straßenbahn innerhalb 4 Wochen nach Vorlegung zu begleichen. 
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§ 5. Die Kreuzungen müſſen langſam und ohne Strom befahren 
werden. Die Wagen der Elektriſchen Straßenbahn Breslau haben das Recht 
des Vorauffahrens. 


§ 6. Hinſichtlich der Haftpflicht für Unfälle und Schäden, welche an 
den Kreuzungsſtellen eintreten, bewendet es bei den geſetzlichen Beſtimmungen. 


§ 7. Die Stempelkoſten für dieſen Vertrag werden von der Stadt⸗ 
gemeinde Breslau getragen. 


§ 8. Jede der vertragſchließenden Parteien erhält eine Ausfertigung 
dieſes Vertrages. 
B. B. 1316. 02. 


6. Vertrag zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau und der Aktiengefellfchaft 
„Elektriſche Straßenbahn Breslau“ zu Gräbſchen über die Verlegung 
der Linie Gräbſchen — Scheitnig 


vom 31. Mai 1904. 


In § 2 des mit dem Kaufmann Moritz Wehlau am 11. April 
1891 über die Anlage einer elektriſchen Straßenbahn geſchloſſenen Vertrages 
ift dem Unternehmer die Befugnis erteilt, die Linie Gräbſchen —Scheitnig 
ſtatt über die Hirſchſtraße, Kleine Scheitniger Straße, Fürſtenſtraße nach 
ſeiner Wahl in der Verlängerung der Sternſtraße bis zur Fürſtenſtraße zu 
legen. Von dieſer Befugnis hat der Unternehmer damals keinen Gebrauch 
gemacht, vielmehr ſind die Hirſchſtraße, Kleine Scheitniger Straße und 
Fürſtenſtraße für die Linie Gräbſchen — Scheitnig benutzt. Dieſe Linienführung 
hat im Laufe der Zeit zu Unzuträglichkeiten geführt und es ſoll daher die 
Verlegung der Bahnſtrecke derart erfolgen, daß die elektriſche Bahn fortan die 
Sternſtraße entlang bis zu deren Einmündung in die Fürſtenſtraße geführt 
und die Bahnanlage auf der aufgegebenen Strecke beſeitigt wird. Über dieſe 
Verlegung wird folgender Vertrag zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau, 
vertreten durch den Magiſtrat, einerſeits und der Aktien-Geſellſchaft „Elek— 
triſche Straßenbahn“ in Gräbſchen-Breslau als Rechtsnachfolgerin des 
Kaufmanns Moritz Wehlau, andererſeits hiermit geſchloſſen. 


$ 1. Der Aktien-Geſellſchaft „Elektriſche Straßenbahn“ wird die 
Genehmigung zur Verlegung der Bahnſtrecke auf der Grundlage des dieſem 
Vertrage beigehefteten Lageplauns vom 12. Januar 1903 mit dem dort 
grün eingetragenen Aufſtellungsgleis in der Piaſtenſtraße, zu deſſen Aus⸗ 
führung die Geſellſchaft jedoch nicht verpflichtet ſein ſoll, nach Maßgabe des 
gegenwärtigen Vertrages erteilt. Sollte die Verlegung dieſes Zweiggleiſes 
erſt nach Fertigſtellung der Straßenpflaſterung erfolgen, ſo iſt die Elektriſche 
Straßenbahn verpflichtet, die Koſten der Um- bezw. Neupflaſterung in dem 
von der ſtädtiſchen Bauverwaltung zu beſtimmenden Umfange der letzteren zu 
tragen. Die Entfernung der Gleisachſen von einander beträgt 2,60 m. Die 
Aktien-Geſellſchaft hat nach Vollziehung des Vertrages die nach dem Klein- 
bahngeſetz vom 28. Juli 1892 erforderliche Genehmigung der Kleinbahn- 
aufſichtsbehörde ohne Verzug nachzuſuchen und ſofort nach erhaltener Ge— 
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nehmigung die Verlegung auszuführen, ſo daß womöglich noch im Laufe dieſes 
Jahres dieſe beendet und der Betrieb auf der neuen Strecke eröffnet wird. 

§ 2. Innerhalb des Heimannſchen Grundſtücks (Strecke D des Lage- 
plans) befindet ſich das Terrain der Sternſtraße noch im Privateigentum. 
Die Auflaſſung dieſes Straßenareales zwiſchen den feſtgeſetzten Fluchtlinien 
iſt durch Abkommen mit Frau Geheimrat Heimann vom 13. April d. Is. 
geſichert. 

$ 3. Zum Zwecke der Legung der Gleiſe iſt in der Sternſtraße 

1. in dem Teile & des Lageplans (Hirſchſtraße bis Brigittental) der Fahr⸗ 
damm in voller Breite auf Kiesbettung umzupflaſtern unter Ber- 
wendung neuer Steine 3. Sorte für den Bahnkörper, ſoweit nicht 
gemäß Abſatz 2 Steine aus Teil B zur Verfügung ſtehen, 

2. in dem Teile B (Brigittental bis Station 529) der Fahrdamm in 7 m 
Breite unter Verwendung von 480 qm neuer Steine 3. Sorte, im 
übrigen mit den noch vorhandenen brauchbaren Steinen, auf Kies- 
bettung umzupflaſtern, 

3. in dem Teile D (Heimannſches Grundſtück) der Straßendamm in 
ſolcher Breite aufzuſchütten, daß der Bahnkörper auf ihm gepflaſtert 
werden kann. Die Pflaſterung hat mit neuen Steinen 2. Sorte auf 
Kiesbettung zu erfolgen, 

4. in dem Teile E (Station 926 bis 1065) der jetzt 5 m breite Fahrdamm 
auf 8 m zu verbreitern und unter Verwendung von 590 qm neuer 
Steine 2. Sorte, im übrigen mit den noch vorhandenen brauchbaren 
Steinen, auf Kiesbettung umzupflaſtern, 

5. in dem Teile F (Station 1065 bis Fürſtenſtraße) der Bahnkörper mit 
neuen Steinen 2. Sorte auf Kiesbettung zu pflaſtern. 

Die bei der Umpflaſterung im Teile B erübrigten Steine werden der 
Elektriſchen Straßenbahn zur Verwendung im Teile A für den Bahnkörper 
koſtenlos zur Verfügung geſtellt. 

Der Teil C des Lageplans wird ebenſo wie die Piaſtenſtraße für 
Rechnung der Schleſiſchen Immobilien-Aktien-Geſellſchaft von der Stadt- 
gemeinde definitiv gepflaſtert. Es iſt Sache der Elektriſchen Straßenbahn, 
die Genehmigung der genannten Geſellſchaft zur Einlegung des Oberbaues bei 
Gelegenheit der Ausführung der Pflaſterung zu beſchaffen und dem Magiſtrat 
zu übergeben. 

Im einzelnen ſind für die unter 1 bis 5 aufgeführten Arbeiten die 
Poſitionen a bis e des Koſtenanſchlages der ſtädtiſchen Bauverwaltung vom 
22. Februar 1903 maßgebend, welcher dem Vertrage als Anlage bei- 
gefügt ift.*) 

$ 4. Für die Ausführung der Oberbauarbeiten ſowie der ober- und 
unterirdiſchen Stromzuführung auf der neuen Strecke ſind die Poſitionen des 
als Anlage beigefügten Koſtenanſchlages vom 14. März 1903 und die eben⸗ 
falls beigefügten „Beſonderen Beſtimmungen über den Bau elektriſcher 
Bahnen im Stadtgebiete Breslau vom 23. September 1899“*) ſinngemäß 
maßgebend. Zur Verwendung darf durchweg nur neues Oberbaumaterial 
kommen. 

Die Spanndrähte ſind, ſoweit tunlich, mittelſt Roſetten an Häuſern 
zu befeſtigen. Wo dies nicht ausführbar iſt, können zu dieſem Zwecke Gitter⸗ 
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majte aufgejtellt werden. Den Standort auf den Bürgerſteigen beſtimmt der 
Magiſtrat. Die Gittermaſte ſind wieder zu entfernen, ſobald die Möglichkeit 
gegeben iſt, ſie durch Roſetten zu erſetzen. Sind zur Aufſtellung von Gitter⸗ 
maſten Bodenerhöhungen durch Aufſchüttungen erforderlich, wie zum Beiſpiel 
vorausſichtlich innerhalb des Teiles D, jo hat die Elektriſche Straßenbahn 
dieſe Aufſchüttungen auf ihre Koſten herzuſtellen. 

§ 5. Nach erhaltener behördlicher Erlaubnis zur Eröffnung des 
Betriebes auf der neuen Strecke hat die Elektriſche Straßenbahn in den ver⸗ 
laſſenen Straßenzügen die Bahnanlage mit allem Zubehör ſofort zu entfernen 
und den Straßenkörper wieder herzuſtellen. Zu dieſem Zwecke iſt 

1. in den Teilen G und II des Lageplans (Hirſchſtraße und Kleine 
Scheitniger Straße) der Fahrdamm unter Verwendung von 130 qm bezw. 
230 qm neuer Steine 2. Sorte, im übrigen mit den noch vorhandenen brauch⸗ 
baren Steinen, auf Kiesbettung umzupflaſtern. 

2. im Teile J (Fürſtenſtraße) der ehemalige Bahnkörper umzu⸗ 
chauſſieren mit dem alten Material unter Erſatz des unbrauchbar gewordenen 
durch Lieferung von 350 ebm Pack- und Schotterſteinen, 

3. im Teile K (Fürſtenſtraße) der Fahrdamm unter Verwendung von 
80 qm neuer Steine 2. Sorte, im übrigen mit den noch vorhandenen brauch⸗ 
baren Steinen, auf Kiesbettung umzupflaſtern. 

Im einzelnen ſind für die unter 1 bis 3 aufgeführten Arbeiten die 
Poſitionen f bis i des in $ 3 erwähnten Koſtenanſchlages maßgebend. 


$ 6. Die Ausführung der nach den §§ 3 und 5 vorzunehmenden Arbeiten 
wird der Elektriſchen Straßenbahn unter Aufficht der ſtädtiſchen Bauver⸗ 
waltung übertragen mit der Maßgabe, daß nur ſolche Unternehmer von der 
Elektriſchen Straßenbahn mit den Arbeiten beauftragt werden dürfen, welche 
der Magiſtrat nach erfolgter Namhaftmachung als für ſolche Arbeiten 
geeignet anerkennt. 

Für den Umfang und die Dauer der der Elektriſchen Straßenbahn der 
Stadtgemeinde gegenüber obliegenden Gewährleiſtung ſind die beigefügten 
Bedingungen für Ausführung von Pflaſter- und Chauſſierungsarbeiten 
maßgebend. 

§ 7. Nach den Anſchlägen vom 22. Februar 1903 find die Koſten der 
nach SS 3 und 5 auszuführenden Arbeiten auf 32 726 und 21 453, zuſammen 
54 179 Mark berechnet. Dagegen betragen nach beigefügtem Anſchlag k vom 
22. Februar 1903 die Koſten, welche die Elektriſche Straßenbahn für Aus- 
pflaſterung des Bahnkörpers innerhalb des chauſſierten Teiles der Fürſten⸗ 
ſtraße aufzuwenden hätte, 34 943 Mark, ſo daß bei Verlegung der Bahnſtrecke 
der Aktien-Geſellſchaft 19 236 Mark Mehrkoſten für die nach S$ 3 und 5 vor- 
zunehmenden Arbeiten entſtehen. Die Stadtgemeinde verpflichtet ſich, den 
Betrag von 19 236 Mark, geſchrieben: Neunzehntauſendzweihundertſechsund⸗ 
dreißig Mark, nach Abnahme der Arbeiten durch die Stadtbaudeputation als⸗ 
bald an die Elektriſche Straßenbahn als Pauſchalentſchädigung zu zahlen. 
Eine Erhöhung dieſes Beitrages tritt auf keinen Fall ein, auch nicht, wenn 
die Ausführung der Wiederherſtellungsarbeiten in der Fürſtenſtraße ſich 
billiger ſtellen ſollte als veranſchlagt. Die Elektriſche Straßenbahn trägt 
dagegen ſelbſt alle ſonſtigen Koſten, welche durch die Verlegung der Bahnſtrecke 
ihr entſtehen. 

$ 8. Dem Geheimen Kommerzienrat Heimann ift vom Magiſtrat 
geſtattet geweſen, aus der Arbeitsleitung der Elektriſchen Straßenbahn Strom 
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für ſein an der Fürſtenſtraße belegenes Grundſtück zu entnehmen unter der 
Bedingung, daß bei Ausdehnung des Kabelnetzes der ſtädtiſchen Eleftrizitäts- 
werke bis in jene Gegend der Anſchluß an das Bahnnetz aufgegeben wird und an 
das ſtädtiſche Kabelnetz erfolgt. Unter demſelben Vorbehalt wird vom 
Magiſtrat genehmigt, daß von Station 778 des Lageplans aus eine Anſchluß⸗ 
leitung nach dem Heimann jhen Grundſtück zur Abgabe von elektriſchem 
Strom gelegt wird. 

§ 9. Auf die verlegte Straßenbahnſtrecke finden im übrigen alle Be- 
ſtimmungen des Vertrages vom 11. April 1891 und des Vertrages vom 
22./29. April 1898, ſoweit ſich dieſer auf die alten Linien bezieht, Anwendung. 

$ 10. Koſten und Stempel dieſes Vertrages trägt die Elektriſche 
Straßenbahn. 
VII b. 576. 04. 


7. Vertrag zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau und der Aktiengeſellſchaft 
„Elektriſche Straßenbahn Breslau“ in Gräbſchen über die Einführung 
eines Umſteigeverkehrs 


vom 1. Oktober 1908. 


$ 1. Vom 1. Oktober 1908 ab wird zwiſchen der Elektriſchen Straßen⸗ 
bahn Breslau und der ſtädtiſchen Straßenbahn Breslau ein Umſteigeverkehr 
eingeführt. 

§ 2. Fahrgäſte, die einen Umſteigefahrſchein für 15 Pfennige löſen, 
haben das Recht, die Wagen beider Bahnen innerhalb des jetzigen Weich— 
bildes von Breslau und auf der Linie zu den Kommunalfriedhöfen in 
Gräbſchen für eine einmalige Fahrt zu benutzen. Es darf alſo der Fahrgaſt 
jede der beiden Bahnen in der bisherigen Weiſe benutzen und außerdem ſoll 
ihm ein einmaliges Umſteigen auf die andere Bahn geſtattet ſein. 

§ 3. Für Fahrten über das jetzige Weichbild von Breslau hinaus, wie 
gegenwärtig von und nach Oswitz, ſind 20 Pfennige zu entrichten. 

$ 4. Das Umſteigen von den Zügen der einen auf Züge der anderen 
Verwaltung erfolgt beliebig, aber nur an den Kreuzungsſtellen. Unmittel— 
bare Fortſetzung der Fahrt iſt auch hier Bedingung. 

§ 5. Von dem vereinnahmten Betrage der 15 Pfennig-Fahrſcheine 
erhält jede Verwaltung die Hälfte, der 20 Pfennig-Fahrſcheine nach und von 
Oswitz die Elektriſche Straßenbahn Breslau acht, die ſtädtiſche Straßenbahn 
zwölf Pfennige für jeden Fahrſchein. 

§ 6. Es werden Zeitkarten mit Photographiezwang für einen 
Monat, von jedem beliebigen Tage ab gültig, zum Preiſe von 10 Mark aus⸗ 
gegeben, die innerhalb des obengenannten Gebietes zur Benutzung aller fahr— 
planmäßigen und eingelegten Züge, jedoch nicht der Mannſchafts-, Arbeits-, 
Nacht- und beſtellten Sonderzüge berechtigen. Inhaber dieſer Zeitkarten 
haben das Recht, ein Kind unter 6 Jahren frei mitzuführen. 

$ 7. Der Erlös aus den Umſteigezeitkarten wird unter die beteiligten 
Verwaltungen dem jetzigen Umfange entſprechend derart geteilt, daß die 
Elektriſche Straßenbahn Breslau, die den Fahrgäſten der ſtädtiſchen Straßen⸗ 
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bahn durch dieſen Vertrag den Ring erſchließt, 6 Mark und die ſtädtiſche 
Straßenbahn 4 Mark für jede Karte erhält. 

§ 8. Dieſer Vertrag gilt bis 31. März 1911 und dann auf je ein Jahr 
verlängert, wenn er nicht ſpäteſtens ein halbes Jahr vor Ablauf 
gekündigt wird. 

§ 9. Der Vertrag ift zweimal ausgefertigt. Jede Partei erhält eine 
Ausfertigung und trägt die Hälfte der Stempelkoſten. 
B. B. 1135. 08 


S. Vertrag zwiſchen der Stadtgemeinde und der Breslau — Trebnitz — 
Prausnitzer Kleinbahn -Aktiengeſellſchaft 


vom 1. Juli 17. Auguft 1898. 


Die Aktien-Geſellſchaft „Breslau — Trebnitz —Prausnitzer Kleinbahn 
Aktien⸗Geſellſchaft zu Berlin“ ift durch den Königlichen Regierungs- 
Präſidenten zu Breslau auf Grund des Geſetzes über Kleinbahnen und 
Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892 unter dem 25. Juni 1897 die 
Genehmigung zur Herſtellung und zum Betriebe einer Kleinbahn von Breslau 
über Trebnitz nach Prausnitz für die Beförderung von Perſonen und Gütern 
mittelſt Dampfkraft auf die Dauer von 99 Jahren vorbehaltlich der Rechte 
Dritter erteilt. Nach § 2 dieſer Genehmigungsurkunde muß die Vollendung 
und Inbetriebnahme der Kleinbahn längſtens innerhalb zwei Jahren nach der 
Veröffentlichung dieſer Genehmigung im Regierungs-Amtsblatt erfolgen. 
Die Veröffentlichung ift am 31. Juli 1897 in Nr. 31 des Regierungs- Amts- 
blatts erfolgt. 

Über die Einführung der Kleinbahn in den Stadtbezirk Breslau und 
die Benutzung ſtädtiſcher Straßen ſowie überhaupt ſtädtiſchen Grund und 
Bodens für die Zwecke der Kleinbahn wird zwiſchen der Stadtgemeinde 
Breslau, vertreten durch den Magiſtrat, und der Aktien-Geſellſchaft 
„Breslau — Trebnitz —Prausnitzer Kleinbahn Aktien-Geſellſchaft zu Berlin“ 
folgender Vertrag geſchloſſen: 

$ 1. Die Stadtgemeinde Breslau geſtattet der Aktien-Geſellſchaft, 
gemäß dem beigefügten Überſichtsplan der Kleinbahn nebſt der dazu gehörigen 
Telephonleitung vom Bahnhof Roſenthal aus über den neuen Oderdeich, die 
Gröſchelbrücke und in dem ſich an dieſe anſchließenden Straßenzuge durch die 
Oswitzer Unterführung bis zu dem auf dem Roßplatz an der katholiſchen 
Kirche anzulegenden Bahnhof zu führen und am ſüdlichen Ende der Gröjchel- 
Brücke eine Abzweigung zum Anſchluß der Kleinbahn an den Schiffahrtskanal 
herzuſtellen, und zwar unter den nachſtehenden Bedingungen. 

$ 2. Die Bahn iſt innerhalb der öffentlichen Straßen zweigeleiſig 
auszubauen. Zur Verwendung dürfen nur Rillenſchienen Profil 
Phönix XIVa oder von einem vom Magiſtrat zu genehmigenden gleich— 
wertigen Profil kommen, mit entſprechend kräftigen Stoßlaſchen. Die 
0,75 m ſpurigen Geleiſe find jo herzuſtellen, daß je eine Schiene gleichzeitig 
für eine dort anzulegende normalſpurige Straßenbahn mit benutzt werden 
kann. Die Lieferung und der Einbau der Schienen für die Normalſpur 
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(dritte Schiene) erfolgt durch die Stadtgemeinde Breslau bezw. durch eine 
Straßenbahngeſellſchaft. 

Auf der Gröſchelbrücke und dem ſich ſüdlich anſchließenden Straßen- 
zuge bis zur Kletſchkauſtraße ſind die Kleinbahnſchienen bereits dem— 
entſprechend bei Herſtellung der Neupflaſterung im Herbſt 1897 auf Koſten der 
Aktien⸗Geſellſchaft eingebaut. 

$ 3. Auf der Bahnſtrecke ſüdlich der nach § 2 bereits hergeſtellten Neu- 
pflaſterung und im Anſchluß an dieſe iſt der Bahnkörper in 5 m Breite mit 
neuen Steinen IV. Klaſſe auf Schotter zu pflaſtern. Die Aktien-Geſellſchaft 
trägt die durch Ausführung dieſer Arbeiten entſtehenden Koſten, ebenſo die 
Koſten der Pflaſterſteine. Die Aktien-Geſellſchaft iſt berechtigt, die ihr ent- 
ſtandenen Koſten von den Unternehmern, welche eine Straßenbahn unter 
Mitbenutzung der Geleiſe der Kleinbahn herſtellen und betreiben werden, ſich 
anteilig erſtatten zu laſſen. Die Stadtgemeinde leiſtet keine Gewähr dafür, 
daß die Erſtattung wirklich erfolgt. 

§ 4. Alle zur Anlage des Bahnhofs gehörigen Bauten, zu denen auch 
eine geräumige bedeckte Wartehalle gehört, müſſen in gefälliger Form, unter 
Berückſichtigung der daneben liegenden Kirche, hergeſtellt werden und dürfen 
im allgemeinen nur ein Geſchoß hoch errichtet werden. Die Perrons des 
Bahnhofs find entſprechend zu befeſtigen, der Reſt des der Aktien-Geſellſchaft 
für die Anlage des Bahnhofs zu überweiſenden Platzes iſt gärtneriſch zu 
bepflanzen. 

Die Unterhaltung des geſamten Platzes liegt der Aktien-Geſellſchaft ob. 
Am Bahnhof und an der Umſchlagſtelle am Kanal ſind die erforderlichen 
Bedürfnisanſtalten von der Aktien-Geſellſchaft herzuſtellen und zu unter- 
halten, ebenſo die Beleuchtung der Anlagen, ſoweit ſie über die gewöhnliche 
Beleuchtung der berührten Straßen hinausgeht. 

Die von der Aktien-Geſellſchaft zu verwendenden Ständer und ſonſtigen 
Vorrichtungen für die Führung der Telephonleitung bedürfen hinſichtlich der 
Konſtruktion und der Art und Weiſe ihrer Aufſtellung der Genehmigung des 
Magiſtrats. Es kann der Aktien-Geſellſchaft widerruflich geſtattet werden, 
für ihre Telephonleitung die Geſtänge der ſtädtiſchen Leitungen mitzubenutzen. 


$ 5. Vor Beginn des Baues ſind die Zeichnungen und Pläne zu allen 
Teilen der Bahnanlage ($ 1), einſchließlich der Hochbauten, dem Magiſtrat 
zur Prüfung und Genehmigung einzureichen, die vom Magiſtrat für er⸗ 
forderlich erachteten Ergänzungen und Anderungen vorzunehmen und denm- 
nächſt der Bau nach Maßgabe der erteilten Genehmigung auszuführen. 

Bei den Zeichnungen und Plänen für Legung der Geleiſe ift der Mağ- 
ſtab von mindeſtens 1: 250 anzuwenden. Für die ſonſtigen Zeichnungen 
und Pläne wird der Maßſtab im einzelnen Fall durch die ſtädtiſche Bau⸗ 
verwaltung beſtimmt. 

§ 6. Die Aktien-Geſellſchaft hat dafür Sorge zu tragen, daß durch 
die Geleiſe und ſonftigen Bahnanlagen die vorhandenen unterirdiſchen 
Leitungen (Gas-, Wajjer-, Kanal- uſw.) in ihrer Zugänglichkeit nicht beein- 
trächtigt werden. Insbeſondere darf die Benutzung der vorhandenen 
-Hydranten, Einſteigeſchächte und ſonſtigen Offnungen nicht erſchwert werden. 

` Sollte die Verlegung einer ſolchen Offnung oder ſonſtige Arbeiten an 
den Leitungen oder gar die Umlegung einer unterirdiſchen Leitung infolge der 
Bahnanlage, ſei es beim Bau oder ſpäter, von der ſtädtiſchen Bauverwaltung 
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für erforderlich erklärt werden, jo hat die Aktien-Geſellſchaft die hierdurch 
entſtehenden Koſten zu vergüten. ; 

In allen vorſtehend bezeichneten Fällen ift der Magiſtrat berechtigt, 
die danach der Aktien⸗Geſellſchaft obliegenden Arbeiten ſelbſt für Rechnung 
derſelben ausführen zu laſſen. Ebenſo erfolgt die Ausführung aller nach § 3 
der Aktien-Geſellſchaft obliegenden Pflaſterungsarbeiten auf der öffentlichen 
Straße außerhalb des Bahnhofs, einſchließlich der Lieferung der Materialien, 
durch die Stadtgemeinde auf Koſten der Aktien-Geſellſchaft. 

$ 7. Anderungen und Erweiterungen der Bahnanlage ſind ohne 
Genehmigung der ſtädtiſchen Behörden nicht geſtattet. 

Den vom Magiſtrat damit beauftragten Beamten ſteht die Kontrolle über 
die geſamte Bauausführung ($ 1 und 5) zu. Allen Anordnungen derſelben iſt 
Folge zu leiſten. Insbeſondere gilt dies bei Feſtſetzung der Richtungslinien, 
in welchen die Geleiſe zu verlegen ſind. 


$ 8. Die Aktien-Gejellichaft hat folgende Entſchädigungen an die 
Stadtgemeinde Breslau zu zahlen: 

J. ſofort nach Abſchluß des Vertrages als einmaligen Beitrag zu den 
Koſten des Baues der Gröſchelbrücke die Summe von 50000 Mark, 
geſchrieben: fünfzigtauſend Mark; 

2. für die Benutzung der öffentlichen Straßen jährlich 1¼½ % von dem 
fünften Teil der auf der Strecke Breslau Trebnitz aufkommenden 
Brutto⸗Einnahme des Bahnunternehmens. Falls Staffeltarife und 
dergleichen eingeführt werden, ſoll bei Berechnung der Brutto-Ein- 
nahme immer derjenige Frachtſatz zugrunde gelegt werden, welcher 
bei gleichmäßiger Verteilung der Fracht auf die durchfahrene Strecke 
ſich anteilig für die Strecke Breslau — Trebnitz ergibt; 

3. für die Benutzung ſtädtiſchen Terrains zu Anſchlußgeleiſen an den 
Schiffahrtskanal und zu Ladegeleiſen an demſelben eine jährliche 
Miete von 60 Pfennigen, geſchrieben: ſechzig Pfennigen für das qm 
der benutzten Fläche. Dieſe Fläche wird begrenzt im Norden durch die 
Uferlinie des Schiffahrtskanals, im Süden durch eine Linie, welche 
parallel zu der ſüdlichen Schiene des Anſchlußgeleiſes außerhalb 
derſelben in einer Entfernung von 1,15 m von ihr verläuft. Die Be⸗ 
rechnung der hieraus ſich ergebenden Fläche erfolgt durch das 
ſtädtiſche geometriſche Büro. 

Bei Benutzung von Areal zur Errichtung von Schuppen und 
dergleichen bleiben beſondere Abmachungen vorbehalten; 

4. für die Benutzung des ſtädtiſchen Terrains von zirka 18 à auf dem 
Roßplatz zur Bahnhofsanlage für den Perſonenverkehr 
a. in den erſten fünf Jahren eine jährliche Miete von 1000 Mark, 

geſchrieben: tauſend Mark, 

b. nach Ablauf der erſten fünf Jahre 

aa. für jeden ein- bezw. ausfahrenden Perſonenwagen in den fabr- 
planmäßigen Zügen 0,25 Mark, 

bb. für jeden ein- bezw. ausfahrenden Perſonenwagen im 
Omnibusverkehr 0,12 Mark. Als Omnibusverkehr werden 
diejenigen Züge angeſehen, welche je nach Bedarf von Breslau 
bis höchſtens nach Hünern und umgekehrt zur Vermittelung 
des Vorortsverkehrs fahren. 
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Für Lokomotiven und vorläufig auch für Güterwagen kommt die Ver⸗ 
kehrsabgabe zu b nicht in Anſatz. Falls nach den Erfahrungen es ſich jedoch 
herausſtellen ſollte, daß in den Güterwagen der ein- und ausfahrenden Züge 
außer dem Perſonengepäck auch noch andere Güter in größerem Umfange 
befördert werden, ſo bleibt der Stadtgemeinde das Recht vorbehalten, nach 
Ablauf der erſten fünf Jahre auch für die ein- und ausfahrenden Güterwagen 
eine beſondere Abgabe zu erheben, welche jedoch 0,25 Mark pro Wagen nicht 
überſteigen darf. Ob dieſe Abgabe erhoben werden ſoll, hat die Stadtgemeinde 
einſeitig zu beſtimmen. 

Die Beträge zu 2 bis 4 ſind binnen vier Wochen nach Schluß jedes 
Geſchäftsjahres an die Stadt⸗Haupt⸗Kaſſe zu zahlen. 


§ 9. Bei Herſtellung einer Uferſtraße weſtlich der Gröſchelbrücke längs 
des Schiffahrtskanals durch die Stadtgemeinde hat dieſe das Recht, das von 
der Brücke nach dem Umſchlagplatze der Kleinbahn führende Anſchluß-Geleis 
auf ihre eigenen Koſten einzupflaſtern und dieje Fläche als öffentliche Straße 
zu benutzen. Die Zahlung der in § 8 unter Nr. 3 vereinbarten Entſchädigung 
kommt hierdurch nicht in Wegfall. 

§ 10. Die Aktien⸗Geſellſchaft ijt zur Verabreichung von Speiſen und 
Getränken auf dem Bahnhof Roßplatz berechtigt. Die Nachſuchung der 
gewerblichen Konzeſſion zum Betrieb dieſer Bahnhofswirtſchaft bleibt ihr 
überlaſſen. 

Während der erſten zehn Jahre iſt eine beſondere Entſchädigung für den 
Betrieb der Bahnhofswirtſchaft an die Stadtgemeinde nicht zu entrichten. Nach 
Ablauf dieſer Zeit darf die Bahnhofswirtſchaft nur dann weiter betrieben 
werden, wenn über die Höhe der hierfür zu zahlenden laufenden Abgabe an 
die Stadtgemeinde zwiſchen dieſer und der Aktien-Geſellſchaft eine Verein— 
barung erfolgt. Der Handel mit Zeitungen und Büchern auf dem Bahnhofe 
iſt von der Betriebseröffnung an ohne beſondere Abgabe an die Stadtgemeinde 
geſtattet. Die Errichtung anderer beſonderer Verkaufshallen auf dem der 
Aktien⸗Geſellſchaft überwieſenen Terrain bedarf jedoch beſonderer Verein- 
barung mit dem Magiſtrat. 

$ 11. Auf Verlangen des Magiſtrats hat die Aktien-Geſellſchaft der 
Stadtgemeinde oder andern von dieſer zu beſtimmenden Bahnunternehmern 
auf den in § 1 angegebenen Strecken die Mitbenutzung ihrer Geleiſe oder 
einer Schiene derſelben zu geſtatten. 

Die Wahl der Betriebskraft (Dampf, Pferde, Elektrizität 2c.) ſteht dem 
die Mitbenutzung beanſpruchenden Bahnunternehmer frei. 

Wird eine Betriebskraft gewählt, welche — wie z. B. Elektrizität — die 
Herſtellung gewiſſer Einrichtungen und Anlagen auf oder unter der Erde 
behufs Fortbewegung der Fahrzeuge erfordert, ſo muß die Aktien-Geſellſchaft 
die Ausführung derſelben, auch an den Bahngeleiſen, ſowie die Unterhaltung 
und Erneuerung dieſer Einrichtungen und Anlagen auf Koſten des betreffen- 
den Bahnunternehmers geſtatten. 

Für die Mitbenutzung ihrer Geleiſe ift die Aktien-Geſellſchaft berechtigt, 
von dem betreffenden Bahnunternehmer eine Entſchädigung zu fordern zur 
anteiligen Deckung der Koſten der Herſtellung, Abnutzung und Erneuerung 
der Schienen auf der gemeinſam benutzten Strecke. In der Regel ſoll hierbei 
die Zahl der von jeder Bahn über die gemeinſame Strecke geführten Achſen 
für die Auseinanderrechnung der gemeinſchaftlich zu deckenden Koſten uſw. 
maßgebend ſein. 
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Die Aktien⸗Geſellſchaft ift ferner verpflichtet, die Mitbenutzung ihrer 
Geleiſe oder einer Schiene derſelben auf den in $ 1 angegebenen Strecken für 
öffentliche und insbeſondere für Gemeindezwecke (unter Ausſchluß des öffent⸗ 
lichen Perſonentransportes) zu geſtatten, wie z. B. zum Transport und zur 
Verladung von Baumaterialien, Straßendünger, Kehricht uſw. ſowie zum 
Transport von Leichen und Leichengefolgen. Soweit es ſich hierbei um 
Straßendünger und Kehricht handelt, iſt eine Entſchädigung für die Mit⸗ 
benutzung der Geleiſe nicht zu zahlen. Im übrigen iſt die hierfür zu 
gewährende Entſchädigung nach den in Abſatz 4 aufgeſtellten Grundſätzen zu 
berechnen, ſofern nicht für einzelne Arten von Transporten feſte Sätze ver⸗ 
einbart werden. 

Durch die in Abſatz 1 und 2 ausbedungene Mitbenutzung darf der 
fahrplanmäßige Betrieb der Kleinbahn nicht beeinträchtigt werden. Die nach 
8 8 an die Stadtgemeinde zu zahlenden laufenden Entſchädigungen werden 
durch die ausbedungene Mitbenutzung nicht berührt. 

Entſteht aus Anlaß der in Abſatz 1 bis 6 getroffenen Beſtimmungen 
zwiſchen der Aktien-Geſellſchaft und einem anderen Bahnunternehmer Streit, 
insbeſondere über die Art und den Umfang der Mitbenutzung und die dafür 
an die Aktien-Geſellſchaft zu leiſtende Entſchädigung, ſo iſt die Entſcheidung 
des Magiſtrats anzurufen. Dieſe Entſcheidung iſt endgültig, falls es ſich nicht 
um die Höhe der an die Aktien-Geſellſchaft zu leiſtenden Entſchädigung 
handelt; in dieſem Falle wird die Entſcheidung endgültig, ſofern nicht binnen 
ſechs Wochen nach Zuſtellung derſelben Klage bei Gericht erhoben wird. 

Iſt die Stadtgemeinde ſelbſt als Bahnunternehmerin beteiligt, jo ent- 
ſcheidet an Stelle des Magiſtrats das in § 26 dieſes Vertrages vorgeſehene 
Schiedsgericht. 

Die Mitbenutzung der Bahn wird durch einen Streit über die Höhe der 
Entſchädigung in keinem Falle aufgehalten. 


§ 12. Die Aktien⸗Geſellſchaft ijt verpflichtet, die geſamte Anlage nebſt 
allen Zubehörungen innerhalb des Stadtgebiets ſtets in gutem Zuſtande zu 
erhalten und allen hierauf bezüglichen Anordnungen des Magiſtrats ſofort 
Folge zu geben. Sollte ſich z. B. die gewählte Stoßverbindung der Schienen 
als nicht genügend widerſtandsfähig erweiſen, ſo iſt dieſe durch eine kräftigere 
Konſtruktion zu verſtärken. 

Sobald eine Erneuerung von Geleisſtrecken notwendig wird, iſt die 
Aktien-Geſellſchaft verpflichtet, auf ihre Koſten ſtatt des bisher zur Ver— 
wendung gekommenen Schienenſyſtems hierbei ein anderes, vom Magiſtrat 
zu beſtimmendes Schienenſyſtem zu verwenden, falls der Magiſtrat dies 
auf Grund gemachter Erfahrungen für wünſchenswert hält. Bei Aus⸗ 
wechſelung nur einzelner Schienen braucht eine Anderung des Schienen- 
ſyſtems nicht einzutreten. 


$ 13. Die Aktien-Geſellſchaft hat das Pflaſter des Bahnkörpers, d. h. 
des die Geleiſe enthaltenden Fahrdammſtreifens, in der Breite von 5 m auf 
ihre Koſten in gutem Stande zu erhalten, iſt auch verpflichtet, das geſamte 
Pflaſter des Bahnkörpers oder einzelne Teile desſelben auf ihre Koſten zu 
erneuern und zwar unter Verwendung von Material von gleicher Güte, ſobald 
dies nach dem Gutachten der ſtädtiſchen Bauverwaltung erforderlich iſt. Der 
Magiſtrat ift berechtigt, die danach der Aktien-Geſellſchaft obliegenden Arbeiten 
ſelbſt für Rechnung derſelben ausführen zu laſſen oder ihre Ausführung ganz 
oder zum Teil der Aktien-Geſellſchaft zu überlaſſen. 
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Der Aktien-Geſellſchaft liegt auch die Reinigung des Bahnkörpers in 
5 m Breite nach Maßgabe der hierfür beſtehenden oder noch zu erlaſſenden 
polizeilichen Vorſchriften ſowie die Abfuhr des Schmutzes, Schnees und Eiſes 
von dem Bahnkörper in derſelben Breite ob. Falls dieſen Verpflichtungen 
nicht pünktlich und ordnungsgemäß nachgekommen wird, iſt der Magiſtrat 
berechtigt, die Reinigung bezw. Abfuhr ohne weiteres für Rechnung der Aktien⸗ 
Geſellſchaft ausführen zu laſſen. 

Bei Inbetriebſetzung einer Straßenbahn gemäß § 11 Abſatz 1 gehen die 
vorſtehenden Verpflichtungen zur Unterhaltung, Reinigung und Abfuhr auf 
die beteiligten Bahnunternehmer anteilig über. 

§ 14. Zu Aufbrüchen der Straßenbefeſtigung ift ſtets die Genehmigung 
des Magiſtrats vorher einzuholen. Nur ausnahmsweiſe iſt ohne vorher 
erteilte Genehmigung des Magiſtrats der Aufbruch ſtatthaft, wenn es ſich um 
Beſeitigung einer Betriebsſtörung handelt, welche behufs Aufrechthaltung 
des regelmäßigen Betriebes ohne Aufſchub erfolgen muß. Von einem ſolchen 
Aufbruch iſt dem Magiſtrat ſofort ſchriftlich Anzeige zu machen. Hinſichtlich 
der Wiederherſtellung der Straße ift § 13 Abſatz 1 maßgebend. 

Alle Nachbeſſerungen an Geleiſen und dergleichen ſind möglichſt bei 
Gelegenheit größerer Pflaſterausbeſſerungen vorzunehmen, welche ſeitens 
der ſtädtiſchen Bauverwaltung veranlaßt werden. Die Aktien-Geſellſchaft hat 
ſich daher dieſerhalb mit der ſtädtiſchen Bauverwaltung rechtzeitig in Ver⸗ 
bindung zu ſetzen. 

$ 15. Ordnet der Magiſtrat die Um- oder Neupflaſterung des ganzen 
Straßenzuges von Bahnhof Roſenthal bis Bahnhof Roßplatz oder einzelner 
Abſchnitte desſelben an, ſo hat die Aktien-Geſellſchaft die hierdurch notwendig 
werdende Beſeitigung und vorſchriftsmäßige Wiederherſtellung ihrer Bahn⸗ 
geleiſe auf ihre Koſten rechtzeitig zu veranlaſſen, auch die Koſten der Um- 
bezw. Neupflaſterung für die Breite des Bahnkörpers von 5 m bezw. bei 
gleichzeitigem Beſtehen mehrerer Straßenbahnen anteilig zu tragen. 

Wird die vorübergehende Beſeitigung der Bahngeleiſe durch die Aus⸗ 
führung von Arbeiten an Gas-, Waſſer⸗, Kanal- oder ſonſtigen unterirdiſchen 
Leitungen bedingt, ſo iſt dieſe Beſeitigung und demnächſt die vorſchriftsmäßige 
Wiederherſtellung der Geleiſe von der Aktien-Geſellſchaft auf ihre Koſten 
rechtzeitig zu veranlaſſen. 

Wird durch die Einbettung irgend welcher ſtädtiſchen Leitungen oder 
durch Veränderungen in der Richtung oder Höhenlage des Straßenzuges die 
Verſchiebung oder Umlegung der Bahngeleiſe erforderlich, ſo muß die Aktien⸗ 
Geſellſchaft dieſe Verſchiebung oder Umlegung auf Aufforderung auf ihre 
Koſten vornehmen. 

In allen vorſtehenden Fällen muß die Aktien-Geſellſchaft auf ihre 
Koſten proviſoriſche Einrichtungen durch Legung von Notgeleiſen und der⸗ 
gleichen treffen, welche es ermöglichen, daß der Bahnbetrieb während der 
Dauer der Arbeiten ungeſtört aufrecht erhalten wird. 


16. Die Aktien-⸗Geſellſchaft ift verpflichtet, den Anforderungen des 
Magiſtrats hinſichtlich der Einrichtung und Unterhaltung eines Vorort⸗ 
verkehrs (cfr. § 8 Nr. 4b. bb) bis nach Hünern hin und der hierbei zu erheben- 
den Fahrpreiſe ſofort zu entſprechen, ſofern die Berechtigung der Forderungen 
des Magiſtrats durch die Aktien-Geſellſchaft anerkannt oder im Streitfalle 
durch das einzuſetzende Schiedsgericht (§ 26) feſtgeſtellt wird. 
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$ 17. Dem Magiſtrat und deſſen ſchriftlich legitimierten Vertretern 
ſteht das Recht zu, von den das geſamte Kleinbahnunternehmen betreffenden 
Büchern, Regiſtern und Schriftſtücken der Aktien-Geſellſchaft jederzeit Ein⸗ 
ſicht zu nehmen. Die Geſchäftsberichte und Bilanzen der Aktien-Geſellſchaft 
ſind dem Magiſtrat regelmäßig in der von ihm erforderten Zahl von 
Exemplaren zuzuſtellen. 

Die Aktien-Geſellſchaft muß in Breslau ſtändig einen hier wohnhaften 
gehörig legitimierten Vertreter haben. 


$ 18. Die Aktien⸗Geſellſchaft kann keinerlei Schadenerſatzanſprüche 
gegen die Stadtgemeinde erheben wegen der Nachteile, welche durch den 
Verkehr den Bahnanlagen zugefügt werden, oder wegen der Betriebsſtörungen, 
welche der Zuſtand, die Herſtellung und Inſtandhaltung der von der Bahn 
durchzogenen Straßen einſchließlich der Brücke, jowie der Gas-, Waſſer⸗, 
Kanal-, elektriſche und ſonſtigen ober- und unterirdiſchen Leitungen, und 
zwar der ſtädtiſchen und ſtaatlichen Leitungen, oder etwaige polizeiliche Maß⸗ 
regeln verurſachen. Ausgeſchloſſen ſind auch alle Anſprüche, welche gegen 
Stadtgemeinden auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850, betreffend die 
Verpflichtung der Gemeinden zum Erſatz des bei öffentlichen Aufläufen ver⸗ 
urſachten Schadens (G.-S. S. 199), geltend gemacht werden können. 

Schadenerſatzanſprüche gegen die Stadtgemeinde ſind auch dann unzu⸗ 
läſſig, wenn der Bahnbetrieb aus Veranlaſſung von Feſtlichkeiten, Aufzügen, 
Feuersbrünſten oder andern Urſachen, welche außergewöhnliche Anhäufungen 
von Menſchen hervorzurufen pflegen, zeitweilig eingeſtellt werden muß. 


$ 19. Die Aktien-Geſellſchaft ift verpflichtet, die Stadtgemeinde wegen 
aller Schadenerſatzanſprüche zu vertreten, welche aus dem Abſchluß des gegen- 
wärtigen Vertrages ſowie aus dem Bau und Betrieb der Kleinbahnanlage 
ſelbſt gegen die Stadtgemeinde von Dritten hergeleitet werden ſollten, und 
alle der Stadtgemeinde hieraus entſtehenden Schäden und Koſten zu erſetzen. 


$ 20. Für die vollſtändige und pünktliche Erfüllung aller aus dieſem 
Vertrage ſich ergebenden Verpflichtungen hat die Aktien-Geſellſchaft ſofort 
nach Abſchluß des Vertrages eine Kaution von 5000 Mark, geſchrieben: fünf⸗ 
tauſend Mark in pupillariſch ſicheren Wertpapieren nebſt laufenden Coupons 
und Talons bei der Stadt⸗Haupt⸗Kaſſe zu hinterlegen. Erſt nach Beſtellung 
dieſer Kaution erfolgt die Übergabe des für die Bahnhofsanlage beſtimmten 
Terrains an die Aktien-Geſellſchaft. 

Binnen ſechs Monaten nach Vollziehung dieſes Vertrages ſind die aus 
demſelben ſich ergebenden Verpflichtungen der Aktien-Geſellſchaft der Stadt- 
gemeinde Breslau gegenüber in das für die Kleinbahn gemäß Geſetz vom 
19. Auguſt 1895 betreffend das Pfandrecht an Privateiſenbahnen uſw. (G.-S. 
S. 499) anzulegende Bahngrundbuch in Abteilung II mit dem Vorrecht vor 
allen Hypotheken und Grundſchulden einzutragen. 


$ 21. Kommt die Aktien-Geſellſchaft einer Aufforderung des 
Magiſtrats zur Ausführung von vertragsmäßigen Arbeiten oder Leiſtungen, 
welche auch durch Dritte ausgeführt werden können, nicht binnen der im 
Einzelfalle ihr geſetzten Friſt nach, ſo iſt der Magiſtrat berechtigt, dieſe 
Arbeiten oder Leiſtungen ſofozt für Rechnung der Aktien-Geſellſchaft aus⸗ 
führen zu laſſen, die entſtehenden Koſten aus der hinterlegten Kaution zu 
entnehmen und zu dieſem Zweck einen entſprechenden Teil derſelben ohne 
weiteres zu veräußern. 
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Diejenigen Beträge, welche von der Kaution entnommen werden, hat 
die Aktien⸗Geſellſchaft binnen einer Woche nach erfolgter Aufforderung wieder 
zu ergänzen. À ; 

§ 22. Soweit der gegenwärtige Vertrag den Anſchluß der Kleinbahn 
an den Schiffahrtskanal und die Hergabe ſtädtiſchen Terrains für die 
Anſchluß⸗ und Ladegeleiſe und etwaige an der Ladeſtelle errichtete Baulich- 
keiten betrifft, wird derſelbe als Mietvertrag unkündbar auf die Dauer von 
fünf Jahren, von der Inbetriebnahme der Kleinbahn ab gerechnet, ab- 
geſchloſſen. Nach Ablauf dieſer Friſt kann die Stadt die Anſchluß- und Lade- 
geleiſe ſowie die ſonſt mit ihrer Genehmigung errichteten Baulichkeiten für 
denjenigen Preis eigentümlich übernehmen, welcher alsdann nach ſachver⸗ 
ſtändiger Schätzung dem zeitigen Bauwert entſpricht, ſo daß alſo die Gebäude, 
Betriebseinrichtungen, Geleiſe uſw. nach ihrer augenblicklichen Beſchaffen⸗ 
heit im einzelnen, ohne Rückſicht auf die Ergebniſſe des Bahnunternehmens 
als ſolchen und ohne Rückſicht auf den Gebrauchs- oder Nutzungswert, den 
ſie für dieſes Bahnunternehmen haben, zu ſchätzen ſind. Erklärt die Stadt 
nicht ſpäteſtens ein Jahr vor Ablauf der fünfjährigen Friſt, daß ſie von 
dieſem Rechte Gebrauch machen wolle, ſo gilt der Vertrag über dieſe Anſchluß— 
Anlage auf weitere fünf Jahre verlängert mit demſelben Recht der Stadt auf 
Übernahme bei Ablauf der neuen Friſt, und ſo fort bis zum Ablauf von 
dreißig Jahren. 

Nach Ablauf von dreißig Jahren hat die Aktien-Geſellſchaft den 
gemieteten Platz unentgeltlich an die Stadt zurückzugeben, iſt aber berechtigt, 
vorher ihre Baulichkeiten, Geleiſe uſw. zu entfernen. 

Die Stadt leiſtet keine Gewähr dafür, daß ſeitens der Staatsbehörde 
die Benutzung des vermieteten Platzes zu dem beabſichtigten Zwecke 
geſtattet wird. 

$ 23. Soweit der gegenwärtige Vertrag die Überlaſſung des Terrains 
zur Bahnhofsanlage und die Benutzung der öffentlichen Straßen einſchließlich 
der Gröſchelbrücke für den Betrieb der Kleinbahn betrifft, wird derſelbe als 
Mietvertrag unkündbar auf die Dauer von dreißig Jahren, von der Inbetrieb- 
nahme der Kleinbahn ab gerechnet, abgeſchloſſen. 

Der Stadtgemeinde ſteht das Recht zu, darüber Entſcheidung zu treffen, 
ob die derzeitigen Verhältniſſe, insbeſondere wie ſie durch die fortſchreitende 
Entwickelung und Erweiterung der Stadt mittlerweile geſchaffen ſein werden, 
das Beſtehenbleiben der Bahnhofsanlage auf dem Roßplatz nach Ablauf 
dieſes Vertrages noch ferner geſtatten oder ob eine Verlegung der Bahnhofs- 
anlage nach einem andern, auch weiter außerhalb belegenen Punkt, erforderlich 
iſt. Tritt eine Anderung in der Lage des Bahnhofs nicht ein, ſo ſollen die 
Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrages im Prinzip auch für jeden neu 
abzuſchließenden Mietvertrag Geltung behalten. Jedoch hat die Aktien⸗ 
Geſellſchaft keinen Anſpruch darauf, daß während der Dauer ihrer Konzeſſion 
die baren Leiſtungen und ſonſtigen Verpflichtungen, welche der gegenwärtige 
Vertrag ihr auferlegt, herabgeſetzt werden. Vielmehr ſollen dieſe auch für den 
künftig abzuſchließenden Mietvertrag das Mindeſtmaß deſſen bilden, was die 
Aktien-Geſellſchaft zu leiſten verpflichtet ift, und die Stadtgemeinde hat das 
Recht, ſowohl die baren Leiſtungen der Aktien-Geſellſchaft zu erhöhen, als 
auch in deren ſonſtigen Verpflichtungen Anderungen eintreten zu laſſen, ſoweit 
die finanzielle Lage des Kleinbahnunternehmens die Erhöhung der baren 
Leiſtungen rechtfertigt oder die anderweite Normierung von Verpflichtungen 
der Aktien-Geſellſchaft durch die Lage der Verhältniſſe geboten erſcheint. 
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Fordert die Stadtgemeinde bei Ablauf dieſes Vertrages oder ſpäter 
die Verlegung der Bahnhofsanlage, ſo ſind die auf Grund des gegenwärtigen 
Vertrages auf dem Roßplatz zu ſchaffenden Anlagen und Baulichkeiten ſofort 
zu beſeitigen, widrigenfalls der Stadtgemeinde das Recht zuſteht, dieſe Be⸗ 
ſeitigung und Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes auf Koſten der Aktien⸗ 
Geſellſchaft ſelbſt auszuführen. Dasſelbe gilt von der Beſeitigung der Geleiſe 
in den öffentlichen Straßenzügen einſchließlich der Gröſchelbrücke, inſoweit 
dieſe infolge der Verlegung des Bahnhofs dem Betriebe der Kleinbahn nicht 
mehr dienen. Wird der neue Bahnhof wieder auf ſtädtiſchem Terrain an⸗ 
gelegt, ſo ſollen für den hierüber abzuſchließenden neuen Mietvertrag ebenfalls 
die Beſtimmungen des Abſ. 2 gelten. 


$ 24. Der Magiſtrat ift befugt, die Berechtigungen der Aktien-Geſell⸗ 
ſchaft aus dieſem Vertrage für erloſchen zu erklären, falls 

a. die Inbetriebnahme der Kleinbahn nicht binnen der in der Ge- 
nehmigungsurkunde vom 25. Juni 1897 beſtimmten zweijährigen 
Friſt erfolgt, 

b. die Aktien-⸗Geſellſchaft die Kaution nicht gemäß § 20 Abſatz 1 beſtellt, 

c. die Ergänzung der Kaution oder die Zahlung der in § 8 feſtgeſetzten 
fälligen Entſchädigungen trotz dreimaliger mit je einer Woche Zwiſchen⸗ 
zeit ſeitens des Magiſtrats erlaſſener Aufforderung nicht erfolgt, 

d. ſonſtige vertragsmäßige Verpflichtungen trotz dreimaliger, mit je einer 
Woche Zwiſchenzeit erlaſſener Aufforderung von der Aktien-Geſellſchaft 
nicht erfüllt werden und dieſe nicht nachweiſt, daß außergewöhnliche 
Witterungsverhältniſſe, unabwendbarer Zufall, unverſchuldete Streike 
oder höhere Gewalt dies verſchulden. 

In den Fällen zu a, c und d ift die Aktien-Geſellſchaft gleichzeitig zur 
Erlegung einer Konventionalſtrafe an die Stadtgemeinde in Höhe der von ihr 
hinterlegten Kaution verpflichtet, ohne daß es des Nachweiſes eines der Stadt- 
gemeinde entſtandenen Schadens bedarf. Die Stadtgemeinde iſt berechtigt, 
ſich behufs Befriedigung ihres Anſpruches auf die Konventionalſtrafe ohne 
weiteres an die hinterlegte Kaution zu halten und dieſe einzuziehen. 

Beim Erlöſchen der der Aktien-Geſellſchaft erteilten Berechtigungen hat 
dieſelbe die Bahnanlage, ſoweit ſie innerhalb des in § 1 bezeichneten Gebietes 
beſteht, zu beſeitigen und die Straßen ꝛc. auf ihre Koſten den Anforderungen 
der ſtädtiſchen Bauverwaltung entſprechend inſtand zu ſetzen. Hinſichtlich der 
Ausführung der Arbeiten gilt $ 6 Abſatz 2. 

$ 25. Erfolgt über den Inhalt der nach § 23 Abſatz 2 und 3 abzu⸗ 
ſchließenden neuen Mietverträge keine Einigung zwiſchen der Stadtgemeinde 
und der Aktien-Geſellſchaft, ſo ſollen die ſtreitig bleibenden Punkte durch eine 
Kommiſſion von ſechs unbeteiligten Sachverſtändigen feſtgeſtellt werden, die 
jedoch an die Beſtimmungen des $ 23 bei ihrer Entſcheidung gebunden find. 
Durch eine gleich zuſammengeſetzte Kommiſſion ſoll auch die Abſchätzung 
gemäß § 22 erfolgen. Der Magiſtrat und die Aktien-Geſellſchaft wählen je 
die Hälfte der Sachverſtändigen. Wenn die Aktien-Geſellſchaft binnen zwei 
Wochen nach ſchriftlicher Aufforderung die ihrerſeits gewählten Sachver⸗ 
ſtändigen nicht dem Magiſtrat benannt hat, ijt dieſer berechtigt, ſämtliche ſechs 
Sachverſtändige zu wählen. Bei Stimmengleichheit der Sachverſtändigen 
iſt ein Obmann zuzuziehen, deſſen Ernennung auf Antrag des Magiſtrats 
durch den Königlichen Eiſenbahn⸗Direktions⸗Präſidenten hierſelbſt erfolgt. 
Lehnt dieſer die Ernennung ab oder iſt er behindert, ſo iſt der Königliche 
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Regierungs-Präſident und bei deffen Behinderung oder Ablehnung der Vor- 
ſitzende der hieſigen Handelskammer durch den Magiſtrat um die Ernennung 
zu erſuchen. Lehnt auch dieſer die Ernennung ab, oder iſt er ebenfalls 
behindert, oder iſt die Ernennung des Obmannes aus andern Gründen un⸗ 
tunlich, ſo wählen die ſechs Sachverſtändigen einen ſiebenten unbeteiligten 
Sachverſtändigen als Obmann. Gewählt iſt derjenige, welcher die meiſten 
Stimmen und zugleich die abſolute Mehrheit erhalten hat. Iſt dieſe nicht 
erreicht, ſo findet engere Wahl zwiſchen denjenigen Beiden ſtatt, welche die 
meiſten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das 
Los. Nach Wahl des Obmannes entſcheidet die Mehrheit der ſieben Sah- 
verſtändigen endgültig. 

§ 26. Alle aus dieſem Vertrage entſpringenden Streitigkeiten zwiſchen 
der Stadtgemeinde und der Aktien-Geſellſchaft werden unter Ausſchluß des 
Rechtsweges durch ein aus unbeteiligten Perſonen beſtehendes Schiedsgericht 
endgültig entſchieden. Von den Schiedsrichtern wählen der Magiſtrat und die 
Aktien-Geſellſchaft je die Hälfte. Das Schiedsgericht wird ſtets nur für den 
einzelnen Streitfall zuſammengeſetzt und aus vier Perſonen gebildet, ſofern 
die Vertragſchließenden ſich nicht im einzelnen Fall darüber einigen, daß nur 
zwei Schiedsrichter fungieren ſollen. Wenn der Gegner des das Schieds— 
gericht anrufenden Teils nicht dieſem binnen zwei Wochen nach ſchriftlicher 
Aufforderung die von ihm gewählten Schiedsrichter benannt hat, iſt der das 
Schiedsgericht anrufende Teil berechtigt, ſämtliche Schiedsrichter zu wählen. 
Einigen die Schiedsrichter ſich nicht über die zu treffende Entſcheidung, ſo iſt 
ein Obmann zuzuziehen. 

Die Ernennung desſelben hat der das Schiedsgericht anrufende Teil un- 
verzüglich zu beantragen gemäß den hierüber in § 25 getroffenen Be— 
ſtimmungen. Wird die Stellung des Antrages über eine Woche verzögert, ſo 
gilt dies als Verzicht auf die Entſcheidung des Schiedsgerichts. 

Wird der Antrag auf Ernennung des Obmannes abgelehnt oder iſt die 
Ernennung des Obmannes aus andern Gründen untunlich, ſo erfolgt die 
Wahl des Obmannes durch die Schiedsrichter nach Maßgabe der Be— 
ſtimmungen des $ 25. Nach Wahl des Obmannes entſcheidet die Mehrheit 
der Stimmen. 

$ 27. Stempel und Koſten dieſes in zwei Exemplaren auszufertigen- 
den Vertrages trägt die Aktien-Geſellſchaft. 

VII. 4583.98 


9. Vertrag zwiſchen der Breslau — Trebnitz —Pprausnitzer Kleinbahn- 
Aktiengefellfchaft, der Breslauer Straßeneiſenbahngeſellſchaft und der 
Stadtgemeinde Breslau über die Mitbenutzung der Kleinbahngleife 


vom 14. Juli 11. 29. Auguft 1910. 


Zwiſchen der Breslau — Trebnitz —Prausnitzer Kleinbahn-⸗Aktiengeſell⸗ 
ſchaft zu Berlin, der Breslauer Straßen⸗Eiſenbahngeſellſchaft zu Breslau, vor- 
behaltlich der Genehmigung der Aufſichtsräte dieſer Bahnen, und der Stadt- 
gemeinde Breslau, vertreten durch den Magiſtrat, vorbehaltlich der Ge— 
nehmigung der Stadtverordneten-Verſammlung, wird über die Mitbenutzung 
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der Gleiſe der Kleinbahn Breslau — Trebnitz —Prausnitz auf der Strecke Roß⸗ 
platz bis Nordende Gröſchelbrücke durch die von der Breslauer Straßen-Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft und der Stadtgemeinde Breslau betriebenen elektriſchen 
Bahnen folgender Vertrag, in dem die Breslau — Trebnitz —Prausnitzer 
Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaft kurzweg mit „Kleinbahn“ bezeichnet wird, 
geſchloſſen. 

§ 1. 1. Nach $ 11 Abſatz 1 des zwiſchen der Breslau Trebnitz 
Prausnitzer Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaft und der Stadtgemeinde Breslau 
unter dem 1. Juli 17. Auguſt 1898 abgeſchloſſenen Vertrages hat die Klein⸗ 
bahn der Stadtgemeinde Breslau oder anderen von dieſer zu beſtimmenden 
Unternehmern die Mitbenutzung ihrer Gleiſe oder einer Schiene auf der 
Strecke Roßplatz— Gröſchelbrücke zu geſtatten. 

2. Die Kleinbahn iſt dagegen berechtigt 

a. die ihr nach § 3 des o. a. Vertrages entſtandenen Pflaſterkoſten 
von den Unternehmern, welche die Gleiſe der Kleinbahn mit⸗ 
benutzten, ſich anteilig erſtatten zu laſſen, 

b. für die Mitbenutzung ihrer Gleiſe von den Straßenbahnunter⸗ 
nehmern eine Entſchädigung zu fordern, zur anteiligen Deckung 
der Koſten der Herſtellung, Abnutzung und Erneuerung der 
Schienen auf der gemeinſam benutzten Strecke. 

3. In der Regel ſoll hierbei die Zahl der von jeder Bahn über die 
gemeinſame Strecke geführten Achſen für die Auseinanderrechnung der gemein- 
ſchaftlich zu deckenden Koſten uſw. maßgebend ſein. 

4. Durch Vertrag vom 27. Juni 5. Juli 1899 ift der Breslauer 
Straßen-Eiſenbahngeſellſchaft von der Stadtgemeinde Breslau die Ge- 
nehmigung zum Bau und Betrieb einer elektriſchen Bahn nach den Kirchhöfen 
auf den Polinkeäckern erteilt worden. Die Inbetriebſetzung der Straßenbahn 
auf der Strecke vom Roßplatz nach den Kirchhöfen auf den Polinkeäckern er- 
folgte am 14. Februar 1903; von dieſem Tage ab benutzt die Breslauer 
Straßen-Eiſenbahngeſellſchaft die Gemeinſchaftsſtrecke. Am 9. Auguſt 1904 
iſt die Stadtgemeinde Breslau als dritte Beteiligte in die Mitbenutzung der 
Gemeinſchaftsſtrecke eingetreten. Der im Vertrag gebrauchte Ausdruck Be- 
teiligte Verwaltungen“ bezieht ſich demnach auf die Kleinbahn, die Breslauer 
Straßen⸗Eiſenbahngeſellſchaft und die ſtädtiſche Straßenbahn Breslau. 


§ 2. 1. Der von den beteiligten Verwaltungen in Anſpruch genommene 
gemeinſchaftliche Schienenweg hat von der Kreuzung in Station 0,1 und 65 
bis zur Kreuzung in Station 1,1 und 25 eine Länge von 960,10 m. Da je 
eine Schiene der beiden Gleiſe gemeinſchaftlich benutzt wird, beträgt die 
gemeinſchaftlich benutzte Schienenlänge 2 - 960,10 = 1920,20 m. Die Klein⸗ 
bahn bleibt Eigentümerin des gemeinſchaftlichen Schienenweges. Die be- 
teiligten Verwaltungen verpflichten ſich, die durch die Anlage des gemeinſchaft⸗ 
lichen Schienenweges entſtandenen Koſten der Kleinbahn anteilig zu verzinſen. 

2. Nach der dieſem Vertrage beigefügten Anlage!) betragen die von der 
Kleinbahn aufgewendeten Anlagekoſten für die gemeinſchaftlich befahrenen 
Schienen einſchließlich der in § 1 unter 2a erwähnten Pflaſterkoſten 
50 255,43 Mark, in Buchſtaben: Fünfzigtauſendzweihundertfünfundfünfzig 
Mark 43 Pfennige. 


*) Hier nicht abgedruckt. 
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3. Von dieſem Betrage haben die Beteiligten eine jährliche Verzinſung 
von 5 % gemeinſchaftlich aufzubringen in der Weiſe, daß jede der die Gemein- 
ſchaftsſtrecke benutzenden Straßenbahnen den nach dem Verhältnis der von ihr 
über die Gemeinſchaftsſtrecke geführten Achſen auf fie entfallenden Zinſen⸗ 
anteil an die Kleinbahn zu erſtatten verpflichtet iſt. 

4. Die Abrechnung erfolgt vierteljährlich durch die Kleinbahn. Die be⸗ 
teiligten Verwaltungen haben ihr zu dieſem Zweck vierteljährlich ſpäteſtens 
bis zum 15. des erſten Vierteljahrsmonats die Zahl der im abgelaufenen 
Vierteljahr auf der Gemeinſchaftsſtrecke gelaufenen Achſen anzugeben. 


§ 3. 1. Die Unterhaltung und Erneuerung des gemeinſchaftlichen 
Schienenweges erfolgt durch die Kleinbahn, welche hierfür jährlich 4% von 
dem nach Stelle 1—3 der Anlage 16 707,65 Mark, in Worten: Sechzehn⸗ 
tauſendſiebenhundertſieben Mark 65 Pfennige, betragenden Anlagekoſten der 
Gleisanlage den beteiligten Straßenbahnen nach dem Verhältnis der Geſamt⸗ 
zahl zu der Zahl der von jeder Bahn über die Gemeinſchaftsſtrecke geführten 
Achſen in Rechnung ſtellt. 

2. Wird gemäß § 12,2 des Vertrages vom 1. Juli 17. Auguft 1898 
vom Magiſtrat bei Erneuerung einer Gleisſtrecke die Anderung des Schienen— 
ſyſtems gefordert, dann treten die den Betrag von 16 707,65 Mark überjteigen- 
den Koſten der Erneuerung dieſem Betrage hinzu und die Entſchädigungen 
nach §S 2 und § 3 Abſatz 1 dieſes Vertrages find von dem der Erneuerung 
folgenden Vierteljahre ab von den neu feſtgeſtellten Beträgen zu berechnen. 

3. Die Breslauer Straßen-Eiſenbahngeſellſchaft unterhält und erneuert 

die von ihr eingebauten inneren Schienen des Normalſpurgleiſes auf ihre 
Koſten, ebenſo die Kleinbahn, die von ihr allein benutzten inneren Schmalſpur⸗ 
ſchienen, jowie die Weichen- und Kreuzungsanlagen, welche nach dem Kanal- 
gleis an der Gröſchelbrücke führen. 
' 4. Die Unterhaltung und Erneuerung der übrigen Weichen- und 
Kreuzungsanlagen am Roßplatze und am Nordende der Gröſchelbrücke beſorgt 
die Kleinbahn auf Koſten der Beteiligten. Dieſe kann im Einverſtändnis der 
Beteiligten die Ausführung der Unterhaltungsarbeiten der Breslauer 
Straßen-Eiſenbahngeſellſchaft übertragen, welche der Kleinbahn die Selbſt— 
koſten in Rechnung ſtellt. Die Kleinbahn ſetzt die ihr durch die Unterhaltung 
und Erneuerung dieſer Weichen und Kreuzungen wirklich entſtandenen Koſten 
mit den übrigen Aufwendungen für die Gemeinſchaftsſtrecke in die den Be— 
teiligten vierteljährlich zu gebende Abrechnung ein. 

5. Zur beſſeren Veranſchaulichung der Unterhaltungspflicht iſt dieſem 
Vertrage eine ohne Maßſtab gezeichnete bildliche Darſtellung beigegeben. 

§ 4. 1. Die Kleinbahn hat das Pflaſter des Bahnkörpers, d. h. des die 
Gleiſe enthaltenden Fahrdammſtreifens in Breite von 5 m auf ihre Koſten 
in gutem Zuſtande zu erhalten, ſowie das geſamte Pflaſter des Bahnkörpers 
oder einzelner Teile desſelben auf ihre Koſten zu erneuern und zwar unter 
Verwendung von Material gleicher Güte, ſobald dies nach dem Gutachten der 
ſtädtiſchen Bauverwaltung erforderlich iſt. 

2. Ferner iſt der Kleinbahn die Reinigung des Bahnkörpers in 5 m 
Breite nach Maßgabe der hierfür beſtehenden oder noch zu erlaſſenden polizei- 
lichen Vorſchriften, ſowie die Abfuhr des Schmutzes, Schnees und Eiſes von 
dem Bahnkörper in derſelben Breite vertraglich auferlegt worden. Die 
Reinigung des Bahnkörpers von Schmutz, Schnee und Eis, ebenſo die 
Reinigung ſämtlicher Rillenſchienen der Gemeinſchaftsſtrecke erfolgt durch 
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die Kleinbahn. Zur Abfuhr des Kehrichts uſw. hat die ſtädtiſche Marſtall⸗ 
verwaltung der Kleinbahn an Stelle des Bahnkörpers die Fläche der Oswitzer 
Straße vom Scheibenweg bis zur Kletſchkauſtraße zugeteilt. 

3. Die aus dieſen Verpflichtungen der Kleinbahn entſtehenden Koſten 
werden im Verhältnis der Anzahl der von jeder Bahn über die gemeinſame 
Strecke geführten Achſen auf die Beteiligten vierteljährlich verteilt. 

4. Erſatzanſprüche an die Kleinbahn für Störungen infolge nicht⸗ 
gereinigter Rillenſchienen oder nichtgereinigten Bahnkörpers ſtehen den 
beteiligten Straßenbahnen nicht zu. Es bleibt den Straßenbahnen überlaſſen, 
bei Schneefall Salzſtreuwagen über die Gemeinſchaftsſtrecke zu führen, da 
die Kleinbahn für normalſpurige Gleiſe Fahrzeuge nicht beſitzt. 

$ 5. 1. Die Bedienung und Reinigung der ſpitzbefahrenen Weichen 
am Nordende der Gröſchelbrücke und am Roßplatz erfolgt durch Bedienſtete 
der Kleinbahn; die Koſten hierfür werden wie die übrigen gemeinſchaftlichen 
Laſten den Beteiligten von der Kleinbahn vierteljährlich in Rechnung geſtellt. 

2. Die Bedienung der gemeinſchaftlich befahrenen Weichen erfolgt nach 
einer von der Aufſichtsbehörde erlaſſenen beſonderen Dienſtanweiſung. 

3. Die Straßenbahnen haben der Kleinbahn die zur Überwachung der 
Betriebsſicherheit erforderlichen Fahrpläne unentgeltlich zur Verfügung 
zu ſtellen. 

§ 6. 1. Jede Partei hat das Recht, die Richtigkeit der vierteljährlichen 
Abrechnungen durch Einſicht der Geſchäftsbücher der Kleinbahn zu prüfen. 
Die Zahlung der in Rechnung geſtellten Beträge hat innerhalb 14 Tagen zu 
erfolgen, ein etwaiger Streit über die Höhe des Entſchädigungsbetrages bewirkt 
keine Verlängerung der Zahlungsfriſt. Der nach endgültiger Feſtſtellung 
etwa zuviel gezahlte Betrag wird im folgenden Vierteljahr verrechnet oder auf 
Verlangen der Beteiligten zurückgezahlt. ` 

§ 7. 1. Die Haftpflicht bei Unfällen regelt fih nach den hierfür 
beſtehenden oder noch zu erlaſſenden geſetzlichen Beſtimmungen. 

§ 8. 1. Alle aus dieſem Vertrage entſtehenden Streitigkeiten zwiſchen 
der Kleinbahn und den beteiligten Straßenbahnen werden durch das in § 26 
des Vertrages vom 1. Juli 17. Auguſt 1898 eingeſetzte Schiedsgericht ent- 
ſchieden. Die Entſcheidung dieſes Schiedsgerichts iſt endgültig, falls es ſich 
nicht um die Höhe der an die Kleinbahn zu leiſtenden Entſchädigung handelt; 
in dieſem Falle wird die Entſcheidung endgültig, ſofern nicht binnen 6 Wochen 
nach Zuſtellung derſelben Klage bei Gericht erhoben wird. 

§ 9. I. Das Entſchädigungsverhältnis zwiſchen der Breslauer 
Straßen⸗Eiſenbahngeſellſchaft und der Stadtgemeinde Breslau wird durch 
dieſen Vertrag nicht berührt. 

$ 10. 1. Dieſer Vertrag gilt als vorläufig bis zum Ablauf der 
Genehmigung der Breslauer Straßen-Eiſenbahngeſellſchaft, d. i. bis zum 
14. Juli 1923, abgeſchloſſen. 

2. Die Kleinbahn iſt damit einverſtanden, daß nach Ablauf des zwiſchen 
der Stadtgemeinde Breslau und der Breslauer Straßen-Eiſenbahngeſellſchaft 
geſchloſſenen Vertrages die Rechte und Pflichten der Breslauer Straßen- 
Eiſenbahngeſellſchaft aus dem vorliegenden Vertrage auf die Stadtgemeinde 
Breslau auf deren Verlangen übergehen. 

§ 11. Stempel und Koſten dieſes in 3 Exemplaren auszufertigenden 
Vertrages werden von den Beteiligten zu gleichen Teilen getragen. 

VII b. 1249. 10. 
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10. Polizeiverordnung 
betreffend die Straßenbahnen im Stadt- und Landkreife Breslau 


vom 21. Mai 1907. 


Nach Verſtändigung mit der an der Beaufſichtigung der vorbezeichneten 
Bahnen beteiligten Königlichen Eiſenbahndirektion zu Breslau wird auf 
Grund der SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (G.⸗S. S. 265) und der §§ 137, 139 des Geſetzes über die allge- 
meine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſammlung S. 195) unter 
Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes zu Breslau für den Umfang des Stadt- 
und Landkreiſes Breslau folgende Polizeiverordnung erlaſſen. 


I. Schutz des Straßenbahnverkehrs. 


§ 1. Beſchädigungen der Straßenbahn oder der zugehörigen Anlagen 
ſowie der Fahrzeuge nebſt Zubehör und die Vornahme von Handlungen, die 
den Betrieb ſtören, ſind verboten. 

§ 2. Unbeſchadet weitergehender allgemeiner ſtraßenpolizeilicher Be- 
ſtimmungen iſt Laſtfuhrwerken das Befahren des Bahnkörpers in der Längs⸗ 
richtung, ſoweit der Fahrdamm neben dem Gleiſe genügenden Raum 
bietet, verboten. 

$ 3. Beim Extönen der Warnungszeichen haben auf der Fahrbahn 
befindliche Fußgänger, Reiter, Radfahrer und die Führer von Wagen und 
Vieh ſofort die Fahrbahn für den Bahnbetrieb freizugeben. Auch darf durch 
Kreuzen der Straßenbahngleiſe dicht vor herannahenden Straßenbahnwagen 
der Bahnbetrieb nicht geſtört werden. Dieſe Vorſchrift gilt nicht für geſchloſſen 
marſchierende Militärabteilungen, für Leichen- und andere Aufzüge, ſowie 
für im Dienſt befindliche Poſtwagen und Fahrzeuge der Feuerwehr. 

§ 4. Wenn an den Halteſtellen Straßenbahnwagen halten, haben der 
Halteſtelle ſich nähernde Reiter, Radfahrer und Fuhrwerke ihre Geſchwindig⸗ 
keit zu mäßigen und ſoweit Raum zu geben, daß die Fahrgäſte beim Ein- 
und Ausſteigen nicht gefährdet werden. 

§ 5. 1. Das Betreten ſolcher Bahnſtrecken, die außerhalb öffentlicher 
Wege liegen, iſt ohne Berechtigungsausweis nur auf den Übergängen und 
auch dort nur inſoweit geſtattet, als dieſelben nicht abgeſperrt ſind oder ſich 
kein Zug oder Bahnwagen nähert. 

2. Sobald ſich ein Zug nähert, müſſen die Bahn kreuzende Fuhrwerke, 
Reiter, Fußgänger, Treiber von Vieh oder Laſttieren in angemeſſener Ent⸗ 
fernung von der Bahn und zwar, ſofern Warnungstafeln vorhanden ſind, an 
dieſen halten oder die Bahn ſchnell räumen. 

3. Es iſt unterſagt, Schranken eigenmächtig zu öffnen oder ihre Be— 
tätigung zu behindern. 


II. Beſtimmungen für die Fahrgäſte. 


$ 6. 1. Das eigenmächtige Offnen der Wagenverſchlüſſe, das Sitzen 
auf den Plattformbrüſtungen, das Aufſteigen auf einen vom Schaffner als 
ne a bezeichneten Wagen und das Verweilen in einem ſolchen Wagen iſt 
verboten. ` 
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2. Das Ein- und Ausſteigen ijt nur auf der hierzu beſtimmten Wagen- 
ſeite geſtattet. Das Auf- und Abſpringen während der Fahrt iſt verboten. 

§ 7. Perſonen, welche durch ſichtliche Krankheit, durch Trunkenheit 
oder aus anderen Gründen durch ihre Nachbarſchaft oder ihr Verhalten den 
Fahrgäſten läſtig fallen, haben ſich auf Aufforderung der Bahnbedienſteten 
aus den Wagen oder Warteräumen zu entfernen. 

$ 8. Das Rauchen ſowie das Mitbringen brennender Pfeifen, 
Zigarren oder Zigaretten iſt nur auf den Außenplätzen und in denjenigen 
Wagen oder Wagenabteilen geſtattet, welche als für Raucher beſtimmt 
bezeichnet ſind. 

$ 9. 1. Die Mitnahme von geladenen Gewehren, ſowie von Gepäck⸗ 
ſtücken, welche durch Umfang, üblen Geruch oder Unreinlichkeit die Mit⸗ 
fahrenden beläſtigen oder durch leichte Entzündlichkeit gefährlich werden 
können, iſt in den für Perſonen beſtimmten Wagen oder Wagenabteilen 
nicht geſtattet. Der freie Durchgang im Wagen darf durch Gepäckſtücke nicht 
behindert werden. 

2. Hunde und andere Tiere dürfen nicht mitgeführt werden. Aus⸗ 
genommen ſind kleine Hunde und andere kleine Tiere, wenn ſie auf dem 
Schoße getragen und die Mitfahrenden durch ſie nicht beläſtigt werden. 
Ausgenommen ſind ferner Polizeihunde, deren Beförderung auf den Vorder⸗ 
perrons der Straßenbahnwagen in Begleitung eines Führers zuläſſig iſt. 

$ 10. Fahrgäſte, welche die zur Aufrechterhaltung der Ordnung und 
des Verkehrs ergehenden Weiſungen der Bahnbedienſteten unbeachtet laſſen, 
haben unbeſchadet der etwa eintretenden Beſtrafung nach Aufforderung der 
Bahnbedienſteten den Wagen oder den Warteraum ſofort oder beim nächſten 
Halten zu verlaſſen. 


III. Pflichten des Betriebsperſonals. 


§ 11. Wenn Fuhrwerke, Reiter, Radfahrer oder Fußgänger fich auf 
der Bahn befinden oder ſich ihr nähern, hat der Wagenführer rechtzeitig 
Warnungszeichen zu geben, langſam zu fahren und zu halten, ſofern dies er⸗ 
forderlich iſt, um Beſchädigungen von Perſonen oder Sachen zu vermeiden. 

§ 12. Während der Fahrt müſſen die nach der vorderen Plattform 
führende Tür ſowie die Abſchlußvorrichtungen der Plattform geſchloſſen ſein. 

§ 13. Beim Zuſammentreffen der Wagen (Züge) verſchiedener 
Straßenbahnen an Kreuzungsſtellen haben beide Wagen (Züge) zu halten; der 
Wagen der älteren Bahn hat ſodann den Vorrang im Paſſieren der Kreuzung. 

Beim Zuſammentreffen von Zügen einer Lokomotivbahn mit Dampf⸗ 
betrieb mit ſolchen von elektriſchen Straßenbahnen hat ſtets der Zug der 
Lokomotivbahn den Vorrang. 

$ 14. Der Wagenführer hat beim Verlaſſen ſeines Standes durch 
Abziehen der Kurbeln, Anziehen der Handbremſe und erforderlichenfalls 
durch Anwendung ſonſtiger Vorrichtungen zu verhüten, daß der Wagen ſich 
in Bewegung ſetzt oder durch Unbefugte in Bewegung geſetzt werden kann. 

$ 15. Abgeſehen von den durch die Aufſichtsbehörden etwa zus 
gelaſſenen und durch Veröffentlichung ausdrücklich bekannt gegebenen Mus- 
nahmen dürfen über die für die Beſetzung der Innen- und Außenplätze des 
a ei feſtgeſtellte Normalzahl hinaus weitere Perſonen nicht aufgenommen 
werden. 
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$ 16. Die laufende Überwachung des öffentlichen Betriebes im polizei- 
lichen Intereſſe und nicht techniſcher Beziehung wird im Stadtkreiſe durch 
den Königlichen Polizeipräſidenten, im Landkreiſe durch den Königlichen 
Landrat zu Breslau (als Organe des Königlichen Regierungspräſidenten) 
mittelſt der ihnen unterſtellten Polizeibeamten (Gendarmen) ausgeübt. Den 
auf den Straßenverkehr bezüglichen Weiſungen — nicht eiſenbahntechniſcher 
Natur — dieſer Beamten hat das Betriebsperſonal unbedingt nachzukommen. 


IV. Strafbeſtimmungen. 
§ 17. Zuwiderhandlungen gegen dieje Verordnung werden, ſoweit 
nicht nach den beſtehenden Geſetzen eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit 
Geldſtrafe bis zu 60 Mark, im Unvermögensfalle mit verhältnismäßiger 
Haft beſtraft. 
V. Schlußbeſtimmungen. 
§ 18. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffent⸗ 
lichung im Amtsblatt in Kraft. Mit dieſem Tage tritt die bisher gültige 
Polizeiverordnung, betreffend den Betrieb öffentlicher elektriſcher Straßen— 
bahnen im Stadt- und Landkreiſe Breslau, vom 29. Juli 1901 nebſt ihren 
Nachträgen vom 25. März 1904 und vom 8. März 1906 außer Kraft. 


Der Regierungs- Präſident. 


F. Gewerbe- und Kaufmannsgericht. 


1. Ortsſtatut für das Gewerbegericht der Stadt Breslau 
vom 13. November 1906. 


Einleitung. 
Das für den Gemeindebezirk der Stadt Breslau erlaſſene Ortsſtatut, 
betreffend das Gewerbegericht, erhält auf Grund der Beſchlüſſe des Magiſtrats 
vom 17. Juli und 13. November 1906 und der Stadtverordneten-Verſamm⸗ 


lung vom 8. November 1906 nach Anhörung beteiligter Arbeitgeber und 
Arbeiter nachſtehende Faſſung: 


Erſter Abſchnitt. 


Errichtung und Zuſammenſetzung des Gewerbegerichts. 
Sitz und Gerichtsbezirk. 
$ 1. Zur Entſcheidung von gewerblichen Streitigkeiten zwiſchen 
Arbeitern einerſeits und ihren Arbeitgebern andererſeits, ſowie zwiſchen 
Arbeitern desſelben Arbeitgebers beſteht ein Gewerbegericht, welches den 
Namen: 


führt. 


Sein Sitz iſt Breslau. 


„Gewerbegericht zu Breslau“ 


— 365 — 


§ 2. Zuſtändigkeit. Das Gewerbegericht ift außer den im § 4 
des Gewerbegerichtsgeſetzes angegebenen Fällen auch für die Streitigkeiten 
der Hausgewerbetreibenden, welche die Rohſtoffe oder Halbfabrikate ſelbſt 
beſchaffen, ſowohl untereinander als auch mit ihren Arbeitgebern zuſtändig. 
(S 5 des Geſetzes. )*) 

§ 3. Vorſitzende und Beiſitzer. Das Gewerbegericht beſteht 
aus einem Vorſitzenden, 4—6 Stellvertretern, ſowie 102 Beiſitzern und 
34 Erſatzmännern. 

Die Zahl der ſtellvertretenden Vorſitzenden kann durch den Magiſtrat, 
die Zahl der Beiſitzer und Erſatzmänner durch Gemeindebeſchluß anderweit 
feſtgeſtellt werden. 


§ 4. Wahl der Vorſitzenden. Die Wahl des Vorſitzenden 
und der Stellvertreter erfolgt auf 3 Jahre. 

$ 5. Wahl der Beiſitzer. Beiſitzer und Erſatzmänner werden 
auf 3 Jahre gewählt. 

Beiſitzer, deren Amtsperiode abgelaufen iſt, ſcheiden erſt dann aus, wenn 
ihre Nachfolger in das Amt eingetreten ſind. 

§ 6. Die Arbeitgeber haben 51 Arbeitgeber als Beiſitzer und 
17 Arbeitgeber als Erſatzmänner, die Arbeiter 51 Arbeiter als Beiſitzer und 
17 Arbeiter als Erſatzmänner zu wählen. 

Hausgewerbetreibende ſind, ſofern ſie mindeſtens einen Arbeiter regel⸗ 
mäßig das ganze Jahr hindurch oder zu gewiſſen Zeiten des Jahres 
beſchäftigen und gemäß $ 14 der Gewerbeordnung den ſelbſtändigen Gewerbe- 


betrieb angemeldet haben, als Arbeitgeber, anderenfalls als Arbeiter wahl— 
berechtigt und wählbar. 


) Gewerbegerichtsgeſetz 8 4: Die Gewerbegerichte find ohne Rückſicht auf den Wert des 
Streitgegenſtandes zuſtändig für Streitigkeiten: 

1. über den Antritt, die Fortſetzung oder die Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes ſowie 
über die Aushändigung oder den Inhalt des Arbeitsbuchs, Zeugniſſes, Lohnbuchs, 
Arbeitszettels oder Lohnzablungsbuchs 

2. über die Leiſtungen aus dem Arbeitsverhältniſſe, 

3. über die Rückgabe von Zeugniſſen, Büchern, Legitimationspapieren, Urkunden, Gerät- 
ſchaften, Kleidungsſtucken, Kautionen und dergleichen, welche aus Anlaß des Arbeits- 
verhältniſſes übergeben worden ſind, 

4. über Anſprüche auf Schadenerſatz oder auf Zahlung einer Vertragsſtrafe wegen Nicht⸗ 
erfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung der Verpflichtungen, welche die unter Nr. 1 
bis 3 bezeichneten Gegenſtände betreffen, ſowie wegen 9 oder unrichtiger 
Eintragungen in Arbeitsbücher, Zeugniſſe, Lohnbücher, Arbeitszektel, Lohnzahlungs⸗ 
bücher, Krankenkaſſenbücher oder Quittungskarten der Invalidenverſicherung, 

5. über die Berechnung und 3 der von den Arbeitern zu leiſtenden Kranten- 
verſicherungsbeiträge und Eintrittsgelder, 

6. über die Anſprüche, welche auf Grund der Übernahme einer gemeinſamen Arbeit von 
Arbeitern desſelben Arbeitgebers gegeneinander erhoben werden. 

Streitigkeiten über eine Konventionalſtrafe, welche für den Fall bedungen iſt, daß der 
Arbeiter nach Beendigung des Arbeitsverhältniſſes ein ſolches bei anderen Arbeitgebern eingeht 
oder ein eigenes Geſchäft errichtet, gehören nicht zur Zuſtändigkeit der Gewerbegerichte. 

5. Zur Zuſtändigteit der Gewerbegerichte gehören ferner Streitigkeiten der in § 4 
Abſ. 1 Nr. 1 bis 5 bezeichneten Art zwiſchen Perſonen, welche für beſtimmte Gewerbetreibende 
außerhalb der Arbeitsſtätte der letzteren mit Anfertigung gewerblicher Erzeugniſſe beſchäftigt ſind 
rn Hausgewerbetreibende), und ihren Arbeitgebern, ſofern die Beſchäftigung auf die 
earbeitung oder Verarbeitung der den erſteren von den Arbeitgebern gelieferten Nohſtoffe oder 
Halbfabrikate beſchränkt iſt. Das gleiche git von Streitigkeiten der im § 4 Abſ. 1 Nr. 6 be- 
zeichneten Art zwiſch en ſolchen Hausgewerbetreibenden untereinander. 
Streitigkeiten derjenigen rege welche die Rohſtoffe oder Halbfabrikate 


ſelbſt beſchaffen, unterliegen der Zuſtändigkeit der Gewerbegerichte, ſoweit dies durch das Statut 
beſtimmt iſt. 
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§ 7. Wahlbezirk. Bei der Wahl bildet der ganze Stadtbezirk 
einen Wahlbezirk; zur Ausübung des Wahlrechtes können durch den Magiſtrat 
Abſtimmungsbezirke gebildet werden. 

Die Arbeitgeber haben ihr Wahlrecht in demjenigen Wahlbezirke aus- 
zuüben, in welchem ſie zur Zeit der Anmeldung zur Aufnahme in die Wähler- 
liſte wohnen, oder in welchem ſie, falls ſie außerhalb des Gerichtsbezirkes 
wohnen, eine gewerbliche Niederlaſſung haben, die Arbeiter in demjenigen 
Wahlbezirke, in welchem ſie zur Zeit der Anmeldung zur Aufnahme in die 
Wählerliſte wohnen, oder in welchem ſie, falls ſie außerhalb des Gerichts— 
bezirks wohnen, in Arbeit ſtehen. 


§ 8. Wahlverfahren. Die Wahl ift unmittelbar und geheim. 
Das Verfahren regelt ſich nach den Grundſätzen der Verhältniswahl mit 
gebundenen Liſten. 


§ 9. Leitung der Wahl. Zur Leitung der Wahlen wird ein 
Wahlausſchuß beſtellt. Vorſitzender des Wahlausſchuſſes iſt der Vorſitzende 
des Gewerbegerichts, Stellvertreter der von ihm beſtimmte ſtellvertretende 
Vorſitzende des Gewerbegerichts. Der Wahlausſchuß beſteht ferner aus 
einem Arbeitgeber, einem Arbeiter und je einem Stellvertreter. Er nimmt 
an einer Wahlſtelle die Geſchäfte des Wahlvorſtandes wahr. Für jede der 
anderen Wahlſtellen wird ebenfalls ein Wahlvorſtand gebildet, der aus einem 
Vorſteher, einem Stellvertreter, einem Arbeitgeber, einem Arbeiter und je 
einem Stellvertreter beſteht. Die Vorſteher und ſtellvertretenden Vorſteher 
werden vom Magiſtrat beſtimmt. Die Arbeitgeber und Arbeiter werden für 
den Wahlausſchuß und jeden Bezirk geſondert von den der gleichen Kategorie 
angehörenden Mitgliedern des Ausſchuſſes des Gewerbegerichts in geheimer 
Wahl oder durch Zuruf gewählt. Der Wahlausſchuß und der Wahlvorſtand 
faſſen ihre Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit in der Beſetzung von 3 Mit- 
gliedern, unter denen ein Vorſitzender, ein Arbeitgeber und ein Arbeiter ſich 
befinden müſſen. 

$ 10. Wahlliſten. Zum Zwecke der Wahlen find für jeden 
Abſtimmungsbezirk von dem Magiſtrat Liſten anzulegen, in welche alle 
Wähler einzutragen ſind, deren Stimmberechtigung innerhalb der bekannt zu 
gebenden Friſt von 2 Wochen bei den von dem Magiſtrat zu bezeichnenden 
Anmeldeſtellen angemeldet iſt. Zur Anmeldung dürfen lediglich die vom 
Magiſtrat ausgegebenen Formulare benutzt werden. 

Beſcheinigungen über die das Stimmrecht begründenden Tatſachen 
ſind auf Erfordern beizubringen. Wird die ordnungsmäßige Anmeldung 
unterlaſſen, ſo ruht das Stimmrecht. 


§ 11. Wahlzeit. Der Magiſtrat beſtimmt den Tag der Wahl und 
fordert zugleich die Wahlberechtigten zur Einreichung von Wahlvorſchlags⸗ 
liſten mit dem Hinweiſe auf, daß bei der Wahl die Stimmabgabe auf die 
rechtzeitig eingereichten Vorſchlagsliſten beſchränkt ſein werde. 

Die Aufforderung iſt durch das Gemeindeblatt und durch Anſchlag zu 
veröffentlichen. Zwiſchen der Veröffentlichung im Gemeindeblatt und dem 
Wahltage muß eine Friſt von 6 Wochen liegen. 

$ 12. Vorſchlagsliſten. Die Vorſchlagsliſten find für Arbeitgeber 
und Arbeiter geſondert aufzuſtellen und müſſen ſoviel Namen enthalten, wie 
Beiſitzer und Erſatzmänner von jedem der beiden Wahlkörper zu wählen ſind; ſie 
müſſen unter Benennung eines für weitere Verhandlungen bevollmächtigten 
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Vertreters von mindeſtens 50 zurzeit der Einreichung wahlberechtigten Perſonen 
unterzeichnet und ſpäteſtens 3 Wochen nach der Aufforderung eingereicht ſein. 
Bei den als Beiſitzer und Erſatzmänner vorgeſchlagenen Perſonen ſowie bei 
den Unterzeichnern der Vorſchlagsliſten iſt Vor- und Zuname, Stand und 
Wohnung anzugeben. Perſonen, die auf mehreren Liſten vorgeſchlagen ſind, 
werden gefragt, auf welcher Liſte ſie zu bleiben wünſchen. Geht binnen zwei 
Tagen keine Antwort ein, ſo werden ſie der Liſte zugerechnet, auf der ſie an 
oberſter Stelle ſtehen. Stehen ſie auf mehreren an gleicher Stelle, ſo bleiben ſie 
auf der Liſte, die zuerſt eingegangen iſt; bei Gleichzeitigkeit entſcheidet das 
Los. Auf den übrigen Liften erfolgt Streichung, die ſofort den bevoll— 
mächtigten Vertretern mit dem Anheimgeben mitgeteilt wird, binnen 2 Tagen 
Ergänzungsvorſchläge zu machen. In gleicher Weiſe werden Ergänzungs⸗ 
vorſchläge entgegengenommen, wenn es ſich vor der Wahl herausſtellt, daß bei 
einem auf der Vorſchlagsliſte Benannten die Vorausſetzungen der Wähl⸗ 
barkeit nicht vorliegen. 

Vorſchlagsliſten, welche den vorſtehenden Vorſchriften nicht entſprechen 
oder nicht rechtzeitig eingereicht werden, ſind ungültig. 

Beiſitzer oder Erſatzmänner find genau zu ſcheiden. Bei Vorſchlags⸗ 
liſten, welche die erforderliche Zahl von Perſonen enthalten, auf welchen aber 
Beiſitzer und Erſatzmänner nicht geſchieden ſind, werden die erſtaufgeführten 
Namen als für die Beiſitzer, die folgenden als für die Erſatzmänner beſtimmt 
angeſehen. 

Perſonen, die mehrere Liſten unterzeichnen, werden auf ſämtlichen 
Liſten geſtrichen. 

Geht nur eine Liſte ein, jo gelten, ohne daß es einer weiteren Wahl- 
handlung bedarf, die auf der Liſte Benannten als gewählt. e 

Die Wahlvorſchlagsliſten werden nach der Reihenfolge ihres Eingangs 
mit Ordnungsnummern verſehen und mit dieſen, jedoch ohne die Namen 
der Unterzeichner, ſpäteſtens 10 Tage vor der Wahl im Gemeindeblatt öffent- 
lich bekannt gegeben. 

$ 13. Wahlhandlung. Die Wahlhandlung iſt öffentlich; fie 
erfolgt geſondert für Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Die an der Wahl fich 
beteiligenden Perſonen haben ſich vor dem Wahlvorſtande, ſoweit ſie nicht 
perſönlich bekannt ſind, auf Erfordern darüber auszuweiſen, daß ſie mit der 
in der Wahlliſte verzeichneten Perſon identiſch ſind. Die Anerkennung des 
beigebrachten Ausweiſes bleibt dem Ermeſſen des Wahlvorſtandes überlaſſen. 
Perſonen, welche in den Wahlliſten nicht eingetragen ſind, ſind von der Wahl 
zurückzuweiſen. 

$ 14. Das Wahlrecht kann nur in Perſon durch Abgabe eines Stimm⸗ 
zettels ausgeübt werden. Die Stimmzettel dürfen keine äußeren Kennzeichen 
haben, auch nicht unterſchrieben ſein oder einen Vorbehalt enthalten. Sie 
find außerhalb des Wahllokals handſchriftlich oder im Wege der Verviel⸗ 
fältigung mit der deutlichen Bezeichnung ſämtlicher auf einer Vorſchlagsliſte 
verzeichneten Perſonen zu verſehen und derart zuſammenzulegen, daß die 
darauf enthaltenen Namen verdeckt ſind. Zur Aufnahme der Stimmzettel 
ſind für beide Wahlkörper geſonderte Wahlurnen aufzuſtellen. Die zur Abgabe 
der Stimmen Zugelaſſenen haben ihre Stimmzettel zuſammengefaltet dem 
Vorſitzenden zu übergeben, welcher ſie uneröffnet in die Urne hineinlegt. In 
den Wählerliſten iſt durch ein in beſonderer Spalte einzutragendes Zeichen 
erſichtlich zu machen, welche der verzeichneten Perſonen ihr Wahlrecht aus⸗ 
geübt haben. ; 
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$ 15. Feſtſtellung des Wahlergebniſſes. Nach Mb- 
lauf der zur Vornahme der Wahl feſtgeſetzten Zeit find nur noch die im Wahl- 
lokal bereits anweſenden Perſonen zur Wahl zuzulaſſen. Alsdann wird die 
Wahl für geſchloſſen erklärt und im Wahlprotokoll vermerkt, daß ſich während 
der für die Ausübung der Wahl feſtgeſetzten Zeit niemand weiter zur Aus- 
übung des Wahlrechts gemeldet habe. 

Nunmehr wird die Zahl der in die Wahlurnen eingelegten Stimm— 
zettel ermittelt und im Protokoll vermerkt. Hierauf erfolgt die Eröffnung 
der Stimmzettel. Als gültig werden nur diejenigen Stimmzettel erklärt, 
welche in ſämtlichen benannten Perſonen mit ſämtlichen Perſonen einer 
gültigen Wahlvorſchlagsliſte übereinſtimmen. 

Demnächſt wird zur Feſtſtellung des Wahlergebniſſes geſchritten. Dieſe 
ijt durch den Wahlausſchuß vorzunehmen, dem die Wahlvorſteher die Wahl- 
protokolle und die Stimmzettel, gültige und ungültige geſondert, in ver- 
ſiegeltem Umſchlage einzuſenden haben. 

Der Wahlausſchuß ermittelt zunächſt, welche Zahl gültiger Stimmen 
auf jede der eingereichten Vorſchlagsliſten gefallen iſt. Es wird nunmehr die 
Zahl der von jedem Wahlkörper zu wählenden Beiſitzer auf die einzelnen Liſten 
nach dem Verhältnis ihrer Stimmenzahlen verteilt. Jeder Liſte fällt hierbei 
die Zahl von Beiſitzern zu, die ſich zur Geſamtzahl der Beiſitzer verhält wie 
die Zahl der auf die Liſte entfallenden Stimmen zu der Geſamtzahl der ab— 
gegebenen Stimmen. Bei Berechnung dieſer Beiſitzerzahlen werden zunächſt 
nur die ganzen Zahlen berückſichtigt, demnächſt die größten Bruchzahlen zu 
Ganzen abgerundet, bis die Geſamtzahl der Beiſitzer erreicht iſt. Unter den 
Perſonen einer Liſte entſcheidet die Reihenfolge, in der ſie benannt ſind. 

Vorſtehende Beſtimmungen gelten auch für die Wahl der Erſatzmänner. 

Der Wahlausſchuß hat das Wahlergebnis innerhalb einer Woche nach 
dem Wahltage dem Magiſtrat unter Beifügung der Wahlprotokolle und 
Stimmzettel anzuzeigen. 

$ 16. Bekanntmachung des Wahlergebniſſes. Das 
Ergebnis der Wahl iſt von dem Magiſtrat alsbald im Gemeindeblatt mit dem 
Hinweiſe darauf bekannt zu machen, daß Beſchwerden gegen die Rechtsgültig⸗ 
keit der Wahl binnen einer Ausſchlußfriſt von einem Monat nach der Wahl 
bei ihm oder bei dem Bezirksausſchuß zu Breslau anzubringen ſind. 

Gleichzeitig iſt jeder Gewählte von ſeiner Berufung zum Mitgliede des 
Gewerbegerichts unter Hinweis auf die geſetzlichen Ablehnungsgründe mit 
der Aufforderung ſchriftlich in Kenntnis zu ſetzen, etwaige Ablehnungsgründe 
bei dem Magiſtrate geltend zu machen. 

§ 17. An Stelle derjenigen Beiſitzer, welche die Wahl mit Erfolg ab- 
gelehnt haben, deren Wahl für ungültig erklärt worden iſt, oder die ſpäter aus⸗ 
geſchieden ſind, treten die Erſatzmänner der gleichen Vorſchlagsliſte nach der 
Reihenfolge ihrer Wahl. 

Sind Erſatzmänner nicht mehr vorhanden, ſo hat der Magiſtrat über die 
Notwendigkeit von Erſatzwahlen zu entſcheiden. 

$ 18. Die endgültige Zuſammenſetzung des Gewerbegerichts und die 
ſpätere Ergänzung iſt durch das Gemeindeblatt bekannt zu machen. 


§ 19. Ausloſung der Beiſitzer. Die Reihenfolge, in welcher 
die Beiſitzer an den Sitzungen des Gewerbegerichts teilzunehmen haben, wird 
durch Ausloſung feſtgeſtellt. Das Los zieht der Vorſitzende. Über die Aus⸗ 
lofung wird ein Protokoll aufgenommen. 
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$ 20. Teilnahme an den Sitzungen. Der Vorſitzende 
ladet die Beiſitzer zu dem Sitzungstage, an welchem ſie nach Maßgabe der 
Ausloſung in Tätigkeit zu treten haben, unter Hinweis auf die Folgen des 
Ausbleibens ſchriftlich ein. 

Eine Anderung in der beſtimmten Reihenfolge kann auf überein⸗ 
ſtimmenden Antrag der beteiligten Beiſitzer von dem Vorſitzenden bewilligt 
werden. Der Antrag und die Bewilligung ſind aktenkundig zu machen. 


§ 21. Die Beiſitzer ſind verpflichtet, im Falle der Verhinderung ihre 
Entſchuldigungsgründe rechtzeitig dem Vorſitzenden anzuzeigen. 

Wenn ein ausgeloſter Beiſitzer verhindert iſt oder nicht erſcheint, ſo kann 
ſtatt ſeiner der in der Reihenfolge nächſte Beiſitzer durch den Vorſitzenden ein⸗ 
berufen werden. Der ausgebliebene Beiſitzer iſt alsdann an Stelle des ihn 
vertretenden Beiſitzers für die nächſte Sitzung zu laden. 

Die Beiſitzer haben jeden Wechſel ihrer Wohnung binnen drei Tagen 
dem Vorſitzenden anzuzeigen. 


$ 22. Beſetzung des Gerichts in der einzelnen 
Sitzung. Das Gewerbegericht verhandelt und entſcheidet regelmäßig in der 
Beſetzung von 5 Mitgliedern mit Einſchluß des Vorſitzenden. 

Ausnahmsweiſe genügt die Anweſenheit des Vorſitzenden und zweier 
Beiſitzer. 


§ 23. Entſchädigung der Beiſitzer und Wahlvor⸗ 
ſtands mitglieder. Die Beiſitzer erhalten für jede Sitzung, welcher fie 
beigewohnt haben, als Entſchädigung für Zeitverſäumnis 4 Mark. Die 
gleiche Entſchädigung erhalten auf Antrag die Arbeitgeber und Arbeiter, die 
im Wahlvorſtande am Wahltage tätig ſind. 


$ 24. Gerichtsſchreiberei. Bei dem Gewerbegerichte iſt eine 
Gerichtsſchreiberei eingerichtet. 

Die erforderlichen Büro- und Schreibkräfte, Unterbeamten und 
Geſchäftsräume ſind von der Stadt Breslau dem Gewerbegericht überwieſen. 

Der von dem Magiſtrat zu ernennende Gerichtsſchreiber und diejenigen 
ſeiner Gehilfen, welche an den Spruchſitzungen des Gewerbegerichts als 
Protokollführer teilnehmen follen, find durch den Vorſitzenden des Gewerbe 
gerichts zu vereidigen. 


Als Zuſtellungsbeamte fungieren diejenigen Gemeindebeamten, welche 
von dem Magiſtrat damit beauftragt werden. 


Zweiter Abſchnitt. 


Verfahren. 


§ 25. Gebühren. Für die Verhandlung des Rechtsſtreites vor 
dem Gewerbegerichte wird eine einmalige Gebühr nach dem Werte des Streit- 
gegenſtandes erhoben. A 
Sie beträgt bei einem Gegenſtande im Werte bis 20 Mark ein- 


%%% » ĩÄ¹ẽüdß.. ß d. 
von mehr als 20 Mark bis 50 Mark einſchließlichchchchee 1,00 
von mehr als 50 Mark bis 100 Mark einſchließlich .. 150 


Die ferneren Wertklaſſen ſteigen um je 100 Mark, die Gebühren um je 
1,50 Mark. Die höchſte Gebühr beträgt 30 Mark. 
24 
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Dritter Abſchnitt. 


Tätigkeit des Gewerbegerichts als Einigungsamt. 


§ 26. Die Verhandlungen des Einigungsamtes ſind auf Antrag der 
Parteien öffentlich. 

§ 27. Die Vertrauensmänner und Beiſitzer erhalten auf ihren Antrag 
Entſchädigung für Zeitverſäumnis gemäß § 23 des Statutes, die Auskunfts- 
perſonen eine Vergütung nach Maßgabe der Gebührenordnung für Zeugen 
und Sachverſtändige. 


Vierter Abſchnitt. 


Gutachten und Anträge des Gewerbegerichts. 


§ 28. Gutachten und Anträge des Gewerbegerichts find unter Leitung 
s Vorſitzenden von einem Ausſchuß zu beraten und zu beſchließen. 

$ 29. Der Ausſchuß beſteht aus 12 Arbeitgebern und 12 Arbeitern, 
welche nach jeder Neuwahl der Beiſitzer 55 die Wahlperiode von ſämtlichen 
Beiſitzern, getrennt nach Arbeitgebern und Arbeitern, aus ihrer Mitte unter 
Leitung des Vorſitzenden gewählt werden. Zugleich mit den Mitgliedern wird 
für jedes Mitglied ein Stellvertreter gewählt, der für den Fall des Aus— 
ſcheidens und der Behinderung an deſſen Stelle tritt. Iſt ein Ausſchuß— 
mitglied und ſein Stellvertreter ausgeſchieden, ſo hat der Vorſitzende einen 
Erſatzmann zu ernennen.“ 

§ 30. Die Wahl erfolgt nach den Grundſätzen der Verhältniswahl 
unter entſprechender Anwendung des § 12 des Statuts. 

§ 31. Der Vorſitzende des Gewerbegerichts beruft den Ausſchuß und 
leitet ſeine Verhandlungen. 

Der Vorſitzende kann ſich durch einen ſtellvertretenden Vorſitzenden ver— 
treten laſſen; auch können die ſtellvertretenden Vorſitzenden an den Ver— 
handlungen des Ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen. 

Beſchlüſſe werden von dem Ausſchuß ausſchließlich des Vorſitzenden mit 
einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Ein Antrag, für welchen nur die Hälfte 
der Stimmen abgegeben iſt, gilt als abgelehnt. 

Der Ausſchuß iſt nur beſchlußfähig, wenn mindeſtens die San: der zu⸗ 
gehörigen Arbeitgeber und Arbeiter anweſend iſt. 

§ 32. Der Ausſchuß muß berufen werden, 

1. wenn über die Abgabe eines Gutachtens der im § 75 Abſ. 1 des Geſetzes 
bezeichneten Art zu beraten oder zu beſchließen iſt, 

2. wenn von mindeſtens 15 Beiſitzern des Gewerbegerichts beantragt wird, 
daß eine von ihnen bezeichnete Frage zum Gegenſtande eines Antrages 
der im § 75 Abſ. 2 des Geſetzes bezeichneten Art gemacht werde.“) 


Andere als die dort bezeichneten Fragen ſind vom Vorſitzenden nicht 
zur 3 zu bringen. 


* § 75 Abſ. 1 und 2 lautet: Das Gewerbegericht iſt verpflichtet, auf Anſuchen von 
e oder des Vorſtandes des Kommunalverbandes, für welchen es errichtet iſt, Gut⸗ 
achten über gewerbliche Fragen abzugeben. 

Das Gewerbegericht iſt berechtigt, in gewerblichen Fragen Anträge an Behörden, an 
Vertretungen von Kommunalverbänden und an die geſetzgebenden Körperſchaften der Bundes- 
ſtaaten oder des Reichs zu richten. 


§ 33. Die Verhandlungen des Ausſchuſſes find geheim; über fie ift ein 
Protokoll aufzunehmen, welches bei hervortretenden Meinungsverjchieden- 
heiten erſichtlich machen muß, welche Meinungen von den Arbeitgebern und 
welche von den Arbeitern vertreten worden ſind. , 

Etwaige Abſtimmungen find jo vorzunehmen und zu protokollieren, daß 
das Ergebnis bezüglich der Arbeitgeber und der Arbeiter getrennt er— 
ſichtlich iſt. 

§ 34. Mit dem von dem Ausſchuß des Gewerbegerichts beſchloſſenen 
Gutachten oder Antrage iſt eine Abſchrift des über die Verhandlungen auf- 
genommenen Protokolls einzureichen. 

Iſt über ein vom Gewerbegericht erfordertes Gutachten ein Beſchluß 
nicht zuſtande gekommen, ſo iſt eine Abſchrift des über die Verhandlung auf— 
genommenen Protokolls einzureichen. 

$ 35. Schluß beſtimmung. Das vorſtehende Ortsſtatut tritt 
mit dem Tage der Verkündung im Gemeindeblatt in Kraft. 

X. 117. 06. Gem. Bl. vom 9. Dezember 1906. S. 849. 1909 S. 771. 


2. Grtsſtatut betreffend das Kaufmannsgericht zu Breslau 
vom 29. Oktober 1904. 


Auf Grund des Reichsgeſetzes, betreffend die Kaufmannsgerichte, vom 
6. Juli 1904, wird für den Gemeindebezirk der Stadt Breslau nach Maßgabe 
der Beſchlüſſe des Magiſtrats vom 4. Oktober 1904 und der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung vom 27. desſelben Monats nach Anhörung von Kaufleuten 
und Handlungsgehilfen das nachſtehende Ortsſtatut erlaſſen. 


Errichtung und Zuſammenſetzung des Kaufmannsgerichts. 


$ 1. Zur Entſcheidung von Streitigkeiten aus dem Dienjt- oder Lehr⸗ 
verhältniſſe zwiſchen Kaufleuten einerſeits und ihren Handlungsgehilfen 
oder Handlungslehrlingen andererſeits wird ein Kaufmannsgericht errichtet, 
welches den Namen 

„Kaufmannsgericht zu Breslau“ 
führt. 

Sein Sitz iſt zu Breslau. 

Sein Bezirk umfaßt den Gemeindebezirk der Stadt Breslau. 

_ 82 Das Kaufmannsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 4 bis 
6 Stellvertretern und 50 Beiſitzern. 

„Die Zahl der Stellvertreter und Beiſitzer kann durch Beſchluß des 
en mit Genehmigung der Stadtverordneten-Verſammlung geändert 
werden. 

$ 3. Der Vorſitzende des Kaufmannsgerichts und ſeine Stellvertreter 
werden von dem Magiſtrat auf 3 Jahre gewählt. 

$ 4. Die Beiſitzer werden auf 3 Jahre gewählt. 

vaner deren Amtsperiode abgelaufen ift, ſcheiden erft dann aus, 
wenn ihre Nachfolger in das Amt eingetreten find. 
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Fällt im Laufe einer Wahlperiode mehr als die Hälfte der Beiſitzer einer 
Kategorie fort, ſo kann der Magiſtrat eine Erſatzwahl für den Reſt der Wahl⸗ 
periode anordnen. 

§ 5. Bei der Wahl der Beiſitzer bildet der geſamte Bezirk des Kauf- 
mannsgerichts einen Wahlbezirk. Zur Ausübung des Wahlrechts werden 
örtliche Wahlſtellen eingerichtet, deren Bezirke mit den zur Wahl der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung gebildeten Wahlbezirken der dritten Abteilung 
zuſammenfallen. 

Die Kaufleute haben ihr Wahlrecht an derjenigen Wahlſtelle aus⸗ 
zuüben, in deren Bezirk ſie ihre Handelsniederlaſſung haben, die Handlungs⸗ 
gehilfen an derjenigen Wahlſtelle, in deren Bezirk ſie in Beſchäftigung ſtehen. 

§ 6. Zur Leitung der Wahlen wird ein Wahlausſchuß beſtellt. Vor- 
figender des Wahlausſchuſſes iſt der Vorſitzende des Kaufmannsgerichts, 
Stellvertreter der von ihm beſtimmte ſtellvertretende Vorſitzende des Kauf- 
mannsgerichts. Der Wahlausſchuß beſteht ferner aus einem Kaufmann, 
einem Handlungsgehilfen und je einem Stellvertreter. Er nimmt an einer 
Wahlſtelle die Geſchäfte des Wahlvorſtandes wahr. Für jede der anderen 
Wahlſtellen wird ebenfalls ein Wahlvorſtand gebildet, der aus einem Vor⸗ 
ſitzenden, einem Stellvertreter, einem Kaufmann, einem Handlungsgehilfen 
und je einem Stellvertreter beſteht. Die Vorſitzenden und ſtellvertretenden 
Vorſitzenden werden vom Magiſtrat beſtimmt. Die Kaufleute und Handlungs- 
gehilfen werden für den Wahlausſchuß und jede Wahlſtelle geſondert von den 
der gleichen Kategorie angehörenden Mitgliedern des Ausſchuſſes des Kauf⸗ 
mannsgericht (§ 23) in geheimer Wahl oder durch Zuruf gewählt, erſtmalig 
durch den Magiſtrat ernannt. Der Wahlausſchuß und Wahlvorſtand faßt 
ſeine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit in der Beſetzung von 3 Mitgliedern, 
unter denen ein Vorſitzender, ein Kaufmaun und ein Handlungsgehilfe ſich 
befinden muß. 

§ 7. Zum Zwecke der Wahlen find für jede Wahlſtelle von dem 
Magiſtrate Liſten anzulegen, in welche alle Wähler einzutragen ſind, deren 
Stimmberechtigung innerhalb der bekannt zu gebenden Friſt von 2 Wochen 
bei den von dem Magiſtrate zu bezeichnenden Anmeldeſtellen mündlich oder 
ſchriftlich angemeldet iſt. Kaufleute, die mehrere Handelsniederlaſſungen 
haben, müſſen bei der Anmeldung auch angeben, welche Niederlaſſung für ihre 
Wahlſtelle beſtimmend ſein ſoll. Beſcheinigungen über die das Stimmrecht 
begründenden Tatſachen ſind auf Erfordern beizubringen. Bei unterlaſſener 
rechtzeitiger Anmeldung ruht das Stimmrecht. 

$ 8. Tag, Ort und Stunden der Wahl hat der Magiſtrat zu beſtimmen 
und unter Mitteilung der für die Wählbarkeit und Wahlberechtigung geſetz⸗ 
lich vorgeſchriebenen Bedingungen mindeſtens zweimal im Gemeindeblatt 
und durch Anſchlag bekannt zu machen dergeſtalt, daß zwiſchen der erſten 
Bekanntmachung und dem Wahltage eine Friſt von mindeſtens 6 Wochen 
liegt. In der Anzeige ſind zugleich die Wahlberechtigten zur Einreichung von 
Wahlvorſchlagsliſten aufzufordern, mit dem Hinweiſe, daß bei der Wahl 
die Stimmabgabe auf die rechtzeitig eingereichten Vorſchlagsliſten beſchränkt 
ſein werde. 

Die Vorſchlagsliſten, welche für Kaufleute und Handlungsgehilfen 
geſondert aufzuſtellen ſind und ſo viel Namen enthalten müſſen, als Beiſitzer 
von jedem der beiden Wahlkörper zu wählen ſind, müſſen unter Benennung 
eines für weitere Verhandlungen bevollmächtigten Vertreters von mindeſtens 
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50 zur Zeit der Einreichung wahlberechtigten Perſonen unter Angabe von 
Bor- und Zuname, Stand und Wohnung, unterzeichnet und ſpäteſtens drei 
Wochen vor der Wahl eingereicht ſein. Perſonen, die auf mehreren Liſten 
vorgeſchlagen ſind, werden gefragt, auf welcher Liſte ſie zu bleiben wünſchen. 
Geht binnen zwei Tagen keine Antwort ein, ſo werden ſie der Liſte zugerechnet, 
auf der ſie an oberſter Stelle ſtehen. Stehen ſie auf mehreren an gleicher 
Stelle, ſo bleiben ſie auf der Liſte, die zuerſt eingegangen iſt, bei Gleichzeitig⸗ 
keit entſcheidet das Los. Auf den übrigen Liſten erfolgt Streichung, von der 
ſofort den bevollmächtigten Vertretern Mitteilung gemacht und anheim 
gegeben wird, binnen zwei Tagen Erſatzvorſchläge zu machen. Die Erſatz⸗ 
männer kommen an die letzte Stelle der Liſte. 

Perſonen, die mehrere Liſten unterzeichnen, werden auf ſämtlichen 
Liſten geſtrichen. 

Geht nur eine Lifte ein, jo gelten, ohne daß es einer weiteren Wahl- 
handlung bedarf, die auf der Liſte Benannten als gewählt. 

Die Wahlvorſchlagsliſten werden nach der Reihenfolge ihres Eingangs 
mit Ordnungsnummern verſehen und mit dieſen, jedoch ohne die Namen der 
Unterzeichner, ſpäteſtens 10 Tage vor der Wahl in dem vorbezeichneten 
Blatte öffentlich bekannt gegeben. 


§ 9. Die Wahlhandlung iſt öffentlich und erfolgt in den einzelnen 
Wahlſtellen für die Kaufleute und die Handlungsgehilfen geſondert. Die an 
der Wahl ſich beteiligenden Perſonen haben ſich vor dem Wahlvorſtande, 
inſoweit fie nicht perſönlich bekannt find, auf Erfordern darüber auszuweiſen, 
daß ſie mit der in der Wahlliſte verzeichneten Perſonen identiſch ſind. Die 
Anerkennung der beigebrachten Legitimation bleibt dem Ermeſſen des Wahl- 
vorſtandes überlaſſen. Perſonen, welche in den Wahlliſten nicht eingetragen 
ſind, ſind von der Wahl zurückzuweiſen. 


§ 10. Das Wahlrecht kann nur in Perſon und durch Abgabe eines Stimm- 
zettels ausgeübt werden. Die Stimmzettel dürfen keine äußeren Kennzeichen 
haben, auch nicht unterſchrieben fein oder einen Proteſt oder Vorbehalt ent- 
halten. Sie ſind außerhalb des Wahllokals handſchriftlich oder im Wege der 
Vervielfältigung mit der deutlichen Bezeichnung ſämtlicher auf einer Vor⸗ 
ſchlagsliſte verzeichneten Perſonen zu verſehen und derart zuſammenzulegen, 
daß die darauf enthaltenen Namen verdeckt ſind. Zur Aufnahme der Stimm⸗ 
zettel ſind für beide Wahlkörper geſonderte Wahlurnen aufzuſtellen. Die zur 
Abgabe der Stimmen Zugelaſſenen haben ihre Stimmzettel zuſammengefaltet 
dem Vorſitzenden zu übergeben, welcher ſie uneröffnet in die Urne hineinlegt. 
In den Wählerliſten iſt durch ein in beſonderer Spalte eingetragenes Zeichen 
erſichtlich zu machen, welche der verzeichneten Perſonen ihr Wahlrecht aus⸗ 
geübt haben. 

$ 11. Nach Ablauf der zur Vornahme der Wahl feſtgeſetzten Zeit find 
nur noch die im Wahllokal bereits anweſenden Perſonen zur Wahl zuzulaſſen. 
Alsdann wird die Wahl für geſchloſſen erklärt und im Wahlprotokoll vermerkt, 
daß ſich während der für die Ausübung der Wahl feſtgeſetzten Zeit niemand 
weiter zur Ausübung des Wahlrechts gemeldet habe. 

Nunmehr wird die Zahl der in die Wahlurnen eingelegten Stimmzettel 
ermittelt und im Protokoll vermerkt. Hierauf erfolgt die Eröffnung der 
Stimmzettel. Als gültig werden nur diejenigen Stimmzettel erklärt, welche 
in ſämtlichen benannten Perſonen mit ſämtlichen Perſonen einer rechtzeitig 
eingereichten Wahlvorſchlagsliſte übereinſtimmen. 
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Demnächſt wird zur Feſtſtellung des Wahlergebniſſes geſchritten. Dieſe 
iſt durch den Wahlausſchuß vorzunehmen, dem die Wahlvorſteher die Wahl- 
protokolle und die Stimmzettel, gültige und ungültige geſondert, in ver- 
ſiegeltem Umſchlage einzuſenden haben. 


Der Wahlausſchuß ermittelt zunächſt, welche Zahl gültiger Stimmen 
auf jede der eingereichten Vorſchlagsliſten gefallen iſt. Es wird nunmehr die 
Zahl der von jedem Wahlkörper zu wählenden Beiſitzer auf die einzelnen 
Liſten nach dem Verhältnis ihrer Stimmenzahlen verteilt. Jeder Liſte fällt 
hierbei die Zahl von Beiſitzern zu, die ſich zur Geſamtzahl der Beiſitzer Ver- 
hält, wie die Zahl der auf die Liſte entfallenen Stimmen zu der Geſamtzahl 
der abgegebenen Stimmen. Bei Berechnung dieſer Beiſitzerzahlen werden 
zunächſt nur die ganzen Zeilen berückſichtigt, demnächſt die größten Bruch- 
zahlen zu ganzen abgerundet, bis die Geſamtzahl der Beiſitzer erreicht iſt. Die 
Perſonen der Gewählten ergeben ſich aus der für jede Liſte aufgeſtellten 
Reihenfolge. 

Der Wahlausſchuß hat das Wahlergebnis innerhalb einer Woche nach 
dem Wahltage dem Magiſtrate unter Beifügung der Wahlprotokolle und 
Stimmzettel anzuzeigen. 


$ 12. Das Ergebnis der Wahl iſt von dem Magiſtrate alsbald im 
Gemeindeblatte mit dem Hinweiſe darauf bekannt zu machen, daß Beſchwerden 
gegen die Rechtsgültigkeit der Wahl binnen einer Ausſchlußfriſt von einem 
Monat nach der Wahl bei ihm oder bei dem Bezirksausſchuſſe zu Breslau an- 
zubringen ſind. 

Gleichzeitig iſt jeder Gewählte von ſeiner Berufung zum Mitgliede des 
Kaufmannsgerichtes unter Hinweis auf die geſetzlichen Ablehnungsgründe 
mit der Aufforderung ſchriftlich in Kenntnis zu ſetzen, etwaige Ablehnungs— 
gründe bei dem Magiſtrate geltend zu machen. 


$ 13. An Stelle einer die Wahl mit Erfolg ablehnenden oder einer 
ſolchen Perſon, deren Wahl vom Bezirksausſchuß für ungültig erklärt worden 
iſt, gilt derjenige als gewählt, welcher in der Vorſchlagsliſte, der der Mus- 
ſcheidende entnommen war, unter den nicht Gewählten an oberſter Stelle ſteht. 


§ 14. Die endgültige Zuſammenſetzung des Kaufmannsgerichtes iſt 
durch das Gemeindeblatt bekannt zu machen. 

§ 15. Die Reihenfolge, in welcher die Beiſitzer an den Sitzungen des 
Kaufmannsgerichtes teilzunehmen haben, wird durch Ausloſung feſtgeſtellt. 
Das Los zieht der Vorſitzende. Über die Ausloſung wird ein Protokoll auf⸗ 
genommen. 


§ 16. Der Vorſitzende ladet die Beiſitzer zu dem Sitzungstage, an 
welchem ſie nach Maßgabe der Ausloſung in Tätigkeit zu treten haben, unter 
Hinweis auf die Folgen des Ausbleibens ſchriftlich ein. 


Eine Anderung in der beſtimmten Reihenfolge kann auf überein⸗ 
ſtimmenden Antrag der beteiligten Beiſitzer von dem Vorſitzenden bewilligt 
werden, ſofern die in den betreffenden Sitzungen zu verhandelnden Sachen 
noch nicht beſtimmt ſind. Der Antrag und die Bewilligung ſind aktenkundig 
zu machen. 


§ 17. Die Beiſitzer ſind verpflichtet, im Falle der Verhinderung ihre 
Entſchuldigungsgründe rechtzeitig dem Vorſitzenden anzuzeigen. 
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Wenn ein ausgeloſter Beiſitzer verhindert iſt oder nicht erſcheint, ſo kann 
ſtatt ſeiner der in der Reihenfolge nächſte Beiſitzer durch den Vorſitzenden 
einberufen werden. Der ausgebliebene Beiſitzer iſt alsdann an Stelle des 
ihn vertretenden Beiſitzers für die nächſte Sitzung zu laden. 

Die Beiſitzer haben jeden Wechſel ihrer Wohnung binnen drei Tagen 
dem Vorſitzenden anzuzeigen. 


$ 18. Das Kaufmannsgericht verhandelt und entſcheidet in der Be- 
ſetzung von fünf Mitgliedern, nämlich dem Vorſitzenden ſowie zwei Kauf- 
leuten und zwei Handlungsgehilfen als Beiſitzer. 

Ausnahmsweiſe genügt die Anweſenheit des Vorſitzenden und zweier 
Beiſitzer, von denen der eine Kaufmann, der andere Handlungsgehilfe 
ſein muß. 


$ 19. Die Beiſitzer erhalten für jede Sitzung, welcher fie beigewohnt 
haben, als Entſchädigung für Zeitverſäumnis 4 Mark. Die Zurückweiſung 
der Entſchädigung iſt unſtatthaft. 


$ 20. Die für das Kaufmannsgericht erforderliche Gerichtsſchreiberei 
wird mit derjenigen des Gewerbegerichts verbunden. 

Die erforderlichen Büro- und Schreibkräfte, Unterbeamten und 
Geſchäftsräume werden dem Kaufmannsgericht von der Stadt Breslau 
überwieſen. 

Der vom Magiſtrat ernannte Gerichtsſchreiber des Gewerbegerichts 
fungiert als ſolcher auch bei dem Kaufmannsgericht. Er und ſeine Gehilfen, 
welche an den Sitzungen als Protokollführer teilnehmen, werden von dem 
Vorſitzenden des Kaufmannsgerichts vereidigt. 


Als Zuſtellungsbeamte fungieren die vom Magiſtrat damit beauf- 
tragten Gemeindebeamten. 


Gebühren. 


$ 21. Für die Verhandlung des Rechtsſtreites vor dem Kaufmanns⸗ 
gerichte werden Gebühren nach den im § 58 des Gewerbegerichtsgeſetzes 
genannten Sätzen erhoben.“) 


$ 22. Wird das Kaufmannsgericht als Einigungsamt tätig, jo er⸗ 
halten die Vertrauensmänner und Beiſitzer auf ihren Antrag Entſchädigung 


3 *, § 58. Für die Verhandlung des Rechtsſtreits vor den Gewerbegerichten wird eine 
einmalige Gebühr nach dem Werte des Streitgegenſtandes erhoben. 
Dieſelbe beträgt bei einem Gegenſtande im Werte bis 20 & einſchließlich . 1,00 M, 

von mehr als 20 „ bis 50 K einſchließlich. en eee e ee e 

3 80 100 5 e e eee eee 
Die ferneren Wertsklaſſen ſteigen um je 100 , die Gebühren um je 3 «HM. Die höchſte Gebühr 
beträgt 30 . 

Wird der Rechtsſtreit durch Verſäumnisurteil oder durch eine auf Grund eines An⸗ 
erkenntniſſes oder einer Zurücknahme der Klage erlaſſene Entſcheidung erledigt, ohne daß eine 
kontradiktoriſche Verhandlung vorhergegangen war, ſo wird eine Gebühr in Höhe der Hälfte der 
oben bezeichneten Sätze erhoben. 

Wird ein zur Beilegung des Rechtsſtreits abgeſchloſſener Vergleich aufgenommen, jo 
wird eine Gebühr nicht erhoben, auch wenn eine kontradiktoriſche Verhandlung vorausgegangen war. 

Schreibgebühren kommen nicht in Anſatz. Für Zuſtellung werden bare Auslagen nicht 
erhoben Im übrigen findet die Erhebung der Auslagen nach Maßgabe des $ 79 des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes ftat. Der $ 2 desſelben findet Anwendung. 


— 376 — 


für Zeitverſäumnis gemäß § 19 des Statutes, die Auskunftsperſonen eine 
Vergütung nach Maßgabe der Gebührenordnung für Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige. 


Gutachten und Anträge des Kaufmannsgerichtes. 


§ 23. Gutachten und Anträge des Kaufmannsgerichts find unter 
Leitung des Vorſitzenden von einem Ausſchuſſe zu beraten und zu beſchließen. 


§ 24. Der Ausſchuß beſteht aus 12 Kaufleuten und 12 Handlungs- 
gehilfen, welche nach jeder Neuwahl der Beiſitzer für die Wahlperiode von 
ſämtlichen Beiſitzern, getrennt nach Kaufleuten und Handlungsgehilfen, aus 
ihrer Mitte unter Leitung des Vorſitzenden gewählt werden. Zugleich mit 
den Mitgliedern wird für jedes Mitglied ein Stellvertreter gewählt, der für 
den Fall des Ausſcheidens und der Behinderung an deſſen Stelle tritt. 


§ 25. Die Wahl erfolgt, falls keiner der Beiſitzer Widerſpruch erhebt, 
durch Zuruf, andernfalls getrennt von Kaufleuten und Handlungsgehilfen 
durch verſchloſſene Stimmzettel in der Weiſe, daß jeder Stimmberechtigte jo 
viele Namen auf einen Stimmzettel ſchreibt, wie Ausſchußmitglieder gewählt 
werden ſollen. Gewählt ſind diejenigen, auf welche die meiſten Stimmen 
gefallen ſind. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das durch den Vorſitzenden 
zu ziehende Los. 


À § 26. Der Vorſitzende des Kaufmannsgerichtes beruft den Ausſchuß 
desſelben und leitet ſeine Verhandlungen. 


Der Vorſitzende kann ſich durch einen ſtellvertretenden Vorſitzenden Ver- 
treten laſſen. Auch können die ſtellvertretenden Vorſitzenden an den Ver- 
handlungen des Ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen. 


§ 79. Gerichtskoſtengeſetzes: An baren Auslagen werden erhoben: 


1. Schreibgebühren für ſolche Ausfertigungen und Abſchriften, welche nur auf 
Antrag ereilt werden, oder welche angefertigt werden, weil die Partei es unter⸗ 
läßt, einem von Amts wegen zuzuftellenden Schriftiate die erforderliche Zahl von 
Abſchriften beizufügen; 

2. Telegraphengebühren und die im Fernverkehre zu entrichtenden Fernſprechgebühren; 

3. 20 durch Einrückung einer Bekanntmachung in öffentliche Blätter entſtehenden 

oſten; 
die an Zeugen und Sachverſtändige zu zahlenden Gebühren; 
die bei Geſchäften außerhalb der Gerichtsſtelle den Gerichtsbeamten zuſtehenden 
Tagegelder und Reiſekoſten; 
6. die an andere Behörden oder Beamte oder an Rechtsanwälte für deren Tätigkeit 
zu zahlenden Beträge; 
die Koſten eines Transports von Perſonen; 

die Haftloften nach Maßgabe der für die Strafhaft geltenden landesgeſetzlichen 
Vorſchriften. 

Wird ein Urteil nach § 317 Abſ. 3 unter Benutzung einer dem Gerichte vorgelegten 
beglaubigten Abſchrift der Klageſchrift oder des Zahlungsbefehls ausgefertigt, jo find für die Aus- 
fertigung keine Schreibgebühren zu entrichten. 

§ 2. Gerichtskoſtengeſetzes: Eine Erhebung von Stempeln und anderen Abgaben neben 
den Gebühren findet nicht ſtatt. 

Urkunden, von denen im Verfahren Gebrauch gemacht wird, ſind nur inſoweit einem 
Stempel oder einer anderen Abgabe unterworfen, als ſie es ohne dieſen Gebrauch ſein würden. 

Urkunden, welche im Verfahren errichtet werden, bleiben, ſoweit ihr Inhalt über den 


Gegenſtand des Verfahrens hinausgeht, den allgemeinen Vorſchriften über Erhebung von Stempeln 
oder anderen Abgaben unterworfen. 
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Beſchlüſſe werden von dem Ausſchuſſe ausſchließlich des Vorſitzenden 
mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Ein Antrag, für welchen nur die 
Hälfte der Stimmen abgegeben iſt, gilt als abgelehnt. 


Der Ausſchuß iſt nur beſchlußfähig, wenn mindeſtens die Hälfte der 
zugehörigen Kaufleute und Handlungsgehilfen anweſend iſt. 
$ 27. Der Ausſchuß muß berufen werden, 

1. wenn über die Abgabe eines Gutachtens der im § 18 Abſ. 1 des Geſetzes 
bezeichneten Art zu beraten oder zu beſchließen iſt, 

2. wenn von mindeſtens 15 Beiſitzern des Kaufmannsgerichtes beantragt 
wird, daß eine von ihnen bezeichnete Frage zum Gegenſtande eines Mn- 
trages der im § 18 Abſ. 2 des Geſetzes bezeichneten Art gemacht werde.“) 

Andere als die dort bezeichneten Fragen ſind vom Vorſitzenden nicht 
zur Verhandlung zu bringen. 


$ 28. Über die Verhandlungen des Ausſchuſſes iſt ein Protokoll auf⸗ 
zunehmen, welches bei hervortretenden Meinungsverſchiedenheiten erſichtlich 
machen muß, welche Meinungen von den Kaufleuten und welche von den 
Handlungsgehilfen vertreten worden ſind. 

Etwaige Abſtimmungen ſind ſo vorzunehmen und zu protokollieren, 
daß das Ergebnis derſelben bezüglich der Kaufleute und der Handlungsgehilfen 
getrennt erſichtlich iſt. 


$ 29. Mit dem von dem Ausſchuſſe beſchloſſenen Gutachten oder An⸗ 
trage iſt eine Abſchrift des über die Verhandlungen aufgenommenen Pro- 
tokolles einzureichen. 

Iſt über ein vom Kaufmannsgerichte erfordertes Gutachten ein Beſchluß 
nicht zuſtande gekommen, ſo iſt eine Abſchrift des über die Verhandlung aufge⸗ 
nommenen Protokolles einzureichen. 


Schlußbeſtimmung. 


$ 30. Dieſes Ortsſtatut tritt, ſoweit es ſich auf die Durchführung der 
zur Errichtung des Kaufmannsgerichtes erforderlichen Einrichtungen bezieht, 
3 dem Tage der Bekanntmachung, im übrigen mit dem 1. Januar 1905 
in Kraft. 


X. 780. 04. Gem. Bl. vom 20. November 1904. S. 667. 1907. S. 557. 


bj 8 18 Abf. 1 und 2 lautet: Das Kaufmannsgericht ift verpflichtet, auf Anſuchen von 
Staatsbehörden oder des Vorſtandes des Kommunalverbandes, für welchen es errichtet iſt, Gut⸗ 
achten über Fragen abzugeben, welche das kaufmännische Dienft- oder Lehrverhältnis betreffen. 

Das Kaufmannsgericht iſt berechtigt, in den bezeichneten gragen Anträge an Behörden, 
an Vertretungen von Kommunalverbänden und an die geſetzgebenden Körperſchaften der Bundes⸗ 
ſtaaten oder des Reiches zu richten. 


— 


VI. Abſchnitt. 
Städtiſche Bank. 


1. Fatzung für die Städtiſcht Bank zu Breslau 
vom 17. Mai 1911. 


Nach $ 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und dem Beſchluſſe 
der Stadtverordneten-Verſammlung vom 28. April 1911 wird für die 
Städtiſche Bank zu Breslau folgende Satzung erlaſſen: 

§ 1. Firma und Zweck der Bank. Die Bank führt die 
Firma: 

„Städtiſche Bank zu Breslau“. 

Ihr Zweck iſt Handel und Gewerbe zu unterſtützen, Kapitalien nutz⸗ 
bar zu machen, Vermögensmaſſen zur Aufbewahrung und Verwaltung ent- 
gegen zu nehmen. 

Sie ift durch Miniſterial⸗Erlaß vom 17. Dezember 1899 als amtliche 
Hinterlegungsſtelle für Mündel- ꝛc. Vermögen beſtellt worden. 

Für die Verbindlichkeiten der Städtiſchen Bank haftet die Stadtgemeinde 
Breslau. 


§ 2. Sitz der Bank. Der Sitz der Bank ift Breslau. 
83. Betriebs-Kapital. Das Betriebs-Kapital der Bank 
beſteht: 


a. aus einem Stammkapital von Mark 3 000 000, welches von der Stadt- 
gemeinde Breslau beſchafft iſt, 
b. aus einem Reſervefonds von Mark 600 000. 
§ 4. Geſchäfte der Bank. Die Bant ift, ſoweit dieje Satzung 
nicht etwas anderes beſtimmt, zum gewerbsmäßigen Betriebe von Bank- 
geſchäften befugt. Sie kann nach Maßgabe der nachfolgenden Vorſchriften 
und der Anweiſungen des Bankkuratoriums Geſchäfte folgender Art bewirken: 
I. An- und Verkauf von Wechſeln (Diskontgeſchäft), welche in Deutſch⸗ 
land zahlbar und nicht erheblich ſpäter als drei Monate nach dem Datum der 
Diskontierung fällig ſind. Bedingung iſt, daß für die Wechſel mindeſtens 
zwei als zahlungsfähig bekannte Verpflichtete haften oder eine der Nr. II ent- 
ſprechende Sicherheit gewährt wird. Alle Wechſel müſſen ein auf die Bank 
lautendes Giro tragen. Wechſel zu akzeptieren oder zu ziehen iſt die Bank 
nicht befugt. 

II. Gewährung von Darlehen gegen Unterpfand (Lombardgeſchäft) oder 
Bürgſchaft. Zinsbare Darlehen dürfen auf nicht erheblich länger als 3 Monate 
gegeben werden gegen Bürgſchaften zahlungsfähiger Perſonen oder Firmen 
oder gegen Verpfändung der nachſtehend genannten Wertpapiere und 
ſonſtigen Sicherheiten nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen: 

Es dürfen beliehen werden: 
a. Mit 95 % des Kurswertes Banknoten fremder Staaten, mit 95 15 
des Nennwertes Inlandswechſel. 
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b. Mit 85% des Kurswertes: Anleihen des Deutſchen Reiches und der 
deutſchen Bundesſtaaten, preußiſche landſchaftliche Pfand⸗ und Renten⸗ 
briefe, Berliner Pfandbriefe, Obligationen deutſcher Städte, preußiſcher 
Provinzen und Kreiſe; Reichs und Staatsſchuldbuchforderungen, 
Branntwein⸗Kontingentſcheine, Anerkenntniſſe über Steuervergüti⸗ 
gungen für ausgeführten Branntwein, Aktien-Stammprioritäten und 
Prioritäts⸗Obligationen verſtaatlichter deutſcher Eiſenbahnen, Kom— 
munal-Obligationen deutſcher Hypothekenbanken. 

e. Mit 80% des Kurswertes: Pfandbriefe deutſcher Hypothekenbanken, 
Prioritäts⸗Obligationen deutſcher Privatbahnen. 

d. Mit 65 % des Kurswertes: Aktien und Stamm-Prioritäten deutſcher 

Privatbahnen, ausländiſche Bodenkredit- Pfandbriefe, ausländiſche 
Hypotheken⸗Pfandbriefe, ſtaatlich garantierte Eiſenbahn-Prioritäten 
ausländiſcher Eiſenbahnen, alle dieſe Papiere, wenn und ſoweit ſie 
an der Berliner oder Breslauer Börſe regelmäßig notiert werden und 
in Breslau gangbar ſind, ſowie ausländiſche Staats- und Stadt⸗ 
anleihen. 

e. Mit 50 % des Kurswertes: Andere auf den Inhaber lautende geldwerte 
Papiere, die an der Berliner oder Breslauer Börſe regelmäßig notiert 
werden und in Breslau gangbar ſind, ſoweit ihre Beleihung von dem 
Bankkuratorium zugelaſſen iſt. 

Über den Nennwert hinaus dürfen Beleihungen nicht ſtattfinden, 
auch wenn der Kursſtand es geſtatten würde. 

f. Hypotheken, welche auf in Breslau belegenen Grundſtücken haften, 
innerhalb des zehnfachen Nutzungswertes oder innerhalb 60 % des 
gemeinen Wertes. 

Dem Bankkuratorium bleibt überlaſſen, den Beleihungswert für 
einzelne oder alle vorgenannte Wertpapiere zeitweiſe niedriger feſtzuſetzen 
als vorſtehend für die verſchiedenen Gattungen angegeben iſt, auch bei 
einzelnen Wertpapieren die Beleihungsfähigkeit zeitweiſe auszuſchließen. 

Darlehne, welche gegen Unterpfänder der zu e und f genannten Art 
und gegen Bürgſchaften gegeben werden, dürfen im ganzen den Betrag von 
1 Million Mark nicht überſteigen. 

An preußiſche ſtaatliche, kommunale und kirchliche Verbände ſowie an 
N Sparkaſſen können Darlehen auch ohne Unterpfänder gegeben 
werden. 


III. Kreditgewährung in laufender Rechnung (Konto-Korrent)s) gegen 
die zu II genannten Sicherheiten. 

Kredite können in laufender Rechnung auf nicht im voraus beſtimmte 
Zeit gewährt werden. Der Bank ſteht jedoch das Recht zu, beſtehende Ge- 
ſchäftsverbindungen jederzeit aufzuheben. 

Die Geſamtſumme, bis zu der Kredite im Kontokorrentverkehr gewährt 
werden können, wird vom Bankkuratorium feſtgeſetzt. 

IV. Annahme verzinslicher Depoſitengelder im Depoſiten- und Sched- 
verkehr und in laufender Rechnung. 

V. Ans und Verkauf von Wertpapieren und Geldſorten der unter 
TI a—e bezeichneten Art für eigene Rechnung, doch darf der Beſtand an ſolchen 
zwei Millionen Mark nicht überſteigen; ferner An- und Verkauf von Wert⸗ 
papieren und Geldſorten jeder Art für fremde Rechnung. Es iſt der Bank 


*) Die Bedingungen für den Kontokorrentverkehr ſind noch in Vorbereitung. 
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nicht geſtattet, Waren oder Wertpapiere für eigene oder fremde Rechnung auf 
Zeit zu kaufen oder zu verkaufen oder für Erfüllung ſolcher Geſchäfte Bürg⸗ 
ſchaft zu übernehmen. 

VI. Einlöſung völliger Bins- und Dividendenſcheine. 

VII. Scheck- und Giroverkehr. ; 

VII. Aufbewahrung und Verwaltung von Wertpapieren. 

IX. Aufbewahrung verſchloſſener Depots, Wertpakete 2c. 

X. Vermietung von Schrankfächern. 

Bankgeſchäfte anderer Art kann die Bank nach Vorſchlag des Kura⸗ 
toriums auf Grund eines von der Stadtverordneten-Verſammlung ge— 
nehmigten Beſchluſſes des Magiſtrats übernehmen. 


§ 5. Bekanntmachungen. Alle öffentlichen Bekanntmachungen 
der Bank müſſen in zwei hierſelbſt erſcheinenden Tagesblättern erfolgen. 

$6. Kuratorium. Zuſammenfſetzung desſelben. 

Die obere Leitung der Bank führt ein Kuratorium; dieſes beſteht aus 
dem vom Oberbürgermeiſter aus der Zahl der Magiſtratsmitglieder zu be⸗ 
ſtimmenden Vorſitzenden und aus: 

a. vier von dem Oberbürgermeiſter zu ernennenden Mitgliedern des 
Magiſtrats, deren einem die Vertretung des Vorſitzenden zu über⸗ 
tragen iſt; 

b. acht von der Stadtverordneten-Verſammlung gewählten Mitgliedern. 
Die Wahl dieſer Mitglieder erfolgt auf 6 Jahre. Mit dem Verluſte 
des Bürgerrechts ſcheidet ein Mitglied von ſelbſt aus dem Kuratorium 
aus. 
§ 7. Sitzungen des Kuratoriums. Das Kuratorium ver- 

ſammelt ſich auf Einladung des Vorſitzenden oder auf den Antrag von 
3 Mitgliedern. : 

Zu einem gültigen Beſchluſſe ift die Anweſenheit von mindeſtens 7 Mit- 
gliedern erforderlich. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreters. 

§ 8. Rechte und Pflichten des Kuratoriums. Das 
Kuratorium berät und verfügt innerhalb der Grenzen der Satzung über 
alle Angelegenheiten der Bank. 

Jusbeſondere gehören zu den Rechten und Pflichten des Kuratoriums: 

a. die im § 4 feiner Entſcheidung vorbehaltenen Angelegenheiten; 

b. die Anordnung aller Maßregeln, welche es zu einem geregelten und 
en der Bank angemeſſenen Betriebe der Geſchäfte für nötig 
erachtet; 

c. die Prüfung der im Diskont⸗, Lombard- und Kontokorrentverkehr ge- 
gebenen Kredite und Sicherheiten; 

d. die monatliche Prüfung der Geſchäftsbücher, der Kaſſe und der Wechiel- 
und Effektenbeſtände durch abzuordnende Mitglieder, welche eine Ver: 
handlung über die Prüfung aufzunehmen haben; 

e. die 5 Kaſſenprüfungen, ſo oft es ſolche für angemeſſen 
erachtet; 

f. die Prüfung und Feſtſtellung der von dem Vorſtande ihm einzu⸗ 
reichenden Bilanz, ſowie die Feſtſtellung des am Schluſſe jedes Ge— 
ſchäftsjahres abzuliefernden Überſchuſſes. 


$ 9. Ausfertigungen des Kuratoriums. Alle Aus- 
fertigungen des Kuratoriums werden von dem Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreter und von einem Mitgliede des Kuratoriums unterſchrieben. 


$ 10. Verhältnis zum Magiſtrat. Das Kuratorium ift 
eine ſtädtiſche Deputation nach § 59 der Städteordnung. 


§ 11. Vorſtand. Seine Zuſammenſetzung und Legi- 
timation. Der Vorſtand beſteht aus dem erſten Beamten der Bank; 
dem Direktor, als dem geſchäftsführenden Mitgliede, dem zweiten Beamten 
der Bank, dem Rendanten, und aus zwei nach Anordnung des Kuratoriums 
aus dem Kuratorium zu beſtimmenden Mitgliedern, die jedoch nie einer und 
derſelben Firma angehören dürfen. Ihre Namen und die der Mitglieder 
des Kuratoriums ſind bei jedem in den Perſonen eingetragenen Wechſel zu 
veröffentlichen. Dritten Perſonen gegenüber kann nicht entgegengeſetzt 
werden, daß Mitglieder des Kuratoriums, welche als Vorſtandsmitglieder 
gehandelt haben, dazu nicht abgeordnet geweſen ſeien. 

8 12. Rechte und Pflichten des Vorſtandes. Der Bor- 
ſtand vertritt die Bank nach außen, bringt die Bankgeſchäfte zur Ausführung 
und beſorgt die Verwaltung des Bankvermögens, hat jedoch bei der Ausübung 
feiner Tätigkeit die Vorſchriften und Anweiſungen des Kuratoriums zu be- 
folgen. 

8 § 13. Weitere Befugniſſe des Vorſtandes. Die Be- 
fugnifje des Vorſtandes erſtrecken fich bei gerichtlichen und außergerichtlichen 
Geſchäften auf alle Angelegenheiten, auch auf ſolche, in welchen die Geſetze 
eine beſondere Vollmacht erfordern. Der Vorſtand iſt Dritten gegenüber 
nicht verpflichtet, den Nachweis zu führen, daß er innerhalb ſeiner Befugniſſe 
gehandelt hat. 

14. Quittungsleiſtung ꝛc., Erklärungen, Ure 
kunden x. Zu Quittungen über Gelder, Urkunden, Vermögensſtücke und 
zur Ausſtellung der Wechſel-Giri ift die unter der Firma der Bank (§ 1) zu 
vollziehende gemeinſchaftliche Unterſchrift des geſchäftsführenden Mitgliedes 
des e und des Rendanten oder deren Stellvertreter erforderlich. 
$$ 11, 15. 

In allen übrigen Fällen genügen die Unterſchriften von zwei Bor- 
ſtandsmitgliedern unter der Firma der Bank. 

Nur die in vorſtehender Weiſe vollzogenen Unterſchriften verpflichten 
die Bank und zwar ſowohl gegen jede richterliche und andere öffentliche Be⸗ 
hörde als gegen jeden Privaten. 

; $ 15. Stellvertretung. Bei Krankheits- oder ſonſtigen Be- 
hinderungsfällen des geſchäftsführenden Mitgliedes des Vorſtandes oder des 
Rendanten übernimmt ein von dem Vorſitzenden des Kuratoriums oder 
deſſen Stellvertreter dazu beſtimmtes Mitglied des Kuratoriums oder dazu 
ernannter Angeſtellter der Bank vorläufig deſſen Dienſt. 

$ 16. Monats und Jahresabſchlüſſe. Der Vorſtand 
hat am Schluſſe eines jeden Verwaltungsjahres eine kaufmänniſchen Grund⸗ 
>a entſprechende Bilanz aufzuſtellen und dem Bankkuratorium zu über⸗ 


Allmonatlich iſt von ihm eine Überſicht der am letzten Tage des ver⸗ 
floſſenen Monats in der Bank vorhanden geweſenen Aktiva und Paſſiva und 
nach dem Jahresſchluſſe ein alle Geſchäftszweige umfaſſender vom Bank⸗ 


kuratorium zu genehmigender kurzer Geſchäftsbericht für das abgelaufene 
Jahr dem Magiſtrat einzureichen. Zu a 


an 


Außerdem hat der Vorſtand allmonatlic eine Überficht der am Schluſſe 
des vergangenen Monats vorhandenen Aktiva und Paſſiva unter Angabe des 
Betrages der weiter begebenen noch laufenden Wechſel und ſpäteſtens drei 
Monate nach dem Schluſſe eines jeden Geſchäftsjahres die Jahresbilanz und 
Gewinnberechnung öffentlich bekannt zu machen. 

§ 17. Außerordentliche Sitzungen. Jedes Vorjtands- 
mitglied ift befugt, in dringenden Fällen bei dem Vorſitzenden des Kura- 
toriums die Berufung einer außerordentlichen Sitzung zu beantragen. 


$ 18. Rechnungsabſchluß. Reſervefonds. Über- 
ſchuß. Die Bücher der Bank werden mit dem 31. März jeden Jahres 
abgeſchloſſen. Die Bilanz wird von dem Kuratorium geprüft und feſt⸗ 
geſtellt. Der Überſchuß der Aktiva über die Paſſiva bildet den Reingewinn 
der Bank. 

Bei Aufnahme der Bilanz müſſen ſowohl die ſämtlichen verausgabten 
Geſchäftsunkoſten als auch alle vorgekommenen Verluſte abgeſetzt werden. 
Die etwa vorhandenen Wertpapiere dürfen niemals mit einem höheren als 
dem Erwerbungskurſe und, wenn der Börſenkurs am Tage der Bilanz- 
aufnahme niedriger als der Erwerbungskurs iſt, nur zu dem Börſenkurſe in 
der Bilanz angeſetzt werden. 

Von dem auf dieſe Weiſe ermittelten Reingewinn erhalten zunächſt 
das geſchäftsführende Mitglied des Vorſtandes und der Rendant die ihnen 
durch Vertrag bewilligten Gewinnanteile. 


Sollte ſich durch eine Jahresbilanz eine Verminderung des Stamm— 
kapitals (§ 3a) herausſtellen, ſo dient zunächſt der Reſervefonds (§ 3b) zur 
Deckung. Reicht dieſer dazu nicht hin, jo dienen die zunächſt erzielten Rein- 
gewinne vorzugsweiſe zur Wiederergänzung des Stammkapitals; bevor dieſe 
ſtattgehabt hat, darf weder eine neue Reſerve angeſammelt, noch ein Über— 
ſchuß abgeliefert werden. So oft und ſo lange ſich aber nach Wiederergänzung 
des Stammkapitals der Reſervefonds erſchöpft oder angegriffen findet, darf 
von dem alsdann zunächſt erzielten Reingewinne nach Berichtigung der 
bewilligten Gewinnanteile nur die Hälfte als Überſchuß abgeliefert werden. 
Die andere Hälfte muß verwendet werden, um den Reſervefonds wieder auf 
ſeine frühere Höhe zu bringen. 

Der Reſervefonds darf zu keinen anderen Zwecken als zu der vorſtehend 
gedachten Ergänzung des Stammkapitals verwendet werden. 

§ 19. Der Überſchuß wird jährlich nach erfolgtem Abſchluſſe an die 
Stadthauptkaſſe abgeliefert. 

$ 20. Rechnungslegung. Prüfung. Entlaſtung. 
Nach erfolgtem Jahresabſchluſſe und deſſen Feſtſtellung durch das Kuratorium 
werden die Ergebniſſe der Verwaltung des abgelaufenen Jahres in einer nach 
kaufmänniſcher Art zuſammenzuſtellenden Rechnung nachgewieſen. Die 
Rechnung iſt bis zum 1. Oktober jeden Jahres der dazu beſtimmten Reviſions⸗ 
kommiſſion vorzulegen. 

5 Dieſe beſteht aus dem Kämmerer und vier von der Stadtverordneten— 
Verſammlung aus ihrer Mitte alljährlich zu wählenden Mitgliedern. 

Nach Prüfung der Rechnung werden etwaige Erinnerun ; 

Vorſtand der Bank erledigt. 5 : es 


Die Erteilung der Entlaſtung erfolgt durch die ſtädtiſchen Behörden. 


$ 21. Auflöſung der Bank. Über die Beſtände der Bank 


darf in dem Falle der Auflöſung erſt nach Ablauf von ſechs Monaten, von 
dem Tage an gerechnet, wo die Bekanntmachung der Auflöſung zum dritten 


Male 


erfolgte, anderweit verfügt werden. Die Befriedigung der Gläubiger 


erfolgt in dieſem, wie in allen anderen Fällen, zunächſt aus den Beſtänden der 


Bank, 


in weiterer Vertretung aber durch die Stadtgemeinde Breslau. 


O. 279. 11. Gem. Bl. 1911. S. 638. 
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Bedingungen für den Lombardverkehr der Städtiſchen Bank.“) 


Allgemeine. 


$ 1. Die Städtiſche Bank zu Breslau beleiht: 

Gold und Silber, gemünzt oder ungemünzt; 

zinstragende oder ſpäteſtens nach einem Jahre fällige und auf den 
Inhaber lautende Schuldverſchreibungen des Reichs oder eines 
deutſchen Staates oder zinstragende, auf den Inhaber lautende Schuld- 
verſchreibungen, deren Zinſen vom Reiche oder einem deutſchen 
Staate garantiert ſind, Schuldverſchreibungen der Stadt Breslau, 
landſchaftliche Pfandbriefe und Rentenbriefe der preußiſchen Provinzen 
bis 85 pCt. ihres Kurswertes; 


. zinstragende, auf den Inhaber lautende Schuldverſchreibungen anderer 


preußiſcher kommunaler Korporationen bis zu 80 pCt. ihres Kurs⸗ 
wertes; 


Pfandbriefe unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehender Bodenkredit⸗Inſtitute 


Deutſchlands und deutſcher Hypothekenbanken auf Aktien, voll- 
eingezahlte Stamm- und Stammprioritäts-Aktien und Prioritäts⸗ 
Obligationen deutſcher Eiſenbahn-Geſellſchaften, deren Bahnen im 
Betriebe ſind, bis zu 75 pCt. ihres Kurswertes; 


. zinstragende, auf den Inhaber lautende Schuldverſchreibungen nicht 


deutſcher Staaten, ſowie ſtaatlich garantierte ausländiſche Eiſenbahn⸗ 
Prioritäts⸗Obligationen bis zu 60 pCt. ihres Kurswertes. 

Bei allen vorſtehend unter b bis e aufgeführten Papieren darf 
eine Beleihung über den Nennwert hinaus niemals ſtattfinden, ſelbſt 
wenn der Kurswert es geſtatten würde. Auch bleibt es dem Bank⸗ 
Kuratorium vorbehalten, den Beleihungswert für einzelne oder alle 
vorgenannten Papiere zeitweiſe niedriger zu normieren als vorſtehend 
für die verſchiedenen Gattungen vorgeſehen iſt und für dieſe Papiere 
die Beleihungsfähigkeit zeitweiſe auszuſchließen. 


. Wechjel, welche anerkannt ſolide Verpflichtete aufweiſen, mit einem 


Abſchlag von mindeſtens 5 pCt. ihres Wertes; 

im Inlande lagernde, dem Verderben nicht ausgeſetzte Kaufmanns⸗ 
waren, höchſtens bis zu zwei Dritteilen ihres Wertes. 

$ 2. Das Darlehn kann beliebig auf eine beſtimmte Friſt innerhalb 
Monate oder zu gegenſeitig täglich freiſtehender ganzer oder teilweiſer 


Rückzahlung bezw. Rückforderung gegeben werden. Die Zinſen werden, 


* Neue Bedingungen auf Grund der neuen Satzung und der neuen Beſtimmungen der 


Reichsbank ſind in Vorbereitung. Bis auf weiteres gelten noch die oben abgedruckten. 
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wenn die Darlehen an den letzten vier Werktagen oder an dem erſten Werktage 
eines Monats entnommen ſind, mindeſtens für acht Tage, wenn ſie an 
den letzten vier Werktagen oder an dem erſten Werktage eines Viertel- 
jahrs entnommen ſind, mindeſtens für vierzehn Tage, bei allen übrigen 
Darlehen nur bis zum Zahlungstage berechnet. 8 

§ 3. Kleinere Beträge als 300 Mark leiht die Städtiſche Bank nicht 
aus und müſſen auch alle Rückzahlungen mit der Ziffer 100 teilbar ſein. 


§ 4. Jeder Darlehnsnehmer empfängt einen Pfandſchein, auf dem 
ſowohl der Darlehns-Betrag, als auch die dagegen eingelegten Pfänder ver- 
zeichnet ſtehen. Derſelbe dient auch dazu, die Erhöhungen des Darlehns und 
Zulegung von Pfändern, ſowie die Teilabzahlungen und entſprechende Pfand⸗ 
Herausnahme nachzuweiſen und über den Empfang der Zinſen zu quittieren. 

§ 5. Die auf den Pfandſcheinen ſeitens der Organe der Städtiſchen 
Bank nachgetragenen Veränderungen an Kapital- oder Unterpfand haben für 
beide Teile Beweiskraft und Verbindlichkeit. 

§ 6. Sofern etwas anderes nicht verabredet, berechnet die Städtiſche 
Bank die Zinſen zu dem bei der Reichsbank jeweilig beſtehenden Lombard⸗ 
Zinsfuße und hat der Darlehnsnehmer in den letzten drei Tagen jedes 
Kalender⸗Vierteljahres, oder, ſobald eine Anderung oder die Fälligkeit des 
Kapitals eintritt, die Zinſen zu zahlen. 

$ 7. Die Städtiſche Bank iſt berechtigt, jeden, welcher das Darlehn 
nebſt Zinſen und Koſten abträgt und dieſen Pfandſchein zurückgibt oder ihn 
zu einem anderen Zwecke vorlegt, für den rechtmäßigen Eigentümer desſelben 
und des Unterpfandes, auch ohne daß der Pfandſchein auf ihn giriert iſt, an⸗ 
zuſehen; ſie übernimmt keine Verpflichtung, die Legitimation und Verfügungs⸗ 
fähigkeit des Inhabers oder deſſen, der über den Rückempfang des Pfandes 
quittiert, ſowie die Richtigkeit der Quittung zu unterſuchen. Der Verpfänder 
wird daher erinnert, den Pfandſchein vor ungetreuen Händen zu bewahren, 
damit ein Unbefugter nicht neue Darlehne darauf entnehme oder das Unter⸗ 
pfand an einen Unbefugten ausgeantwortet werde. Deſſen ungeachtet behält 
ſich die Städtiſche Bank, ohne jedoch irgend eine Verpflichtung oder Gewähr- 
leiſtung dafür zu übernehmen, das Recht vor, die Legitimationen und die 
Verfügungsfähigkeit des Überbringers des Pfandſcheines zu prüfen. 

§ 8. Ohne Rückgabe des quittierten Pfandſcheines wird weder das 
Unterpfand, noch im Falle des erfolgten Verkaufs desſelben der dem Ber- 
pfänder etwa verbliebene Überſchuß eher herausgegeben, als bis der Ber- 
pfänder den Pfandſchein gerichtlich hat mortifizieren laſſen, auch wird der 
gedachte Überſchuß bis dahin auf feine Gefahr nur als ein unverzinsbares 
Depoſitum bei der Bank aufbewahrt. 

$ 9. Bei verpfändeten Effekten, die einer Kündigung, Verloſung, 
Auszahlung oder ſonſtigen Veränderung unterliegen oder öffentlich auf- 
gerufen werden, hat der Verpfänder die zur Sicherung ſeines Intereſſes 
nötigen Maßregeln ſelbſt zu beſorgen, widrigenfalls die nachteiligen Folgen 
ihn allein treffen. > 

8 10. Sinkt während der Dauer des Darlehns der Kurs oder markt⸗ 

gängige Preis des Unterpfandes, ſo iſt der Verpfänder verpflichtet, binnen 
drei Tagen die urſprüngliche Sicherheit durch angemeſſene Abſchlagszahlung 
oder Erhöhung des Pfandes wieder herzuſtellen. Wenn dies nicht geſchieht, 
oder der Darlehnsnehmer die Zinſen an deren Fälligkeitstagen nicht pünktlich 


— 385 — 


zahlt, oder das Darlehn zur Verfallzeit nicht zurückgezahlt wird, ſo ſoll in 
dieſen Fällen der Städtiſchen Bank zu Breslau das Recht zuſtehen, das Pfand 
unter Ausſchluß der Vorſchriften in den $$ 1234 und 1238 des B. G. B. bezw. 
§ 368 des H. G. B. verkaufen zu laffen und fih aus dem Erlöſe wegen des 
Kapitals, der Zinſen und Koſten zc. bezahlt zu machen. 


§ 11. Reicht das Unterpfand zur vollſtändigen Befriedigung der 
Städtiſchen Bank nicht aus, ſo bleibt der perſönliche Anſpruch wegen des 
fehlenden an den Verpfänder vorbehalten. 

§ 12. Die Zeſſion dieſes Pfandſcheins an einen Dritten iſt der 
Städtiſchen Bank gegenüber ohne Verbindlichkeit. Die hinterlegten Wert⸗ 
papiere und Waren haften gleichzeitig für alle etwa ſonſtigen Verbindlichkeiten 
des Darlehnsnehmers gegen die Städtiſche Bank. Etwaige Stempelkoſten 
hat der Darlehnsnehmer zu tragen. 


Bei Waren⸗Verpfändungen. 


$ 13. Der Lagerort der Waren, deren Beſitz an die Städtiſche Bank 
übertragen iſt, und das Datum der Taxe ſind zu bemerken. 


$ 14. Lagern die Waren auf dem Packhofe oder in einer anderen 
öffentlichen Niederlage, ſo muß der Verpfänder den darüber erhaltenen Nieder⸗ 
lageſchein mit einem Extraditionsſchein an die Städtiſche Bank aushändigen 
und dadurch oder auf ſonſt genügende Art die Übergabe des Unterpfandes an 
die Städtiſche Bank bewirken. 

§ 15. Die Waren müſſen, jo lange fie der Städtiſchen Bank als 
Pfand dienen, zur Deckung der Städtiſchen Bank für ihren Wert gegen 
Feuersgefahr verſichert werden. Der Verſicherungsſchein wird der Städtiſchen 
Bank ausgehändigt und dadurch mit der Befugnis verpfändet, ſich daraus bei 
Feuerſchaden bezahlt zu machen. Die Städtiſche Bank iſt aber auch berechtigt, 
die Verſicherung auf Gefahr und Koſten des Verpfänders zu bewirken und zu 
erneuern, und find ihr alsdann die darüber erhaltenen Verſicherungs⸗ und 
Prolongations⸗Scheine, es mögen diefe auf ihren oder des Verpfänders 
Namen lauten, mit derſelben Befugnis verpfändet. Bei entſtehendem Feuer⸗ 
ſchaden liegt dem Verpfänder allein ob, die Verpflichtungen des Verſicherten 
aus dem Verſicherungsſchein zu erfüllen, die Städtiſche Bank übernimmt 
deshalb keine Verantwortlichkeit, es möge die Verſicherung von ihr ſelbſt oder 
von dem Verpfänder bewirkt ſein. 

§ 16. Die Städtiſche Bank haftet für keinerlei Schaden, welcher 
während des Lagerns an den Waren entſteht, ſei es durch Verderben, Lecke an 
den Gebinden, Eintrocknen, Wurmfraß oder ſonſt, es mögen die Waren in 
den Räumen der Städtiſchen Bank oder anderwärts lagern. Es iſt Sache 
des Verpfänders, öfters nach den Waren zu ſehen und zur Erhaltung derſelben 
ſelbſt das Erforderliche vorzukehren, woran er von der Städtiſchen Bank nicht 
verhindert werden wird. 


$ 17. Entſtehen der Städtiſchen Bank durch die Taxierung, den 

Transport, die Lagerung, Umpackung, ſonſtige Pflege oder Sortierung der 

Waren oder durch andere nützliche Verwendungen Koſten, ſo trägt dieſe der 

Verpfänder. Für die Lagerung der Waren in den Räumen der Städtiſchen 

Bank find die von dieſer beſtimmten Koſten zu entrichten. Für alle Koſten, 

einſchließlich der etwaigen Auslagen für die Verſicherung gegen Feuersgefahr 
25 
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(S 15), dienen der Städtiſchen Bank die Waren und der Verſicherungsſchein 
nebſt den etwaigen Prolongationsſcheinen gleichfalls zum Unterpfande. 


$ 18. Wenn die verpfändeten Waren unter den abgeſchätzten Wert 
herabſinken oder während des Lagerns durch Veränderung ihrer Qualität 
oder Quantität nach einer von der Städtiſchen Bank durch einen ihrer 
Beamten, ihrer Taxatoren oder einen Sachverſtändigen zu veranlaſſenden 
Abſchätzung am Werte verlieren, jo ift der Schuldner verbunden, das Unter- 
pfand ſogleich verhältnismäßig zu verſtärken oder einen entſprechenden Teil 
des Darlehns zurückzuzahlen. Geſchieht binnen drei Tagen keines von 
beiden, ſo iſt die Städtiſche Bank zu Breslau berechtigt, den Verkauf des 
Unterpfandes nach Maßgabe der Beſtimmung im vorſtehenden § 10 vor- 
zunehmen. 


3. Bedingungen für den Rechnungsbücher-Verkehr bei der 
Städtiſchen Bank. 


1. Ein⸗ und Auszahlungen finden werktäglich vormittags von 
9—12 und nachmittags von 3—5 Uhr ſtatt. 

Die Ausfertigung des Rechnungsbuches erfolgt bei der erſten Çin- 
zahlung, die mindeſtens 100 Mark betragen muß. Alle ferneren Zu- und 
Auszahlungen können nur in durch 10 teilbaren Beträgen erfolgen. 

§ 2. Jeder Vorzeiger des Rechnungsbuches gilt als zur Empfang- 
nahme von Rückzahlungen ermächtigt. Die Städtiſche Bank über⸗ 
nimmt keinerlei Verpflichtung zur Prüfung der Legitimation des Vorzeigers. 

§ 3. Beträge bis zur Höhe von 5000 Mark auf ein Buch werden, 
ſofern dies nach dem Ermeſſen des Bankvorſtandes möglich iſt, ſofort ohne 
Kündigung zurückgezahlt. Bei Abhebung größerer Summen iſt eine ein⸗ 
oder mehrtägige Kündigung — je nach Vereinbarung — erforderlich. 
Gekündigte, aber nicht abgehobene Beträge werden 3 Tage bereit gehalten 
und erſt nach Ablauf dieſer 3 Tage wieder verzinſt. 

§ 4. Der Zinsfuß wird vom Bankvorſtande, dem jeweiligen Geld- 
ſtande angemeſſen, feſtgeſetzt und durch Aushang im Banklokale bekannt 
gegeben. Die Verzinſung beginnt mit dem auf den Einzahlungstag folgenden 
Werktage; für den Tag der Abhebung werden Zinſen nicht vergütet. Ein⸗ 
gezahlte Gelder, die vor Ablauf eines halben Monats wieder zurückgezogen 
werden, bleiben ohne Verzinſung. Die Zinſen werden am 31. März und 
30. September berechnet und vom 10. April bezw. 10. Oktober ab täglich 
gezahlt, außerdem jederzeit bei Zurückziehung des Geſamt-Guthabens. 

§ 5. Die ganz ausgezahlten Rechnungsbücher bleiben, mit der 
Quittung des Abhebers verſehen, bei der Bank zurück. Jeder Anſpruch, der 
aus dem abgewickelten Geſchäfte etwa an die Bank hergeleitet werden könnte, 
iſt damit als erloſchen zu betrachten. 

§ 6. Die Städtiſche Bank iſt berechtigt, die von ihr aus- 
gegebenen Rechnungsbücher zu kündigen, ſodaß dieſelben nach einer vierzehn⸗ 
tägigen Friſt gegen Empfangnahme der eingelegten Gelder nebſt Zinſen 
bei derſelben wieder eingeliefert werden müſſen, widrigenfalls die Verzinſung 
von da ab aufhört. 
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4. Bedingungen für den Scheckverkehr mit der Städtiſchen Bank. 


Die Städtiſche Bank zu Breslau nimmt Bareinlagen unter nach⸗ 
ſtehenden Bedingungen zur Verzinſung entgegen: 
1. Die Bank eröffnet auf ſchriftlichen Antrag proviſionsfreie Scheck⸗ 
konten, auf denen Ein- und Auszahlungen verbucht werden, iſt aber nicht 
verpflichtet, bei Ablehnung eines ſolchen Antrages Gründe dafür anzugeben. 
2. Die niedrigſte erſte Einzahlung beträgt 100 Mark. 
3. Guthaben auf Scheckkonten können hergeſtellt werden 
a. durch Barzahlung, 
b. durch Giroüberweiſung, 
c. durch Einlieferung von nicht zur Verrechnung geſtellten Schecks, 
d. durch Übertragung von anderen bei der Bank bereits beſtehenden 
Konten, z. B. Depoſiten⸗, Lombardkonten, 
e. auf beſonderen Antrag durch Gutſchrift fällig geweſener Effekten⸗ 
zinſen aus den Bank⸗Depots. 
4. Die Verzinſung erfolgt 
zu 3a von dem auf den Eingangstag folgenden Werktage ab, 
zu 3b und 3c von dem auf den Tag des Eingangs der Valuta 
folgenden Werktage ab, 

zu 3d vom Tage der Überweiſung ab, 

zu 3e von dem dem Fälligkeitstermine folgenden Werktage ab und 
beträgt 2 % unter dem jeweiligen Bankdiskont, aber nicht 
über 4 %. 

Die Zinſen werden halbjährig am 30. September und 31. März 
berechnet und gutgeſchrieben. 

5. Die Inhaber von Scheckkonten ſind berechtigt über ihr Guthaben 
zu verfügen: 

a. durch Schecks, welche auf eine beſtimmte Perſon oder Firma mit 
dem Zuſatze „oder Überbringer“ lauten. Die Städtiſche Bank zahlt 
den Betrag an den Überbringer ohne Legitimationsprüfung, auch 
wenn der Scheck an eine beſtimmte Perſon oder Firma zc. giriert ift; 

b. durch Abhebung in bar; 

e. durch Auftrag zu Barſendungen und Giroüberweiſungen, 

d. durch Übertragung auf ein anderes bei der Bank beſtehendes Konto. 

6. Die Bank löſt Schecks nicht mehr ein, ſobald ſie Kenntnis davon hat, 
daß über das Vermögen des Ausſtellers Konkurs eröffnet worden iſt. 

7. Bei Abhebung von mehr als 5000 Mark betragenden Summen iſt 
eine eintägige Voranzeige nötig. 

8. Das Guthaben haftet der Städtiſchen Bank für ihre Forderungen 
aus allen ihren Geſchäftszweigen. Sie darf auch ſolche Forderungen auf⸗ 
rechnen, welche noch nicht fällig ſind. 

9. Das Scheckkonto muß ſtets ein dem Umſatz entſprechendes Guthaben 
aufweiſen. Falls das Guthaben vollſtändig abgehoben wird, betrachtet die 
Bank das Konto als geſchloſſen. 

10. Die Scheckformulare werden jedem Kontoinhaber in Heften von 
25 Stück koſtenfrei von der Bank geliefert. Er iſt ſchon in ſeinem eigenen 
Intereſſe verpflichtet, die Formulare ſorgfältig aufzubewahren und trägt alle 

95t 
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Schäden, welche ſich aus dem Abhandenkommen der Scheckformulare durch 
Mißbrauch, gefälſchte Unterſchriften und ſonſtige Fälſchungen ꝛc. ergeben. 

11. Schecks, in deren Text Korrekturen vorgenommen worden ſind, 
werden nicht bezahlt. 

12. Unbrauchbar gewordene Sched-Formulare find mit dem Firmen⸗ 
ſtempel oder dem Namen des Kontoinhabers verſehen an die Bank zurück⸗ 
zuliefern. Bei Aufgabe des Scheckkontos find etwa noch nicht benützte Scheck⸗ 
formulare ebenfalls der Bank zurückzugeben. 

13. Mitteilungen über Gutſchriften oder Abhebungen werden von der 
Bank nicht gemacht. Dagegen iſt die Bank bereit, jedem Kontoinhaber auf 
Wunſch ſein Konto offen zu legen. 

14. Die Bank behält ſich das Recht vor, jederzeit ein Scheckkonto ohne 
Angabe von Gründen zu kündigen und vorſtehende Bedingungen abzuändern. 


O. 1957. 08. 


5. Bedingungen für die Niederlegung von Wertpapieren behufs 
Aufbewahrung und Verwaltung bei der Stüdtiſchen Bank. 


§ 1. Zur Aufbewahrung werden Wertpapiere jeder Art, auch 
Hypotheken⸗Dokumente, Verſicherungspolicſen und andere Urkunden von 
Vermögenswert angenommen. 

Die Übergabe kann perſönlich oder durch einen Beauftragten oder durch 
Überjendung mit der Poft erfolgen. Dabei ift in jedem Falle ein einfaches, 
vom Niederleger eigenhändig zu unterſchreibendes Nummern⸗ 
Verzeichnis beizufügen, wozu Formulare auf Verlangen jederzeit 
unentgeltlich verabfolgt werden. Bei verlosbaren Wertpapieren bleibt 
dem Niederleger die Einreichung einer Doppelſchrift des Nummern⸗ 
Verzeichniſſes überlaſſen, welche er bei Annahme der Wertpapiere mit der 
Niederlegungs⸗Beſcheinigung abgeſtempelt zurückerhält. 

Über den Empfang der Wertpapiere wird eine Niederlegungs⸗ 
Beſcheinigung erteilt, in welcher die Nummern der Wertpapiere nicht 
verzeichnet werden. Spätere Ab- und Zugänge von Wertpapieren müſſen in 
derſelben nachgetragen werden. 

Bei Ausſtellung der Niederlegungs⸗Beſcheinigung vorgekommene Irr⸗ 
tümer müſſen ſofort beim Empfang derſelben gerügt werden. 
Auf ſpätere Beſchwerden über ſolche kann keine Rückſicht genommen werden. 

$ 2. Über alle Vermögensangelegenheiten der Niederleger wird 
gegen jedermann unbedingte Verſchwiegenheit be⸗ 
0 1 ite. et und für getreue und ſichere Aufbewahrung die geſetzliche Gewähr 
geleiſtet. 

Die Bank übernimmt außerdem die Verpflichtung: 

a. die zu den Wertpapieren gehörigen Zins- und Gewinnanteil⸗Scheine 
an den Fälligkeitsterminen einzuziehen; 

b. die in der allgemeinen Verloſungstabelle von Ulrich Levyſohn in Berlin 
während der Dauer der Aufbewahrung erſcheinenden 
Ziehungs⸗ bezw. Verloſungsliſten und Bekanntmachungen über 
Kündigung oder Umwandlung von Papieren gebührenfrei nach⸗ 
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ſehen zu laſſen und die danach zur Rückzahlung gelangenden Stücke 
des Niederlegers an den feſtgeſetzten Terminen zur Einlöſung zu 
präſentieren bezw. die von ihm beantragte Umwandlung zu beſorgen, 
auch die gezogenen bezw. verloſten, ſowie die zur Rückzahlung 
gelangenden Stücke, wenn ſie in Breslau zu einem feſten Tages⸗ 
preiſe in Reichswährung nicht eingelöſt werden, verkaufen zu laſſen, 
ebenſo das mit den niedergelegten Wertpapieren jetzt oder ſpäter etwa 
verbundene Bezugsrecht auf neue Wertpapiere geltend zu machen und 
die weiteren Einzahlungen auf nicht vollgezahlte Wertpapiere für den 
Niederleger zu leiſten, wenn derſelbe ſolche ſpäteſtens 8 Tage vor 
Ablauf der dazu feſtgeſetzten Endfriſten ſchriftlich beantragt und den 
erforderlichen Geldbetrag gleichzeitig einzahlt; 

c. die nach a. und b. eingehenden Beträge rechtzeitig zur Verfügung des 
Niederlegers zu ſtellen, wobei nur die der Bank ſelbſt etwa erwachſen⸗ 
den Speſen in Abzug gebracht werden; 

d. die neuen Zins⸗ und Gewinnanteil-Scheine rechtzeitig abheben 
zu laſſen; 

e. vollgezahlte Interimsſcheine in endgültige Stücke umzutauſchen; 

f. auf niedergelegte Erneuerungsſcheine (Talons) rechtzeitig die neuen 
Bogen zu beſorgen. 

Nachteile, welche durch unrichtige Bezeichnung der Wertpapiere oder 
unrichtige Eintragung in die von dem Niederleger eingereichten Nummern⸗ 
Verzeichniſſe entſtehen, vertritt die Städtiſche Bank zu Breslau nicht, da nur 
nach dieſem Verzeichniſſe die Überwachung der Verloſungen zx. erfolgt (ver⸗ 
gleiche § 2b). 

Die Verſendung der in Verwahrung genommenen Wertpapiere, ſowie 
der Talons, Bins- und Gewinnanteil-Scheine (vergleiche § 2d und e), erfolgt 
mittelſt „ein geſchriebenen“ Briefes auf Gefahr und Koſten des 
Niederlegers, bei Geldern unter voller Wertangabe, wenn der Niederleger 
nicht etwas anderes ausdrücklich beantragt hat. 


§ 3. Bei Rückgabe ſämtlicher Wertpapiere muß die quittierte Nieder- 
legungs⸗Beſcheinigung an die Bank zurückgegeben, oder, falls fie abhanden 
gekommen iſt, das gerichtliche Ausſchlußurteil eingereicht werden. Die Bank 
iſt berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Legitimation desjenigen zu prüfen, 
der unter Vorweiſung der Niederlegungs-Beſcheinigung die Wertpapiere 
abhebt. Dem Hinterleger ſteht es frei, die Aushändigung der hinterlegten 
Wertpapiere nur zu ſeinen eigenen Händen oder zu Händen eines durch 
beglaubigte Vollmacht legitimierten oder auf dem Niederlegungsantrage 
bezeichneten Bevollmächtigten anzuordnen. 
§ 4. Erfolgt die Niederlegung der Wertpapiere in einer Vormund⸗ 
ſchafts⸗ oder Pflegſchaftsſache (§ 1814, 1818 Bürgerl. Geſ.⸗Buch) oder 
. eines Dritten, insbeſondere in den Fällen des Art. 85 des Preuß. 
usführungs⸗Geſ. zum Bürgerl. Geſ.-Buch und des Bürgerl. Geſ.⸗Buches 
§ 1082 (Nießbrauch), § 1392 (Vermögen der Ehefrau), § 1667 (Kindesver⸗ 
mögen), $ 2116 (Erbſchaft), jo werden die eingehenden Bins- und Dividenden- 
beträge dem Vormunde oder nießbrauchberechtigten Dritten auf ſein Ver⸗ 
langen ausgezahlt. Dagegen kann über die Wertpapiere ſelbſt oder über Be⸗ 
träge, die aus Kapitalszahlungen herrühren, nur mit ſchriftlicher Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts oder des Eigentümers oder des Nacherben 
und zwar nur unter Vorlegung der Niederlegungs-Beſcheinigung und nach 
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erfolgter Prüfung der Legitimation verfügt werden. Dief e Sperrung 
wird auf der Niederlegungs-Beſcheinigung vermerkt. 

§ 5. Für die durch die Aufbewahrung und Verwaltung entſtehende 
Mühewaltung und Gefahr iſt an die Bank eine Gebühr von je 10 Pfg. für 
das Los und ½ vom Tauſend — alſo 50 Pfg. für je, wenn auch nur ange⸗ 
fangene 1000 Mark — vom Geſamt⸗Nennwert der übrigen Wertpapiere ohne 
Rückſicht auf die Anzahl der Sorten und / vom Tauſend für Hypotheken und 
dergleichen für das Jahr zu entrichten. Die Gebühr wird poſtnumerando 
am 1. Juni und 1. Dezember jeden Jahres berechnet und iſt auf ein Jahr 
zu bezahlen, auch wenn die Papiere vor Ablauf dieſer Zeit zurückgenommen 
werden, aber länger als / Jahr bei der Bank verwahrt wurden. Wenn die 
Aufbewahrungsdauer ½ Jahr und weniger beträgt, kommen die Gebühren 
nur für ½ Jahr zur Erhebung. Der Gebühren-Berechnung werden die- 
jenigen Beträge zugrunde gelegt, welche an den obengenannten Terminen ſich 
bei der Bank in Verwahrung befanden. Die Bezahlung der Gebühren hat 
im Januar jeden Jahres zu erfolgen. 

Außer dieſer Gebühr werden nur die etwa entſtehenden Porti und 
Speſen in Anſatz gebracht. Als Mindeſtſatz für die auf einen Namen 
niedergelegten Wertpapiere iſt eine Mark zu entrichten. 

$ 6. Sofern die in Verwahrung gegebenen Wertpapiere nach den 
Beſtimmungen über den Pfand⸗Leih⸗Verkehr dazu geeignet und nicht nach 
§ 4 der Bedingungen geſperrt find, kann der Niederleger bei der Städtiſchen 
Bank zu Breslau unter gleichzeitiger Verpfändung des Aufbewahrungs⸗ 
ſcheines Darlehne erhalten. Die Bank iſt alsdann berechtigt, ſich wegen 
ihrer Forderungen aus dem Darlehen an die hinterlegten Wertpapiere zu 
halten und ſich aus ihnen wie aus einem Fauſtpfande zu befriedigen. 


Zur Beachtung. 


Die Bank beſorgt den An- und Verkauf in- und ausländiſcher Wert⸗ 
papiere unter den üblichen Bedingungen. Den Ankaufs⸗Anträgen find 
die nötigen Geldbeträge, den Verkaufs -Anträgen die geldwerten Papiere 
bezw. die betreffenden Aufbewahrungsſcheine quittiert 
beizufügen. 


6. Bedingungen für die Benutzung der Schrankfächer in den 
Stahlkammern der Städtiſchen Bank. 


Der Magiſtrat zu Breslau hat für die Städtiſche Bank im Erdgeſchoſſe 
des Grundſtücks Blücherplatz 16, „Alte Börſe“, Stahlkammern herrichten 
laſſen, mit deren Herſtellung für die darin aufzubewahrenden Wertgegenſtände 
die größtmögliche Sicherheit geboten iſt. 

In der nach allen Seiten hin geſicherten Stahlkammer befinden ſich 
Panzerſchränke mit einzeln verſchließbaren Schrankfächern von verſchiedener 
Größe, welche zur Aufbewahrung von Wertſtücken vermietet werden und zwar 
unter folgenden 

Bedingungen: 


§ 1. Die Stahlkammer iſt werktäglich vorm. von 9—12 und nachm. 
3—5 Uhr geöffnet. Außer den dazu beſtimmten Bankbeamten ift der Ein- 
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tritt in dieſelbe nur den Mietern von Schrankfächern oder ihren Bevoll⸗ 
mächtigten gegen Vorzeigung einer von der Bank ausgefertigten Einlaßkarte 
(Einlaßſchein SS 7, 8, 12, 16), des Schrankſchlüſſels (SS 10, 11, 12, 16) und 
Nennung des vereinbarten Paßwortes (§ 7, 12) geſtattet. 

§ 2. Die Fächer, bezw. die in denſelben befindlichen, von der Bank 
gelieferten Eiſenblechkaſten dürfen nur zur Aufbewahrung von Dokumenten, 
Wertpapieren, Edelmetallen, Edelſteinen und Schmuckgegenſtänden benutzt 
werden. 

Derjenige Mieter, welcher dieſer Beſtimmung zuwider handelt, haftet 
für jeden Schaden, welcher dadurch verurſacht wird. 

$ 3. Die Städtiſche Bank wird auf die Bewachung und Sicherung der 
Stahlkammer wie auf den Verſchluß derſelben die größte Sorgfalt verwenden 
und haftet für jeden Schaden, der durch die Vernachläſſigung dieſer Sorg⸗ 
falt entſteht. 

§ 4. Die Vermietung von Schrankfächern geſchieht auf die am Schluſſe 
dieſer Bedingungen vereinbarten Zeitdauer. Der Mietsvertrag gilt ſtill⸗ 
ſchweigend als auf die gleiche Zeitdauer verlängert, wenn von keiner Seite vor 
Ablauf desſelben eine dem entgegenſtehende ſchriftliche Erklärung abgegeben 
worden iſt. Der Bank ſteht es jedoch frei, jederzeit das Mietsverhältnis ohne 
Angabe von Gründen gegen Rückzahlung des vorausbezahlten, anteiligen 
Mietsbetrages zu löſen. a 
; Der Mietvertrag gilt nur für die Perſon, mit welcher er abgeſchloſſen 
iſt. Eine Übertragung der Rechte aus demſelben an einen Dritten iſt nicht 
geſtattet. 

$ 5. Die Miete für ein Schrankfach beträgt: 


"i EE : Sir Auf Auf Auf Auf 
Größe Höhe Breite | Tiefe 1 ze 1), Jahr Jahr 2 Monate 
Nr. em em | em („ Al AM 
i i 
| 85 26 43 10 6 3 2 
1 | 
\ 10 23.1048 10 6 3 2 
2 10 26 42 7 4 DT 
3 18 3 15 8 4 3 
4 18 26 43 18 9 | 5 4 


und ift im voraus zu entrichten. Angefangene Monate werden als volle 
berechnet. Bei Benutzung zweier Fächer von derſelben Größe ſeitens desſelben 
Mieters auf ein ganzes Jahr ermäßigt fih die Miete auf das Ein- und 
Einhalbfache der Miete für ein Fach. 

§ 6. Wird ein Schrankfach an mehrere Perſonen vermietet, jo ſteht 
jeder einzelnen derſelben, und zwar über den Tod der andern hinaus, die 
alleinige Verfügung über das Schrankfach und den Inhalt desſelben zu. 

§ 7. Der Mieter kann eine andere Perſon zur Verfügung über ſein 
Schrankfach bevollmächtigen. Von der Erteilung einer ſolchen Vollmacht iſt 
der Bank Anzeige zu machen (Formulare hierzu werden von der Bank koſten⸗ 
frei geliefert) und ihre Zuſtimmung einzuholen. Der Vollmachtgeber erhält 
darauf eine Einlaßkarte, die der Bevollmächtigte jedesmal vor Eintritt 
in die Stahlkammer vorzuzeigen hat. Die Aushändigung dieſer Ein [la h- 
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karte, eines Schrankſchlüſſels, Mitteilung des Paßwortes 
an den Bevollmächtigten und die perſönliche Vorſtellung desſelben bei der 
Bank muß durch den Vollmachtgeber erfolgen. i jr 

Bei nur zeitweiliger perſönlicher Verhinderung (Krankheit, Reiſen) kann 
der Mieter durch Ausſtellung eines Einlaßſcheines, zu dem die Bank 
das Formular umſonſt liefert, jemanden zu einmaligem Beſuche befugen. 
Dieſer Schein iſt bei Benutzung abzugeben und bleibt in den Händen der Bank. 

Das Paßwort muß bei Vorzeigung des Einlaßſcheines genannt 
werden. 

§ 8. Jeder Widerruf einer erteilten Vollmacht muß ſchriftlich unter 
Rückgabe der Einlaßkarte geſchehen. Wird eine Vollmacht bei Lebzeiten des 
Mieters nicht widerrufen, ſo gilt ſie als über den Tod desſelben hinaus⸗ 
beſtehend und endigt erſt, wenn ſie einer der nachweislichen Erben des Mieters 
ſchriftlich zurückzieht. Den Erben ſelbſt wird die Verfügung über das Schrank⸗ 
fach und deſſen Inhalt nur dann geſtattet, wenn ſie ſich als Erben des Mieters 
in der geſetzlich vorgeſchriebenen Form ausweiſen können. 

§ 9. Will Mieter, daß im Falle feines Ablebens während des Miets⸗ 
verhältniſſes der Inhalt ſeines Schrankfaches einer beſtimmten Perſon aus⸗ 
geliefert werden ſoll, ſo iſt hiervon der Bank beſondere, ſchriftliche Mitteilung 
zu machen. 

$ 10. Die Schrankfächer ſtehen unter dem eigenen Verſchluſſe der 
Mieter und dem Mitverſchluſſe der Bank dergeſtalt, daß dieſelben nur von 
beiden zuſammen geöffnet und auch wieder verſchloſſen werden können. Es 
ſteht dem Mieter ferner frei, noch ein eigenes Vorhängeſchloß an⸗ 
zulegen, zu welchem er allein den Schlüſſel führt und wozu die Vorrichtung 
an den Schrankfächern vorhanden iſt. Dieſes Schloß darf jedoch mit Bügel 
nicht größer als 8 em lang und breit ſein. 

§ 11. Dem Mieter wird der zu feinem Schrankfache gehörige Schlüſſel 
in zwei Exemplaren ausgehändigt. Die Schlüſſel ſind auf das ſorgfältigſte 
aufzubewahren. Den Verluſt auch nur eines derſelben muß der Mieter bei 
eigener Verantwortlichkeit für die Folgen der Unterlaſſung der Bank ſofort 
anzeigen und ſich wegen Anderung des Schloſſes und Anfertigung neuer 
Schlüſſel — bei Verluſt beider Schlüſſel wegen gewaltſamer Offnung des 
Schrankfaches — mit ihr verſtändigen. Die erforderlichen Arbeiten läßt die 
Bank durch von ihr beſtimmte Handwerker auf Koſten des Mieters ausführen. 

§ 12. Jeder Mieter erhält mit den Schlüſſeln zugleich eine Einlaß⸗ 
karte, ein Einlaßſchein-Formular (§ 7) und wählt ein geheimes Paßwort. 
Ohne Vorzeigung der Einlaßkarte (des Einlaßſcheines) und Nennung des 
Paßwortes braucht niemandem der Eintritt in die Stahlkammer geſtattet 
werden. Die Bank iſt jedoch berechtigt, jeden, der ſich durch Einlaßkarte 
(Einlaßſchein), Paßwort und einen Schlüſſel zu dem Schrankfache ausweiſt, 
als zu deſſen Offnung und Verfügung über den Inhalt berechtigt anzuſehen. 
Der Verluſt der Einlaßkarte iſt der Bank anzuzeigen. Für das Ausſtellen 
einer neuen Karte ſind 50 Pfg. zu entrichten. 

$ 13. Den Mietern von Schrankfächern ſtehen zur Vornahme der an 
den niedergelegten Wertpapieren etwa erforderlichen Arbeiten (Trennung von 
Zinsſcheinen uſw.) in der Stahlkammer belegene, verſchließbare Abteilungen 
koſtenlos zur Verfügung. 

Es iſt keinem Beamten der Bank geſtattet, bei dieſen Arbeiten Hilfe 
zu leiſten. 
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§ 14. Die Schrankfächer betreffende Benachrichtigungen der Bank an 
den Mieter gelten als gehörig erfolgt, wenn ſie an die letzte, der Bank bekannt 
gewordene Adreſſe des Mieters zur Poſt gegeben worden ſind. 

§ 15. Alle Mieter von Schrankfächern haben ſich den im Intereſſe der 
Sicherheit ſowie der Ordnung des Geſchäftsverkehrs getroffenen Anordnungen 
der Bank oder ihrer Beamten zu fügen. 

16. Die Schlüſſel des Schrankfaches und der zu demſelben gehörige 

Kaſten ſind nach Ablauf des Mietsvertrages bezw. bei Abgabe des Faches in 
unbeſchädigtem Zuſtande zurückzuliefern. Die Einlaßkarte muß ebenfalls 
zurückgegeben werden. 

§ 17. Die Städtiſche Bank behält ſich vor, dieſe Bedingungen zu ver⸗ 
ändern. Die neuen Bedingungen ſind in zwei zu Breslau erſcheinenden 
Tageszeitungen und dem Breslauer Gemeindeblatte bekannt zu machen und 
treten für die bereits beſtehenden Mietsverträge mit ihrer Verkündigung 
in Kraft. 


7. Bedingungen für die Verwahrung verſchloſſener Wertpakete u. dergl. 
in den Stahlkammern der Städtiſchen Bank. 


Der Magiſtrat zu Breslau hat für die Städtiſche Bank im Erdgeſchoſſe 
des Grundſtücks Blücherplatz 16, „Alte Börſe“, Stahlkammern herrichten 
laſſen, bei deren Herſtellung für die darin aufzubewahrenden Wertgegenſtände 
die größtmögliche Sicherheit geboten iſt. 

Zur Aufbewahrung in dieſen Stahlkammern werden verſchloſſene Wert⸗ 
pakete, Kiſten, Koffer, Körbe uſw. jedes Umfanges angenommen und zwar 
unter folgenden 


Bedingungen: 


1. Die Bank nimmt von dem Inhalte der zur Aufbewahrung einge⸗ 
lieferten Gegenſtände keine Kenntnis. Sie haftet nur für den wirklichen 
Schaden, aber höchſtens bis zum Wertbetrage von Fünftauſend Mark für 
jedes Paket uſw., ſofern es nicht zu einem höheren Werte angegeben und die 
hierfür beſtimmte Gebühr — Ziffer 5 — neben dem Lagergelde bezahlt 
worden iſt. Feuergefährliche, exploſible, übelriechende, ätzende oder anderweit 
die Sicherheit irgendwie gefährdende Gegenſtände dürfen in den zur Auf⸗ 
bewahrung eingelieferten Stücken nicht enthalten ſein. 

Zuwiderhandelnde haften für jeden Schaden, der dadurch verurſacht 
wird. Für höhere Gewalt oder inneren Verderb iſt die Bank in keinem 
Falle verantwortlich. 

§ 2. Die Pakete uſw. müſſen der Bank in ihrem Geſchäftslokale über⸗ 
geben werden, mit dem Vor- und Zunamen oder der Firma und der Wohnung 
des Niederlegers und eventl. der Wertangabe deutlich bezeichnet, gut verpackt 
und derartig verſchloſſen ſein, daß ohne Verletzung eines Siegels nichts 
herausgenommen werden kann. Einſendung mit der Poſt iſt unſtatthaft. 

§ 3. Jeder Niederleger hat einen Einlieferungszettel — zu welchem 
die Vordrucke bei der Bank koſtenfrei erhältlich ſind — auszufüllen und eigen⸗ 
händig zu unterſchreiben. Über die erfolgte Annahme des Wertpaketes wird 
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dem Niederleger ein Aufbewahrungsſchein erteilt, welcher dem Überbringer 
des Wertpaketes ausgehändigt wird. 
§ 4. Das Lagergeld beträgt: 


| | 


Breite | | 
Größe on | Länge | Gewicht | 1 Jahr ½ Jahr ¼ Jahr 1 Monat 
Nr. bis em bis em bis kg | A AM A M 
| | | | 

1 . an 98 EE] 2 2 

2 30 40 I ndee Sd aA 3 2 

3 50 60 18 e 4 3 

4 7080 80 8 i 9 5 4 

5 100 100 25 24 12 6 5 


§ 5. Die Verſicherungsgebühr (Ziffer 1—2) beträgt für jedes ange- 
fangene Tauſend des über Fünftauſend Mark hinaus angegebenen Betrages 
20 Pfennige für das Jahr. Das Lagergeld kommt auf mindeſtens einen 
Monat und nicht unter 2 Mark, die Verſicherungsgebühr nicht unter 0,50 Mk. 
zur Hebung, auch wenn die betreffenden Stücke nur kürzere Zeit bei der Bank 
lagern ſollen, und ſind bei der Niederlegung im voraus zu entrichten. Die 
Verſicherungsgebühr iſt auch bei der Niederlegung auf kürzere Zeit mindeſtens 
für ein ganzes Jahr zu bezahlen. 

Lagergeld und Verſicherungsgebühr werden in allen Fällen vom Tage 
der Niederlegung ab, dieſen eingerechnet, berechnet. Angefangene Monate 
werden als volle berechnet. 


$ 6. Die aufbewahrten Stücke können während der Geſchäftsſtunden 
(Ziffer 8) ohne vorherige Anmeldung jederzeit zurückgenommen werden, aber 
nur gegen Rückgabe des quittierten Aufbewahrungsſcheines oder den Nach- 
weis ſeiner gerichtlichen Kraftloserklärung. 

Für die vorübergehende Entnahme jedes Paketes während der verein- 
barten Aufbewahrungsdauer iſt 1 Mark zu zahlen. 


§ 7. Soll eine andere Perſon ſtatt des Niederlegers oder neben ihm, 
oder ſoll bei mehreren Niederlegern jeder von ihnen zur Zurücknahme des 
aufbewahrten Stückes befugt fein, jo ijt dies bei der Einlieferung zu bean- 
tragen. Der Einlieferungszettel iſt in dieſem Falle von den zur Empfang⸗ 
nahme Berechtigten ebenfalls eigenhändig zu unterſchreiben. 

Der Bank ſteht übrigens in allen Fällen das Recht zu, die aufbewahrten 
Gegenſtände an jeden Vorzeiger des Aufbewahrungsſcheines ohne weitere 
Prüfung ſeiner Legitimation oder der Echtheit und Gültigkeit der Quittung 
auszuliefern. 

§ 8. Die Annahme und Ausgabe verſchloſſener Pakete uſw. findet 
werktäglich vormittags von 9—12 und nachmittags von 3—5 Uhr ſtatt. 

Die Städtiſche Bank behält ſich vor, dieſe Bedingungen zu verändern. 
Die neuen Bedingungen ſind in zwei zu Breslau erſcheinenden Tages— 
zeitungen und dem Breslauer Gemeindeblatte bekannt zu machen und treten 
für die bereits beſtehenden Verträge mit ihrer Verkündigung in Kraft. 
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VII. Abſchnitt. 
Städtiſche Sparkaſſe. 


1. Satzung der ſtädtiſchen Sparkaſſe 
vom 25. Auguſt 1903. 


I. Sitz, Zweck und Sicherſtellung der Sparkaſſe. 


§ 1. Bezeichnung und Sitz. Unter Aufhebung aller ſeitherigen 
ſatzungsmäßigen Beſtimmungen wird von dem Magiſtrat und der Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung für die feit dem Jahre 1821 beſtehende Sparkaſſe der 
Stadt Breslau die nachſtehende Satzung feſtgeſetzt. 

Die auf Grund der ſeitherigen ſatzungsmäßigen Beſtimmungen aus⸗ 
geſtellten und noch umlaufenden Sparkaſſenbücher behalten ihre Gültigkeit. 
Die gegenwärtige Satzung tritt aber auch rückſichtlich der auf dieſe Bücher 
geleiſteten Einlagen in Wirkſamkeit, ſofern dieſelben nicht innerhalb einer 
dreimonatlichen Friſt nach der Veröffentlichung dieſer Satzung zurückgefordert 
werden. ($ 18 des Reglements vom 12. Dezember 1838.) 

§ 2. Zweck. Zweck der Sparkaſſe ift, den Einwohnern der Stadt 
Breslau zur ſicheren verzinslichen Anlegung von Erſparniſſen und zur An⸗ 
legung von Mündelgeldern Gelegenheit zu geben. 

§ 3. Verhältnis der Sparkaſſe zur Stadt Breslau. 
Vertretung der Sparkaſſe. Die Sparkaſſe iſt eine ſtädtiſche An⸗ 
ſtalt und wird der Städteordnung gemäß von den ſtädtiſchen Behörden ver- 
waltet und beaufſichtigt. Die Stadt haftet für die Sicherheit der Sparkaſſe 
und ihrer Verwaltung mit ihrem ganzen Vermögen und ihren geſamten Ein⸗ 
künften und vertritt alle Ausfälle, ſoweit das eigene Vermögen der Sparkaſſe 
zur Deckung nicht ausreicht. 

Die Sparkaſſe wird nach außen in gerichtlichen, ſowie außergerichtlichen 
Angelegenheiten durch den Magiſtrat vertreten. 


II. Verwaltung, Beaufſichtigung und Reviſion der Sparkaſſe. 


§ 4. Kuratorium. Die Leitung der Sparkaſſe ift einem Kura- 
torium anvertraut; dasſelbe beſteht aus 3 von dem Oberbürgermeiſter 
beſtimmten Magiſtratsmitgliedern, darunter in der Regel der Kämmerer, und 
11 von der Stadtverordneten-Verſammlung auf eine ſechsjährige Amtsdauer 
gewählten Mitgliedern, von welchen mindeſtens 3 Stadtverordnete ſein 
müſſen. Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter werden aus der Zahl der 
Magiſtratsmitglieder vom Oberbürgermeiſter beſtimmt. 

Das Kuratorium ift beſchlußfähig, wenn nach der ſeitens des Vor- 
ſitzenden vorangegangenen Einladung mindeſtens 5 Mitglieder und unter 
dieſen der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter anweſend ſind. Die Beſchluß— 
faſſung erfolgt durch die abſolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 
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§ 5. Inſoweit gegenwärtige Satzung nicht beſondere Beſtimmungen 
hinſichtlich des Wirkungskreiſes und der Befugniſſe des Kuratoriums enthält, 
ſteht das Kuratorium zu den ſtädtiſchen Behörden in dem Verhältnis einer 
ſtädtiſchen Deputation nach Maßgabe der Vorſchriften der Städteordnung. 

Das Kuratorium trifft Beſtimmungen über: 

a. die Belegung überſchüſſiger Kaſſenbeſtände, 
b. die dauernde Anlegung von Kapitalien. 

$ 6. Das Kuratorium ſorgt für eine genaue Befolgung der Be⸗ 
ſtimmungen der Satzung, ſowie für die zweckmäßige Verwaltung der Spar⸗ 
kaſſe und nimmt allmonatlich mindeſtens einmal eine Reviſion der Kaſſe und 
Beſtände vor. In jedem Jahre erfolgt mindeſtens einmal durch den Magiſtrat 
eine außerordentliche Kaſſenreviſion. Die Kaſſenabſchlüſſe und Reviſions⸗ 
verhandlungen werden dem Magiſtrat eingereicht. 

$ 7. Sämtliche Beamte der Sparkaſſe werden vom Magiſtrat an⸗ 
geſtellt. Derſelbe beſtimmt den Vorſteher der Sparkaſſe und die die Kaſſe führen⸗ 
den Beamten der einzelnen Geſchäftsſtellen. Ob und welche Kautionen die 
Beamten der Sparkaſſe zu leiſten haben, beſtimmen nach Anhörung des Kura⸗ 
toriums die ſtädtiſchen Behörden. 

$8. Rechnungsjahr, Rechnungslegung. Das 
Rechnungsjahr beginnt am 1. April und endet am 31. März. 

Am Schluſſe eines jeden Rechnungsjahres wird ein Jahresabſchluß 
gefertigt, in welchem ſämtliche Werte nach den von den ſtädtiſchen Behörden 
feſtgeſetzten Grundſätzen aufgenommen werden. Dabei ſind die kurshabenden 
Wertpapiere höchſtens zum Tageskurſe am Ende des Rechnungsjahres, ſofern 
dieſer aber den Ankaufspreis überſteigt, höchſtens zu dieſem einzuſtellen. Das 
Sparkaſſen⸗Kuratorium erſtattet über die Wirkſamkeit der Sparkaſſe einen 
Verwaltungsbericht, welcher durch Druck zur Veröffentlichung gelangt. 


III. Verkehr bei der Sparkaſſe. 


§ 9. Geſchäftsſtunden. Die Geſchäftsſtellen der Sparkaſſe 
ſind für den Verkehr mit dem Publikum täglich, mit Ausnahme der Sonn⸗ 
Sales während der durch Gemeindebeſchluß feſtgeſetzten Stunden 
geöffnet. 

Ausnahmen hiervon beſtimmt das Kuratorium. 

Außer in den Geſchäftsſtellen der Sparkaſſe können auch bei den 
öffentlich bekannt gemachten Annahmeſtellen, welche mit einem Amtsſchild 
verſehen ſind, Einzahlungen für die ſtädtiſche Sparkaſſe unter Beobachtung der 
feſtgeſetzten Bedingungen, welche in den Annahmeſtellen aushängen, 
geleiſtet werden. 

Die Errichtung von Nebenſtellen (Filialen) bleibt den Beſchlüſſen der 
ſtädtiſchen Behörden vorbehalten. E 

$ 10. Einlagen. Von der Sparkaſſe werden Einlagen zur Ver⸗ 
zinſung von 1 Mk. bis zum Geſamtbetrage von 1500 Mk. von einer und der⸗ 
ſelben Perſon angenommen, Mündelgelder, Gelder von Kindern, welche unter 
elterlicher Gewalt der Mutter ſtehen und Einzahlungen auf geſperrte Spar⸗ 
kaſſeneinlagen (§ 15) bis zur Höhe von 3000 Mark. Einlagen aus ſtädtiſchen 
Fonds, milden Stiftungen, Innungen, Vereinen, welche gemeinnützige oder 
mildtätige Zwecke verfolgen, öffentlichen Krankenkaſſen und eingeſchriebenen 
Hilfskaſſen können auch in höheren Beträgen angenommen werden. 
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Zur Förderung des Sparens durch Sammlung geringer Beträge zur 
ſpäteren verzinslichen Anlage können von der Sparkaſſe Sparmarken und 
Sparkarten ausgegeben werden. Die Beſtimmungen hierüber erlaſſen die 
ſtädtiſchen Behörden mit Genehmigung des Regierungspräfidenten.*) 


$ 11. Sparverein. Die Sparkaſſe unterhält außerdem bis 
auf weiteres einen beſonderen Sparverein, um Gelegenheit zu geben, in der 
Zeit des größeren Erwerbes Erſparniſſe auch unter 1 Mark bequem und 
ſicher gegen Zinsgenuß anzulegen. Die Bedingungen werden von den 
ſtädtiſchen Behörden durch eine beſondere, vom Oberpräſidenten zu 
genehmigende Satzung fejtgejeßt.**) 

§ 12. Sparkaſſenbücher. Bei der erſten Einzahlung erhält 
der Einleger koſtenfrei ein mit Vor- und Zunamen, Stand und Wohnort mit 
Wohnungsangabe des Sparers verſehenes Sparkaſſenbuch, welches unter 
fortlaufender Nummer in der Weiſe ausgefertigt wird, daß dasſelbe mit den 
betreffenden Eintragungen in den Büchern der Sparkaſſe hinſichtlich des Buch⸗ 
ſtabens, der Nummer, des Namens, Standes, der Wohnung und des Einlage- 
betrages übereinſtimmt. 

Jedes Sparkaſſenbuch iſt mit dem ſtädtiſchen Wappen geſtempelt und 
vom Vorſteher der Sparkaſſe und dem die Kaſſe führenden Beamten der aus⸗ 
gebenden Geſchäftsſtelle, erforderlichenfalls deren Stellvertreter, eigenhändig 
unterzeichnet. Außerdem enthält es die mit dem Beſtätigungsvermerk des 
Oberpräſidenten verſehene Sabung, die von den ſtädtiſchen Behörden über die 
Ausgabe von Sparkarten und -Marfen*) und über den Geſchäftsverkehr der 
Annahmeſtellen gegebenenfalls erlaſſenen Beſtimmungen, ſowie eine Tabelle, 
aus welcher der Ertrag der Einlagen, von 1 bis 500 Mark in jedem der nächſt⸗ 
folgenden 10 Jahre unter Zurechnung der Zinſen und Zinſeszinſen von 3 für 
Hundert und Jahr erſichtlich iſt. 

Für dieſelbe Perſon ſoll der Regel nach nur ein Sparkaſſenbuch ohne Be⸗ 
ſchränkung und mit Anſpruch auf Verzinſung, außerdem ein Sparkaſſenbuch 
mit der im § 15 enthaltenen Beſchränkung ausgeſtellt werden. Ausnahmen 
kann das Kuratorium zulaſſen. 


§ 13. Quittungsleiſtung bei Spareinlagen. Jede 
zur Sparkaſſe geleiſtete Einzahlung, ſowie jede von derſelben gemachte Rück⸗ 
zahlung wird in das zugehörige Sparkaſſenbuch unter Beifügung des Datums 
eingetragen und von dem die Kaſſe führenden Beamten und von einem zweiten 
Beamten unterzeichnet. 

Die Namen dieſer Beamten werden durch Aushang in der Geſchäftsſtelle 
bekannt gemacht. 

§ 14. Verkehr durch die Poſt. Die Einzahlungen und Rück⸗ 
zahlungen können durch die Poſt nach den für dieſe erlaſſenen Beſtimmungen 
auf Gefahr und Koſten des Einlegers erfolgen. Dem Antrage ift das Spar- 
kaſſenbuch beizufügen. 

§ 15. Geſperrte Sparkaſſeneinlagen. Eine Einzahlung 
auf ein Sparkaſſenbuch kann auch mit der Beſtimmung geſchehen, daß die Aus⸗ 
zahlung nicht vor einem vorher beſtimmten Termine erfolgen ſoll. Der 
Zeitraum vom Tage der erſten Einzahlung ab bis zum Endtermin muß 
mindeſtens 3 Jahre betragen. Der Termin kann ſpäter hinausgeſchoben 


) Siehe die Beſtimmung Seite 408. 
) Siehe das Statut für den Sparverein vom 27. Mai 1890, Seite 407. 
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werden, indeſſen jedesmal auf mindeſtens ein Jahr. Die Sperrung kann nicht 
nur für die bereits vorhandenen, ſondern auch für alle ſpäteren Einlagen 
ausgeſprochen werden, die auf das ſo geſperrte Sparkaſſenbuch geleiſtet werden, 
und erſtreckt ſich auf die Einlagen, ebenſo auch auf die Zinſen, ſofern von dem 
Einleger nichts anderes beſtimmt iſt. In beſonderen Fällen kann das Kura⸗ 
torium auf Antrag des Einlegers die Sperrung ganz oder teilweiſe aufheben. 
Stirbt derjenige, auf deſſen Namen das Sparkaſſenbuch lautet, vor Eintritt 
des Sperrtermins, ſo tritt die Beſchränkung mit ſeinem Tode außer Kraft. 
aden und deren Verlängerung müſſen im Sparkaſſenbuch vermerkt 
werden. 

$ 16. Rückzahlung von Mündelgeld. Zur Abhebung von 
Mündelgeld iſt außer der Vorlegung des Sparkaſſenbuches die Vorlegung der 
Beſtallung des Vormundes und die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
erforderlich, aber auch ausreichend. 

Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts kann durch die Be⸗ 
ſcheinigung desſelben, daß der Vormund die Zuſtimmung des Gegenvor⸗ 
mundes zur Abhebung erhalten hat, erſetzt werden. 

Die Beibringung der vormundſchaftsgerichtlichen Erklärung iſt nicht 
erforderlich, wenn nach den geſetzlichen Vorſchriften der Vormund zur Ab- 
hebung von Mündelgeld der Genehmigung des Gegenvormundes oder des 
Vormundſchaftsgerichtes nicht bedarf. 

$ 17. Übertragbarkeit der Spareinlagen. Auf Mn- 
trag eines Einlegers kann ſein Guthaben von einer anderen Sparkaſſe über- 
nommen oder auf eine andere Sparkaſſe übertragen werden, mit welcher ein 
diesbezügliches Übereinkommen getroffen iſt. 

Mit dem Antrag auf Übertragung, der mündlich oder ſchriftlich geſtellt 
werden kann, muß das Sparkaſſenbuch überreicht werden. Die Sparkaſſe 
erteilt darauf eine Beſcheinigung, gegen deren Vorlegung bei der anderen 
Sparkaſſe das neue Sparkaſſenbuch mit der Abrechnung verabfolgt wird. 

Die Verzinſung der Einlagen wird durch die Übernahme von einer 
anderen Sparkaſſe oder durch die Überweiſung an eine andere Sparkaſſe in 
Gemäßheit des zwiſchen den beteiligten Sparkaſſen getroffenen Überein⸗ 
8 nicht unterbrochen. Die Koſten der Übertragung fallen dem Sparer 
zur Laſt. : 

$ 18. Quittungsleiſtung bei Empfang von anderen 
Werten als Spareinlagen. Über Empfang von Geldern, Doku⸗ 
menten und anderen Wertgegenſtänden mit Ausſchluß von Spareinlagen 
(§ 13) quittieren gemeinſchaftlich unter der Bezeichnung: „Städtiſche Spar- 
kaſſe zu Breslau“ der Vorſteher der Sparkaſſe, ein zweiter Beamter und, falls 
a dieſer beiden nicht zugleich die Kaffe führt, auch der die Kaffe führende 

eamte. 

Die Namen dieſer Beamten werden durch Aushang in der Geſchäftsſtelle 
bekannt gemacht. 


IV. Zinſen. Rückzahlung. 


§ 19. Verzinſung. Die Verzinſung der Spareinlagen geſchieht 
mit 3 vom Hundert für das Jahr; die ſtädtiſchen Behörden haben das Recht, 
den Zinsfuß zu verändern. Jedoch darf der Zinsfuß nicht weniger als 2½ 
vom Hundert und nicht mehr als 5 vom Hundert betragen. Sie können auch 
für die Einlagen, je nachdem fie einen kleineren oder größeren Betrag er- 
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reichen und je nachdem fie gejperrt find, oder nicht (§ 15) den Zinsfuß 
innerhalb der oben erwähnten Grenze verſchieden feſtſtellen. Für Einlagen 
über 1500 Mark kann, ſofern fie nicht geſperrt find (§ 15), vom Kuratorium 
ein Zinsfuß auch unter 2½ „% vereinbart werden. 

Hat eine Einlage zu Anfang oder im Laufe des Rechnungsjahres einen 
Betrag erreicht, welcher geringer verzinſt wird, ſo kommt der geringere Zinsfuß 
für das ganze Jahr in Anwendung, auch wenn die Einlage bis zum Jahres⸗ 
ſchluß wieder auf einen höher verzinslichen Betrag ſich vermindert haben ſollte. 

Jede Veränderung des Zinsfußes wird mindeſtens drei Monate vor 
ihrem Eintritt gemäß § 30 der Satzung zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 

Die Zinſen der Spareinlagen werden am Schluſſe eines jeden Ber- 
waltungsjahres, alſo am 31. März, berechnet, dem Einlagekapital zuge⸗ 
ſchrieben und vom 1. April ab verzinſt. 

Die Einſchreibung der Zinſen in das Sparkaſſenbuch kann von dem 
Einleger verlangt werden. Aus der Unterlaſſung dieſer Einſchreibung er- 
wächſt indes dem Sparer kein Nachteil. 

Überſchreiten die Einlagen nebſt aufgelaufenen Zinſen die im § 10 der 
Satzung vorgeſehene Höhe, ſo kann eine Verzinſung des Überſchuſſes nicht 
beanſprucht werden. (Vergleiche auch § 12 Abſ. 3.) 

Die Sparkaſſe verzinſt die Einlagen von dem auf den Tag der Ein⸗ 
zahlung folgenden Werktage ab, die Verzinſung endet mit dem der Rück⸗ 
zahlung vorhergehenden Tage. Für die Zinsberechnung wird jeder Monat 
zu 30 Tagen angenommen.“) 

Nur von der vollen Mark der Guthaben werden Zinſen vergütet. Alle 
Bruchteil-Pfennige bleiben außer Anſatz. 

Die Verzinſung einer Spareinlage hört auf, wenn das zugehörige Spar⸗ 
kaſſenbuch innerhalb 30 Jahren nach der letzten Vorlegung nicht bei der Spar⸗ 
kaſſe vorgelegt worden iſt. 


$ 20. Kündigung. Es erfolgt auf ein Sparkaſſenbuch die Rück- 
zahlung von Beträgen: 

a. bis 50 Mark ſofort, bis zu weiteren je 50 Mark aber nur in Zwiſchen⸗ 
räumen von je 14 Tagen, 

b. von über 50 Mark bis 300 Mark ſechs Wochen und 

c. von über 300 Mark drei Monate nach der ſeitens der Sparer erfolgten 
Kündigung. 

Während eines Krieges verdoppeln ſich die Kündigungsfriſten. 

Die Kündigung muß ſeitens der Sparkaſſe in dem Sparkaſſenbuche 
vermerkt werden, ſonſt iſt dieſelbe als nicht geſchehen zu betrachten. 

Die Verzinſung der ſeitens der Sparer gekündigten Beträge hört vom 
Verfalltage ab auf. 

Werden die gekündigten Beträge innerhalb 14 Tagen nach dem Verfall⸗ 
tage nicht erhoben, ſo geht das Recht auf Auszahlung der gekündigten Summe 
verloren und tritt die Verzinſung mit dem erſten Tage des auf den Verfalltag 
folgenden Monats wieder ein. 

Auch der Sparkaſſe ſteht das Recht der Kündigung mit dreimonatlicher 
Friſt zu. Die Kündigung iſt als ordnungsmäßig bewirkt anzuſehen, wenn 
dieſelbe unter Angabe der Nummer des Sparkaſſenbuches öffentlich bekannt 
gemacht worden ift. (§ 30.) 


) Abfa 7 in der Faſſung des I. Nachtrags vom 3. Dezember 1908. IIIa 3550. 08, 
in Kraft ſeit 1. April 1909. a 
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Die Verzinſung der von der Sparkaſſe durch öffentliche Bekanntmachung 
gekündigten Spareinlagen hört mit dem Ablauf von ſechs Monaten, von dem 
Verfalltage ab gerechnet, auf. Die Beſtimmung im § 29 Abſatz 2 wird hier⸗ 
durch nicht berührt. ? 

Die Sparkaſſe hat das Recht, von den Kündigungs⸗ 
friſten Abſtand zunehmenund die gekündigten Beträge, 
auch wenn dieſelben 50 Mark überſteigen, jofort aus⸗ 
zuzahlen. 

§ 21. Rückzahlungen. Die Auszahlungen von Spareinlagen 
können an jeden Inhaber des Sparkaſſenbuches bewirkt werden. Die Stadt⸗ 
gemeinde leiſtet dem Einzahler oder deſſen Rechtsnachfolgern keine Gewähr, 
ſofern nicht rechtzeitig vor der Auszahlung der Verluſt des Sparkaſſenbuches 
ſchriftlich oder zu Protokoll angezeigt, oder eine gerichtliche Beſchlagnahme bei 
der Sparkaſſe erfolgt iſt. 

Gegen Empfangnahme der Spargelder durch einen unbefugten Dritten 
kann ſich der Einzahler dadurch ſichern, daß er den Antrag ſtellt, in ſein Spar⸗ 
kaſſenbuch den Vermerk einzutragen, daß die eingezahlten Beträge, ſowie die 
Zinſen nur allein ihm oder ſeinen ſich ausweiſenden Rechtsnachfolgern oder 
Bevollmächtigten oder einer anderen namentlich bezeichneten Perſon aus- 
zuzahlen ſeien. 

Dieſer Vermerk wird von dem zuſtändigen Kaſſierer, ſowie einem Buch⸗ 
halter unterſchriftlich vollzogen. Die Auszahlung des Guthabens erfolgt als⸗ 
dann nur nach Feſtſtellung der Berechtigung desjenigen, der das Sparkaſſen⸗ 
buch vorlegt. Als genügender Ausweis gilt es, wenn der Vorleger durch eine, 
einem Beamten der Sparkaſſe perſönlich bekannte Perſon vorgeſtellt, und dieſe 
Vorſtellung auf der Empfangsbeſcheinigung durch Unterſchrift des Vor- 
ſtellenden beſcheinigt wird. 8 

Die Sparkaſſe hat in allen Fällen das Recht, die Legitimation des 
Inhabers eines Sparkaſſenbuches zu prüfen. 

Sparkaſſenbücher, die durch Rückzahlung der Einlagen und Zinſen 
ausgeglichen ſind, bleiben bei der Sparkaſſe zurück; durch die Rückzahlung iſt 
jeder Anſpruch an die Sparkaſſe erloſchen. Die Sparkaſſe kann verlangen, daß 
der Erheber des Geldes in das Quittungsbuch feinen Vor- und Zunamen, den 
Stand und die Wohnung eigenhändig einträgt. 


$ 22. Verfahren bei Vorlegung von gefälſchten 
Sparkaſſenbüchern. Wird ein Sparkaſſenbuch, bei welchem der Ver⸗ 
dacht der Fälſchung vorliegt, überreicht, ſo iſt die Sparkaſſe verpflichtet, das⸗ 
ſelbe gegen eine dem Vorzeiger zu erteilende Beſcheinigung zurückzubehalten 
und dem Magiſtrat zur weiteren Veranlaſſung zu übergeben. 


$ 23. Verfahren beim Verluſt oder bei Vernichtung 
von Sparkaſſenbüchern. Sobald ein Sparkaſſenbuch abhanden 
gekommen und dies der Sparkaſſe unter Angabe des Buchſtabens und der 
Nummer desſelben, ſowie des Namens des Einlegers angezeigt iſt, ſo wird dies 
ſeitens der Sparkaſſe in ihren Büchern vermerkt; die Sparkaſſe hat hierbei 
das Recht, nicht aber die Pflicht, die Legitimation des Anzeigers zu prüfen. 
Wird nach Eintragung dieſes Vermerks das Sparkaſſenbuch von einem 
Dritten bei der Sparkaſſe vorgelegt, ſo hält ſie das Buch an und verweiſt die 
Beteiligten, falls eine Einigung unter ihnen nicht erfolgt, mit ihren An⸗ 
ſprüchen an das Gericht. 
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Wird die gänzliche Vernichtung eines Sparkaſſenbuches auf eine nach 


dem Ermeſſen des Kuratoriums überzeugende Art nachgewieſen, ſo kann unter 
Genehmigung des Magiſtrats ein neues Sparkaſſenbuch ausgefertigt werden. 
Bei angeblich verloren gegangenen oder geſtohlenen Sparkaſſenbüchern muß 
das gerichtliche Aufgebotsverfahren zwecks Kraftloserklärung der Bücher 
erfolgen. 


V. Anlage der Sparkaſſengelder. 


§ 24. Verwaltung des Sparkaſſen vermögens. Die 


Sparkaſſe iſt befugt, die nicht zum laufenden Geſchäftsbetriebe erforderlichen 
Kapitalien in folgender Weiſe zins- und nutzbar anzulegen: 


A. 


Mit Genehmigung des Magiſtrats durch Erwerb von Hypotheken und 
Grundſchulden auf in Breslau gelegenen Grundſtücken, ſoweit ſie die 
für Anlage von Mündelgeldern geſetzlich geforderte Sicherheit bieten. 
Ferner darf eine ausreichende Sicherheit angenommen werden, wenn 
die zu erwerbenden Hypotheken oder Grundſchulden innerhalb des 
12½ fachen Gebäudeſteuer-Nutzungswertes ſtehen. 

Die Gebäude müſſen gegen Feuersgefahr verſichert ſein, die Fort⸗ 
dauer der Verſicherung und die Verfügbarkeit des Brandentſchädigungs— 
geldes muß für die Sparkaſſe gewährleiſtet ſein. Die Beleihung von 
unbebauten Grundſtücken iſt unzuläſſig. 


Durch Gewährung von Darlehen gegen ordnungsmäßige Schuldver⸗ 


ſchreibungen der Stadtgemeinde Breslau, ſowie hieſiger öffentlicher 
Anſtalten und Korporationen mit Genehmigung des Magiſtrats und 
unter Feſtſtellung einer beſtimmten Tilgungsfriſt. 

Zu Darlehen dieſer Art darf nicht mehr als / des Geſamt⸗ 
beſtandes der Sparkaſſe verwendet werden. 


Durch Gewährung von Darlehen gegen Verpfändung von Inhaber- 


papieren, welche die Reichsbank in Klaſſe I beleiht, bis / des Kurs- 
wertes, ſofern dieſer aber den Nennwert überſteigt, bis zu / des 
Nennwertes, ferner gegen Beleihung von Hypotheken oder Grund— 
ſchulden bis zu % der ſatzungsmäßigen Beleihungsgrenze, gegen 
Beleihung von Sparkaſſenbüchern kommunaler preußiſcher Sparkaſſen 
bis zu ¾1 des Guthabens und gegen Verpfändung von inländiſchen 
Wechſeln, aus welchen in der Regel 3, mindeſtens aber 2 als zahlungs⸗ 
fähig bekannte Verpflichtete haften, mit einem Abſchlag von mindeſtens 
5 % ihres Nennwertes. 

Dieſe Darlehen dürfen auf nicht länger als 3 Monate gewährt 
werden; die Summe derſelben darf den vierten Teil des Geſamt⸗ 
beſtandes der Sparkaſſe nicht überſchreiten. 


Bei dem hieſigen ſtädtiſchen Leihamt bis zur Höhe von 750 000 Mark. 
Durch Erwerb von Forderungen und Wertpapieren, in denen nach 


den geſetzlichen Beſtimmungen Mündelgelder angelegt werden dürfen. 


Durch Erwerb von inländiſchen Wechſeln, welche eine Verfallzeit von 


höchſtens drei Monaten haben, und aus welchen in der Regel drei, 
mindeſtens aber zwei als zahlungsfähig bekannte Verpflichtete haften. 


Durch Erwerb von Anerkenntniſſen, welche von Behörden des 


Deutſchen Reiches oder eines deutſchen Bundesſtaates über Steuer- 
rückvergütungen ausgeſtellt find. 
20 


= — 


H. Durch vorübergehende Unterbringung bei einer nach den geſetzlichen 
Beſtimmungen für die Anlegung von Mündelgeldern zugelaſſenen 
Bank oder Sparkaſſe oder bei einer Hinterlegungsſtelle. 

I. Durch Erwerb von Grundſtücken aap i 

a. zum Zwecke der Errichtung von Geſchäftshäuſern für die 
Sparkaſſe, 

b. bei der Zwangsverſteigerung, wenn das Grundſtück von der 
Sparkaſſe beliehen iſt. E 

Mindeſtens ¼ des Geſamtbeſtandes der Sparkaſſe ift in mündelſicheren 
Wertpapieren anzulegen. An Mitglieder des Kuratoriums und Beamte der 
Sparkaſſe oder an ihre Ehefrauen, Eltern, Kinder und Geſchwiſter dürfen 
Darlehen der unter C bezeichneten Art nur mit Genehmigung des Magiſtrats 
gewährt werden. 

§ 25. Aufbewahrung der Inhaberpapiere, Hypo⸗ 
theken⸗ und Grundſchuldbriefe. Die erworbenen Inhaber⸗ 
papiere nebſt den Zinsſcheinen und Erneuerungsſcheinen, ſowie die Hypo⸗ 
theken⸗ und Grundſchuldbriefe ſind unter Verſchluß eines hierzu betrauten 
Mitgliedes des Kuratoriums und eines Beamten der Sparkaſſe auf⸗ 
zubewahren. 


VI. Verwendung der Uberſchüſſe. 


§ 26. Sicherheits vermögen. Entnahme von über- 
ſchüſſen. Überfhußpermögen Der am Jahresſchluß rechnungs⸗ 
mäßig feſtzuſtellende, nach Beſtreitung der Verwaltungskoſten verbleibende 
Reingewinn der Sparkaſſe wird zu einem Sicherheitsvermögen (Reſervefonds) 
angeſammelt, das zur Deckung von Ausfällen beſtimmt iſt. 

Sobald das Sicherheitsvermögen eine Höhe von 10 / des Guthabens 
der Sparer erreicht hat, können die weiteren Überſchüſſe auf Beſchluß der 
ſtädtiſchen Behörden zu öffentlichen Zwecken verwendet werden. 

Beträgt das Sicherheitsvermögen noch nicht 10 %, aber mehr als 8 % 
des Guthabens der Sparer, ſo kann die Hälfte des jährlichen Reingewinns in 
der vorſtehenden Weiſe verwendet werden. Soweit die verfügbaren Über⸗ 
ſchüſſe im laufenden Jahr nicht verwendet werden, können ſie zu einem bei der 
Sparkaſſe zu führenden Überſchuß⸗Vermögen genommen und ſpäter nach den 
obigen Grundſätzen verwendet werden. 518 

Zur Verwendung der Überſchüſſe, zu ihrer Übernahme in das Überſchuß⸗ 
Vermögen und zur Verwendung des Beſtandes dieſes Vermögens iſt die 
Genehmigung des Regierungspräſidenten erforderlich. 

Hat die Sparkaſſe mindeſtens 30 „% der Geſamteinlagen in mündel⸗ 
ſicheren Inhaberpapieren, davon mindeſtens die Hälfte in Schuldver⸗ 
ſchreibungen des Deutſchen Reiches oder Preußens angelegt, ſo können für die 
Verteilung der Überſchüſſe folgende Grundſätze Anwendung finden: 

Solange das Sicherheitsvermögen noch nicht 5 , der Geſamteinlagen 
erreicht hat, ſind ihm die Jahresüberſchüſſe der Kaſſe unverkürzt zuzuführen. 

Hat das Sicherheitsvermögen 5 % der Geſamteinlagen erreicht, jo 
können von dem Jahresüberſchuſſe, wenn es am Schluſſe des Rechnungsjahres 

5 % oder mehr aber noch nicht 6 °/, der Spareinlagen 
beträgt: F * 

6 %ͤ oder mehr aber noch nicht 7 % der Spareinlagen 
beträgt: En 755 
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T 9% oder mehr aber noch nicht 8 % der Spareinlagen 
beträgt: e En a Toy 
8 % oder mehr aber noch nicht 9 % der Spareinlagen 
beträgt: c e 
9 „d oder mehr aber noch nicht 10 „% der Spareinlagen 
FFC A te ee 25 
mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde zu den im Abſatz 2 genannten Zwecken 
verwendet werden. A 
Bei Einholung der Genehmigung zur Verwendung der Überſchüſſe in 
der vorſtehenden Weiſe, iſt der Aufſichtsbehörde alljährlich nachzuweiſen, daß 
die Inhaberpapiere den erforderlichen Prozentſatz erreicht haben.“) 
§ 27. Altersſparkaſſe. Mit der Sparkaſſe ift eine Altersſpar⸗ 
kaſſe verbunden, für die eine beſondere, von dem Oberpräſidenten genehmigte 
Satzung beſteht. 


VII. Anderung der Satzung und Auflöſung der Sparlaſſe. 

§ 28. Abänderung der Satzung. Die Beſtimmungen der 
Satzung können durch Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden geändert werden. 
Die Anderungen bedürfen der Genehmigung des Oberpräſidenten und müſſen 
zweimal mit einem Zwiſchenraum von mindeſtens 4 Wochen bekannt gemacht 
werden, bevor ſie verbindliche Kraft erlangen. Werden die bisherigen Rechte 
der Sparer durch ſolche Satzungsänderungen beeinträchtigt, ſo ſind dieſelben 
in der Bekanntmachung zugleich aufzufordern, im Falle ſie mit der Anderung 
der Satzung nicht einverſtanden find, die Spareinlagen innerhalb einer drei- 
monatlichen Friſt vom Tage der erſten Bekanntmachung ab zurückzunehmen 
oder zur Rückzahlung zu kündigen. Hinſichtlich derjenigen Sparer, welche ſich 
während dieſer Zeit nicht gemeldet haben, wird angenommen, daß ſie auch 
unter den neuen Bedingungen ihre Einlagen bei der Sparkaſſe belaſſen wollen. 

§ 29. Aufhebung der Sparkaſſe. Die ſtädtiſchen Behörden 
ſind ermächtigt, die Aufhebung der Sparkaſſe zu beſchließen. 

Ein ſolcher Beſchluß unterliegt der Genehmigung des Oberpräſidenten 
und iſt nach Erteilung derſelben dreimal unter Aufkündigung der Guthaben 
bekannt zu machen; die für die Abhebung der Guthaben zu ſtellende Friſt iſt 
vom Tage des Erſcheinens der erſten Bekanntmachung zu berechnen und muß 
mindeſtens drei Monate betragen. Die Guthaben, die in der geſtellten Friſt 
nicht abgehoben werden, werden nicht weiter verzinſt. 

Die nach Abzug der nicht abgehobenen Sparguthaben verbleibenden 
Beſtände, ſowie das Sicherheitsvermögen find mit Genehmigung des 
Regierungspräſidenten nach Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden für öffentliche 
Zwecke im Intereſſe der Stadt zu verwenden. 


VIII. Schlußbeſtimmungen. 

8 30. Offentliche Bekanntmachungen. Alle öffent⸗ 
lichen Bekanntmachungen, die in dieſer Satzung vorgeſchrieben ſind, erfolgen 
durch das Breslauer Gemeindeblatt und, wenn dieſes Blatt eingehen ſollte, 
durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung in Breslau. 

$ 31. Inkrafttreten der Satzung. Die vorſtehende 
Satzung wird nach Genehmigung des Oberpräſidenten öffentlich bekannt 
gemacht und tritt 3 Monate nach erfolgter Bekanntmachung in Kraft. 

Xb. 52. 03. Gem. Bl. vom 1. November 1903. S. 899. 


*) Abſatz 5—9 zugefügt durch den II. Nachtrag vom 5. November 1909. IIIa 3581. 09. 
26* 


— ae 


2. Satzung für die Altersfparkafe der ſtädtiſchen Sparkaſſe 
vom 9. April 1908. 


Die ſtädtiſche Sparkaſſe in Breslau unterhält ſeit dem Jahre 1884 
eine Altersſparkaſſe, um ihren Teilnehmern für die Zeit des Alters und der 
Arbeitsunfähigkeit einen Rückhalt zu gewähren. 

Für dieſe Altersſparkaſſe wird unter Aufhebung des beſtehenden Statuts 
die nachſtehende Satzung feſtgeſetzt. 


§ 1. Die auf Grund der ſeitherigen ſtatutenmäßigen Beſtimmungen 
ausgeſtellten und noch umlaufenden Altersſparbücher behalten ihre Gültig- 
keit. Die gegenwärtige Satzung tritt aber auch für die auf den zugehörigen 
Konten verzeichneten Altersſparguthaben in Wirkſamkeit, wenn dieſe nicht 
innerhalb einer dreimonatigen Friſt nach der Veröffentlichung dieſer Satzung 
zurückgefordert werden ($ 18 des Reglements vom 12. Dezember 1838). 

Auf die Altersſparkaſſe findet die Satzung der ſtädtiſchen Sparkaſſe 
Anwendung, ſoweit ſich aus der Satzung für die Altersſparkaſſe nicht ein 
anderes ergibt. 

§ 2. In die Altersſparkaſſe können Perſonen aufgenommen werden, 
die den nachſtehenden Bedingungen entſprechen: 

1. ſie müſſen Sparer der ſtädtiſchen Sparkaſſe in Breslau ſein, 

2. im Stadtkreiſe Breslau ſteuerfrei oder von einem Jahreseinkommen 
bis höchſtens 2100 Mark zur Einkommenſteuer veranlagt ſein, 

3. ſie dürfen nicht zur Ergänzungsſteuer veranlagt ſein, 

4. ſie dürfen nicht öffentliche penſionsberechtigte Beamte ſein. 

Aufnahmefähig ſind ferner die Ehefrauen der Perſonen, welche nach 
vorſtehenden Beſtimmungen aufgenommen werden können, vorausgeſetzt, 
daß ſie (die Ehefrauen) den Bedingungen zu 1, 3 und 4 des Abſatzes 1 
entſprechen. 

Die Aufnahme kann nicht vor vollendetem 16. Lebensjahre und muß 
vor vollendetem 45. Lebensjahre erfolgen. 

Zu den Sparern im Sinne des Abſatzes 1 Ziffer 1 ſind diejenigen 
nicht zu rechnen, welche nur geſperrte Spareinlagen nach § 15 der Satzung 
der Sparkaſſe vom 25. Auguſt/23. September 1903 beſitzen. 

§ 3. Die Anmeldung zur Aufnahme geſchieht durch Einreichung eines 
ſchriftlichen Geſuches oder durch Erklärung zum Protokolle in der Spar— 
kaſſe oder dem für Sparkaſſenſachen zuſtändigen Magiſtratsbüro; der An⸗ 
meldung iſt ein glaubhafter Nachweis über das Lebensalter und über die 
Steuerveranlagung für das laufende Verwaltungsjahr beizufügen; doch kann 
auch auf amtliche Auskunft der Steuerverwaltung Bezug genommen werden. 

Das Kuratorium der Sparkaſſe entſcheidet über die Aufnahme innerhalb 
3 Monaten; es iſt nicht erforderlich, Gründe für die Ablehnung anzugeben. 

Wird die Aufnahme beſchloſſen, ſo hat der Sparer den Betrag von 
1 Mark auf das für ihn anzulegende Altersſparkonto einzuzahlen; erſt durch 
diefe Einzahlung und die Aushändigung des Altersſparbuches (vergl. § 15) 
wird die Aufnahme bewirkt. 

§ 4. Nach der Aufnahme wird dem Teilnehmer alljährlich vom 
Beginn des laufenden Verwaltungsjahres ab der dritte Teil derjenigen Zinſen, 
die am Ende eines jeden Verwaltungsjahres, alſo am 31. März, aus ſeinem 


Sparkaſſen⸗Guthaben erwachſen find, auf ſein Konto bei der Altersſparkaſſe 
übertragen, doch iſt hierbei das Zinſendrittel nur von einem Guthaben von 
höchſtens 1500 Mark zu berechnen. Zu den Sparguthaben im Sinne dieſes 
Paragraphen gehören nicht die nach § 15 der Satzung der Sparkaſſe vom 
25. Anguſt 23. September 1903 geſperrten Sparguthaben. 


$ 5. Zur Gewährung von Zuſchüſſen an die Teilnehmer der Alters- 
ſparkaſſe wird alljährlich ein Betrag in den Etat der Sparkaſſe eingeſtellt. 


§ 6. Die Zuſchüſſe werden an die Teilnehmer nach Verhältnis der 
Zinſen verteilt, welche nach $ 4 übertragen werden. Die Höhe der Zuſchüſſe 
ſetzt alljährlich auf Vorſchlag des Kuratoriums der Magiſtrat feſt. 

$ 7. Die Beträge, die auf den Altersſparkonten verzeichnet find, 
werden mit jährlich vier vom Hundert verzinſt. 

Die ſtädtiſchen Behörden haben das Recht, den Zinsfuß zu ändern; 
jedoch darf er nicht weniger als 3 und nicht mehr als 5 vom Hundert betragen. 

§ 8. Erreicht das Altersſparkonto eines Teilnehmers die Höhe von 
2000 Mark, ſo erfolgt eine Überſchreibung der Zinſen aus der Sparkaſſe 
(vergl. $ 4) nicht mehr, ebenſo hört eine Überweiſung von Zuſchüſſen auf, 
jedoch wird das Guthaben ferner mit dem nach 8 7 feſtgeſetzten Zinsfuße 
verzinſt. 

$ 9. Die Beträge auf den Altersſparkonten der Teilnehmer find an 
dieje vor dem vollendeten 55. Lebensjahre mit Ausnahme der in den SS 12 
und 13 genannten Fälle nicht zahlbar. 

Die Zuſchüſſe ſowie die Zinſen der Altersſparguthaben gehen erſt bei 
Auszahlung in das Eigentum der Teilnehmer über; ſie können daher bis zu 
dieſem Zeitpunkt mit rechtlicher Wirkung weder veräußert, noch verpfändet, 
noch im Wege der Zwangsvollſtreckung auf andere übertragen werden. 

$ 10. Die Teilnahme an der Altersſparkaſſe erliſcht mit dem voll- 
endeten 60. Lebensjahre des Sparers. 

Die fernere Verzinſung erfolgt nur zu dem jeweiligen Zinsſatze der 
Sparkaſſe. 

§ 11. Iſt die Aufnahme in die Altersſparkaſſe unter Angabe un- 
richtiger Perſonalverhältniſſe oder für Rechnung und zum Vorteil anderer 
Perſonen als der angegebenen erfolgt, ſo beſchließt das Kuratorium der Spar⸗ 
kaſſe die Ausſchließung aus der Altersſparkaſſe; die bereits zugeſchriebenen 
Zuſchüſſe aus der Sparkaſſe nebſt den Zinſen verfallen zugunſten der 
Sparkaſſe. 

§ 12. In beſonderen Fällen hat das Kuratorium der Sparkaſſe das 
Recht, auf Antrag auch vor vollendetem 55. Lebensjahre den Betrag auf 
dem Konto der Altersſparkaſſe dem Teilnehmer ganz oder teilweiſe auszahlen 
zu laſſen. 

i Im Falle des Todes des Teilnehmers wird der Kontobetrag an die 
Erben auf ihren Antrag gezahlt, auch wenn der Tod vor vollendetem 
55. Lebensjahre erfolgt iſt. 

Die Sparkaſſe iſt berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Erbeslegitimation 
zu prüfen; ſie kann die Auszahlung auch in dieſem Falle an den Inhaber des 
Altersſparbuches bewirken. 

$ 13. Die Teilnehmerſchaft bei der Altersſparkaſſe erliſcht, ſobald die 
Bedingungen des § 2 Abſatz 1, Ziffer 1, 3 und 4 nicht mehr vorliegen. Vom 
erſten Tage desjenigen Monats ab, in welchem die Bedingungen fortgefallen 
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find, wird das Altersſpar⸗Guthaben nur zu dem jeweiligen Zinsfuß der Spar- 
kaſſe verzinſt; die hiernach zu Unrecht zugeſchriebenen Zuſchüſſe und Mehr⸗ 
zinſen verfallen zugunſten der Sparkaſſe. 

Für dasjenige Verwaltungsjahr, in dem die Teilnehmerſchaft erliſcht, 
werden Zuſchüſſe nicht mehr gewährt. 

Das Kuratorium der Sparkaſſe kann, wenn die Mitgliedſchaft vorzeitig 
erloſchen ift, auf Antrag des Teilnehmers den auf dem Altersſparkonto ver- 
zeichneten Betrag auch vor vollendetem 55. Lebensjahre des Teilnehmers aus⸗ 
zahlen laſſen. 

Das Kuratorium der Sparkaſſe hat ferner das Recht, Teilnehmer der 
Altersſparkaſſe, welche vorübergehend auf nicht länger als zwei Jahre ihren 
Wohnſitz im Stadtkreiſe Breslau aufgegeben haben, auf Antrag bei der Alters 
ſparkaſſe ausnahmsweiſe zu belaſſen. 


§ 14. Gegen die Beſchlüſſe des Kuratoriums der Sparkaſſe (§ 3, 11 
bis 13) ſteht den Beteiligten eine innerhalb 4 Wochen anzubringende 
Beſchwerde bei dem Magiſtrat offen, der endgültig entſcheidet. 

Die Beſchwerdefriſt läuft vom Tage der Zuſtellung des Beſcheides ab. 


§ 15. Jeder Teilnehmer der Altersſparkaſſe erhält über die Çin- 
tragungen auf ſeinem Altersſparkonto ein mit ſeinem Vor- und Zunamen, 
Alter, Stand und Wohnung verſehenes Altersſparbuch koſtenfrei ausgefertigt. 

Dieſes Altersſparbuch iſt mit dem ſtädtiſchen Wappen geſtempelt und 
wird von dem Kaſſenvorſteher und einem zweiten Beamten der Sparkaſſe 
unterzeichnet; es enthält die gegenwärtige Satzung, die Satzung der ſtädtiſchen 
Sparkaſſe in Breslau und die Nummer des zugehörigen Sparkaſſenbuches. 

Die Einſchreibung der Zins-Überträge, Zuſchüſſe und Zinſen wird von 
den hierzu beſtimmten Beamten der Sparkaſſe unterzeichnet. 

Die Namen der im Abſatz 2 und 3 bezeichneten Beamten werden durch 
Aushang in der Geſchäftsſtelle bekannt gemacht. 


$ 16. Altersſparbücher, die durch Zahlung der darin verzeichneten 
Beträge ausgeglichen ſind, bleiben bei der Sparkaſſe zurück; durch die Rück⸗ 
zahlung iſt jeder weitere Anſpruch an die Sparkaſſe erloſchen. Die Sparkaſſe 
kann verlangen, daß der Erheber des Geldes in das Altersſparbuch ſeinen 
Vor- und Zunamen, den Stand und die Wohnung eigenhändig einträgt. 


§ 17. Jede Abänderung dieſer Satzung ift vom Ober-Präſidenten der 
Provinz Schleſien zu genehmigen und nach der Satzung der ſtädtiſchen Spar⸗ 
kaſſe in Breslau öffentlich bekannt zu machen. 

Werden die bisherigen Rechte der Teilnehmer durch ſolche Satzungs⸗ 
änderung beeinträchtigt, ſo ſind die Teilnehmer durch öffentliche Bekannt⸗ 
machung aufzufordern, ſofern ſie mit der Abänderung nicht einverſtanden ſind, 
die auf ihren Altersſparkonten verzeichneten Beträge nebſt Zinſen abzuheben. 

Von denjenigen Teilnehmern der Altersſparkaſſe, die ſich innerhalb 
3 Monaten, vom Tage der Bekanntmachung an gerechnet, zur Rücknahme der 
Beträge nicht gemeldet haben, wird angenommen, daß ſie auch unter den 
abgeänderten Bedingungen Teilnehmer bleiben wollen. 


§ 18. Die ſtädtiſchen Behörden zu Breslau haben das Recht, zu jeder 
Zeit die Altersſparkaſſe mit Genehmigung des Ober-Präſidenten von 
Schleſien aufzulöſen; in dieſem Falle hat der Magiſtrat die Teilnehmer der 
Altersſparkaſſe hiervon durch öffentliche Bekanntmachung nach der Satzung 
der ſtädtiſchen Sparkaſſe zu Breslau zu benachrichtigen und aufzufordern, die 
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auf ihren Altersſparkonten verzeichneten Beträge nebſt Zinſen abzuheben; 
die Verzinſung hört drei Monate nach erfolgter Bekanntmachung auf. 

In derſelben Weiſe kann jeder Teilnehmer der Altersſparkaſſe nach 
vollendetem 60. Lebensjahre, oder wenn aus den in den §§ 2, 11 bis 13 der 
gegenwärtigen Satzung vorgeſehenen Gründen die Beteiligung an der Alters⸗ 
ſparkaſſe aufhört, zur Abhebung ſeines Guthabens aufgefordert werden. 

Wird das Guthaben innerhalb 10 Jahren nach der öffentlichen Bekannt⸗ 
machung nicht abgehoben, ſo verfällt der Betrag zugunſten der Sparkaſſe. 

§ 19. Jede Abänderung dieſer Satzung bedarf der Genehmigung des 
Ober⸗Präſidenten der Provinz Schleſien. 

§ 20. Die vorſtehende Satzung wird nach Genehmigung des Ober- 
Präſidenten öffentlich bekannt gemacht und tritt 3 Monate nach Bekannt⸗ 
machung in Kraft. . 

IIIa. 1230. 08. ! Gem. Bl. vom 12. Juli 1908. S. 513. 


3. Statut für den von der ſtädtiſchen Sparkaſſe zu Breslau 
unterhaltenen Sparverein 


vom 27. Mai 1890. 


§ 1. Die ſtädtiſche Sparkaſſe unterhält einen Sparverein, um hieſigen 
Einwohnern Gelegenheit zu geben, in der Zeit des größeren Erwerbes kleinere 
Erſparniſſe, auch unter 1 Mark, bequem und ſicher gegen Zinſengenuß 
anzulegen. 

§ 2. Die Sparzeit beginnt Anfangs April eines jeden Jahres an 
vorher von der Sparkaſſe öffentlich bekannt gemachten Tagen und dauert 
30 Wochen. 

§ 3. Die Einzahlungen werden von Sammlern, welche auf Vorſchlag 
der Sparkaſſe durch den Magiſtrat ernannt und deren Namen öffentlich 
bekannt gemacht werden, angenommen. — Das Amt eines Sammlers iſt ein 
ſtädtiſches Ehrenamt und wird ohne jede Entſchädigung verwaltet. 4 

§ 4. Die Einzahlungen haben gleich- und regelmäßig allwöchentlich 
Montags in den Vormittagsſtunden zu geſchehen; der niedrigſte Betrag iſt 
10 Pfennig, der höchſte 1 Mark und muß durch 10 teilbar ſein. 

§ 5. Bei der erſten Einzahlung empfängt der Sparer koſtenfrei ein mit 
dem ſtädtiſchen Wappen und dem Abdruck dieſes Statuts verſehenes Sparbuch; 
dasſelbe enthält den Vor- und Zunamen des Sparers, ſowie deſſen Stand und 
Wohnung und trägt diejenige Nummer, unter welcher dasſelbe in dem Haupt⸗ 
buche der Sammelſtelle eingetragen ſteht. i 

§ 6. In die Sparbücher find die Einzahlungen von dem Sammler 
ſofort einzutragen, und hat ſich der Sparer von der Richtigkeit der Eintragung 
bei Empfang zu überzeugen. — Das Zurücklaſſen bezw. die ſpätere Abholung 
des Sparbuches bei den Sammelſtellen iſt nicht zuläſſig. 

§ 7. Die Sparbücher dürfen weder verpfändet noch verkauft werden; 
ſollte ein Sparbuch dem Sparer abhanden kommen, ſo hat er dies ohne Verzug 
dem Sammler anzuzeigen, welcher den Verluſt in ſeinem Hauptbuche vermerkt. 


§ 8. Die Verzinſung der Einzahlungen erfolgt in der Weiſe, daß für 
jede am Schluß der Sparzeit zurückzuzahlende Mark ein Pfennig Zinsver⸗ 
gütung gezahlt wird; werden die Einzahlungen unterbrochen, ſo bleiben die für 
die ausgefallenen Wochen etwa ſpäter nachgezahlten Beträge ohne Verzinſung. 
Für nach dem erſten Juni begonnene und weiter erfolgte Einlagen werden 
keine Zinſen vergütet. 


§ 9. Die Rückzahlung der Einlagen nebſt Zinsvergütigung erfolgt nach 
Schluß der Sparzeit an von der Sparkaſſe beſtimmten und öffentlich bekannt 
gemachten Tagen durch die Sammler gegen Rückgabe des Sparbuches, in 
welchem am Schluſſe über Einlagen und Zinſen von dem Empfänger zu 
quittieren iſt. Zu einer Prüfung der Empfangsberechtigung des Vorzeigers 
iſt der Sammler berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

Im Falle des Verluſtes eines Sparbuches wird das Guthaben erſt vier 
Wochen nach Schluß der Sammelzeit demjenigen gegen Empfangsbejcheini- 
gung ausgezahlt, welcher ſich als Einzahler der Spareinlage, auch wenn das 
Buch nicht auf feinen Namen ausgefertigt ift, in glaubhafter Weiſe ausweiſt. 

§ 10. In beſonderen Fällen erfolgt die teilweiſe oder gänzliche Rück— 
zahlung der Einlagen auf Antrag des Sparers auch vor Schluß der Sparzeit, 
in welchem Falle aber eine Zinsvergütung nicht ſtattfindet. 

$ 11. Die Sammler find verpflichtet, die bei ihnen gemachten Ein- 
lagen getrennt von allen übrigen Geldern in einem beſonderen Behältnis als 
Eigentum der ſtädtiſchen Sparkaſſe zu Breslau aufzubewahren. Die Zeit und 
die Art der Ablieferung werden durch eine von dem Kuratorium zu erlaſſende 
Inſtruktion beſtimmt. 

$ 12. Die Auflöſung des Sparvereins kann nur nach Beendigung 
einer Sparzeit durch Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden und unter Genehmi- 
gung des Herrn Ober-Präſidenten der Provinz Schleſien erfolgen. 

Xb. 362. 90. 


4. Befimmungen, betreffend die Ausgabe von Sparmarken und 
Sparkarten bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe 


vom 11. Dezember 1903. 


In Übereinſtimmung mit der Stadtverordneten-Verſammlung werden 
gemäß 5 10 der Satzung für die ſtädtiſche Sparkaſſe in Breslau vom 
28. Septender 508 die nachſtehenden Beſtimmungen, betreffend die Ausgabe 
von Sparmarken und Sparkarten bei der genannten Sparkaſſe, mit Geltungs⸗ 
kraft vom 1. Februar 1904 ab, erlaſſen: 

Zur Förderung der Sparſamkeit, insbeſondere um den wenig Be- 
mittelten Gelegenheit zur Anſammlung kleinerer Geldbeträge und zu deren 
demnächſtigen nutzbringenden Anlegung bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe zu 
zu Breslau zu gewähren, werden von der letzteren Sparkarten und Spar⸗ 
marken von je 10 Pfg. unter folgenden Bedingungen ausgegeben: 


a. 


xm b. 1797. 03. 
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Die Sparkarten, deren jede mit einer im erſten Felde befindlichen 
Sparmarke verſehen iſt, werden mit dieſer zum Preiſe von 10 Pfg. für 
das Stück bei der Sparkaſſe und ihren Nebenſtellen oder den Verkaufs- 
ſtellen ausgegeben. Die Vorderſeite der Sparkarte enthält noch neun 
zum Aufkleben der Marken beſtimmte Felder in zwei Reihen; die Rück⸗ 
ſeite trägt folgende Bekanntmachung: 


Sparkarte. 


Die Abgabe dieſer mit 10 unſerer Sparmarken auf der Vorderſeite 
verſehenen Sparkarte an unſerer Kaſſe und bei den Nebenſtellen gilt 
als Sparkaſſeneinlage von einer Mark, die in ein bereits vorhandenes 
oder neu auszufertigendes Sparkaſſenbuch eingetragen wird. 


Kuratorium der ſtädtiſchen Sparkaſſe zu Breslau. 
Stempel.) 


Die Sparmarken zeigen das ſtädtiſche Wappen zu Breslau mit der 


Umſchrift: 
„10 Pfennig 10. Städtiſche Sparkaſſe zu Breslau.“ 


Der Verkauf der Sparmarken erfolgt durch die Sparkaſſe und ihre 


Nebenſtellen, ſowie durch die errichteten Verkaufsſtellen. 

Bei der Sparkaſſe und ihren Nebenſtellen ſind die Sparmarken nur 
in Streifen von je 10 Stück, bei den Verkaufsſtellen dagegen in 
beliebiger Anzahl, alſo auch einzeln zu erhalten. 


Der Verkauf von Marken und Karten erfolgt ſeitens der Sparkaſſe an 


die Verkaufsſtellen gegen bar und ohne Vergütung; ebenſowenig dürfen 
die Verkaufsſtellen von ihren Abnehmern eine Vergütung bean— 
ſpruchen. Jedem Verkaufsſtelleninhaber kann auf ſeinen Antrag ein 
einmaliger Vorſchuß in Sparmarken und Karten bis zur Höhe von 
30 Mark gewährt werden. 


Ein Erſatz für in Verluſt geratene Sparmarken und Sparkarten wird 


nicht geleiſtet. Der Sparkaſſe bleibt die Entſcheidung darüber vor⸗ 
behalten, ob und inwieweit beſchädigte Sparmarken noch als gültig 
anzuſehen ſind. 


. Die zur Sparkaſſe zurückgelieferten mit je 10 Sparmarken verſehenen 


Sparkarten werden ſofort entwertet und an den Kaſſenreviſionstagen 
durch Feuer vernichtet. 


5. Bedingungen für das Lombardgeſchäft der nädtifchen Sparkafe. 


gegen 


a. 


$ 1. Die ſtädtiſche Sparkaſſe zu Breslau gewährt zinsbare Darlehne 
Verpfändung von: 

Inhaberpapieren, welche die Reichsbank in Klaſſe I beleiht, bis “ des 
Kurswertes, ſofern dieſer aber den Nennwert überſteigt, bis / des 
Nennwertes; 


. inländifchen Wechſeln, aus welchen in der Regel 3, mindeſtens aber 2 


als zahlungsfähig bekannte Verpflichtete haften, mit einem Abſchlag 
von mindeſtens 5 % ihres Nennwertes. 
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$ 2. Darlehne in Beträgen von weniger als 10 Mark werden nicht 
erteilt. Alle Rückzahlungen müſſen mindeſtens zehn vom Hundert der 
ſchuldigen Summe, dürfen außerdem nicht weniger als 10 Mark betragen. 
Das Darlehn darf nicht auf länger als drei Monate, mit der im § 3 näher 
beſtimmten Maßgabe, erteilt werden. 


§ 3. Das Darlehn kann beliebig auf eine beſtimmte Friſt innerhalb 
dreier Monate (feſtes Darlehn) oder zu gegenſeitig täglich oder nach Ablauf 
einer beſtimmten höchſtens dreimonatlichen Kündigungsfriſt freiſtehender 
ganzer oder teilweiſer Rückzahlung und bezw. Rückforderung (Darlehn auf 
unbeſtimmte Zeit) gegeben, muß aber in jedem Falle ſpäteſtens innerhalb 
Jahresfriſt, vom Tage der Ausſtellung des Pfandſcheins an gerechnet, zurück⸗ 
gezahlt werden. Diejenigen feſten Darlehne, welche am Ende (ultimo) eines 
Monats zurückzuzahlen ſind, müſſen am letzten Geſchäftstage des Monats 
bis ſpäteſtens 12 Uhr mittags zurückgezahlt werden. Zum Nachweiſe der 
Rückforderung genügt die Abſendung eines eingeſchriebenen Briefes an die 
Adreſſe des Darlehnsnehmers. 

$ 4. Gerät der Schuldner mit der Rückzahlung in Verzug ($ 3) oder 
bleiben die Zinſen rückſtändig (§ 6), ſo iſt die ſtädtiſche Sparkaſſe berechtigt, 
das Pfand unter Beobachtung der SS 1221, 1235 des B. G.-B. und unter 
Ausſchluß der Vorſchriften in SS 1234 und 1238 des B. G.-B. bezw. § 368 
des H.⸗G.⸗B. verkaufen zu laſſen und ſich aus dem Erlöſe wegen Kapitals, 
Zinſen und Koſten bezahlt zu machen. 

§ 5. Die ſtädtiſche Sparkaſſe ift berechtigt, wenn fie es zu ihrer Sicher⸗ 
heit, zum Zwecke des Verkaufs oder aus ſonſtigen Gründen für angemeſſen 
erachtet, das Unterpfand auf Gefahr und Koſten des Verpfänders nach 
anderen Lagerſtellen, ſei es am Orte ſelbſt oder außerhalb, bringen und dort 
aufbewahren oder verkaufen zu laſſen. 


8 6. Falls nicht ein anderes vereinbart ift, berechnet die ſtädtiſche 
Sparkaſſe die Zinſen zu dem bei der Reichsbank jeweilig beſtehenden Lombard- 
zinsfuße. Der Darlehnsnehmer hat unaufgefordert die Zinſen inner⸗ 
halb 14 Tagen nach Ablauf jedes Kalenderviertel⸗ 
jahres, bei früherer Rückzahlung des Darlehns gleichzeitig und bei 
Darlehnen auf eine beſtimmte Friſt im voraus zu entrichten. 

Bei Darlehnen von mehr als 5000 Mark, welche vor dem Kalender- 
vierteljahresſchluß über den letzten Werktag des Vierteljahres hinaus oder am 
erſten Werktag des neuen Vierteljahres entnommen werden, werden die Zinſen 
für mindeſtens 10 Tage berechnet. Erfolgt die Rückzahlung des Darlehns 
aber erft nach dem ſiebenten Tage des erſten Monats im neuen Kalender- 
vierteljahr, jo find die Zinſen mindeſtens für 14 Tage zu entrichten. Die 
Zinsberechnung erfolgt nach Kalendertagen. 

Der Mindeſtbetrag für jede Zinsberechnung wird auf 50 Pfg. feſtgeſetzt. 

§ 7. Jeder Darlehnsnehmer empfängt einen Pfandſchein, auf dem 
ſowohl der Darlehnsbetrag als auch die dagegen eingelegten Pfänder ver- 
zeichnet ſtehen. 

Die ſtädtiſche Sparkaſſe behält ſich zwar das Recht vor, übernimmt 
aber keine Verpflichtung, die Legitimation des Inhabers des Pfandſcheins 
oder deſſen, der über den Rückempfang des Pfandes quittiert, ſowie die Echt⸗ 
heit der Quittung zu prüfen, ſondern darf jeden, welcher den Pfandſchein vor⸗ 
legt, für den rechtmäßigen Eigentümer halten. Der Verpfänder hat daher 
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den Pfandſchein gehörig aufzubewahren, damit das Unterpfand nicht an einen 
unrechtmäßigen Inhaber ausgeantwortet werde, oder ein ſolcher neue 
Darlehne darauf aufnehme. 

Nach vollſtändiger Rückzahlung des Darlehns nebſt Zinſen wird das 
Unterpfand, oder im Falle des Verkaufs der dem Verpfänder etwa verbliebene, 
bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe zinslos aufzubewahrende Überſchuß nur gegen 
Rückgabe des quittierten Pfandſcheins oder nach gerichtlicher Kraftloserklärung 
desſelben herausgegeben. Die Quittung muß (ohne weiteren Zuſatz) lauten: 

„Das Unterpfand habe ... . ich ... zurückerhalten.“ 

wir 
(Ort, Datum, Unterſchrift.) 

§ 8. Alle Zahlungen des Schuldners an Kapital, Zinſen und Koſten 
werden von der ſtädtiſchen Sparkaſſe vorſchriftsmäßig gebucht, außerdem aber 
ohne weitere Quittungserteilung auf dem Pfandſchein ſowie auf deſſen 
Abſchrift eingetragen. 

§ 9. Reicht das Unterpfand zur vollſtändigen Befriedigung der 
ſtädtiſchen Sparkaſſe nicht aus, ſo bleibt der perſönliche Anſpruch wegen des 
Fehlenden an den Verpfänder vorbehalten, ſelbſt wenn er ſeine Rechte und 
Verbindlichkeiten aus dem Pfandſchein einem anderen übertragen ſollte. 

§ 10. Die auf dem Pfandſcheine von der ſtädtiſchen Sparkaſſe nad- 
getragenen Veränderungen mit dem Kapital oder dem Unterpfande haben 
für beide Teile volle Beweiskraft und Verbindlichkeit. 

§ 11. Alle Beſtimmungen des Pfandſcheins gelten für die etwa şu- 
geſchriebenen neuen Unterpfänder und Darlehne ebenfalls. Die ſämtlichen 
Unterpfänder haften für die ganze Forderung der ſtädtiſchen Sparkaſſe, gleich⸗ 
viel zu welcher Zeit die Zuſchreibung neuer Unterpfänder oder Darlehne 
erfolgt iſt, und können nach der Wahl der ſtädtiſchen Sparkaſſe zuſammen oder 
einzeln zur Berichtigung der Forderung an Kapital, Zinſen und Koſten nach 
$ 4 veräußert werden. 

$ 12. Der Verpfänder hat über den Empfang des Pfandſcheins auf 
einer Abſchrift davon, welche bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe bleibt, quittiert. 
Wenn der Pfandſchein abhanden kommt, ſo hat gedachte Abſchrift mit den 
darauf von der ſtädtiſchen Sparkaſſe nachgetragenen Veränderungen für beide 
Teile volle Beweiskraft und Verbindlichkeit. 

$ 13. In bezug auf die Verwahrung der Unterpfänder hat die 
ſtädtiſche Sparkaſſe nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche ſie in 
eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt ($ 277 B. G.⸗B.). Zu einer Fort- 
ſchaffung der Unterpfänder an einen anderen Ort iſt die ſtädtiſche Spar⸗ 
kaſſe in keinem Fall, insbeſondere auch nicht im Kriegsfall, verpflichtet. 

§ 14. Die ſtädtiſche Sparkaſſe überwacht nicht, ob die ihr verpfändeten 
Wertpapiere zur Auszahlung aufgerufen, ausgeloſt oder gekündigt werden, oder 
ob ſonſt eine Veränderung betreffs derſelben eintritt. Hierauf zu achten und 
das Geeignete zu veranlaſſen, iſt lediglich Sache des Verpfänders, den auch 
allein die nachteiligen Folgen treffen, wenn die nötigen Maßregeln unter— 
bleiben. Dies gilt auch hinſichtlich der Folgen einer nicht rechtzeitigen oder 
nicht richtigen Abtrennung, Verwertung, Aushändigung und Neubeſchaffung 
der Zinsſcheine, mag die Abtrennung uſw. vom Verpfänder ſelbſt oder von 
Beamten der ſtädtiſchen Sparkaſſe auf oder ohne Antrag des Verpfänders 
bewirkt werden. 

$ 15. Sinkt während der Dauer des Darlehns der Kurs des Unter⸗ 
pfands um 5 vom Hundert, ſo iſt der Verpfänder verpflichtet, binnen 3 Tagen 
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die urſprüngliche Sicherheit dadurch wieder herzuſtellen, daß er nach Wahl 
der ſtädtiſchen Sparkaſſe entweder eine verhältnismäßige Abſchlagszahlung 
macht, oder das Unterpfand auf das urſprüngliche Verhältnis erhöht, 
widrigenfalls die ſtädtiſche Sparkaſſe, wenn ſie nicht die Wiederherſtellung der 
Sicherheit im Rechtswege verfolgen will, jederzeit berechtigt, aber nicht ver- 
pflichtet iſt, ſich aus dem Unterpfande nach § 4 bezahlt zu machen und den 
etwaigen Ausfall nach § 9 von dem Verpfänder einzuziehen. 

§ 16. Wechſel find mit dem Blankogiro des Verpfänders zu verſehen; 
die ſtädtiſche Sparkaſſe iſt behufs ihrer Befriedigung berechtigt, die ver— 
pfändeten Wechſel entweder nach § 4 verkaufen zu laſſen, oder auf Gefahr des 
Verpfänders von den Schuldnern einzuziehen und in jedem Falle das Blanko⸗ 
giro auf ſich ſelbſt oder einen Dritten auszufüllen. 

§ 17. Etwaige durch das Lombardgeſchäft entſtehende Stempelkoſten 
hat der Darlehnsnehmer zu tragen. 

Breslau, den 18. März 1907. 
IIIa. 358. 07. 


6. Veſtimmungen über den Erwerb von Wechſeln 
durch die ſtädtiſche Sparkaſſe 


vom 15. März 1895. 


J. Der Ankauf der Wechſel erfolgt durch die Hauptrendantur (Haupt⸗ 
rendanten und Buchhalter) unter Zuſtimmung des Vorſitzenden des Kura- 
toriums bezw. ſeines Stellvertreters oder eines anderen vom Kuratorium aus 
ſeiner Mitte zu wähenden Mitgliedes. 

II. Der Geſamtbetrag der anzuſchaffenden Wechſel darf 15 % des 
Einlage-Kapitals nicht überſchreiten. 

III. Die anzuſchaffenden Wechſel müſſen folgende Beſchaffenheit haben: 

1. Aus denſelben müſſen in der Regel drei, mindeſtens aber zwei als 
zahlungsfähig bekannte Verpflichtete haften, von denen der eine eine 
Firma erſten Ranges ſein muß. Die Firmen erſten Ranges ſind auf 
Vorſchlag des Kuratoriums vom Magiſtrat durch eine von dieſen auf- 
geſtellte und mindeſtens in halbjährlichen Zwiſchenräumen zu 
prüfende Liſte zu beſtimmen, zugleich iſt die Höhe der Kredit— 
Bewilligung für jede Firma erſten Ranges feſtzuſtellen. 

2. Die Wechſel müſſen gezogen und mit Akzept verſehen ſein. 

3. Sie dürfen nicht Domizilwechſel fein. 

4. Sie müſſen an einem Be N d. h. an einem Ort, an welchem und 
aui k die Reichsbank Wechſel ankauft, in Reichsmark zahl- 
ar ſein. 

5. Sie müſſen über einen Betrag von mindeſtens 5000 Mark lauten. 

6. Sie müſſen mindeſtens einen Monat, höchſtens drei Monate zu 
laufen haben. 

IV. Wechſel, aus denen ein Mitglied des Kuratoriums oder ein 
Beamter der Sparkaſſe verpflichtet iſt, ſind vom Erwerb ausgeſchloſſen. 

V. Die erworbenen Wechſel find auf die ſtädtiſche Sparkaſſe zu Breslau 
zu indoſſieren. 

Xb. 305. 95. 
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7. Bedingungen für die Aufbewahrung von Sparkaſſenbüchern 
bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe 
vom 27. Juli 1909. 


§ 1. Verwahrungsantrag. Der Antrag auf Verwahrung 
eines Sparbuches muß bei derjenigen Sparkaſſen⸗-Haupt⸗ oder Nebenſtelle 
mündlich zu Protokoll geſtellt werden, bei der das Sparbuch ausgefertigt iſt. 
Das Sparbuch iſt hierbei vorzulegen. 

§ 2. Hinterlegungsgebühr. Für die Verwahrung eines 
Sparbuches iſt eine Gebühr von 50 Pfg. für jedes angefangene Rechnungs⸗ 
jahr im voraus zu entrichten. Der Sparer ermächtigt durch den Ver⸗ 
wahrungsantrag die ſtädtiſche Sparkaſſe, die Gebühr für die Dauer der Auf- 
bewahrung aus ſeinen Sparguthaben alljährlich im voraus abzuheben. 

§ 3. Hinterlegungsſchein. Über die Verwahrung eines 
Sparbuches wird dem Sparer ein von 2 Beamten zu unterzeichnender Hinter- 
legungsſchein ausgehändigt, dem ein Abdruck der Bedingungen und eine 
Tabelle für ſtaffelförmige Fortſchreibung des Sparguthabens beigefügt iſt. 
Mit Empfangnahme des Hinterlegungsſcheines unterwirft ſich der Sparer 
dieſen Bedingungen. 

§ 4. Aufbewahrung des Hinterlegungsſcheines. 
Einzahlungen und Abhebungen. Nach Hinterlegung des Spar⸗ 
buches können Einzahlungen und Abhebungen nur bei Vorlegung des Hinter⸗ 
legungsſcheines bewirkt werden. Der Hinterlegungsſchein iſt daher ſorgfältig 
aufzubewahren. Bei Auszahlungen iſt ferner außer der Vorlegung des Hinter⸗ 
legungsſcheins noch das von der Sparkaſſe feſtzuſetzende geheime Merkzeichen 
anzugeben. 

Bei Erfüllung dieſer Bedingungen erfolgen Auszahlungen an jeden 
Vorzeiger des Hinterlegungsſcheins ohne weitere Prüfung ſeiner Berechtigung. 

Bei Einzahlungen durch die Poſt iſt nur die Angabe der Nummer des 
Hinterlegungsſcheins notwendig, bei Rückzahlungen dagegen muß ſtets der 
Hinterlegungsſchein beigefügt und das geheime Merkzeichen angegeben ſein. 

8 Einſichtnahme des hinterlegten Sparbuches 
bei Einzahlungen und Abhebungen. Dem Sparer iſt bei jeder 
Einzahlung und Abhebung nach bewirkter Zu- oder Abſchreibung das Spar- 
buch auf Verlangen zur Einſichtnahme vorzulegen. Hierbei kann ſich der 
Sparer überzeugen, ob der von der Sparkaſſe auf der Innenſeite ſeines Hinter⸗ 
eg gezogene neue Beſtand mit dem Sparkaſſenbuche überein- 
timmt. 

86. Verluſt des Hinterlegungsſcheines. Der Verluſt 
des Hinterlegungsſcheines ift der in Betracht kommenden Haupt- oder Neben- 
ſtelle — unter Angabe der Nummer des Scheines — ſofort anzuzeigen, worauf 
das Sparbuch geſperrt wird und Abhebungen nur gegen vollſtändige der 
ſtädtiſchen Sparkaſſe ausreichend erſcheinende Legitimation erfolgen können. 

87. Rücknahme des verwahrten Sparbuches. Bei 
Rücknahme des Sparbuches aus der Verwahrung iſt der Rückempfang auf dem 
Hinterlegungsſchein gegen Angabe des geheimen Merkzeichens zu quittieren. 
Ebenſo wird bei Ganzauszahlungen des Sparbuches gehandelt. 

§ 8. Anderungen und Ergänzungen. Anderungen und 
Ergänzungen dieſer Bedingungen bleiben vorbehalten. 

IIIa. 1292. 09. 
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S. Bedingungen für die Überweifung der Steuern 
durch die ſtädtiſche Sparkaſſe 


vom 26. Mai 1911. 


Für die Perſonen, die ihre Sparbücher in der Sparkaſſe hinterlegt 
haben, werden die vierteljährlich fälligen Steuern unter folgenden Be⸗ 
dingungen überwieſen: 

1. Die Anträge werden nach Zuſtellung des Steuerzettels für das ganze 
Steuerjahr in der Stelle der ſtädtiſchen Sparkaſſe koſtenlos entgegen 
genommen, in der der Sparer ſein Sparbuch hinterlegt hat. 

2. Zur Abgabe des Antrages iſt nur der Hinterleger des Sparbuches 
oder der Buchinhaber berechtigt. Hierbei ſind vorzulegen: 

a. der Steuerzettel, 
b. der Hinterlegungsſchein, unter Angabe des geheimen Merkkzeichens. 

3. Das Sparkonto iſt in entſprechender Höhe zu halten, da ſonſt eine 
Überweiſung nicht ſtattfinden kann. Die etwa dadurch entſtehenden Mahn⸗ 
gebühren fallen dem Steuerzahler zur Laſt. 

4. Die Steuern werden jedesmal in der erſten Woche des 2. Vierteljahr⸗ 
monats überwieſen, 33 im erſten Vierteljahr, in dem der Termin 
ſchwankt. 

5. Die Steuerbehörde nimmt keine Einſicht in die Sparkaſſenbücher; 
auch wird ihr keinerlei Auskunft von der Sparkaſſe erteilt. 

6. Die Anträge gelten auch für die folgenden Jahre und zwar ſo lange 
bis ſie widerrufen werden. 

IIIa. 202. 11. 


VIII. Abſchnitt. 


Schule und Kirche. Bildungswejen und 
Kunſtpflege. 


1. Grundſätze für die Bewilligung von Freiſchule an den höheren 
und mittleren Schulen der Stadt Breslau 


vom 12. Juni 1891. 


1. Die Vergebung der Freiſchulſtellen erfolgt 

a. bei den fünf Gymnaſien und Realgymnaſien, 

-der Oberrealſchule, 

den vier Realſchulen und 

den beiden höheren Mädchenſchulen 

nach vorheriger Begutachtung ſeitens des Lehrerkollegiums jeder 
Anſtalt durch einen beſonderen Ausſchuß der Gymnaſial⸗ 
deputation,*) der aus dem Stadtſchulrat als Vorſitzenden und 
fünf Mitgliedern beſteht, die von der Gymnaſialdeputation aus 
ihrer Mitte und aus den Direktoren der höheren Schulen gewählt 
werden; 

b. bei den Knaben- und Mädchenmittelſchulen nach Anhörung der 
Anſtaltsleiter und Kuratoren jeder Schule durch den Magijtrats- 
dezernenten (Stadtſchulrat). 

Die Zahl der zu vergebenden Freiſtellen beträgt: 

a. bei den höheren Knabenſchulen 11 *) vom Hundert der Schüler⸗ 
zahl der Klaſſen I bis VI; 

b. bei den höheren Mädchenſchulen 11**) vom Hundert der Geſamt— 
zahl der Schülerinnen; 

c. bei den Knabenmittelſchulen 20 vom Hundert der Zahl der ein- 
heimiſchen Schüler; 

d. bei den Mädchenmittelſchulen 11 vom Hundert der Geſamtzahl der 
Schülerinnen. 

2. Für die alljährliche Feſtſetzung der Zahl der Freiſchulſtellen iſt die 
Schülerzahl maßgebend, welche am Schluſſe der erſten Schulwoche des neuen 
Schuljahres vorhanden iſt; bei den Gymnaſien, Realgymnaſien, der Oberreal- 
ſchule und den Realſchulen kommen jedoch nur d ie Schüler der 
eigentlichen Schulklaſſen (I bis VI) in Betracht; es bleiben alſo 
die Schüler der Vorſchulklaſſen, da denſelben grundſätzlich Freiſchule nicht 
gewährt wird, ausgeſchloſſen. 


„) Beſchluß der Gymnaſialdeputation vom 10. 5. 1909 — XIV 1872.09 — und vom 
19. 11. 1910 — XIV 3490. 10. — 
*) Stadtv.⸗Beſchl. v. 9. 9. 1909. Prot.⸗Buch 896. 
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3. In die ſo feſtgeſetzte Zahl von Freiſchulſtellen find einzuſchließen: 

a. die geſtifteten Freiſchulſtellen; 

b. die Kinder der Lehrer an denjenigen Anſtalten, an welchen die 
Väter angeſtellt ſind oder bis zu ihrer Penſionierung bezw. bis 
zu ihrem Tode angeſtellt waren; 

c. die Schulwarte der Gymnaſien zu St. Eliſabet und St. Maria- 
Magdalena. 

4. Bei den evangeliſchen Mädchen-Mittelſchulen Nr. 1, 2 und 3 iſt 
jedoch von den Schulkuratorien für den Fall, daß nach der Zahl ihrer 
Schülerinnen und dem unter 1 dieſer Grundſätze beſtimmten Prozentſatze 
weniger als je 20 Freiſchulſtellen verliehen werden könnten, die Zahl „20“ 
als „Stiftungsſtellen“ beizubehalten.“) 

5. Die Kinder der nach dem Inkrafttreten dieſer Grundſätze an— 
geſtellten Lehrer erhalten die Freiſchule, wie alle anderen Bewerber, nur nach 
erfolgter Prüfung ihrer Würdigkeit und Bedürftigkeit. 

Die Kinder derjenigen Lehrer, welche vor dem 1. April 1892 angeſtellt 
worden ſind und damals Rechte in bezug auf die Befreiung ihrer Kinder 
von der Schulgeldzahlung erworben haben, bleiben im Genuſſe dieſer Rechte 
auch nach der Penſionierung und nach dem Tode ihrer Väter. 

6. Regel iſt, Freiſchule nicht ſogleich bei der Aufnahme, ſondern erſt 
nach einer Zeit der Erprobung, zunächſt auch nur aufein Jahr und mit dem 
Vorbehalt der Entziehung bei hervortretender Unwürdigkeit der Kinder oder 
bei dem Eintritt einer weſentlichen Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Ver— 
hältniſſe der Eltern oder Erzieher derſelben zu gewähren. 

Wo immer dieſe Verhältniſſe noch die Zahlung des halben Schulgeldes 
ermöglichen, iſt die Verleihung einer halben Freiſchulſtelle als hinreichend 
zu erachten.“) 

7. Kommen bei der Verleihung von Freiſchulſtellen auch Kinder ſolcher 
Eltern in Frage, die drei oder mehr Kinder in ſtädtiſche höhere oder mittlere, 
bezw. höhere und mittlere Schulen ſchicken, dann follen bei dem Vor- 
handenſein gleicher Würdigkeit und Bedürftigkeit 
dieſe Kinder den Vorzug haben. 

8. Auswärtige Schüler ſind in der Regel nur nach dem Verhältnis 
ihrer Geſamtzahl zu dem Prozentſatze der Freiſchulſtellen zu berückſichtigen; 
jedoch ſteht es dem Kuratorium der Schule frei, hiervon zugunſten beſonders 
würdiger Schüler abzuweichen. 


Der Magiſtrat. 
XIV. 1283. 91. 


*) Anderung ſchwebt. 

h Bei den Knabenmittelſchulen kann jedoch beſonders tüchtigen Volksſchülern bei er- 
wieſener Bedürftigkeit von vornberein Freiſchule gewährt werden. — Beſchluß der Stadt- 
verordneten⸗Verſammlung vom 30. 5. 1895. — Prot.⸗Buch 551. 
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2. Grundſätze 
für die Anſtellung von Lehrerinnen an den ſtädtiſchen Volksſchulen 


vom 28. Juni 1911. 


§ 1. Die Stellen der Lehrerinnen an den ſtädtiſchen Volksſchulen 
werden öffentlich ausgeſchrieben. 

§ 2. Es werden in der Regel nur die Meldungen ſolcher Be- 
werberinnen berückſichtigt, die nicht unter 22 Jahren und nicht über 26 Jahre 
alt ſind. 

3. Die Bewerberinnen ſollen das Zeugnis der Lehrbefähigung für 
höhere Mädchenſchulen und Mittelſchulen beſitzen. Ausnahmsweiſe kann die 
Schuldeputation dem Magiſtrate auch beſonders tüchtige Bewerberinnen zur 
Wahl vorſchlagen, die nur die Prüfung der Volksſchullehrerinnen nach den 
Beſtimmungen vom 11. Januar 1911 beſtanden haben. 

Die Bewerberinnen müſſen befähigt ſein, den Geſangunterricht in den 
unteren Klaſſen der Volksſchulen und den Zeichenunterricht zu erteilen. Be⸗ 
ſcheinigungen darüber ſind der Meldung beizufügen. 

§ 4. Bedingung ift ferner eine zweijährige Tätigkeit an öffentlichen 
Schulen oder an gleichartig eingerichteten Privatſchulen, die durch amtliche 
Beſcheinigungen nachzuweiſen iſt. 

$ 5. Die Bewerberin hat nach Aufforderung durch die Schuldeputation 
a un vor einem für dieſen Zweck beſonders eingeſetzten Ausſchuſſe 
abzulegen. 

Vorher muß die Bewerberin ihre volle Geſundheit und Dienſttauglichkeit 
durch ein ärztliches Zeugnis nachweiſen. 

$ 6. Von dem Ausfall der Lehrprobe hängt die Vormerkung für die 
ſpätere Anſtellung ab. Bevor diefe erfolgt, hat fich die Bewerberin einer noh- 
maligen Unterſuchung ihres Geſundheitszuſtandes durch den Stadtarzt zu 
unterziehen. 

Der Alagiſtrat und die ſtädtiſche Schuldeputation. 
IV. P. g. 291. 10. Gem. Bl. 1911. S. 624. 


3. Statut über die Ordnung des Fortbildungs- und Fachſchulweſens 
in Breslau 


vom 11. Dezember 1899 / 22. Februar 1900.) 


§ 1. Für das Fortbildungs⸗ und Fachſchulweſen wird eine ſtändige 
Verwaltungs-Deputation nach § 59 der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 
unter dem Namen „Fachſchul-Deputation“ beſtellt. 
Das bisherige Kuratorium der Sonntage und Abendſchule und die 
bisherige Deputation für das gewerbliche Fachſchulweſen werden aufgehoben. 


R ) Geändert durch Beſchluß der Stadtperordnetenverſammlung vom 29. September 1910 
(Brot.-B. Nr. 1065), der die Beſtimmungen über die Tätigkeit des Inſpektors des Fortbildungs⸗ 
ſchulweſens aufhob. j 


27 
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§ 2. Die Fachſchul⸗Deputation beſteht aus vier vom Magiſtrat 
beſtellten Mitgliedern, darunter dem Vorſitzenden und aus zehn von der Stadt- 
verordneten-Verſammlung gewählten Mitgliedern. 


$ 3. Die Deputation verwaltet und beaufſichtigt die von der Stadt 
unterhaltenen Anſtalten und Einrichtungen zur allgemeinen Fortbildung 
oder zur beſonderen Fachbildung von Lehrlingen, Geſellen, Gehilfen und der— 
gleichen mehr. 

Gegenüber Fortbildungs- und Fachſchulen der Innungen, Korpo- 
rationen, Vereine und Privatperſonen übt ſie die Rechte, welche dem Magiſtat 
dabei zuſtehen. 

$ 4. In der Verwaltung der äußeren Schulangelegenheiten werden 
die Befugniſſe der Deputation durch die Etats und durch die im einzelnen 
erteilten Anweiſungen des Magiſtrats beſtimmt. 

Die Ordnung und Aufſicht des inneren Schuldienſtes übt die Depu⸗ 
tation, unbeſchadet ihrer Unterordnung unter den Magiſtrat, ſelbſtändig aus. 
Die Deputation ſtellt insbeſondere die Einrichtungs- und Lehrpläne der ihr 
unterſtellten Schulen feſt und überzeugt ſich von der beſonderen Befähigung 
und von den Leiſtungen der anzuſtellenden wie der angeſtellten Fortbildungs- 
und Fachſchul-Lehrer. 

§ 5. Die Deputation wird vom Vorſitzenden nach Bedürfnis zu- 
ſammenberufen. > 

Schleunige Sachen erledigt namens der Deputation der Vorſitzende und 
bringt dieſelben in der nächſten Sitzung zur Kenntnis der Deputation. 


8 6.30 

$ 7. Über die Gewährung von Unterſtützungen an einzelne Schulen 
der Korporationen, Innungen uſw. nach Maßgabe der im Etat ausgeworfenen 
Mittel entſcheidet die Deputation. 
88. Über die Hergabe ſtädtiſcher Schulräume für Fortbildungszwecke, 
jowie über die Oeranziehung ſtädtiſcher Lehrer zum Unterricht an Fort- 
bildungs⸗ oder Fachſchulen verhandelt die ſtädtiſche Fachſchul-Deputation 
unmittelbar mit der ſtädtiſchen Schul⸗Deputation ſowie mit den ſonſt zu⸗ 
ſtändigen ſtädtiſchen Amtsſtellen. Bei Meinungsverſchiedenheiten entſcheidet 
der Magiſtrat. 

§ 9. Werden Angelegenheiten der von einer Innung oder Korporation 
unterhaltenen Fortbildungs- oder Fachſchule in der Deputation verhandelt, 
jo kann der Vorſitzende der Deputation die Innung oder Korporation auf- 
fordern, einen Vertreter zur Beratung in die Deputation zu entſenden. Ein 
Stimmrecht ſteht demſelben nicht zu. 
XIV. 539. 00. 


*) Aufgehoben; vgl. Anmerkung zur Überſchrift des Statuts. 
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4. Ortsſtatut betreffend die gewerbliche Forkbildungsſchule in Breslau 


vom 3. Februar 1903.) 


Auf Grund der SS 120, 142 und 150 der Gewerbeordnung für das 
Deutſche Reich in der Faſſung der Bekanntmachung betreffend die Redaktion 
der Gewerbeordnung vom 26. Juli 1900 (R. G. Bl. S. 871 ff.) wird nach 
Anhörung beteiligter Gewerbetreibender und Arbeitnehmer und unter Zu⸗ 
ſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung für den Gemeindebezirk 
Breslau folgendes feſtgeſetzt: 

§ 1. Abſ. 1. Vom 1. April 1903 ab find alle in Breslau wohnhaften 
männlichen, nach dem 31. März 1888 geborenen und der allgemeinen Schul- 
pflicht nicht mehr unterliegenden gewerblichen Arbeiter, einſchließlich des 
kaufmänniſchen Perſonals, verpflichtet, bis zur Vollendung des Schulhalb- 
jahres, in dem ſie das 17. Lebensjahr vollenden, die ſtädtiſche Fortbildungs⸗ 
ſchule an den feſtgeſetzten Tagen und Stunden zu beſuchen. Die Schulpflicht 
beſteht auch während vorübergehender Arbeitsloſigkeit. 

Abſ. 2. Die Feſtſetzung der Tage und Stunden des Unterrichts erfolgt 
durch den Magiſtrat und wird von ihm amtlich veröffentlicht. 

$ 2. Der Schulpflicht unterliegen nicht: 

1. Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken; 

2. diejenigen, die einem Betriebe der nachſtehenden Art angehören: 

der Fiſcherei, der Schifferei, des Fuhrgewerbes, der Land- oder 
Forſtwirtſchaft, einem Betriebe des Reiches, eines deutſchen Bundes- 
ſtaates oder eines Kommunalverbandes, der advokatoriſchen und 
Notariatspraxis, dem Gewerbebetriebe der Auswanderungs⸗ 
unternehmer und Auswanderungsagenten ſowie der Verſicherungs⸗ 
unternehmer oder einem Betriebe im Umherziehen; 

3. diejenigen, deren Arbeitsſtelle außerhalb Breslaus liegt; 

4. Blinde, Taubſtumme und Schwachſinnige. 

$ 3. Abſ. 1. Befreit von der Verpflichtung zum Beſuche der ſtädtiſchen 
Fortbildungsſchule iſt: 

1. wer eine Innungs- oder andere Fortbildungs- oder Fachſchule beſucht, 
ſofern der Unterricht dieſer Schule von der höheren Verwaltungs- 
behörde als ein ausreichender Erſatz des allgemeinen Fortbildungs⸗ 
unterrichts anerkannt wird; 

wer den Nachweis führt, daß er diejenigen Kenntniſſe und Fertigkeiten 
beſitzt, deren Aneignung das Lehrziel der ſtädtiſchen Fortbildungs- 
ſchule bildet. 

Abſ. 2. Die zu 1 und 2 bezeichneten Perſonen unterliegen jedoch der 

Meldepflicht bei der ſtädtiſchen Fortbildungsſchule (vergl. § 9). 


§ 4. Alle männlichen Perſonen, welche der allgemeinen Schulpflicht 
genügt haben, aber dem Fortbildungsſchulzwange nicht unterliegen, können 
ohne Rückſicht auf ihr Lebensalter und gleichviel, ob ſie in Breslau ihren 
Wohnſitz haben oder nicht, zum Beſuche der ſtädtiſchen Fortbildungsſchule 
widerruflich zugelaſſen werden. 


10 


) In der Faſſung der Nachträge I vom 4. Oktober 1910, XVII. 146. 10 (Gem. Bl. S. 971) 
und II vom 7. April 1911, XVII. 1526. 10 (Gem. Bl. S. 530). 


277 
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§ 5. Wenn Behörden, welchen Betriebe des Reiches, eines Bundes⸗ 
ſtaates oder eines Kommunalverbandes unterſtellt find (vergl. $ 2), für die in 
dieſen Betrieben beſchäftigten Perſonen, ſoweit dieſe überhaupt nach den 
Vorſchriften dieſes Statutes für den Schulzwang in Frage kommen, den 
Beſuch der ſtädtiſchen Fortbildungsſchule anordnen, gelten für dieſe Perſonen 
alle für die dem Schulzwange unterworfenen Perſonen erlaſſenen Vorſchriften. 

§ 6. An der kaufmänniſchen Fortbildungsſchule wird Schulgeld 
erhoben. 

Es beträgt jährlich: 3 

a. 30 Mark für Schulpflichtige, die bei Arbeitgebern der Gewerbe— 
ſteuerklaſſe I, 
b. 20 Mark für ſolche, die bei Arbeitgebern der Gewerbeſteuer— 
klaſſe II, 
c. 10 Mark für ſolche, die bei Arbeitgebern der Gewerbeſteuer— 
klaſſe III 
in Stellung ſind. 

Das Schulgeld iſt vom Arbeitgeber für jedes angefangene Schulhalbjahr 
im voraus zu entrichten. 

Schulpflichtige bei Arbeitgebern der Gewerbeſteuerklaſſe IV ſowie Kod- 
und Kelluerlehrlinge bleiben ſchulgeldfrei. 

An der gewerblichen Fortbildungsſchule wird für einheimiſche Schüler 
Schulgeld nicht erhoben. 

§ 7. Abſ. 1. Die Schüler der Fortbildungsſchule find verpflichtet: 

1. ſich zu den für fie beſtimmten Unterrichtsſtunden rechtzeitig einzu⸗ 

finden und an dieſen Stunden bis zum Schluſſe teilzunehmen; 

2. verſpätetes Erſcheinen oder gänzliches Verſäumen des Unterrichts 

ausreichend zu entſchuldigen; 

3. die ihnen als nötig bezeichneten Lernmittel in den Unterricht mit⸗ 

zubringen; 

4. Beſchädigungen in den Schulräumen zu vermeiden, alle Lehrmittel 
ſowie unentgeltlich verabfolgte Lernmittel möglichſt zu ſchonen und 
dieje, ſoweit es ſich nicht um Verbrauchsgegenſtände handelt, un- 
mittelbar vor dem Erlöſchen der Schulpflicht zurückzugeben; 

. zum Unterrichte in reinlicher Kleidung, mit ſauberem Geſicht und 
ſauberen Händen zu erſcheinen; 
6. während des Unterrichts und in den Erholungspauſen ſowie auf dem 

Wege zur Schule und von der Schule ſich jedes ungebührlichen 
Betragens und insbeſondere innerhalb des Schulgrundſtückes des 
Rauchens zu enthalten; 

dem Leiter und den Lehrern der Schule unbedingten Gehorſam zu 
leiſten und ihnen ebenſo wie den ſonſtigen bei der Verwaltung der 
Schule beteiligten Organen des Magiſtrats die erforderliche Ehr- 
erbietung zu erweiſen, ferner dem Schuldiener gegenüber ſich jeder 
Ungebühr zu enthalten. 


Abj. 2. Zuwiderhandlungen von Schulpflichtigen und ſolchen, welche 
die ſtädtiſche Fortbildungsſchule auf Grund der Vorſchrift im § 5 dieſes 
Statuts beſuchen, werden nach $ 150 Nr. 4 der RGO. in der Faſſung der Be- 
kanntmachung betreffend die Redaktion der Gewerbeordnung vom 26. Juli 
1900 (RGBl. S. 871 ff.) mit Geldſtrafe bis zu 20 Mark oder im Unver⸗ 
mögensfalle mit Haft bis zu drei Tagen beſtraft, ſofern nicht nach geſetzlichen 


ot 
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Beſtimmungen eine höhere Strafe verwirkt iſt. Verfehlungen leichterer Art 
können durch Arreſtſtrafen bis zu 6 Stunden während der jul- und arbeits- 
freien Zeit geahndet werden. 

Abi. 3. Zuwiderhandlungen von freiwilligen Schülern können mit 
Ausſchluß von der Schule beſtraft werden. 

§ 8. Eltern und Vormünder dürfen ihre zum Beſuche der Fort⸗ 
bildungsſchule verpflichteten Söhne oder Mündel nicht davon abhalten. Sie 
haben ihnen vielmehr die dazu erforderliche Zeit zu gewähren. 

§ 9. Abſ. 1. Die Arbeitgeber haben ihre ſchulpflichtigen Arbeiter 
ſpäteſtens am 6. Tage nach dem Tage, an dem ſie ſie angenommen haben, 
zum Eintritt in die Fortbildungsſchule anzumelden. 

Abſ. 2. Die Arbeitgeber find ferner verpflichtet, die ſchulpflichtigen 
Arbeiter ſo zeitig von der Arbeit zu entlaſſen, daß ſie rechtzeitig und, ſoweit 
erforderlich, gereinigt und umgekleidet im Unterricht erſcheinen können. 

$ 10. Abſ. 1. Die Arbeitgeber haben ihren ſchulpflichtigen Arbeitern, 
die wegen Krankheit am Unterricht nicht teilgenommen haben, bei dem 
nn Beſuche der Fortbildungsſchule hierüber eine Beſcheinigung mit⸗ 
zugeben. 

Abſ. 2. Die Arbeitgeber haben, falls fie die Befreiung eines Schul⸗ 
pflichtigen vom Schulbeſuch für einzelne Stunden oder für längere Zeit aus 
beſonderen Gründen wünſchen, dies bei dem Leiter der Schule rechtzeitig zu 
beantragen, damit nötigenfalls die Entſcheidung des Magiſtrats eingeholt 
werden kann. 

§ 11. Eltern und Vormünder ſowie Arbeitgeber, die den Vorſchriften 
in §s 8 bezw. 9 und 10 zuwiderhandeln, werden nach § 150 Nr. 4 der 
Gewerbeordnung in der Faſſung der Bekanntmachung betreffend die Redaktion 
der Gewerbeordnung vom 26. Juli 1900 (RG Bl. 871 ff.) mit Geldſtrafe bis 
zu 20 Mark oder im Unvermögensfalle mit Haft bis zu 3 Tagen beſtraft. 

$ 12. Dieſes Ortsſtatut tritt am 1. April 1903 in Kraft. 

XVII. 813. 02. Gem. Bl. 1903. ©. 405. 


5. Schulordnung der Fortbildungsſchulen 
vom 25. März 1904. 


§ 1. Die ſchulpflichtigen Schüler haben bei der Anmeldung, wenn ſie 
dieſe ſelbſt bewirken, andernfalls bei dem erſtmaligen Erſcheinen in der Schule 
das Schulentlaſſungszeugnis mitzubringen. 

$ 2. Die ſchulpflichtigen Schüler haben, wenn fie den Unterricht gänzlich 
verſäumen, innerhalb drei Tagen nach dem Tage, an dem ſie das erſte Mal 
gefehlt haben, eine ſchriftliche Entſchuldigung des Arbeitgebers oder des Vaters, 
der Mutter oder des Vormundes dem Dirigenten vorzulegen, es ſei denn, daß 
eine dieſer Perſonen das Verſäumen des Unterrichts in der angegebenen Zeit 
mündlich entſchuldigt. 

Tritt ein Schüler aus der die Schulpflicht begründenden Beſchäftigung 


oder in eine andere Bezirksſchule über, ſo hat er dies innerhalb 3 Tagen dem 
Dirigenten anzuzeigen. 


De 


§ 3. Schulpflichtige Schüler, die unbemittelt find, erhalten ‚auf 
ihren Antrag unentgeltlich Lehr- und Lernmittel. Dieſe Lehr: und Lernmittel 
find möglichſt zu ſchonen und — ſoweit fie nicht Verbrauchsgegenſtände find — 
unmittelbar vor dem Austritt aus der Schule zurückzugeben (vergl. § T Nr. 4 
des Ortsſtatuts). i x s 

Für fahrläſſige und mutwillige Beſchädigungen haben die Schüler auf- 
zukommen. 

$ 4. Die Vorſchriften in § 1 bis 3 gelten auch für die freiwilligen 
Schüler mit der Einſchränkung, daß unbemittelte und würdige Schüler die 
Lehr- und Lernmittel gunſtweiſe unentgeltlich erhalten können. 

$ 5. Bei dem Abgange erhalten die Schüler ein Zeugnis über die Dauer, 
Pünktlichkeit und Regelmäßigkeit des Schulbeſuches, ſowie über ihr Betragen 
und ihre Leiſtungen. 

Dieſe Zeugniſſe haben die Schüler ſorgfältig aufzubewahren, da ſie nach 
$ 131% der R.⸗G.⸗O. (vergl. Erlaß des Handelsminiſters vom 4. September 
1901) der Meldung zur Geſellenprüfung beizufügen ſind. 

§ 6. Dieſe Schulordnung findet auf die Tagesklaſſe der Fortbildungs- 
ſchule keine Anwendung. 


Der Direktor. 
XVII. 17. 04. 


6. Schulordnung der Handwerker- und Kunſtgewerbeſchule 
vom März 1910. 


§ 1. Das Schulgeld beträgt jährlich bei den 
Tagesklaſſen bei wöchentlich 1—15 Stunden 20 Mark, 


, È $ 16-30  - 40 
z mehr als 30 z 60 = 

Abendklaſſen - z 1— 4 z 12 

z mehr als 4 z 18 


Lehrlinge in den Abendklaſſen zahlen kein Schulgeld. Für Reichsaus⸗ 
länder wird der fünffache Betrag dieſer Sätze berechnet. 

Das Schulgeld wird nach der höchſten Stundenzahl feſtgeſetzt, die der 
Schüler in einer Woche des betreffenden Halbjahres hat und iſt, ohne Rückſicht 
auf die Zeit des Eintrittes, am Aufnahmetage und fernerhin am erſten Schul⸗ 
tage jedes Halbjahres ſtets für ein volles Halbjahr alsbald zu entrichten. Für 
Erhöhungen der Wochenſtundenzahl im Laufe eines Halbjahres iſt das erhöhte 
Schulgeld gleichfalls im voraus und für ein volles Halbjahr zu zahlen. Rück⸗ 
erſtattungen von Schulgeld infolge von Verminderung der Wochenſtundenzahl, 
Verſäumnis des Unterrichts oder vorzeitigen Verlaſſens der Schule ſind aus⸗ 
geſchloſſen. Eine Einſchreibegebühr wird nicht erhoben. 


§ 2. Bedürftigen und würdigen Schülern kann das Schulgeld ganz oder 
teilweiſe erlaſſen werden; in beſonderen Fällen können auch laufende Bei⸗ 
hilfen bewilligt werden. Dieſe Vergünſtigungen werden jedoch ſtets nur auf 
die Dauer eines Halbjahres und Ausländern nur unter beſonderen Bedin- 
gungen gewährt. 
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Geſuche um Freiſchule und Beihilfen ſind unter Beifügung eines amt⸗ 
lichen Zeugniſſes über die Mittelloſigkeit an den Magiſtrat zu richten. Die 
Einreichung eines Geſuches befreit nicht von der Verpflichtung zur vorläufigen 
Zahlung des Schulgeldes. 

§ 3. Als Ausweis über die Aufnahme erhalten die Schüler für jedes 
Halbjahr eine Schülerkarte, die auf den Inhaber lautet und nicht übertragbar 
iſt. Die Schüler haben dieſe Karte ſtets bei ſich zu führen und den Lehrern 
und Beamten der Schule auf Verlangen zu zeigen. Auf der Karte wird über 
den Betrag des gezahlten Schulgeldes durch Wertmarken quittiert. Es iſt nicht 
geſtattet, die Klaſſen ohne Ausweiskarte probeweiſe zu beſuchen. Für Neu⸗ 
ausfertigungen verlorener oder unbrauchbarer Schülerkarten ſind 50 Pfennige 
zu zahlen. 

§ 4. Die Schüler find verpflichtet: 

a. ſich zu den Unterrichtsſtunden pünktlich einzufinden und bis zum 
Schluſſe am Unterrichte teilzunehmen; 

b. die ihnen als nötig bezeichneten Lernmittel in den Unterricht mit⸗ 
zubringen; 

6. fich in und außerhalb der Schule anſtändig zu betragen und inner- 
halb des Schulgrundſtückes das Rauchen zu unterlaſſen; 

d. den Anweiſungen der Lehrer und Beamten der Schule unbedingt 
Folge zu leiſten. 

Lehrlinge haben nach Beendigung der Lehrzeit innerhalb 3 Tagen dem 
Direktor dies anzuzeigen. 

§ 5. Zu Schulverſäumniſſen, die durch vorherzuſehende Ereigniſſe ver- 
anlaßt werden, iſt die Genehmigung des Direktors vorher einzuholen. Wird 
der Schüler durch nicht vorherzuſehende Ereigniſſe am Schulbeſuche gehindert, 
ſo iſt ſpäteſtens am nächſten Schultage dem Direktor der Grund des Aus⸗ 
bleibens anzuzeigen. Auf Verlangen des Direktors iſt in Krankheitsfällen ein 
ärztliches Zeugnis beizubringen. 

§ 6. Schulſtrafen find: 

u. Verweis durch den Lehrer oder den Direktor; 

b. Androhung der Entlaſſung. Dieſe Androhung wird auch den 
Eltern oder Vormündern mitgeteilt; 

c. Entlaſſung; diefe erfolgt nach Anhörung der Lehrerverſammlung 
durch den Schulvorſtand und wird gleichfalls den Eltern oder 
Vormündern minderjähriger Schüler mitgeteilt. 

$ 7. Am Schluſſe jedes Halbjahres erhalten die Schüler der Tages- 
klaſſen ein Zeugnis über die Führung, den Fleiß und die erworbenen Kennt- 
niſſe und Fertigkeiten; die Schüler der Abendklaſſen erhalten gleiche Zeugniſſe 
nur auf Verlangen. Die Urſchrift des Zeugniſſes wird koſtenfrei erteilt; für 
jede weitere Ausfertigung ſind 50 Pfennige zu zahlen. 

§ 8. Die Schüler erhalten zur Aufbewahrung ihrer Lernmittel ver- 
ſchließbare Schränke angewieſen. Für die Sicherheit der in dieſen Schränken 
aufbewahrten Gegenſtände gegen Beſchädigung, Diebſtahl oder Feuer über⸗ 
nimmt die Schule keinerlei Verantwortung. Vor Schluß jedes Schulhalb⸗ 
jahres ſind die Schränke ohne beſondere Aufforderung zu räumen. 

2 89. Der Schüler und der zu ſeinem Unterhalt Verpflichtete haften 
für alle Beſchädigungen und Verluſte, die der Schüler vorſätzlich oder fahr⸗ 
läſſig an dem Eigentum der Schule verurſacht. 
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$ 10. Die in der Schule angefertigten Arbeiten find den Lehrern zu 
übergeben und verbleiben mit Ausnahme der Werkſtattarbeiten ſo lange in 
der Schule, bis der Direktor die Rückgabe verfügt. Dies geſchieht in der Regel 
nach der Ausſtellung der Schülerarbeiten. Die in den Werkſtätten hergeſtellten 
Gegenſtände können ihren Verfertigern gegen Erſtattung der Materialkoſten 
überlaſſen werden, deren Höhe der Direktor beſtimmt. 


Direktor Heyer. 


7. Statut der Sophie Werner-Stiftung 
vom 7. November 1904. 


$ 1. Zweck der Sophie Werner-Stiftung iſt, ſolche Mädchen, welche die 
hieſige ſtädtiſche Volksſchule nach Erreichung ihres Lehrzieles verlaſſen haben, 
theoretiſch und praktiſch in der einfachen Haushaltung und Hauswirtſchaft, 
insbeſondere im Kochen, auszubilden. Entſprechend vorgebildete Mädchen 
aus anderen ſtädtiſchen Schulen als den Volksſchulen ſollen nicht grundſätzlich 
von der Aufnahme ausgeſchloſſen ſein; doch kann die Aufnahme ſolcher 
Mädchen nur erfolgen, wenn noch Plätze vorhanden ſind. 

$ 2. Zur Erreichung ihrer Zwecke wird die Stiftung mit den De- 
ſtehenden und künftig noch zu errichtenden ſtädtiſchen Koch- und Haushaltungs⸗ 
ſchulen in der Weiſe verbunden, daß bis auf weiteres von ihren Zinſen, die 
zurzeit etwa 1350 Mark betragen, jährlich 1200 Mark an die Volksſchulver⸗ 
waltung gezahlt werden, während der Reſt kapitaliſiert wird. Im übrigen 
trägt die Volksſchulverwaltung ſämtliche Unterhaltungskoſten des Unterrichts, 
ſoweit ſie nicht durch das Schulgeld der Kurſiſtinnen (§ 6) gedeckt werden. 

§ 3. Die Stiftung ſteht unter der Aufſicht des Magiſtrats und wird 
durch ein von dieſem beſtelltes Kuratorium verwaltet, das aus 8 Mitgliedern, 
darunter 5 Damen, beſteht. Die Leiterin der ſtädtiſchen Koch- und Gaus- 
haltungsſchulen nimmt als techniſche Leiterin der Stiftung an den Sitzungen 
des Kuratoriums mit Stimmrecht teil. 

§ 4. Dem Kuratorium ſteht die Beſtimmung über die Aufnahme der 
Zöglinge (§ 1) und die Überwachung ihrer ſtiftungsgemäßen Ausbildung zu. 

31 dieſem Zwecke iſt dem Kuratorium das Verzeichnis der Zöglinge 
ſowie der Ausbildungsplan einzureichen. 

$ 5. Über die Zahl der jährlich auszubildenden Zöglinge, ihre Ver- 
teilung auf die einzelnen Kurſe, ſowie über die Zahl und die Dauer der Kurſe 
bleiben dem Kuratorium die näheren Beſtimmungen vorbehalten. Zurzeit 
finden an jeder ſtädtiſchen Haushaltungsſchule jährlich 2 Kurſe von je ſechs⸗ 
monatiger Dauer ſtatt. 
2 Dem Kuratorium ſteht es frei, aus den Kurſiſtinnen, die einen halb⸗ 
jährigen Kurſus durchgemacht haben und ſich für eine weitere halbjährige 
Durchbildung freiwillig melden, ſoweit ſie nach ihrem Verhalten und ihren 
Leiſtungen für geeignet befunden werden, einen oder mehrere Oberkurſe mit 
erhöhtem Lehrziele zu bilden. ; 

Die Aufnahmen in die Stiftung erfolgen Anfa ng April und 
Oktober durch das Kuratorium, das auch die Geſuche entgegennimmt. 
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§ 6. Der theoretiſche und praktiſche Haushaltungsunterricht wird un⸗ 
entgeltlich erteilt. Nur für die Kochtage, die wöchentlich zweimal in je 
5 Stunden ſtattfinden, zahlt jede Schülerin monatlich 1 Mark, wofür ſie die 
von ihr gekochte Portion — auch nach Hauſe — erhält. : 

Ferner können gegen Entrichtung von 3 Mark (für den Materialver⸗ 
brauch) die Zöglinge auch das Plätten erlernen, ebenſo das Maſchinennähen 
gegen Zahlung von 3 Mark. Schülerinnen früherer Kurſe können gegen 
Zahlung von 5 Mark für einen Kurſus an dem Plättunterrichte und von 
5 Mark am Maſchinennähen ebenfalls teilnehmen. 

Der Unterricht in der Stenographie wird — als wahlfreier Unter- 
richt — an die Kurſiſtinnen unentgeltlich erteilt. 

§ 7. Das Kuratorium behält ſich eine Prüfung der Teilnehmerinnen 
am Schluſſe des Kurſus vor und ſtellt den Schülerinnen bei ihrer Entlaſſung 
ein Zeugnis aus. 

Solche Schülerinnen, die an den Veranſtaltungen des Kurſus nicht regel- 
mäßig teilgenommen haben oder vor Schluß des Kurjus ausſcheiden und in- 
folgedeſſen nach dem Urteile der Lehrerinnen das Ziel des Kurjus nicht er- 
reicht haben, erhalten kein Zeugnis. 

IV. 394. 04. 


S. Veſtimmungen 
über Zweck, Verwaltung und Benutzung des ſtädtiſchen Schulmuſeums 


vom 1. September 1910. 


$ 1. Das Schulmuſeum ift für die Zwecke der Fortbildung der Lehrer- 
ſchaft eingerichtet. Außerdem ſoll es zur Beſchaffung der beſten und zweck— 
mäßigſten Lehrmittel für unſere Schulen behilflich ſein und durch ſeinen 
n ratend und fördernd jedem beiſtehen, der fachmänniſche Auskunft 
wünſcht. 

§ 2. Die Sammlung wird aus ſtädtiſchen Mitteln und durch Shen- 
kungen unterhalten und ergänzt. 

$ 3. Die Aufſicht und Verwaltung liegt dem vom Magiſtrate ein- 
geſetzten Vorſtande ob, welchem angehören: der Stadtſchulrat als Vorſitzender 
und ein anderes Mitglied des Magiſtrats, die Stadtſchulinſpektoren, der Leiter 
des Muſeums und ein laut Vertrag vom 20. September 1889 vom „Breslauer 
Lehrerverein“ als dem Rechtsnachfolger des „Vereins evangeliſcher Lehrer 
Breslaus“ gewähltes Mitglied. 

$ 4. Der Leiter des Muſeums beſorgt alle Angelegenheiten und Ge— 
ſchäfte, die ſich auf die Ergänzung, Ordnung und Beaufſichtigung der Samm- 
lung beziehen, und wird hierin von einem Gehilfen unterſtützt; er iſt ſtimm⸗ 
berechtigtes Mitglied des Vorſtandes und vertritt das Muſeum im Auftrage 
desſelben nach außen. Die einzelnen Pflichten und Rechte des Muſeums⸗ 
leiters und ſeines Gehilfen ſind durch eine beſondere Dienſtanweiſung geregelt. 

$ 5. Das Schulmuſum ift bis auf weiteres an jedem Mittwoch und 
Sonnabend mit Ausnahme der Schulferien und der ſchulfreien Tage von 
4—6 Uhr nachmittags geöffnet. 

Auswärts Wohnende, ſofern ſie zum Beſuche berechtigt ſind, können die 
Sammlung auch noch an jedem Wochentage, die Ferien nicht ausgenommen, 
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von 10—12 Uhr vormittags befichtigen. Hierzu iſt jedoch eine Einlaßkarte er⸗ 
forderlich, die vom Magiſtratsbüro IV (Gartenſtraße 3/5) oder dem Muſeums⸗ 
leiter koſtenfrei ausgehändigt wird und dem Muſeumsdiener abzugeben iſt. 

Wer das Muſeum außerhalb der angegebenen Zeiten beſichtigen will, 
hat dem Muſeumsdiener oder deſſen Vertreter 50 Pfennige zu zahlen. Für 
Vereine gilt dieſe Beſtimmung nicht. ; 08 

Zum Beſuch berechtigt ſind die Mitglieder der Königlichen und ſtädtiſchen 
Schulaufſichtsbehörden, die Leiter, Lehrer und Lehrerinnen der öffentlichen 
und privaten Schulen ſowie andere zur Schule und zur ſtädtiſchen Schulver⸗ 
waltung in Beziehung ſtehende Perſonen und die Zöglinge von Lehrer- und 
Lehrerinnen-Bildungsanſtalten. j 

Widerruflich geſtattet ift der Beſuch des Muſeums in den allgemeinen 
Beſuchsſtunden, Mittwochs und Sonnabends von 4 bis 6 Uhr, jedem Er⸗ 
wachſenen, deſſen Erſcheinung und Auftreten dafür Gewähr leiſten, daß er 
die Sammlung nicht beſchädigen und arbeitende Beſucher nicht ſtören wird. 
Widerruflich geſtattet iſt der Beſuch in derſelben Zeit auch den reiferen 
Schülern höherer Lehranſtalten. Kinder unter 10 Jahren haben, auch in 
Begleitung Erwachſener, keinen Zutritt. 

Vereine, welche die Sammlung beſichtigen möchten, finden, wenn es 
nicht Lehrervereine ſind, nur außerhalb der angeſetzten Beſuchsſtunden Einlaß 
und haben ſich zuvor bei dem Leiter des Muſeums anzumelden, der die Zahl 
der zuzulaſſenden Perſonen und die Beſuchszeit beſtimmt, die Beſucher führt, 
und, wenn erforderlich, auch feinen Gehilfen zur Führung und Auſſicht Heran- 
zieht oder ihn allein damit betraut. Von jedem ſolchen Beſuch ijt dem Vor- 
ſtand alsbald Anzeige zu machen. i 

§ 6. Verliehen werden nur Bücher mit Ausnahme der Prachtwerke, 
der Nachſchlagebücher und der durch die Seltenheit beſonders wertvollen und 
unerſetzbaren Werke, die jedoch, gleich den Schauſtücken, an Ort und Stelle ein- 
geſehen werden können. 

Ausnahmsweiſe und nur auf Anordnung des Vorſtandes können Lehr- 
mittel und Schulgeräte zu zeitweiliger Benutzung und Erprobung in hieſigen 
ſtädtiſchen Schulen entnommen werden. Bei Vorführung ſolcher Gegenſtände 
in Fachkreiſen genügt eine Anzeige an den Vorſtand. 

$ 7. Die im Dienſte der Stadt Breslau ſtehenden Lehrer und Lehre- 
rinnen, ſowie die hieſigen Schulaufſichtsbeamten erhalten die Bücher ohne 
weiteres, die an nicht ſtädtiſchen Schulen beſchäftigten und die außerhalb 
Breslaus angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen erhalten Bücher nur dann ge— 
liehen, wenn ſie einen von einer zuverläſſigen Perſon beglaubigten Bürgſchein 
einliefern. Ausgehändigt werden höchſtens 5 Werke zugleich. Die dabei ent⸗ 
ſtehenden Koſten an Porto, für die Zu- und Rückſendung und Verpackung 
trägt der Entleiher. Den Rückſendungen iſt auch das Beſtellgeld, das für 
Pakete bis 5 Kilogramm 15 Pfennige, bei größerem Gewicht 20 Pfennige 
beträgt, beizulegen. Allen ſchriftlichen Anfragen füge man das Porto für die 
Antwort bei; andernfalls finden dieſelben keine Erledigung. 

$ 8. Die entliehenen Bücher müſſen von den Ortsangehörigen inner- 
halb vier Wochen, von den Auswärtigen innerhalb 8 Wochen zurückgegeben 
werden. Für jeden Schaden oder Verluſt bleiben die Entleiher erſatzpflichtig. 
Überſchreitungen der Leihzeit, ſowie die Weigerung, entſtandene Unkoſten zu 
erlegen; können den Ausſchluß von der Benutzung der Bibliothek nach ſich 
ziehen. 

i Die Schuldeputation. 
IV. 13. 10. Gem. Bl. 1910. S. 949. 
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9. Reglement für das evangeliſche Stadt-Konſiſtorium zu Breslau 
vom 2. November 1859. 


Der Majeſtäts⸗Brief Kaiſer Rudolf des zweiten d. d. Prag, den 
20. Auguſt 1609 geſtattete den Schleſiſchen Fürſten und Ständen Augs⸗ 
burgiſcher Konfeſſion, eigene Konſiſtorien für ihre Gebiete einzurichten. 

Von dieſer Befugnis machte die Stadt Breslau, welche damals zu den 
Fürſtlichen Landſtänden gerechnet wurde, Gebrauch und errichtete der 
Magiſtrat zu Breslau unterm 22. April 1615 ein Stadt⸗Konſiſtorium oder 
Kirchenamt zur Ausübung der Konſiſtorialrechte über die Augsburgiſchen 
Konfeſſions-Verwandten des Stadtgebiets. 

Seit 1617 hat dies Stadt-Konfiftorium meiſtens aus 4 weltlichen und 
4 geiſtlichen Mitgliedern beſtanden und zwar 4 gelehrten Mitgliedern des 
Magiſtrats und den 3 Paſtoren an den drei Haupt⸗ Pfarrkirchen Augs- 
burgiſcher Konfeſſion jowie dem 2. Geiſtlichen an der Haupt⸗Pfarrkirche zu 
St. Eliſabeth. 

So dauerte die Einrichtung auch nach dem Weſtfäliſchen Frieden fort, 
durch welchen laut Art. 1 § 38 die Rechte und Privilegien und die Religions- 
übung nach der Augsburgiſchen Konfeſſion, der Stadt Breslau aufrecht er- 
halten wurden. Durch den zufolge der Altranſtädter Konvention von 1707 
geſchloſſenen Exekutions-Rezeß vom 8. Februar 1709 wurde beſtimmt, „daß 
das Konſiſtorium oder fog. Kirchenamt bei der Stadt Breslau in derjenigen 
Verfaſſung, wie ſolche tempore Pacis Westphalicae geweſen, annoch ferner 
verbleiben“, auch die Praxis ferner beſtehen bleiben ſolle, wonach die betreffen⸗ 
den Parteien ſich nach ihrer Wahl auch an das Biſchöfliche Konſiſtorium 
wenden konnten, welches dann entweder secundum Canones in Augustana 
Religione receptos zu entſcheiden, oder die Sache an das Kirchenamt zu über⸗ 
weiſen habe. Letztere Praxis iſt ſpäter beſeitigt und namentlich unter 
Preußiſcher Herrſchaft nicht mehr in Geltung geblieben, während das Fort- 
beſtehen des Stadt-Konſiſtoriums in mehrfachen landesherrlichen Erlaſſen 
zugeſichert worden iſt, ausdrücklich insbeſondere in dem Notifikations-Patente 
vom 15. Januar 1742 — 8 21 und in dem Juſtizreglement vom 1. November 
1787. Titel I § 10 und 12 und Titel VI. In dem eben gedachten Juſtiz⸗ 
reglement wurde der Erlaß einer beſonderen Inſtruktion für das Stadt⸗ 
Konſiſtorium vorbehalten. Dieſelbe war jedoch bis dahin nicht zuſtande 
gekommen. 

Organiſation. 


$ 1. Das Stadt⸗Konſiſtorium beſteht aus 3 weltlichen und 4 geiſt⸗ 
lichen Mitgliedern, zu denen der Kircheninſpektor hinzutritt, falls er nicht zu 
den im § 4 bezeichneten geiſtlichen Mitgliedern gehört. 

§ 2. Als weltliche Mitglieder haben in demſelben Sitz und Stimme: 
der jedesmalige Oberbürgermeiſter, Bürgermeiſter und Syndikus der Stadt 
Breslau. 

$ 3. Bedingung des Eintritts derſelben in das Konſiſtorium iſt jedoch, 
daß ſie der evangeliſchen Landeskirche angehören. 

§ 4. Zu geiſtlichen Mitgliedern find berufen die Paſtoren der 
evangeliſchen Kirche zu St. Eliſabeth und St. Maria-Magdalena, der Propſt der 
evangeliſchen Kirche zu St. Bernhardin und der Paſtor der Pfarrkirche zu 
11.000 Jungfrauen. ; 
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§ 5. Sollte einer der im § 2 genannten Magiſtratsbeamten der 
evangeliſchen Landeskirche nicht angehören, jo ernennt der Evangeliſche Ober- 
Kirchenrat, im Einverſtändniſſe mit dem Miniſter der geiſtlichen zc. An- 
gelegenheiten, ſtatt ſeiner einen Subſtituten aus der Zahl der Breslauer 
Magiſtratualen. ] 

$ 6. Das Stadt⸗Konſiſtorium hat in ſolchem Falle das Recht, für die 
Ernennung des Stellvertreters, im Einvernehmen mit dem Magiſtrate, 
Vorſchläge zu machen und dieſe durch das Königliche Konſiſtorium der 
Provinz an den Evangeliſchen Ober-Kirchenrat gelangen zu laſſen. 

§ 7. Die Stellvertretung hört auf, ſobald das betreffende Amt wieder 
mit einem Inhaber bekleidet ift, welcher der Bedingung des § 3 entſpricht. 

$ 8. Das Konſiſtorium bearbeitet die Geſchäfte feines Reſſorts 
kollegialiſch. 

9. Das Direktorium desſelben führt der Oberbürgermeiſter und wird 
darin in Behinderungsfällen vertreten zunächſt von dem Bürgermeiſter und 
eventuell von dem dritten weltlichen Mitgliede. Ein nach § 6 für den Ober⸗ 
bürgermeiſter ernannter Stellvertreter hat als ſolcher keinen Anſpruch auf das 
Direktorium und die Stellvertretung in demſelben. Berichte und Erlaſſe des 
Collegii in den unter § 18 bis 25 genannten Angelegenheiten ſind aber im 
Konzepte und in der Reinſchrift außer von dem Vorſitzenden auch noch von 
demjenigen geiſtlichen Mitgliede zu zeichnen, welches das Inſpektorat 
(S 27) führt. 

§ 10. Zur Erledigung der laufenden Geſchäfte tritt das Kollegium 
regelmäßig einmal im Monat zu einer ein für allemal beſtimmten Sitzung 
zuſammen und faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit der anweſenden 
Mitglieder. Die Stimme des Vorſitzenden gibt bei Stimmengleichheit den 
Ausſchlag. 

§ 11. Das nötige Büro- und Subaltern-Perſonal ſtellt der Magiſtrat 
in der Art, daß dasſelbe dem Conſiſtorio ein für allemal überwieſen und auf 
die Konſiſtorialgeſchäfte beſonders verpflichtet wird. Im übrigen iſt die 
Geſchäftsführung des Conſiſtorii auch äußerlich von der des Magiſtrats völlig 
getrennt. 

Bezirk. 

§ 12. Der Amtsbezirk des Stadt⸗Konſiſtoriums erſtreckt ſich auf die 
evangeliſchen Kirchen magiſtratualiſchen Patronats in der Stadt Breslau, 
namentlich die ſtädtiſchen Pfarrkirchen zu St. Eliſabeth, St. Maria- 
Magdalena, St. Bernhardin und Elftauſend Jungfrauen und alle Filialen 
derſelben; ferner auf die Landkirchen der im ſtädtiſchen Beſitz befindlichen 
Güter Herrnprotſch, Domslau und Riemberg. Über die von dem Magiſtrate 
in Anſpruch genommene Berechtigung desſelben zur fortgeſetzten Ausübung 
der Konſiſtorialrechte in dem vormaligen Kämmereigute Schwoitſch bleibt der 
Rechtsweg vorbehalten. 

Reſſort.“) 

§ 13. Das Reſſort des Stadt⸗Konſiſtorii in geiſtlichen und Kirchen⸗ 

angelegenheiten umfaßt ſowohl die inneren, als die äußeren Kirchenangelegen— 


*) Durch den Patronatsablöſungsrezeß vom 2. November 1887 iſt das Patronat der 
Stadtgemeinde über die Kirchen zu St. Elifabeth, St. Maria Magdalena, St. Chriſtophori, 
St. Bernhardin, Elftauſend Jungfrauen, St. Barbara und St. Salvator aufgehoben worden 
und insbeſondere das Recht der Wahl der Geiſtlichen und der Beſetzung der übrigen kirchlichen 
Amter auf die Kirchengemeindeorgane übergegangen. 
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heiten. In allen dieſen Beziehungen ſtehen ihm innerhalb des Konſiſtorial⸗ 
Bezirks die den geiſtlichen Oberen beigelegten Befugniſſe zu, bei deren Aus- 
übung dasſelbe jedoch der Aufſicht des Königlichen Conſiſtorii der Provinz 
und beziehungsweiſe der Königlichen Regierung zu Breslau unterſtellt iſt. 
Diejenigen Befugniſſe, welche den kirchlichen Provinzialbehörden auf Grund 
beſonderer Beſtimmungen und Ermächtigungen anvertraut ſind, hat das 
Stadt⸗Konſiſtorium ebenſowenig in Anſpruch zu nehmen, als die in das 
Hoheits- und Aufſichtsrecht des Staates fallenden. 


A. Außere Angelegenheiten. 


$ 14. Demgemäß hat das Stadt⸗Konſiſtorium zuvörderſt über das 
Vermögen der Kirchen innerhalb ſeines Bezirks und der bei denſelben vor⸗ 
handenen Stiftungen, unbeſchadet der Verwaltungsrechte des Patronats 
und der Kirchenkollegien, eine Aufſicht zu führen und deshalb regelmäßig von 
den Etats und den Rechnungslegungen Kenntnis zu nehmen, die Matrikular⸗ 
verhältniſſe zu überwachen, die bauliche Unterhaltung der Kirchen-, Pfarr-, 
Küſter- und anderen kirchlichen Gebäude in Obacht zu nehmen und die 
Sicherheit und die Intereſſen des Ararii zu wahren. Ihm ſteht die Befugnis 
zu, auch zu dieſen Zwecken Viſitationen und Reviſionen zu veranſtalten, 
und es hat die entdeckten Mängel in der geeigneten Weiſe zur Abhilfe zu 
bringen. Wird die Wahl von Repräſentanten der Gemeinde notwendig, jo 
hat es eine ſolche zu veranlaſſen und ihr Ergebnis zu prüfen. Auf ſeine Mit⸗ 
genehmigung kommt es an, in den betreffenden Fällen der Veräußerung, Ver⸗ 
pfändung, Vermietung oder Verpachtung von Kirchengütern, Ausleihung 
von Kapitalien aus dem Kirchen-Arar und Prüfung der Sicherheit derſelben, 
Aufnahme von Darlehnen, Anſtellung von Prozeſſen und Schließung von 
Vergleichen für die Kirchen, ferner bei Verteilung von Kirchenſtellen, bei 
Leiſtung größerer außerordentlicher Ausgaben aus dem Kirchenvermögen, bei 
Kirchenbauten und Anlegung neuer Begräbnisplätze. Ihm liegt auch die 
Leitung der Auseinanderſetzung zwiſchen den an- und abziehenden Geiſtlichen, 
die Beſtimmung über das Sterbequartal und die Gnadenzeit, die Fürſorge 
für die Hinterbliebenen der geiſtlichen und Kirchenbeamten und die Aufficht 
über die für dieſelben etwa beſtehenden Witwen- und Waiſenkaſſen ob. 

In allen dieſen Angelegenheiten hat das Stadt-Konſiſtorium in 
wichtigeren Fällen und unbedingt alsdann, wenn es nach den ergangenen 
allgemeinen Beſtimmungen der Allerhöchſten Bewilligung und Beſtätigung 
der Kirchlichen Zentralbehörde bedarf, an die Königliche Regierung zu 
berichten. 

Daß die Extrakte der Kirchen- und kirchlichen Stiftungsrechnungen der 
Königlichen Regierung regelmäßig eingereicht werden, dafür hat das Stadt⸗ 
Konſiſtorium mit zu ſorgen. 

$ 15. Dagegen verbleibt der Königlichen Regierung die Entgegen- 
nahme der Anzeigen über den beabfichtigten Erwerb von Grundbeſitz für 
Kirchengeſellſchaften und letztwillige Zuwendungen an Kirchen und kirch⸗ 
lichen Anſtalten, ſowie die Fürſorge für die Genehmigung in den Fällen, in 
welchen es ſolcher bedarf, die Aufſicht über die kirchlichen Bauten, die 
Regulierung der Interimiſtici in derartigen Bauſachen, die exekutiviſche 
Beitreibung von dazu geeigneten Abgaben an Kirchen und Kirchenbeamte, 
die Anordnung und Vollſtreckung der zur Aufrechterhaltung äußerer kirchlicher 
Ordnung erforderlichen polizeilichen Vorſchriften, die Feſtſetzungen wegen An⸗ 


legung und Unterhaltung der Kirchhöfe, die Aufſicht über die Kirchenbücher, 
die Wahrnehmung der Vorrechte und Immunitäten des kirchlichen Ver⸗ 
mögens und der geiſtlichen Stellen, die Vorbereitung der Anträge auf etwaige 
Veränderungen in der ſtiftungsmäßigen Beſtimmung der zu kirchlichen 
Zwecken gewidmeten Dotationen, ſowie auf Bewilligung von Kirchenkollekten 
und die Vereinnahmung und Aufſammlung der Erträge der letzteren, endlich 
die Erteilung der Genehmigung, wenn Kirchengrundſtücke an die durch den 
Magiſtrat vertretene Kommune oder an andere, unter der Aufſicht des 
Magiſtrats ſtehende Inſtitute zur Miete, Pacht oder ſonſt überlaſſen mit der 
Stadtgemeinde oder einem Inſtitute der oben gedachten Art namens der 
Kirchen und kirchlichen Stiftungen und Anſtalten, Vergleiche oder Verträge 
geſchloſſen, oder gegen den Patron, das Kirchen-Kollegium, die Stadt⸗ 
gemeinde oder andere ſtädtiſche Inſtitute Prozeſſe geführt werden ſollen. 

§ 16. Werden dem Stadt⸗Conſiſtorio in den im § 15 gedachten An- 
gelegenheiten von der Königlichen Regierung Aufträge erteilt, ſo hat es ſich 
deren Erledigung zu unterziehen und auch ohne beſonderen Auftrag hat es 
über Mängel und Ordnungswidrigkeiten, die es in ſolchen Angelegenheiten 
wahrnimmt, ſelbſt Abhilfe zu ſchaffen, oder wenn es ſolches nicht vermag, der 
Aufſichtsbehörde Anzeige zu erſtatten. 

§ 17. Bei Gründung neuer Parochien und Veränderung der beſtehen— 
den und bei Abänderung der geltenden und Einführung neuer Stoltaxen iſt 
das Stadt⸗Konſiſtorium gutachtlich zu hören und kann zu jeder Zeit die ihm 
geeignet ſcheinenden Anträge ſtellen. Die unmittelbare Leitung dieſer Mn- 
gelegenheiten verbleibt aber den landesherrlichen Kirchenbehörden. 


B. Innere Angelegenheiten. 


§ 18. In Beziehung auf die inneren Kirchen-Angelegenheiten ſteht 
dem Stadt⸗Konſiſtorium in ſeinem Bezirke die Aufſicht zu über den Gottes⸗ 
dienſt, über die kirchliche Ordnung, die Pflege des kirchlichen Lebens und über 
die Amtsführung und den Wandel der Geiſtlichen und übrigen Kirchendiener. 

§ 19. Der Gottesdienſt ift von demſelben ſowohl in dogmatiſcher als 
liturgiſcher Hinſicht zu überwachen und es iſt dafür verantwortlich, daß deſſen 
Reinheit und Würde aufrecht erhalten bleibe. Es hat daher auch unbeſchadet 
ſeiner ſonſtigen Befugniſſe in Schulangelegenheiten, die Aufſicht zu führen 
über den kirchlichen Religions-Unterricht, über den Gebrauch von Katechismen 
und Lehrbüchern für den kirchlichen Religions-Unterricht, über die Geſang⸗ 
bücher, über den Kirchengeſang und alle übrigen die Feier des Gottesdienſtes 
bezweckenden Einrichtungen. Auch die Ausſchmückung der Kirchen unterliegt 
ſeiner Beaufſichtigung und reſp. Genehmigung. 

Ohne Zuſtimmung des Königlichen Conſiſtorii der Provinz dürfen 
aber neue Katechismen und Geſangbücher nicht eingeführt, darf in den 
beſtehenden liturgiſchen Anordnungen nichts geändert, auch die Feier eines 
Gottesdienſtes, die nicht herkömmlich, oder die Aufhebung einer ſolchen die 
herkömmlich, nicht veranlaßt werden. 

Dem Provinzial⸗Conſiſtorio verbleibt ferner die Anordnung kirchlicher 
Feſte; die Genehmigung zur Benutzung der Kirchen und der übrigen dem 
Gottesdienſte gewidmeten Gegenſtände zu anderen als ſtiftungsmäßigen 
Zwecken, wogegen dem Stadt⸗Conſiſtorio die Einweihung der Kirchen und 
an und anderer zum kirchlichen Gebrauche beſtimmten Räumlichkeiten 
ompetiere. 
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§ 20. Das Stadt⸗Konſiſtorium hat ferner zu entſcheiden auf Anfragen 
und Beſchwerden in Beziehung auf die pfarramtlichen Handlungen der 
Geiſtlichen, ſowie über Streitigkeiten, welche den Umfang von Parochial⸗ 
berechtigungen betreffen, das letztere jedoch nur unter der Vorausſetzung, daß 
dabei weder die Befugniſſe vom Pfarrzwange eximierter Perſonen noch die 
ſolcher Parochianen zur Frage ſtehen, welche dem Bezirke des Stadt⸗Conſiſtorii 
nicht angehören, dagegen ſteht die erſte Entſcheidung darüber, ob eine 
behauptete Exemtion begründet ſei oder nicht, dem Stadt⸗Conſiſtorio zu. Dem 
letzteren gebührt auch die Feſtſetzung der Stolgebühren für Geiſtliche und 
Kirchendiener, und die Dispenſations⸗Entſcheidung zu Haustaufen und Haus⸗ 
trauungen, ferner Altersdispenſationen zur Konfirmation, Dispenſationen 
vom 3. Aufgebot, ſowie zu Aufgeboten und Trauungen innerhalb der 
geſchloſſenen Zeit, ſofern die genannten Akte von den unter ſeiner Aufſicht 
ſtehenden Geiſtlichen innerhalb des Bezirkes verrichtet werden ſollen. In 
Beziehung auf alle übrigen kirchlichen Dispenſationen übt das Provinzial⸗ 
Konſiſtorium die demſelben übertragenen Befugniſſe unmittelbar aus. 


$ 21. Der Fürſorge und Aufſicht des Stadt-Confiftorii find endlich 
alle Bildungen und Einrichtungen kirchlicher Liebes- und Lebenstätigkeit in 
der Gemeinde ſeines Bezirks und alle geiſtlichen und Kirchenämter inner⸗ 
halb dieſes Bezirks anvertraut und unterſtellt. Dasſelbe hat deshalb ſich 
auch überall angelegen ſein zu laſſen, den kirchlichen Sinn zu wecken, zu nähren 
und zu ſtärken, insbeſondere aber in geeigneter Weiſe zu vermitteln, daß das 
dem Magiſtrate und den übrigen betreffenden Körperſchaften zuſtehende Be- 
ſetzungsrecht in einer den kirchlichen Bedürfniſſen und Intereſſen entſprechen⸗ 
den Art ausgeübt werde. Von jeder Vokation zu einer geiſtlichen Stelle in 
ſeinem Bezirke wird vor deren Konfirmation dem Stadt⸗Konſiſtorium zu dem 
Zwecke Mitteilung gemacht werden, um ſich gewiſſenhaft und nach ſorg⸗ 
fältigſter Prüfung gutachtlich über die Zweckmäßigkeit der Wahl und darüber 
zu äußern, ob Anſtände gegen die Beſtätigung vorwalten. Es hat darauf hin⸗ 
zuwirken, daß vakante geiſtliche Stellen nicht länger als nötig unbeſetzt bleiben, 
und von dem Eintritte jeder Vakanz und deren Veranlaſſung dem Königlichen 
Propinzial-Confiftorio rechtzeitig Anzeige zu machen, auch für die interi- 
miſtiſche Verwaltung des Amtes durch geeignete Stellvertreter zu ſorgen, und 
demnächſt die etwa nötige Ordination, ſowie die Inſtallation der vozierten und 
beſtätigten Geiſtlichen zu bewirken. Über die Inſtallation des geiſtlichen 
Inſpektors wird unter § 28 beſonders beſtimmt. 


Die Einziehung oder die Vereinigung geiſtlicher Stellen zu geſtatten, 
ſteht dem Stadt-Confiftorio ohne Zuſtimmung der höheren Inſtanzen nicht zu. 


$ 22. Das Stadt⸗Konſiſtorium beruft und leitet die Synodal⸗Kon⸗ 
ferenzen ſeines Bezirks und überwacht die für die Kandidaten des Predigt⸗ 
amtes vorgeſchriebenen Beſtimmungen und Übungen. Es beaufſichtigt die 
Pfarrarchive und das Archiv des geiſtlichen Inſpektors, ordnet Kirchen⸗ 
viſitationen an und erläßt die Viſitationsbeſcheide. Abſchrift der 
Viſitationsbeſcheide und die aufgenommenen Viſitations⸗Verhandlungen 
hat es aber jedesmal dem Königlichen Provinzial⸗Conſiſtorio, welches 
ſodann die weitere Mitteilung derſelben an die Königliche Regierung veran⸗ 
laſſen wird, zur Einſicht vorzulegen. In Zwiſchenräumen von dreien Jahren 
muß regelmäßig bei jeder Kirche des Bezirks eine Viſitation ſtattfinden. Bis 
dahin, daß eine beſondere Viſitations-⸗Ordnung für den Bezirk des Stadt- 
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Conſiſtorii erlaſſen ſein wird, ſind die allgemeinen Vorſchriften und Be- 
ſtimmungen dabei zu befolgen. 


$ 23. Die Kirchenzucht hat das Stadt⸗Konſiſtorium im ganzen Um- 
fange zu leiten und zu regeln und gegen Geiſtliche und andere Kirchenbeamte 
ſolche ſelbſt zu üben. Es kann nicht nur ermahnen, Rügen und Verweiſe aus- 
ſprechen, ſondern auch Ordnungs- und Diſziplinarſtrafen bis zum Betrage 
von 20 Mark und gegen niedere Kirchenbeamte auch Arreſtſtrafen bis zu 
8 Tagen feſtſetzen. 


§ 24. Es erledigt die Anträge auf Geſtattung der Übernahme von Bor- 
mundſchaften, Urlanbsbewilligung, Vertretungen und freiwillige Verſetzung der 
Geiſtlichen, ordnet in den zuläſſigen Fällen die unfreiwillige Verſetzung der 
Geiſtlichen an und vermittelt die Ausführung dieſes Beſchluſſes. Wird aber 
mit Rückſicht auf deſſen Ausführbarkeit die Verwandlung der feſtgeſetzten 
Strafe in die der unfreiwilligen Emeritierung nötig, ſo hat das Stadt⸗ 
Konſiſtorium ſolche nicht ſelbſt auszuſprechen, ſondern darüber zu berichten. 
Dagegen ſteht demſelben die unfreiwillige Beſtellung eines geeigneten 
Subſtituten für einen Geiſtlichen zu, welcher durch Krankheit, Schwachheit 
oder Alter andauernd verhindert iſt, ſein Amt im ganzen Umfange ſelbſt 
gehörig zu verwalten. 


§ 25. In Beziehung auf förmliche Diſziplinar-Unterſuchungen, bei 
welchen es ſich um die Amtsentſetzung von Geiſtlichen und derjenigen niederen 
Kirchenbeamten handelt, welche zu der Kirche in einem wirklichen Beamten- 
verhältniſſe ſtehen, alſo in Fällen, in denen die Ausübung der vollen 
Diſziplinar⸗Strafgewalt den Königlichen Provinzial-Konſiſtorien anvertraut 
ift, hat das Stadt⸗Konſiſtorium das Recht des erſten Angriffs und die pro- 
viſoriſche Verfügung der Amtsſuspenſion, die Feſtſetzung des Suspenſions— 
gehaltes und Anordnung der Stellvertretung. 


Über die Eröffnung der förmlichen Unterſuchung hat dasſelbe an das 
Provinzial-Konſiſtorium zu berichten. 


Letzteres kann ſodann, wann die Unterſuchung beſchloſſen wird, ſolche 
entweder durch einen Kommiſſarius aus ſeiner eigenen Mitte führen laſſen, 
und dann unmittelbar ſelbſt in der Sache entſcheiden, oder es kann mit der 
Führung der Unterſuchung und dem Entwurfe des Strafreſoluts das 
Stadt⸗Konſiſtorium beauftragen. In letzterem Falle werden die geſchloſſenen 
Akten mit dem Reſolutentwurfe dem Provinzial-Conſiſtorio eingereicht, 
welches, wenn es nicht anderweitige Anordnungen und Feſtſetzungen zu treffen 
findet, den Reſolut⸗Entwurf mit der Beſtätigungsklauſel verſieht, wonächſt 
ſodann die Publikation erfolgt. 


Macht das Stadt⸗Konſiſtorium von der ihm gleichfalls zuſtehenden 
Befugnis Gebrauch, ein bloßes Skrutinial-Verfahren zu eröffnen, und auf 
Grund desſelben dem Denunziaten die Amtsentſetzung nur anzudeuten, ſo 
bleibt dagegen die Provokation auf Eröffnung der förmlichen Diſziplinar⸗ 
Unterſuchung bei dem Königlichen Provinzial-Conſiſtorio dem Denunziaten 
offen. 

§ 26. Die Ausübung des Devolutionsrechtes, die Prüfung der 
Predigtamts⸗Kandidaten und die Beſtätigung der Vokation für Geiſtliche bleibt 
lediglich Sache des Provinzial-Conſiſtorii. Die Erteilung der Heirats⸗ 
Konſenſe geſchieht durch das Stadt⸗Konſiſtorium. 
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Der Kircheninſpektor. 


§ 27. Der Kircheninſpektor iſt Organ des Stadt⸗Conſiſtorii. Ihm 
ſtehen innerhalb des Konſiſtorial⸗Bezirks alle Rechte und Pflichten der 
Königlichen Superintendenten zu und das Stadt⸗Konſiſtorium bedient ſich 
hauptſächlich ſeiner als Commiſſarii für geiſtliche Angelegenheiten. Er hat 
im Stadt⸗Conſiſtorio Sitz und Stimme, iſt der erſte der geiſtlichen Mitglieder 
desſelben, ſowie überhaupt der evangeliſchen Geiſtlichkeit des Bezirks. 


$ 28. Der Kircheninſpektor wird von dem Stadt⸗Konſiſtorium aus den 
im Amt befindlichen oder für das erledigte Amt bereits deſignierten Erſten 
Geiſtlichen der ſtädtiſchen Pfarrkirchen gewählt. Die Wahl bedarf der Be⸗ 
ſtätigung durch Seine Majeſtät den König. Die Einführung erfolgt durch das 
Provinzial⸗Konſiſtorium. Bei der Beſetzung der Kircheninſpektorſtelle greift 
ein Devolutionsrecht für den Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrat unter ent- 
ſprechender Anwendung der bei Beſetzung patroniſcher Pfarrſtellen beſtehen⸗ 
den Vorſchriften Platz. 


$ 29. Der Kircheninſpektor ſteht der Regel nach nur mit dem Stadt- 
Konſiſtorium und den Geiſtlichen und Kirchenbeamten des Bezirks in un⸗ 
mittelbarem Verkehr. In beſonderen und namentlich in ſchleunigen Fällen 
kann ihm jedoch auch das Königliche Provinzial⸗Konſiſtorium direkt amtliche 
Aufträge erteilen und von ihm direkten Bericht erfordern. 

$ 30. Beſchwerden über den Kircheninſpektor ſind zunächſt bei dem 
Stadt⸗Conſiſtorio anzubringen und von dieſem zu erledigen. 


Aufſichts⸗, Beſchwerde- und Diſziplinar⸗Inſtanz. 


$ 31. Die nächſte Aufſichts⸗ und Beſchwerde⸗Inſtanz für das Stadt- 
Konſiſtorium ſelbſt bildet das Königliche Provinzial⸗Konſiſtorium zu Breslau 
in den zu deſſen Reſſort gehörenden Angelegenheiten, in den übrigen kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten die Königliche Regierung zu Breslau. 

Die letzte iſt für die weltlichen Mitglieder das Stadt⸗Konſiſtorium; das 
Provinzial⸗Konſiſtorium für die geiſtlichen Mitglieder desſelben die zuſtändige 
Diſziplinar⸗Behörde. 

$ 32. Die Regelung der Wirkſamkeit des Stadt⸗Conſiſtorii in Schul⸗ 
angelegenheiten und die Feſtſtellung ſeines Verhältniſſes zu den ſtädtiſchen 
Gymnaſien und den übrigen ſtädtiſchen Schulen bleibt vorbehalten. 

Der Miniter der geiſtlichen, Unterrichts- Evangeliſcher Oberkirchenrat. 
und Medizinal-Angelegenheiten. von Aechtritz. 
von Sethmann-Hollweg. 
Nr. 18108. M. d. g. A. 
Nr. 4561 I E O. K. R. 


C. J. 324. 01. 


28 


— 434 — 


10. a. Auszug aus der Verwaltungsordnung für das 
Schleſiſche Muſeum für KAunſtgewerbe und Altertümer 


vom 7. März 1899. 


§ 1. Zweck. Das Schleſiſche Muſeum für Kunſtgewerbe und Alter— 
tümer iſt dazu beſtimmt: > Be 

1. Den Gewerbetreibenden der Stadt Breslau und der Provinz 
Schleſien die Hilfsmittel der Kunſt und der Wiſſenſchaft zugäng⸗ 
lich zu machen und den Geſchmack in den Kunſtgewerben ſowie 
das Verſtändnis kunſtgewerblichen Schaffens in der Bevölkerung 
zu heben. Het J 4 

2. Erzeugniſſe der bildenden Künſte und des Handwerks, insbe⸗ 
ſondere ſolche, welche in Schleſien entſtanden find, oder zu 
Schleſien Beziehungen haben, zu ſammeln und wiſſenſchaftlich ge— 
ordnet öffentlich auszuſtellen. 

§ 2. Mittel zum Zweck. Den Zwecken des Muſeums dienen 
folgende Veranſtaltungen: i Haia 

1. Eine ſtändige Sammlung von Anſchauungsmaterial an Kunſt⸗ 
und Gewerbe-Erzeugniſſen, Rohſtoffen und Halbfabrikaten. 

2. Ein offener Zeichenſaal. 

3. Eine Vorbilder-Sammlung, umfaſſend Nachbildungen, Modelle, 
Zeichnungen uſw. 

4. Eine Fachbibliothek. 

5. Zeitweilige Ausſtellungen von Kunſt- und Gewerbeerzeugniſſen. 

6. Vorträge. 

Der Verwaltung des Muſeums ſteht es frei, auch andere geeignete Mittel 
zur Förderung des Muſeumszweckes zu wählen; z. B. Unterrichtskurſe, ins⸗ 
beſondere an Schüler der Königlichen Kunſt- und Kunſtgewerbe-Schule und 
Publikationen wiſſenſchaftlicher Aufſätze. 

§ 3. Rechtliche Stellung des Muſeums. Das Muſeum 
iſt Eigentum der Stadt Breslau und ſteht daher unter der Verwaltung der 
ſtädtiſchen Behörden. Der Magiſtrat führt die Aufſicht über das Muſeum und 
vertritt dasſelbe nach außen. 

8 4. Verwaltungs - Deputation. Zuſammenſetzung. 
Für das Muſeum wird gemäß § 59 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
eine beſondere Verwaltungs-Deputation unter dem Namen „Muſeums⸗ 
Deputation“ beſtellt, deren Zuſammenſetzung ein beſonderes Ortsſtatut ordnet. 
Demnach bilden die Deputation: 

1. Drei vom Cberbürgermeiſter ernannte Magijtrats-Mitglieder, 
worunter der Vorſitzende und deſſen Stellvertreter. 
2 Acht von der Stadtverordneten-Verſammlung gewählte Mit- 
glieder, darunter mindeſtens fünf Stadtverordnete. 
3. Herr Stadtälteſter Heinrich von Korn, als lebenslängliches Ehren— 
mitglied, mit vollem Stimmrecht. 
4. wei Mitglieder, welche nebſt zwei ſtändigen Stellvertretern der 

N des Vereins für das Muſeum Schleſiſcher Altertümer“) 

ählt. 


*) Jetzt Schleſiſcher Altertumsverein. 
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5. Ein Mitglied, welches nebſt einem ſtändigen Stellvertreter der 
Schleſiſche Zentral-Gewerbe-Verein wählt. r 
6. Ein Vertreter der Königlichen Staatsregierung, jo lange der 
Staat dem Muſeum die Unterſtützung von 6000 Mark jährlich 
gewährt. 3 
Ein Vertreter der Schleſiſchen Provinzial-Berwaltung nach Maß⸗ 
gabe der Vereinbarung zwiſchen Provinz und Stadt. x 
8. Ein auf Vorſchlag des akademiſchen Senats von dem Univerſitäts⸗ 
Kurator zu ernennender Profeſſor der Königlichen Univerſität 


Breslau, gemäß des Vertrages vom 10 Dezember 1898.“ 


—1 


9. Der Direktor des Muſeums. 

Mit beratender Stimme nimmt an den Sitzungen der De⸗ 
putation ferner der Direktor der Abteilung für hiſtoriſche Alter⸗ 
tümer teil. 

10. Die von der Muſeums-Deputation gewählten Mitglieder, deren 
Höchſtzahl auf 3 begrenzt wird. Die Zuwahl erfolgt für einen 
mist i. von drei Jahren, nach deffen Ablauf Wiederwahl zu- 
läſſig iſt. 

$ Durch übereinſtimmenden Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden 
0 die Ausſchließung der zugewählten Mitglieder aus der 
uſeums⸗Deputation auch während der Amtsdauer zuläſſig. 

Die Zahl der Vertreter zu 1, 2 und 4 kann durch Gemeindebeſchluß ge- 
ändert und ebenſo kann weiteren Korporationen und Vereinen die Abordnung 
von Vertretern zu Mitgliedern der Deputation zugeſtanden werden. 

Der Vorſitzende der Deputation und der Oberbürgermeiſter können 
außerdem gewerblich, künſtleriſch oder wiſſenſchaftlich ſachverſtändige Perſonen 
zu den Sitzungen der Deputation zuziehen; doch haben dieſelben nur beratende 
Stimme. 

§ 12. Ergänzung der Sammlungen. Sowohl der Direktor 
des Muſeums als der Direktor der Abteilung für hiſtoriſche Altertümer ver⸗ 
fügen nach Maßgabe der dafür beſtimmten Etatsmittel ſelbſtändig über die 
Erwerbung von Stücken, die nicht über einhundert Mark koſten, darüber hinaus 
mit Genehmigung des Beirats (§ 6, Abſ. 2). (Zu Erwerbungen, welche mehr 
als Tauſend Mark erfordern, iſt die Genehmigung der Deputation oder, in 
ſchleunigen Fällen, des Vorſitzenden einzuholen.) Veräußerungen ſind nur 
mit Genehmigung des Beirats zuläſſig und ſind der Beſchlußfaſſung der 
Deputation zu unterwerfen, wenn ein Mitglied des Beirats dies fordert. 

Von allen Veräußerungen und von allen erheblichen Erwerbungen iſt 
der Deputation in ihrer nächſten Sitzung Kenntnis zu geben, möglichſt unter 
Vorlegung der Stücke. 

$ Gegenſtände, welche der Verein für das Muſeum Schleſiſcher Alter- 
tümer dem Muſeum überweiſt, ſind aufzunehmen und dürfen nur auf Beſchluß 
der Deputation wieder veräußert werden. Erhebt der Verein bei der De— 
putation Einſpruch gegen die Veräußerung, ſo hat dieſelbe zu unterbleiben. 

8 13. Ergänzung der Bibliothek und Vorbilder⸗ 
Sammlung. Über die Ergänzung der Bibliothek und der Vorbilder⸗ 
Sammlung verfügt der Direktor unter Beachtung etwaiger Deputations- 


beſchlüſſe. 


) j. S. 439. 
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§ 14. Benutzung der Sammlungen und des Zeichen⸗ 
ſaales. Die Sammlungen des Muſeums ſind zu den beſtimmten Zeiten 
jedermann unentgeltlich zur Beſichtigung geöffnet. 

Der Zeichenſaal mit der für das gewerbliche Zeichnen zweckmäßigen 
Ausſtellung und die Bibliothek und Vorbilder-Sammlung ſind der öffentlichen 
Benutzung frei zu geben. Genauere Vorſchriften ſind vom Magiſtrat auf Vor⸗ 
ſchlag der Deputation zu erlaſſen und öffentlich bekannt zu machen. 

§ 15. Verein für das Muſeum Schleſiſcher Alter⸗ 
tümer. Die Rechte des Vereins gegenüber dem Muſeum werden durch den 
§ 3 zu 2 erwähnten Vertrag vom 3. Februar 1897 beſtimmt. *) Darüber 
hinaus wird noch folgendes beſtimmt: 

Der Direktor und die wiſſenſchaftlichen Beamten des Muſeums ſind 
verpflichtet, auf Wunſch des Vereins in dieſen und ſeinen Vorſtand 
einzutreten und die Geſchäfte des Vereins⸗Sekretärs ohne beſondere Entſchädi⸗ 
gung zu übernehmen. 

Der Vorſitzende, Schatzmeiſter und Sekretär des Vereins ſind auch dann, 
wenn ſie nicht zugleich Beamte des Muſeums ſind, berechtigt, die Sammlungs⸗ 
zimmer und die Bibliothek des Muſeums bei Tage, u der öffentlichen 

enutzungszeiten zu beſuchen und zu benutzen. Einzelne Stücke der Samm⸗ 
lungen und einzelne Bücher können ſie gegen einfache Empfangsbeſcheinigung 
in das Zimmer des Vereins und in den Vortragsſaal zur wiſſenſchaftlichen 
Benutzung entnehmen. 

Der Vorſitzende, Schatzmeiſter und Sekretär des Vereins ſind berechtigt, 
den Büro- und Unterbeamten des Muſeums, welche ihnen zufolge § 2 zu 5 
des Vertrages vom 3. Februar 1897 zur Verfügung geſtellt ſind, dienſtliche 
Anweiſungen zu erteilen. 

Treten Kolliſionen zwiſchen den Anordnungen der Vereinsbeamten und 
der Muſeumsbeamten ein, jo foll die Entſcheidung des Muſeums⸗Direktors 
bis zur Beſchlußfaſſung der Deputation gelten. 

Dem Direktor und allen Beamten des Muſeums wird das größte Ent- 
gegenkommen gegen die Intereſſen und Wünſche des Vereins zur beſonderen 
Pflicht Bea damit der Verein, der in großherzigem Gemeinſinn jein wert⸗ 
volles Muſeum der Stadt abgetreten hat, dies Muſeum nach wie vor wie ſein 
eigenes benutzen und pflegen kann. 

Diem Vereine ift von der Stadt ein jährlicher Betrag zur eigenen, be- 
liebigen Verfügung zu überweiſen, da die früher dem Verein gewährten Zu⸗ 
ſchüſſe des Staates, der Provinz und der Stadt voll auf das Muſeum über⸗ 
tragen worden ſind. 


Der Magiſtrat. 
IX. 610. 99. 


*) ſ. u. S. 437. 
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d. vertrag zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau und dem Verein für 
das Muſeum ſchleſiſcher Altertümer, betreffend die Überweiſung der 
Sammlungen des Vereins an die Stadtgemeinde 


vom 3. Februar 1897. 


Der Verein für das Muſeum ſchleſiſcher Altertümer hat laut Vertrag 
vom 29. Januar 1895 ſeine im Muſeum ſchleſiſcher Altertümer vereinigten 
Sammlungen dem Kuratorium des Schleſiſchen Muſeums der bildenden 
Künſte hierſelbſt mit Genehmigung des Provinzial⸗Ausſchuſſes vom 6. Februar 
1895 beziehungsweiſe des Provinziallandtages vom 7. März 1895 zur Auf⸗ 
bewahrung und öffentlichen Ausſtellung in den Räumen des Schleſiſchen 
Muſeums der bildenden Künſte überwieſen, wo dieſelben bereits ſeit dem 
Jahre 1880 auf Grund eines mit dem Verein geſchloſſenen Mietsvertrages 
untergebracht waren. 

Inzwiſchen haben ſich hier die verfügbaren Räume für das Bedürfnis 
beider in dem Hauſe untergebrachten Muſeen als zu enge erwieſen. Ins⸗ 
beſondere iſt es unter den gegenwärtigen Raumverhältniſſen unmöglich, die 
kunſtgewerblichen Beſtände des Muſeums ſchleſiſcher Altertümer in einer für 
die Gewerbetreibenden nutzbringenden Weiſe auszubreiten und zu vermehren 
und jo neben den kunſt- und kulturgeſchichtlichen Zwecken auch dem allgemein 
als notwendig anerkannten eines Kunſtgewerbemuſeums zu dienen. 
Dieſen Übelſtänden abzuhelfen, hat die Stadtgemeinde Breslau ſich bereit er⸗ 
klärt, mit Hilfe eines ihr von dem Vorſitzenden des genannten Kuratoriums, 
Herrn Stadtälteſten von Korn, überwieſenen Geſchenks von 500 000 Mark 
das alte Ständehaus, Graupenſtraße 11a, zu erwerben und darin ein Kunſt⸗ 
gewerbemuſeum zu errichten, deſſen Grundſtock die kunſtgewerblichen Samm⸗ 
lungen des Muſeums ſchleſiſcher Altertümer bilden ſollen. Zugleich ſollen 
auch die übrigen Abteilungen des Muſeums ſchleſiſcher Altertümer darin auf⸗ 
genommen und ausgeſtellt werden. Die vereinigten Sammlungen erhalten 
den Namen „Schleſiſches Muſeum für Kunſtgewerbe und Altertümer“. 

Demzufolge, und unter dem Vorbehalt, daß der Provinzialverband von 
Schleſien zuſtimmt und dem neuen ſtädtiſchen Muſeum den bisher an das 
Muſeum ſchleſiſcher Altertümer beziehungsweiſe an den Verein für dies 
Muſeum gewährten Zuſchuß überweiſt, wird nunmehr folgender Vertrag 
geſchloſſen: 

$ 1. Der Verein für das Muſeum ſchleſiſcher Altertümer überweiſt 
der Stadt Breslau ſeine jetzt im Schleſiſchen Muſeum der bildenden Künſte 
ausgeſtellten Sammlungen. 

Die Sammlungen werden Eigentum der Stadt unbeſchadet der vorbe— 
haltenen Rechte Dritter an einzelnen Gegenſtänden. 

Die Sammlungen ſind: 

a. eine 5 beſtehend aus Grabaltertümern der vorchriſt⸗ 
lichen Zeit (Ton⸗ und Metallgefäßen, Schmuckgegenſtänden, 
Werkzeugen und Waffen), 

b. eine kirchliche, beſtehend aus Altarwerken, Gemälden und Skulp⸗ 
turen, kirchlichen Gerätſchaften und dergleichen, 

c. eine Waffenſammlung, beſtehend aus Angriffs- und Verteidi⸗ 
gungswaffen des 12. bis 19. Jahrhunderts, Uniformen, Trophäen 
und Kriegserinnerungen, 


d. 


eine kulturgeſchichtlich⸗kunſtgewerbliche, beſtehend aus Erzeugniſſen 
der Kleinkunſt und des Kunſthandwerks, ſowie aus Gegenſtänden 
von koſtüm⸗ und ſittengeſchichtlicher Bedeutung, ! 2 
eine architektoniſch⸗monumentale, beſtehend aus Architekturteilen 
und Steinſkulpturen, 
eine Münzen- und Medaillenſammlung, beſtehend aus einer 
ſchleſiſchen Spezialſammlung von zirka 10 000 verſchiedenen Ge⸗ 
prägen, und einer Univerſalſammlung von zirka 15 000 Stüd, 
eine Siegelſammlung, beſtehend in Petſchaften, Siegeln von 
Urkunden und Siegelabdrücken, te 3 
eine Sammlung von Porträts und Abbildungen ſchleſiſcher Ort⸗ 
ſchaften, Kunſtdenkmälern und denkwürdiger Ereigniſſe in Hand⸗ 
zeichnung, Kupferſtich, Holzſchnitt, Lithographie und Photo- 
raphie, 

die P otie, beſtehend hauptſächlich aus Werken archäo⸗ 
logiſchen, kunſt⸗ und kulturgeſchichtlichen, numismatiſchen und 
heraldiſchen Inhalts. 


Für ſämtliche Abteilungen exiſtieren handſchriftliche Kataloge. 


§ 2. 


Syn 


§ 3. 
Verwaltungs⸗Deputation, gemäß § 59 der Städteordnung vom 30. Mai 1853, 
beſtellen. An den Sitzungen dieſer Deputation nimmt ein vom Vereine für 
e ſchleſiſcher Altertümer beſtellter Vertreter mit vollem Stimm- 
re eil. 
Magiſtrat zu wählenden und zu beſoldenden Direktor unter Aufſicht der Ver⸗ 
waltungs⸗Deputation übertragen, welcher an den Sitzungen der Deputation 
mit vollem Stimmrecht teilnimmt. Unter dem Direktor iſt die erforderliche 
Anzahl von Muſeumsbeamten von der Stadt anzuſtellen. 


Die Stadt verpflichtet ſich dagegen: 

Die Sammlungen ſicher zu verwahren, ordnungsmäßig zu ver⸗ 
walten und in würdiger Art öffentlich auszuſtellen. 

Die Sammlungen, ſowie die darauf bezügliche Muſeumsbibliothek 
dem Verein für das Muſeum ſchleſiſcher Altertümer zur freieſten 
wiſſenſchaftlichen Benutzung zugänglich zu halten. 

Dem Vereine im ſtädtiſchen Muſeum ſelbſt angemeſſene Räume 
für ſeine geſchäftlichen Sitzungen und Arbeiten bereit zu ſtellen 


und zwar: 
a. einen Saal zur Mitbenutzung für feine Vortragsverſamm— 
lungen; 


b. ein mäßig großes Zimmer für die Vorſtandsſitzungen, das 
zugleich als Arbeitszimmer für den Vorſitzenden und den 
Schatzmeiſter ſowie zur Aufbewahrung der Vereinskaſſe und 
des Vereinsarchivs dienen kann; 

e. einen Depotraum von 6—8 qm Fläche zur Aufbewahrung 
der Beſtände von Druckſachen, welche im Verlage des Vereins - 
erſchienen ſind. 

Die Sammlungen gegen Feuersgefahr zu verſichern. 

Dem Vorſitzenden und dem Schatzmeiſter des Vereins zur Er- 
ledigung der inneren büromäßigen Vereinsgeſchäfte (Führung der 
Mitgliederliſten, Einziehen der Beiträge, Expedition der Zeit— 
ſchrift und dergleichen mehr) die erforderlichen Unterbeamten des 
Muſeums zur Verfügung zu ſtellen. 


Für die Verwaltung des Muſeums wird die Stadt eine beſondere 


Die Leitung des Muſeums wird von der Stadt einem vom 
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Das zur Zeit des Abſchluſſes des Vertrages am Muſeum ſchleſiſcher 
Altertümer angeſtellte Beamtenperſonal wird von der Stadt in die ent⸗ 
ſprechenden Stellungen am ſtädtiſchen Muſeum übernommen. 

$ 4. Über die Ordnung des Muſeums und die Art der Aufſtellung be⸗ 
ſchließt die Deputation. Soweit hierbei jedoch die Sammlungen des Vereins 
für das Muſeum ſchleſiſcher Altertümer in Frage kommen, ſind deſſen Wünſche 
weiteſt möglich zu berückſichtigen. 

$ 5. Dem Verein für das Muſeum ſchleſiſcher Altertümer bleibt, wie 
bisher, die Sorge für die wiſſenſchaftliche Nutzbarmachung der Sammlungen 
überlaſſen. Insbeſondere behält ſich derſelbe die urgeſchichtliche und kunſt⸗ 
geſchichtliche Erforſchung der Provinz und die Herausgabe von Veröffent⸗ 
lichungen aus dieſen Gebieten vor. Für dieſe Zwecke ſtehen ihm in erſter 
Linie die Beiträge ſeiner Mitglieder, welche zur Zeit gegen 5000 Mark be⸗ 
tragen, zur Verfügung. Erforderlichenfalls kann ihm aus den etatsmäßigen 
Mitteln des Muſeums ein Zuſchuß bewilligt werden. 

Die vom Verein durch Kauf, Schenkung oder Tauſch fernerhin ge- 
machten Erwerbungen gehen in das Eigentum der Stadt über und werden 
Teile des Muſeums. Es betrifft dies vor allem die durch Ausgrabungen ge- 
wonnenen Funde und die im Schriftenaustauſch erlangten Bibliothekwerke. 
Die dem Verein bisher von verſchiedenen Behörden gewährten jährlichen 
Unterſtützungen ſollen im Falle der Weiterbewilligung zu Händen des 
Magiſtrats gezahlt und in den Geſamtetat des Muſeums eingeſtellt werden. 
Bisher erhielt der Verein von dem Miniſterium für Handel und Gewerbe 
1000 Mark, von der Provinz 6000 Mark und vom Magiſtrat 3000 Mark. 

Dasſelbe gilt unter der gleichen Vorausſetzung betreffs der von der 
Provinz aus dem Etat des Schleſiſchen Muſeums der bildenden Künſte für 
Beamtengehälter jährlich aufgewendeten T—8000 Mark. 

$ 6. Dieſer Vertrag tritt in Kraft, wenn der Provinzialausſchuß“) 
beziehungsweiſe das Kuratorium des Schleſiſchen Muſeums der bildenden 
Künſte ihm zugeſtimmt haben wird und wenn die Stadt das von ihr noch zu 
erwerbende alte Ständehaus zu Muſeumszwecken ausgebaut haben wird. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Vertages erliſcht ſodann der anfangs 
erwähnte Vertrag vom 29. Januar 1895. 

IN. 351. 97. 


c. Vertrag zwiſchen der Kal. Universität und der Stadtgemeinde Breslau 
über die der Univerſität gehörigen Aunſtſammlungen 


vom 3./10. Dezember 1899. 


Wegen Überführung der zurzeit im Muſeum ſchleſiſcher Altertümer hier- 
ſelbſt untergebrachten, der hieſigen Univerſität gehörigen Sammlung ger⸗ 
maniſch⸗ſlaviſcher Grab-Altertümer, ſowie chriſtlicher und moderner Kunſt⸗ 
gegenſtände und moderner Münzen in das zu errichtende Schleſiſche Muſeum 


) Der Provinzialansſchuß hat am 28. April 1897 dem vorſtehenden Vertrage unter 
der Bedingung zugeftimmt, daß an den Sitzungen der nach § 3 desſelben zu beſtellenden Ver- 
waltungs⸗Deputation auch ein Vertreter der Provinzial⸗Verwaltung — der Landeshauptmann 
oder ſein Stellvertreter — mit vollem Stimmrecht teilnimmt. 


Man en 


für Kunſtgewerbe und Altertum hierſelbſt, wird zwiſchen dem Kurator der 
Königlichen Univerſität Breslau namens der Letzteren einerſeits und dem 
Magiſtrat zu Breslau namens der Stadtgemeinde Breslau andererſeits 
folgender Vertrag abgeſchloſſen. 

$ 1. Die zurzeit in dem Muſeum ſchleſiſcher Altertümer befindliche, 
der Königlichen Univerſität zu Breslau gehörige und auf Grund des Vertrages 


26. Apri ; Daio = 
vom 10. Oktober 1862 dem ſchleſiſchen Altertums⸗Verein übergebene Sammlung 


ermaniſch⸗ſlaviſcher Grab⸗Altertümer ſowie chriſtlicher und moderner Kunſt⸗ 
Itertümer und moderner Münzen ſamt den dazu gehörigen Utenſilien und 
Katalogen wird nach Fertigſtellung des Schleſiſchen Muſeums für Kunſt⸗ 
gewerbe und Altertum in dasſelbe überführt und an die Stadtgemeinde 
Breslau unter Vorbehalt des der Königlichen Univerſität zuſtehenden Eigen⸗ 
tums übergeben. 

$ 2. Die Königliche Univerſität iſt zu jeder Zeit berechtigt, die Rück⸗ 
gewähr der ganzen Sammlung oder einzelner Teile derſelben zu fordern. 

$ 3. Die Stadtgemeinde Breslau hat die Rechte und Pflichten eines 
Verweſers in Gemäßheit der in den SS 9 ff., Titel 14, Teil I Allgemeinen 
Landrechts enthaltenen Beſtimmungen. Ihr liegt die Sorge für die Konſer⸗ 
vierung, Anordnung und Aufſtellung der Sammlung ob. 

$ 4. Dozenten, Studierende und Beamte der hieſigen Königlichen 
Univerſität genießen unentgeltlichen Eintritt. Den Lehrern der hieſigen 
Univerſität ſteht außerdem die Benutzung der Sammlung für etwaige Vor⸗ 
leſungen frei. 

$ 5. Die Translozierung der Sammlung in ein anderes Gebäude oder 
die Vornahme größerer Veränderungen an der Sammlung, z. B. Reſtau⸗ 
ration 2c. find nur mit Genehmigung des Univerſitäts⸗Kurators zuläffig. 

86. Ein auf Vorſchlag des akademiſchen Senats von dem 
Univerſitäts⸗Kurator zu ernennender Profeſſor der hieſigen Univerſität er⸗ 
hält Sitz und Stimme in der Verwaltungs⸗Deputation des Schleſiſchen 
Muſeums für Kunſtgewerbe und Altertum. 
IX. 3971. 98. 


11. Vertrag zwiſchen dem Provinzialverbande von Schlefien und der 
Stadtgemeinde Breslau über die Verwahrung von Kunffammlungen 
im Muſeum der bildenden Künſte. 


$ 1. Die Stadtgemeinde Breslau übergibt dem Provinzialverbande 
von Schlefien die nachſtehend verzeichneten Kunſtſammlungen: 

1. die der Stadtgemeinde Breslau gehörige ſogenannte von Rhediger'ſche 
Kupferſtichſammlung, 

2. die der Kirche von St. Maria⸗Magdalena zu Breslau gehörige, bisher 
von der Stadtgemeinde verwahrte ſogenannte von Loewenſtädtſche 
Kupferſtichſammlung, 

3. die der Kirche und dem Gymnaſium von St. Maria⸗Magdalena 
gehörige, bisher von der Stadtgemeinde verwahrte ſogenannte 
von Säbiſch⸗Hubrig'ſche Kupferſtichſammlung, 
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4. die der Stadtgemeinde gehörige, bisher vom Schleſiſchen Kunſtverein 
verwahrte Gemäldeſammlung, nämlich die ſogenannte Rhediger ' ſche 
Gemäldeſammlung und die ſpäter dem genannten Kunſtverein von der 
Stadtgemeinde zur Verwahrung übergebenen Gemälde, 

5. die der Kirche und dem Gymnaſium von St. Maria⸗Magdalena 
gehörige, bisher vom Schleſiſchen Kunſtverein verwahrte ſogenannte 
von Säbiſch⸗Hubrigſche Gemäldeſammlung zur Aufbewahrung, bezw. 
öffentlichen Ausſtellung oder Auslegung in den Räumen des Muſeums 
der bildenden Künſte zu Breslau. 


§ 2. Die zu den im § 1 unter Nr. 1 bis 3 aufgeführten Kupferſtich⸗ 
ſammlungen gehörigen Blätter tragen zum Zeichen des Eigentums der Stadt⸗ 
gemeinde beziehungsweiſe der Kirche und des Gymnaſiums zu St. Maria⸗ 
Magdalena die folgenden Stempelabdrücke und zwar die Blätter der 
Sammlung 
ad 1 den Stempel St. B. R. 


ad 2 und 3 den Stempel St. B. M. 


Die Gemälde der ebenda unter 4 und 5 verzeichneten Sammlungen werden 
auf Koften der Muſeumsverwaltung in einer allgemein erkennbaren Weiſe als 
Eigentum der Stadt Breslau beziehungsweiſe der Kirche und des Gym- 
naſiums zu St. Maria⸗Magdalena markiert. 


$ 3. Die Muſeumsverwaltung ift ermächtigt, die ihr übergebenen 
Sammlungen mit anderen Sammlungen zu einem Ganzen zu ordnen und 
auf ihre Koſten in angemeſſener Weiſe für die Aufbewahrung herzurichten. 
Über die Art und Weiſe dieſer Herrichtung, ſowie über Vornahme von Reſtau⸗ 
rationen und Reinigung von Gemälden iſt eine Verſtändigung mit dem 
ſtädtiſchen Delegierten herbeizuführen. Über die Wahl des ſtädtiſchen Ver- 
treters iſt mit der Gemeindevertretung von Maria-Magdalena eine Verein⸗ 
barung herbeizuführen. 


§ 4. Die zu den Kunſtſammlungen gehörigen Kupferſtiche und Ge- 
mälde dürfen bei den von der Muſeumsverwaltung geleiteten oder autori- 
ſierten Studien im Muſeumgebäude benutzt werden. Zu einem Verleihen 
von Kupferſtichen oder Gemälden außerhalb der Räume des Muſeums iſt 
dagegen die Genehmigung des Magiſtrats erforderlich. Im Falle der Ab- 
löſung der kirchlichen von der politiſchen Gemeinde iſt bei den dann eventuell 
der Kirche St. Maria-Magdalena gehörigen Kunſtgegenſtänden die 
Genehmigung der Gemeindevertretung von Maria-Magdalena zu fordern. 

§ 5. Der Provinz gegenüber kommen für den Fall eines Schadens 
beziehungsweiſe Verluſtes, welchen die Kunſtſammlungen oder einzelne Stücke 
derſelben von der Übergabe bis zur Rückgewähr etwa erleiden möchten, die 
einſchlagenden geſetzlichen Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts über 
den Leihvertrag zur Anwendung ($ 35 flg. Tit. 14 Teil I § 248, 250—253 
Tit. 21 Teil I). Insbeſondere ift die Provinz verpflichtet, die übergebenen 
Kunſtgegenſtände in trockenen Räumen und Behältniſſen aufbewahren zu 
laſſen, welche ſie vor jedem Verderben ſchützen, und dieſelben für eigene 
Rechnung gegen Feuersgefahr zu verſichern. Die Höhe der Verſicherungs⸗ 
ſumme vereinbart der Magiſtrat und das Kuratorium. 


§ 6. Sofern und jo lange die im § 1 unter Nr. 1 bis 3 erwähnten 
Kupferſtichſammlungen dem Muſeum auf Grund dieſes Vertrages einverleibt 


~ 
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ſind, tritt dem Kuratorium für das Muſeum der bildenden Künſte ein 
Delegierter der Stadt Breslau als ein in allen Angelegenheiten ſtimm— 
berechtigtes Mitglied hinzu ($ 5 des Reglements für das Muſeum der bilden- 
den Künſte). 
; § 7. Die Übergabe der Kupferſtichſammlungen erfolgt in der Weiſe, 
daß die Mappen reſp. Bände auf Wunſch der Muſeumsverwaltung in den 
Räumen der Stadt⸗Bibliothek dem Direktor des Muſeums oder dem mit 
ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Vertreter desſelben übergeben werden. Der 
Direktor oder deſſen Vertreter ſtellt beim Empfange der Mappen reſp. Bände 
eine vorläufige Empfangsbeſcheinigung aus, in welcher die Zahl der in den 
Mappen oder den Bänden enthaltenen Blätter unter Bezeichnung der im 
Kataloge der Stadtbibliothek für die Stiche verzeichneten Meiſter und der den 
Blättern aufgedrückten Stempel angegeben werden. Die Muſeumsverwaltung 
wird die Mappen beziehungsweiſe Bände durchſehen und genau inventari- 
ſieren laſſen, demnächſt aber dem Magiſtrat am Schluſſe dieſer Arbeit ein 
von dem Direktor vollzogenes Inventar mit einer definitiven Empfangs- 
beſcheinigung zuſtellen. Die Gemäldeſammlungen werden im Ständehauſe 
gegen Empfangsbeſcheinigung des Direktors des Muſeums oder eines mit 
ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Vertreters desſelben übergeben. 

§ 8. Einer beſonderen Vereinbarung zwiſchen dem Bibliothekar der 
Stadt⸗Bibliothek und dem Direktor des Muſeums bleibt es überlaſſen, von 
den im § 1 aufgeführten Kupferſtichſammlungen einzelne Blätter, welche 
mehr einen hiſtoriſchen als einen künſtleriſchen Wert haben, bei der Übergabe 
auszuſchließen und der Stadt-Bibliothef zur Verwahrung zu belaſſen. Iſt 
zwiſchen den genannten beiden Vertretern der Kontrahenten eine Überein— 
ſtimmung nicht zu erzielen, jo entſcheidet der Magiſtrat. 

§ 9. Bei einer Aufhebung dieſes Vertrages geſchieht die Rückgabe der 
Kunſtſammlungen an einen Bevollmächtigten des Magiſtrats rejp. nach Mb- 
löſung der politiſchen von der kirchlichen Gemeinde St. Maria-Magdalena 
unter Hinzuziehung eines Vertreters auch der letzteren. Insbeſondere ſind die 
Kupferſtichſammlungen in Mappen reſp. Behältniſſen zurückzugewähren, 
wie ſie denjenigen entſprechen, in welchen ſie übergeben worden ſind. Die 
Koſten der Rückgewähr trägt die Stadtgemeinde Breslau. 

§ 10. Der Magiſtrat genehmigt dieſen Vertrag gleichzeitig namens 
des unter ſeiner Verwaltung ſtehenden Gymnaſii von St. Maria-Magdalena 
hinſichtlich der im § 1 unter Nr. 3 und 5 aufgeführten Sammlungen. Die 
urkundliche Genehmigung dieſes Vertrages ſeitens des Gemeindekirchenrats 
und der Gemeindevertretung der Kirche von St. Maria-Magdalena hinſichtlich 
der daſelbſt unter Nr. 2, 3 und 5 verzeichneten Sammlungen ift dieſer Ver: 
trags-Ausfertigung beigeheftet. 


Breslau, den 26. Januar 1880. 


Der Magiſtrat hieſiger Königlichen Haupt- und Reſidenzſtadt 


Breslau, den 4. März 1880. 
Der Provinzialausſchuß der Provinz Schleien. 


Vorſtehender Vertrag wird hinſichtlich der im § 1 unter Nr. 2, 3 und 5 
verzeichneten Sammlungen hierdurch von uns in Vertretung der Kirchen⸗ 
gemeinde von St. Maria-Magdalena, mit Zuſtimmung der kirchlichen 
Gemeindevertretung genehmigt. 


Breslau, den 10. Februar 1880. i 


Der Gemeindekirchenrat von St. Maria Magdalena. 


Nachtrag. 


Die Stadtgemeinde Breslau übergibt dem Provinzialverbande von 
Schleſien 588 (Fünfhundertachtundachtzig; in den Räumen der Stadt- 
Bibliothek nachträglich aufgefundene Kupferſtiche, die zu der ſogenannten 
von Loewenſtädtſchen Kupferſtichſammlung der Kirche zu St. Maria- 
Magdalena gehören. Auf dieſe Kupferſtiche finden die Beſtimmungen des 
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Vertrages vom ae 1880 ſinngemäße Anwendung. 


Breslau, den 8. Februar 1905. 


Der Magiſtrat hieſiger Königlichen Haupt- und Reſidenzſtadt. 
XVII. 1598. 04. 


Vorſtehender Nachtrag zum Vertrage vom 4. März 1880 wird hier- 
durch genehmigt. 
Breslau, den 11. März 1905. 


Der Provinzialausſchuß von Schleſien. 


Vorſtehender Nachtrag zum Vertrage vom 4. März 1880 wird hier- 
durch von uns mit Zuſtimmung unſerer kirchlichen Gemeinde-Vertretung 
genehmigt. 


Breslau, den 30. Mai 1905. 


Der Gemeindekirchenrat bei Maria Magdalena. 
Vlla. 578. II. 


ne Ve 


12. Vertrag über die Vermietung des Breslauer Stadt-Chenters 
vom 12. März 1895. 


Zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau, vertreten durch den Magiſtrat, 
und dem Theater⸗Direktor Herrn Dr. Theodor Loewe hier, wird unter Muf- 
hebung des noch bis zum 31. Juli 1895 laufenden Vertrages vom 4. Auguſt 
1892 folgender Vertrag geſchloſſen. 

§ 1. Die Stadtgemeinde Breslau vermietet die ihr gehörige, auf der 
Schweidnitzer Straße Nr. 22/23 belegene Theater-Anſtalt dem Herrn 
Dr. Theodor Loewe hier, zum Zwecke der Veranſtaltung theatraliſcher 
Vorſtellungen (efr. $ 2) vom 1. Auguſt 1894 ab auf unbeſtimmte Zeit gegen 
Zahlung einer am Anfange jedes Vertragsjahres im voraus zu entrichtenden 
Miete von 300 Mark jährlich unter folgenden Beſtimmungen: 

§ 2. Im Stadt ⸗Theater ift vorzugsweiſe das rezitierende Drama, die 
Oper, das Ballett und das feinere Luſtſpiel zu pflegen. Mieter macht ſich 
verbindlich, das Theater in einer den Anſprüchen einer Stadt von der Größe 
Breslaus entſprechenden Weiſe zu leiten. 


§ 3. Dem Mieter wird bei der Leitung des Stadt-Theaters zur 
beſonderen Pflicht gemacht Erhaltung und Fortbildung des Theaters als 
Kunſt⸗ und Bildungsanſtalt, Rückſicht auf das Publikum und Aufrecht⸗ 
erhaltung des Anſtandes und der guten Sitte. 

Der Eintritt in das Theater und der Beſuch der Vorſtellungen gegen 
Löſung eines Billetts darf niemandem verwehrt werden, der ſich den innerhalb 
des Theaters geltenden allgemeinen Ordnungs-Vorſchriften unterwirft. 

Ob der Mieter ſeinen vorgedachten Verpflichtungen nachkommt, unter⸗ 
liegt der Entſcheidung des Magiſtrats. 


§ 4. Dem Mieter iſt geſtattet, neben der Leitung des Stadt-Theaters 
auch diejenige eines zweiten hieſigen Theaters, z. Zt. des Thalia -Theaters, 
zu führen.“) 

§ 5. Die geſamte innere, zum Theaterbetriebe gehörige, am 1. Auguſt 
1894 vorhanden geweſene Einrichtung des Stadt-Theatergebäudes iſt Eigen- 
tum der Stadtgemeinde Breslau; ebenſo die am 1. Auguſt 1894 im Thalia⸗ 
Theater vorhanden geweſenen Kuliſſen, Dekorationen, Maſchinerien und der 
Fundus. Eingeſchloſſen hierin ſind auch alle Anſchaffungen, welche Mieter 
bis dahin an Kuliſſen, Dekorationen, Maſchinerien und Fundus (Mobilien, 
Garderobe, Bibliothek, Requiſiten ꝛc.) gemacht hat und die ſich im Stadt- 
Theater und im Thalia⸗Theater befinden. 

Alle weiteren Anſchaffungen, welche Mieter an den oben bezeichneten 
Gegenſtänden ſeit dem 1. Auguſt 1894 gemacht hat und bis zum Ablauf des 
Vertrages noch macht, werden ſofort mit der Einbringung in die beiden 
Theater Eigentum der Stadtgemeinde Breslau und ſind vom Mieter beim 
Ablauf des Vertrages dort zurückzulaſſen, auch wenn ſie bis dahin nicht 
wirklich Verwendung im Theaterbetriebe gefunden haben. 


*) Dem Mieter iſt ferner die Leitung des Lobetheaters geſtattet worden. Durch Beſchluß 
der Stadtverordneten Verſammlung vom 7. September 1911 ift ihm für die Spielzeit 1911/12 
auch die Genehmigung zur Leitung des Schauſpielhauſes erteilt worden, doch dürfen die der 
Stadt gehörigen Fundusgegenſtände in dieſem nicht verwendet werden. (Prot.⸗Buch Nr. 883.) 
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$ 6. vergl. § 1 Nr. 3 des Nachtrages.] [Die Aufwendungen, welche 
der Mieter für die Zwecke des Fundus, für Dekorationen, Kuliſſen, Proſpekte, 
l und Maſchinerien nachweislich macht, werden ihm am Schluſſe 
jedes Vertragsjahres bis zum Höchſtbetrage von 30000 Mark jährlich ver- 
gütet mit der Maßgabe, daß der hiervon in einem Jahre nicht zur Aus⸗ 
zahlung gelangende Teilbetrag nicht verabfallt, ſondern für das nächſte Jahr 
vorgetragen und daraus, falls der Mieter in dieſem Jahre Ausgaben über 
den Betrag von 30 000 Mark hinaus nachweiſt, die Mehraufwendung ver- 
gütet wird. Beträge, welche der Mieter über den jährlich an ihn aus- 
zuzahlenden Betrag hinaus nachweislich aufwendet, werden in gleicher 
Weise für das nächste Jahr vorgetragen. Soweit diese vorgetragenen 
Mehraufwendungen bis zum Ablauf des Vertrages nicht durch die 
jährlich geleisteten Zahlungen vergütet sind, verfallen dieselben zugunsten 
der Stadtgemeinde, ohne daß dem Mieter ein Entschädigungsanspruch 
dieserhalb zusteht. Die Festsetzung der Höhe der gemachten Auf- 
wendungen erfolgt endgültig durch die T’heater- Deputation.] 


§ 7. Über alle beweglichen Gegenſtände der inneren Einrichtung der 
beiden Theater ſind zu führen: 
1. drei Verzeichniſſe über den Fundus, nämlich über 
a. Möbel und Requiſiten, 
b. Garderobe, 
c. Bibliothek, 
2. ein beſonderes Verzeichnis über die Dekorationen, 
3. ein Verzeichnis aller übrigen Gegenſtände, 
ſämtlich in zwei gleichlautenden Exemplaren, von denen je eins der Mieter 
bezw. der Magiſtrat aufbewahrt. 


Der Mieter iſt verpflichtet, das bei ihm befindliche Exemplar ſtets auf 
dem Laufenden durch Nachtragung aller Veränderungen und Neu- 
anſchaffungen zu erhalten und am Schluß jedes Vertragsjahres ein Ver⸗ 
zeichnis der im Laufe des letzten Vertragsjahres vorgekommenen Ver⸗ 
änderungen und erfolgten Neuanſchaffungen dem Magiſtrat einzureichen. 
Nach erfolgter Prüfung der Richtigkeit dieſer Nachweiſung werden die Ber- 
zeichniſſe alsdann abgeſchloſſen und von dem mit der Prüfung beauftragten 
Kommiſſar des Magiſtrats vollzogen. 


Mieter verpflichtet ſich, für die Erhaltung ſämtlicher Gegenſtände der 
inneren Einrichtung, die er in ſeine Verwaltung und ſeinen Gewahrſam 
übernimmt, nach Möglichkeit Sorge zu tragen und haftet für den Beſtand 
nach Maßgabe der vorhandenen Verzeichniſſe. Die bei ordnungsmäßiger 
Verwaltung in Abgang kommenden Stücke find erft nach eingeholter Ge- 
nehmigung des Magiſtrats in Abgang zu bringen. Magiſtrat iſt berechtigt, 
jederzeit Reviſionen der Verwaltung vornehmen zu laſſen. 

Alle Stücke der inneren Einrichtung find, ſoweit dies nach ihrer Be- 


me. angänglich iſt, als Eigentum der Stadtgemeinde kenntlich zu 
machen. 


Mieter iſt berechtigt, den zum Stadt⸗Theater gehörigen Fundus auch 
zu den in dem zweiten Theater zu veranſtaltenden Vorſtellungen zu benutzen, 
rs nur vorübergehend zu dieſem Zwecke aus dem Stadt⸗Theater zu 

ernen. 
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Gegenſtände der inneren Einrichtung dürfen für andere Zwecke als 
den des Betriebes der beiden Theater nur mit Genehmigung des Magiſtrats 
benutzt oder aus den beiden Theatern entfernt werden. 


$ 8. Dem Mieter ſind nicht mit überlaſſen und alſo vom Vertrage 
ausgeſchloſſen: 
a. diejenigen Räumlichkeiten, welche für den Kaſtellan zur Wohnung 
beſtimmt ſind, : 
b. die in dem Theatergebäude zu Läden eingerichteten Räumlichkeiten 
nebſt den dazu gehörigen Neben- und Kellerräumen, 
c. die linke Proſzeniumsloge des 1. Ranges, ſogenannte Kaiſerloge (§ 13) 
und das Kaiſerzimmer, mit der Maßgabe, daß Mieter bei Abweſenheit 
Ihrer Majeſtäten befugt iſt, die an beiden Seiten der Kaiſerloge ab- 
geteilten kleineren Logen ebenſo wie die übrigen Plätze des Theaters 
zu verkaufen. 
Der Kaſtellan wird vom Magiſtrat angeſtellt, von dieſem beſoldet und 
befindet ſich in deſſen Dienſten. 


§ 9. Der Mieter iſt verpflichtet, alle ihm überwieſenen Räumlich⸗ 
keiten des Theatergrundſtücks in derjenigen Verfaſſung zu erhalten, in welcher 
ſich dieſelben bei der Übergabe befunden haben, und ſie in dieſer Verfaſſung 
bei Beendigung des Vertrages zurückzugeben, ſoweit eine Verſchlechterung nicht 
durch die ordnungsmäßige Benutzung hervorgerufen iſt. 

Eine bauliche Anderung darf ohne ausdrückliche ſchriftliche Genehmigung 
des Magiſtrats weder im Innern noch im Außeren der Anſtalt vorgenommen 
werden. 

Reparaturen des Daches, einſchließlich der Abfallröhren, ſowie der 
äußeren Umfaſſungsmauern, trägt die Stadtgemeinde. Alle übrigen Repara- 
turen jeglicher Art, namentlich diejenigen, welche zur Inſtandhaltung des 
Gebäudes und aller ſeiner Pertinenzien in den übergebenen Teilen und zur 
Unterhaltung der geſamten inneren Einrichtung, einſchließlich aller für den 
Betrieb der Theater-Anſtalt erforderlichen Utenſilien und Inventarienſtücke 
und einſchließlich der elektriſchen Leitungen und Waſſerröhren in gutem 
Zuſtande notwendig find, hat der Mieter auf feine Koſten zu beſtreiten. 
Ebenſo muß derſelbe für das Reinigen der Schornſteine und der Heizungs- 
röhren, jowie Juſtandhaltung der Ofen ſelbſt Sorge tragen. 

Über die Notwendigkeit auszuführender Reparaturen oder zu bewirken— 
der Neuanſchaffungen entſcheidet in ſtreitigen Fällen die Stadt-Bau⸗ 
Deputation. Werden die von der Stadt⸗Bau⸗Deputation für notwendig er⸗ 
achteten Reparaturen und Neuanſchaffungen in der von derſelben zu be- 
ſtimmenden Friſt ſeitens des Mieters nicht ausgeführt, ſo iſt der Magiſtrat 
berechtigt, die Reparaturen und Neuanſchaffungen auf Koſten des Mieters 
ſelbſt ausführen zu laſſen und die Koſten nötigenfalls aus der von dem Mieter 
hinterlegten Kaution zu entnehmen. 


§ 10. Das Stadt⸗Theater ift mit elektriſcher Beleuchtung verſehen. 
Die Stadtgemeinde verpflichtet ſich, den erforderlichen elektriſchen Strom bis 
zu 450 000, geſchrieben Vierhundertfünfzigtauſend Amperejtunden pro Per- 
tragsjahr dem Mieter unentgeltlich zu liefern. Der hierüber hinaus ver- 
brauchte Strom iſt von dem Mieter zu bezahlen. Für dieſe Zahlung ſowie 
überhaupt für die Lieferung des elektriſchen Stromes ſind die vom Magiſtrat 
unter dem 14. April 1893 feſtgeſetzten, dem Mieter bekannten Bedingungen 


a 


und deren im § 10 ebenda vorbehaltene Abänderungen maßgebend mit der 
Ausnahme, daß der Mieter von der Entrichtung der Lampengebühr befreit iſt 
und die Kohlenſtäbe ihm unentgeltlich geliefert werden. 1 

In weiterer Abweichung von dieſen Bedingungen wird dem Mieter bei 
jeder Störung der elektriſchen Beleuchtung, welche nicht auf das Verſchulden 
des Mieters oder der von ihm beſchäftigten Perſonen oder auf höhere Gewalt 
zurückzuführen iſt und den Ausfall der Vorſtellungen an mehr als zwei auf⸗ 
einanderfolgenden Tagen nachweislich bedingt hat, für die Dauer der 
Störung, mit Ausnahme der erſten beiden Tage derſelben eine Ent- 
ſchädigung gewährt. Dieſelbe beträgt für die erſten drei Tage, welche auf die 
entſchädigungsfreien zwei Tage folgen, je 1000 Mark, für jeden weiteren ſich 
anſchließenden Tag 500 Mark; für mehr als 28 Tage wird eine Entſchädigung 
jedoch nicht gewährt. Der Magiſtrat behält ſich vor, bei eintretender Störung 
der elektriſchen Beleuchtung dieſe für die Dauer der Störung 
durch Gasbeleuchtung auf Koſten der Stadtgemeinde in ſolchem Umfange 
zu erſetzen, daß die Vorſtellungen ihren Fortgang nehmen können. Mit dem 
Eintritt der Gasbeleuchtung hört der obige Entſchädigungsanſpruch des 
Mieters auf. 

Der Mieter hat darauf zu halten, daß die Räume des Theaters ſtets 
dem Erfordernis entſprechend angemeſſen beleuchtet ſind, daß andererſeits 
elektriſche Lampen aber auch nicht länger brennen, als dies erforderlich iſt. 
Der Mieter unterwirft ſich in dieſer Beziehung der Kontrolle der in § 21 
bezeichneten Aufſichtsorgane. 

Die Notlampen hat der Mieter in der von der Polizei geforderten Zahl 
zu unterhalten. 

§ 11. Die für die Sicherheit des Stadt-Theaters notwendige Feuer- 
wache wird dem Mieter unentgeltlich geſtellt. Ebenſo wird das für die Sauber- 
keit und Sicherheit des Theatergrundſtücks erforderliche Waſſer aus dem 
ſtädtiſchen Waſſerhebewerk bis zur Höhe von 10000 ebm pro Bertragsjahr 
unentgeltlich geliefert. Den dieſes Maß überſteigenden Verbrauch muß der 
Mieter nach den regulativmäßigen Preiſen bezahlen. 


$ 12. Die Verſicherung des Stadt-Theatergebändes, ſowie der nach 
S 5 der Stadtgemeinde gehörigen beweglichen, zum Theaterbetriebe gehörigen 
Gegenſtände gegen Feuersgefahr beſorgt die Stadtgemeinde auf ihre Koſten. 

Der Mieter hat die Bedingungen der für die Stadtgemeinde aus- 
geſtellten Verſicherungspolice genau zu befolgen und für ſich verbindlich ebenſo 
anzuerkennen, als wenn die Verſicherung von ihm ſelbſt geſchloſſen wäre. 

$ 13. Die Stadtgemeinde trägt alle die Theater-Anſtalt betreffenden 
öffentlichen Laſten und Abgaben, ebenſo die Koſten der Notbeleuchtung. Die 
von Sr. Majeſtät dem Kaiſer für die Überlaſſung einer Loge bewilligte, 
während der Dauer des Vertrages fällige Subvention von 6000 Mark, 
geſchrieben „Sechstauſend Mark“ wird dem Mieter nach ihrem Eingang 
ausgezahlt. 

§ 14. Der Magiſtrat iſt berechtigt, bei von ihm zu beſtimmenden 
Gelegenheiten, jedoch im ganzen nicht mehr als ſechs Tage in einem Vertrags- 
jahr, die Theater-Anſtalt zu ſeiner Verfügung, auch zugunſten Dritter zu 
fordern und alsdann ganz nach ſeinem Ermeſſen über das Innere und 
Außere. des Theatergebäudes, ſowie über das geſamte Perſonal und Inventar, 
ſowie den Fundus zu disponieren, gegen eine dafür an den Mieter zu zahlende 
Entſchädigung von 1000 Mark pro Tag. 
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Die Entſchädigung iſt nicht zu zahlen, wenn die Benutzung ſeitens der 
Stadtgemeinde in eine Zeit fällt, in welcher Vorſtellungen überhaupt nicht 
ſtattfinden. 

Die Beleuchtung der Theater⸗Anſtalt erfolgt an den Tagen, an welchen 
der Magiſtrat von obiger Befugnis Gebrauch macht, auf Koſten der Stadt⸗ 
gemeinde. 


§ 15. Enſemble⸗Gaſtſpiele, ſonſtige Veranſtaltungen, bei denen der 
Mieter das Theater in Untermiete vergibt, ſowie die Benutzung der dem 
Mieter überlaſſenen Räume zu anderen Zwecken als denen des Theater- 
betriebes unterliegen der Genehmigung des Magiſtrats. 

Der Mieter iſt verpflichtet, ſoweit Landesgeſetze oder polizeiliche 
Verordnungen nicht etwas anderes beſtimmen, täglich Vorſtellungen zu 
geben, und ohne Genehmigung des Magiſtrats nur berechtigt, dieſelben in den 
Monaten vom 16. Mai ab bis 15. September eines jeden Jahres ganz oder 
teilweiſe ausfallen zu laſſen. 

Nachmittags⸗Vorſtellungen find außer an Sonn- und Feſttagen nur 
mit Genehmigung des Magiſtrats geſtattet. 


$ 16. Der Mieter verpflichtet fidh, während der Dauer des Vertrages 
ſeinen Wohnſitz in Breslau zu nehmen. Er darf ohne Genehmigung der 
ſtädtiſchen Behörden weder ſeine Rechte und Pflichten aus dieſem Vertrage 
an einen Dritten abtreten, noch die Leitung der Theater-Anſtalt vertretungs⸗ 
weiſe einem Dritten überlaſſen. Er darf ohne Genehmigung des Magiſtrats 
weder mit dem von ihm engagierten artiſtiſchen Perſonal Gaſtſpiele geben, 
noch die Leitung weiterer Theater hier oder außerhalb ſelbſt übernehmen, noch 
fich überhaupt direkt oder indirekt an einem anderen mit theatraliſchen Bor- 
ſtellungen bezw. Aufführungen verbundenen Unternehmen beteiligen. 


§ 17. Der Mieter verpflichtet fih, dafür Sorge zu tragen, daß die 
Räume des Theaters ſtets rein und ſauber gehalten, gehörig erwärmt und 
ventiliert werden, daß das geſamte, mit dem Publikum in Berührung 
kommende Unterperſonal beſcheiden und zuvorkommend iſt und daß auch 
namentlich ſowohl auf numerierte als auch auf unnumerierte Plätze nicht 
mehr Billetts verkauft werden, als der Plan des Theaters nachweiſt. 

Sollte infolge polizeilicher Vorſchrift durch Umbauten oder in anderer 
Weiſe eine Reduzierung der Plätze oder eine Verſchlechterung in der Qualität 
derſelben ſtattfinden, ſo hat der Mieter keinen Anſpruch auf irgend welche 
Entſchädigung. 

$ 18. Der Mieter verpflichtet ſich, die Preiſe der Plätze möglichſt 
mäßig zu normieren. Ohne Genehmigung des Magiſtrats darf der Preis 
eines Billetts den Betrag von 6 Mark für den erſten Rang, 5 Mark für das 
Parkett und die dementſprechend für die übrigen Plätze abzuſtufenden Sätze 
nicht überſteigen. 

Mieter verpflichtet ſich, generelle Vergünſtigungen an Vereine und 
Geſellſchaften nicht ſtattfinden zu laſſen und die Ausgabe von Freibilletts nach 
Möglichkeit zu beſchränken. 

j $ 19. Die entſprechenden Plätze für die mit Aufrechthaltung der 
öffentlichen Ordnung beauftragten Beamten hat der Mieter unentgeltlich zur 
Verfügung zu ſtellen. 

Mieter iſt verpflichtet, die Billetts für je zwei ihm zu bezeichnende Plätze 
bis zum Schluß der Tageskaſſe gegen Erlegung des Eintrittsgeldes zur Ver⸗ 


BEN 


fügung des Oberbürgermeiſters, des Stadtverordneten-Vorſtehers und des 
Magiſtrats⸗Dezernenten zu halten. 


$ 20. Der Mieter iſt verpflichtet, die täglichen Kaſſen⸗Rapporte dem 
Magiſtrat einzureichen und auf Verlangen des Magiſtrats jederzeit 
Kommiſſarien desſelben Einſicht in die Kaſſen⸗ und Geſchäftsbücher des 
Stadt⸗Theaters, ſowie des von ihm gemäß § 4 noch ſonſt geleiteten Theaters 
zu geſtatten. 


$ 20 erhält folgenden Zusatz — vergl. Blatt 65/66 der Akten 41, 
1.2, Band 7 —: 

Mieter ist insbesondere verpflichtet, jederzeit die Konten, welche 
nach der gegenwärtigen Buchführung die Aufwendungen für die Zwecke 
des Fundus, die Theater- und Büro-Unkosten betreffen, nebst Belägen 
Kommissarien des Magistrats behufs Prüfung vorzulegen und sich der 
Entscheidung des letzteren in allen denjenigen Fällen zu unterwerfen, 


in "welchen Ausgaben als auf die vorerwähnten Konten nicht gehörig 
bemängelt werden. 


§ 21. Der Magiſtrat iſt berechtigt, zur Oberaufſicht über das Gebäude 
neben der Theater⸗Deputation einen Hauskurator zu beſtellen und denſelben 
mit den entſprechenden Befugniſſen auszuſtatten. Der Mieter verpflichtet 
ſich, ſowohl der Theater-Deputation, als auch dem Hauskurator jederzeit 
zur Ausübung ihrer Funktionen Eintritt in die Räume des Theaters zu 
gewähren, dem Dezernenten auch während der Vorſtellungen, und haftet auch 
dafür, daß ſein geſamtes Perſonal die Befugniſſe der erwähnten Deputation 
und des Hauskurators reſpektiert. 

Dasſelbe gilt hinſichtlich derjenigen Beamten der ſtädtiſchen Betriebs⸗ 
werke, welche von dieſen zur Kontrolle der vorhandenen Leitungen und des 
Stromverbrauchs abgeordnet werden und ſich durch Legitimation ausweiſen. 


Mieter, ſowie ſein geſamtes Perſonal ſind verpflichtet, den Anordnungen dieſer 
Beamten Folge zu leiſten. 


$ 22. Der Magiſtrat iſt berechtigt, bei Zuwiderhandlungen gegen die 
in dieſenn Vertrage dem Mieter auferlegten Verpflichtungen Konventional⸗ 
ſtrafen bis zu 300 Mark für den einzelnen Fall gegen den Mieter feſtzuſetzen 
und dieſelben ohne weiteres aus der beſtellten Kaution ($ 24) zu entnehmen. 

Der Magiſtrat iſt ferner berechtigt, vom Vertrage ohne Entſchädigung 
zurückzutreten und denſelben für erloſchen zu erklären: 

a. wenn der Mieter das Spiel auf der Bühne länger, als ihm vertrags⸗ 
mäßig geſtattet iſt, ausſetzen ſollte, ohne nachzuweiſen, daß er dazu 
durch von ihm nicht verſchuldete Umſtände gezwungen iſt, 

b. wenn derſelbe den in dieſem Vertrage ihm auferlegten Verpflichtungen 
oder auch nur einer derſelben wiederholt zuwiderhandelt, 

c. wenn er feine Zahlungen einſtellt. 


$ 23. Sollte der Betrieb des Theaters durch Feuerſchaden auf längere 
Zeit als 14 Tage unterbrochen werden, ſo iſt jeder der beiden Kontrahenten 
berechtigt, binnen 14 Tagen von dem Tage des Feuerſchadens ab vom Ver⸗ 
trage zurückzutreten. Sollte dagegen nur eine Einſtellung der Vorſtellungen 
bis zu 14 Tagen notwendig ſein, ſo bleibt der Vertrag in Kraft. 


$ 24. Mit Ausnahme der in den Ss 10 und 14 ausdrücklich vor- 
behaltenen Entſchädigungsanſprüche ſtehen dem Mieter anderweite aus 
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dieſem Vertrage herzuleitende Entſchädigungsanſprüche gegen die Stadt⸗ 
gemeinde nicht zu. 

Mieter entſagt allen ſolchen Anſprüchen hiermit ausdrücklich. 

§ 25. Der Mieter hat bereits eine Kaution von 10 000 Mark, 
geſchrieben „Zehntauſend Mark“ in zinstragenden Papieren beſtellt. Mieter 
verpfändet dieſe Kaution hiermit der Stadtgemeinde zur Sicherheit für alle 
von ihm in dem gegenwärtigen Vertrage übernommenen Verbindlichkeiten. 
Der Magiſtrat iſt befugt, wegen aller Anſprüche an den Mieter ſich ohne 
gerichtliches Verfahren aus dieſer Kaution zu befriedigen. Mieter hat die 
Kaution auf Aufforderung binnen drei Tagen wieder auf den urſprünglichen 
Betrag zu ergänzen. 

$ 26. [vergl. & 2 des Nachtrages.] [Abgesehen von dem nach 
$ 22 dem Magistrat zustehenden Rücktrittsrecht ist die Stadtgemeinde 
Breslau nur berechtigt, diesen Vertrag dergestalt zu kündigen, daß die 
Kündigung bis zum 15. Mai eines Jahres erfolgen muß und der Ver- 
trag alsdann am 31. Juli des vierten folgenden Kalenderjahres sein 
Ende erreicht. Dem Mieter dagegen steht das Recht zu, diesen Ver- 
trag alljährlich bis zum 1. Februar derart zu kündigen, daß der Ver- 
trag am 31. Juli des auf die Kündigung folgenden Kalenderjahres sein 
Ende erreicht.] 

$ 27. Falls Mieter im Laufe des Vertrages mit Tode abgeht, kann der 
Magiſtrat verlangen, daß die Erben des Mieters in den Vertrag bis zum 
Ablauf derjenigen Saiſon eintreten, in deren Lauf der Tod des Mieters erfolgt 
iſt. Ein Recht auf Eintritt in den Vertrag ſteht den Erben des Mieters 
nicht zu. 

§ 28. Die Koſten dieſes Vertrages einſchließlich des Stempels trägt 
der Mieter. j 


J. Uachtragsvertrag 
vom 27. September 23. Oktober 1910. 


Der zwiſchen der Stadtgemeinde Breslau, vertreten durch den Magiſtrat, 
und dem Theater⸗Direktor Herrn Dr. Theodor Loewe in Breslau am 12. März 
1895 geſchloſſene Vertrag, erhält folgende Zuſatzbeſtimmungen: 

$ 1. Der Mieter erhält von der Stadtgemeinde: 

1. Vom 15. September 1910 ab für jede Spielzeit eine gegen Schluß 
der Spielzeit nicht vor dem 31. März zahlbare Beihilfe von 25 000 Mark, in 
Worten: „Fünfundzwanzigtauſend Mark“. 

2. Zur Unterſtützung der durch Dienſtvertrag ſtändig angeſtellten 
Mitglieder des Orcheſters und des Chors während ihrer ſpielfreien Zeit 
eine jährliche, am 15. Mai lerſtmalig für die Spielzeit 1909—1910) zahlbare 
Beihilfe von 15000 Mark, in Worten: „Fünfzehntauſend Mark“. 
Der Mieter hat dem Magiſtrat die beſtimmungsgemäße Verwendung 
dieſer 15 000 Mark im Oktober jeden Jahres nachzuweiſen. 
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3. Die Mehraufwendungen, welche der Direktor des Stadt⸗Theaters zur 
Beſchaffung des Fundus über den ihm zu dieſem Zwecke bisher jährlich 
gezahlten Betrag von 30 000 Mark bis zur Beendigung der Spielzeit 1909/10 
gemacht hat, verfallen zugunſten der Stadtgemeinde, ohne daß dem Direktor 
ein Entſchädigungs⸗Anſpruch dieſerhalb gegen die Stadtgemeinde zuſteht. 
Die Aufwendungen, welche der Direktor nach einer mit der Spielzeit 1910/11 
von neuem zu beginnenden Rechnung für Zwecke des Fundus macht, werden 
von der Spielzeit 1910/11 ab bis zum Höchſtbetrage von 50 000 Mark, in 
Worten: „Fünfzigtauſend Mark“ jährlich unter der Vorausſetzung vergütet, 
daß nachweislich mindeſtens 20 000 Mark ausſchließlich zu Neuanſchaffungen 
(Ausſtattungen) für das Stadttheater verwendet ſind. 

Von der Geſamt⸗Fundus⸗Vergütung kann auf entſprechenden Ber- 
wendungsnachweis die eine Hälfte nach dem 15. Januar gezahlt werden. Die 
Zahlung des Reſtbetrages erfolgt nach Feſtſtellung der Fundusabrechnung 
durch die Theaterdeputation. 

$ 2. Die Vermieterin und der Mieter ſind beiderſeits berechtigt, den 
Vertrag bis zum 15. Januar jeden Jahres dergeſtalt zu kündigen, daß das 
Vertragsverhältnis am 31. Juli des zweiten darauffolgenden Kalender⸗ 
jahres erliſcht. 

$ 3. Alle übrigen Beſtimmungen des Vertrages vom 12. März 1895 
bleiben in Kraft. 

§ 4. Koſten und Stempel dieſes Nachtrages trägt der Mieter. 


IX. Abſchnitt. 
Armen⸗, Kranten- und Geſundheitspflege. 
A. Armen: und Krankenpflege. 


1. Ortskatut, betreffend die Einteilung der Stadt Breslau in Orts- 
bezirke und die Verwaltung dieſer Bezirke 


vom 16. Oktober 1880. 


$ 1. Die Stadt Breslau wird in die in der Anlage verzeichneten 
125*) Bezirke geteilt. 

$ 2. Die mit Doppelnummern bezeichneten 32 Bezirken) find bei 
eintretendem Bedürfnis in je zwei Bezirke zu zerlegen. Dieſe Teilung, ebenſo 
die Entſcheidung über die Bezirkszugehörigkeit einzelner Grundſtſicke, Gebäude 


) Durch Teilung mehrerer Doppel- und einfacher Bezirke, Eingemeindungen uſw. z. Z. 
(Ende 1911) auf 226 vermehrt. ee 8 
) Jetzt noch 6. (Die Bezirke 39/40, 42/43, 77/78, 86/87, 117/118 und 137/138.) 
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oder Wohnungen in Zweifelsfällen, ſowie über die durch Veränderungen in 
der Bebauung oder den Beſitzverhältniſſen notwendig werdenden Grenzberichti⸗ 
gungen erfolgt durch Magiſtratsbeſchluß. 

$ 3. Jedem Bezirke wird ein Bezirksvorſteher vorgeſetzt, welcher nach 
Anhörung der Armendirektion von den Stadtverordneten aus den ſtimm⸗ 
fähigen Bergern des Bezirks auf 6 Jahre erwählt und vom Magiſtrat be⸗ 
ſtätigt wird. In gleicher Weiſe wird für den Fall der Verhinderung des 
Bezirksvorſtehers ein Stellvertreter desſelben angeſtellt. 

Auf die Annahme des Amtes eines Bezirksvorſtehers und Bezirks- 
vorſteher⸗Stellvertreters, ſowie für das Ausſcheiden aus dieſen Amtern ſind 
die SS 7, 74 und 75 Abſatz 1 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 maß⸗ 
gebend“). 

$ 4. Sind der Bezirksvorſteher und der Bezirksvorſteher⸗Stellvertreter 
gleichzeitig in der Amtsführung verhindert, ſo wird ein benachbarter Bezirks⸗ 
vorſteher oder Bezirksvorſteher⸗Stellvertreter vom Magiſtrat mit der Ber- 
tretung beauftragt. 


§ 5. Sit der Bezirksvorſteher bei der Erledigung eines Amtsgeſchäftes 
perſönlich beteiligt, ſo gilt er als verhindert. 


$ 6. Der Magiſtrat ift befugt, zwei benachbarte Bezirke für die Ber- 
waltung zuſammenzulegen. Es wird alsdann für dieſe beiden Bezirke ein 
gemeinſamer Bezirksvorſteher und Bezirksvorſteher- Stellvertreter aus den 
ſtimmfähigen Bürgern in beiden Bezirken beſtellt. 


§ 7. Der Bezirksvorſteher und der Stellvertreter werden von einem 
Mitgliede des Magiſtrats durch Handſchlag an Eidesſtatt unter Aushändigung 
einer Beſtallung verpflichtet. 


§ 8. Der Bezirksvorſteher erhält als Amtsabzeichen eine ſilberne Amts- 
kette gemäß der Allerhöchſten Kabinetts-Ordre vom 6. April 1859 und einen 
zum amtlichen Gebrauch beſtimmten, mit der Nummer des Bezirks verſehenen 
Amtsſtempel. 


8 9. Die Wohnung des Bezirksvorſtehers wird durch ein an der Außen⸗ 
ſeite des von ihm bewohnten Hauſes anzubringendes, mit der Nummer des 
Bezirks verſehenes Schild kenntlich gemacht. 


) § 7 der Städteordnung lautet: 


Wer infolge rechtskräftigen Erkenntniſſes der bürgerlichen Ehre verluſtig geworden (§ 12 
des Strafgeſetzbuches) verliert dadurch auch das Bürgerrecht und die Befähigung, dasſelbe zu 
erwerben. Wem durch rechtskräftiges Erkenntnis die Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte 
unterſagt it (8 21 des Strafgeſetzbuchs), der it während der dafür in dem Erkenntniſſe 
feſtgeſetzten Zeit von der Ausübung des Bürgerrechts ausgeſchloſſen. Iſt gegen einen Bürger 
wegen eines Verbrechens die Verſetzung in den Anklageſtand, oder wegen eines Vergehens, welches 
die Unterſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen muß oder kann, die 
Verweiſung an das Strafgericht ausgeſprochen, oder iſt derſelbe zur gerichtlichen Haft gebracht, 
ſo ruht die Ausübung des ihm zuſtehenden Bürgerrechts ſo lange, bis die gerichtliche Unter⸗ 
ſuchung beendigt iſt. Das Bürgerrecht geht verloren, ſobald eines der zur Erlangung desſelben 
vorgeſchriebenen Erforderniſſe bei dem bis dahin dazu Berechtigten nicht mehr zutrifft. Verfällt 
ein Bürger in Konkurs, ſo verliert er dadurch das Bürgerrecht; die Befähigung, dasſelbe wieder 
zu erlangen, kann ihm, wenn er die Befriedigung feiner Gläubiger nachweiſt, von den Stadt⸗ 

ehörden verliehen werden. 


{ § 74. Ein jeder ſtimmfähige Bürger ift verpflichtet, eine unbeſoldete Stelle in der Ge- 
meinde-Berwaltung oder Vertretung anzunehmen, ſowie eine angenommene Stelle mindeſtens 
drei Jahre lang zu verſehen. Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung einer ſolchen 
Stelle berechtigen nur folgende Entſchuldigungsgründe: 1. Anhaltende Krankheit; 2. Geſchäfte, 
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$ 10. Die Bezirksvorſteher ſind Organe des Magiſtrats; ſie ſind ver⸗ 
pflichtet, ſeinen Anordnungen Folge zu leiſten und ihn namentlich in den ört⸗ 
lichen Geſchäften des Bezirks zu unterſtützen. 


Insbeſondere liegt ihnen für ihren Bezirk ob: 


T. die Mitwirkung bei Ausübung der Gemeinde-Armenpflege nach 
Maßgabe des Regulativs für die Gemeinde-Armenpflege vom 
16. Dezember 1880, 


II. die Verwaltung des Amtes eines Waiſenrats nach Maßgabe des 
Regulativs für die Organiſation der Waiſenräte vom 16. Ok⸗ 
tober 1880*), 


III. die vorläufige Siegelung in Sterbefällen (Allgemeine Gerichts⸗ 
ordnung T. II, Titel 5, § 16). (Reſkript vom 22. Juni 1834) *), 


IV. die Erſtattung von Gutachten, 


V. die Erledigung anderweiter, ſpezieller, die Bezirksverwaltung be⸗ 
treffender Aufträge des Magiſtrats, 


VI. die Anzeige etwaiger hervorgetretener, die ſtädtiſche Verwaltung 
betreffender Übelſtände. 


§ 11. Verzieht ein Bezirksvorſteher aus dem Bezirk, für welchen er 
beſtellt iſt, ſo hört dadurch ſein Amt auf. Derſelbe muß dem Magiſtrat aber 
wenigſtens drei Monate früher, als er den Bezirk verläßt, davon Anzeige 
machen, damit ein anderer Bezirksvorſteher rechtzeitig gewählt und beſtätigt 
werden kann. 


$ 12. Bei Niederlegung des Amtes hat der Bezirksvorſteher ſämtliche 
von ſeinem Amtsvorgänger empfangenen oder im Laufe ſeiner Amtszeit 
erhaltenen allgemeinen Verfügungen, deren Aufbewahrung ihm hiermit zur 
Pflicht gemacht wird, desgleichen alle von ihm geführten Liſten, das Amts⸗ 
ſiegel uſw. ſeinem Nachfolger zu überliefern, auch demſelben die zur Fort⸗ 
führung des Amtes etwa noch nötigen Notizen und Nachrichten zu geben. 


Die Amtskette iſt an den Magiſtrat zurückzugeben. 


die eine häufige oder langdauernde Abweſenheit mit ſich bringen; 3. ein Alter über 60 Jahre; 
4. die früher ſtattgehabte Verwaltung einer unbeſoldeten Stelle für die nächſten drei Jahre; 
5. die Verwaltung eines anderen öffentlichen Amtes; 6. ärztliche oder wundärztliche Praxis; 
7. jonfige beſondere Berhältniffe, welche nach dem Ermeſſen der Stadtverordneten-Verſammlung 
eine gültige Entſchuldigung begründen. — Wer ſich ohne einen dieſer Entſchuldigungsgründe 
weigert, eine unbeſoldete Stelle in der Gemeinde-Verwaltung oder Vertretung anzunehmen 
oder die noch nicht drei Jahre lang verſehene Stelle ferner zu derſehen, ſowie derjenige, welcher 
ſich der Verwaltung ſolcher Stellen tatſächlich entzieht, kann durch Beſchluß der Stadtverordneten 
auf drei bis ſechs Jahre der Ausübung des Bürgerrechts verluſtig erklärt und um ein Achtel bis 
ein Viertel ſtärker zu den direkten Gemeinde⸗Abgaben herangezogen werden. Dieſer Beſchluß 
bedarf der Beſtätigung der Auſfſichtsbehörde. 

§ 75. Wer eine das Bürgerrecht vorausſetzende Stelle in der Verwaltung oder Ver⸗ 
tretung der Stadtgemeinde bekleidet, ſcheidet aus derſelben aus, wenn er des Bürgerrechts ver⸗ 
luftig geht, im Falle des ruhenden Bürgerrechts tritt die Suspenſion ein (8 7) x. 

*) Jetzt: vom 10. Oktober 1893. Siehe Seite 484. 


**) Dieſe Geſetze gelten nicht mehr. Vergl. jetzt die Anleit 10. März 1908. 
(Hier nicht abgedruckt.) . a $ ge non rè 
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2. Vorläufige Geſchäftsanleitung für das Waiſen- und 
Kinderfürſorgeamt in Breslau 


vom 19. Mai 1911.) 


I. Das Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamt. 


§ 1. Die geſamte der Stadt Breslau obliegende Fürſorge für Minder⸗ 
jährige (Armen⸗, Waiſen⸗ und Wohlfahrtspflege) wird im Auftrage des 
Magiſtrats durch das Waiſen- und Kinderfürſorgeamt und deſſen Organe und 
Beamte ausgeübt. 


a. Zuſammenſetzung. 


§ 2. Das Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamt ijt ein Ausſchuß der Armen- 
direktion, die eine dem Magiſtrate untergeordnete Verwaltungsdeputation 
(§ 59 der Städteordnung) ift. Es beſteht aus 


1. dem Vorſitzenden der Armendirektion, 

2. den vom Oberbürgermeiſter mit Dezernaten in der Waiſenpflege 
betrauten Magiſtratsmitgliedern und Aſſeſſoren, 

3. mindeſtens zwölf von der Armendirektion aus ihrer Mitte ge— 
wählten Mitgliedern (Waiſendirektoren und Waiſendirektorinnen), 

4. dem leitenden Arzte des Kinderhorts (Säuglingsheims). 

Die Sitzungen des Waiſen- und Kinderfürſorgeamts finden nach 
Bedarf ſtatt. 


b. Geſchäftsbereich. 


§ 3. Zu den Aufgaben des Waiſen- und Kinderfürſorgeamts gehören 
insbeſondere 

1. die Armenfürſorge für Kinder (§ 18), 

2. die Geſchäfte des bisherigen Gemeindewaiſenamtes, d. h. die 
Leitung und Beaufſichtigung der Tätigkeit der Gemeindewaiſenräte 
und der zur ihrer Unterſtützung beſtellten Pfleger und Pflege— 
rinnen (SS 8—17, 19—36), 

3. die Vorbereitung und Stellung des Antrages auf Anordnung der 
Fürſorgeerziehung (§ 36), 

4. die Säuglingsfürſorge (§ 18 Abſ. 3, § 19 u. 26), 

5. die Unterſtützung der auf den Schutz der Jugendlichen gegen Aus⸗ 
beutung und Ausnützung gerichteten Beſtrebungen (vergl. § 35), 

6. der Verkehr mit den privaten und kirchlichen Einrichtungen für 
Kinder- und Jugendfürſorge ſowie dem Jugendgericht, 

7. die Bearbeitung der zur Kenntnis ſeiner Organe gelangenden 
Fälle, in denen eine Gefährdung des geiſtigen oder leiblichen 
Wohles von Minderjährigen zu beſorgen ift (§ 36), 

8. die Anſtellung von Ermittelungen über die Verhältniſſe der⸗ 


jenigen Perſonen, welche Kinder in Koſt und Pflege nehmen 
wollen. 


5 ) Diefe Anleitung enthält die gegenwärtige Organisation der Fürſorge für hilfsbedürftige 
Minderjährige. Durch ſie ſind die dahinter abgedruckten Regulative für die n 
pflege und über die Organiſation der Waiſenräte inhaltlich teilweiſe abgeändert. 


Der Vorſitzende des Waijen- und Kinderfürſorgeamts ſowie mit ſeiner 
Ermächtigung die übrigen Mitglieder des Amtes können zugleich das Amt des 
Gemeindewaiſenrats ausüben, ſoweit es ſich um Abgabe von Erklärungen in 
Einzelfällen und um Entſcheidungen allgemeiner Art handelt. 


II. Die Waiſenamtsbezirke. 


4. Die Hauptglieder des Watjen- und Kinderfürſorgeamts find die 
Waiſenamtsbezirke. 
a. Zuſammenſetzung. 


$ 5. Für die Zwecke der Waijen- und Kinderfürſorge werden mehrere 
Stadtbezirke zu einem Waiſenamtsbezirke vereinigt. Jedem Waiſenamts⸗ 
bezirke gehören an: 
1. ein Mitglied oder mehrere Mitglieder des Waiſen- und Kinder- 
fürſorgeamts; die Mitglieder beſtimmt der Vorſitzende, 
2. die Gemeindewaiſenräte der zugehörigen Stadtbezirke, 
3. die für den Waiſenamtsbezirk gewählten Waiſenpfleger und 
Waiſenpflegerinnen, 
die Gehilfinnen der Waiſenräte, 
die Arzte der für den Waiſenamtsbezirk zuſtändigen Säuglings⸗ 
fürſorgeſtellen, 
die beſoldeten Waiſenpflegerinnen, die durch den Vorſitzenden des 
Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamts dem Waiſenamtsbezirk zuge- 
wieſen find. 
Die Sitzungen der Waiſenamtsbezirke finden nach Bedarf ſtatt. 


su 
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b. Geſchäftsbereich. 


§ 6. Aufgaben der Waiſenamtsbezirke ſind insbeſondere: 
a. hinſichtlich der unter die öffentliche Armenpflege fallenden Kinder: 

1. die Armenfürſorge für dieſe Kinder, 

2. die Feſtſtellung, ob die Eltern, Väter oder Mütter zur Übernahme 
ihrer Kinder in eigene Fürſorge ſich eignen, 

3. die Anſtellung von Ermittelungen über die Verhältniſſe derjenigen 
Perſonen, welche Kinder in Koſt und Pflege nehmen wollen; 

b. hinſichtlich der unehelichen Kinder: 

1. die erforderlichen Ermittelungen ſofort nach der Geburt eines un⸗ 
ehelichen Kindes, 

2. die Sorge für die ſchleunnige Bevormundung; 

c. eee der unter Einzelvormundſchaft zu ſtellenden und ſtehenden 
Kinder: 

1. die Aufſtellung von Vorſchlagsliſten für Vormünder, 

2. die Sorge für die baldige Benennung geeigneter Vormünder und 
die Begutachtung von Gegenvormündern, Pflegern, Beiſtänden 
und Mitgliedern eines Familienrats, 

d. hinſichtlich der Kinder zu b und c: 
die Überwachung der Mündel. 
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c. Zuſtändigkeit. 


§ 7. Die örtliche Zuſtändigkeit jedes Waiſenamtsbezirks richtet ſich 
danach, ob das Kind in ſeinem Bezirke ſich befindet. 

Bei zweifelhafter Zuſtändigkeit hat Geſuche, Aufträge und Erſuchen 
jedenfalls derjenige Bezirk zu erledigen, dem ſie durch Vermittelung des 
Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamts zugegangen ſind. 

Dem Waijen- und Kinderfürſorgeamt bleibt es überlaſſen, die Zuſtändig⸗ 
keit, allgemein oder für einzelne Fälle, ſo zu beſtimmen, daß einmal über⸗ 
wieſene Kinder dauernd unter der Obhut desſelben Waiſenrats und derſelben 
Waiſenpflegerin oder auch nur einer dieſer beiden Perſonen bleiben. Für 
dringliche Sachen kann hierbei eine Regelung nach örtlichen Verhältniſſen 
erfolgen. 


III. Die Organe der Waiſenamtsbezirke im einzelnen. 


a. Waiſendirektoren (Waiſendirektorinnen). 


$ 8. Die Leitung der Waiſenamtsbezirke liegt in den Händen von 
Waiſendirektoren (Waiſendirektorinnen), die von der Armendirektion aus ihrer 
Mitte gewählt werden. 


b. Gemeindewaiſenräte. 


§ 9. Nach Artikel 77 des Preuß. Ausführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche find für jede Gemeinde oder für örtlich abzugrenzende Ge- 
meindeteile ein oder mehrere Gemeindeglieder als Gemeindewaiſenräte zu 
beſtellen. Dieſen Gemeindewaiſenräten ſind folgende Rechte und Pflichten 
übertragen: 

a. der Vorſchlag und die Begutachtung von Vormündern, Gegen⸗ 
vormündern, Pflegern, Beiſtänden und Mitgliedern eines 
Familienrats (SS 1779, 1792, 1909 bis 1915, 1849, 1687, 1694, 
1858, 1859, 1862 B. G.⸗B.); 

b. in Unterſtützung des Vormundſchaftsgerichts die Aufſicht darüber, 
daß die Vormünder der in ihrem Bezirk befindlichen Mündel für 
das perſönliche Wohl der Mündel ſorgen und über ihre Erzie— 
8.0 und körperliche Pflege pflichtmäßig wachen (§ 1850, 1851 


2 
e. die Anzeigepflicht, wenn Eltern eines minderjährigen Kindes durch 
Mißhandlungen, Vernachläſſigung uſw. deffen leibliches und 
geiſtiges Wohl oder durch unwirtſchaftliches Leben, Vermögens⸗ 
B. 8.80. Vermögen des Kindes gefährden (SS 1666, 1667, 1675 
S = 


Ferner find nach den Ausführungsbeſtimmungen vom 18. Dezember 1900 
(Nr. II) zu dem Geſetze vom 2. Juli 1900 über die Fürſorgeerziehung Minder- 
jähriger die Gemeindewaiſenräte zur Mithilfe bei Einleitung des Verfahrens 
heranzuziehen (vergl. § 36). 

§ 10. Jeder Ortsbezirk (§ 60 der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 
und Statut vom 16. Oktober 1880) bildet zugleich einen Waiſenratsbezirk. 

Der Vorſteher des Bezirks iſt, wo nicht ausnahmsweiſe eine andere 
Regelung ſtattfindet (SS 11, 12) und, ſoweit nicht die Beſtimmung in $ 3 Abſ. 2 
Platz greift, zugleich Gemeindewaiſenrat gemäß § 1779 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, Artikel 77, § 1 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche. s 
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§ 11. Das Amt des Waiſenrats kann mit Zuſtimmung des Bezirks⸗ 
vorſtehers und des Bezirksvorſteher⸗Stellvertreters dem letzteren auf beſtimmte 
Zeit oder bis auf weiteres durch das Waiſen- und Kinderfürſorgeamt über⸗ 
tragen werden. 

Der Vorſteher iſt in dieſem Falle Stellvertreter des Waiſenrats. 

§ 12. Für beſonders belaſtete Ortsbezirke oder für den Fall, daß der 
Bezirksvorſteher oder ſein Stellvertreter dauernd behindert iſt, können nach 
Anhörung des Waiſen- und Kinderfürſorgeamts auf Antrag des Magiſtrats 
beſondere Waiſenräte, deren Zahl ſich nach dem Bedarf richtet, von der Stadt⸗ 
verordneten-Verſammlung gewählt werden. Wählbar find ſtimmfähige 
Bürger der Stadt, auch ſolche, die nicht in dem Ortsbezirke- wohnen. Die 
Waiſenräte eines Bezirks vertreten ſich gegenſeitig. Die Verteilung der Ge- 
ſchäfte unter ſie erfolgt nach näherer Anordnung des Waiſen- und Kinder⸗ 
fürſorgeamts. 

$ 13. Die Waiſenräte ſind Gemeindebeamte und zugleich Organe der 
affect. gerechte Als Gemeindebeamte werden fie vom Magiſtrat be- 
aufſichtigt. 

Der . übt diefe Aufficht durch das Waiſen- und Kinderfürſorge— 
amt und die Waiſendirektoren (Waiſendirektorinnen) aus. 


e. Waiſenpfleger. 
$ 14. Zur Unterſtützung der Gemeindewaiſenräte können für jeden 
Waiſenamtsbezirk ehrenamtliche Waiſenpfleger gewählt werden. 
Ihr Amt erliſcht von ſelbſt durch die Beſtallung als Waiſenrat. 


d. Ehrenamtliche Waiſenpflegerinnen. 


$ 15. Als ehrenamtliche Waiſenpflegerinnen können in Breslau wohn- 
hafte, mindeſtens 24 Jahre alte, im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte be- 
findliche Frauen deutſcher Reichsangehörigkeit, die hierzu bereit ſind, wider⸗ 
ruflich beſtellt werden. Die Beſtellung erfolgt durch die Stadtverordneten- 
Verſammlung auf Vorſchlag des Waijen- und Kinderfürſorgeamts auf jeweils 
längſtens 3 Jahre; Wiederwahl nach Ablauf der Zeit iſt ſtatthaft. An dem 
geſetzlichen Rechte der Waiſenpflegerinnen, das Amt jederzeit aufzugeben, wird 
hierdurch nichts geändert. 

Die Verteilung der Waiſenpflegerinnen auf die Waiſenratsbezirke be⸗ 
wirkt der Vorſitzende des Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamts, wobei eine Waiſen⸗ 
pflegerin auch mehreren Waiſenratsbezirken überwieſen werden kann. 

Die Waiſenpflegerinnen haben unter der Leitung der Waiſenräte bei der 
Beaufſichtigung der im Kindesalter ſtehenden Mündel und bei der Über- 
wachung weiblicher Mündel mitzuwirken. 


e. Beſoldete Waiſenpflegerinnen. 


$ 16. Als Hilfskräfte des Waijen- und Kinderfürſorgeamts und der 
Gemeindewaiſenräte ſtellt erſteres im Wege des Privatdienſtvertrages beſoldete 
Waiſenpflegerinnen an. 

Sie werden gemäß ihrer Dienſtanweiſung beſchäftigt und den einzelnen 
Waiſenamtsbezirken zugeteilt. 


f. Stimmrecht. 


$ 17. Sämtliche Mitglieder eines Waiſenamtsbezirks ſind ſtimm⸗ 
berechtigt. 


ä rgie 


IV. Geſchäftsbereich und Tätigkeit der Waiſenamtsbezirke und ihrer Organe 
im einzelnen. 


a. Kinder, die unter die öffentliche Armenpflegefallen. 


$ 18. Die Armenfürſorge für Kinder iſt von der Armendirektion dem 
Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamt übertragen. 

Dieſe Fürſorge ($ 6a 1—3) erfolgt nach den Vorſchriften der Geſchäfts⸗ 
anleitung für die Bezirksarmenkommiſſionen der Stadt Breslau vom 
16. April 1898 J NE, 5 i Bee 
9. Juli 1906 ſowie den Vorſchriften für die Pflegemütter der ſtädtiſchen 
Koſtkinder vom 26. Februar 1903 und den Beſtimmungen für die Unter- 
bringung Breslauer ſtädtiſcher Koſtkinder außerhalb Breslaus, insbeſondere 
auf dem Lande, vom 7. März 1903. 

Die Fürſorge für die ſtädtiſchen Koſtkinder, welche das 2. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, liegt den beſoldeten Waiſenpflegerinnen nach ihrer 
beſonderen Dienſtanweiſung und den vorbezeichneten Beſtimmungen ob (vergl. 
auch § 19). 

Die Waiſenamtsbezirke haben insbeſondere die Pflegeangebote zu 
prüfen, die Pflegeverhältniſſe dauernd zu überwachen (3. B. erneute Prüfung 
bei Wohnungswechſel), und Pflegeſtellen, die ihnen als mangelhaft oder 
gefährlich bekannt werden, dem Waiſen- und Kinderfürſorgeamte mitzuteilen. 
Die Waiſenamtsbezirke haben ferner das Koſtgeld zu bewilligen und zu zahlen. 

Die Frage, ob armenrechtliche Hilfsbedürftigkeit der Kinder vorliegt 
ſowie ob die Eltern oder ſonſtige unterhaltungspflichtige Angehörige zu 
Beitragsleiſtungen heranzuziehen ſind, iſt im Verwaltungswege (vergl. § 2 
Abſ. 1 Ziffer 2) zu prüfen; die Bezirksarmenkommiſſionen können hierbei zur 
Mitwirkung herangezogen werden. 

In dringlichen Fällen können anſtatt des Waiſen- und Kinderfürſorge⸗ 
amts ſowie der Waiſenamtsbezirke und ihrer Organe die Armendirektion 
oder deren Abteilungen oder die Dezernenten-Konferenz Beſchlüſſe faſſen. 

Für die Geſchäftshandhabung finden im übrigen, ſoweit nicht das 
Regulativ über die Organiſation der Waiſenräte vom 10. Oktober 1893 und 
feine Nachträge“) etwas anderes vorſchreiben, oder die Armendirektion ſich 
nicht beſtimmte Rechte für ſich oder ihre Organe vorbehält, die Beſtimmungen 
des Regulativs vom 16. Dezember 1880 und feiner Nachträgen) ſinngemäß 
Anwendung mit der Maßgabe, daß an Stelle der Armendirektion das Waiſen— 
und Kinderfürſorgeamt, an die der Bezirksarmenkommiſſion der Waiſen⸗ 
amtsbezirk, an die Armendirektors der Waiſendirektor oder die Waiſen⸗ 
Direktorin, an die des Bezirksvorſtehers der Waiſenrat, an die des Armen- 
pflegers der Waiſenpfleger oder das ſonſt zum Pfleger ernannte Mitglied des 
Waiſenamtsbezirks tritt. 


b. Uneheliche Kinder in den erſten beiden Lebensjahren. 


$ 19. Die beſoldeten Waiſenpflegerinnen haben bezüglich aller in 
Breslau nach dem 31. März 1911 geborenen unehelichen Kinder bei den 
erſten Feſtſtellungen mitzuwirken. Alsbald nach Eingang der Anzeige von der 
Geburt des Kindes hat die Pflegerin die entſprechende Abteilung des bezüg— 
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lichen Vordruckes und den Abhörbogen, der als Unterlage für die weitere 
Beaufſichtigung durch die Pflegerin zu dienen hat, genau auszufüllen und an 
das Büro des Waiſen- und Kinderfürſorgeamts zurückzureichen. 

Im übrigen richten fih die Obliegenheiten der beſoldeten Waijen- 
pflegerinnen nach ihrer Dienſtanweiſung. 


c. Vorſchlag und Begutachtung von Vormündern uſw. 


$ 20. Die Gemeindewaiſenräte haben Vormünder, Gegenvormünder, 
Pfleger, Beiſtände und Mitglieder eines Familienrats vorzuſchlagen und zu 
begutachten; das Recht des Vorſitzenden oder eines anderen Mitgliedes des 
Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamts, ſelbſt Vorſchläge zu machen und die Begut- 
achtung auszuüben, (§ 3 Abſ. 2) wird hierdurch nicht berührt. 

§ 21. Der Vorſchlag oder die Begutachtung von Vormündern durch 
den Gemeindewaiſenrat erfolgt, wenn die Vormundſchaft keinem nach dem 
Geſetz Berufenen übertragen werden kann. Das Gleiche gilt für Gegen- 
vormünder und Pfleger hinſichtlich der Gegenvormundſchaften und 
Pflegſchaften. 

Als Vormünder find nach § 1776 B. G.-B. in nachſtehender Reihen- 
folge berufen: 

1. wer von dem Vater des Mündels als Vormund benannt iſt, 

2. wer von der ehelichen Mutter des Mündels als Vormund 
benannt iſt, 

3. der Großvater des Mündels von väterlicher Seite, 

4. der Großvater des Mündels von mütterlicher Seite. 

Die Benennung des Vormundes erfolgt durch letztwillige Verfügung. 

Wer als Vormund berufen iſt, darf, ſeine Geeignetheit vorausgeſetzt, 
nicht übergangen werden. 

Falls zum Vormunde berufene Perſonen nicht vorhanden oder dieſe 
nicht geeignet ſind, iſt zunächſt auf Verwandte oder Verſchwägerte des Mündels 
Rückſicht zu nehmen; auch kann die Mündelmutter oder der Stiefvater vor- 
geſchlagen werden. Beim Vorſchlag der Mündelmutter muß angegeben 
werden, daß der Ehemann damit einverſtanden iſt. 

Bei der Auswahl des Vormundes iſt in jedem Falle auf das religiöſe 
Bekenntnis des Mündels Rückſicht zu nehmen. 

Zur Ablehnung der Vormundſchaft ſind folgende Perſonen berechtigt: 

1. alle weiblichen Perſonen, 

2. wer das 60. Lebensjahr vollendet hat, 

3. wer mehr als vier minderjährige eheliche Kinder hat, 

4. wer durch Krankheit oder Gebrechen verhindert iſt, die Vormund⸗ 
ſchaft ordnungsmäßig zu führen, 

5. wer wegen Entfernung ſeines Wohnſitzes von dem Sitze des 
Vormundſchaftsgerichts die Vormundſchaft nicht ohne bejondere 
Beläſtigung führen kann, 

6. wer mehr als eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft führt; die 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft über mehrere Geſchwiſter gilt nur 
als eine; die Führung von zwei Gegenvormundſchaften ſteht der 
Führung einer Vormundſchaft gleich. 

Untauglich für das Amt iſt: 

1. wer minderjährig oder unter vorläufige Vormundſchaft geſtellt iſt, 

2. wer zur Beſorgung ſeiner Vermögensangelegenheiten einen 
Pfleger erhalten hat, 
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wer in Konkurs geraten iſt, während der Dauer des Konkurſes, 

wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt iſt, 

wer durch Anordnung des Vaters oder der ehelichen Mutter des 
Mündels von der Vormundſchaft ausgeſchloſſen iſt. 


Unfähig zum Amte eines Vormundes, Gegenvormundes, Pflegers, 
Beiſtandes oder Mitglied eines Familienrats iſt, wer geſchäftsunfähig oder 
wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht entmündigt iſt. 

Die im Abſatz 8 und 9 bezeichneten Perſonen find zu Vormündern 
nicht vorzuſchlagen. 

Außerdem werden nicht in Frage kommen Perſonen, die wegen Sittlich⸗ 
feits- und grober Eigentumsvergehen beſtraft ſind oder offenkundig einen 
unſittlichen Lebenswandel führen. 

Einer Genehmigung bedürfen Staats-, Kommunal- und Kirchenbeamte 
(Genehmigung der zunächſt vorgeſetzten Behörde) ſowie Ehefrauen (Genehmi⸗ 
gung des Ehemannes); Perſonen, die die Übernahme der Vormundſchaft 
ablehnen können, oder die zu der Übernahme einer 
Genehmigung bedürfen, ſind nur dann in Vorſchlag 
zu bringen, wenn mit Sicherheit zu erwarten iſt, daß 
die Ablehnungsgründe nicht geltend gemacht werden 
und daß die erforderliche Genehmigung erteilt 
werden wird. 

Ferner iſt hierbei zu beachten, daß das Geſetz den Vormündern, Gegen⸗ 
vormündern und Pflegern eine ſehr freie und ſelbſtändige Stellung ein- 
räumt und daß insbeſondere das Vermögen der Mündel von jenen Perſonen 
in der Regel verwahrt und ſtets faſt ſelbſtändig verwaltet, dieſe Verwaltung 
aber von dem Vormundſchaftsgericht in einem nur geringen Grade beauf- 
ſichtigt wird und werden kann. 


Die Gemeindewaiſenräte werden daher ſorgfältig darauf zu achten 
haben, daß ſie nur beſonders zuverläſſige und geſchäftskundige Perſonen 
befürworten oder in Vorſchlag bringen. Sie werden dadurch nicht nur das 
Wohl der Mündel ganz vorzüglich fördern, ſondern auch dem Vormund— 
ſchaftsgerichte wie ſich ſelbſt die Geſchäftsführung bei Beaufſichtigung der 
Vormünder erheblich erleichtern. 

Bei der Auswahl der Vormünder werden die Gemeindewaiſenräte ſich 
möglichſt auf die Bewohner ihres Waiſenamtsbezirks zu beſchränken haben. 
In Ausnahmefällen wird allerdings das Hinausgreifen über den Bezirk 
zuweilen eine Notwendigkeit fein — fo 3. B. wenn eine außerhalb des Bezirks 
wohnende, der Familie des Mündels befreundete Perſon ſich zur Übernahme 
der Vormundſchaft anbietet, wenn die Vermögensverhältniſſe eine beſondere 
Geeignetheit des Vormundes wünſchenswert machen uſw. 
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d. Vorſchlagsliſten für Vormünder auf Grund von 
Beſchlüſſen des Bezirks. 


$ 22. Um wirklich geeignete Vormünder ſchneller benennen zu können, 
wird für jeden Waiſenamtsbezirk auf loſen alphabetiſch geordneten Karten 
eine Vormündervorſchlagsliſte angelegt. 

Für jede als geeignet befundene Perſon wird eine Karte angelegt. Ver⸗ 
zieht die Perſon in einen anderen Waiſenamtsbezirk, ſo kann die Karte dem 
neuen Bezirk überwieſen werden. 
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e. Mündelaufſicht. 


$ 23. Die Aufſicht über das perſönliche Wohl des Mündels und über 
ſeine Erziehung iſt die vornehmlichſte Pflicht der Gemeindewaiſenräte. 

Es iſt allſeitig als ein ſchwerwiegender und verhängnisvoller Mangel 
des früheren landrechtlichen Vormundſchaftsrechtes erkannt worden, daß die 
Vormundſchaftsgerichte eine wirkſame Aufſicht über das perſönliche Wohl 
und die Erziehung des Mündels, ſowie über die Fürſorge des Vormundes in 
dieſer Beziehung nicht ausgeübt haben und nicht haben ausüben können, und 
daß deshalb namentlich viele arme Waiſen, jeder Aufſicht und Fürſorge bar, 
körperlich und ſittlich Schaden genommen haben, ja untergegangen ſind. 

Um dieſem Mangel abzuhelfen, um den verlaſſenen, von ihren geſetz⸗ 
lichen Pflegern vernachläſſigten Waiſen einen Schutz und eine Hilfe zu 
gewähren, iſt bereits durch die preußiſche Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 
1875 das Inſtitut der Waiſenräte ins Leben gerufen und dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte bei Beaufſichtigung der Vormundſchaften zur Seite geſtellt 
worden; das Bürgerliche Geſetzbuch hat daran feſtgehalten. 

Das Geſetz hat die Tätigkeit der Gemeindewaiſenräte in dieſer Hinſicht 
nur in großen Zügen feſtgeſtellt, ſich jeder Anordnungen im einzelnen ent⸗ 
halten; es kommt auf die Opferwilligkeit und Umſicht der Gemeindewaiſenräte 
an, der Einrichtung einen Inhalt und eine Lebenskraft zu geben, die es 
befähigen, die Abſichten des Geſetzgebers zu erfüllen, einen der größten Not⸗ 
ſtände in unſerm ſozialen Leben abzuhelfen. 

An der Hand des Geſetzes und feiner Materialien laſſen fih im allge- 
meinen folgende Grundſätze für die Ausübung dieſer Tätigkeit aufſtellen: 

a. die Gemeindewaiſenräte haben, wenn ſie von einem Falle, in dem 
ein Vormund, ein Gegenvormund oder ein Pfleger zu beſtellen iſt, 
Kenntnis erlangen, ohne beſondere Aufforderung dem 
Vormundſchaftsgerichte Anzeige zu machen. Zugleich ſollen ſie die 
Perſon vorſchlagen, die ſich zum Vormund, Gegenvormund oder 
Pfleger eignet ($ 49 Geſ. über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898); die Anzeige und der Vorſchlag 
gehen zunächſt an das Waiſen- und Kinderfürſorgeamt, welches das 
Weitere veranlaſſen wird; 

b. die Gemeindewaiſenräte haben die Pflicht zur Beaufſichtigung der 
Mündel und deren Vormünder und find dabei Gehilfen der Bor- 
mundſchaftsgerichte; 

c. die Tätigkeit des Gemeindewaiſenrats beſteht in erſter Linie darin, 
Pflichtwidrigkeiten, die er bei der körperlichen und ſittlichen Erziehung 
des Mündels wahrnimmt, dem Vormundſchaftsgerichte durch das 
Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamt anzuzeigen und auf Erfordern über 
die Perſon des Mündels Auskunft zu erteilen. Dabei muß indeſſen 
vermieden werden, ſich in die vormundſchaftliche Verwaltung und die 
Erziehung der Mündel ohne erhebliche Gründe einzumiſchen oder die 
Vormünder und Angebörigen durch eine ausnahmsloſe, regelmäßige 
Aufſicht nutzlos zu beläſtigen; 

d. die Aufſicht des Gemeindewaiſenrates erſtreckt ſich nicht auf die 
Vermögensverwaltung der Vormünder. Erlangt aber der Gemeinde⸗ 
waiſenrat Kenntnis von einer Gefährdung des Vermögens eines 
Mündels, ſei es, daß er ſelbſt Unregelmäßigkeiten oder gar Untreue 
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in der Vermögensverwaltung eines Vormundes wahrnimmt, ſei es, 
daß ihm ſolche mitgeteilt werden, ſo iſt er zu einer Anzeige an den 
zuſtändigen Vormundſchaftsrichter durch das Waiſen- und Kinder- 
fürſorgeamt verpflichtet. 
$ 24. Zur allgemeinen Mündelaufſicht werden Mündelkarten in 
doppelter Ausfertigung (auf weißem und rotem Papier) bei jeder gericht⸗ 
lichen Mündelüberweiſung vom Waiſen- und Kinderfürſorgeamt angelegt. 
Das zuſtändige Pfarramt iſt von der Überweiſung zu benachrichtigen. 
Für die unter Generalvormundſchaft und die unter Berufsvormund⸗ 
ſchaft zu ſtellenden Mündel werden die Mündelkarten erſt bei Beendigung der 
ſtädtiſchen Vormundſchaft ausgefertigt. 


$ 25. Die Mündelkarten können für die Waiſenamtsbezirke oder für 
die Waiſenratsbezirke oder auch einheitlich für das ganze Stadtgebiet geordnet 
werden; ſie ſind nach der Buchſtabenfolge, und zwar die weißen und die roten 
für ſich, einzureihen. 

Die Mündelkarten auf weißem Papier bilden das Hauptwaiſen⸗ 
verzeichnis. 

Die Mündelkarten auf rotem Papier (Nebenverzeichnis) dienen als 
Unterlage für die Überwachung durch die Waiſenräte, Waiſenpfleger, ehren- 
amtlichen und beſoldeten Waiſenpflegerinnen. 


$ 26. Die beſoldeten Waiſenpflegerinnen beaufſichtigen die Mündel, 
ſoweit ſie das 2. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nach ihrer Dienſt⸗ 
anweiſung; für die Pflegerinnen werden die roten Karten dieſer Mündel in 
einem beſonderen Umſchlage zuſammengelegt. 


§ 27. Alle übrigen Karten werden auf die im Waiſenamtsbezirke 
tätigen Pfleger und Pflegerinnen möglichſt gleichmäßig verteilt. 

§ 28. Jeder Pfleger und jede Pflegerin wird unter laufender Nummer 
bei dem zuſtändigen Waiſenamtsbezirk im Regiſter der Pfleger geführt. Die 
Nummer behalten ſie und ihre Nachfolger in der Regel während der ganzen 
Amtszeit in demſelben Waiſenamtsbezirke. 

Die Mündelkarten werden in Umſchläge gelegt, die mit laufender 
Nummer dergeſtalt verſehen ſind, daß für jeden Pfleger uſw. eine weiße und 
rote Kartenſammlung unter entſprechender Nummer vorhanden iſt. 


$ 29. Die weißen und die roten Karten werden beim Waiſen⸗ und 
Kinderfürſorgeamte verwahrt; den Pflegeorganen ſind die roten Karten auf 
Wunſch jederzeit zu gelegentlichen Mündelbeſuchen auszuhändigen. 


§ 30. Alljährlich einmal ijt in jedem Waiſenamtsbezirk und zwar in 
einem vom Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamte zu beſtimmenden Monat eine 
Geſamtprüfung der Mündel vorzunehmen. $ 

Über den Befund der Prüfung ift auf den roten Karten nach näherer 
Anweiſung des Waiſen- und Kinderfürſorgeamts zu berichten. 


$ 31. Die Ergebniſſe der gelegentlichen Einzelprüfungen ſowie der 
Geſamtprüfung werden von dem Büro vor der Einordnung der roten Karten 
auf die weißen Karten der Hauptſammlung übertragen. 


§ 32. Soweit fich bei den der Aufſicht des Gemeindewaiſenrats unter- 
ſtellten über 2 Jahre alten Mündeln die Notwendigkeit eingehender Aufſicht 
ergibt, können die beſoldeten Pflegerinnen von dem Waijen- und Kinder⸗ 
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fürjorgeamte zu Beſuchen der Mündel herangezogen werden. Wie oft dieſe 
Beſuche abzuſtatten und nach welcher Richtung die Aufſicht zu führen iſt, bleibt 
der Beſtimmung des Waiſen- und Kinderfürſorgeamts in jedem Einzelfalle 
überlaſſen. 


$ 33. Die Pflegeorgane haben ſich durch Hausbeſuche von den Ver- 
hältniſſen der ihnen zur Beauſſichtigung überwieſenen Minderjährigen in 
Kenntnis zu ſetzen. Auch durch ſonſtige Ermittelungen haben ſie ſich von dem 
Befinden ihrer Schützlinge zu überzeugen. 

$ 34. Verzieht ein einem Pfleger (Pflegerin) zugewieſenes Mündel in 
einen anderen Waiſenamtsbezirk, ſo hat erforderlichenfalls (vergl. § 7 Abſ. 3) 
für die anderweite Überweiſung dieſes Mündels der zuſtändige Waiſenamts⸗ 
bezirk zu ſorgen. 


f. Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben. 


$ 35. Die Waiſenräte und die ihnen zur Seite ſtehenden Pflegeorgane 
haben darauf zu achen, daß Kinder nicht über Gebühr zur Leiſtung von 
Erwerbsarbeit herangezogen werden. Fälle übermäßiger Heranziehung von 
Kindern zur Arbeit, namentlich Verſtöße gegen das Geſetz, betreffend die 
Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben vom 30. 3. 1903 ſind alsbald dem 
Waiſen- und Kinderfürſorgeamte zur Anzeige zu bringen. 


g. Fürſorgeerziehung. 


$ 36. Die Gemeindewaiſenräte und die ihnen zur Seite ſtehenden 
Pflegeorgane erhalten einen Auszug aus dem Geſetze vom 2. Juli 1900 über 
die Fürſorgeerziehung Minderjähriger, der die hier in Frage kommenden 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes enthält. 

Die Gemeindewaiſenräte haben dem Waiſen- und Kinderfürſorgeamt 
alle die Fälle zur Kenntnis zu bringen, in denen Kinder von Eltern und 
Erziehern mißhandelt, vernachläſſigt oder körperlich oder geiſtig verwahrloſt 
werden, Minderjährige eine ſtrafbare Handlung begangen haben, oder ſich 
einem untergeordneten, liederlichen Lebenswandel ergeben, dem zu wehren die 
Kirche, die Schule und das Elternhaus machtlos ſind. 

Sie haben ferner auf Erſuchen des Waifen- und Kinderfürſorgeamts 
die perſönlichen, häuslichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe eines ſolchen 
Kindes und Minderjährigen und ſeiner Eltern (Erzieher) auf das ſorgfältigſte 
zu erforſchen und ſich über die Notwendigkeit der Fürſorgeerziehung im 
einzelnen Falle gutachtlich zu äußern. 

Bei den Anzeigen und Mitteilungen ſind die den Antrag begründenden 
Tatſachen beſtimmt zu bezeichnen und, ſoweit möglich, die erforderlichen 
Beweismittel und Zeugen anzugeben. Die Anzeigen und Mitteilungen ſind 
rechtzeitig, d. h. nicht erſt bei vorgeſchrittener, ſondern ſchon bei beginnender 
Verwahrloſung zu machen, weil dann die Fürſorgeerziehung am meiſten 
Ausſicht auf Erfolg hat. 

Bei Abgabe eines Gutachtens werden die Gemeindewaiſenräte uſw. ſich 
lediglich auf den Standpunkt des Geſetzes zu ſtellen, alſo die Fürſorgeerziehung, 
wo ſie zur Rettung des betreffenden Kindes vor Verwahrloſung wirklich 
notwendig iſt, ohne Rückſicht auf die hieraus erwachſenden (hauptſächlich 
vom Provinzialverbande zu tragenden) Koſten zu befürworten haben. 
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Sie werden aber andererjeits auch gegen eine unnötige Anwendung 
des Geſetzes in Fällen, wo ſie ſich vermeiden läßt, zu wirken haben. Die Für⸗ 
ſorgeerziehung greift ſo tief in das Verhältnis des Jugendlichen zu ſeinen 
Eltern und ſeiner Familie ein, daß ſie in vielen Fällen eine vollſtändige 
Loslöſung von der Familie zur Folge hat; ſie ſoll daher nur angewendet 
werden, wenn alle anderen zur Verfügung ſtehenden Maßregeln, eine 
geordnete Erziehung herbeizuführen, verſagen. Hat die Verwahrloſung ihren 
Grund in wirtſchaftlicher Not der Eltern oder Erzieher oder in mangelhafter 
Fürſorge für ein verwaiſtes Kind, ſo hat zunächſt die Armenpflege einzugreifen. 


Wird z. B. das Fürſorgeerziehungsverfahren gegen Kinder nur deshalb 
angeregt, weil fie gebettelt haben, und ift das Betteln dadurch veranlaßt, daß 
in der Familie wirkliche Not herrſcht, ſo würde durch Gewährung der 
erforderlichen Unterſtützung oder Erhöhung der etwa bereits gewährten, aber 
nicht ausreichenden, dem Übel genügende Abhilfe geſchehen können und müſſen. 


Ebenſo wird in Fällen, wo Trunkſucht und Müßiggang der Eltern die 
Kinder zum Betteln getrieben haben, und noch Ausſicht vorhanden iſt, daß die 
Eltern durch Androhung oder Einleitung des Strafverfahrens aus § 361 Nr. 5 
oder 10 des R.⸗Str.⸗G.⸗B.“*) auf den rechten Weg zu führen fein würden, die 
Gewährung einmaliger oder vorübergehender Unterſtützung an die Familie, 
unter gleichzeitiger Androhung des Strafverfahrens, zuweilen ausreichen. 


Die Gemeindewaiſenräte uſw. würden nach dem Geſagten in den ihnen 
geeignet ſcheinenden Fällen unter möglichſt genauer Darlegung der tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe die nötigen Anträge bei dem Waiſen- und Kinderfürſorge— 
amt zu ſtellen haben. 


Was die hieraus für die Armenkaſſe ſich ergebende Mehrbelaſtung 
betrifft, ſo iſt darauf aufmerkſam zu machen, daß dieſe jedenfalls in keinem 
Verhältniſſe zu den ſehr beträchtlichen Koſten ſteht, welche dem Provinzial⸗ 
verbande und dem Staat durch die Unterbringung der Kinder erwachſen ſowie 
darauf, daß die geſetzliche Verpflichtung der Armenverwaltung zum Ein- 
ſchreiten ohnehin zumeiſt begründet ſein wird. 


Vor allem aber erheiſcht es die öffentliche Sittlichkeit, daß nicht vor 
Erſchöpfung anderer Mittel ſolchen Eltern, welche die Fürſorge 
für ihre Kinder in ſchuldbarer Weiſe vernachläſſigen, durch Abnahme 
dieſer Fürſorge eine willkommene Erleichterung gewährt und damit dem 
Überhandnehmen ſolcher Pflichtvergeſſenheit Vorſchub geleiſtet werde. 


In vielen Fällen wird der drohenden Verwahrloſung auch durch Mit- 
wirkung der zuſtändigen Geiſtlichen vorgebeugt werden können. Das Waiſen⸗ 
und Kinderfürſorgeamt wird daher von allen Fällen der fraglichen Art auch 
den zuſtändigen Geiſtlichen Mitteilung machen. 


) Die angezogenen Beſtimmungen lauten: Mit Haft wird beſtraft: 

5. Wer ſich dem Spiel, Trunk oder Müßiggang dergeſtalt hingibt, daß er in einen 
Zuſtand gerät, in welchem zu ſeinem Unterhalte oder zum Unterhalte derjenigen, 
zu deren Ernährung er verpflichtet iſt, durch Vermittelung der Behörde fremde 
Hilfe in Anſpruch genommen werden muß. 

10. Wer, obſchon er in der Lage iſt, diejenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet 
iſt, zu unterhalten, ſich der Unterhaltspflicht trotz der Aufforderung der zuſtändigen 
Behörde derart entzieht, daß durch Vermittelung der Behörde fremde Hilfe in 
Anſpruch genommen werden muß. 
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V. Beſtimmungen über den Geſchäftsgang im allgemeinen. 
a. Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamt. 
$ 37. Die Verwaltung der Angelegenheiten des Waifen- und Kinder- 
fürſorgeamts unterſteht dem Vorſitzenden der Armendirektion, dem 
Dezernenten beigegeben ſind. 
$ 38. Das Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamt beaufſichtigt die Waiſen⸗ 
amtsbezirke und vermittelt deren Verkehr untereinander und mit den 
Behörden. 
Es überſendet ferner den einzelnen Bezirken die für ſie beſtimmten Mit⸗ 
teilungen, insbeſondere 
1. die Erſuchen der Vormundſchaftsgerichte um Benennung von 
Vormündern, Gegenvormündern, Pflegern, Beiſtänden oder 
Mitgliedern eines Familienrats ſowie um Auskunft über Per⸗ 
ſonen, die als Vormünder, Pfleger uſw. in Ausſicht genommen 


ind, 
2. die Erſuchen des Gerichts um Anſtellung von Ermittelungen in 
Fürſorgeerziehungs⸗ und Jugendgerichtsangelegenheiten. 

§ 39. Das Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamt ift berechtigt, nötigenfalls 
ſelbſtändig ergänzende Ermittelungen durch ſeine Mitglieder oder durch Er⸗ 
ſuchen anderer Behörden vorzunehmen (vergl. auch § 3 Abſatz 2). 

§ 40. Den Dezernenten des Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamts ſteht das 
Recht zu, Beſchlüſſe der Waiſenamtsbezirke zu beanſtanden und zur weiteren 
Aufklärung oder erneuten Beſchlußfaſſung an die Bezirke zurückzuſenden oder 
Berufung an das Waiſen- und Kinderfürſorgeamt einzulegen. 


b. Waiſenamtsbezirk. 

§ 41. Dem Waiſendirektor (der Waiſendirektorin) ſteht die Leitung der 
Geſchäfte in dem Waiſenamtsbezirk zu. 

Er (ſie) führt den Vorſitz in den Sitzungen, die nach Bedarf anzu⸗ 
beraumen une und überwacht die ordnungsgemäße und raſche Erledigung 
ſämtlicher Angelegenheiten des Waiſenamtsbezirks. 

Er (ſie) hat das Amtsſiegel (Stempel) des Waiſenamtsbezirks ſowie die 
zu ſeinem Gebrauche beſtimmten Bücher, Dienſtanweiſungen, allgemeine An⸗ 
ordnungen, Vordrucke und ſonſtige Gegenſtände in Verwahrung. 


VI. Schlußbeſtimmungen. 

42. Soweit dieſe Geſchäftsanleitung und das Regulativ über die 
Organiſation der Waiſenräte vom 10. 10. 1893 mit ſeinen achträgen keine 
Beſtimmungen enthält, finden die Beſtimmungen des Regulativs für die Ge⸗ 
meindearmenpflege der Stadt Breslau vom 16. Dezember 1880 und ſeiner 
Nachträge ſowie die Beſtimmungen der Geſchäftsanleitung für die Bezirks⸗ 
armenkommiſſionen vom 16. April 1898 für das Waiſen⸗ und Kinderfürſorge⸗ 
amt ſinngemäß Anwendung. 

K 43. Dieſe Geſchäftsanleitung tritt am 1. Oktober 1911 in Kraft; 
das Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamt kann einzelne Beſtimmungen dieſer 
Geſchäftsanleitung ſchon früher in Kraft treten laſſen. 

Von dem Tage des Inkrafttretens der Beſtimmungen dieſer Geſchäfts⸗ 
anleitung ab treten die entſprechenden Beſtimmungen der Anleitung für die 


N . 81 
Waiſenräte der Stadt Breslau vom 14. 10. 01 außer Kraft. 


I. W. 436. 11. Der Magiftrat, 30 
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3. Regulativ für die Gemeinde-Armenpflege der Stadt Breslau 
vom 16. Dezember 1880.3) 


§ 1. Die Gemeinde-Armenpflege der Stadt Breslau, welche einen 
beſonderen Orts⸗ und Land⸗Armenverband bildet, wird im Auftrage des 
Magiſtrats ausgeübt: 


I. durch die Armendirektion, deren Organe und Beamte, 


II. durch die Vorſtände und Beamten derjenigen zur Aufnahme und 
Verpflegung Hilfsbedürftiger beſtimmten Anſtalten, die hauptſäch⸗ 
lich oder ergänzungsweiſe aus allgemeinen ſtädtiſchen Mitteln 
erhalten werden. (Krankenhaus zu Allerheiligen, Wenzel-Hancke⸗ 
ſches Krankenhaus, Heilanſtalt für Nerven- und Gemütskranke, 
Friedlaenderſches Zufluchtshaus für Geneſende, Armenhaus, 
Kinderhort, Pflegehaus in Herrnprotſch, Claaſſenſches Siechen- 
haus, Willertſche Stiftung). 
$ 2. Die Armendirektion iſt eine dem Magiſtrate untergeordnete Ver⸗ 
waltungsdeputation ($ 59 der Städteordnung vom 30. Mai 1853), welche die 
geſamte öffentliche Armenpflege, ſoweit dieſelbe nicht beſonderen Verwaltungs- 
organen (cfr. $ 1 Nr. II) übertragen ift, gemäß § 3 des Geſetzes vom 8. März 
1871 verwaltet. 

§ 3. Sie beſteht aus: 


1. 3—9 vom Oberbürgermeiſter ernannten Magiſtratsmitgliedern, 
darunter dem Magiſtratsdezernenten für das Armenhaus und für 
die ſtädtiſche Erziehungsanſtalt in Herrnprotſch (Willertſche 
Stiftung); 

2. mindeſtens 66 von der Stadtverordneten-Verſammlung gewählten 
Mitgliedern, darunter mindeſtens ein Arzt. Wählbar ſind ohne 
Unterſchied des Geſchlechts alle in Breslau wohnhaften deutſchen 
Reichsangehörigen, welche das 24. Lebensjahr vollendet haben 
und ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

§ 4. Der Vorſitzende der Armendirektion und deſſen Stellvertreter 
werden aus der Zahl der der Armendirektion angehörenden Magiſtrats⸗ 

mitglieder vom Oberbürgermeiſter ernannt. 
Aus der Zahl der von der Stadtverordneten-Verſammlung gewählten 

Mitglieder der Armendirektion können von dem Oberbürgermeiſter Dezer⸗ 

nenten für die Armendirektion beſtellt werden. 


$ 5. Die Armendirektion “ beſchließt über die Gewährung jeder 
öffentlichen Unterſtützung, ſoweit einzelne Arten ſolcher nicht nach den Be- 
ſtimmungen dieſes Regulativs auch durch andere Verwaltungsorgane bewilligt 
werden können. (SS 18, 22, 27, 50, 58 al. 2, 60, 65, 66.) 

Sie bereitet die Aufſtellung des Etats der Hauptarmentafjer), jowie die 


Anträge auf Bewilligung außerordentlicher Mittel für die Zwecke der allge⸗ 
meinen Gemeinde-Armenpflege vor 


*) Diejes Regulativ ift durch die dahinter abgedruckten 5 Nachträge weſentlich abgeändert. 
) In der Faſſung des IV. Nachtrages vom 23. 4. 1909 


) Jetzt in erſter Linie die Bezirks⸗Armen⸗Kommiſſion. Art. VIII XæI des I. Nad- 
trages vom 28. 5. 93. 


+) Jetzt der Verwaltung der allgemeinen Armenpflege. 
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Sie macht Vorſchläge für die Wahl der Bezirksarmenärzte ($ 4 der 
Dienſt⸗Inſtruktion für die Bezirksarmenärzte), ſowie der Bezirksvorſteher 
($ 3 des Statuts, betreffend die Einteilung der Stadt Breslau in Ortsbezirke 
und die Verwaltung dieſer Bezirke). à 

$ 6. Die Armendirektion hält in der Regel alle 14 Tage“) eine 
Sitzung. Bei einer beſonderen Häufung der Gejchäfte in der Armendirektion 
iſt der Vorſitzende mit Zuſtimmung des Oberbürgermeiſters berechtigt, für die 
Beſchlußfaſſung über die Gewährung“) von baren Unterſtützungen, 
Kleidungsſtücken, Bandagen, Inſtrumenten und Stärkungsmitteln aus den 
Mitgliedern der Armendirektion zwei Abteilungen, von denen jede ſelbſtändig, 
die eine unter Leitung des Vorſitzenden, die andere unter der des ſtellvertreten⸗ 
den Vorſitzenden beſchließt, zu bilden. 

$ 7. Der Vorſitzende der Armendirektion ernennt aus den Mitgliedern 
der Armendirektion die erforderliche Anzahl von Bezirks⸗Armendirektoren 
und überträgt einem jeden derſelben die Armenpflege mehrerer Stadt⸗ 
bezirke “**) zur beſonderen Aufſicht. Bezirks⸗Armendirektoren, welche zeit- 
weiſe an der Wahrnehmung dieſer Aufſicht verhindert find, werden von einem 
anderen Mitgliede der Armendirektion oder einem Bezirksvorſteher ihres Auf⸗ 
ſichtsbezirks vertreten. 

Der Vorſitzende hat dieſe Vertretung zu genehmigen, beziehungsweiſe an⸗ 
zuordnen. 

$ 8.7) 

80 _ | 20 7 

$ 10. Die Armenpfleger fungieren als Hilfsorgane der Bezirks⸗ 
vorſteher in Armen-Angelegenheiten.TF) 

Sie ſind zur Erledigung ſpezieller, die Armenpflege betreffender Auf⸗ 
träge der Bezirksvorſteher verpflichtet, dagegen zu ſelbſtändigen Verhandlungen 
mit Privatperſonen, mit den übrigen ſtädtiſchen Verwaltungsorganen, ſowie 
mit anderen Behörden in der Regel nicht berechtigt. 

Doch ſind ſie befugt, falls ſie über die Hilfsbedürftigkeit zu unter⸗ 
ſtützender oder dauernd unterſtützter Perſonen mit den Bezirksvorſtehern ver⸗ 
ſchiedener Anſicht ſind oder erhebliche Mißſtände in der Bezirks⸗Armenver⸗ 
waltung wahrnehmen, die Intervention des Bezirks-Armendirektors an- 
zurufen. 

$ 11. Zur Beſprechung allgemeiner Angelegenheiten der Armenpflege 
werden von Zeit zu Zeit mindeſtens aber jährlich einmal, auf Anordnung des 
Magiſtrats oder der Armendirektion Verſammlungen der Armendirektoren, 
Bezirksarmenärzte und Bezirksvorſteher einberufen, und zwar je nach Be- 
dürfnis für die ganze Stadt oder für einzelne Stadtteile; letzterenfalls können 
auch die Bezirksvorſteher-Stellvertreter und Armenpfleger eingeladen werden. 

Den Vorſitz in dieſen Verſammlungen führt ein Magiſtratsmitglied; in 
denen für einzelne Stadtteile kann hierzu auch ein anderes Mitglied der 
Armendirektion beſtimmt werden. 


) Art. XI des J. Nachtrages vom 28. 5. 1893. 
„*) Bgl. Note *** Seite 466. 
Jetzt: Eines aus mehreren Stadtbezirken gebildeten Armenbezirks. Art. I—II 
des I. Nachtrages vom 28. 5. 1893, 
+) $$ 8 und 9 find durch den I. Nachtrag vom 28. 5. 1893 binfällig geworden. 
Tr) Die Armenpfleger find als ſolche nicht mehr pilor ane der Bezirksvorſteher, ſondern 
gleichberechtigte Mitglieder der Armen⸗Kommiſſionen. (Art. u.-Vbes J. Nachtrages vom 28.5.1893 


Art IV. V des II. Nachtrages vom 13. 4. 1897.) Wegen der Waiſenpfleger vergl. $ 7, 8 d. Regul. 
vom 10. 10. 1893 S. 484.485. 
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$ 12. Die Kommunikation zwiſchen dem Büro der Armendirektion, 
den Armendirektoren, Bezirksvorſtehern und Bezirksarmenärzten beſorgen in 
der Regel die Armendiener.*) 

Zur Beförderung von Aufträgen und zu ähnlichen Geſchäften inn er- 
halb des Bezirks können ſich die Bezirksvorſteher auch einzelner zuverläſſiger, 
im Bedürfnisfalle mit Genehmigung der Armendirektion ausgewählter 
Almoſengenoſſen (Bezirksboten) bedienen, denen hierfür eine kleine Almoſen⸗ 
zulage zuzubilligen iſt.! *) 

$ 13. Die Gemeinde-Armenpflege gewährt nach Maßgabe des Bundes⸗ 
geſetzes vom 6. Juni 1870 und des preußiſchen Ausführungsgeſetzes vom 
8. März 1871, alſo ohne Rückſicht auf die Ortsangehörigkeit und nur zur Be⸗ 
friedigung unabweislichen Bedürfniſſes je nach der Art der Hilfsbedürftigkeit: 

1. bare Unterſtützungen (§§ 22, 26 Nr. 2—4, 28—46), 

2. Kleidungsſtücke (SS 49, 50), 

3. Unterbringung von Kindern in Pflege (SS 51 ff.), 

4. Aufnahme in das Armenhaus und deſſen im Claaſſenſchen Siechen- 

hauſe untergebrachte Abteilung (§ 58); 
ferner in Krankheitsfällen: 


5. Behandlung durch den Bezirksarmenarzt (SS 60—62), 
6. Medikamente (SS 60—62), 
7. Stärkungsmittel (§ 64), 
8. Bandagen, Brillen, Bruchbänder und andere chirurgiſche Jn- 
ſtrumente ($ 64), 
9. Hilfe bei Entbindungen durch Hebammen ($ 65), 
10. Krankenpflege in den ſtädtiſchen Krankenanſtalten (§§ 66, 67), 


endlich: 
11. freies Begräbnis (§ 68). 7 
$ 14. Vorbehalten bleibt die Befugnis der Verwaltung, in geeigneten 
Fällen an Stelle anderweiter Unterſtützung (bezw. neben ſolcher) Anweiſungen 
auf Arbeit, ſoweit ihr ſolche zu Gebote ſtehen, gemäß § 1 Abſatz 2 des Geſetzes 
vom 8. ne 1871#**), bezw. § 361 Nr. 7 des Reichs⸗Straf⸗Geſetz⸗Buches f) 
zu erteilen. 


§ 15. Über das Maß der geſetzlichen Verpflichtung hinaus gewährt 
bezw. vermittelt die Gemeinde-Armenpflege: 

1. Unterſtützungen in barem Gelde oder in Naturalien, die ihr durch 

Akte der Privatwohltätigkeit zur Verwendung überwieſen werden, 
— Legate (§§ 26 Nr. 1, 27), außerordentliche Geſchenke (§ 47) uſw. — 
2. freie Kur in ſchleſiſchen Bädern (§ 59), 
*) Jetzt: Ratsdiener, denen die Beſtellung der Sendungen des Magiſtrats und der 
Deputationen innerhalb des Stadtkreiſes obliegt. 
4 *) Die Bezirksboten erhalten jetzt nicht mehr Almoſenzulage, ſondern Lohn ſtatt des 
Imojens. 

Zur Beförderung von undetjhloffenen Schriftitüden, jowie von Geldern find die Be- 
zirksboten nicht zu verwenden. 

***) & 1 Abs. 2 des Geſetzes vom 8. März 1871 lautet: Die Unterſtützung kann ge- 
eigneten Falles, fo lange dieſelbe in Auſpruch genommen wird, mittelſt Unterbringung in einem 
Armen- oder Krankenhauſe, ſowie mittelſt Anweiſung der den Kräften des Hilfsbedürftigen ent- 
ſprechenden Arbeiten außerhalb oder innerhalb eines ſolchen Hauſes gewährt werden. 

+) § 361 Nr. 7 des R.⸗Str. G.-B. lautet: Mit Haft wird beſtraft: wer, wenn er 
aus öffentlichen Armenmitteln eine Unterſtützung empfängt, ſich aus Arbeitsſcheu weigert, die 
ihm von der Behörde angewieſene, ſeinen Kräften angemeſſene Arbeit zu verrichten. 
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3. die Unterbringung verwahrloſter Kinder in beſſere Erziehung ($ 55), 

4. die Unterbringung in Anſtalten, welche die Erwerbsfähigkeit blinder, 
taubſtummer und ſchwachſinniger Perſonen zu fördern beſtimmt 
find ($ 57). 

Die Unterſtützungen dieſer Art werden regelmäßig nur für Perſonen, 
die in Breslau den Unterſtützungswohnſitz haben, bewilligt. 

§ 16. Die Geſuche um die in § 13 Nr. 1—4, 7 und 8 und § 15 
bezeichneten Unterſtützungen ſind bei der Armendirektion ſchriftlich anzu⸗ 
bringen oder in dem Büro derſelben zu Protokoll zu geben. 

Mit der protokollariſchen Aufnahme eines Unterſtützungsgeſuchs im 
Büro der Armendirektion iſt in der Regel eine vollſtändige Vernehmung über 
die Perſonalien (§ 34 des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz vom 
6. Juni 1870) zu verbinden. 

$ 17. Von den bei der Armendirektion eingehenden Geſuchen und 
aufgenommenen Protokollen ſind diejenigen, welche nach dem pflichtmäßigen 
Ermeſſen des Bürovorſtehers der Armendirektion beſonders dringend er⸗ 
ſcheinen, ſowie die Geſuche derjenigen Antragſteller, welche in keinem 
beſtimmten Bezirke Wohnung haben und alſo keinem Bezirke angehören, 
ſofort dem Dezernenten der Armendirektion zur Verfügung vorzulegen. 

Anträge der Bezirksarmenärzte auf Bewilligung von Inſtrumenten 
und Stärkungsmitteln (§ 17 der Dienſtinſtruktion für die Armenärzte) ſind, 
ſofern die Behandlung durch Freikurſchein feſtſteht, ebenfalls dem Dezernenten 
zur direkten Bewilligung vorzulegen. 

$ 18.*) Wird die Dringlichkeit anerkannt, jo können außerordentliche 
Geldunterſtützungen ſowie Kleidungsſtücke von den Dezernenten der Armen⸗ 
direktion ſelbſtändig bewilligt, auch die vorübergehende Aufnahme Armer in 
das Armenhaus angeordnet, ebenſo im Falle des § 17 al. 2 die verſchriebenen 
Inſtrumente oder Stärkungsmittel angewieſen werden (efr. § 58 al. 3). 

§ 19. Alle anderen Geſuche, ſowie diejenigen ſchleunigen Geſuche, 
welchen die Dezernenten nicht ſtattgegeben haben (§ 18), find ſofort mit den 
etwa vorhandenen Akten an den zuſtändigen Bezirksvorſteher““) zu fenden. 

§ 20. Der Bezirksvorſteher ift verpflichtet, die ihm überſandten Geſuche 
eingehend zu prüfen. 

Hierbei iſt insbeſondere feſtzuſtellen: 

1. ob der zu Unterſtützende wirklich hilfsbedürftig iſt (SS 29 ff.), 

. ob und welche Unterſtützungen er bereits anderweitig erhält, 
. feit wann er ſelbſt, bezw. feine Familie fih in Breslau aufhält 
und wo dieſelben ſich ſonſt in den letzten Jahren aufgehalten“), 
. ob alimentationspflichtige, vermögende Verwandte vorhanden find, 
. ob die Hilfsbedürftigkeit durch ſtrafbares Verhalten des Hilfs- 
bedürftigen, bezw. der zu ſeiner Ernährung verpflichteten Per⸗ 
ſonen, insbeſondere durch Müßiggang und Trunkſucht derſelben 


N ON 


„) In der Faſſung des IV. Nachtrags vom 23. April 1909. 
) Jetzt werden alle Geſuche vom Bezirksvorſteher und von einem Armenpfleger ge- 
prüft. Art. VI des I. Nachtrags vom 28. 5 93. 
+4) Im übrigen find Erörterungen darüber, wo die Betreffenden ortsangehörig find, 
oder Anträge auf Einziehung der Koſten von auswärtigen Ortsarmenverbänden überflüſſig, da 
dieſer Punkt von den Dezernenten von ſelbſt hinreichend geprüft wird. 
In keinem Falle darf die Bewilligung der Unterſtützung von der Ortsangehörigkeits⸗ 
frage beeinflußt werden, hierfür iſt vielmehr lediglich die Hilfsbedürftigkeit entſcheidend. Vgl. 
Rundverf. vom 15. 3. 89 I. 63. 89. 
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verſchuldet ift (§S 361 Nr. 5 R.⸗St.⸗G.⸗B.) *), ſowie welche Beweis⸗ 
mittel hierfür zu ermitteln ſind? 
§ 21. Auch inſofern der Bezirksvorſteher zunächſt einem Armenpfleger 
die Recherche überträgt, bleibt er verpflichtet, ſich durch perſönliche Nach⸗ 
forſchung ein eigenes Urteil zu bilden. 
$ 22. In beſonders dringenden Fällen ſind die Bezirksvorſteher befugt, 
zur Abwendung einer augenblicklichen Not (§ 29, 46 al. 2) eine einmalige 
Unterſtützung bis zur Höhe von ſechs Mark ſofort vorſchußweiſe zu gewähren. 
Auch in dieſen Fällen bedarf es jedesmal der nachträglichen Genehmigung der 
Armendirektion. “*) 


$ 23. Einen möglichſt genauen Bericht über das Reſultat der Prüfung, 
welcher ſich insbeſondere über die in $ 20 erwähnten Punkte zu äußern hat, 
ſowie ein Gutachten darüber, ob und welche Unterſtützung zu gewähren und 
eintretendenfalls ein Vermerk, daß und welche außerordentliche Unterſtützung 
bereits vorſchußweiſe gewährt worden, hat der Bezirksvorſteher auf dem 
Geſuche niederzuſchreiben. Dasſelbe ift alsdann, ſofern es eine der im § 13 
Nr. 1—4, 7 und 8 und § 15 aufgeführten Unterſtützungen betrifft, an den 
betreffenden Bezirks⸗Armendirektor weiter zu jenden.***) 
$ 24.7) 
$ 25. Weder für die Gutachten noch für die Beſchlüſſe der Armen- 
direktion ſind die Anträge der Antragſteller über die Art der ihnen zu 
gewährenden Unterſtützung maßgebend, vielmehr iſt diejenige Art der Unter⸗ 
ſtützung zu befürworten und zu bewilligen, welche nach den beſonderen Um⸗ 
ſtänden jedes einzelnen Falles als die zweckmäßigſte erſcheint. 
§ 26. An Geldunterſtützungen werden gewährt: 
1. Legate, 
2. fortlaufende monatliche Unterſtützungen aus Kämmereimitteln 
(Almoſen), 


4. Einmalige (Extra) -Unterſtützungen. 
§ 27. Die Verteilung der Legate erfolgt durch die Legatkommiſſion 
nach der für dieſelbe beſonders beſtehenden Inſtruktion. 


$ 28. Fortlaufende Unterſtützungen (§S 26 Nr. 2) werden nur gewährt, 
wenn wirkliche Hilfsbedürftigkeit im Sinne des Geſetzes vorliegt und voraus⸗ 
ſichtlich länger als einen Monat andauern wird. 


§ 29. Hilfsbedürftigkeit in dieſem Sinne ift in der Regel nur inſoweit 
anzunehmen, als der zu Unterſtützende durchaus unfähig iſt, für ſich und ſeine 
Familie den notwendigſten Lebensunterhalt (d. h. Nahrung, Obdach, Kleidung, 
Heizung, ſowie Krankenpflege) ſelbſt oder mit Hilfe der zu ſeiner Unterſtützung 
verpflichteten Angehörigen zu beſchaffen. 


*) 361 Nr. 5 des R.⸗Str.⸗G.⸗B. lautet: Mit Haft wird beftraft: wer fih dem Spiel, 
Trunk oder Müßiggang dergeſtalt hingibt, daß er in einen Zuſtand gerät, in welchem zu ſeinem 
Unterhalte oder zum Unterhalte derjenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet iſt, durch Ver⸗ 
mittelung der Behörde fremde Hilfe in Anſpruch genommen werden muß. 
8) Vergl. Art. IX des I. Nachtrags vom 28. 5. 93 und Art. II des III. Nachtrags vom 
22. 1. 02 unten S. 479 u. 481. 
*+*) Abgeändert durch Art. VI und VII des I. Nachtrags Seite 478. 
+) Der § 24 (Prüfung und Vortrag des Unterſtützungsfalls) iſt jetzt erſetzt durch 
Art. VI des I. Nachtrags vom 28. 5. 93. 
+H) Nr. 3 ift geſtrichen laut Beſchluß der St.⸗V.⸗V. vom 26. 3. 86, J.⸗Nr. 57/86. 
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Hierbei iſt zu erwägen, wieviel die ganze Familie unter Berückſichtigung 
aller Hilfsquellen erwirbt, beziehungsweiſe bei zweckmäßiger Verwendung 
ihrer Arbeitskraft erwerben kann, und was alle zuſammen als Notwendig⸗ 
keit bedürfen. Familien, welche erwachſene arbeitsfähige Töchter im Hauſe 
haben, anſtatt ſie in Dienſt zu ſchicken, ſind in der Regel nicht als hilfsbedürftig 
anzuerkennen. 

§ 30. Nur ſoviel, als von der Familie zum unentbehrlichſten 
Lebensunterhalt hiernach nicht beſchaffen werden kann, iſt als laufende Unter⸗ 
ſtützung zu gewähren. 

$ 31. Die Bewilligung erfolgt in der Regel auf Zeit; ohne Zeit⸗ 
beſchränkung nur, wo die Möglichkeit, daß der Grund der Hilfsbedürftigkeit in 
Zukunft fortfalle, völlig 8ausgeſchloſſen ſcheint. 

$ 32. Hat die Notwendigkeit einer öffentlichen Unterſtützung ihren 
Grund ganz oder teilweiſe darin, daß alimentationspflichtige Dritte dem Hilfs⸗ 
bedürftigen die ſchuldige Hilfe hartnäckig verweigern, ſo iſt eine fortlaufende 
Unterſtützung immer nur für einen kurzen Zeitraum zu bewilligen und 
inzwiſchen das Nötige wegen Heranziehung der Pflichtigen zu veranlaſſen. 

$ 33. Über jeden Armen, welchem eine fortdauernde Geldunterſtützung 
neu bewilligt wird, ift, falls dies nicht ſchon nach § 16 geſchehen, ein die 
Perſonalien ausführlich ergebendes Protokoll im Büro der Armendirektion 
aufzunehmen. Unvollſtändige Angaben find durch protokollariſche Nachtrags⸗ 
verhandlungen zu ergänzen. 

Ebenſo ſind die Ergänzungsverhandlungen aufzunehmen, wenn ſeit der 
letzten Vernehmung des Armen 2 Jahre oder mehr verſtrichen ſind, oder 


Anhalt dafür vorhanden iſt, daß ſich die perſönlichen Verhältniſſe des Armen 
verändert haben möchten. 


§ 34. Auf Grund dieſer Vernehmungen ift im Büro ein Almoſen⸗ 
bogen“) aufzuſtellen, auf welchem die von der Armendirektion beſchloſſenen 
Bewilligungen bezw. Abſetzungen zu notieren ſind. Derſelbe iſt ſodann dem 
zuſtändigen Bezirksvorſteher zuzuſtellen. 

88 35—43.**) 


$ 44. *) Für Arme, welche in Privatanſtalten oder Vereine zur 
beſſeren Verpflegung aufgenommen werden, kann das bewilligte Almoſen oder 
Koſtgeld an die Vorſtände dieſer Anftaltenf) ꝛc. unmittelbar aus der Haupt- 
armenkaſſe gezahlt werden. 


$ 45.17) 
$ 46. Einmalige (ſog. Extra-) Unterſtützungen werden bewilligt, wenn 
der Grund der Hilfsbedürftigkeit ein vorübergehender iſt. 


Die in Ss 29, 30 hinſichtlich der Beurteilung der Hilfsbedürftigkeit 
gegebenen Anweiſungen finden ſinngemäße Anwendung, wobei insbeſondere 


) Jetzt ein „Pflegſchaftsbuch“, das dem Armenpfleger zuzuſtellen ift. 

„ Die §s 35—43 betreffend die Almoſenverteilung find fortgefallen. 
Die Almoſenzahlung erfolgt jetzt durch die Armenpfleger (bezw. die Damen des Armen⸗ 
pflegerinnenvereins). Art. IX, XIII Abſ. 2 des I. Nachtrags vom 28. 5. 93 88 44, 45 der Ge⸗ 
ſchäftsanleitung für die Bezirksarmenkommiſſionen vom 16. 4. 1898 und 9. 7. 1906 und 
88 6, 7 des Abkommens mit dem Armenpflegerinnenverein vom 3. 8. 1898. 

% § 44 in der Faſſung des IV. Nachtrags vom 23. April 1909. . à 

+) Solche Vereinbarungen find insbeſondere getroffen mit dem St. Joſephsſtift, mit 

dem Eliſabethinerinnenkloſter, mit dem Verein Breslauer Armenpflegerinnen. 
+H) S 45 fällt weg. Beſchluß der St.-B.-B. vom 26. 3. 86, Journ.⸗Nr 57/86. 
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zu bemerken iſt, daß drohende Exekution wegen Schulden, namentlich auch 
drohende Exmiſſion wegen Mietsreſten, an ſich niemals zur Annahme einer 
Hilfsbedürftigkeit ausreicht. 

§ 47. Bei Verteilung außerordentlicher, von Privaten der Armen⸗ 
direktion überwieſener Geſchenke iſt eine minder ſtrenge Auffaſſung des 
Begriffes Hilfsbedürftigkeit, ſowie beſondere Rückſichtnahme auf die Würdig⸗ 
keit des Empfängers zuläſſig. 

§ 48. Die Unterſtützungen werden in der Regel in der Sitzung der 
Armendirektion“) ſofort zur Zahlung aus der Hauptarmenkaſſe zu Händen der 
Bezirks⸗Armendirektoren angewieſen. Die Bezirks⸗Armendirektoren erheben 
die angewieſenen Beträge alsbald und zahlen ſie nötigenfalls durch Ver⸗ 
mittlung der Bezirksvorſteher an die Empfänger aus. 

Über diefe Zahlungen haben die Bezirks-Armendirektoren beſondere 
Bücher zu führen, in welchen die Empfänger Quittung zu leiſten haben.““) 

Dieſe Quittungsbücher ſind periodiſch der Armendirektion einzureichen, 
und danach die erfolgten Zahlungen zu den betreffenden Akten zu notieren. 

$ 49. Kleidungsſtücke werden in der Regel nur ſchulpflichtigen Kindern 
bewilligt.“ **) 

Die Anweiſung der bewilligten Kleidungsſtücke erfolgt durch den Vor⸗ 
ſitzenden zur Entnahme aus den Beſtänden der Armendirektion. 


$ 50.7) 

$ 51.77) Die Unterbringung von Kindern in Pflege in der Stadt 
erfolgt nur bei ſolchen Pflegeeltern, welche nach dem Gutachten des Armen⸗ 
pflegers oder Bezirksvorſtehers, in deſſen Bezirke ſie wohnen, zur Aufnahme 
von Pflegekindern geeignet ſind. Die Geſuche um Zuweiſung von Pfleglingen 
ſind daher zunächſt an die Armenpfleger oder Bezirksvorſteher zur Begut⸗ 
achtung abzugeben. Bei der Prüfung dieſer Geſuche iſt beſonders darauf zu 
achten, daß die Pflegeeltern unbeſcholten ſind, daß die Wohnungen derſelben 
geſunde, daß für die Pfleglinge beſondere Lagerſtätten vorhanden ſind, und 
daß andere Schlafleute nicht gehalten werden. 

Die Geſuche ſind von den Armenpflegern oder Bezirksvorſtehern mit 
ihrem Gutachten an die Bezirks-Armendirektoren und von dieſen an die 
Armendirektion weiter zu geben. Nur ſolche Antragſteller, welche nach dem 
übereinſtimmenden Gutachten des Armenpflegers oder Bezirksvorſtehers und 
des Bezirks⸗Armendirektors zur Übernahme von Pflegekindern geeignet ſind, 
werden in die Liſte der Pflegeeltern eingetragen. An Stelle der Bezirks⸗ 
vorſteher können auch die Waiſenpflegerinnen, welche nach § 7 des erſten 
unterm 23. 4. 1909 erlaſſenen Nachtrags zum Regulativ über die Organi⸗ 
ſation der Waiſenräte in Breslau vom 10. 10. 1893 beſtellt ſind, mit der 
Prüfung der Geſuche um Zuweiſung von Pfleglingen betraut werden. Wenn 


) Bezw. in der Sitzung der Bezirkskommiſſionen aus den eifernen Vorſchüſſen der 
Bezirksarmendirektoren. Art. IX des J. Nachtrags vom 28. 5. 93 Seite 479. 
k) Die eek Me find fortgefallen; es wird jetzt über jede Extraunterſtützung 
eine beſondere Quittung (Vordruck 17 a) ausgeſtellt. 
wu) Konfirmationsanzüge (bezw. Extraunterſtützungen aus Anlaß der Konfirmation) 
werden aus Armenfonds nur für Almoſengenoſſenkinder und ſtädtiſche Koſtkinder gewährt. 
Für alle anderen Kinder bleibt dies den betreffenden Religionsgemeinſchaften überlaſſen. Ber: 
gleiche § 70 der Geſchäftsanleitung vom 16. 4. 98. (Hier nicht abgedruckt.) 
+) Der 8 50 fällt fort. An ſeine Stelle tritt Art. V des II. Nachtrags vom 13. 4. 97 
Seite 481. 
++) In der Faſſung des IV. Nachtrags vom 23. April 1909. 
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zwiſchen der Eintragung und Überweiſung eines Pflegekindes ein Zeitraum 
von mehr als 6 Monaten verſtrichen iſt, oder wenn die Pflegeeltern inzwiſchen 
verzogen ſind, muß die Prüfung vor der Übergabe wiederholt werden. 


$ 52. Bei der Unterbringung der Pflegekinder an die geeigneten 
Pflegeeltern iſt die Reihenfolge, nach welcher dieſe Letzteren in der Liſte 
eingetragen, nach Möglichkeit zu berückſichtigen. Soweit tunlich, iſt dabei 
darauf zu achten, daß Geſchwiſter nicht getrennt werden. 


Auch über die Pflegekinder find Almojenbogen*) aufzunehmen und den 
Bezirksvorſtehern zuzuſtellen. 


§ 53. Auf die Liquidation und Auszahlung des Koſtgeldes finden die 
bezüglich der fortlaufenden Unterſtützungen gegebenen Vorſchriften (§ 35 
bis 44) entſprechende Anwendung. 


§ 54. Die Bezirksvorſteher und die Bezirks⸗Armendirektoren haben 
die Pflegeeltern und Koſtkinder ihres Bezirks zu beaufjichtigen**) und da, 
wo ſie Übelſtände gewahren, ſofort die Aufhebung der Pflegeverhältniſſe zu 
veranlaſſen. ** 


§ 55. Hinſichtlich ſolcher Kinder, welche wegen ihrer ſittlichen Ver- 
wahrloſung zur Unterbringung in Privatpflege nicht geeignet erſcheinen, iſt 
in der Regel die Aufnahme in die Willertſche Stiftung zu beantragen, auch 
wenn auf dieſelben das Geſetz vom 13. März 1878+) nicht anwendbar ift. 


Über dieſe Aufnahme beſchließt die Armendirektion. 


$ 56. Soweit fih dazu Gelegenheit bietet, find Kinder in den geeignet 
erſcheinenden Fällen in die Umgegend von Breslau auf das Land in Pflege zu 


) Dieſe heißen jetzt Pflegſchafts bücher. 

) Wegen Beauffihtigung der Koftlinder vergl. auch Art. IV des IV. Nachtrags zum 
Regulativ Seite 483. 

+*+) Rund- Verf. der Armendirektion vom 16. März 1882. I. 725/82: 

Auf eine Anregung aus dem Kreiſe der Herren Bezirksvorſteher-Waiſenräte hat die 
Armendirektion in ihrer Plenarſitzuug vom 4. März 1882 beſchloſſen, ſämtlichen Herren Be⸗ 
zirksvorſtehern zu empfehlen, darüber zu wachen, daß die ſtädtiſchen Koſttinder bei ihrer Ent⸗ 
laſſung aus der Schule, die Knaben als Lehrlinge bei Handwerksmeiſtern, die Mädchen als 
Dienſtmädchen, untergebracht werden, und zwar mit Rückſicht auf die großen ſittlichen Gefahren, 
welchen namentlich in einer großen Stadt die in Fabriken ꝛc. beſchäftigten jugendlichen Arbeiter 
und Arbeiterinnen ausgeſetzt find (vergl. auch 8 9 der Pflegemütter⸗Inſtruktion). 

Die Herren Bezirksvorſteher werden in ihrer Eigenſchaft als Waiſenräte leicht in der 
Lage ſein, die nötige Einwirkung auf die Vormünder wegen Abſchluß des Lehrkontrakts reſp. 
Dienſtmietevertrages rechtzeitig vorzunehmen. 

Es iſt bei den Verhandlungen hierüber konſtatiert worden, daß es immer noch möglich 
iſt, ſolche Lehr- und Dienſtverhältniffe zu ermitteln, in denen für den vollen unentgelilichen 
Unterhalt des jugendlichen Lebrlings rejp. Dienſtmädchens geſorgt ift. Falls bei geiſtig oder 
körperlich in der Entwickelung zurückgebliebenen Kindern die Unterbringung nur unter Gewährung 
einer gewiſſen Beihilfe (Bettgeld, Bekleidungsgeld) möglich fein ſollte, würde die Armendirektion 
wie bisher zu diesbezüglichen Bewilligungen bereit ſein. 

Ob nötigenfalls die Anmeldung beim Arbeitsnachweiſebüro des Vereins gegen Ver- 
armung und Bettelei zur Ermittelung ſolcher Lehr- und Dienſtverhältniſſe zu empfehlen wäre, 
überläßt die Armendirektion dem Ermeſſen der Herren Bezirksvorſteher⸗Waiſenräte; ebenſo bleibt 
es dem Ermeſſen der Herren überlaſſen, ob und wie ſie ihren Einfluß als Waiſenräte in dieſer 
Richtung auch bei anderen Kindern als den eigentlichen ſtädtiſchen Koſtkindern geltend machen wollen. 

+) Jetzt: ſoweit auf dieſelben das Geſetz vom 2. Juli 1900 keine An- 
wendung findet. (Vergl. Art. VIII der Anleitung für die Gemeinde⸗Waiſenräte vom 14. Oktober 1901.) 


Vergl. 8 52 der Geſchäftsanleitung für die Bezirks⸗Armen Kommiſſionen en- Jul 190 
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geben. Über ſolche Pflegeverhältniſſe find ſeitens der Armendirektion mit den 
Pflegeeltern beſondere Verträge zu ſchließen.“) 


$ 57. Die Armendirektion vermittelt auch die Unterbringung blinder, 
taubſtummer und ſchwachſinniger Kinder in Anſtalten, die deren Erwerbs⸗ 
fähigkeit zu fördern geeignet ſind, inſofern dieſe Anſtalten der Armendirektion 
ſtatuten-, gewohnheits⸗ oder vertragsmäßig billige Bedingungen ſtellen. 


$ 58. Über die Aufnahme in das Armenhaus und die Armenhaus 
Abteilung des Claaſſenſchen Siechenhauſes beſchließt die Armendirektion. 

Die vorläufige Aufnahme ins Armenhaus kann in dringlichen Fällen 
auch durch die Bezirksvorſteher“ ), den Vorſteher des Büros der Armen- 
direktion, ſowie den Armenhaus⸗Inſpektor angeordnet werden, jedoch iſt die 


Sache alsdann ſofort dem betreffenden Dezernenten zur weiteren Entſcheidung 
vorzulegen. 


Eine definitive, ſowie eine länger als 4 Wochen währende vorüber— 
gehende Aufnahme, iſt in allen Fällen nur infolge eines ausdrücklichen 
Beſchluſſes der Armendirektion zuläſſig. 


$ 59. Die Armendirektion vermittelt auch freie Kur in den ſchleſiſchen 
Bädern, ſoweit die betreffenden Badeverwaltungen ſolche gewähren. 

Aus Kommunalmitteln kann in ſolchen Fällen das notwendige Retje- 
geld nach den hergebrachten Sätzen gewährt werden. 

Die bezüglichen Anträge find im zeitigen Frühjahr bei der Armen- 
direktion anzubringen. 


§ 60. Die Bewilligung der unentgeltlichen ärztlichen Behandlung 
durch die Bezirksarmenärzte und einer unentgeltlichen Verabreichung von 
Heilmitteln erfolgt ſeitens der Bezirksvorſteher ) durch Ausſtellung von 
Freikurſcheinen. ; 

Andere als die Armenärzte find nur in Fällen, wo Gefahr im Verzuge 
iſt, befugt, das erſte Rezept auf Rechnung der Armenkaſſe zu verſchreiben. 

Ausnahmsweiſe kann die Armendirektion mit Genehmigung des 
Magiſtrats einzelnen Privatärzten oder Kliniken generell die Befugnis 
erteilen, Arzneien für Rechnung der Armenkaſſe zu verſchreiben. f) 

Die Beibringung des Freikurſcheins iſt auch in dieſen Fällen 
(Abſ. 2 und 3) regelmäßig erforderlich. 

§ 61. Der Freikurſchein gilt jedesmal nur für das laufende Quartal. 
Bei dem Beginn eines neuen Quartals muß, wenn die Krankheit ſich bis 
dahin erſtreckt, der Freikurſchein durch einen neuen erſetzt werden. 


§ 62. In denjenigen Fällen, in welchen die Hilfsbedürftigkeit voraus- 
ſichtlich nur eine vorübergehende, und der Kranke ſpäter zur Koſtenerſtattung 


*) Vergl. hierzu die Beſtimmungen vom 7. März 1903. 

Auf Antrag der Bezirksarmenärzte bewirkt die Armendirektion auch die zeitweilige 
Unterbringung von ſtädtiſchen Koſtkindern zur Erholung oder Kur in Ferienkolonien reſp. Kinder⸗ 
heilſtätten. 

**) Mehrköpfige obdachloſe Familien nur mit Zuſtimmung des Bezirks 
armendirektors. Gen.⸗Verf. vom 25. Februar 1903 I 160. 03 Arm.⸗Bl. 98. S. 337. 

**+) Für Almoſengenoſſen und deren mitunterſtützte Angehörige auch ſeitens des betr. 
Armenpflegers. Art. IV des II. Nachtrags vom 13. 4. 97 Seite 480. Desgl. auch für ſtädtiſche 
Koſtkinder, vergl Art. IV des IV. Nachtrags vom 23. 4. 1909 Seite 483. 


F) Verzeichniſſe hierüber werden von Zeit zu Zeit im Armenblatte veröffentlicht. 
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imſtande ſein wird, ift die Wiedereinziehung der Koſten von dem Bezirks⸗ 
vorſteher bei der Armendirektion in Antrag zu bringen.“) 


8 63. Beſchwerden wegen Verweigerung des Freikurſcheins gehen an 
die Armendirektion. 


In dringlichen Fällen kann die vorläufige Zuweiſung an den Armen- 
arzt ſeitens der Dezernenten erfolgen. 


$ 64. Bandagen, Bruchbänder, andere chirurgiſche Inſtrumente, 
ſowie Stärkungsmittel werden, abgeſehen vom Falle des $ 18, von der Armen⸗ 
direktion bewilligt. 


§ 65. Die Hebammen, welche armen Wöchnerinnen bei der Ent⸗ 
bindung und im Wochenbett Hilfe leiſten, haben, wenn ſie die Bezahlung für 
ihre Mühewaltung aus der Armenkaſſe beanſpruchen, ihre nach den niedrigſten 
Sätzen der für Hebammen beſtehenden Taxe aufgeſtellten Liquidationen viertel- 
jährlich den Vorſtehern der Bezirke, in welchen die Wöchnerinnen wohnen, 
zur Prüfung vorzulegen. Die Bezirksvorſteher prüfen und beſcheinigen eventl. 
die Hilfsbedürftigkeit der Wöchnerinnen und ihrer alimentationspflichtigen 
Angehörigen.“ *) 

Die Anweiſung der von den Bezirksvorſtehern beſcheinigten Liqui⸗ 
dationen erfolgt durch den Vorſitzenden der Armendirektion. 


Einzelnen Hebammen, welche dieſe Beſtimmung zum Nachteile der 
Armenkaſſe mißbrauchen, kann nach fruchtloſer Verwarnung die Befugnis, 
für Rechnung der Armenkaſſe Geburtshilfe zu leiſten, entzogen 
werden. 


§ 66. Die Überweiſung armer Kranker in die ſtädtiſchen Kranten- 
hoſpitäler erfolgt“) in der Regel auf Veranlaſſung des Bezirksarmenarztes 
(SS 21, 22 der Dienſt⸗Inſtr. f. d. Bezirksarmenärzte) durch den Bezirks⸗ 
vorjteherf), welcher die Hilfsbedürftigkeit des Kranken zu beſcheinigen hat. ) 


) FR der die ärztliche Hilfe Nachſuchende hierſelbſt nicht ortsangehörig, fo ift. gleidh- 
wohl (ſelbſtverſtändlich nur im Falle der Hilfsbedürftigteit) der betreffende Freikurſchein aus- 
uftellen, der Geſuchsſteller aber alsbald behufs Feititellung des Unterſtützungswohnſitzes in 
as Büro Ia zu verweiſen, erforderlichenfalls ift von der erfolgten Ausſtellung eines ſolchen 
Scheines alsbald Anzeige zu erſtatten. 

+*+) Die Liquidationen der Hebammen erfolgen jetzt nach der für hieſige Armen- 
entbindungen beſonders feſtgeſetzten Gebührenordnung vom 9. 7. 1909. 1. P. 1305/09. 

) Für Kranke aus den Stadtbezirken 79 bis 132, ſoweit fie nicht etwa an an= 
ſteckenden Krankheiten leiden, it das Wenzel-Hanckeſche Krankenhaus, für Geiſteskranke und 
ſchwere Epileptiter die ſtädtiſche Heilanſtalt für Nerven- und Gemütskrante, für alle anderen 
das Hoſpital zu Allerheiligen beſtimmt. 

7) Bei Almoſengenoſſen und deren mitunterſtützten Angehörigen auch durch den betr. 
Armenpfleger Art. IV des II. Nachtrags vom 13. 4. 97. Desgl. auch bei ſtädtiſchen Koſtkindern 
vergl. Art. IV des IV. Nachtrags vom 23. 4. 1909. 

++) Mag.⸗Verf. vom 4. Auguſt 1882 ad 2 — 1. 1953/82 u. 15. Juli 1886 — I. 1654/86. 

Sache des Bezirksvorſtehers bei Unterbringungen ins Hoſpital iſt vor allem die Prüfung 
und Feſtſtellung der Hilfsbedürftigkeit. Bei Ausfertigung bezüglicher Anmeldungen 
iſt daher vor allem die dritte Frage des Formulars zu berückſichtigen und beſtimmt ang- 
zuſprechen, ob der Kranke oder wer ſonſt die Kur- und Verpflegungskoſten zahlen kann, oder ob 
er dazu außerſtande iſt. a 

Kranke, welche nicht ſelbſt zu Fuß oder auf eigene Koſten dahin gelangen können, werden 
event. mittels Droſche dahin geſchafft. Das Droſchkenfuhrlohn für arme Kranke wird in ſolchen. 
Fällen von der Hoſpital-Inſpektion bezablt werden. ; 

Ausgenommen find Kranke, welche mit anftedenden Krankheiten, als Pocken, Cholera, 
Flecktyphus ꝛc. behaftet find — in welchem Falle die Benutzung von Droſchken verboten ift — 
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In Fällen, wo Gefahr im Verzuge iſt, kann die Aufnahme auch auf 
Requifition des Armenarztes oder Bezirksvorſtehers al lein, ſowie nach dem 
Ermeſſen des Inſpektors oder der ſonſt nach den Anjtalts-Reglements hierzu 
ermächtigten Beamten der betreffenden Krankenhäuſer, unter Vorbehalt nach⸗ 
träglicher Feſtſtellung der Hilfsbedürftigkeit im Sinne des Geſetzes vom 
6. Juni 1870, bezw. der Notwendigkeit der Hoſpitalpflege, erfolgen. 


8 67.) 


$ 68. Stirbt ein Almoſenempfänger oder ein ſonſtiger Armer, deſſen 
Leichnam aus anderweiten bereiten Mitteln nicht zur Erde beſtattet werden 
kann, jo hat der Bezirksvorſteher “*) denjenigen, welche die Beerdigung zu 
beſorgen haben oder übernehmen, zwei unter Amtsſtempel und Unterſchrift 
auszufertigende und im Büro der Armendirektion abzuſtempelnde 
Zeugnifje***), wovon 

das eine die Verabreichung eines Sarges feſtſtellt und bei dem be- 

treffenden Sarglieferanten abzugeben iſt, 

das zweite die Gewährung freien Begräbniſſes beſcheinigt und dem 

betreffenden Pfarramte zuzuſtellen ift, 
zu behändigen. t) 

Beſchwerden wegen verweigerter Ausſtellung dieſer Atteſte ſind von 
dem Dezernenten der Armendirektion zu erledigen. 


§ 69. Das Ableben eines Almoſengenoſſen (Koſtkindes) iſt vom 
Bezirksvorſteher unter Rückreichung des Almoſenbogens alsbald zu den 
Akten anzuzeigen und hierbei zugleich ein Verzeichnis des Nachlaſſes mit 
genauer Wertangabe einzureichen, unter Außerung, ob der Nachlaß behufs 
Rückerſtattung der Almoſen in Anſpruch zu nehmen oder etwa den Hinter⸗ 
bliebenen oder dem Wohnungsgeber auf die etwaigen Mietsanſprüche zu über⸗ 
laſſen fei. tt) f 

Sofern die Erben nicht am Orte ſind oder ſich um den Nachlaß nicht 
kümmern, hat der Bezirksvorſteher nötigenfalls auch im Intereſſe der Armen- 
direktion die Sicherung des Nachlaſſes zu bewirken. F) 


Wird der Inventur oder Sicherſtellung ſeitens der Erben oder 
Wohnungsinhaber widerſprochen, ſo iſt unverzüglich an die Armendirektion 


ferner ſolche Kranke, bei denen die durch das Fahren verurſachten Erſchütterungen nachteilig 
wirken könnten. 

In dieſen Fällen ift die Hoſpital⸗Inſpektion um ſofortige Abholung mittels Hoſpital⸗Kranken⸗ 
wagens oder Tragebettes zu requirieren, wozu bei Gefahr im Verzuge auch der Bezirksvorſteher 
allein berechtigt iſt. 

) Der 8 67 iſt veraltet. Vgl. ſtatt deſſen das Reglement vom 28. 7. 1907 Seite 488. 

) Bei Almoſengenoſſen und deren Angehörigen der betr. Armenpfleger, welcher zugleich 
dem Bezirksvorſteher von dem Todesfalle ſcheunigſt Mitteilung zu machen hat. Desgleichen auch 
bei ſtädt. Koſtkindern vgl. Art. IV des IV. Nachtrags vom 23. 4. 1909. 

) Das in der Anmerkung zu § 62 Geſagte findet hier analoge Anwendung. 

+) Die Bezirksvorſteher haben übrigens auch die zur Beerdigung von Almoſengenoſſen 
notwendigen Beſorgungen zu veranlaſſen, falls nicht andere Perſonen dieſe übernehmen Zu den 
notwendigen Arbeitsleiſtungen (Einſargung eventi. Reinigung der Sterbewohnung, Beſtellung 
der Beerdigung bei der Kirche ꝛc.) ſtellt ihnen die Armenhausinſpektion auf Anſuchen Inquilinen 
zur Verfügung. 

Etwa entſtehende Koſten werden aus der Haupt⸗Armenkaſſe den Bezirksvorſtehern erſtattet. 

++) Auf Nachläſſe, die nur einen geringen Wert beſitzen, it — erforderlichenfalls nach 
Rückſprache mit dem zuftändigen Armendirektor — ſtets Verzicht zu leiſten. Nachläſſe ſolcher 
Perſonen, die an anſteckenden Krankheiten geſtorben ſind, dürfen ohne Genehmigung der Armen⸗ 
direktion nicht in das Armenhaus eingeliefert werden. 

I Val. Dienſtanweiſung an die Bezirksvorſteher vom 10. 3. 1908 (hier nicht abgedruckt). 
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unter Äußerung darüber, ob ein Antrag auf gerichtliche Beſchlagnahme an⸗ 
gezeigt erſcheint, zu berichten.“) 

§ 70. Auch außer den Fällen der Fs 62 und 69 find die gewährten 
Armenunterſtützungen, ſoweit möglich, aus dem etwa ermittelten Vermögen 
des Unterſtützten oder von den verpflichteten Armenverbänden und alimen⸗ 
tationspflichtigen Privat⸗Perſonen beizutreiben (vgl. § 32). 

Waiſen iſt hierbei regelmäßig ein Vermögensbetrag bis zu 300 Mark 
freizulafjen.**) 

Auf die Erſtattung geringfügiger Beträge, deren Einziehung auf 
Schwierigkeiten ſtößt, kann verzichtet werden. 

§ 71. Atteſte und Gutachten über die Hilfsbedürftigkeit von Perſonen 
haben die Bezirksvorſteher nur auf Grund ſpezieller Requiſitionen des 
Magiſtrats und feiner Verwaltungs-Deputationen auszuſtellen, auf die 
Requiſitionen anderer Behörden oder auf den direkten Antrag wohltätiger 
Anſtalten, Vereine oder Privatperſonen nur, wo dies die Staatsgeſetze oder 
allgemeine Anordnungen des Magiſtrats ausdrücklich vor⸗ 
ſchreiben (vgl. SS 65, 66, 73 dieſes Negulativs).***) 

Solche Atteſte müſſen in jedem Falle den Zweck, zu welchem ſie aus⸗ 
geſtellt werden, ausdrücklich angeben. 


$ 72. Die Armendirektion ift berechtigt, mit wohltätigen Sorpo- 
rationen, Vereinen und Anſtalten, welche mit der ſtädtiſchen Armenverwaltung 
in eine regelmäßige Verbindung treten wollen, 
insbeſondere dadurch, daß ſie vor Bewilligung von Unterſtützungen 
davon Kenntnis nehmen, was über die Perſon und die Verhältniſſe der 
Antragſteller bei der ſtädtiſchen Armenpflege bekannt und feſtgeſtellt 
iſt, und dagegen von den ihrerſeits bewilligten Unterſtützungen der 
Armendirektion regelmäßig Kenntnis geben 
diesbezügliche Vereinbarungen zu treffen (efr. auch § 44). 


73. Die Armendirektion kann insbeſondere in ſolchen Fällen, die 
von den betreffenden Vereinen uſw. namhaft gemachten Perſonen widerruflich 
ermächtigen, während der Amtsſtunden im Büro der Armendirektion die 
Akten einzuſehen und die Bezirksvorſteher zur Auskunftserteilung auf An⸗ 
fragen der Vereine ꝛc. generell anweiſen. 


I. Uachtrag zum Regulative für die Gemeindearmenpflege 
vom 28. Mai 1893. 


Artikel J. 


Für die Zwecke der Armenverwaltung wird das Stadtgebiet künftig in 
Armenbezirke eingeteilt, deren jeder aus mehreren Stadtbezirken beſteht. 
*) Bgl. Dienſtanweiſung an die Bezirksvorſteher vom 10. III. ep Se nicht abgedrudt). 
%) Abſ. 2 in der Faſſung des IV Nachtrags vom 23. April 1 
) Siehe hierzu Verfügung vom 10. März 1897 Abſ. IIa u. Seite N 


— 478 — 


Artikel II. 
Die Verteilung der einzelnen Stadtbezirke auf die Armenbezirke erfolgt 
nach Anhörung der Armendirektion durch den Magiſtrat. 
Jeder Armenbezirk ift einem und demſelben Armen-Medizinal-Bezirk 
zuzuweiſen. 
Artikel III. 
Für jeden Armenbezirk wird eine Bezirks-Armenkommiſſion gebildet, 
beſtehend aus: ; 
a. einem nach § 7 des Regulativs vom 16. Dezember 1880 zu beſtellen⸗ 
den Bezirks⸗Armendirektor; 
b. den Bezirksvorſtehern der ſämtlichen zugehörigen Stadtbezirke; 
e. den Armenpflegern (Art. XIII, XIV); 
d. dem Bezirks⸗Armenarzte. 


Artikel IV. 


Die Bezirks⸗Armenkommiſſion hält wöchentlich, mindeſtens aber 
zweimal des Monats, zu beſtimmter Zeit an einem beſtimmten Orte eine 
Sitzung ab. 

Den Vorſitz führt der Bezirks⸗Armendirektor oder fein nach § 7 des 
Regulativs vom 16. Dezember 1880 beſtellter Stellvertreter, bei deren plötz⸗ 
licher Behinderung der in der Sitzung anweſende dienſtälteſte Bezirks⸗ 
Vorſteher. 

Die Kommiſſion ift bei Anweſenheit von / ihrer Mitglieder 
beſchlußfähig. 

Artikel V. 

Die in Artikel III bezeichneten Mitglieder der Kommiſſion ſind zur 
Teilnahme an der Diskuſſion und zur Stellung von Anträgen gleichermaßen 
berechtigt und haben gleiches Stimmrecht. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


Artikel VI. 


Alle Unterſtützungsgeſuche, die beim Büro der Armendirektion eingehen, 
ſind mit den etwaigen Akten alsbald unter kurzer Benachrichtigung des 
betreffenden Bezirks⸗Vorſtehers dem Pfleger, dem die betreffende Familie 
oder Perſon beſonders zugewieſen ift (Artikel XII), jo lange eine ſolche Bu- 
weiſung noch nicht erfolgt iſt, dem Bezirksvorſteher zuzuſenden, welcher die⸗ 
elben ſodann einem Bezirks⸗Armenpfleger zur alsbaldigen Nachforſchung, 

bgabe eines ſchriftlichen Gutachtens auf dem Geſuche und Vorträge in der 
nächſten Kommiſſionsſitzung übermittelt. 

Der Bezirksvorſteher hat ſich ſeinerſeits über das Geſuch ebenfalls zu 
informieren und — jedenfalls bei neuen Geſuchen — darüber ſchriftlich, 
und in der nächſten Sitzung mündlich, ſein Gutachten abzugeben. 

Ein Verzeichnis der jedem Stadtbezirke zugeſtellten Geſuche fertigt das 
Büro allwöchentlich dem Bezirks-Armendirektor zu. 


Artikel VII. 


Werden Gejuche direkt beim Bezirksvorſteher oder Pfleger angebracht, 
ſo hat derſelbe die etwaigen Vorakten vom Büro zu erfordern; übrigens findet 
Artikel VI ſinngemäße Anwendung. 


H9 


Artikel VIII. 

Die Kommiſſion entſcheidet — vorbehaltlich der Berufung an die 
Armendirektion (Artikel X), ſowie des geſetzlichen Beſchwerdeweges — über die 
in § 6 des Regulativs vom 16. Dezember 1880 den Abteilungen der 
Armendirektion zugewieſenen Gegenſtände ſelbſtändig. 

Ihre Beſchlüſſe über andere Angelegenheiten haben nur die Bedeutung 
von Gutachten und bedürfen der Beſtätigung der Armendirektion bezw. der 
ſonſt berufenen Inſtanzen. 


Artikel IX. 

Die von derſelben aus Armenfonds bewilligten Extraunterſtützungen 
werden von dem Bezirks-Armendirektor, dem zu dieſem Zwecke ein ange⸗ 
meſſener eiſerner Vorſchuß zuzuweiſen iſt, alsbald dem betreffenden Bezirks⸗ 
vorſteher (oder Pfleger) zur Weiterbeförderung ausgezahlt, ſofern nicht ſeitens 
des Bezirks⸗Armendirektors gleich in der Sitzung Berufung gegen den Beſchluß 
eingelegt wird. 

Die Erſtattung der von einem Bezirksvorſteher gemäß § 22 des 
Regulativs vom 16. Dezember 1880 verauslagten Unterſtützungen 
wird durch Einlegung der Berufung nicht aufgehalten. 


Artikel X. 

Die Berufung gegen Beſchlüſſe der Kommiſſion ſteht dem Vorſitzenden 
derſelben, den beteiligten Vorſtehern und Pflegern, ſowie den Geſuchſtellern zu. 

Ebenſo können der Vorſitzende und die Dezernenten der Armendirektion 
von einer Bezirks⸗Kommiſſion nach Artikel VIII Abſatz 1 gefaßte Beſchlüſſe 
ſuspendieren und der Armendiretion zur Entſcheidung vorlegen. 

Zu der Sitzung der Armendirektion, in welcher über ſolche Angelegen- 
heiten Beſchluß zu faſſen iſt, iſt der beteiligte Bezirksvorſteher und Pfleger 
zuzuziehen. 

Artikel XI. 

Die Armendirektion hält künftig in der Regel alle 14 Tage eine 
Sitzung ab. 

Die Entſcheidung über Berufungen nach Artikel IX und X kann bei er⸗ 
heblicher Geſchäftshäufung auch künftig den Abteilungen übertragen werden. 


Artikel XII.“) 

Alle hier wohnhaften, aus öffentlichen Armenfonds laufend unterſtützten 
und nicht bereits nach § 44 des Regulativs vom 16. Dezember 1880 einer 
Anſtalt oder einem Vereine zur beſonderen Fürſorge zugewieſenen Perſonen 
(Almoſengenoſſen — einſchließlich ihrer mitunterſtützten Familienglieder — 
und Koſtkinder) ſollen ſobald als möglich einem Armenpfleger zur beſonderen 
Fürſorge und Aufſicht zugeteilt werden, und zwar ſind einem Pfleger in der 
Regel nicht mehr als 4—6 arme Familien oder Koſtkinder zuzuweiſen. 


Artikel XIII. 
Die Armendirektion hat künftig zu dieſem Zwecke für jeden Stadtbezirk, 
ſoweit dies irgend möglich ift, die erforderliche Zahl von Bezirks⸗Armen⸗ 
pflegern nach §§ 9, 10 des Regulativs vom 16. Dezember 1880 zu beſtellen. 


*) In der Faſſung des IV. Nachtrags vom 23. April 1909. 
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Nähere Anordnung bleibt der Armendirektion über die Anweſenheit der 
Pfleger im Almoſen⸗ und Koſtgeld⸗Auszahlungstermine, ſowie über etwaige 
Auszahlung des Almoſens oder Koſtgeldes z. H. der Pfleger überlaſſen.“) 


Artikel XIV. 


Soweit innerhalb eines Stadt bezirks die nötige Zahl von Armen- 

pflegern nicht gefunden wird, kann die Armendirektion zur außerordentlichen 

ushilfe auch außerhalb desſelben, jedoch möglichſt in der Nähe wohnhafte 
Perſonen als Armenpfleger beſtellen. 

Dieſe ſind jedoch, ſofern ſie nicht freiwillig zugleich als Waiſenpfleger für 
einen oder mehrere Stadtbezirke einzutreten bereit find, nur als Armen⸗ 
pfleger zu beſtallen und nur dem Armenbezirke, nicht einem einzelnen 
Stadtbezirke zuzuteilen.*) 

Artikel XV. , 

Das Nähere bezüglich des Geſchäftsganges bei den Bezirks-Armen⸗ 
kommiſſionen, ſowie bezüglich der Funktionen der Armenpfleger wird durch 
beſondere, vom Magiſtrate nach Anhörung der Armendirektion zu erlaſſende 
Inſtruktionen feſtgeſetzt. 

1. 3611. 92. 


II. Uachtrag zum Regulative für die Gemeindearmenpflege 
vom 13. April 1897. 


Artikel I 


Die Zahl der magiſtratualiſchen Mitglieder der Armendirektion kann 
künftig 3—9 betragen. 

Artikel II. 

Die Armendirektion iſt ermächtigt, die Beſchlußfaſſung über ſolche An⸗ 
gelegenheiten, welche ſich nicht zur Erledigung durch die Bezirksarmen⸗ 
kommiſſionen eignen, bei denen aber eine Mitwirkung der Geſamt⸗Armen⸗ 
direktion nicht erforderlich erſcheint, widerruflich und unter Vorbehalt 
angemeſſener Kontrolle beſonderen, aus Mitgliedern der Armendirektion ge- 
bildeten Kommiſſionen zu übertragen. 


Artikel III. 


Die nach Artikel III des Nachtrages vom 28. Mai 1893 gebildeten 
Bezirkskommiſſionen find ſchon bei Anweſenheit von / ihrer Mitglieder 
beſchlußfähig. 

Artikel IV.“) 

Zur Beaufſichtigung der Pflegeeltern und Koſtkinder, zur Ausſtellung 
eines Freikurſcheines oder Hoſpital⸗Aufnahmeſcheines (SS 54, 60 und 66 des 
Regulativs), zur Ausſtellung der Anweiſung auf freien Sarg und Beerdigung 
(§ 68) für ſtädtiſche Almoſenempfänger — einſchließlich ihrer im Haushalte 
befindlichen mitunterſtützten Familien⸗Angehörigen — und für ſtädtiſche 


„) In der Faſſung des IV. Nachtrags vom 23. April 1909. 
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Koſtkinder ift derjenige Armenpfleger befugt, welchem die Familie oder das 
Koſtkind nach Artikel XII des Nachtrages vom 28. Mai 1893 zur dauernden 
Fürſorge zugeteilt iſt (Patronatspfleger), in dringlichen Fällen auch der 
Bezirksborſteher 

Artikel V.“) 

Die laufend aus ſtädtiſchen Mitteln unterſtützten Schulkinder erhalten 
in jedem Herbſte die notwendigen Kleidungsſtücke aus der Bekleidungs⸗ 
niederlage, ohne daß es einer förmlichen Beſchlußfaſſung der betreffenden 
Bezirkskommiſſion bedarf, auf Grund einer vom Bezirks⸗Armendirektor zu 
prüfenden und mit zu vollziehenden Anweiſung, welche der zuſtändige 
Patronatspfleger oder Bezirksvorſteher ausfertigt. 


Artikel VI.“) 

Sofern ſtädtiſche Almoſengenoſſen oder Koſtkinder gemäß SS 44, 72 des 
Regulativs einer Anſtalt (einem Vereine) zur beſonderen Fürſorge über- 
wieſen ſind und das betreffende Abkommen nichts anderes vorſieht, werden 
die in Artikel IV und dem Armenpfleger bezw. Bezirksvorſteher zuge- 
wieſenen Befugniſſe durch die für die Anſtalt (den Verein) zu beſtellenden 
Kommiſſarien der Armen-Verwaltung ausgeübt. 

Die Hilfe des Armenarztes für Perſonen der in Abſatz J gedachten Art 
kann in dringlichen Fällen auch durch die Organe der Anſtalt (des 
Vereins) unmittelbar beanſprucht werden, jedoch müſſen dieſe den vorſchrifts⸗ 
mäßigen Freikurſchein ſchleunigſt nachbringen. 

1. 937. 97. 


Il. Uachtrag zum Regulative für die Gemeindearmenpflege 
vom 22. Januar 1902. 


Artikel J. 


Zur Erledigung der im § 6 des Regulativs, bezw. der im Artikel XI 
des erſten Nachtrages hierzu vom 28. Mai 1893 bezeichneten Geſchäfte kann 
die Armendirektion im Bedarfsfalle auch in mehr als zwei Abteilungen geteilt 
werden. 

Artikel II. 


In beſonders dringenden Fällen kann zur Abwendung eines augen- 
blicklichen Notſtandes außer dem Bezirksvorſteher (§ 22 des Regulativs) auch 
der Bezirks⸗Armendirektor eine einmalige Unterſtützung und zwar dieſer bis 
zum Betrage von 15 Mark ſofort vorſchußweiſe gewähren; er muß jedoch 
hierzu die nachträgliche Genehmigung ſeiner Bezirskommiſſion einholen. 

Sind der Bezirks-Armendirektor, der zuſtändige Bezirksvorſteher und 
der mit der Ermittelung beauftragte Armenpfleger über die unbedingte Not⸗ 
wendigkeit und Dringlichkeit einer ſolchen einmaligen Barunterſtützung (oder 
auch einer nach Art. VIII des Nachtrages vom 18. Mai 1893 zur Zu⸗ 
ſtändigkeit der Bezirks⸗Kommiſſion gehörenden Naturalunterſtützung) bis 


*) In der Faſſung des IV. Nachtrags vom 23. April 1909. 
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zum Betrage von 15 Mark einig, jo hat deren einmütige Bewilligung 
gleiche Kraf mit einem förmlichen Beſchluſſe der Bezirks-Kommiſſion und 
iſt der letzteren in der nächſten Sitzung lediglich zur Kenntnis mitzuteilen. 


Artikel III. 


Zu Armenpflegern (Armen- und Waiſenpflegern) im Sinne der 
Art. XIII und XIV des erſten Nachtrages vom 28. Mai 1893 ſind wählbar 
ohne Unterſchied des Geſchlechts alle in Breslau wohnhaften 
deutſchen Reichsangehörigen, welche das 24. Lebensjahr vollendet haben und 
ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 
1. 96. 02. 


IV. Uachtrag zum Regulative für die Gemeindearmenpflege und feinen 
Nachträgen 


vom 23. April 1909. 


Artikel I 


betrifft Anderungen der §§ 3, 4, 18, 44, 51 und 70 des Regulativs, die oben 
im Texte des Regulativs berückſichtigt ſind. 


Artikel II. 

Die Armendirektion iſt ermächtigt, ſelbſtändig 

a. mit fremden Armenverbänden, wohltätigen Vereinen, Korporationen 
und Anſtalten Abkommen zu ſchließen, welche die Unterſtützung, Unter⸗ 
bringung, Verſorgung und Beaufſichtigung hilfsbedürftiger Perſonen 
betreffen; 

b. die Stadtgemeinde (den Land- und Ortsarmenverband) Breslau in 
allen Verhandlungen, Erklärungen und Geſchäften, Streitigkeiten und Pro⸗ 
zeſſen wegen Unterſtützung und Übernahme einzelner Hilfsbedürftiger, ſowie 
wegen Erſtattung der hierfür erwachſenen Koſten zu vertreten; 


c. Anträge jeder Art bei den zuſtändigen Behörden wegen Geran- 
ziehung von Nährpflichtigen zur Erfüllung ihrer Unterhaltspflicht gegen- 
über ihren öffentlich unterſtützten Angehörigen zu ſtellen, insbeſondere 

d. Arbeitsanweiſungen an Perſonen, welche ſelbſt (oder in der Perſon 
ihrer Angehörigen) Armenunterſtützung erhalten, ſowie Anweiſungen und 
Aufforderungen an Arbeitsſcheue und Nährpflichtige gemäß § 361 7 u. 10 
R. St. G. B. zu erlaſſen, auch Strafanzeigen auf Grund des § 361 5. 7. 8. 10. 
R. St. G. B. zu erſtatten; 


e. Anträge auf Entmündigung nach § 6 Nr. 2, 3 B. G. B., Art. I 
Nr. III preuß. Ausf.⸗Geſ. vom 22. September 1899 betreffend Anderungen 
der Ziv.⸗Proz.⸗Ordnung (Geſ.⸗S. S. 284) zu ſtellen; : 

f. Armutsbeſcheinigungen in Prozeßſachen behufs Erlangung des 
Armenrechts nach § 114 ff. der D. Ziv.⸗Proz.⸗Ordnung auszuſtellen. 
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Prozeßſchriften, Entmündigungsanträge und ſolche Schriftſtücke der 
Armendirektion in vorſtehenden Angelegenheiten, durch welche eine Ver⸗ 
pflichtung der Stadtgemeinde (des Qand- oder Ortsarmenverbandes) Breslau 
herbeigeführt werden ſoll, ſind vom Vorſitzenden der Armendirektion (oder 
ſeinen Stellvertretern, § 4 des Regulativs vom 16. XII. 1880) und noch 
einem Mitgliede der Armendirektion zu unterzeichnen; bei anderen Amts- 
handlungen der vorgedachten Art genügt, ſoweit nicht durch beſondere An⸗ 
ordnungen des Magiſtrats oder der Armendirektion Ausnahmen beſtimmt 
werden, die Zeichnung durch den zuſtändigen Dezernenten. 


Artikel III 


betrifft Anderungen des I. Nachtrags zum Regulative, die oben im Texte des 
1. Nachtrages berüͤckſichtigt find. 


Artikel IV 


betrifft Anderungen des II. Nachtrags zum Regulative, die oben im Texte des 
2. Nachtrags bexückſichtigt find. 


1. 534. 09, Gem. Bl. 1909. S. 345. 


V. Uachtrag zum Regulative für die Gemeindenrmenpflege 
vom 26. April 23. Juni 1910. 


Die Armenfürſorge für Kinder kann künftig von der Armendirektion 
dem ſtädtiſchen Waiſenamt übertragen werden, welches die Bezeichnung 
Waiſen- und Kinderfürſorgeamt erhält. 

In dieſem Falle finden für die Geſchäftshandhabung, ſoweit nicht das 
Regulativ über die Organiſation der Waiſenräte vom 10. Oktober 1893 und 
ſeine Nachträge etwas anderes vorſchreiben oder die Armendirektion ſich nicht 
beſtimmte Rechte für ſich oder ihre Organe vorbehält, die Beſtimmungen des 
Regulativs vom 16. Dezember 1880 und feiner Nachträge ſinngemäße An- 
wendung mit der Maßgabe, daß an Stelle der Armendirektion das Waiſen⸗ 
und Kinderfürſorgsamz an die der Bezirksarmenkommiſſionen der Waiſenamts⸗ 
bezirk, an die des Armendirektors der Waiſendirektor oder die Waiſendirektorin, 
an die des Bezirksvorſtehers der Waiſenrat, an die des Armenpflegers der 
Waiſenpfleger oder das ſonſt zum Pfleger ernannte Mitglied des Waiſen⸗ 
amtsbezirks tritt. 


1. W. 866.10. Gem. Bl. 1910. S. 607. 
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4. Regulativ über die Organifation der Waiſenräte in Breslau 


vom 10. Oktober 1893. 


§ 1. Jeder Ortsbezirk (§ 60 der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 
und Statut vom 16. Oktober 1880) bildet zugleich einen Waiſenratsbezirk. 

Der Vorſteher des Bezirks fungiert, wo nicht ausnahmsweiſe eine andere 
Regelung ſtattfindet (SS 2, 3) zugleich als Waiſenrat gemäß $ 52 der Bor- 
mundſchafts-Ordnung vom 5. Juli 1875. 


$ 2. Das Waiſenratsamt kann mit Zuſtimmung des Bezirksvor⸗ 
ſtehers und des Bezirksvorſteher-Stellvertreters dem letzteren auf beſtimmte 
Zeit oder bis auf weiteres durch das Waiſenamt (§ 6) übertragen werden. 
Der Vorſteher fungiert in dieſem Falle als Stellvertreter des Waiſenrats. 


§ 3.) Für beſonders belaſtete Ortsbezirke oder für den Fall, daß der 
Bezirksvorſteher oder deſſen Stellvertreter dauernd verhindert iſt, können nach 
Anhörung des Waiſen- und Kinderfürſorgeamts auf Antrag des Magiſtrats 
beſondere Waiſenräte, deren Zahl ſich nach dem Bedarf richtet, ſeitens der 
Stadtverordneten-Verſammlung gewählt werden. Wählbar ſind ſtimmfähige 
Bürger der Stadt, ausnahmsweiſe auch ſolche, die nicht in dem betreffenden 
Ortsbezirk wohnen. Mehrere Waiſenräte eines Bezirks vertreten ſich gegen— 
ſeitig. Die Verteilung der Geſchäfte unter ſie erfolgt nach näherer Anordnung 
des Waiſen- und Kinderfürſorgeamtes. 


$ 4. Die Waiſenräte find Organe der Vormundſchaftsgerichte und ver- 
kehren mit denſelben ſelbſtändig und unmittelbar. 


§ 5. Ihre Geſchäftsführung wird durch eine vom Magiſtrate zu er- 
laſſende Inſtruktion geregelt bis auf weiteres durch die vom F 


§ 6.*) Die Aufſicht über die Waiſenräte übt ein Ausſchuß der Armen- 
direktion (das Waiſen- und Kinderfürſorgeamt) aus, beſtehend aus 

a. dem Vorſitzenden der Armendirektion, 

b. den jeitens des Herrn Oberbürgermeiſters mit Dezernaten in der 
Waiſenpflege betrauten Magiſtratsmitgliedern und Aſſeſſoren, 

c. mindeſtens 12 von der Armendirektion aus ihrer Mitte gewählten Mit- 
gliedern (Waiſendirektoren, Waiſendirektorinnen), 

d. dem leitenden Arzte des Kinderhorts (Säuglingsheims). 


$ 7.) Die Armenpfleger (§ 9 des Regulativs für die Gemeinde- 
armenpflege vom 16. Dezember 1880, Artikel XIII, XIV des Nachtrages vom 
28. Mai 1893) ſind in der Regel zugleich als Waiſenpfleger zu beſtellen. 

Solche Armenpfleger, die nicht für den Ortsbezirk, in dem ſie wohnen, 
beſtellt ſind, ſowie ſolche, die zur Übernahme eines ſtädtiſchen Ehrenamtes 


nicht verpflichtet ſind, ſind jedoch nur mit ihrer beſonderen Zuſtimmung als 
Waiſenpfleger zu beſtellen. “ **) 


*) In der Faſſung des II. Nachtrags vom 1. 7. 1910. 
*#) 7 in der Faſſung des I. Nachtrags vom 23. 4. 1909 I. W. 62.09. Gem. Bl. 
Seite 347. 


) Die Armenpfleger werden jetzt nicht mehr als Waiſenpfleger beſtellt, ſondern nach 
Bedarf Waiſenpfleger gewählt (Art. IId des II. Nachtrags). 


— 1 


Das Amt des Waiſenpflegers erliſcht von ſelbſt durch die Beſtallung als 
Waiſenrat gemäß §§ 2, 3. 

Zur Unterſtützung der Gemeindewaiſenräte können auch in Breslau 
wohnhafte, mindeſtens 24 Jahre alte, im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte 
befindliche Frauen deutſcher Reichsangehörigkeit, die hierzu bereit ſind, nur 
als Waiſenpflegerinnen widerruflich beſtellt werden. Die Beſtellung erfolgt 
durch die Stadtverordneten-Verſammlung auf Vorſchlag der Armendirektion 
auf jeweils längſtens 3 Jahre; Wiederwahl, nach Ablauf der Zeit, für die die 
Beſtellung erfolgte, iſt ſtatthaft. An dem geſetzlichen Rechte der Waiſen⸗ 
pflegerinnen, das Amt jederzeit aufzugeben, wird hierdurch nichts geändert. 
Die Verteilung der Waiſenpflegerinnen auf die Waiſenratsbezirke bewirkt der 
Vorſitzende des Waiſenamts, wobei eine Waiſenpflegerin auch mehreren 
Waiſenratsbezirken überwieſen werden kann. Die Waiſenpflegerinnen haben 
unter der Leitung der Gemeindewaiſenräte bei der Beaufſichtigung der im 


Kindesalter ſtehenden Mündel und bei der Überwachung weiblicher Mündel 
mitzuwirken. 


$ 8. Die Waiſenpfleger ſind verpflichtet, die Waiſenräte bei der 
alljährlichen Generalreviſion der Mündel ſowie bei ſonſtigen beſonderen 
e ee nach näherer Maßgabe der hierüber ergehenden Verfügungen 
des Waiſenamtes zu unterſtützen. i 


Der Magiſtrat. 


Il. Uachtrag zum Regulative über die Organifation der Waifenräte 
in Breslau vom 10. Oktober 1893 


vom 1. Juli 1910. 


Artikel J. 


Für Zwecke des Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamts kann das Stadt- 
gebiet künftig in Waiſenamtsbezirke eingeteilt werden, deren jeder aus 
mehreren Stadtbezirken beſteht. 


Artikel II. 


Zu jedem Waiſenamtsbezirke gehören: 

a. ein Mitglied oder mehrere Mitglieder des Waiſen- und Kinder- 
fürſorgeamts. ($ 6 des Regulativs über die Organiſation der 
Waiſenräte in Breslau vom 10. Oktober 1893 in der Faſſung 
des Artikels VI dieſes Nachtrages.) 

Die Mitglieder und unter ihnen den Vorſitzenden beſtimmt der 
Vorſitzende des Waiſen- und Kinderfürſorgeamts. 
b. die Gemeindewaiſenräte der ſämtlichen zugehörigen Stadtbezirke, 


c. die für den Waiſenamtsbezirk gewählten Waiſenpfleger und 
Waiſenpflegerinnen, 


— 486 — 


— 


d. die Gehilfinnen der unter b aufgeführten Waiſenräte (§ 7 des zu a 

bezeichneten Regulativs in der Faſſung des Nachtrages vom 

23. April 1909), 

e. der Arzt der für den Waiſenamtsbezirk zuſtändigen Säuglings⸗ 
fürſorgeſtelle (Milchküche), 

f. die beſoldeten Pflegerinnen, die durch den Vorſitzenden des Waiſen⸗ 
und Kinderfürſorgeamts dem Waiſenamtsbezirk zugewieſen ſind. 


Artikel III. 


Die Beſtimmungen des Regulativs für die Gemeindearmenpflege der 
Stadt Breslau vom 16. Dezember 1880 und ſeiner Nachträge finden für die 
Geſchäftsführung der Waiſenamtsbezirke, ſoweit nicht das Regulativ über die 
Organiſation der Waiſenräte vom 10. Oktober 1893 und ſeine Nachträge 
etwas anderes vorſchreiben, ſinngemäße Anwendung. Die Sitzungen der 
Waiſenamtsbezirke und des Waijen- und Kinderfürſorgeamts finden nach 
Bedarf ſtatt. 

Artikel IV. 

Die Waiſenpflege der Stadt Breslau wird unter der Aufſicht des 
Magiſtrats durch das ſtädtiſche Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamt — einen 
Ausſchuß der Armendirektion — geleitet. Der Vorſitzende ſowie mit deſſen 
Ermächtigung die übrigen Mitglieder dieſes Amts können zugleich das Amt 
des Gemeindewaiſenrates ausüben, ſoweit es ſich um Abgabe von Erklärungen 
in Einzelfällen und von Entſcheidungen allgemeiner Art handelt. 


Artikel V und VI 


betreffen Anderungen der §s 3 und 6 des Regulativs, die oben im Text 
des Regulativs berückſichtigt ſind. 


Der Magiſtrat. 
I. W. 856. 10. Gem. Bl. 1910. S. 579. 


5. Ortsftatut über die Bevormundung öffentlich unterſtützter Minder- 
jähriger durch Beamte der Armenverwaltung (Generalvormundſchaft)) 


vom 23. März 1901. 


Auf Grund des Art. 136 des Reichs⸗Einführungsgeſetzes zum Bürger- 
lichen Geſetzbuch, des Art. 78 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes hierzu vom 
20. September 1899 und des § 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 wird 
für die Stadtgemeinde Breslau mit Zuſtimmung der Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung (Beſchluß vom 15. November 1900) vorbehaltlich der Genehmigung 
des Bezirks-Ausſchuſſes folgendes Ortsſtatut erlaſſen: 

$ 1. Für diejenigen Minderjährigen, welche ſeitens des Armen- 
verbandes Breslau im Wege der öffentlichen Armenpflege unterſtützt und unter 


*) Vergleiche hierzu die Magiſtrats⸗Verfügung vom 13. Januar 1902. I. W. 1710. 01. 
Armenblatt Nr. 79, Seite 206.207. 
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Aufſicht der in § 2 bezeichneten Beamten (Generalvormünder) entweder in 
einer von dieſen gewählten Familie oder Anſtalt, oder ſofern es ſich um 
uneheliche Kinder handelt, in der mütterlichen Familie erzogen oder verpflegt 
werden, haben dieſe Beamten alle Rechte und Pflichten eines Vormundes, 
ſoweit nicht im Einzelfalle das Vormundſchaftsgericht 


a. die Ernennung eines beſonderen Vormundes ($ 6 Abſ. 2) oder 
b. auf Antrag der Gemeindeverwaltung eine Beſchränkung auf 
einzelne Rechte oder Pflichten eines Vormundes anordnet. 


$ 2. Der Magiſtrats⸗Dirigent wird einzelne derjenigen Gemeinde- 
beamten, welche in der Gemeinde-Armenverwaltung tätig find, zu „General- 
vormündern“ ernennen mit dem Auftrage: 


A. nach Maßgabe der beſtehenden und noch zu erlaſſenen ma- 
giſtratualiſchen Regulative und Geſchäftsanweiſungen hinſichtlich der Gemeinde— 
armenpflege 

1. für diejenigen Kinder, die künftig im Wege der Armenpflege vor⸗ 
ausſichtlich dauernd als ſtädtiſche Kinder unterzubringen ſind, die 
Pflegeſtelle (Anſtalt oder Familie) auszuwählen und die Erzie— 
hung und die Verpflegung in dieſen Pflegeſtellen weiterhin zu 
beaufſichtigen; 

2. die öffentlich unterſtützten, in der mütterlichen Familie erzogenen 
oder verpflegten unehelichen Kinder zu beaufſichtigen; 

B. in ihrer Eigenſchaft als Beamte der Gemeinde - Armenverwaltung 
die Rechte und Pflichten eines Vormundes über die in § 1 des Statuts be- 
zeichneten Minderjährigen auszuüben. 


$ 3. Alle in der Gemeinde-Armenverwaltung beſchäftigten beſoldeten 
und unbeſoldeten Gemeindebeamten ſind verpflichtet, den in § 2 bezeichneten 
Auftrag anzunehmen. 

Derſelbe iſt ſeitens des Magiſtrats-Dirigenten jederzeit widerruflich; er 
erliſcht von ſelbſt, wenn der Beauftragte aufhört, Gemeindebeamter oder in 
der Gemeinde-Armenverwaltung beſchäftigt zu ſein. 


§ 4. Die Beſtimmungen der §§ 2 und 3 finden auf die Anordnung 
einer dauernden oder vorübergehenden Stellvertretung der Generalvormünder 
ſinngemäße Anwendung. 


§ 5. Jeder Wechſel in der Perſon des Generalvormundes, ſowie jede 
Stellvertretung iſt den beteiligten Vormundſchaftsgerichten alsbald mitzuteilen. 


§ 6. Sobald bezüglich eines der Bevormundung bedürftigen Minder- 
jährigen die Vorausſetzungen des § 1 dieſes Statuts eintreten, iſt dies durch 
den zuſtändigen Dezernenten der Armendirektion (bezw. des Waiſenamtes) 
ungeſäumt feſtzuſtellen, und dies unter Bezeichnung des als Generalvormund 
zuſtändigen Beamten dem betreffenden Vormundſchaftsgericht, ſowie dem 
Generalvormunde ſelbſt ſofort mitzuteilen. 

Von dem Zeitpunkt dieſer Feſtſtellung ab hat der bezeichnete General- 
vormund die Rechte und Pflichten des Vormundes. Dieſe Rechte und Pflichten 
beſtehen nur, ſo lange nicht das Vormundſchaftsgericht (nach Empfang der in 
Abſ. 1 bezeichneten Mitteilung) einen anderen Vormund beſtellt hat. 

Die Beſtellung eines beſonderen Vormundes ift von dem General 
vormunde zu beantragen, ſobald die Umſtände eine dauernde Aufficht desſelben 
über den Mündel weſentlich erſchweren, namentlich alſo, wenn der Mündel 
nach beendeter Schulpflicht ſeinen Aufenthalt außerhalb Breslaus nimmt. 
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§ 7. Iſt die Konfeſſion, in welcher der Mündel nach dem Geſetze zu 
erziehen iſt, oder die Notwendigkeit der Bevormundung oder ſonſt irgend eine 
für das Eintreten der Generalvormundſchaft in Betracht kommende Rechts⸗ 
oder Tatfrage zweifelhaft, ſo kann dem Vormundſchaftsgericht möglichſt noch 
vor Eintritt ſämtlicher in § 1 bezeichneten Vorausſetzungen eine vorläufige 
Mitteilung mit dem Erſuchen um ſchleunige Entſcheidung gemacht werden. 

Die Generalvormundſchaft tritt in dieſen Fällen nicht vor erfolgter 
Entſchließung des Vormundſchaftsgerichtes in Wirkſamkeit. 


§ 8. Die Befugnis des Generalvormundes zur vormundſchaftlichen 
Vertretung eines Mündels auf Grund dieſes Statuts wird durch eine gemäß 
$ 56 Nr. 8 der Städte⸗Ordnung vom 30. Mai 1853 ausgeſtellte Beſcheinigung 
gültig nachgewieſen. 


$ 9. Dieſes Ortsſtatut tritt 6 Monate nach erfolgter Genehmigung 
durch den Bezirks-Ausſchuß in Kraft.“) 
1. P. 1260. 01. 


6. Reglement über die Armenfürſorge für anfaltspflegebedürftige 
Geiſteskranke, Idioten, Epileptiſche, Blinde und Taubſtumme im Bezirk 
des Landarmenverbandes der Stadt Breslau 


vom 28. Juli 1907. 


$ 1. Der Landarmenverband der Stadt Breslau gewährt die ihm 
nach dem Geſetze vom 11. Juli 1891 obliegende Armenfürſorge für Hilfs- 
bedürftige, der Anſtaltspflege bedürftige Geiſteskranke, Idioten, Epileptiſche, 
Taubſtumme und Blinde durch Aufnahme in eigene, der Stadtkommune 
Breslau gehörige, zur Armen- und Krankenpflege beſtimmte Anſtalten oder 
durch Vermittelung dieſer Aufnahme in geigneten fremden Anſtalten. (§ 7.) 


$ 2. Die vorläufige Aufnahme in den im § 1 bezeichneten Anſtalten 
im Wege der Armenpflege erfolgt in Gemäßheit der die Armenpflege be— 
treffenden jeweiligen Gemeindebeſchlüſſe der Stadt Breslau. 

Für die Aufnahme von Geiſteskranken in eine Irrenanſtalt ſind ſelbſt⸗ 
verſtändlich außerdem die beſonderen geſetzlichen und Adminiſtrativvorſchriften 
über Mitwirkung der Polizeibehörde uſw. zu beobachten. 

§ 3. Bei jeder Aufnahme in einer der gedachten Anſtalten ift feſtzu⸗ 
ſtellen, ob dieſelbe 

a. im Wege der Armenpflege oder 

b. gegen Sabrana der für Nichtarme von den ſtädtiſchen Behörden 
vorgeſchriebenen Gebühren oder auf Grund eines ſonſtigen Titels 
begehrt wird. 

Iſt letzteres der Fall und der Titel nicht zweifellos oder der Auf⸗ 
genommene nicht im Beſitze bereiter Mittel zur Zahlung der Gebühren, oder 
kann dieſe Zahlung endlich nicht anderweit ſichergeſtellt werden, ſo iſt in der 


*) Die Genehmigung wurde am 20. Juni 1901 erteilt. 
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Aufnahme⸗Verhandlung event. der Antrag lauf Aufnahme im Wege der 
öffentlichen Armenpflege zu ſtellen. j 

Iſt die Aufnahme urſprünglich nicht im Wege der öffentlichen Armen- 
pflege erfolgt, ſo iſt — bei Fortfall reſp. Beendigung der Vorausſetzung, 
auf Grund deren die anderweite Aufnahme erfolgte — in gleicher Weiſe der 
Antrag auf Fortgewähr der Verpflegung im Wege der Armenpflege aufzu— 
nehmen. 

$ 4. Die Aufnahme (oder die Gewährung des Weiterverbleibs) im 
Wege der Armenpflege erfolgt in jedem Falle vorbehaltlich 

a. der ſpäteren Verlegung in eine andere, dem Zuſtande des Kranken 
entſprechende ſtädtiſche oder fremde Anſtalt, 

b. der Überführung in die Fürſorge eines anderen übernahme⸗ 
pflichtigen Armenverbandes, 

c. der Koſteneinziehung von anderen zur Erſtattung verpflichteten 
Armenverbänden, 

d. der Koſteneinziehung aus dem etwaigen Vermögen des Verpflegten 
oder von zur Erſtattung der Koſten verpflichteten Perſonen, 
Kaſſen oder Verbänden. 

§ 5. Den hiernach zur Koſtenerſtattung verpflichteten Qand- und 
Ortsarmenverbänden ift (abgeſehen von außerordentlichen Mehraufwendungen 
in beſonders ſchweren Fällen) zu liquidieren, ſofern die Verpflegung im 
ſtädtiſchen Irrenhauſe an der Einbaumſtraße oder in der Königl. pſychiatr. 
und Nervenklinik der Univerſität Breslau erfolgt, ein Satz von 1 Mark 50 Pf. 
pro Kopf und Tag, für den in einer anderen Anſtalt Verpflegten nach dem 
allgemeinen Tarif vom 2. Juli 1876. 

Die Liquidation der von dem Land- oder Ortsarmenverbande Breslau 
ſelbſt zu übertragenden Koſten, ſowie der vorſtehenden Sätze überſteigenden 
Selbſtkoſten an die im § 4d bezeichneten Drittverpflichteten wird hierdurch 
nicht ausgeſchloſſen. 

8 6. Die Entlaſſung aus der nach §§ 2 und 3 gewährten Armen- 
Fürſorge erfolgt durch Verfügung des betreffenden Dezernenten, 
a. wenn die Hilfsbedürftigkeit im armenrechtlichen Sinne oder 
b. wenn die Notwendigkeit der Anſtaltspflege aufhört. 

Außerdem ſind dispoſitionsfähige Kranke der nach § 1 bezeichneten Art 
auf ihr Verlangen jederzeit zu entlaſſen. 

Falls die Entlaſſung nicht dispoſitionsfähiger Kranker von ihnen ſelbſt 
oder ihren Angehörigen begehrt wird, ſo kann dieſelbe bis zur Beibringung 
der Zuſtimmung ihrer geſetzlichen Vertreter (Vormünder) beanſtandet werden. 
Soweit es ſich um gemeingefährliche (oder ſelbſtgefährliche) Geiſteskranke 
handelt, darf die Entlaſſung in jedem Falle nur mit Zuſtimmung der Polizei- 
Verwaltung ſtattfinden. 

§ 7. Außer in den eigenen Anſtalten kann der Landarmenverband die 
ſeiner Fürſorge anheimgefallenen Hilfsbedürftigen auch in den Anſtalten der 
Provinz und anderer öffentlichen Verbände ſowie in geeigneten Privatanſtalten 
unterbringen. Auch dieſe Unterbringungen erfolgen vorbehaltlich des 
Regreſſes wegen der dadurch entſtehenden Koſten gemäß SS 4 und 5. Armen- 
verbänden dürfen hierbei jedenfalls nicht höhere Koſten liquidiert werden, 
als die den fremden Anſtalten tatſächlich im Einzelfalle gezahlten Pflegegelder. 


Der Magiſlrat. 
1. 915. 07. 
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Vorſtehendes Reglement wird hiermit auf Grund des Artikels I § 31 b 
des Geſetzes vom 11. Juli 1891 (G.⸗S. S. 300) genehmigt. 


Berlin, den 21. Auguſt 1907. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- 
J. A.: von Siſchoffshanſen. und Medizinal-Angelegenheiten. 


J. A.: Kirchner. 
Genehmigung. 


IVa. 1190. 
M. dag. A. M. 7653. UN. 


7. Verfügung des Magiſtrats über die Ausſtellung von Atteſten, 
Beglaubigungen uſw. durch die Bezirksvorſteher 


vom 10. März 1897. 


Unſere Verfügung vom 29. Oktober 1890, betreffend die Ausſtellung 
von Atteſten, Beglaubigungen uſw. ſeitens der Bezirksvorſteher wird hier— 
durch aufgehoben und durch folgende erſetzt: 

I. Eine amtliche Verpflichtung der Herren Bezirksvorſteher 
zur Ausſtellung von Atteſten, Erteilung von Auskünften und Gutachten 
findet nur nach Maßgabe der allgemeinen, für ihre Amtsführung erlaſſenen 
Anweiſungen ſtatt; 

vergl. insbeſondere § 10 Nr. IV des Statuts vom 16. Oktober 1880, 

§ 71 des Regulativs vom 16. Dezember 1880, 

Nr. V der Inſtruktion vom 30. September 1881, 

Magiſtrats⸗Verfügung vom 25. April 1890, betreffend 
die Invaliditäts- und Altersverſicherung. 
Xa. Nr. 801/90. 

Die Atteſte und Auskünfte dieſer Art ſind ſelbſtverſtändlich nicht 
ſtempelpflichtig. 

II. Geſtattet ift im Intereſſe des Publikums den Herren Bezirks- 
vorſtehern: 

a. die Auskunftserteilung über die Bedürftigkeit, Würdigkeit und Zus 
verläſſigkeit armer Perſonen auf ſchriftliches Anſuchen 
von Wohltätigkeitsanſtalten, Stiftungen und 
Vereinen; doch iſt die Auskunft immer nur den Organen 
dieſer Anſtalten unmittelbar gegenüber zu er⸗ 
teilen und darf niemals den Armen ſelbſt ausgehändigt werden; 
die Ausſtellung von Bedürftigkeits⸗Beſcheinigungen behufs koſten⸗ 
freier Erteilung von Tauf⸗, Trau- oder Totenſcheinen unter aus⸗ 
drücklicher Angabe dieſes Zweckes; 
die Beglaubigung von Unterſchriften unter Quittungen über Penſionen 
und Wartegelder, die aus öffentlichen oder privaten Kaffen 


b. 


— 


2 
** 
— 


) Zu e in der Faſſung der Magiſtrats⸗Verfügung vom 9. März 1900. IP. 239. 00. 
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zu erheben find, desgleichen die Ausſtellung der zu dieſem Zwecke er- 
forderlichen Lebensatteſte. 
Dieſe ſind ſtempelfrei. s 
III. Die Ausſtellung aller anderen Atteſte haben die Herren Vorſteher 
18 Insbeſondere wird denſelben hierdurch ausdrücklich untere 
agt: 
a. die Ausſtellung anderer als der sub I und IIa, b erwähnten V e- 
dürftigkeitsatteſte, 
b. die Beglaubigung der Richtigkeit von Abſchriften jeder Art, 
c. die Beglaubigung von Erklärungen, die zum Gebrauche vor Standes- 
ämtern beſtimmt find (3. B. Heiratskonſenſen), 
d. die Beglaubigung von Unterſchriften unter Verträgen, Vergleichen, 
Zeſſionen, Verpfändungen, Vollmachten jeder Art (alſo auch unter 


Poſtvollmachten), Schuldſcheinen und anderen derartigen Urkunden.) 
1. 180. 97. 


8. Tarif über Rur- und Verpflegungskoften in den ſtädtiſchen 
Krankenhänfern 


vom 30. September 1908. 


A. 


„Die Erſtattung der Koſten wird für Krankenhauspflege beanſprucht, die 
nicht im Wege der öffentlichen Armenunterſtützung geleiſtet worden iſt. 


I. Privatkranke. 


Für Perſonen, deren Kur und Verpflegung auf Grund eigener oder 
von Dritten eingegangener ſchriftlicher Zahlungsverpflichtung — erforderlichen⸗ 
falls unter Sicherheitsleiſtung nach den hierfür beſonders zu erlaſſenden An⸗ 
ordnungen — erfolgt, ſind zu berechnen: 

1. ſofern ſie in Breslau ortsangehörig und wenig bemittelt ſind, 
a. im Alter von 10 und mehr Jahren 2,00 M 
b. bis zum vollendeten 10. Lebensjahre 1,00 


+) Hierzu Mag.⸗Verfügung vom 17. November 1904, 1 P. 218404. durch welche die 
Herren Bezirksvorſteher darauf aufmerkſam gemacht werden, 

„daß fie bei Vermeidung ſchwerer Verantwortung nur ſolche Unterſchriften 
beglaubigen dürfen, die von dem Ausſteller ſelbſt in ihrer Gegenwart 
niedergeſchrieben oder ausdrücklich als von ihm herrührend anerkannt 
ſind, auch nur nach genauer Prüfung der Identität des Betreffenden; ebenſo 
dürfen Lebensatteſte nur nach perſönlicher Überzeugung des Herrn Bezirks. 
vorſtehers, daß die betr. Perſon wirklich noch lebt, ausgeſtellt werden. 

Werden ſolche Atteſte und Quittungen, wie dies oft geſchieht, von anderen 
Perſonen, als denjenigen, um deren Leben oder Unterſchrift es fidh handelt, vorgelegt, 
jo find dieſelben abzuweiſen. Es genügt namentlich nicht, daß etwa die Schrift⸗ 
züge des Ausſtellers dem Herrn Vorſeber ekannt find.” 
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2. ſofern fie in Breslau nicht ortsangehörig und wenig bemittelt find, 


a. im Alter von 10 und mehr Jahren: 
der durchſchnittliche Selbſtkoſtenſatz; 

b. bis zum vollendeten 10. Lebensjahre: 
die Hälfte des Koſtenſatzes; 


3. ſofern ſie bemittelt ſind, mindeſtens der durchſchnittliche Selbſtkoſtenſatz, 
gegebenenfalls auch ein höherer Satz, der von dem Dezernenten nach 
Anhörung des zuſtändigen Primärarztes feſtzuſetzen ift. 


Erfolgt die Kur und Verpflegung auf Grund des Erſuchens einer 


Behörde oder Korporation, die zur Gewährung der Kur und Verpflegung 
geſetzlich verpflichtet iſt, ſo iſt der Selbſtkoſtenſatz in Rechnung zu ſtellen. 


Anderweitige Feſtſetzungen bedürfen der Genehmigung der Magiſtrats. 


II. Inſaſſen und Zöglinge (Pfleglinge) der ſtädtiſchen und anderer Wohltätig⸗ 
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keitsanſtalten, denen Vergünſtigungen zuerkannt ſind. 
Es ſind zu berechnen: 


. für die Zöglinge des hieſigen Vereins für den Unterricht und die Er- 

ziehung Taubjtummer . CC 1,00 M 
für die Zöglinge des Schleſiſchen Vereins für Blinden- 

unterricht nach Ablauf der erſten vier Wochen 0,45 - 
für die Privatzöglinge der Kindererziehungsanſtalt 

„Daher mne 0,50 = 
für die Fürſorgezöglinge der Willertſchen Stiftung in Herrn⸗ 

protſch derſelbe Satz, der ſeitens des Provinzial-Verbandes 

von Schleſien an die Stiftung vergütet wird, zurzeit. . 0,70 = 
für männliche Mitglieder der Ortskrankenkaſſe der 

Kretſchmer zu Breslau für die Woche 1,20 

(vergl. Abkommen zwiſchen Hoſpitaldirektion und Kretſchmer⸗ 

rE 29. Auguft DE z NR 

mittel vom 20. September 1825 und Erkenntnis des Reihs- 

gerichts vom 2. November 1891); 
. für Mitglieder der Feuerwehr-Unterſtützungskaſſe . . 1,00 = 


für Inſaſſen des Claaſſenſchen Siechenhauſes, für die dieſem laufende 


Verpflegungsſätze gezahlt werden, dieſelben Sätze für den Tag 
berechnet; 


. für die Inſaſſen der nachbezeichneten Hoſpitäler dieſelben Sätze, die fie 


als bare Bezüge von den Hoſpitälern erhalten, für den Tag berechnet. 
Zurzeit ſind dies folgende Sätze: 
a. bei dem Hoſpital zu St. Trinitas: 
für Inſaſſen mit vollen Bezügen . 1,00 M 
z z = halben -= ee 
z ohne Bezüge . 0,30 


b. bei dem katholiſchen Bürgerhoſpital zu St. Anna. 0,80 = 
e. = Hoſpital zum heiligen Geifte . ; RE 0,60 
d. z z zu 11000 Jungfrauen 0,60 
c. = „St. Hieronymus 0,60 
2 E = „St. ern arom . . . .....050 = 
88 für alte hilfloſe Dienſtboten 


0,40 / bezw. 0,60 = 
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h. bei der Patheſchen Stiftung . nn 0,80 M 
i. = Bürgerverſorgungsanſtalt: 
„ raeh; KB. Eulen S Dnt 
Frauen 0,30 ⸗ 


. für die von dem Schleſiſchen Verein zur Heilung armer Augenkranker 


9 
eingelieferten Kranken: 
a. im Alter von 14 und mehr Jahren 1,00 M 
b. bis zum vollendeten 14. Lebensjahre 050 - 


10. für Perſonen, für die die Kurkoſten aus dem Fremdenbettfonds des 
Jacobyſchen Vermächtniſſes erſtattet werden: 
a. im Alter von 10 und mehr Jahren 2,00 M 
b. bis zum vollendeten 10. Lebensjahre . 1,00 = 
11. unentgeltlich werden bis auf weiteres verpflegt: 
a. die Zöglinge des Schleſiſchen Vereins für Blindenunterricht 
innerhalb der erſten vier Wochen, 
b. die Zöglinge der ſtädtiſchen Waiſenhäuſer: 
Kinderhoſpital zum heiligen Grabe, 
Knabenhoſpital in der Neuſtadt, 
Baronſches Kinderheim, 
Mädchenerziehungsinſtitut zur Ehrenpforte, 
Schiffkeſches Waiſenhaus, 
c. die unentgeltlich aufgenommenen Stiftsinſaſſen des Claaſſen⸗ 
ſchen Siechenhauſes. 


III. Auf Grund beſonderer Abmachungen unentgeltlich Verpflegte. 


Unentgeltlich werden ferner ſolche Perſonen verpflegt, die auf Grund 
von Verträgen, Geſetzen oder Bewilligung der ſtädtiſchen Behörden hierauf 
einen Anſpruch haben, insbeſondere: 


1. die in Gemäßheit des Regulativs gegen Krankheit verſicherten 
Dienſtboten; 

2. Inſaſſen des ſtädtiſchen Arbeitshauſes während der Dauer der 
Detention. 


IV. Mitglieder von Kranken- oder Hilfskaſſen und deren Frauen und Kinder. 


Es ſind zu berechnen den in Breslau eingerichteten, dem Geſetz betreffend 
die Krankenverſicherung der Arbeiter entſprechenden Kranken- oder Hilfskaſſen, 
ſofern mit der Kaſſe keine andere Vereinbarung getroffen und die Aufnahme 
auf Grund eines rechtzeitigen ſchriftlichen Erſuchens der Kaſſe für deren 
Rechnung erfolgt iſt: 

a. für die Mitglieder, die auf den allgemeinen Krankenſtuben unter⸗ 
gebracht ſind „ e An: 2,00 d 

b. für deren Ehefrauen C ee ni: U 

c. für deren Kinder bis zum vollendeten 14. Lebensjahre 0,60 - 
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V. Im ſanitätspolizeilichen Intereſſe Verpflegte. 


Für Perſonen, deren Aufnahme im ſanitätspolizeilichen Intereſſe 
erfolgt, iſt von den Aufgenommenen ſelbſt oder Drittverpflichteten ein Satz 
bis zur Höhe der Selbſtkoſten zu erheben; ſoweit dieſes nicht möglich iſt, werden 
die Koſten niedergeſchlagen oder bleiben außer Anſatz. 


B. 


Die Erſtattung der Koſten wird für Krankenhauspflege beanſprucht, die 
im Wege öffentlicher Armenpflege geleiſtet worden iſt. ; 

Koſten bleiben hier außer Anſatz vorbehaltlich des Rüdariffs: 

1. an auswärtige Armenverbände nach Maßgabe der miniſteriell ge- 
nehmigten Tarife oder beſonderer mit ſolchen Armenverbänden 
unter Genehmigung der ſtädtiſchen Behörden getroffenen Mb- 
kommen; außerpreußiſchen Armenverbänden ſind die Selbſtkoſten 
abzüglich der Verwaltungskoſten in Rechnung zu ſtellen; 

2. an die Verpflegten ſelbſt, deren unterhaltspflichtige Angehörige 
oder ſonſtige zur Erſtattung verpflichtete Dritte nach den geſetz— 
lichen Beſtimmungen. 

In den Fällen zu 2 find die Koſten unter entſprechender Anwendung 
der Beſtimmungen zu A. I. bis zur Höhe der Selbſtkoſten in Rechnung zu 
ſtellen. 

Bei der Heranziehung der Verpflegten ſelbſt und ihrer unterhalts- 
pflichtigen Angehörigen ſind alle Härten tunlichſt zu vermeiden; die Entſchei— 
dung, ob und in welcher Höhe die Erſtattung der Koſten zu beanſpruchen iſt, 
und ob beanſpruchte Koſten ganz oder teilweiſe niederzuſchlagen find, liegt dem 
Dezernenten nach Anhörung der Bezirksorgane ob. 


Schlußbeſtimmungen. 

Die Kurkoſtenſätze enthalten ſämtliche Koſten für Verpflegung, ärztliche 
Behandlung einjchl. operativer Eingriffe, Heilmittel, Verbandſtoffe, Wäſche 
und Bäder. 

Sie find, ſoweit nichts anderes bemerkt ift, für jeden Tag der Ver- 
pflegung berechnet. Der Tag, an dem die Verpflegung begonnen hat, wird 
mit dem Tage, an dem die Verpflegung beendigt worden iſt, zuſammen als ein 
Tag gerechnet. 

Als Selbſtkoſtenſatz iſt der Satz zu verſtehen, der nach dem Ergebniſſe 
des letzten abgeſchloſſenen Rechnungsjahres ermittelt und für das kommende 
Rechnungsjahr im Etat feſtgeſetzt wird; der durchſchnittliche Selbſtkoſtenſatz iſt 
ein Dritteil der Summe der täglichen Selbſtkoſtenſätze in den 3 ſtädtiſchen 
Krankenhäuſern. 

Unter „in Breslau ortsangehörigen“ Perſonen ſind ſolche zu verſtehen, 
die in Breslau entweder das Bürgerrecht beſitzen oder den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz erworben haben oder bezüglich deren im Falle ihrer Hilfsbedürftigkeit 
dem Land- oder Ortsarmenverbande Breslau nach den geſetzlichen Be- 
Bat alen über den Unterſtützungswohnſitz die Koſten der Unterſtützung zur 
Laſt fallen. 

Dieſer Tarif tritt am 1. April 1909 in Kraft. 


Der Magiſtrat. 
XV. 2740. 08. Gem. Bl. 1909. S. 230. 
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9. Beſtimmungen über die Sicherſtellung der Verpflegungskoften bei 
Aufnahme von Privatkranken in die ſtädtiſchen Arankenhäuſer 


vom 3. Januar 1911. 


Die unter dem 5. Juli 1907 erlaſſenen Beſtimmungen über die Sicher⸗ 
ſtellung der Verpflegungskoſten bei Aufnahmen von Privatkranken in die 
ſtädtiſchen Krankenhäuſer werden aufgehoben und durch folgende Beſtimmungen 
erſetzt: 

„Der nach dem Sturkojtentarife vom 30. September 1908 *) für die 
Aufnahme von Privatkranken in die ſtädtiſchen Krankenhäuſer zu leiſtende 
Koſtenvorſchuß wird berechnet: 


a. den in Breslau Ortsangehörigen auf 2 Mark (1 Mark bis zum 
vollendeten 10. Lebensjahre) täglich für die Dauer von 
2 Wochen, oder wenn ſie in Breslau nicht wohn⸗ 
haft jind, für die Dauer von 1 Monat; 


b. den in Breslau Nichtortsangehörigen auf den durchſchnittlichen 
Selbſtkoſtenſatz (die Hälfte desſelben bis zum vollendeten 10. Qe- 
bensjahre) täglich für die Dauer von 1 Monat. 


Wird von dem zuſtändigen Primärarzte oder ſeinem Stellvertreter feſtgeſtellt 
und beſcheinigt, daß der Krankheitsfall vorausſichtlich nicht länger als 1 Woche 
dauert, ſo kann der Koſtenvorſchuß ermäßigt werden, indem er unter An⸗ 
wendung der Beſtimmung zu a oder b nur für die vorausſichtliche Dauer, 
mindeſtens jedoch auf 10 Mark berechnet wird. 


Im Notfalle, d. h. wenn der Kranke in einem ſolchen Krankheitszuſtande 
ſich befindet, daß ohne Gefahr für Leben oder Geſundheit die Aufnahme 
weder verweigert noch verzögert werden darf, oder in einem Falle, in dem 
anzunehmen iſt, daß der Koſtenvorſchuß nur wegen Unkenntnis der Aufnahme⸗ 
bedingungen nicht gezahlt wird, kann zur Leiſtung des Koſtenvorſchuſſes eine 
Friſt von 3 Tagen bewilligt werden. 

Der Zahlung des Koſtenvorſchuſſes wird die Beibringung der ſchriftlichen 
Verpflichtungserklärung einer zweifellos zahlungsfähigen Perſon, den Vor⸗ 
ſchuß zu zahlen oder die Verpflegungskoſten zu erſtatten, gleichgeſtellt. 

Wird der Koſtenvorſchuß nicht rechtzeitig geleiſtet oder ergänzt, ſo gilt 
der Kranke als im Wege der öffentlichen Armenfürſorge verpflegt oder weiter⸗ 
verpflegt. Unberührt bleibt das Recht, im Dezernatswege einen Armenpflege⸗ 
fall nachträglich als Nichtarmenpflegefall zu erklären.“ 


Der Magiſtrat. 
XV. 2632. 10. Gem. Bl. 1911. S. 121 


) Abgedruckt S. 491. 
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10. Seſtimmungen über die Erſtattung der Verpflegungskoften für die 
nicht im Wege der öffentlichen Armenfürſorge in das Säuglingsheim 
der Stadt Breslau aufzunehmenden Säuglinge (ſogenannte Selbſtzahler). 


1. Für jeden nicht im Wege der öffentlichen Armenfürſorge in das Säug⸗ 
lingsheim aufzunehmenden Säugling hier ortsangehöriger Eltern find zu er- 
ſtatten täglich 2 Mark. 

2. Wird die Verpflegung nicht in den gemeinſamen Krankenſälen ge— 
wünſcht, ſo erhöht ſich der tägliche Satz auf 5 Mark. 

3. Der Satz zu 1 kann bei Minderbemittelten bis auf 1 Mark ermäßigt 
werden. 
4. Für Auswärtige erhöhen ſich die Sätze täglich um 0,50 Mark. 

5. Für beſondere Aufwendungen und Leiſtungen der Anſtalt (Ammen⸗ 
milch, beſondere Wärterin, gewiſſe ſehr zeitraubende ärztliche Mühewaltungen, 
teure Verbandſtoffe, Anwendung beſonders koſtſpieliger ärztlicher Unter⸗ 
ſuchungen und Behandlungen) können nach Anhörung des leitenden Anſtalts⸗ 
arztes neben den Verpflegungskoſten beſondere Zuſchläge erhoben werden. 

6. Wird ausnahmsweiſe eine Begleitperſon (eigene Amme, 
Pflegerin, Mutter oder eine Verwandte) mit dem Säugling aufgenommen, ſo 
find für die Verpflegung der mitaufgenommenen Perſon die vom Anſtalts⸗ 
vorſtande feſtzuſetzenden Selbſtkoſten zu erſtatten. 

7. Überſchreitet der Anſtaltsaufenthalt die Dauer eines Monats, ſo kann 
eine Ermäßigung der Verpflegungskoſten bewilligt werden. 

8. Vor Aufnahme eines Säuglings in die Anſtalt haben ſich die Ange— 
hörigen ſchriftlich zur Koſtenerſtattung zu verpflichten. 


Breslau, im Dezember 1910. 


Der Magiſtrat. 
XV. a. 2949. 10. Gem. Bl. 1911. S. 668. 


11. geſtimmungen über die Ausbildung junger Mädchen und Frauen 
als Kinder- und Sänglingspflegerinnen im ſtädtiſchen Säuglingsheime 


vom 4. Oktober 1911. 


§ 1. Das ſtädtiſche Säuglingsheim zu Breslau bildet geeignete junge 
Mädchen durch vollſtändige theoretiſche und praktiſche Unterweiſung derart 
aus, daß ſie die Pflege und Wartung des geſunden und kranken Kindes und 
insbeſondere Säuglings in vollem Umfange und ſelbſtändig zu übernehmen 
vermögen. 

$ 2. Die Anmeldung zur Aufnahme als Schülerin geſchieht durch 
perſönliche Vorſtellung oder ſchriftlich bei der Anſtaltsleitung. 

$ 3. Bei der Anmeldung find beizubringen: . 

1. der Nachweis der Vollendung des 18. Lebensjahres, 

2. ein behördliches Führungszeugnis, 

3. der Nachweis einer ausreichenden allgemeinen Bildung, 

4. ein ſelbſtverfaßter und eigenhändig geſchriebener Lebenslauf, 


— A — 


5. der Nachweis eines befriedigenden, die Tauglichkeit zum 
Pflegerinnenberufe verbürgenden Geſundheitszuſtandes, geführt 
durch das Zeugnis des Stadtarztes (bei auswärtigen Be⸗ 
werberinnen durch das Zeugnis eines prakt. Arztes vorbehaltlich 
der in jedem Falle erforderlichen Nachunterſuchung durch den 
Stadtarzt), 

6. bei Minderjährigen die Einwilligungserklärung der Eltern oder 
des Vormunds, 

7. im Falle ſchriftlicher Anmeldung eine Photographie der 
Bewerberin. 

Erwünſcht ift ferner die Beibringung von Empfehlungen bekannter 

Perſönlichkeiten. 

Zeugniſſe über eine vorangegangene Tätigkeit ſind bei der Meldung in 

Urſchrift oder beglaubigter Abſchrift einzureichen. 

Die Entſcheidung über die Aufnahme trifft die Anſtaltsleitung. 
$ 4. Wird die Bewerberin angenommen, fo hat fie ſich ſchriftlich zu 
verpflichten, zwei volle Jahre im Dienſte der Anſtalt zu verbleiben. Zur 

Sicherung dieſer Verpflichtung iſt eine Kaution von 200 Mark zu hinterlegen. 

Die Kaution geht in das Eigentum der Anſtalt über. Sie wird zinsbar 

angelegt. 

Nach Ablauf der zweijährigen Ausbildungszeit wird die Kaution nebſt 
den aufgelaufenen Zinſen zurückgezahlt. 

$ 5. Das erſte Jahr der Ausbildungszeit gilt als Lehrzeit. Nach 
Ablauf der Lehrzeit werden die Schülerinnen einer praktiſchen und theoretiſchen 
Prüfung unterzogen, über deren Ausfall ihnen ein Zeugnis erteilt wird. 


Das zweite Jahr dient der weiteren praktiſchen Vervollkommnung; 
während dieſer Zeit führt die Schülerin die Bezeichnung „Schweſter“. Nach 
Ablauf des zweiten Ausbildungsjahres erhalten die Schweſtern ein Abgangs⸗ 
zeugnis. 

$ 6. Jede Schülerin und Schweſter erhält eine praktiſche Ausbildung, 
auch in wirtſchaftlicher Beziehung (Behandlung der Wäſche, Reinhaltung der 
Krankenzimmer, Bereitung der Koſt für die Kinder), die fie befähigt, jedes 
geſunde Kind von der Geburt an zu erziehen und zu verpflegen, bei kranken 
Kindern dem Arzte eine Hilfe und eine allen Anforderungen entſprechende 
Krankenpflegerin zu ſein. Ebenſo werden die Schülerinnen und Schweſtern 
theoretiſch in der Pflege des gefunden und kranken Kindes und in der Kranken⸗ 
pflege überhaupt unterrichtet. 

$ 7. Die Anſtaltsleitung iſt berechtigt, jederzeit diejenigen Schülerinnen, 
die ſich zur weiteren Ausbildung als ungeeignet erweiſen, ohne Angabe näherer 

Gründe zu entlaſſen. 

8 Wünſcht eine Schülerin oder Schweſter vor Ablauf der Ausbildungszeit 

ane ſo kann ihr Austritt nur nach vorangegangener Kündigung 
gen. 

Die Kündigung muß bis ſpäteſtens am Monatserſten für den Schluß 
eines Kalendermonats erklärt werden. 

Beim Vorliegen eines wichtigen Grundes iſt die Löſung des Vertrags⸗ 
verhältniſſes ſowohl ſeitens der Anſtaltsleitung wie ſeitens der Schülerinnen 
und Schweſtern ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zuläſſig. 
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Scheidet die Schülerin oder Schweſter vor Ablauf der zweijährigen Aus⸗ 
bildungszeit aus der Anſtalt aus, ſo fällt die hinterlegte Kaution an die 
Anſtalt. 

Eine Rückzahlung findet ſtatt, wenn das Ausſcheiden durch Entlaſſung 
erfolgt, und wenn dieſe Entlaſſung 


entweder wegen Ungeeignetheit (Abſatz I) 
oder wegen eines wichtigen Grundes erfolgt, der der Schülerin 
oder Schweſter nicht zur Schuld anzurechnen iſt. 


§ 8. Die Schweſtern und Schülerinnen erhalten im Säuglingsheime 
freie Wohnung und freie Verpflegung, auch wird ihre Wäſche koſtenlos 
gewaſchen. 

Nach Ablauf der erſten ſechs Monate erhalten diejenigen, welche in der 
Ausbildung genügend vorgeſchritten ſind, ein Taſchengeld von 10 Mark für 
den Monat. Dieſes erhöht ſich nach weiteren ſechs Monaten auf 15 Mark 
und nach abermals ſechs Monaten auf 20 Mark. 


$ 9. Die Schweſtern und Schülerinnen find den Vorgeſetzten Achtung 
und Gehorſam ſchuldig, auch find fie zur Berufsverſchwiegenheit verpflichtet. 
Sie ſind der Hausordnung unterworfen, haben alle mit der Kinderpflege auf 
der Station zuſammenhängenden Arbeiten zu verrichten und mit dem Anſtalts⸗ 
eigentum ſchonend und ſparſam umzugehen. 

Der regelmäßige Dienſt beginnt früh um 6 Uhr und endet abends um 
7 Uhr, doch ſind die Schweſtern und Schülerinnen verpflichtet, in Ausnahme⸗ 
fällen auch über dieſe Zeit hinaus im Dienſte tätig zu ſein. Sie haben wechſel⸗ 
weiſe Nachtwachtdienſt zu verrichten, ſind dann aber vom Tagesdienſt befreit. 

Das eigene Wohnzimmer haben ſie ſtets ſauber und in Ordnung zu 
erhalten. Die Inſtandſetzung des Zimmers hat früh nach dem Aufſtehen zu 
erfolgen. Die hierzu erforderlichen Arbeiten ſind, falls mehrere Schweſtern 
oder Schülerinnen ein Zimmer zuſammen bewohnen, von ihnen abwechſelnd 
oder gemeinſchaftlich zu beſorgen. 


10. Im Dienſt haben die Schweſtern und Schülerinnen die vor⸗ 
geſchriebene Anſtaltskleidung zu tragen. Sie haben für deren Beſchaffung 
ſelbſt Sorge zu tragen. An Anſtaltswaſchkleidern ſollen ſie die von der 
Anſtaltsleitung für erforderlich erachtete Anzahl, an Leibwäſche, von jeder 
Wäſchegattung mindeſtens 6 Stück beſitzen. 


11. Die Schweſtern und Schülerinnen dürfen während der ge⸗ 
ordneten Dienſtſtunden die ihnen zugewieſene Station für längere Dauer nicht 
ohne Genehmigung der Oberſchweſter verlaſſen. 

Sie haben täglich eine Freiſtunde und wöchentlich einen freien Nach⸗ 
mittag, den ſie beliebig verwenden dürfen. Sie haben jedoch die Oberſchweſter 
davon in Kenntnis zu ſetzen, wo und mit wem ſie die Zeit verbringen wollen 
1525 nach ihrer Rückkehr hierüber eine Eintragung in das Urlaubsbuch zu 
machen. 

Ein Erholungsurlaub wird im erſten Jahr nicht gewährt. Später er⸗ 
halten die Schweſtern, ſoweit es mit den dienſtlichen Intereſſen vereinbar iſt, 
im Laufe des Jahres einen Erholungsurlaub bis zu drei Wochen. 

Beſuche in der Anſtalt können fie nur nach Meldung bei der Ober- 
ſchweſter empfangen. 
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$ 12. Die Schülerinnen und Schweſtern find invalidenverſicherungs⸗ 
pflichtig und gehören der Kommunalbetriebskrankenkaſſe an. 

Die auf ihren Anteil entfallenden Beiträge für dieſe Kaſſen haben ſie, 
ſolange ſie noch kein Taſchengeld erhalten, an die Verwaltung der Anſtalt zu 
zahlen. Später werden die Anteile vom Taſchengelde gekürzt. 

Bei Erkrankungen ſind die durch Aushang bekannt gegebenen Arzte zu 
konſultieren. 


Der Vorſtand des ſtädtiſchen Säuglingsheims. 
Gem. Bl. 1911. S. 896. 935. 


12. Polizeiverordnung 
betreffend Desinfektion bei anſteckenden Krankheiten 
vom 16. Auguſt 1909. 


Auf Grund der § 5 und 6 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850, der § 143 und 144 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883, des Geſetzes, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten vom 30. Juni 1900 und des Geſetzes, be⸗ 
treffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 28. Auguſt 1905 
wird mit Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes für den Stadtkreis Breslau 
unter Aufhebung der Polizeiverordnung vom 11. Dezember 1899 die nach⸗ 
ſtehende Polizeiverordnung erlaſſen: 

$ 1. Die Haushaltungsvorſtände bezw. deren Stellvertreter (in An⸗ 
ſtalten die Leiter, Verwalter, Hausväter uſw.) ſind verpflichtet, nach Er⸗ 
krankungen an Ausſatz, aſiatiſcher Cholera, Diphtherie, Fleckfieber, Gelb- 
fieber, übertragbarer Genickſtarre, Milzbrand, Peſt, Pocken, Rotz, Rückfall⸗ 
fieber, übertragbarer Ruhr, Scharlach und Typhus, ſowie nach Todesfällen 
an Lungen- und Kehlkopftuberkuloſe unbedingt, nach Erkrankungen bezw. 
Todesfällen an anderen übertragbaren Krankheiten nach dem Ermeſſen des 
Königlichen Polizei-Präſidiums die Desinfektion der von den Kranken 
benutzten Gegenſtände und Räume, ſowie der in den letzteren befindlichen 
Sachen nach Maßgabe der hierfür erlaſſenen Vorſchriften und Anweiſungen 
durch das ſtädtiſche Desinfektionsamt bewirken zu laſſen. 

$ 2. Dieſe Desinfektion, welche ausſchließlich von zu dieſem Zwecke an⸗ 
geſtellten Perſonen (Desinfektoren) auszuführen iſt, muß von den nach § 1 
Verpflichteten innerhalb der nächſten 24 Stunden nach dem Ablauf der 
Krankheit bezw. nach dem Sterbefalle oder nach der Verlegung des Kranken 
bei dem zuſtändigen Polizeikommiſſariat oder bei dem ſtädtiſchen Desinfektions⸗ 
amte unter Angabe der Krankheit beantragt werden. 

In Fällen, in denen die Desinfektion auf Grund polizeilichen Er⸗ 
meſſens erfolgen muß, iſt der Antrag auf Desinfektion innerhalb 24 Stunden 
nach Zuſtellung der polizeilichen Aufforderung bei dem ſtädtiſchen 
Desinfektionsamte zu ſtellen. 

$ 3. In öffentlichen Krankenanſtalten dürfen, ſofern dieſe mit aus⸗ 
reichenden Vorrichtungen verſehen ſind, mit Genehmigung des Polizei⸗ 
Präſidiums die Desinfektionen durch die Anſtalten ſelbſt vorgenommen 
werden. 

32+ 
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4. Die Desinfektoren dürfen in der Ausübung ihrer dienſtlichen 
Obliegenheiten nicht gehindert werden, auch müſſen ihnen die der Desinfektion 
in einer öffentlichen Desinfektionsanſtalt bedürftigen Gegenſtände gegen 
Empfangsbeſcheinigung ausgeliefert werden. 

§ 5. Für die Ausführung der Desinfektion gilt die beſondere, für die 
ſtädtiſchen Desinfektoren erlaſſene Dienſtanweiſung und für die Koſten⸗ 
berechnung die Gebührenordnung für die Benutzung der ſtädtiſchen 
Desinfektionsanſtalt. 


§ 6. Wer dieſe Polizeiverordnung nicht befolgt, hat die zwangsweiſe 
Ausführung des vorgeſchriebenen Verfahrens durch die Polizeibehörde nach 
Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen zu gewärtigen und wird außerdem, 
ſofern nicht nach den allgemeinen Strafgeſetzen eine höhere Strafe eintritt, mit 
Geldſtrafe bis zu 30 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle entſprechende 
Haftſtrafe tritt, beſtraft. 

§ 7. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver- 
öffentlichung in Kraft. 


Der Königliche Polizei-Präfident. 


von Oppen. 
Gem. Bl. 1909. S. 609. 


13. Maßnahmen während einer übertragbaren Krankheit. 


Die polizeilich angeordnete Desinfektion nach Ablauf der Krankheit 
(ſogen. Schlußdesinfektion) beſeitigt die Krankheitskeime, welche nach der Ge⸗ 
neſung des Kranken, nach deſſen Tode oder nach dem Verlaſſen der Wohnung 
an Teilen der letzteren und an Gebrauchsgegenſtänden etwa haften. Wenn 
durch die Schlußdesinfektion auch ſehr oft eine Verſchleppung der Krankheit 
verhütet wird, ſo hat dieſelbe doch keinen Einfluß auf die tauſendfältigen 
Übertragungen von Krankheitskeimen, welche während der Dauer der Krant- 
heit erfolgen können. Um dieſen vorzubeugen, müſſen vielmehr die in der 
Umgebung des Kranken befindlichen Angehörigen und 
die Pflegenden die im Folgenden aufgezählten Maß- 
regeln vom erſten Beginn einer akuten übertragbaren 
Erkrankung an fortdauernd mit größter Gewiſſen⸗ 
haftigkeit zur Ausführung bringen. Bei chroniſch ver- 
laufenden oder ſtark verbreiteten übertragbaren Krankheiten (3. B. Tuberku⸗ 
loſe) iſt nach dem Ermeſſen des Arztes und nach Maßgabe der beſonderen, für 
die einzelnen Krankheiten ausgegebenen „Merkblätter“ eine Einſchränkung 
der Maßregeln ſtatthaft. 


A. Die Abſonderung des Kranken. 


Falls der Arzt nach Prüfung der Wohnungsverhältniſſe eine aus⸗ 
reichende Abſonderung des Kranken für nicht durchführbar hält, iſt die Über⸗ 
führung in ein Krankenhaus dringend zu empfehlen, ſowohl im Intereſſe des 
Kranken, wie im Intereſſe der Familienmitglieder und der Nachbarn, auf 
welche anderenfalls die Krankheit übergreifen würde. 
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Für die Abſonderung in der Wohnung iſt ein Zimmer erforderlich, 
welches von den übrigen bewohnten Räumen möglichſt durch einen unbe⸗ 
nutzten Raum (Vorraum) getrennt iſt. Es iſt vorteilhaft, wenn ein Waſſer⸗ 
leitungshahn und Ausguß ſich im Zimmer befindet. 

Bevor der Kranke in das Zimmer übergeführt wird, ſind aus letzterem 
Gebrauchsgegenſtände zu räumen, welche für die Krankenpflege nicht erforder⸗ 
lich find; vor allem gefüllte Wäjche- und Kleiderſchränke, Vorräte von 
Nahrungsmitteln, überflüſſige Teppiche und Polſtermöbel, ferner Vorhänge, 
ſoweit ſie nicht zur Verdunkelung des Zimmers erwünſcht ſind. Nachdem der 
Kranke in das Abſonderungszimmer überführt iſt, dürfen aus dieſem Gegen⸗ 
ſtände nur nach vorgängiger Desinfektion in andere Räume gebracht werden. 

Der Kranke darf mit anderen, als den zu ſeiner Pflege beſtimmten Per⸗ 
ſonen nicht in Berührung kommen. Er darf das Zimmer nicht verlaſſen, 
auch den gemeinſamen Abort nicht benutzen. Der Arzt, der Seelſorger oder 
andere Perſonen, welche dringende Pflichten zum Kranken führen, müſſen 
ähnliche Vorſichtsmaßregeln gegen die Weiterverbreitung der Krankheit an⸗ 
wenden wie das Pflegeperſonal; unbedingt müſſen ſie vor dem Verlaſſen des 
Krankenzimmers ihre Hände desinfizieren. 

Zur dauernden Ausſtattung des Krankenzimmers gehören: 1. ein Gas-, 
Spiritus⸗ oder Petroleumkocher zur Bereitung von heißem Waſſer, Mus- 
kochen von Eh- und Trinkgeſchirr uſw.; dazu die nötigen Töpfe, Taſſen, Teller, 
Löffel, einige Tücher; 2. ein Schrubber mit Scheuertuch, einige Hader, Eimer 
zur Reinigung des Zimmers; 3. eine beſondere Waſchvorrichtung zur Hände⸗ 
desinfektion für den Pflegenden; 4. Lampe, Leuchter, falls nicht Anſchluß an 
zentrale Lichtquelle vorhanden iſt; 5. die zur eigentlichen Krankenpflege er⸗ 
forderlichen Utenſilien, wie Unterſchieber, Speigläſer, Mulläppchen und 
Papiertaſchentücher zur Aufnahme von Ausſcheidungen aus Mund oder 
Naſe, Desinfektionsmittel, einige waſchbare Überkleider uſw. 

Die aufgeführten Gegenſtände follen dauernd im Krankenzimmer ber- 
bleiben; Eimer und Töpfe mit Schmutzwaſſer ſind, nachdem der Inhalt 
desinfiziert iſt, vor die Tür zu ſetzen und durch Angehörige zu entleeren. Vor⸗ 
räte von Brennmaterial, Petroleum, Erſatz von Geſchirr, Tüchern und dergl., 
ebenſo die Speiſen und Getränke für den Kranken werden vor der Tür des 
Krankenzimmers abgeſetzt, und nachdem der Überbringer angeklopft und ſich 
wieder entfernt hat, vom Pflegenden ins Krankenzimmer genommen. Sind Ab⸗ 

änge des Kranken in den Abort zu entleeren, jo muß dies entweder der 

fleger beſorgen, nachdem er ſich vorher vorſchriftsmäßig desinfiziert hat, oder 
eine andere über die erforderliche Desinfektion des Geſchirrs und des Aborts 
wohl unterrichtete Perſönlichkeit. 


B. Verhalten des Pflegeperſonals. 

Vor dem Betreten des Krankenzimmers können die Pflegenden ihr 
gewöhnliches Oberkleid ablegen; nach dem Eintritt müſſen ſie jedenfalls ein 
waſchbares Überkleid (Mantel, große Schürze) anlegen. Jedesmal vor dem 
Verlaſſen des Zimmers haben ſie ihre Hände (nötigenfalls auch das Geſicht) 
vorſchriftsmäßig zu desinfizieren, dann das Überkleid abzulegen und in der 
Nähe der Tür aufzuhängen. Auch nach dem Verlaſſen des Krankenzimmers 
haben ſie den Verkehr mit anderen Menſchen nach Möglichkeit einzuſchränken. 
Die Mahlzeiten können fie außerhalb des Krankenzimmers einnehmen; ge- 
ſchieht dies in letzterem, ſo müſſen die Pfleger vorher ihre Hände desinfizieren; 
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ihr Eß⸗ und Trinkgeſchirr, ſowie Speiſereſte müſſen in dieſem Falle wie die 
des Kranken behandelt werden. 

Beim Wechſeln der Überkleider müſſen die gebrauchten in desinfizierende 
Löſung eingelegt werden (f. unten). 

Die Pfleger ſollen unnötige Berührungen des Kranken vermeiden; ſie 
müſſen darauf achten, daß ſie mit ihren Fingern nicht unwillkürlich Mund 
oder Naſe berühren. Huſtenden Kranken ſollen ſie ihr Geſicht nicht ohne 
beſondere Veranlaſſung auf weniger als Armeslänge nähern. 

Die Reinigung des Krankenzimmers darf nur durch feuchtes Ab⸗ 
wiſchen des Fußbodens und der Möbel geſchehen; jede Entwickelung von 
Staub iſt zu vermeiden. Die zur Reinigung benutzten Utenſilien müſſen 
im Krankenzimmer verbleiben, Scheuertücher und Hader müſſen nach der 
Benutzung für mindeſtens eine Stunde in Kreſolwaſſer oder Sublimatlöſung 
gelegt werden. 

Zeitweiſe Lüftung des Zimmers (durch offene Ofentüren, Offnung 
oberer Fenſterſcheiben) iſt zur Beſeitigung von Gerüchen und für das Befinden 
des Kranken oft erforderlich. Zuglüftung darf nur angewendet werden, wenn 
die Lage des Krankenzimmers derart iſt, daß die Luft desſelben dadurch nicht 
in andere bewohnte Räume getrieben werden kann. 


C. Desinfektion. 
Als desinfizierende Mittel kommen in Betracht: 
1. Verbrennen im Ofen des Krankenzimmers, 
2. Kochen in Waſſer oder Sodalöſung (eine Handvoll Soda auf 1 Liter 
Waſſer) 10 Minuten lang, 
3. Sulbimatlöſung 1: 1000 (bei Schwindſüchtigen | vom Arzt 
außerdem eine ſtärkere Löſung 1: 200) zu 
4. Verdünntes Kreſolwaſſer (1 Kreſolwaſſer : 1 Waſſer), Í verordnen, 
5. Kalkmilch. 1 Liter = 2 Kilo gelöſchter Kalk aus einer Kalkgrube mit 
1½ Liter Waſſer verrührt, 
6. Ausnahmsweiſe und auf beſondere Verordnung: 1prozentige Löſung 
von Jodtrichlorid. 
Die Desinfektion kann ſich erſtrecken: 
1. Auf die Ausſcheidungen des Kranken. Die Ausſcheidung von 
Krankheitserregern erfolgt vorzugsweiſe: 

bei Pocken und Maſern: im Auswurf, Naſenſchleim, in den 

Hautſchuppen; 

bei Scharlach: im Rachenſchleim, in der Hautabſchuppung; 

bei Unterleibstyphus: im Stuhl, Harn, Auswurf; 

bei Ruhr: im Stuhl; 

bei Cholera: im Stuhl, Erbrochenen; 

bei Diphtherie: im Rachen⸗, Naſenſchleim; 

bei Lungenſchwindſucht: im Auswurf, in ausgehuſteten Schleim⸗ 

tröpfchen; 

bei Genickſtarre: im Rachen⸗ und Naſenſchleim. 

Kleinere Mengen von Auswurf, Rahen- und Naſenſchleim, Eiter 
und dergleichen ſind in Mulläppchen oder Papiertaſchentüchern auf⸗ 
zunehmen und dieſe ſind zu verbrennen oder für 2 Stunden in Kreſol⸗ 
waſſer (bei Sputum von Schwindſüchtigen in ſtarke Sublimatlöſung) 
zu legen, ſo daß ſie von der Flüſſigkeit ganz bedeckt ſind. 


Größere Mengen von Auswurf find entweder in Kartonſpuck⸗ 
näpfen aufzufangen und mit dieſen zu verbrennen oder in Spei⸗ 
gefäßen, welche Siedehitze vertragen, in Waſſer 10 Minuten zu kochen, 
oder es iſt in die Auffanggefäße die doppelte Menge Kreſolwaſſer (bei 
Schwindſucht ſtarke Sublimatlöſung) einzugießen und mindeſtens 
2 Stunden mit dem Auswurf in Berührung zu laſſen. 

Stuhlgang, Harn und Erbrochenes, welche Krankheitserreger 
enthalten können (ſ. oben), ſind in leicht zu reinigenden Gefäßen auf⸗ 
zufangen und in dieſen mit der gleichen Menge Kalkmilch zu verſetzen, 
das Gemiſch iſt mit einem Holzſpan durchzurühren und vor der Be⸗ 
ſeitigung mindeſtens 2 Stunden ſtehen zu laſſen. Alsdann wird der 
Inhalt in den Abort entleert, das Geſchirr mit Kalkmilch unter Bei- 
hilfe von Holzwolle oder Watte grob gereinigt und nachgeſpült; darauf 
kann das Geſchirr mit Waſſer vollends gereinigt werden. Hat ein 
Kranker in einen auch anderweitig benutzten Abort anſteckungsver⸗ 
dächtigen Stuhl entleert, ſo iſt der Sitz und der Fußboden mit Kalk⸗ 
milch ſtark zu befeuchten und erſt nach Ablauf von 2 Stunden zu 
reinigen. Tonnen oder Gruben dürfen nicht ſogleich entleert werden, 
ſondern der Inhalt muß mit ungefähr der gleichen Menge Kalkmilch 
verſetzt und durchgerührt werden und muß dann mindeſtens 
24 Stunden ſtehen bleiben. Entleerte Tonnen ſind außen und innen 
reichlich mit Kalkmilch zu beſtreichen. Iſt der Fußboden des Zimmers, 
die Bettſtelle oder die Wandfläche in der Nähe des Bettes durch ver⸗ 
dächtige Ausſcheidungen des Kranken in ſichtbarer Weiſe verunreinigt, 
ſo ſind ſolche Stellen ſofort mit einer reichlichen Menge Kreſolwaſſer 
(bei Auswurf von Schwindſüchtigen mit ſtarker Sublimatlöſung) zu 
befeuchten und früheſtens eine Stunde ſpäter zu reinigen. 


2. Eß⸗ und Trinkgeſchirr des Kranken ſind in einen größeren Topf mit 


Waſſer oder Sodalöſung einzulegen und darin 10 Minuten zu 
kochen. Wo möglich ſoll letzteres im Krankenzimmer geſchehen. Iſt 
dies nicht angängig, ſo iſt der Kochtopf vom Pfleger herauszubringen 
oder von einem anderen Beauftragten vor der Zimmertür abzuholen 
und unverzüglich auf die Feuerung zu ſtellen. Nach 10 Minuten 
8 a Kochen kann die Reinigung des Geſchirrs in üblicher Weiſe 
erfolgen. 


. Bett- und Leibwäſche des Kranken ift in ein Gefäß mit Kreſolwaſſer 


oder Sublimatlöſung ſo einzulegen, daß ſie völlig bedeckt iſt und dort 
mindeſtens 2 Stunden zu belaſſen. So oft Wäſche mit Ausſcheidungen 
grob verunreinigt iſt, muß ſofort dieſe Desinfektion erfolgen. 


. Wajch- und Badewaſſer des Kranken, ebenſo die Schmutzwäſſer, die 


von der Reinigung des Fußbodens uſw. herrühren, müſſen, falls 
kleinere Mengen vorliegen, mit ungefähr dem gleichen Volumen 
Kalkmilch, bei größeren Mengen mit ſo viel Sublimat (Paſtillen) ver⸗ 
ſetzt werden, daß ein Gehalt 1: 2000 entſteht; das Gemiſch muß als⸗ 
dann 1 Stunde lang ſtehen, ehe es außerhalb des Krankenzimmers aus⸗ 
gegoſſen werden darf. 


. Händedesinfeftion. Hat der Krankenpfleger (Arzt uſw.) einen an= 


ſteckenden Kranken, deſſen Ausſcheidungen oder mit dieſen ver⸗ 
unreinigte Gegenſtände berührt, ſo ſoll er ſofort ſeine Hände in 
Sublimatlöſung 1: 1000 eintauchen und in dieſer den Nagelfalz und 
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den Unternagelraum jedes Fingers mit Hilfe eines kleinen Schwämm⸗ 
chens oder einer Bürſte gründlich reinigen. Die Hände ſollen nach dieſer 
Waſchung nur oberflächlich abgetrocknet und nicht vor Ablauf von 5 Min. 
mit Waſſer und Seife gereinigt werden. Soweit es irgend angängig 
iſt, ſoll der Krankenpfleger, bereits ehe er Ausſcheidungen oder damit 
infizierte Gegenſtände berührt, ſeine Fingerſpitzen mit Sublimat⸗ 
löſung befeuchten. 


Breslau, den 31. Auguſt 1905. 


Der Königliche Polizei-Präſident. 
Der Magiſtrat. 


14. Gebührenordnung für die Benutzung der ſtädtiſchen 
Desinfektionsanſtalt zu Breslau 


vom 15. Januar 1904. 


Auf Grund des § 4 Abſatz 3 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 — G.⸗S. S. 152 — wird für die Benutzung der von der Stadt- 
gemeinde Breslau unterhaltenen Desinfektionsanſtalt die folgende 
Gebührenordnung erlaſſen: 

1. Es ſind zu erheben: 


a. Für die Desinfektion eines Raumes und der in demſelben zu 
desinfizierenden Gegenſtände, ſofern der Raum nicht einen 
größeren Inhalt als 100 ebm hat RIO EN FE 6M 

Für jede weiteren angefangenen 25 ebm Rauminhalt 
tritt eine Erhöhung der Gebühr um je 1,50 Mk. ein. 

Wird auf Wunſch das abgekürzte Desinfektions⸗ 
verfahren mit größeren Mengen Formalin angewandt, 
jo erhöht fih die Gebühr um 50 %,. 

b. Für die Desinfektion im Dampfapparat für je eine 
Füllung des Apparates, auch wenn eine vollſtändige Aus- 
nützung desſelben nicht ſtattfindeikku . 3 

c. Als Erſatz für aufgewendete Mühe und Koſten in Fällen, 
wo die Verpflichteten die Desinfektion nachſuchen, ſie aber 
F/ V 6 

2. Die Erhebung der Gebühren unterbleibt, wenn die Zahlungs- 
pflichtigen von einem Einkommen von nicht mehr als 1500 Mark zur 
Staatseinkommenſteuer veranlagt ſind; die Befreiung tritt auch dann ein, 
wenn das abgekürzte Desinfektionsverfahren zur Anwendung kommt. 

3. Dieſe Gebührenordnung tritt mit dem Tage der Verkündung im 
Breslauer Gemeindeblatt) an die Stelle der Gebührenordnung vom 
14. April 1896. 


Der Magiſtrat. 
XV. 79. 04. 


*) Sie wurde im Breslauer Gemeindeblatte vom 28. Februar 1904 S. 115 verkündet. 
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B. Krankenverſicherung“). 


1. Ortsſtatut betreffend die Krankenverſicherung 
vom 2. November 1892. 


Auf Grund der Novelle vom 10. April 1892 zum Krankenverſicherungs⸗ 
geſetz vom 15. Juni 1883 wird unter Aufhebung des Ortsſtatuts für die 
Stadt Breslau betreffend die Krankenverſicherun F 1887 

s weßlaus’heigeiie ) 9 17. Dezember 


das nachfolgende Ortsſtatut erlaſſen. 
§ 1. Gemäß $ 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 15. Juni 

1883 in der Faſſung der Novelle vom 10. April 1892 wird die Anwendung 

der in § 1 a. a. O.“ *) enthaltenen Vorſchriften erſtreckt: 
I. auf Handlungsgehilfen und Lehrlinge, ſoweit dieſelben nicht nach 
§ a. a. O. verſicherungspflichtig find, 

II. auf die in Kommunalbetrieben und im Kommunaldienſte beſchäftigten 
Perſonen, auf welche die Anwendung des § 1 a. a. O. nicht durch 
anderweite reichsgeſetzliche Vorſchriften erſtreckt iſt, 

III. auf die in der Land- und Forſtwirtſchaft beſchäftigten Arbeiter mit 
Einſchluß 
a. der in land- und forſtwirtſchaftlichen Nebenbetrieben beſchäftigten, 
inſoweit dieſelben nicht bereits nach den geſetzlichen Be— 
ſtimmungen der Verſicherungspflicht unterliegen; 


*) Die nachſtehenden Vorſchriften gelten in der abgedruckten Faſſung nur bis zum 
Inkrafttreten der Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung über Krankenverſicherung. Der 
Tag des Inkrafttretens ſtand 2.3. der Drucklegung noch nicht feſt. Das Dienſtbotenabonnement 
(Nr. 3) gilt nur noch für 1912. 

) Krankenverſicherungsgeſetz $ 1. Perſonen, welche gegen Gehalt oder Lohn) 
beſchäftigt ſind: 

1. in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten, Brüchen und Gruben, in Fabriken 

und Hüttenwerken, beim Eiſenbahn⸗, Binnenſchiffahrts⸗ und Baggereibetriebe, auf 
Werften und bei Bauten, 

2. im Handelsgewerbe, im Handwerk und in ſonſtigen ſtehenden 
Gewerbebetrieben, 

Za. in dem Geſchäftsbetriebe der Anwälte, Notare und Gerichtsvollzieher, der 
Krantenkaſſen, Berufsgenoſſenſchaftenfund Verſicherungsanſtalten, 

3. in Betrieben, in denen Dampfkeſſel oder durch elementare Kraft (Wind, Waſſer, 
Dampf, Gas, heiße Luft uſw.) bewegte Triebwerke zur Veiwendung kommen, ſofern 
dieſe Verwendung nicht ausſchließlich in vorübergehender Benutzung einer nicht zur 
Betriebsanlage gehörenden Kraftmaſchine beſteht, 

find mit Ausnahme der Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken, ſowie der im 8 2 
unter Ziffer 2 bis 6 aufgeführten Perſonen, ſofern nicht die Beſchäftigung durch die 
Natur ihres Gegenſtandes oder im voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum von 
weniger als einer Woche beſchränkt iſt, nach Maßgabe der Vorſchriften dieſes Geſetzes 
gegen Krankheit zu verſichern. 

Dasſelbe gilt von Perſonen, welche in dem geſamten Betriebe der Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltungen, ſowie in den Betrieben der Marinc- und Heeres⸗ 
verwaltungen gegen Gehalt oder Lohn beſchäftigt ſind und nicht bereits auf Grund der vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen der Krankenverſicherungspflicht unterliegen. 

Die Beſatzung von Seeſchiffen, auf welche die Vorſchriften der 88 48 und 49 der See- 
mannsordnung vom 27. Dezember 1872 (Reichs ⸗Geſetzbl. S. 409) Anwendung finden, unterliegt 
der Verſicherungspflicht nicht. 
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b. derjenigen, deren Beſchäftigung durch die Natur ihres Gegen⸗ 
ſtandes oder im voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeit⸗ 
raum von weniger als einer Woche beſchränkt iſt; 

c. derjenigen, welche auf außerhalb des Stadtbezirks liegenden 
Teilen ſolcher Betriebe beſchäftigt werden, deren Sitz innerhalb 
des Stadtbezirks belegen iſt. 

Die vorſtehend unter I und II genannten Perſonen unterliegen der 
ortsſtatutariſchen Verſicherungspflicht indes nur, wenn ihr Arbeitsverdienſt 
an Lohn oder Gehalt 62½ Mark für den Arbeitstag oder, ſofern Lohn oder 
Gehalt nach größeren Zeitabſchnitten bemeſſen iſt, 2000 Mark für das Jahr 
gerechnet, nicht überſteigt. 

In Kommunalbetrieben oder im Kommunaldienſte beſchäftigte Per⸗ 
ſonen, welche der Kommune gegenüber in Krankheitsfällen Anſpruch auf 
Fortzahlung des Gehalts oder Lohnes mindeſtens für [13*)] Wochen nach der 
Erkrankung oder auf eine den Beſtimmungen des § 6 des Krankenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes entſprechende Unterſtützung haben, ſind von der Ver— 
ſicherungspflicht ausgenommen. 

§ 2. Die Arbeitgeber haben jede der vorbezeichneten Perſonen, welche 
bei einer Ortskrankenkaſſe verſicherungspflichtig iſt, bei der durch das Kaſſen⸗ 
ſtatut beſtimmten Stelle an- und abzumelden. Die Anmeldung muß 
ſpäteſtens am dritten Tage nach Beginn der Beſchäftigung, die Abmeldung 
ſpäteſtens am dritten Tage nach Beendigung derſelben erfolgen. 


Als Gehalt oder Lohn im Sinne dieſes Geſetzes gelten auch Tantiemen und Naturals 
bezüge. Für die letzteren wird der Durchſchnittswert in Anſatz gebracht; dieſer Wert wird von 
der unteren Verwaltungsbehörde feſtgeſetzt. 

§ 2. Durch ſtatutariſche Beſtimmung einer Gemeinde für ihren Bezirk oder 
eines weiteren Kommunalverbandes für jenen Bezirk oder Teile desſelben kaun die 
Anwendung der Vorſchriften des $ 1 erftredt werden: 

1. auf diejenigen im § 1 bezeichneten Perſonen, deren Beſchäfligung durch die Natur 
ihres Gegenſtandes oder im voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum 
von weniger als einer Woche beſchränkt iſt, 

2. auf die in Kommunalbetrieben und im Kommunaldienſte beſchäftigten 
Perſonen, auf welche die Anwendung des § 1 nicht durch anderweite reichsgeſetzliche 
Vorſchriften erſtreckt iſt, 

3. auf diejenigen Familienangehörigen eines Betriebsunternehmers, deren 
Beſchäftigung in dem Betriebe nicht auf Grund eines Arbeitsvertrages ſtatifindet, 

4. auf ſelbſtändige Gewerbetreibende, welche in eigenen Betriebsſtätten im Auftrage und 
für Rechnung anderer Gewerbetreibender mit der Herſtellung oder Bearbeitung 
gewerblicher Erzeugniſſe beſchäſtigt werden (Haus induſtrie), und zwar auch für 
den Fall, daß fie die Roh- und Hilfsſtoffe ſelbſt beſchaffen, und auch für die Zeit, 
während welcher ſie vorübergehend für eigene Rechnung arbeiten, 

5. s die in der Land- und Forſtwirtſchaft beſchäftigten Arbeiter und Betriebs- 
eamten. 

Die auf Grund dieſer Vorſchrift ergehenden ſtatutariſchen Beſtimmungen müſſen die genaue 
Bezeichnung derjenigen Klaſſen von Perſonen, auf welche die Anwendung der Vorſchriften des 
§ 1 erſtreckt werden foll, und in den Fällen der Ziffern 1 und 4 eee über die Ver⸗ 
pflichtung zur Au- und Abmeldung, ſowie über die Verpflichtung zur Einzahlung der Beiträge 
enthalten. 

Sie bedürfen der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde und ſind in der für 
Bekanntmachungen der Gemeindebehörden vorgeſchriebenen oder üblichen Form zu veröffentlichen. 

Auf die in Abſ. 1 Ziff. 4 bezeichneten Gewerbetreibenden kann die Anwendung der Bor- 
ſchriften des 8 1 auch durch Beſchluß des Bundesrats erſtreckt werden. Die Anordnung kann 
auch für beſtimmte Gewerbszweige und für örtliche Bezirke erfolgen. 


*) Durch Beſchluß der Stadtverordneten⸗Verſammlung vom 14. 12. 03 ansgedehnt auf 
26 Wochen. 


— 507 


Veränderungen, durch welche während der Dauer der Beſchäftigung die 
Verſicherungspflicht für ſolche Perſonen begründet wird, die der Verſicherungs⸗ 
pflicht auf Grund ihrer Beſchäftigung bisher nicht unterlagen, ſind ſpäteſtens 
am dritten Tage nach ihrem Eintritt gleichfalls anzumelden. 

§ 3. Arbeitgeber, welche der ihnen obliegenden Anmeldepflicht vor ⸗ 
ſätzlich oder fahrläſſiger Weiſe nicht genügen, haben alle Auf⸗ 
wendungen, welche eine Ortskrankenkaſſe auf Grund geſetzlicher oder ſtatu⸗ 
tariſcher Vorſchrift in einem vor der Anmeldung durch die nicht angemeldete 
Perſon veranlaßten Unterſtützungsfalle gemacht hat, zu erſtatten. 

Die Verpflichtung zur Entrichtung von Beiträgen für die Zeit, während 
welcher die nicht angemeldete Perſon der Ortskrankenkaſſe anzugehören ver- 
pflichtet war, wird hierdurch nicht berührt. 

Wer der ihm obliegenden Verpflichtung zur An- und Abmeldung nicht 
nachkommt, wird außerdem nach § 81 des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 
15. Juni 1883 mit einer Geldſtrafe bis zu 20 Mark beſtraft. 

Die Arbeitgeber ſind verpflichtet, die Beiträge und Eintritts⸗ 
gelder, welche für die von ihnen beſchäftigten Perſonen zu einer Ortskranken⸗ 
kaſſe zu entrichten find, einzuzahlen. Sie haben die Beiträge an die Orts- 
krankenkaſſe zu den durch das Statut feſtgeſetzten Zahlungsterminen, das Ein- 
trittsgeld mit dem erſten fälligen Beitrage einzuzahlen. 

Die Beiträge find ſolange fortzuzahlen, bis die vorſchriftsmäßige Ab- 
meldung erfolgt iſt und für den betreffenden Zeitteil zurückzuerſtatten, wenn 
die rechtzeitig abgemeldete Perſon innerhalb der Zahlungsperiode aus der 
bisherigen Beſchäftigung ausſcheidet. 

Die Arbeitgeber haben ein Drittel der Beiträge, welche auf die von 
ihnen beſchäftigten verſicherungspflichtigen Perſonen entfallen, aus eigenen 
Mitteln zu leiſten. 

Eintrittsgelder belaſten nur die Verſicherten. 

§ 5. Die Verſicherten find verpflichtet, die Eintrittsgelder und Bei- 
träge, letztere nach Abzug des auf den Arbeitgeber entfallenden Drittels bei 
den Lohnzahlungen ſich einbehalten zu laſſen. 

Die Arbeitgeber dürfen nur auf dieſem Wege den auf die Verſicherten 
entfallenden Betrag wieder einziehen. Die Abzüge für Beiträge ſind auf die 
Lohnzahlungsperioden, auf welche ſie entfallen, gleichmäßig zu verteilen. 

Die Teilbeträge dürfen, ohne daß dadurch Mehrbelaſtungen der Ver- 
ſicherten herbeigeführt werden, auf volle zehn Pfennige abgerundet werden. 

Sind Abzüge für eine Lohnzahlungsperiode unterblieben, ſo dürfen ſie 
nur noch bei der Lohnzahlung für die nächſtfolgende Lohnzahlungsperiode nad- 
geholt werden. 

Hat der Arbeitgeber Beiträge um deswillen nachzuzahlen, weil die Ver⸗ 
pflichtung zur Entrichtung von Beiträgen zwar vom Arbeitgeber anerkannt, 
von dem Verſicherten oder der Ortskrankenkaſſe aber beſtritten wurde und 
erſt durch einen Rechtsſtreit hat feſtgeſtellt werden mijjen, jo findet die Wieder- 
einziehung des auf den Verſicherten entfallenden Teils der Beiträge ohne die 
vorſtehend aufgeführten Beſchränkungen ſtatt. 

Arbeitgeber, deren Zahlungsunfähigkeit im Zwangsbeitreibungsver⸗ 
fahren feſtgeſtellt worden iſt, ſind, ſolange ſie nicht eine Anordnung der im 


x 
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§ 52a des Krankenverſicherungsgeſetzes) bezeichneten Art getroffen worden 
iſt, verpflichtet, die im Abſatz 1 zugelaſſenen Lohnabzüge zu machen und 
deren Betrag ſofort, nachdem der Abzug gemacht worden iſt, an die berechtigte 
Kaſſe abzuliefern. Streitigkeiten zwiſchen dem Arbeitgeber und den von ihm 
beſchäftigten Perſonen über die Berechnung und Anrechnung der von dieſen 
zu leiſtenden Beiträge ſowie des Eintrittsgeldes werden nach den Vorſchriften 
des Geſetzes betreffend die Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890 (Reichs⸗Geſetz⸗ 
blatt Seite 141) entſchieden (vergleiche § 53a des Krankenverſicherungsgeſetzes). 

§ 6. Falls die nach dieſem Ortsſtatut verſicherungspflichtigen Perſonen 
gleichzeitig von mehr als einem Arbeitgeber beſchäftigt werden, hat jeder der 
letzteren die Pflicht der An- und Abmeldung. 

Sämtliche Arbeitgeber haften als Geſamtſchuldner für die vollen Vei- 
träge und Eintrittsgelder. 

§ 7. Vorliegendes revidiertes Ortsſtatut tritt mit dem 1. Januar k. J. 
in Kraft. 
XIII 1359. 92. 


2. a. Ortsſtatut über die Krankenverſicherung der Hausgewerbetreibenden 
vom 3. Dezember 1907. 

Auf Grund der SS 2 und 54 des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 
15. Juni 1883 
10. April 1892 wird der Kreis der durch das Ortsſtatut für die Stadt 
25. Mai 1903 
Breslau vom 2.21. November 1892 der Kraukenverſicherungspflicht unter- 
worfenen Perſonen, wie folgt erweitert: 

§ 1. Die Anwendung der Vorſchriften des § 1 des Krankenver⸗ 
ſicherungsgeſetzesk) wird auf ſelbſtändige Gewerbetreibende erſtreckt, welche in 
eigenen Betriebsſtätten im Auftrage und für Rechnung anderer Gewerbe— 


) 52a. Auf Antrag der Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder einer Ortskrankenkaſſe kann 
die Aufſichtsbehörde widerruflich anordnen, daß ſolche Arbeitgeber, die mit Abführung der Bei⸗ 
träge im Rückſtande geblieben find und deren Zahlungsunfähigteit im Zwangsbeitreibungs⸗ 
verfahren feſtgeſtellt worden iſt, nur den auf ſie ſelbſt als Arbeitgeber entfallenden Teil der Bei⸗ 
träge, welche für die von ihnen beſchäftigten verſicherungspflichtigen Perſonen zur Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung oder Ortskrankenkaſſe zu entrichten find, einzuzahlen haben. 

Wird dies angeordnet, ſo ſind die von ſolchen Arbeitgebern beſchäftigten verſicherungs⸗ 
pflichtigen Perſonen verpflichtet, die Eintrittsgelder, ſowie den auf ſie ſelbſt entfallenden Teil der 
Beiträge zu den feſtgeſtellten Zahlungsterminen ſelbſt an die Gemeinde⸗-Krankenverſicherung oder 
Krankenkaſſe einzuzahlen. 

Die Anordnungen (Abſatz 1) müſſen diejenigen Arbeitgeber, für welche ſie gelten ſollen, 
nach Namen, Wohnort und Geſchäftsbetrieb deutlich bezeichnen und ſind dieſen Arbeitgebern 
ſchriftlich mitzuteilen. 

Die von ſolchen Anordnungen betroffenen Arbeitgeber ſind verpflichtet, dieſelben den von 
ihnen beſchäftigten, in der Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder Ortskrankenkaſſe verſicherten ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Perſonen durch dauernden Aushang in den Betriebsſtätten bekannt zu machen 
und bei jeder Lohnzahlung die von ihnen beſchäftigten verſicherungspflichtigen Perſonen darauf 
hinzuweiſen, daß dieſe die im Abſatz 2 bezeichneten Beiträge ſelbſt einzuzahlen haben. 

Gegen die im Abſatz 1 bezeichneten Anordnungen findet binnen zwei Wochen nach der 
Zuſtellung die Beſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörde ſtatt. Die Beſchwerde hat keine 
Auſſchiebende Wirkung. Die Entſcheidung der höheren Verwaltungsbehörde iſt endgültig. 

++) S. o. Anmerkung zu $ 1 des vorhergehenden Ortsſtatuts. 
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treibender mit der Herſtellung oder Bearbeitung gewerblicher Erzeugniſſe be⸗ 
ſchäftigt werden (Hausinduſtrie), und zwar auch für den Fall, daß ſie die Roh⸗ 
und Hilfsſtoffe ſelbſt beſchaffen und auch für die Zeit, während welcher ſie vor⸗ 
übergehend für eigene Rechnung arbeiten. 
Die vorſtehende Beſtimmung findet keine Anwendung auf Perſonen, 
welche 
$ a. das Geſchäft regelmäßig für eigene Rechnung betreiben und nur 
gelegentlich von anderen Gewerbetreibenden für deren Rechnung 
beſchäftigt werden, 

b. nur gelegentlich, insbeſondere zu gelegentlicher Aushilfe beſchäftigt 
werden, 

e. zwar in regelmäßiger Wiederkehr aber nur nebenher und in jo 
geringem Umfange tätig ſind, daß der hieraus erzielte Verdienſt 
zum Lebensunterhalt nicht ausreicht und zu den Verſicherungs⸗ 
beiträgen nicht in entſprechendem Verhältnis ſteht; 

dieſe Vorausſetzungen gelten ohne weiteres als erfüllt, wenn 
der regelmäßige Arbeitsverdienſt nicht mindeſtens ein Drittel 
des für die Stadt Breslau feſtgeſetzten ortsüblichen Tage— 
lohnes gewöhnlicher Tagearbeiter beträgt, 

d. in einem anderen, die Verſicherungspflicht begründenden regel— 
mäßigen Arbeits- oder Dienſtverhältniſſe zu beſtimmten Arbeit⸗ 
gebern ſtehen und, ohne dieſes Verhältnis zu unterbrechen, das 
Hausgewerbe nur nebenher, ſei es regelmäßig, ſei es nur gelegent— 
lich, betreiben. 


§ 2. Die An- und Abmeldung der Hausgewerbetreibenden erfolgt 
durch diejenigen Perſonen, welche ihnen bei der Übertragung der Arbeit als 
Dienſtberechtigte gegenüberſtehen (unmittelbare Arbeitgeber). Die §§ 49, 50, 
81, 82a des Krankenverſicherungsgeſetzes finden entſprechende Anwendung.“) 


*) § 49. Die Arbeitgeber haben jede von ihnen beſchäftigte verſicherungspflichtige Perſon, 
welche weder einer Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſe ($ 59), Baukrankenkaſſe (8 69), Innungs⸗ 
Krankenkaſſe ($ 73), Knappſchaftskaſſe (§ 74) angehört, noch gemäß $ 75 von der Verpflichtung, 
der Gemeinde ⸗Krankenverſicherung oder einer Ortskrankenkaſſe anzugehören, befreit ift, ſpäteſtens 
am dritten Tage nach Beginn der Beſchäftigung anzumelden und ſpäteſtens am dritten Tage 
nach Beendigung derſelben wieder abzumelden. Veränderungen, durch welche während der Dauer 
der Beſchäftigung die Verſicherungspflicht für ſolche Perſonen begründet wird, die der Ber- 
ſicherungspflicht auf Grund ihrer Beſchäftigung bisher nicht unterlagen, ſind ſpäteſtens am dritten 
Tage nach ihrem Eintritt gleichfalls anzumelden. Das Gleiche gilt bei Anderungen des Arbeits- 
vertrages, welche die Verſicherungspflicht der im § 1 Abſatz 4 bezeichneten Perſonen zur Folge haben. 

Die Anmeldungen und Abmeldungen erfolgen für verſicherungspflichtige Perſonen ſolcher 
Klaſſen, für welche Ortskrankenkaſſen beſtehen (§ 23 Abſatz 2 Ziffer 1), bei den durch das Statut 
dieſer Kaſſen beſtimmten Stellen, übrigens bei der Gemeindebehörde oder einer von dieſer zu 
beſtimmenden Meldeſtelle. 

In der Anmeldung zur Ortskrankenkaſſe ſind auch die behufs der Berechnung der Bei⸗ 
träge durch das Statut geforderten Angaben über die Lohnverhältniſſe zu machen. Anderungen 
in dieſen Verhältniſſen ſind ſpäteſtens am dritten Tage, nachdem ſie eingetreten, anzumelden. 

Durch Beſchluß der Verwaltung der Gemeinde⸗Krankenverſicherung und durch das Kaſſen⸗ 
ſtatut kann die Friſt für die An und Abmeldungen bis zum letzten Werktage der Kalenderwoche, 
in welcher die dreitägige Frit (Abſatz 1) abläuft, erftredt werden. 

Die Aufſichtsbehörde, ſowie die höhere Verwaltungsbehörde kann für ſämtliche Gemeinde- 
Krankenverſicherungen und Ortskrankenkaſſen ihres Bezirks oder einzelner Teile desſelben eine 
3 Meldeſtelle errichten. Die Aufbringung der Koſten derſelben erfolgt durch die 

eteiligten Gemeinden und Ortskrankenkaſſen nach Maßgabe des § 46 Abſatz 3, 4. 

$ 50. Arbeitgeber, welche der ihnen nach § 49 obliegenden Anmeldepflicht vorſätzlich 

oder fahrläſſigerweiſe nicht genügen, haben alle Aufwendungen, welche eine Gemeinde⸗Kranken⸗ 
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Die Krankenkaſſen find verpflichtet, den Oberarbeitgebern von den fie 
betreffenden Mn- und Abmeldungen ſofortige Mitteilung zu machen. Bei 
Gewerbetreibenden oder ſolchen Meiſtern, welche für eine Mehrzahl von Ober⸗ 
arbeitgebern beſchäftigt ſind, hat die Kaſſe dem Oberarbeitgeber gleichzeitig 
von dem Verhältnis ſeiner Beitragspflicht Kenntnis zu geben. 


$ 3. Für die Einzahlung der Beiträge und Eintrittsgelder der Haus- 
gewerbetreibenden und ihrer verſicherungspflichtigen Hilfsperſonen haften, 
vorbehaltlich der Wiedereinziehung nach Maßgabe der SS 53, 54 Abſatz 6 des 
Krankenverſicherungsgeſetzesk) die unmittelbaren Arbeitgeber der Haus- 
gewerbetreibenden, jedoch falls dieſe als Zwiſchenperſonen die Beſchäftigung 
vermittelt haben, diejenigen Gewerbetreibenden, in deren Auftrage die Waren 
hergeſtellt oder bearbeitet ſind (Oberarbeitgeber). 

Die Termine für die Einzahlung der Beiträge richten fih nach den Be- 
ſtimmungen der für den Gewerbebetrieb zuſtändigen Krankenkaſſe. 

Die Beiträge ſind ſolange fortzuzahlen, bis die vorſchriftsmäßige Ab- 
meldung erfolgt iſt. Im Falle der Vorauszahlung ſind ſie für den betreffenden 
Zeitteil zurückzuerſtatten, wenn die rechtzeitig abgemeldete Perſon innerhalb 
der Zahlungsperiode aus der bisherigen Beſchäftigung ausſcheidet. 


§ 4. Die Beiträge für die Hausgewerbetreibenden und für ihre ver- 
ſicherungspflichtigen Hilfsperſonen ſind zu zwei Dritteln von den Haus⸗ 
gewerbetreibenden und ihren verſicherungspflichtigen Hilfsperſonen, zu einem 
Drittel von den Oberarbeitgebern zu leiſten. 


Das Eintrittsgeld fällt den Hausgewerbetreibenden und ihren Hilfs- 
perſonen allein zur Laſt. 


verſicherung oder eine Ortskrankenkaſſe auf Grund geſetzlicher oder ſtatutariſcher Vorſchrift in 
einem vor der Anmeldung durch die nicht angemeldete Perſon veranlaßten Unterſtützungsfalle 
gemacht hat, zu erſtatten. 

Die Verpflichtung zur Entrichtung von Beiträgen für die Zeit, während welcher die nicht 
angemeldete oder nicht angezeigte Perſon der Gemeinde-Krankenverſicherung oder der Orts- 
krankentaſſe anzugehören verpflichtet war, wird hierdurch nicht berührt. > 

881. Wer der ihm nach § 49 oder nach den auf Grund des § 2 Abſatz 2 erlaffenen 
Beſtimmungen obliegenden Verpflichtung zur An- oder Abmeldung oder der ihm nach § 49a 
obliegenden Anzeigepflicht nicht nachkommt, wird mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Mark beſtraft. 

S 82a. Die Arbeitgeber find befugt, die Erfüllung der ihnen durch dieſes Geſetz auf- 
erlegten Verpflichtungen ſolchen Perſonen zu übertragen, welche fie zur Leitung ihres Betriebes! 
oder eines Teiles desſelben oder zur Beaufſichtigung beſtellt haben. 8 

Sind die in dieſem Geſetze gegebenen Vorſchriften von ſolchen Perſonen übertreten 
worden, ſo trifft die Strafe die letzteren. Der Arbeitgeber iſt neben denſelben ſtrafbar, wenn die 

uwiderhandlung mit ſeinem Vorwiſſen begangen iſt, oder wenn er bei der nach den Ver⸗ 

ältniſſen möglichen eigenen Beauſſichtigung des Betriebes oder bei der Auswahl oder der 
Beaufſichtigung der Betriebsleiter oder Aufſichtsperſonen es an der erforderlichen Sorgfalt hat 
fehlen laſſen. 

$ Für den Erſtattungsanſpruch aus § 50 haftet neben dem zur Anmeldung etwa ver- 
pflichteten Betriebsleiter oder Aufſeher in allen Fällen auch der Arbeitgeber. Mehrere Ber- 
pflichtete haften dabei als Geſamtſchuldner. 


) § 53. Die Verſicherten find verpflichtet, die Eintrittsgelder und Beiträge, letztere nach 
Abzug des auf den Arbeitgeber entfallenden Drittels (§ 51), bei den Lohnzahlungen fih cin- 
behalten zu laſſen. Die Arbeitgeber dürfen nur auf dieſem Wege den auf die Verſicherten ent- 
fallenden Betrag wieder einziehen Die Abzüge für Beiträge find auf die Lohnzahlungsperioden. 
auf welche ſie entfallen, gleichmäßig zu verteilen. Die Teilbeträge dürfen, ohne daß dadurch 
Mehrbelaſtungen der Verſicherten herbeigeführt werden, auf volle zehn Pfennig abgerundet 
werden. Sind Abzüge für eine Lohnzablungsperiode unterblieben, ſo dürfen ſie nur noch bei 
der Lohnzahlung für die nächſtfolgende Lohnzahlungsperiode nachgeholt werden. 
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$ 5. Die Hausgewerbetreibenden haben für die Zeit vorübergehender 
Beſchäftigung für eigene Rechnung die vollen Beiträge für ihre Perſon aus 
eigenen Mitteln zu beſtreiten. | i 

Beſchäftigen fie in diefer Zeit verſicherungspflichtige Hilfsperſonen, jo 
haben ſie auch für dieſe die Beiträge einzuzahlen und zu einem Drittel zu 
tragen, während die übrigen zwei Drittel von den verſicherungspflichtigen 
Hilfsperſonen zu tragen ſind. 0 

Die Hausgewerbetreibenden haben Anfang und Ende jeder borüber- 
gehenden Beſchäftigung für eigene Rechnung bei der zuſtändigen Krankenkaſſe 
anzuzeigen und dabei die für die Berechnung der auf dieſe Zeit entfallenden 
Beiträge erforderlichen Angaben zu machen. Die §E 49, 50, 52 Abſatz 1 
Satz 4, 81 des Krankenverſicherungsgeſetzes finden entſprechende An⸗ 
wendung.“ 

$ 6. Diejenigen Hausgewerbetreibenden welche zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens dieſes Ortsſtatuts bei mehreren Arbeitgebern in verſicherungs⸗ 
pflichtiger Beſchäftigung ſtehen, find in der für denjenigen Arbeitgeber zu- 
ſtändigen Krankenkaſſe zu verſichern, bei welchem zuerſt eine verſicherungs⸗ 
pflichtige Beſchäftigung begonnen worden iſt. Kommen etwa mehrere zugleich 
begonnene Beſchäftigungsverhältniſſe in Betracht, ſo hat der Verſicherte die 
Wahl zu beſtimmen, welcher von mehreren für dieſe Beſchäftigungsverhältniſſe 
zuſtändigen Krankenkaſſen er angehören will. 


$ 7. Die vorſtehenden Beſtimmungen treten, ſoweit es ſich um die zu 
ihrer Durchführung notwendigen Maßnahmen handelt, ſofort, im übrigen am 
1. April 1908 in Kraft. 


XIII. K 5508. 07. Gem. Bl. 1907. S. 943. 


Hat der Arbeitgeber Beiträge um deswillen nachzuzahlen, weil die Verpflichtung zur 
Eutrichtung von Beiträgen zwar vom Arbeitgeber anerkannt, von dem Verſicherten, der Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung oder Ortskrantenkaſſe aber beftritten wurde und erft durch einen Rechtsſtreit 
($ 58) hat feſtgeſtellt werden müſſen, oder weil die im § 49a vorgeſchriebene Anzeige erſt nach 
Ablauf der im Auſatz 1 bezeichneten Zeiträume oder gar nicht erſtattet worden iſt, ſo findet die 
Wiedereinziehung des auf den Verſicherten entfallenden Teiles der Beiträge ohne die vorſtehend 
aufgeführten Beſchränkungen ſtatt. 2 

Arbeitgeber, deren Zahlungsunfähigkeit im Zwangsbeitreibungsverfahren feſtgeſtellt worden 
ift, find, ſolange für fie nicht eine Anordnung der im 8 52a bezeichneten Art getroffen worden iſt, 
verpflichtet, die im Abſatz 1 zugelaſſenen Lohnabzüge zu machen und den Betrag ſofort, nachdem 
der Abzug gemacht worden iſt, an die berechtigte Kaſſe abzuliefern. 

§ 54. Abſ. 6: Auf Streitigkeiten finden die Beſtimmungen des § 58 Abſatz 1 ent- 
ſprechende Anwendung. 

F 58. Streitigkeiten, welche zwiſchen den auf Grund dieſes Geſetzes zu verſichernden 
Perſonen oder ihren Arbeitgebern einerſeits und der Gemeinde-Krankenverſicherung oder der 
Ortskrankenkaſſe andererſeits über das Verſicherungsverhälmis oder über die Verpflichtung zur 
Leiſtung oder Einzahlung von Eintrütsgeldern und Beiträgen oder über Unterſtützungsanſprüche 
entſtehen, ſowie Streitigkeiten über Unterſtützungsanſprüche aus 8 57a Abſatz 3 und über 
Erſtattungsanſprüche aus § 50 werden von der Aufſichtsbehörde entſchieden. Erſtreckt fih der 
Bezirk der Gemeinde ⸗Krankenverſicherung oder der Ortskrankenkaſſe über mehrere Gemeinde- 
bezirte, fo kann durch die Zentralbehörde die Entſcheidung anderen Behörden übertragen werden. 
Die Eniſcheidung kann binnen vier Wochen nach der Zuſtellung derſelben mittels Klage im 
ordentlichen Rechtswege, ſoweit aber landesgeſetzlich ſolche Streitigkeiten dem Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren überwieſen ſind, im Wege der letzteren angefochten werden. 

*) SS 49, 50, 81 f. die Anmerkung zu 8 2. 

S 52 Abſ. 1 Satz 4 lautet: Die Beiträge find ſolauge fortzuzahlen, bis die vor- 
ſchriftsmäßige Abmeldung ($ 49) erfolgt ift, und für den betreffenden Zeitteil zurückzuerſtatten, 
wenn die rechtzeitig abgemeldete Perſon innerhalb der Zahlungsperiode aus der bisherigen 
Beſchäftigung ausſcheidet. i 


5 
b. Erläuterung zu vorſtehendem Grtsſtatute 


vom 8. November 1909. 


Nach dem Erlaſſe des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe vom 
13. Auguſt d. Is. gelten Hausgewerbetreibende als im Betriebe ihres Auf⸗ 
traggebers (Oberarbeitgebers) beſchäftigt. Bei Anwendung der Beſtimmung 
des § 19 Abſatz 4 des Krankenverſicherungsgeſetzesk) find deshalb die Haus- 
gewerbetreibenden, ſoweit ſie auf Grund des Ortsſtatuts vom 3./15. Dezember 
1907 dem Verſicherungszwange unterliegen (nicht aber auch deren Hilfs- 
perſonen) als im Betriebe des Oberarbeitgebers beſchäftigte Perſonen zu 
behandeln. 


In Anwendung dieſes Miniſterialerlaſſes iſt die Erläuterung Id in der 
Ausführungsanweiſung vom 19. Dezember 1907 nunmehr dahin zu ver⸗ 
ſtehen, daß die Hausgewerbetreibenden bei derjenigen Krankenkaſſe zu ver⸗ 
ſichern find, die für den Betrieb des Oberarbeitgebers nach Maßgabe des § 19 
Abſatz 4 des Krankenverſicherungsgeſetzes zuſtändig iſt. 


Das Ortsſtatut vom 3./15. Dezember 1907 findet nur Anwendung auf 
die im Stadtkreiſe Breslau tätigen Hausgewerbetreibenden. Die für hieſige 
Firmen arbeitenden Hausgewerbetreibenden unterliegen dagegen der Ver⸗ 
ſicherungspflicht nicht, wenn ihr Beſchäftigungsort außerhalb Breslau's liegt 
und an dem Beſchäftigungsorte ſelbſt die Verſicherungspflicht nicht ebenfalls 
durch Ortsſtatut auf die Hausgewerbetreibenden ausgedehnt iſt. 


Die Hilfsperſonen der Hausgewerbetreibenden gelten als von ihrem 
unmittelbaren Arbeitgeber (Zwiſchenmeiſter) beſchäftigt und ſind von dem 
Betriebe des Oberarbeitgebers in bezug auf § 19 Abſatz 4 des Krankenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes unabhängig. Für ſie iſt die Krankenkaſſe zuſtändig, welche 
für die Betriebsart oder den Gewerbszweig des Hausgewerbetreibenden 
(Zwiſchenmeiſters) errichtet iſt. Die ortsſtatutariſche Verpflichtung des 
Oberarbeitgebers, für die Hilfsperſonen die Beiträge zu entrichten und zu 
einem Drittel ſelbſt zu tragen, wird hierdurch nicht berührt. 


Der Magiſtrat. 


Kommiſſarius für Krankenverſicherung. 


XIII. K. 4010. 09. Gem. Bl. 1909. S. 838. 


) 819 Abſatz 4: Sind mehrere Gewerbszweige oder Betriebsarten zu einem Betriebe 
vereinigt, jo gehören die in dieſem beſchäftigten verſicherungspflichtigen Perſonen derjenigen Orts- 
krankenkaſſe an, welche für den Gewerbszweig oder die Betriebsart errichtet iſt, in denen die 
Mehrzahl dieſer Perſonen beſchäftigt iſt. Im Zweifel entſcheidet, nach Anhörung des Betriebs- 
unternehmers, der Vorſtände der beteiligten Kaſſen und der Auffichtsbehörde, die höhere Ber- 
waltungsbehörde endgültig. 
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3. Bedingungen für die von der Stadt Breslau eingerichtete Ver- 
Sicherung der Dienſtherrſchafteu in Krankheitsfällen ihrer männlichen 


und weiblichen Dienſtboten. 
— Sogenanntes Dienſtbotenabonnement. — 


$ 1. Die Stadtgemeinde Breslau verpflichtet fih den im Gemeinde- 
bezirk der Stadt Breslau wohnhaften Dienſtherrſchaften gegenüber nach Maß⸗ 
gabe der nachſtehenden Verſicherungsbedingungen zur freien ärztlichen Ve- 
handlung und Verpflegung ihrer erkrankten Dienſtboten in den ſtädtiſchen 
Krankenhäuſern, ſofern die Erkrankung des Dienſtboten nach dem Gutachten 
des Anſtaltsarztes eine ärztliche Behandlung erfordert, die nicht im Wege der 
ambulanten Behandlung geleiſtet werden kann (unbeſchadet der Beſtimmung 
bei § 8 Abſatz 2 Satz 2). Augenkranken Dienſtboten kann die Stadt auf ihre 
Koſten auch in der hieſigen Königlichen Augenklinik die freie ärztliche Be- 
handlung und Verpflegung gewähren. 

Dieſe Verpflichtung gilt nur für diejenigen Dienſtperſonen, welche der 
Krankenverſicherungspflicht nach den Geſetzen nicht unterworfen ſind. 

$ 2. Für jede zu verſichernde Dienſtperſon iſt für das Kalenderjahr 
eine Verſicherungsgebühr von 3 Mark zu entrichten. 

Dienſtherrſchaften, welche im Laufe des Jahres die Verſicherung be- 
ginnen, haben den vollen Jahresbeitrag zu zahlen. 

$ 3. Die Auswahl des Krankenhauſes bleibt den Dienſtherrſchaften 
überlaſſen, inſoweit nicht die Art der Erkrankung — anſteckende oder Geiſtes⸗ 
. — die Überweiſung an ein beſtimmtes Krankenhaus notwendig 
macht. 

Anmeldungen für das Wenzel-Hancke⸗Krankenhaus können von der 
Verwaltung dieſes Krankenhauſes an das Allerheiligenhoſpital gewieſen 
werden, wenn die Raumverhältniſſe im erſteren dies bedingen. 

$ 4. Verſicherungen können jederzeit ſchriftlich oder mündlich im 
Magiſtratsbüro XV — Nikolaiſtadtgraben Nr. 251 — (Dienſtſtunden 
8—3 Uhr) angemeldet, gleichzeitig kann hier die Verſicherungsgebühr ein- 
gezahlt werden. 

§ 5. Bei neu zutretenden Verſicherungsnehmern gilt die Verſicherung 
mit der Erlegung des erſten Beitrages für das gewünſchte Kalenderjahr als 
abgeſchloſſen. Das Recht auf freie Kur und Verpflegung der verſicherten 
Perſon beginnt in dieſem Falle jedoch erft 14 Tage nach Zahlung der Ver- 
ſicherungsgebühr. 

Für einen Dienſtboten, der zur Zeit, wo die neue Verſicherung abge— 
ſchloſſen wird, bereits krank iſt, kann im Verlaufe derſelben Krankheit freie 
Kur und Verpflegung nicht beanſprucht werden. 

$ 6. Die Verſicherung wird von Kalenderjahr zu Kalenderjahr als 
verlängert angeſehen, wenn eine Kündigung weder von der Dienſtherrſchaft, 
noch von der Stadtgemeinde vor Schluß des jeweilig laufenden Jahres er- 
folgt, und wenn die Verſicherungsgebühr von der Dienſtherrſchaft für das neue 
Jahr 14 Tage vor deſſen Beginn gezahlt wird. 

$ 7. Die Überführung erkrankter Dienſtboten nach den Kranken⸗ 
häuſern iſt von der Verſicherung ausgeſchloſſen und daher, wenn ſie durch 
ſtädtiſche Krankenwagen erfolgt, beſonders nach dem feſtgeſetzten Tarif, zurzeit 
3 Mark, zu vergüten. 
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§ 8. Bei der Meldung einer verſicherten Dienſtperſon zwecks Auf- 
nahme in ein Krankenhaus iſt die Quittung über den Verſicherungsbeitrag ein⸗ 
zureichen mit der Erklärung der Dienſtherrſchaft, daß das Dienſtverhältnis 
ungekündigt fortbeſteht oder zu einem beſtimmten Termin gekündigt iſt (zu 
vergleichen der Vordruck auf der Quittung). Der Dienſtherrſchaft wird nach 
Erledigung des Verſicherungsfalles, ſofern die Verpflichtung aus dem Ge— 
währſcheine fortbeſteht, eine neue Quittung zugeſtellt. In allen anderen 
Fällen iſt die Ausſtellung eines Duplikatſcheines ausgeſchloſſen. Sollte ein 
Gewährſchein in Verluſt geraten, jo ift bei Erkrankung des betreffenden Dienſt— 
boten eine Beſcheinigung darüber, daß die Dienſtherrſchaft für ihn auf freie 
Kur und Verpflegung in den ſtädtiſchen Krankenhäuſern verſichert iſt, im 
Magiſtratsbüro XV, Nikolaiſtadtgraben 25 I, (Dienſtſtunden von 8—3 Uhr) 
einzuholen. 

Einer privatärztlichen Beſcheinigung über die Notwendigkeit der Auf— 
nahme bedarf es nicht. Erachtet der dienſthabende Krankenhausarzt nach der 
Unterſuchung eine Krankenhausverpflegung erfordernde Erkrankung nicht für 
vorliegend, ſo hat die Aufnahme dennoch zur Beobachtung bis zu weiterer 
Feſtſtellung zu erfolgen. 

§ 9. Werden Verſicherungen für Dienſtboten abgeſchloſſen, welche 
gleichzeitig im Gewerbebetriebe der Dienſtherrſchaft beſchäftigt werden und 
aus dieſem Grunde der reichsgeſetzlich angeordneten Krankenverſicherungs— 
pflicht unterliegen, ſo haben ſie keine Gültigkeit. Die Verſicherungsgebühr 
für das laufende Kalenderjahr wird in ſolchen Fällen auf Antrag heraus— 
gezahlt. 

§ 10. Bei der Verſicherung ſämtlicher in einem Haushalt in 
Dienſten ſtehenden Perſonen gilt die Verſicherung für den Inhaber einer 
beſtimmten beim Abſchluß der Verſicherung vom Verſicherungsnehmer zu 
bezeichnenden Dienſtſtelle und bei ſeinem Austritt für den Nachfolger in 
dieſer Stelle. 

Einer Namensnennung der zu verſichernden Dienſtperſonen bedarf 
es daher weder beim Abſchluß der Verſicherung, noch bei einem derartigen 
Perſonenwechſel. 

Scheidet dagegen der Inhaber einer Dienſtſtelle nicht aus dieſer aus, 
ſondern wird nur durch einen Stellvertreter zeitweiſe erſetzt, ſo muß dieſer 
beſonders verſichert werden. 

Sollen bei Haltung mehrerer Dienſtboten nur einzelne verſichert 
werden, dann ſind die Namen dieſer und bei einem Wechſel in den Perſonen 
die Namen der Nachfolger anzugeben. Im Falle der Verabſäumung dieſer 
Verpflichtung gilt keiner der gehaltenen Dienſtboten als verſichert, eine Zurück⸗ 
zahlung der Verſicherungsbeiträge findet nicht ſtatt. 

§ 11. Das Recht auf freie Kur und Verpflegung endet: 

1. durch Kündigung der Verſicherung, - 

2. durch Nichtbezahlung des fälligen Verſicherungsbeitrages, 

3. durch Wegzug der Dienſtherrſchaft aus Breslau, 

4. mit Ablauf derjenigen Zeit, während welcher die Dienſtherrſchaft 
für die Kur und Pflege des verſicherten Dienſtboten im Er- 
krankungsfalle geſetzlich zu ſorgen verpflichtet iſt. 

Im Verlaufe eines Kalenderjahres wird demſelben Dienſt— 
boten im gleichen Dienſtverhältnis freie Kur und Verpflegung 
nicht über die Dauer von 13 Wochen hinaus gewährt. Solange 
die Verpflegung eines Dienſtboten nach Beendigung des Dienit- 


verhältnifjes in Anspruch genommen wird, hat das Abonnement 
für den an Stelle des entlaſſenen neu eingeſtellten Dienſtboten 
keine Wirkſamkeit. 
Teilbeträge des Verſicherungsbetrages werden bei Löſung der Ber- 
ſicherung während des Kalenderjahres nicht herausgezahlt. 
Bei den ſtädtiſchen Krankenhäuſern beſtehen öffentliche Sprechſtunden 
zur ambulanten Behandlung bei Krankheiten jeder Art, auch inneren Krant- 
heiten. Hier werden den Dienſtboten verſicherter Herrſchaften auf Wunſch 
und falls der Anſtaltsarzt Krankenhausaufnahme nicht für erforderlich hält, 
ärztliche Behandlung und die erforderlichen Arzneien aus der Allerheiligen— 
Hoſpital⸗Apotheke ohne Aufnahme ins Krankenhaus gewährt. 
Polikliniſche Sprechſtunden werden abgehalten: 
a. am Allerheiligenhoſpital, Haupteingang an der Barbarakirche Nr. 2/3, 
an der Abteilung für äußerlich Kranke: vom 1. 4. bis 
30. 9. von 7—11 Uhr, vom 1. 10. — 31. 3. von 8— 12 Uhr vor- 
mittags, an Sonn- und Feſttagen von 8—9 Uhr vormittags, für 
bir. Harn⸗, Blajen- und Nierenkranke: Montag, 
Mittwoch und Freitag von 5—6 Uhr nachmittags — Eingang an 
der Königsbrücke —, 

an der Abteilung für innerlich Kranke: vom 9—11 Uhr 
vormittags, für Magen, Darm-, Stoffwechſel⸗ 
kranke (Fettleibige, Gichtiker, Zuckerkranke): 
Montag, Mittwoch und Sonnabend von 8—9 Uhr früh — Eim- 
gang a. d. Königsbrücke —, 

an der Abteilung für Hautkrankheiten: von 8¼ bis 
10 Uhr vormittags (auch an Sonntagen), Montag und Donners- 
tag außerdem von 7—8 Uhr nachmittags für Hautkranke; ferner 
Dienstag und Freitag von 6½¼ —7 / Uhr nachmittags, ſowie 
Mittwoch und Sonnabend von 12— 1 Uhr mittags für Garn- 
leidende (nur Männer), — Haupteingang —, 

an der Abteilung für Frauenkrankheiten: von 4 bis 
5 Uhr nachmittags — Haupteingang —, 

an der Abteilung für Ohren⸗, Gals- und Naſen⸗ 
Krankheiten: von 9—11 Uhr vormittags und von 4—6 Uhr 
nachmittags; an Sonn- und Feiertagen von 9—10 Uhr vormittags, 
— Haupteingang —; 

b. am Wenzel⸗Hancke⸗Krankenhauſe, Neudorfſtraße Nr. 118/120, 

an der Abteilung für äußerlich Kranke: von 9—10 Uhr 
vormittags und von 4—5 Uhr nachmittags, an Sonn- und Feſt⸗ 
tagen nur von 9—10 Uhr vormittags, 

an der Abteilung für innerlich Kranke: wochentags von 
9—10 Uhr vormittags; 

c. an der ſtädtiſchen Heilanſtalt für Nerven- und Gemütskranke, Einbaum— 
ſtraße Nr. 25, Montag und Donnerstag von 11—12 Uhr vormittags 
und Dienstag und Freitag von 3—4 Uhr nachmittags. 

Das Abonnement gewährt den Dienſtherrſchaften eine jo große Er⸗ 
leichterung, daß es wohl in ihrem Intereſſe liegt, von ihm Gebrauch zu machen. 
Durch Eintritt in die Verſicherung wird die Dienſtherrſchaft regelmäßig auch 
ihre Verpflichtungen aus § 86 und 90 der Geſindeordnung wie $ 617 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches in Krankheitsfällen ihrer Dienſtboten erfüllt haben. 
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Die Verſicherungsbeiträge für das Kalendere 
jahr 1912 werden durch die Gelderheber der ſtädtiſchen 
Betriebswerke im Oktober und November d. Is. ein⸗ 
gezogen. 

Breslau, den 1. Juli 1911. 


Der Magiſtrat. 


C. Friedhöfe. 


1. Friedhofsordnung für die ſtädtiſchen Friedhöfe in Gräbſchen und 
an der Oswiher Chauſſee 


vom 28. März 1907 / 17. Dezember 1908. 


1. Der Beſuch des Friedhofs iſt in der Zeit vom 1. April bis 
30. September von 7 Uhr früh ab — in der Zeit vom 1. Oktober bis 31. März 
von 8 Uhr früh ab bis zum Eintreten der Dunkelheit jedermann geſtattet. Das 
Ende der Beſuchszeit ergeben die an den Eingängen angebrachten 
Stundentafeln. Das Schließen der Eingänge wird durch Läuten einer Glocke 
angekündigt. Wer nach Schluß ohne Erlaubnis auf dem Friedhofe verweilt 
oder denſelben betritt, kann wegen Hausfriedensbruchs gemäß $ 123 St.⸗G. -B. 
beſtraft werden. 

2. Der Beſuch des Friedhofes ift Kindern ohne Begleitung Er- 
wachſener nicht geſtattet. 

3. Hunde ſind an der Leine zu führen. 

4. Innerhalb des Friedhofes iſt die Benutzung von Fahrrädern 
nicht geſtattet. 

Auf dem Friedhofe iſt ungebührlich lautes Benehmen, wie Pfeifen, 
Singen uſw. ſtreng unterſagt. Das Tabakrauchen ift verboten. 

5. Die Beraſung, ſeitliche Bepflanzung und Pflege 
der Grabſtätten einſchließlich der Ausſchmückung mit Blumen wird in 
der Regel von der Friedhofverwaltung beſorgt; die Pflege — 
insbeſondere das Begießen kann jedoch auch von den Hinterbliebenen ſelbſt 
oder deren Dienſtboten geſchehen, die Ausſchmückung mit Blumen überdies 
auch von dritten Perſonen ausgeführt werden. Letztere haben jedoch dem 
Friedhofverwalter den erhaltenen Auftrag nachzuweiſen. 

6. Blumen und Pflanzen- dürfen — ſelbſt von denjenigen, 
welche ſie gepflanzt haben — erſt dann abgeſchnitten und entfernt 
werden, nachdem der Friedhofverwalter dies genehmigt hat; es ſoll hierdurch 
einer etwaigen Entwendung vorgebeugt werden. 

7. Das Pflanzen von Bäumen und Sträuchern hängt 
von der vorher einzuholenden Genehmigung des Friedhofverwalters ab. 
Grabbäume dürfen nur innerhalb der Grenzen des für die Grabſtelle be- 
ſtimmten Flächenraumes gepflanzt werden. Sie gehen, mit Ausnahme von 
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Rojen, in das Eigentum der Stadtgemeinde über und dürfen nur entfernt 
werden, falls ſie abſterben ſollten. Ob dies der Fall ift, entjcheidet der 
Friedhofverwalter. 

8. Abgeſtorbene Aſte und Bäume werden von den Grab- 
ſtätten alljahrlich vom Monat Auguſt ab — ohne Entſchädigung an die etwa 
Berechtigten — entfernt, ſofern dieſe die Entfernung nicht vorher ſelbſt 
bewirken. 

9. Das Recht auf die Benutzung eines Erbbegräb- 
niſſes erliſcht nach Ablauf von 30 Jahren jeit der Er- 
werbung. Dieſes Recht iſt daher in der im Überlaſſungsvertrage be⸗ 
ſtimmten Weiſe zu erneuern. Bei den andern Grabſtätten 
erliſcht das Anrecht mit dem Ablauf des 25. Jahres nach 
dem Tage der Beerdigung. Das Anrecht kann gegen Zahlung 
von 20 Mark auf 20 Jahre verlängert werden. Die Verlängerung iſt zuläſſig, 
bis mit der Einebnung des betreffenden Beerdigungsfeldes begonnen wird. 

Auf beſonderen Antrag kann in geeigneten Fällen eine wiederholte 
Verlängerung bis zum Ablauf des 65. Jahres nach dem Tage der Beerdigung 
zugelaſſen werden. 

10. Die Erwerber und Nutzungsberechtigten von 
Erbbegräbniſſen und Randgrabſtellen, ſowie ihre 
Erben ſind verpflichtet, dieſe Grabſtellen binnen 
2 Jahren nach der Erwerbung gärtneriſch ordnungs- 
mäßig herſtellen zu laſſen und ſie dauernd, d. h. ſo 
lange als die Anrechte beſtehen, im Stande zu halten. 
Erfolgt innerhalb dieſer Friſt die Herſtellung nicht, 
oder wird nachher eine Grabſtelle der obengenannten 
Art ungeachtet der von Zeit zu Zeit in dem Gemeinde- 
blatt allgemein ergebenden Aufforderungen zur In⸗ 
ſtandſetzung und Pflege vernachläſſigt, ſoerliſcht das 
Anrecht. 

In gleicher Weiſe wird bei jedem Reihengrabe 
verfahren, wenn etwa nach Verlängerung des Anrechts 
nicht für Inſtandſetzung und Pflege des Grabes 
geſorgt wird. 

11. Das Arbeiten auf dem Friedhofe ift Handwerkern und Geſchäfts⸗ 
leuten, ſowie deren Geſellen und Arbeitern nur nach vorheriger Anmeldung 
bei dem Friedhofverwalter geſtattet und an den Sonn- und Feſttagen ſowie 
an den dieſen Tagen vorangehenden Nachmittagen überhaupt verboten. — 
Während der Dauer eines in der Nähe ſtattfindenden Begräbniſſes muß die 
Arbeit ruhen. 

12. Die Unternehmer von Arbeiten auf dem Friedhofgebiet ſind zur 
Beſeitigung jeder von ihnen verurſachten Unordnung verpflichtet und haften 
für alle durch die Ausführung ihrer Arbeiten hervorgerufenen Beſchädigungen. 

13. Die Beſucher des Friedhofs haben den Anordnungen des Ver⸗ 
walters und des ſonſtigen Aufſichtsperſonals Folge zu leiſten. 

14. Perſonen, welche die Beſtimmungen dieſer Friedhof-Ordnung oder 
die Anordnungen des Auſſichtsperſonals nicht beachten, haben auf Auf⸗ 
forderung desſelben den Friedhof bei Vermeidung der geſetzlichen Strafe 
ſofort zu verlaſſen. 

Der Magiſtrat. 
IX. 3324. 06. Gem. Bl. 1907. S. 439. 
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2. Belegungsplan. 


I. 


Auf dem Friedhof bei Gräbſchen beerdigen oder haben beerdigt: 
I. von evangeliſchen Kirchgemeinden: 
1. St. Eliſabeth ſeit 2. Mai 1868, 
2. St. Barbara vom 2. Januar 1874 bis 2. Auguſt 1904, 
3. St. Salvator vom 16. Dezember 1877 bis 19. November 1892, 
4. St. Trinitatis ſeit 9. Juli 1900; 
II. von katholiſchen Kirchgemeinden: 
1. St. Maria auf dem Sande vom 15. Mai 1884 bis 27. Ok⸗ 
+ tober 1900, 
2. St. Carolus ſeit 6. November 1900, 
3. St. Eliſabeth ſeit 5. März 1899, 
4. St. Heinrich ſeit 3. November 1898; 
III. die altkatholiſche Gemeinde ſeit 26. April 1892; 
IV. das Kloſter (Hoſpital) der Barmherzigen Brüder ſeit 2. März 1869. 
II. 
Auf dem Friedhofe an der Oswitzer Chauſſee beerdigen oder haben 
beerdigt: 
I. von katholiſchen Kirchgemeinden: 
St. Michael ſeit Oktober 1871, 
St. Matthias ſeit Oktober 1871, 
St. Adalbert ſeit Oktober 1871, 
St. Maria a. d. Sande ſeit November 1894, 
St. Bonifatius ſeit April 1901, 
die altkatholiſche Gemeinde beerdigt ſeit ihrem Beſtehen zum 
Teil hierher; 
II. von evangeliſchen N 
1. St. Bernhardin von Januar 1874 bis März 1896, 
2. Elftauſend San von Januar 1881 bis Oktober 1896, 
3. Lutherkirche ſeit April 1896, 
4. Erlöſerkirche vom 1. April 1901 ab; 
III. die ſtädtiſche Armendirektion (Krankenhoſpitäler) ſeit Oktober 1886. 
Bei der Benutzung des Friedhofs ſind die verſchiedenen Parochien uſw. 
auf den Beerdigungs⸗Feldern und Gruppen wie folgt verteilt: 
a, Kath. Erbbegräbniſſe: Feld E I, Feld 9 und auf den Randſtreifen 
der Gruppe O; 
. St. Adalbert: Feld 20, 34, 655 
. St. Matthias: Feld 1, 9, 5, 21,2 
. St. Michael: Feld 17, 18, 19, 29, 31, 32, 33, 34, 42, 43, 44, 45, 46, 
53, 54, Gruppe H I; 
e. St. Maria auf dem Sande: die 3 Felder bei Tor I und Feld 76; 
f. St. Bonifatius: Feld 29, 30, 41, 64, Gruppe H I; 
g. Ev. und altkath. Erbbegräbniſſe: Feld EI ſowie auf den Rand- 
ſtreifen der Felder 15, 16, 27, 28, 39, 40 und der Gruppe C; 


Ne 
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h. Elftauſend Jungfrauen und St. Bernhardin: Feld 4, 5, 11, 12, 13, 
23, 24, 25, 26, 35, 36, 37, 38, 47, 48, 49, 50, 57, 58, 59, 60, 61, 68, 
69, 70% % % 172; 
i. Lutherkirche: 6, 7, 8, 14, 15, 26, 27, 28, 39, 40, Gruppe A IV; 
k. Erlöſerkirche: 51, 52, Gruppe C, F, X III 
J. Altkatholiſche Gemeinde: 16. 
m. Städt. Kranken⸗Hoſpitäler: 55, 56, 62, 63, 66, 67, 73, 74, Gruppe B, 
E, AH, H III und AV; 
n. Nicht kirchliche Beerdigungen: Gruppe J. 
Die unter h genannten alten Felder 4, 11, 12, 23, 24, 35 ſind der Luther⸗ 
kirche zur Wiederbelegung überwieſen worden. 
Das unter b aufgeführte Feld 20 iſt gleichfalls zur Wiederbelegung 
beſtimmt und für katholiſche Erbbegräbniſſe reſerviert. 


ł 


3. Allgemeine Mitteilungen betr. Grabpflege. 


Beſtellungen ſind ſo zeitig als möglich und zwar im Büro der 
Friedhof⸗Verwaltung aufzugeben. 

Das Friedhof-Arbeitsperjonal — fei es von der Friedhof⸗Verwaltung 
oder von einer Kirchen verwaltung angeſtellt — iſt zur Annahme 
von Beſtellungen nicht berechtigt. 

Bei Beſtellungen ſind die Grabſtätten nach Parochie, Feld oder Gruppe, 
Lage (3. B. „Rand“) und Nummer genau zu bezeichnen, denn für die Aus⸗ 
führung ſind die Angaben des Beſtellers maßgebend. Bei unrichtigen An⸗ 
gaben hat dieſer die Folgen zu tragen. 

Um ein ſpäteres Zerſtören der neu hergeſtellten Hügel zu verhüten, 
muß bald mit angegeben werden, ob etwa beabſichtigt wird, ein Gitter oder 
einen mit Untermauerung verſehenen Stein aufzuſtellen. 

Für Beſchädigungen an Grabſtätten infolge von Naturereigniſſen 
(Hagelſchlag, Gewitter oder Winterſchäden) wird eine Verantwortung nicht 
übernommen. 

Alle gärtneriſchen Arbeiten und Lieferungen werden von 
der Verwaltung aufs beſte ausgeführt. Einzelne Topfpflanzen 
und loje Blumen zur Schmückung der Hügel ſtehen zu billigen Preiſen 
zur Verfügung; ebenſo ſind Kränze, Girlanden uſw. ſtets vorrätig, auch 
werden ſolche auf Beſtellung nach Wunſch angefertigt. 

Es wird die pünktliche Ausführung der Aufträge angeſtrebt 
und daher Wünſchen und Beſchwerden bereitwillig entſprochen; dieſe 
ſind aber nur im Büro anzubringen. 


A. Die Pflege und Unterhaltung einer gewöhn- 
lichen Grabſtätte nach beſtimmten Wünſchen darf für 
kürzere oder längere Zeit (bis zum Ablauf des 
25. Jahres nach dem Tage der Beerdigung) voraus- 
beſtellt werden; der Koſtenbetrag wird beidem Fried- 
hof- Verwalter eingezahlt. 

B. Die Stadtgemeinde nimmt auch — aber nur 

nach vorheriger Vereinbarung mit dem Magiſtrat — 
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Kapitalien gegen die Verpflichtung an, dafür die 
Pflege und Unterhaltung von Grabſtätten aller Art 
zeitweiſe oder dauernd zu beſorgen und hierbei das 
Anrecht an den betreffenden Grabſtätten bei dem 
Ablaufe mit zu erneuern; es wird darauf Wertgelegt, 
daß die Wünſche der Beteiligten und der Umfang der 
Leiſtungen der Friedhofverwaltung möglichſt genau 
feſtſtehen; hierbei finden auch beſondere Wünſche 
Berückſichtigung, wie Schmuck an beſtimmten Gedenk⸗ 
tagen u. a. Die Unterhaltung von Denkmälern und 
Gittern, Erneuerung von Schrift und Anſtrich wird 
mit übernommen. In dieſen Fällen iſt daher zunächſt 
an den Magiſtrat — Büro IX — ein ſchriftlicher Antrag 
zu richten, in dem alle bezüglichen Wünſche an=- 
gegeben ſind. 


4. Winke über die Herftellung, Bepflanzung und Pflege der Grabhügel. 


a. Um einen möglichſt haltbaren Grabhügel herzuſtellen, ift feine Be- 
legung mit Raſenſtücken unerläßlich; ſelbſt bei den Gräbern, die mit 
fetter Henne (Eiskraut — Sedum) und Efeu zu bepflanzen ſind, wie 
auch bei den „anzuſäenden“ Hügeln (Engliſcher Raſen) muß erſt eine 
Beraſung vorausgehen und zwar werden in dieſen Fällen die Raſen— 
platten mit der Grasnarbe nach innen gelegt — das Grab wird „ver- 
kehrt“ beraſt. Damit ein Hügel haltbar bleibt, muß ſich aber die Erde 
des Grabes erſt gut geſetzt haben; es empfiehlt ſich deshalb im allge- 
meinen, die Beraſung nicht früher als 8 bis 12 Wochen nach der Be- 
erdigung zu veranlaſſen. 

Nur auf dem Friedhof bei Coſel geſtattet die 
Beſchaffenheit des Bodens eine endgültige Inſtandſetzung der Grab- 
hügel bereits 14 Tage nach der Beerdigung. 

Hier iſt alſo eine vorläufige Herſtellung wie das Einkaſten und 
„Anſäen“ (ogl. die Vergütungsſätze bei J, 1) nicht notwendig. 

Bemerkt wird, daß ein Grabhügel um ſo haltbarer iſt, je niedriger 
er anlegt wird. Die hier ortsübliche Höhe — durchſchnittlich 45 em — 
erſchwert die Herſtellung einer dauerhaften Hügelanlage ſehr. Um 
eine größere Haltbarkeit zu erzielen und ein zeitiges Schiefwerden zu 
verhüten, wird auf Wunſch der ganze Grabhügel unterziegelt; aus 
demſelben Grunde werden auch gern die ſogenannten patentierten 
Maulwurfſchutzgitter benutzt, bei denen die Beraſung fortfällt. 

b. Die einfachſte Herſtellungsweiſe ift die grüne Beraſung, wie 
auch aus dem Tarif für die Vergütungsſätze erſichtlich iſt. 

Der Sedum- oder Eiskrauthügel iſt aber dauerhafter. 
Die Eiskrautpflänzchen verlieren zwar im Herbſt ihr Laub, begrünen 
ſich aber, da vollſtändig winterhart, im Frühjahr wieder. 

Der Efeu, zumal der großblättrige, iſt zwar an zugigen Stellen 
nicht ganz winterhart, wohl aber die ſinnigſte Grabbekleidung. Klein⸗ 
blättriger Efeu ift nicht jo begehrt wie erſterer, aber ſehr wider- 
ſtandsfähig. 
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Einer großen Beliebtheit erfreuen ſich die mit Grasſamen 
beſäten Hügel; ſie ſind ſaftig grün, aber auch teurer wie die 
gewöhnlichen Raſenhügel und müſſen jährlich erneuert werden. 

c. Bei Grabſtätten, die durch Steinſchwellen oder dergl. abgegrenzt ſind, 
läßt ſich mit großem Vorteil auch eine beetartige Herſtel lung 
der Grabfläche, wie ſie in Weſtdeutſchland allgemein üblich 
iſt, ausführen. Handelt es ſich um mehrere, irgendwie abgegrenzte, 
Grabſtellen, ſo laſſen ſich unter Verwendung von Buchs⸗ 
baum und geeigneten Koniferen freundliche und ab- 
wechſlungsvolle Gartenanlagen ſchaffen. 

Es empfiehlt fich, für derartige Anlagen von der Friedhofver⸗ 
waltung beſondere Vorſchläge einzufordern. 

Die Preiſe der Ausführung und Unterhaltung find durch Vor- 
anſchläge und Vereinbarungen feſtzulegen. 

d. Die Oberfläche des Grabes kann mit demſelben Material 
wie die Seitenwände, alſo mit Eiskraut und Efeu bepflanzt werden, 
ebenſo gern wird jedoch auch Immergrün dazu verwendet. Einen 
freundlicheren Eindruck gewähren aber wohl Blumenbepflan⸗ 
zungen — im zeitigen Frühjahr die ſchönen, wenn auch 
teuren Zwiebelgewächſe (Hyazinten, Tulpen, Krokus, Scillen), 
dieſen folgen als zweiter Flor Stiefmütterchen, gefüllte Gänſe⸗ 
blümchen, Vergißmeinnicht und Lack. Sind dann die Frühlings- 
fröſte vorüber (Ende Mai), jo kann man mit den Sommer⸗Be⸗ 
pflanzungen beginnen. Zu dieſen werden Fuchſien, Pelargonien, 
Petunien, Begonien, Levkojen, Reſeda uſw. verwendet. Großer Be- 
liebtheit erfreuen fih auch die Teppichbeete; dieſe moſaikartigen 
Bepflanzungen ſind zwar teurer als die vorerwähnten Sommer⸗ 
blumen, ſehen aber ſehr freundlich und immer ſauber aus. Sollen 
obenauf Roſen gepflanzt werden, ſo kommen in erſter Linie 
Monatsroſen in Betracht; ſie ſind die dankbarſten und blühen faſt 
ununterbrochen bis in den Herbſt hinein, die ſogenannten beſſeren 
Sorten (Remontant, Teeroſen uſw.) ſind ſtarkwüchſiger wie die 
Monatsroſen und daher bei der geringen Pflanzfläche, die ein Grab- 
hügel bietet, nicht ſo zu empfehlen. 

Fit der Froſt ſchon eingetreten, fo können auch Erika und Aſtern 
pri Chryſanthemen in ihren verſchiedenen Arten Verwendung 
inden. 

e. Am Kopfende werden der Beſchattung wegen gern Bäume gepflanzt. 

Beſonders empfehlenswert und für die hieſigen Verhältniſſe 
geeignet ſind: 

1. durch ihr Blattwerk ſchmückende und Schatten ſpendende 
Bäume: Trauerrüſtern, Trauereſchen, Trauerweiden (letztere 
weniger ratſam), Trauerbirken, Ahorn, Rüſtern, Linden, 
Eichen und Kaſtanien; 

. Blütenbaume: Rofen, Rotdorn, Akazien, Flieder, 
Trauerroſen, Trauerkirſchen und Kugelkirſchen, 
Trauergoldregen (Caragane), Mandelbaum (die beiden letzten 
vor allem für Kindergräber geeignet). é 

Lebensbäume können nur auf dem Hügel oder zur Schmückung 
unbelegter (reſervierter) Stellen gepflanzt werden. 
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5. Vergütungsſätze für die gärtneriſche Grabherſtellung und Grabpflege 
vom 23. Februar 1904, 17. Juni 1907, 1. Juni 1910. 


Gräber 


2 Gräber Bon Gräber 
S von Kindern von 
2 Bezeichnung der Leitung en über Perſonen 
2 =Q 5—14. über 
š Fahre Jahre 14 Jahre 
H |Z) MIR) MIY 
I. Erhöhung, Beraſung und Befeſtigung | 
der Grabhügel. 
1J Einfaches Einkaſten und Beſ en 1 — 1 50 2 50 
2] Erhöhung und Belegung mit Raſenſtücken („grün“ oder | 
aA e se A REN ENER OD O A OAO 2 50 3 — 4 50 
Anmerkung: Die ſogenannte „verkehrte“ Be- | 
raſung, bei welcher die Grasnarbe nach innen | 
zu liegen kommt, hat bei allen Grabhügeln 
zu geſchehen, die ſeitlich mit Efeu oder Eiskraut 
(fetter Henne) bepflanzt oder mit „engliſchem“ 
Raſen beſät werden Pollen. Durch fie erhält 
der Hügel feine Feſtigkeit. 
3 Unterziegelung der ganzen Grab fläche 2 — 3 — 4 50 


II. Bepflanzung. 

1 der Seitenwände 
eee EN 4 — 5.|— 8 — 
Anmerkung: Beim Nachpflanzen eines Efeu- 
topfes wird der Marktpreis und 25 % Pflanz⸗ 
lohn berechnet. | 


De mit i 8 2:|— 4 — 
c. Beſäen mit „engliſchem“ Raſenn 1 50 2 3 — 
2 der Oberfläche 
n a Weeze 2 11— 2 — 82 
E AAA ir rate sheet ee — 501 — 75 1 |— 
C Ea ERUN EIRE e eae ee ET 1 — 1 50 2 50 
d. Fruhungsblumen $ Ù ee SU 1 un > Ep I = 
e. Sommerblumen z a í 4 — 8 50 4 AT 
einfacher = 25 — 175 1 — 2 — 
f. „ Herbſiblumen í : ne neee 
Anmerkung zu d—f: Beſſere Bepflanzungen 
wie die bei den höheren Preisſätzen gedachten 
ſowie die Herſtellung von Teppichbeeten bleiben 
der Vereinbarung mit dem Friedhofverwalter 
vorbehalten. 
Bäume, Roſen uſw. ſiehe unter Abſchnitt V 
(Verſchiedenes). 
III. Pflege. 
1| Für Sommerpflege eines Grabes 
a. Begießen und höchſtens zweimaliges Jäten des | 
Hüges en Er . 2 — 2 — 3 — 
b. Begießen des Hügels und dauerndes Sauber⸗ | | | 
HAUEN DECOTE 4 — 4 — 6 — 


= Gräber goe Gräber 
> 2oy Kindern ae 

2 Bezeichnung der Leiſtung 1 8 über eng 
= abre 5—14 
E Jahre 


Für die Pflege eines Grabes wie vorſtehend bei Ja auf 
kürzere Zeit wird berechnet für den Monat. 
Anmerkung: Für Doppelhügel gelten die 
doppelten Preiſe. 
Für das Inſtandhalten „reſervierter“, d. h. noch nicht 
belegter Grabſtellen. (Bekieſen oder Beraſen ) 
Die Inſtandhaltung dieſer Stellen ift Bedingung; fte- 
muß aber, gleich wie das Gießen darauf ſtehender 
Pflanzen, beſonders beſtellt und bezahlt werden. 


IV. Winterſchutz. 

Eindecken der Oberfläche eines Grabhügels mit Tannen⸗ 
Teig PaE T 
2| Eindecken eines Grabhügels auf der Oberfläche und an 
den Seiten nach allgemeiner Vorſchrift 
Anmerkung zu 2: Die Tannenzweige werden 
ſeitlich mit der oberen glänzenden Seite 

an die Grabhügel angelegt. 


82 


— 


w 


Niederlegen von Roſen (ohne Gewähr) 
— an Pflegegräbern koſtenlos — 
Auflegen, Abheben und Aufbewahren während der Sommermonate 
8; EHE eee inte erntere nie ohren a Ba ee ee 
b. eines Schutzkaſtens für Kreuz oder Pyramide 
c. eines Schutzkaſtens für einen Kopfſtein uſw 
Aufbewahren einer Bank 


A 


* 


Fichi ee ie ehe das Stück von 
2 Lebensbäume je nach Sorte und Stärke 


EEE = von 
3| Hochſtämmige Roſen Ka ae 3 von 
4| Trauer- oder ſonſtige Grabb une von 


Anmerkung: zu 1 bis 4: Das Pflanzen ift bel der Preis- 
berechnung eingeſchloſſen. 

Fur Die Ergänzung eines Baumpfahle sss. 

z gewöhnlichen Nojenpfahls...........2....- 


gedrehten und geftrichenen Roſenpfahllss 
Fur n Korb getben Kies (rund 12 1 enthaltend̃/ . 9 
- - - gute Erde (rund 12 1 enthaltend 


9 E erao 


Für Leiftungen, die im vorſtehenden Tarife nicht enthalten find, gelten beſondere, 
ſchriftlich feſtzulegende Vereinbarungen mit dem . 
Die Beträge ſind im voraus (bei der Beſtellung) zu entrichten. 


Der Magiſtrat. 
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6. Kirchliche Gebührenordnungen. 


Die Exteilung der Erlaubnis zur Aufſtellung von Denkmälern iſt 
gebührenpflichtig. 
a. Evangeliſche Kirchen: 


1. Denkmäler von weniger als / qm Flächen⸗In halt. 3 M 
= bis ausſchl. 1 z z = in ET ET ee 
=z eilt, A E = =. are 10 D 
= = 14 a HR z = ee 
z 1½ qm Flächen- BSH und darüber... 40 
2. Holgkrkuze big zur Höhe von Im. . idane ASES 
— * ee BT ee 3:7 en IE 
5 Metall- ab Steinfreuze bis zur Höhe von a eee 5 „ 
z = z e e nr 
= z 3 hinaus N ee 
Zu 13: Der ſichtbare Sockel wird dabei mitgerechnet. 
4. Gitter aus Holz um eine Stelle. .. ZELTE gea 
D: = &ifen oder Draht um eine Stelle 20 


Die Umfaſſung des Grabhügels und der reſervierten Grabſtelle mi 
Steinplatten oder Zementformſteinen u. dergl. wird der Umfriedung mit 
Eiſen⸗ oder Drahtgeländer gleichgeachtet. 

Denkmäler und Umfriedungen auf Erbbegräbniſſen find 
gebührenfrei. 

b. Katholiſche Kirchen: 
Grabkreuze von Stein oder Metall mit gemauertem Fundament.. 24 M 
Kopfſteine ohne Einrechnung des Konſols, liegende Denkſteine, Stein⸗ 
kreuze und Steinplatten in Metallrahmen in oder außerhalb 
eines Gitters 


a. mehr als 47 em hoch oder breit = 
b. weniger als 47 em hoch oder breit . 9 * 
Denkmäler von Holz oder Blech (Kreuze, Stänmnehen 2c. ) Porzellan- 
platten zum Auflegen (Buchform) 3 
Eiſerne Kreuze ohne Fundament 
as für Erachſen e 9 
b. für Kinder 3 = 


Holzſtämmchen mit kleiner I Denktafel, oberirdiſch nicht obere als 1 Fuß in 
Sandſteinumfaſſung eines einfachen Grabes = 
Hölzerne Umfriedung für eine Perjon. . opak = 
Gitter aus Eiſen oder Draht um eine Stelle für Erwachſene SkA: 30 z 
Denkmäler und Umfriedungen auf Erbbegräbniſſen jind gebührenfrei. 


Reſervierte Grab ſtellen müſſen binnen Jahresfriſt um⸗ 
friedet werden und zwar mit einem ordnungsmäßigen feſten Geländer aus 
Holz, Eiſen oder Draht, oder mit einem Umſchrot aus Stein oder Zement. 

(Die Reſervierung erfolgt auf 30 Jahre; nach 
Ablauf dieſes Zeitraumes fallen die reſervierten 
Plätze an die Stadtgemeinde zu deren freier Verfügung 
zu rück.) 
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7. Grabdenkmalsordnung. 
Beſtimmungen über Denkmäler, Einfaſſungen und Umfriedungen 
auf Gräbern der ſtädtiſchen Friedhöfe 


vom 28. April 1911. 


Vorbemerkung. 


Richtpunkte für die Aufſtellung von Grabdenkmälern und die Anbringung von 
Grabſchmuck: 


a. Der Wert eines Denkmales liegt nicht in den hohen Koſten, ſondern 
in der harmoniſchen Zuſammenwirkung mit der Umgebung. 

b. Geeignete Materialien zu Grabdenkmälern ſind außer Stein farbig 
gehaltenes Schmiedeeiſen, bemaltes Eichen- oder Lärchenholz oder 
Bronzeguß in Verbindung mit Stein. 

c. Durch farbige Behandlung und Vergoldung laſſen fih anſprechende 
künſtleriſche Wirkungen erreichen. 

d. Die Grabſteinſchrift ſoll als dekorative Beigabe wirken, daher 
insbeſondere gut verteilt und nicht in aufdringlichen Farben ge— 
faßt ſein. Druck- und Sandgebläſe-Inſchriften wie Ornamente 
ſind unkünſtleriſch. 

e. Es kann nicht genug empfohlen werden, von der minderwertigen 
Dutzendware Abſtand zu nehmen. Jede Steinmetzfirma iſt bereit, 
Sonderentwürfe zu beſchaffen, die auch beſcheidenen Verhältniſſen 
Rechnung tragen. Es iſt auch für billiges Geld Geſchmackvolles 
zu haben. Die hohen Grabhügel ſind nicht nur unſchön, ſondern 
auch wegen ihrer geringen Haltbarkeit unpraktiſch, und daher in 
der Unterhaltung koſtſpielig. Als Umrahmung des Hügels 
empfiehlt ſich eine Einfaſſung mit ſauber beſchnittenem Buchsbaum 
und dergl. oder allenfalls mit nicht zu hohen Steinſchwellen. 


§ 1. Zur Aufſtellung von Grabdenkmälern, Kreuzen, Einfaſſungen, 
Gittern uſw. bedarf es der Genehmigung der Pfarrämter der die Fried— 
höfe benützenden Kirchengemeinden nach vorheriger Zuſtimmung der Friedhof— 
Deputation. 

Bei Friedhofabteilungen, die nicht einer Kirchengemeinde überwieſen 
find, ſteht die Genehmigung der Friedhof-Deputation zu. 

$ 2. Die Geſuche find zunächſt dem Friedhofverwalter einzureichen. 
Im Falle des § 1 Abſatz 1 werden fie nach Prüfung durch die Friedhof- 
Deputation von Amts wegen an die Kirchengemeinde weitergegeben. 

Den Geſuchen ſind Zeichnungen im Maßſtabe 1: 10 beizufügen, die 
über alle Einzelheiten der geplanten Ausführung Aufſchluß geben. Die ge- 
wählten Materialien des Denkmals, die beabſichtigte Farbengebung und die 
Inſchrift ſind kenntlich zu machen. Die Pläne ſind in doppelter Ausfertigung 
— einer davon auf Leinwand — einzureichen. 

§ 3. Material und Form der Grabdenkmäler, Eine 
faſſungen uſw. bleibt der Wahl der Beſteller überlaſſen mit folgender 

*) Die Grabdenkmalordnung wird zunächſt auf ein Jahr probeweiſe in der abgedruckten 
ae W iiini Anderungen nach den in dieſer Zeit gewonnenen Erfahrungen bleiben 
vorbeha 


Einſchränkung: Die Verwendung von Zement, Beton, Kacheln, Zinkguß und 
Blech ift in der Regel ausgeſchloſſen; im übrigen kann die ſtädtiſche Friedhof- 
Deputation jedoch ihre Zuſtimmung zur Aufſtellung auch verſagen, wenn ſie 
der Anſicht iſt, daß das Denkmal dem Material oder der Form nach ſich zur 
Aufſtellung auf dem Friedhofe im allgemeinen oder in dem Teile, für den 
es beſtimmt iſt, nicht eignet. 


§ 4. a. Die Grabdenkmäler der Reihengräber ſollen 
möglichſt nicht höher als 1,75 m und nicht breiter als 0,75 m 
ſein. Bei Grabkreuzen ift eine Höhe bis zu 2 m zuläſſig. Mb- 
weichungen bedürfen der beſonderen Genehmigung der Friedhof- 
Deputation. 

b. Konſtruktive Denkmäler mit geſchloſſenen Rückwänden, ferner 
Grabſteine, welche die ganze Grabſtelle bedecken, ſind nur bei 
Erbbegräbniſſen geſtattet. 

Derartige Denkmäler müſſen künſtleriſchen Charakter tragen. Die 
gegenſeitige Beeinträchtigung der Nachbargräber muß durch genügende Um— 
pflanzung innerhalb der Grabſtätte verhindert werden. 

Hügel-Einfaſſungen von Holz ſind verboten. 

Bei Reihengräbern dürfen Hügeleinfaſſungen aus Stein höchſtens 
0,25 m hoch, und nicht über 0,90 m breit, Einfaſſungen der ganzen Grab- 
ſtelle nur bis 0,18 m hoch ſein. 

Für Randgräber und Erbbegräbniſſe gelten die gleichen Beſtimmungen, 
ſoweit nicht aus künſtleriſchen Rückſichten Ausnahmen zugelaſſen werden. 

§ 6. Gitter oder Geländer find bei Reihengräbern nur bis zu 
0,50 m Höhe über dem Boden, bei Randgräbern und Erbbegräbniſſen nur bis 
zu einer Höhe von 1,20 m leinſchließlich der Umſchrotungen) geſtattet. Am 
Kopfende ift eine Erhöhung bis zu 2 m zuläſſig, ſoweit fie zur Aufnahme der 
Inſchrift dienen ſoll. 2 

§ 7. Um eine gleichmäßige Ausführung nach bautechniſchen Vor- 
ſchriften zu erzielen, dürfen Untermauerungen nur durch die Fried⸗ 
hofverwaltungen ausgeführt werden. 

z $ 8. Auf allen Denkmälern ift an der Rückſeite oder ſonſt leicht ſichtbar 
die Nummer des Grabes oder deſſen ſonſtige Bezeichnung anzubringen. 

Firmenbezeichnungen auf der Vorderſeite des Denkmals oder 
der Umfriedung ſind unzuläſſig. 
$ 9. Die Denkmäler find bei den Reihengräbern am Kopfende zu er⸗ 
richten. 

Platten, die nur unten an den Hügel gelegt werden, dürfen auch am 
Fußende aufgeſtellt werden. 


Der Magiſtrat. 
IX. 162. 11. 


Ausführungsbeſtimmungen zur Grabdenkmalsordnung 
vom 27. Juli 1911. 


1. Die Geſuche — ſ. $ 2 — müſſen die genaue Bezeichnung des 
Antragſtellers — bei Erbbegräbniſſen die Unterſchrift des Erwerbers 
oder Nutzungsberechtigten — enthalten. 

2. Die Friedhofverwalter ſind in erſter Reihe verpflichtet, die Durch⸗ 
führung der neuen Grabdenkmalordnung zu überwachen; fie werden beauf- 
tragt, die Geſuche einer Vorprüfung zu unterwerfen und ſie hierauf an 
das Magiſtratsbüro IX weiterzureichen. 

Die Vorprüfung ſoll umfaſſen 

a. die Richtigkeit der Bezeichnung der Grabſtätte auf 
dem Geſuche und den Zeichnungen (Name des Beerdigten, Lage, 
— Feld und Nummer —, Gattung, d. h. ob Reihengrab, Rand⸗ 
grab, Erbbegräbnis — Erdgrab oder Gruft — und Angabe der 
Parochie) jowie die Feſtſtellung, ob in der Zeichnung die erforder- 
lichen Maßangaben eingetragen ſind, 

b. die Innehaltung des zur Grabſtätte gehörigen Flächen- 
raumes oder der Grundfläche des Grabhügels nach der hier 
beigefügten Maßordnung für Steinſchwellen und Hügelein⸗ 
faſſungen, 

e. die Prüfung in der Hinſicht, ob das Denkmal dem Stoffe oder 
der Form nach ſich zur Aufſtellung auf dem Friedhofe im all⸗ 
gemeinen oder in dem Friedhofteile, für den es beſtimmt iſt, 
etwa nicht eignet. 

3. Die Friedhofverwalter werden weiter beauftragt, die 
endgültig genehmigten Anträge wieder entgegenzunehmen und als- 
dann darüber zu wachen, daß die Grabdenkmäler uſw. nach der Genehmigung 
ausgeführt werden. 

Es iſt unzuläſſig, mit den Arbeiten zu beginnen, ehe die Genehmigung 
der Anlage nach § 1 der Denkmalordnung vorliegt. Den Grabſteingeſchäften 
oder den ſonſt noch beteiligten Gewerbetreibenden werden für ihre Angeſtellten 
wie bisher nach Vordruck Ausweiſe darüber erteilt, für welche Grabſtätten 
die Erlaubnis zur Aufſtellung von Denkmälern uſw. nachgewieſen iſt. 

4. Ohne die vorgeſchriebene Genehmigung errichtete Denkmäler uſw. 
müſſen auf Verlangen des Magiſtrats beſeitigt oder verändert werden. 

: 5. Jedes Denkmal ſowie jede Umfriedung oder Einfaſſung muß einen 
der Größe und Schwere des Werkſtückes entſprechenden Unterbau erhalten. 

6. Die Beförderung von Steinen und anderen Werkſtücken auf be- 
ſpanntem Fuhrwerke iſt innerhalb des Friedhofgebietes verboten. 

7. Gewerbetreibende, die ohne vorherige Anmeldung oder vor Extei⸗ 
lung der Genehmigung Arbeiten an Grabſtätten beginnen, oder die das Verbot 
bei Ziffer 6 übertreten, haben zu gewärtigen, daß fie zeitweiſe von dem 
Gewerbebetriebe auf den ſtädtiſchen Friedhöfen ausgeſchloſſen werden. 

8. Die aus den Genehmigungen nach § 1 der Denkmalordnung ent⸗ 
ſtehenden Denkmalberechtigungen erlöſchen mit dem Anrecht auf die Grabſtätte. 


} ; Der Magiſtral. 
IX. 162. 11. 


Maße für die Umwährungen und Hügeleinfafungen bei den 
Grabſtätten auf den ſtädtiſchen Friedhöfen. 


1. Steinſchwellen ohne oder mit Gitter. 


1. Reihengräber. Breite: Länge: 
Erwachſ ernte 1,00 m 2,00 m 
2. Randgräber. 
its FRE ai 1,00 - 2,10 
Aeifteli ggg PR 2,20 = 2,10 
Dreißen gg ee ar 3,30 2,10 


3. Erbbegräbniſſe. 


einstelle OT YUE 1,00 - 2,10 
Acdeidelg 0 00 2,30 - 2,10 - 
Deeiſte gd 860 2,10 
ier NE 4,90 2,10 
B. Grifte. 
a. auf der freien Friedhoffläche 
SEA AT E E 115 3,00 - 
eins E T 2,75 3,00 = 
eien sie a a Ter 3,75 3,00 
b. an der Mauer des Friedhofs in Gräbſchen 
Drei 3,80 - 3,80 - 
II. Hügeleinfaſſungen aus Steinplatten. 
Sit TAa 0,85 1,90 
AI a E E efreb here ee 0,60 = 1,45 
Kinder unter 5 Jahren 0,50 1,00 = 
Kinder unter 1 Jahr 0,45 0,75 


Anmerkung zu I, 3 A. Die Zahlen find die Maßangaben für die Plätze von normaler 
Größe; anderenfalls richten ſich die Abmeſſungen genau nach den Flächenberechnungen in den 
Überlaſſungsverträgen. 


S. Tarif zur Erhebung von Gebühren bei Errichtung von Grabdenk- 
mälern auf dem Friedhofe des Krankenhofpitals zu Allerheiligen 


vom 24. Februar 1896. 


I. Leichenſteine, d. h. ſolche Steine, welche die ganze Oberfläche des 
Grabes bedecken, werden nur auf Erbgrüften und zwar koſtenfrei zugelaſſen. 
II. Bei Denkmälern auf den übrigen Gräbern wird die Erlaubnis⸗ 
gebühr berechnet nach dem Flächeninhalt des Rechtecks, welches durch die Höhe 
und Breite des Denkmals einſchließlich der Ornamente und des ſichtbaren 
Sockels beſtimmt wird, und zwar ſind zu entrichten: 
a. für einen Flächeninhalt von weniger als / qm . . . Ach 
b. für einen Flächeninhalt von ½ bis einſchließlich 1 qm 
c. für einen Flächeninhalt von 1 bis einſchließlich 1½ qm 1 
d. für einen Flächeninhalt von 1½ qm und darüber . . 3 
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III. 1. Für Holzkreuze beträgt die Gebühr: 

a. bis zur Höhe von Im. e ge RENT 
IJ VOR la aa. ann ae ee aÀ 

2. Für Metall- oder Steinkreuze: 

a. bis zur Höhe von 1 m. er eb 
„„ c u oe O 
c. darüber hinaus. . a R 30 

(Der ſichtbare Teil des Sockels wird hierbei mitgerechnet.) 

IV. Für Geländer, die nur von Holz ſind: 
e 5 0 2 a EOG 
h . > me suis ee ER NEE 

V. Für Eiſen⸗ und Drahtgeländer: 
um ein ezufgches Grau 15 
um ein Doppelgra . . . 30 


VI. Die Umfaſſung des Grabhügels m 


it Stein- oder Zementplatten 


u M 1 


u 


u. dergl. wird der Umfriedung mit Eifen- oder Drahtgeländer gleichgeachtet. 


VII. Die gemäß I bis V erworbenen Berechtigungen erlöſchen, ſobald 
die geſetzliche Benutzungsfriſt für das Grab abgelaufen iſt. 


IX. 715. 96. 


Der Magiſtrat. 


9. Vergütungsſätze für Aufbahrungen in den Begräbnishallen 


1. D 


A. 


b. 


[+ 


d. 


A. 


b. 


3. Benutzung einer Satafaltdede. 


IX. 3505. 08. 


der ſtädtiſchen Friedhöfe 
vom 24. November 1908. 


ekoration mit Pflanzen: 


Lebensbäume, Cypreſſen und billigere immergrüne Sachen 8 M 


Wie bei a und außerdem ein Paar Lorbeerbäume . 
Wie bei a und außerdem einige Lorbeerbäume und beſſere 
Dekorationspflanzen No 
Lorbeer, Kirſchlorbeer, Evonymus und beſſere Coniferen 15 
Noch reichere Ausſchmückungen, die der Vereinbarung mit 
dem Friedhofverwalter unterliegen. . . 18 bis 30 


2. Aufſtellung von Kerzen: 


6 Leuchter r 
S nakir 


1 2 


Der Magiſtrat. 
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Nachtrag 
vom 26. April 1910. 


Bei Nr. 2 des vorſeitigen Tarifs tritt 
für den Friedhof in Gräbſchen 
als Verbeſſerung der Beleuchtung noch folgende Leiſtung zu: 
c. ein bis vier Paar Kandelaber zu je 5 Kerzen — für ſich oder in 
Verbindung mit a oder b das Paar zu 4 Mark. 
IX. 1200. 10. 


10. Bedingungen für die Aufnahme von Leichen in die der Stadt- 
gemeinde Breslau gehörige Gruft auf dem alten Friedhofe in Gräbſchen. 


I. Die Aufnahme von Leichen in die genannte Gruft darf nur vor⸗ 
übergehend erfolgen. Es werden nur Leichen aufgenommen, die ſpäter in 
einer beſonderen Familiengruft oder in einem Erbbegräbnis beigeſetzt 
werden ſollen. 

II. Für eine derartige Benutzung der Gruft hat derjenige, der die 
Aufnahme einer Leiche beantragt, zu zahlen: 

a. an den Totengräber oder die Kaſſe der Kirche oder Religions⸗ 
geſellſchaft, die die Beiſetzung beſorgt: die Koſten der Bei- 
ſetzung ſowie die der Entfernung (Überführung) der Leiche (ein- 
ſchließlich der Koſten für das Offnen und Schließen der Gruft), — 

b. an den Friedhofverwalter oder die Stadthauptkaſſe: als Gebühren 
für Benutzung der Gruft für die Dauer bis zu 30 Tagen 15 Mark, 
und bei weiterer Benutzung immer wieder für 1—30 Tage (jeder 
begonnene Zeitraum voll gerechnet) 15 Mark. 


11. Bedingungen für die Benutzung des Urnenhains auf dem 
Friedhofe zu Gräbſchen 


vom 24. Auguſt 1909. 


Die Stadtgemeinde Breslau hat auf dem weſtlichen Teile des ſtädtiſchen 
Friedhofs bei Gräbſchen auf einer Fläche von 46 a einen „Urnenhain“ her⸗ 
geſtellt. Die Anlage iſt mit dem übrigen Friedhofgebiet durch Wege ver- 
bunden und enthält verſchiedene große und kleine Beerdigungsabteilungen; 
außerdem gehört dazu ein vorläufig als Raſenfläche angelegter Platz zur 
künftigen Erbauung eines Kolumbariums. 

$ 1. Der Urnenhain dient zur ober- und unterirdiſchen Beiſetzung von 
Urnen oder anderen Gefäßen, die die Aſchenreſte von durch Feuer beſtatteten 
Verſtorbenen enthalten. ; 

Ein Unterſchied der Konfeſſionen findet nicht ſtatt. 
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$ 2. Die Stadtgemeinde verwaltet den Begräbnisplatz als Teil des 
Friedhofes und übernimmt die gärtneriſche Aufſicht. Hierfür iſt von der 
Stadtgemeinde ein Verwalter angeſtellt. Die Rechte und Pflichten des Ver⸗ 
walters ſind durch eine Dienſtanweiſung geregelt. Eine beſondere Bewachung 
der Urnen findet nicht ſtatt. 


§ 3. Als Urnenplätze kleinſter Abmeſſung werden Flächen in Größe 
von 1 qm überlaſſen. Es werden nach Wahl auch größere Plätze überwieſen, 
ſei es für einzelne Urnen oder Gruppen von Urnen. Plätze von mehr als 
20 qm werden nicht überlaſſen. 

Die Benutzung des Urnenhains erfolgt auf Grund eines Belegungs⸗ 
planes (Einteilung der Flächen); es werden darin Urnenplätze von ver⸗ 
ſchiedener Größe und Anordnung vorgeſehen; jeder Platz wird demnach plan⸗ 
mäßig nach Lage und Nummer bezeichnet. 

Bei der Überweiſung der Urnenplätze iſt auf die Wünſche der Beteiligten 
Rückſicht zu nehmen; dieſe ſind bei der Wahl nicht auf beſtimmte Felder be⸗ 
ſchränkt; wenn aber beſondere Wünſche nicht vorliegen, wird die Stelle bei 
den andern gleichartigen Urnenplätzen nach der Reihe angewieſen. Die An- 
weiſung (Übergabe) der Plätze ſteht — mit vorſtehender Maßgabe — dem 
ſtädtiſchen Friedhofverwalter zu (vergl. auch § 5). 

Für die Aufſtellung der Urnen dürfen beſondere Grabmäler oder 
Gedenkſteine errichtet werden. 

Die Aufſtellung jeder Urne und der Errichtung jedes Gedenkſteins 
unterliegt der Genehmigung der ſtädtiſchen Friedhof-Deputation (vergl. § 5). 

Sofern die auf Denkmälern, Gedächtnistafeln oder ſonſt anzubringenden 
Inſchriften oder Darſtellungen etwas weiteres enthalten follen als die An- 
gabe des Namens und Standes des Verſtorbenen, ſowie der Zeit und des Ortes 
der Geburt und des Todes, ſo unterliegen ſolche Inſchriften oder Dar⸗ 
ſtellungen gleichfalls der vorherigen Genehmigung der Friedhof⸗Deputation. 

Umwährungen find innerhalb der Grenzen des erworbenen Urnen- 
platzes zu errichten. 

Über die Anlage umfangreicher Urnenplätze, mit denen gleichzeitig die 
Errichtung eigenartiger Bauwerke verbunden iſt, werden nach dem Ermeſſen 
des Magiſtrats mit den Erwerbern beſondere Verträge abgeſchloſſen. 

Erdgräber ſind 60 em tief anzulegen. 


§ 4. Für die Überlaſſung jedes Urnenplatzes wird von der Stadt- 
gemeinde eine Vergütung (Stellengeld) erhoben, die ſich nach der Flächen⸗ 
größe richtet; dieſe Vergütung beträgt für jeden Quadratmeter 60 Mark 
(Sechzig Mark). 

Werden auf einem Urnenplatz kleinſter Abmeſſung mehr als eine Urne 
oder auf einem größeren Urnenplatz ſoviel Urnen aufgeſtellt, daß auf 
1 qm mehr als eine Urne entfällt, ſo iſt die Vergütung von 60 Mark für jede 
Urne zu entrichten. 

Die Erhebung beſonderer Gebühren für die Genehmigung zur Er⸗ 
richtung von Urnenſockeln, Gedenkſteinen und Gedächtnistafeln ſowie von In⸗ 
ſchriften findet nicht ſtatt. ri ; x . 

Das Anrecht auf einen Urnenplatz erliſcht (auch bei Erdgräbern) mit 
Ablauf von 30 Jahren ſeit der Erwerbung; das Anrecht kann gegen Zahlung 
von 30 Mark auf weitere 30 Jahre verlängert werden. 

$ 5. Die Aufſtellung einer Urne ift bei der ſtädtiſchen Friedhof- 
Deputation (Magiſtrats⸗Büro IX) anzumelden; die Anmeldung muß Namen, 

34* 
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Stand, Wohnort und Wohnung des Verſtorbenen enthalten. Der Anmeldung 
iſt eine Ausfertigung der ſtandesamtlichen Sterbeurkunde beizufügen; gleich⸗ 
zeitig iſt die Lage und Größe des gewünſchten Urnenplatzes anzugeben. Mit 
der Anmeldung iſt nötigenfalls ſogleich die Genehmigung zur Aufſtellung 
eines Denkmals uſw. ſowie zur Anbringung von Inſchriften nachzuſuchen 
(vergl. § 3). 

Die Genehmigung der vorgedachten Anträge wird von der Friedhof⸗ 
Deputation dem Anmeldenden und auch dem ſtädtiſchen Friedhof-Verwalter 
mitgeteilt — dem Letzteren zur Anweiſung des Platzes und zur Eintragung 
in dem beſonderen Lagerbuch (Regiſter) über die Belegung des Urnenhains. 
Zur Erleichterung des vorgedachten Verfahrens werden Vordrucke eingeführt. 


§ 6. Das Heranſchaffen und Aufſtellen der Aſchenurnen liegt den 
Hinterbliebenen ob; die Veranſtaltung von Beiſetzungsfeiern mit oder ohne 
kirchliche Mitwirkung innerhalb des Urnenhains iſt Privatſache der Be⸗ 
teiligten; die bezüglichen Polizei⸗Verordnungen ſind zu beachten. 

§ 7. Die Beſtimmungen der auf dem Friedhofe durch Aushang bekannt 
gemachten Friedhof-Ordnung vom 28. März 1907/17. Dezember 1908 find 
auch für alle Beſucher des Urnenhains verbindlich; auch findet die Friedhof- 
Ordnung auf die Urnenplätze mit folgenden Ausnahmen Anwendung: 

Bezüglich der Pflege und Unterhaltung der Urnenplätze gelten ihrem 
Sinne nach die Beſtimmungen unter Ziffer 5 und 10; die Beſtimmung unter 
Ziffer 9 fällt fort, da fie durch § 4 Abſatz 4 dieſer Bedingungen erſetzt wird. 
Soweit der amtliche Tarif über die Vergütungsſätze für die Pflege von Grab- 
ſtätten auf die Urnenplätze nicht anwendbar iſt, ſind die Vergütungen für die 

flege von Urnenplätzen mit dem Friedhof-Verwalter vorbehaltlich der Ge- 

nehmigung durch die Friedhof-Deputation zu vereinbaren. 


Der Magiſtrat. 
IX. 1902. 09. Gem. Bl. 1909. S. 850. 


Ausführungsbeſtimmungen 
vom 10. November 1909. 


a. Die vorläufige Erwerbung eines Platzes im Urnenhain zur 
ſpäteren Beiſetzung von Aſchenreſten iſt zuläſſig. 

b. Ein Belegungsplan des Urnenhains iſt im Verwalterbüro auf 
dem Friedhofe und im Büro IX zur Einſicht bereit zu halten. In dieſem 
Plane ſind die bereits veräußerten Plätze zu kennzeichnen. 

c. Der Benutzung einer erworbenen Stelle muß die Übergabe (An⸗ 
weiſung) des Platzes durch den Friedhofverwalter vorangehen. 


d. Bei etwaiger Überſchreitung der Grenzen des erworbenen Platzes 
durch Schmuckanlagen hat der Friedhofverwalter darauf hinzuwirken, daß der 
mehr gebrauchte Flächenraum nachträglich noch erworben wird (nicht unter 
½ qm). 
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e. Die Genehmigung einer zweiten und wiederholten Beiſetzung von 
Aſchenreſten auf derſelben Stelle des Belegungsplanes wird von dem Nach⸗ 
weis abhängig gemacht, daß der Vorſchrift in § 4 Abſatz 2 der Benutzungs⸗ 
bedingungen genügt iſt. 

f. Anträge auf Beiſetzung von Aſchenreſten müſſen von dem Erwerber 
des betreffenden Platzes, ſeinen Rechtsnachfolgern (Erben) oder von Bevoll⸗ 
mächtigten ausgehen und eine Angabe darüber enthalten, ob die Beiſetzung in 
einem Erdgrabe oder oberirdiſch erfolgen ſoll. 


g. Den Geſuchen um die Genehmigung der Aufſtellung von Urnen⸗ 
ſockeln und Gedenkſteinen ſind Zeichnungen beizufügen, aus denen die geplante 
Ausführung erſichtlich ift.*) ; 


h. Über die Erwerbung von Plätzen in dem Urnenhain und die fort- 
bee Belegung dieſer Plätze (Beiſetzung von Aſchenbehältern) hat der 
riedhofverwalter 


nach dem Muſter des Lagerbuches 
für die Erbbegräbniſſe 


ein Regiſter zu führen; in dieſem Regiſter ſind alle Plätze des Urnenhains 
gemäß der Einteilung und Benennung im Belegungsplane oder nach 
beſonderen Verträgen unter Angabe ihrer Größe vorzutragen; alsdann ſind 
die einzelnen Erwerbungen einzutragen (Name des Erwerbers, Verfügung, 
durch die die Überlaſſung des Platzes genehmigt iſt — Vertrag — und Über⸗ 
laſſungspreis) und hierauf die verſchiedenen Beiſetzungen durch formular⸗ 
mäßige Angabe der betreffenden Perſonalien; über die Beiſetzungen iſt — 
unter Benutzung der bereits für die anderen Beerdigungen beſtehenden 
Formulare — auch ein alphabetiſches Verzeichnis zu führen. 


i. Unterirdiſche Beiſetzungen werden ausſchließlich von der ſtädtiſchen 
Friedhofverwaltung ausgeführt; an dieſe ſind auf Grund beſonderer 
Rechnungen von den Beſtellern die Koſten für Herſtellung des Erdgrabes, 
Heranſchaffen des Aſchenbehälters (Urne) und Ausführung der Beiſetzung zu 
zahlen. (Vergütung der Selbſtkoſten und Auslagen.) Die Friedhofverwaltung 
übernimmt gegen eine beſonders zu vereinbarende Vergütung die gärtneriſche 
Ausſchmückung des Erdgrabes im Innern; auch werden von dieſer Ver⸗ 
waltung für Beiſetzungsfeiern (fei es ober- oder unterirdiſch) nach beſonderer 
Beſtellung Pflanzen zum Schmuck der Umgebung der Grabſtätte aufgeſtellt; 
hierfür ſind als Vergütungen dieſelben Sätze zu zahlen, die nach dem Tarif 
vom 24. November 1908 — Ziffer Ia bis Ie — für die gleichartigen Leiſtungen 
bei den Aufbahrungen in den Begräbnishallen entrichtet werden. 


Der Magiſtrat. 
IX. 1902. 09. 


„) Im Maßſtabe 1:10. Die Untermauerungen der Grabdenkmäler, Urnenſockel uſw. 
dürfen nur durch die Friedhofsverwaltung ausgeführt werden. (Grabdenkmalordnung ss 2 u. 7.) 


— 
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13. 
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Chemiſches Unterſuchungsamt. 


Gebührenverzeichnis 
des Chemiſchen Unterſuchungsamtes der Stadt Breslau 


vom 22. Januar 


Bier. 


M 

Alkohol. 3 
Extrakt. 3 
$ Mineralbeſtandteile 3 
A oona 6—9 

Stickſtoff 6 

Zucker 5 
Dextrin und Gummi 6 
Glyeerin 8 
Kohlenſäure š 6 
. Kinftliche Süßſtoffe 

(qualitativ) . D 
. Salicylſäure (qualitativ) 3 


Beſtimmung der 
wichtigeren Beſtandteile 20—30 
Geſamtanalyſe . 60—100 


Branntwein und Liköre. 


Alkohol. 3— 
. Zucker 
Extrakt g 
Fuſelöle. . ` 10—2 
À Geſundheitsſchädliche Be⸗ 
ſtandteile .. . 6—20 
Künſtliche Süßſtoffe 
(qualitativ) 5 
Prüfung auf deuatirteren 
Spiritus 8 . 5—10 
Prüfung auf ſcharfe 
Pflanzenjtoffe . . 5—10 
Breunmaterialien. 
Beſtimmung des Heiz 
wertes 
a. durch Elementaranalyje 20 
b. in derkaloriſchen Bombe 10 
Vollſtändige male: . 30—-40 
. Galciumcarbid, Ausbeute 
von Acetylen ; 10 


1906. 

4. Heizkraft von Gaſen: 0 
a. im Gaskalorimeter 10 
b. durch Abſorptions⸗ 

analyſe. . ag 30 

5. Analyſe von Gaſen . . 20—40 


Brot, Backwaren, Mehl, Stärke. 


Waſſergehalt 

Mineralbeſtandteile 

Mineraliſche Zujäge . 

Mikroſkopiſche Unter- 
ſuchung 

5 Backfähigkeit 

Alaunzuſatz. 

Mutterkorn, Semihcher 
Nachweis 

. Säuregehalt 5 

Proteinbeſtimmung 

. Fettbeſtimmung 


aD AONE 


9 


Butter und Margarine. 
Waſſergehalt 
Fettgehalt. 

. Kochſalz 

. Hehners Zahl 

. Köttjtorfers Zahl. 
„ Wolluys Zahl. 

Fremde Beimengungen 
(Stärke, Borſäure zc.) 
Säuregrad. ; 

Prüfung auf Seſamöl 


Eſſig. 
1. Gehalt an Eſſigſäure . 
Titrieren Er 
Fremde Säuren 
Fremde Beſtandteile (Me⸗ 
tallgifte, ſcharfe Pflanzen⸗ 


AS 


t0 0 


4 
4 
4 


a 19 


Farben und gefärbte Gegenſtände, 


B 82 1 — 


Ve 


a A 


© LER. 


ſoweit nicht an anderer AM 
Stelle erwähnt . 3—15 


Fette und Sle. 


Waſſergehalt 
. Schmelzpunkt 
. Erjtarrungspunft . 
3 Erſtarrungspunkt der Fett⸗ 
ſäuren (Talgtiter) . 
. Säuregrad. 
. Köttjtorfers Zahl. 
Jodzahl 
. Acetylzahl . 1 
„Beſtimmung von Mineral- 
fett in Fetten, Olen. 4—10 
Fleiſch, Wurſt, Konſerven. 
; n 4 
„ idsi 6 
p Oticſtoff y Ssni 6 
e Mineralbeſtandteile 4 
. Bhosphorjäure . 6—9 
Stärke (qualitativ) . . 2 | 
. Stärke (quantitativ). 6—10 
. Farbitoffe und Konſer⸗ 
vierungsmittel . i 2—6 
Nachweis von Pferdefleiſch | 
a. durch Glykogenreaktion 3 
b. durch Jodzahl des Fettes 8 
j W Me⸗ 
talle 5—10 
Fruchtſäfte, Fruchtgelees und 
eingekochte Früchte. 
Waſſergehalt 4 
Zuckergehalt 5-10 
Stärkezucker } 10 
Fremde Farbſtoffe oder 
uſätze . --10 
Künſtliche Süßſtoffe 
(qualitativ). ae 5 
; Konſervierungsmittel 
(Salicylſäure zc.) 
(GROGNON, asiik » 3 
Futtermittel. 
Waſſergehalt 4 
Brote... used 6 
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A 
3. er 5 
4. Kohlehydrate 5—10 
5. Rohfaſer 12 
6. Verdauliches Eiweiß 12 
7. Mikroſkopiſche Prüfung . 8—12 

Geſpinſte, Polſterhaare. 
Prüfung auf fremde BBeſtandteile 3—12 

Gewürze. 

1. Mineralbeſtandteile 4 
2. Sand en 2 
3; Extraktausbeute 14 6 
4. Ausbeute an ätheriſchem el 6 
5. Mikroſkopiſche Prüfung 3—20 


Geſetzes vom 25. guni wo 


Gummiwaren, Spielwaren. 
Prüfung im Sinne des 


5. Juli 1887 —15 
Hefe. 

* Waser! A 4 

2. Mineralbeſtandteile . 4 

3. Gärkraft i 6 

4. Mikroſkopiſche Unter- 

juchung . > 3—12 
Honig. 

1. Waffergehalt . . . . 4 

2. Mineralbeſtandteile . 4 

3. Polariſation [ 3 

4. Prüfung auf Reinheit 10—20 
Küfe. 

1. Waſſergehalt . BE 4 

2. . 2212 4 

3. Fett. NN 6 

4. Stickſtoff À 6 

5. Sejunbbeitsjegäbtiche Me 
falle SR 
6. Nachweis von fremden 
Fetten 
Vergl. auch unter Butter. 
Kaffee, Tee. 
1. Prüfung auf 3 3—6 
2. Farbſtoffe 3—6 


AM 

3. Mineralbeſtandteile 4 
4. Kaffeeglaſur (Zucker, 

Paraffin) 3—6 
5. A oTe Priifung . 3—12 
6. Extrakt L 4 
T Kaffelubeſimmung es 15 

Kaffeeſurrogate, Zichorie. 
1. Mineralbeſtandteile 4 
2. Waſſergehalt 4 
3. Mikroſkopiſche Prüfung. 3—12 
Kakao und Schokolade. 

15 Fett enn 5 
2. Zucker: 

a. polarimetriſch. 3 

b. gewichtsanalytiſch. 5—10 
3. Mineralbeſtandteile 4 
4. Phosphorſäure 6—9 
5. Fremde Fette. 10—20 
af, 12 
7. Stickſtoff 3 j 
8. Theobromin (quantitativ) 15 
9. Mikroſkopiſche Unter- 

ſüch ung 3—12 
10. Waſſergehalt ; 3 4 
11. Vollſtändige Analyfe. 60—100 

Konditorwaren. 

1. Prüfung aufGelatine, Leim 5—10 
2. Giftige Farbſtoffe 5—10 
3. Künſtliche Paso 

(qualitativ) 8 5 

Milch. 

1. Fett nach Gerber. 2—3 
2. Trockenrückſtand f 4 
3. Fett (gewictsanalytie) - 5 
4. Stickſtoffſubſtanz 6 
5. Beſtimmung der 

wichtigeren 8 5 15 
6. Milchzucker 5 5 
T. Konſervierungsmittel 3—10 
8. Keimfreiheit  -.... . 5 

Mineralfette. 

1. Säuregrad. asg 3 
2. Entzündungspunkt. 3—5 


3. 
A 


HM 
Viscoſität 6—10 
Kältepunft . 


5 10 
5. Nachweis von Pflanzenfett 4—10 


Papier, Tapeten, künſtliche Blumen. 


Prüfung im Sinne des 


Geſetzes vom 5. Juli 1887. 3—15 
Petroleum. 
1. Spezifiſches Gewicht und 
Entflammungspunkt 4 
2. Fraktionierte ich 6 
3. Kältepunkt 10 
4. Schwefelgehalt. 10 
5. Leuchtkraft. 1020 
Seife. 

1. Waſſergehalt 4 
2. Fettſüuren 6 
3. Mineralſtoffe . 4 
4. Füllſtoffe > 3—6 
5. Gefamtanalyfe . 12—20 


Spiritus, denaturiert. 


Beſtimmung des Alkoholgehaltes: 


m = vo DO — 


G N — 


a. durch das ſpezifiſche 


Gewicht direkt. 1 
b. durch Deitilfation . 6 
Waſſer. 
Chemiſche Prüfung i 15 
Mikroſkop. AUnterſuchung 5 
Prüfung auf Verwendbar⸗ 
keit als Keſſelſpeiſewaſſer 10—30 
- Gejamtanalyje. . . 60 
; Beftimmung der Keimzahl 5 
5 Beſtimmung der zur ſach⸗ 
gemäßen Reinigung des 
Keſſelſpeiſewaſſers erfor⸗ 
derlichen Zuſätze . ; 20 
Wein, Weineſſig, weinähnliche 
Getränke (Obſtwein ꝛc.). 
. Allohsl!! RE 3 
EGrralt 3 
Phosphorſäure. 6—9 


4. Zucker: H 11. Konſervierungsmittel M 
a. direkt eoig 5 (qualitativ). E, 3 
b. nach der ynverjion . 10 | 12. Prüfung auf grobe Ver⸗ 
5. Glycerin Bug Mr 8 fälſchungen: a. 
6. Mineralbeſtandteile . 84 a. bei Weißweinen . 15—25 
7. Geſamtſäure 3 b. bei Rot- u. Süßweinen 15—30 
8. Flüchtige Säuren . 5 4 13. Gejamtanalyje. . . - 60 
9. Fremde Farbſtoffe . 3-5 | 
10. Künſtliche Süßſtoffe Wurſt 
(qualitativ )) Bae] ſiehe unter Fleiſch. 


Anmerkungen: 


1. Für die Unterſuchung und Begutachtung ſolcher Gegenſtände, welche in dem Tarif nicht aus⸗ 
drücklich aufgeführt find, wird in Gemäßheit der SS 2 und 3 des Geſetzes vom 1. Juli 1875 
eine Gebühr von 3 Mark für die Arbeitsſtunde berechnet, einſchl. der verbrauchten 
en und Gefäße. 


ei umfangreicheren Arbeiten können die Gebühren nach Vereinbarung feſigeſetzt werden. 
2. Für Unterſuchungen zu gerichtlichen und medizinal polizeilichen Zwecken ift der 8 8 des 
eſetzes vom 9. März 1872 bezw. die Gebührenordnung vom 30. Juni 1878 maßgebend. 


Der Magiſtrat. 
II. 203. 06. Gem. Bl. 1906. S. 47. 


X. Abſchnitt. 
Heeresweſen. 


1. Regulativ betreffend die Gnartierleiſtung der Stadt Breslau für 
die bewaffnete Macht während des Friedenszuſtandes 


vom 6. April 1869. 


$ 1. Die Fürſorge für die räumliche Unterbringung der bewaffneten 
Macht, d. h. der Truppen des Norddeutſchen Bundes und der mit ihm zu 
Kriegszwecken verbündeten Staaten nebſt dem Heergefolge während des 
Friedenszuſtandes in dem durch das „ 25. Juni 1868 *) vor- 
geſchriebenen Umfange liegt für den Stadtbezirk Breslau der, die Verwaltung 
der Einquartierungs⸗Angelegenheiten führenden ſtädtiſchen Deputation — 
Servis⸗Deputation — ob. 


§ 2. Die Aufſtellung eines Kataſters der im Stadtbezirk Breslau 
zur Einquartierung benutzbaren Gebäude unterbleibt ($ 6 des Geſetzes). 


) Bergl. jetzt Geſetz vom 21. Juni 1887. 
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§ 3. Die der bewaffneten Macht zu gewährenden Wohnungs- und 
ſonſtigen Gelaſſe — $ 2 des Geſetzes — werden, inſoweit dies irgend möglich, 
ſeitens der Servis⸗Deputation mietsweiſe beſchafft. 

Auch iſt dieſelbe befugt, Militärperſonen ꝛc. die Selbſtbeſchaffung des 
Natural⸗Quartiers gegen Gewähr einer mit ihnen dafür zu vereinbarenden 
Vergütigung zu geſtatten. 


§ 4. Inſofern wider Erwarten die mietsweiſe Unterbringung einzu- 
quartierender Truppen ꝛc. nicht zu ermöglichen iſt, wird dies ſeitens der 
Servis⸗Deputation alsbald öffentlich bekannt gemacht. 

Es tritt alsdann für die Hauseigentümer die Verpflichtung ein, nach 
Anweiſung der Servis⸗Deputation die für die bewaffnete Macht erforderlichen 
Wohnungs- und ſonſtigen Gelaſſe den geſetzlichen Anforderungen ent- 
ſprechend ſelbſt zu beſchaffen. 

Quartierträger, welche ihren Obliegenheiten nicht nachkommen, ſind 
durch den Gemeinde-Vorſtand unter Androhung adminiſtrativer Zwangs⸗ 
mittel hierzu anzuhalten. 

Zu Letzteren gehört auch die Beſchaffung anderweiter Quartierräume 
und der benötigten Utenſilien auf Koſten der Verpflichteten. Die Koſten ſind 
in dieſem Falle von den Verpflichteten auf dem für die Einziehung der 
Gemeinde-Abgaben vorgeſchriebenen Wege beizutreiben (§ 11 des Geſetzes). 


§ 5. Tritt eine Verteilung der Natural-Einquartierung auf die ein- 
zelnen Hauseigentümer ein, jo dient der zur Gebäudeſteuer veranlagte 
Nutzungswert ſämtlicher zu einem und demſelben Grundſtücke gehörigen 
Realitäten als Maßſtab für dieſe Verteilung, dergeſtalt, daß 

a. von 25 Taler bis 100 Taler Nutzungswert ½ Mann Einquartierung, 
d. h. 1 Mann die Hälfte der Einquartierungszeit, 

b. von 101 Taler bis 300 Taler = 1 Mann, 

c. von 301 Taler bis 500 Taler = 2 Mann 
und ſo fort von 200 Taler zu 200 Taler Mehrnutzungswert 1 Mann 
mehr zu tragen iſt. 

Der Nutzungswert von der Einquartierung geſetzlich nicht unterliegen⸗ 
den Gebäuden und Gebäudeteilen iſt hierbei außer Anſatz zu laſſen reſp. in 
Abzug zu bringen. 

Grundfeſte und gunſtweiſe benutzte Bauden ſind überhaupt nicht ein⸗ 
quartierungspflichtig. 

§ 6. Die Verteilung der Natural-Einquartierung auf die quartier⸗ 
pflichtigen Grundſtücke erfolgt möglichſt gleichmäßig. 

§ 7. Wird für Einquartierung Natural-Verpflegung angewieſen, 
ſo iſt deren Gewähr Verpflichtung des Quartierträgers. 

§ 8. Für das wirklich gewährte Natural-Quartier erhält der 
Quartierpflichtige eine von dem Magiſtrat in Übereinſtimmung mit der 
Servis⸗Deputation alljährlich nach Maßgabe der ortsüblichen Preiſe feſt⸗ 
zuſetzende Entſchädigung. Dieſelbe wird bei Offizieren, Beamten und Mann- 
ſchaften pro Tag und Gemeinkopf, für Dienſt- x. Pferde, pro Tag und Pferd 
bemeſſen. 

: Für die Natural-Verpflegung der Einquartierung erhält der 
Quartierpflichtige dagegen diejenige Vergütung, welche ſtaatlicherſeits dafür. 
gewährt wird. 
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Bei der diesfälligen Berechnung werden die verſchiedenen Grade der 
Quartierberechtigten in der Weiſe berückſichtigt, daß diejenigen Militär⸗ 
Chargen, welche an Quartier ein Mehreres als das einfache Gemeinenquartier 
zu beanſpruchen haben, zu einer verhältnismäßig höheren Kopfzahl von 
Gemeinen veranſchlagt werden. 

Es werden gerechnet: 


a. 1 General der Infanterie oder Kavallerie, General-Leutnant oder 
General-Major, General-Intendant, General⸗Stabsarzt der 


Armee ꝛc. cfr. 1 und 8 des Servis-Tarifs.. . 30 Gemeine, 
b. 1 Oberſt, Major, Intendant eines Armee-Korps, 
Korpsarzt 2c. cfr. 2 und 9 des Servis⸗Tarifs . 20 z 


6.1 Hauptmann oder Rittmeiſter, Leutnant, Inten⸗ 
dantur⸗Aſſeſſor, Ober⸗Stabsarzt ꝛc. cfr. 3 und 10 


des Servis⸗ Tarif; eee 10 z 
d. 1 Feldwebel, Wachtmeiſter, Unterarzt ꝛc. — cfr. 4 
und 11 des Servis-Tarifs DA 5 z 


e. 1 Portepee - Fähnrich, Vize - Feldwebel, Büchſen⸗ 
macher ꝛc. — efr. 5 und 12 des Servis-Tarif8 . . 3 z 
f. 1 Unteroffizier, Sergeant, Regiments- und 
Bataillons-Tambour, Ober- und Lazarettgehilfe, 
Unter⸗Roßarzt ꝛc. — cfr. 6 und 13 des Servis- 
r Wien Hur ET RER 
und zwar ad a bis inkl. e inkl. der Bedienungsmannſchaften. 
$ 9. Zur Beſtreitung der durch die Ausmietung der Truppen zc. 
— cfr. 3 dieſes Regulativs — hervorgerufenen Geldaufwendungen, ſowie 
zur Deckung der Entſchädigungen für das Natural-Quartier zc., werden zu- 
nächſt alle diejenigen Vergütigungen (Servis⸗Verpflegungsgeld zc.) verwendet, 
welche der Bund leiſtet. 
Der hierdurch nicht gedeckte Mehrbetrag wird von ſämtlichen quartier- 
pflichtigen Grundſtücken nach demſelben Maßſtabe aufgebracht, welcher nach 
§ 5 den Umfang der Quartierpflicht bedingt. 


§ 10. Die Ausſchreibung der diesfälligen Beiträge erfolgt nach dem 
Schluſſe jedes Kalenderjahres. Gleichzeitig erfolgt die Ausgleichung zwiſchen 
der Entſchädigung für gewährtes Natural-Quartier — $ 8 dieſes Regulativs 
— und dem Beitrage des Quartierpflichtigen — $ 9 1. e. — in der Weiſe, 
daß, je nachdem die Leiſtung das Soll nicht erreicht oder überſchritten hat, nur 
der Differenzbetrag entweder bar eingehoben oder bar herausgezahlt wird. 

Die Beitreibung rückſtändiger Beiträge erfolgt im Wege der admini- 
ſtrativen Exekution. 


2 


Der Magiſtrat. 
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2. Regulativ über die Verteilung der Einquartierungslaſt in der Stadt 
Breslau während der Dauer der Mobilmachung der Armee reſp. der 
Gültigkeit des Geſetzes wegen der Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1873 


vom 24. Juni 1876. 


$ 1. Die Einquartierungslaft ift während der Dauer der Mobilmachung 
der Armee reſp. von dem Tage ab, an welchem die bewaffnete Macht auf Befehl 
des Kaiſers und Königs mobil gemacht wird, bis nach erfolgter Demobil- 
machung derſelben in Gemäßheit der SS 3 und 5 des Geſetzes über die Kriegs- 
leiſtungen vom 13. Juni 1873 eine Gemeindelaſt, deren Verteilung innerhalb 
der Gemeinde nach Maßgabe nachſtehender Beſtimmungen erfolgt. 


§ 2. Die Fürforge für die Gewährung des Natural-Quartiers für die 
bewaffnete Macht einſchließlich des Heergefolges liegt für den Stadtbezirk 
Breslau der die Verwaltung der Einquartierungsangelegenheiten führenden 
ſtädtiſchen Deputation — Servis⸗Deputation — ob. 


$ 3. Die hiernach erforderlichen Wohnungs- und ſonſtigen Gelaſſe, 
inkl. der notwendigen Stallungen, werden, inſoweit dies irgend möglich, ſeitens 
der Servis⸗Deputation mietsweiſe, reſp. verdingungsweiſe beſchafft, auch iſt 
dieſelbe befugt, Militärperſonen ꝛc., die Selbſtbeſchaffung des Natural- 
quartiers 2c. gegen Gewähr einer mit ihnen dafür zu vereinbarenden Ver- 
gütigung zu geſtatten. 

Die Höhe der zu gewährenden Quartier⸗Entſchädigung jeder Art unter- 
liegt lediglich den Beſtimmungen rejp. Feſtſetzungen der Servis-Deputation. 


§ 4. Inſofern die mietsweiſe Unterbringung einzuquartierender 
Truppen zc. nicht zu ermöglichen ift, tritt nach Beſchluß der Servis⸗Deputation 
alsdann für die Beſitzer bewohnbarer Grundſtücke die Verpflichtung ein, 
nach Anweiſung dieſer Deputation gegen Entſchädigung (efr. § 8) die für die 
bewaffnete Macht erforderlichen Wohnungs- und ſonſtigen Gelaſſe den geſetz⸗ 
lichen Anforderungen entſprechend ſelbſt zu beſchaffen. 

Quartierpflichtige, welche ihren Obliegenheiten nicht nachkommen, find 
durch den Gemeindevorſtand (Magiſtrat) unter Androhung adminiſtrativer 
Zwangsmittel hierzu anzuhalten. Zu letzteren gehört auch die Beſchaffung 
anderweiter Quartierräume und der benötigten Utenfilien auf Koſten der 
Verpflichteten. Die Koſten ſind in dieſem Falle von den Verpflichteten auf 
dem für die Einziehung der Gemeindeabgaben vorgeſchriebenen Wege bei— 
zutreiben. 


§ 5. Tritt eine Verteilung der Natural-Einquartierung auf die Be- 
figer bewohnbarer Grundſtücke ein, jo dient zunächſt der zur Gebäudeſteuer 
veranlagte Nutzungswert ſämtlicher zu einem und demſelben Grundſtück 
gehörigen Realitäten als Maßſtab für die Verteilung auf die einzelnen 
Grundſtücke, dergeſtalt, daß 
a. von 25 Rtlr. bis 100 Rtlr. Nutzungswert ½ Mann Ein- 
quartierung, d. h. 1 Mann die Hälfte der Einquartierungszeit, 
b. von 101 Rtlr. bis 300 Rtlr. = 1 Mann, 
c. von 301 Rtlr. bis 500 Rtlr. = 2 Mann, 
und jo fort von 200 Rtlr. zu 200 Rtlr. Mehrnutzungswert 
1 Mann mehr zu tragen ijt. 
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Sollte die Anzahl der ſeitens der Stadtgemeinde Breslau nach den An⸗ 
ordnungen der Königlichen Militärbehörden unterzubringenden Militär⸗ 
perſonen ꝛc. die Geſamtſumme der auf die quartierpflichtigen Grundſtücke nach 
obigem Maßſtabe veranlagten Einquartierung überſteigen, ſo bleiben die 
Quartierpflichtigen auch zur Beſchaffung der erforderlichen weiteren Anzahl 
von Quartieren nach Verhältnis der Veranlagung verpflichtet, bis dem Be⸗ 
dürfnis genügt iſt. 

Für die Überweiſung von Militärpferden iſt der unbenutzte Stallungs⸗ 
raum maßgebend und jeder Stallungsbeſitzer hiernach zur Unterbringung 
reſp. Aufnahme von Militärpferden, ohne Rückſicht auf die Veranlagung zu 
Mannſchaften, verpflichtet. 


8 6. Die Verteilung der Natural-Einquartierung auf die quartier- 
pflichtigen Grundſtücke erfolgt möglichſt gleichmäßig und ſoll dieſelbe den 
Quartiergebern möglichſt zeitig angemeldet werden. 


$ 7. Wird für Einquartierung Natural⸗Verpflegung angewieſen, jo 
iſt deren Gewähr Verpflichtung des Quartierträgers. 


§ 8. Für das wirklich gewährte Naturalquartier erhält der Quartier- 
pflichtige diejenige und zwar die höchſte Entſchädigung, wie ſie von der 
Servis-Deputation für Mietsquartiere gezahlt worden ift. Dieſelbe wird 
bei Offizieren und Beamten nach den einzelnen Chargen, bei Mannſchaften 
vom Feldwebel inkl. abwärts pro Tag und Gemeinkopf, nach den hierfür 
beſtehenden Normen, für Dienſtpferde ꝛc. pro Tag und Pferd bemeſſen. 

Anderweite Leiſtungen (Hergabe von Geſchäftszimmern ꝛc.) werden nach 
den hierfür beſtehenden ortsüblichen Sätzen vergütet. 

Für die Naturalverpflegung erhält der Quartierpflichtige dagegen die— 
jenige Vergütigung, welche ſtaatlicherſeits dafür gewährt wird. 


§ 9. Zur Beſtreitung der durch die Ausmietung der Truppen zc. 
hervorgerufenen Geldaufwendungen, ſowie zur Deckung der Entſchädigungen 
für das Naturalquartier ꝛc. werden zunächſt alle diejenigen Vergütigungen 
(Servis, Verpflegungsgeld ꝛc.) verwendet, welche der Staat leiſtet. 

Der hierdurch nicht gedeckte Mehrbetrag wird aus Kommunalfonds, 
nach Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden aufgebracht. 


$ 10. Nach Wiedereintritt des Friedenszuſtandes find alle noch nicht 
angemeldeten Anſprüche auf Vergütigungen von Kriegsleiſtungen, mit den 
nötigen Beſcheinigungen verſehen, bei dem Magiſtrat hierſelbſt nach erfolgter 
Aufforderung der oberen Verwaltungsbehörden in den amtlichen Anzeige- 
blättern hierzu innerhalb Jahresfriſt, vom Tage der Ausgabe des Anzeige- 
blattes gerechnet, anzumelden. 

Die bis dahin nicht angemeldeten Anſprüche werden von jeder Be⸗ 
friedigung ausgeſchloſſen (efr. § 22 des Geſetzes vom 13. Juni 1873). 


Der Magiſtrat. 
VII. 1024. 76. 
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3. Regulativ über die Geſtellung des Vorſpanns für die bewaffnete 
Macht in der Stadtgemeinde Breslau 


vom 5. Januar 1877. 


Auf Grund des Geſetzes über die Naturalleiſtungen für die bewaffnete 
Macht im Frieden vom 13. Februar 1875*) und der Ausführungs⸗Inſtruktion 
hierzu vom 2. September 1875, ſowie des Geſetzes über die Kriegsleiſtungen 
vom 13. Juni 1873 und der Ausführungs⸗Inſtruktion hierzu vom 1. April 
1876 wird bezüglich der Unterverteilung des von der Stadt Breslau zu 
geſtellenden reſp. erforderten Vorſpanns für die bewaffnete Macht auf die 
Gemeinde-Mitglieder Nachſtehendes feſtgeſetzt: 

$ 1. Zur Stellung von Vorſpann — Fuhrwerke, Geſpanne, Geſpann⸗ 
führer — für die bewaffnete Macht, ſowohl in Friedens- wie in Kriegs- 
zeiten, ſind alle Einwohner der Stadt, welche im Beſitze von Pferden und 
Wagen ſind, nach Maßgabe der Beſtimmungen in den Geſetzen vom 
13. Februar 1875 und 13. Juni 1873 und den dazu erlaſſenen Inſtruktionen 
verpflichtet, inſoweit fie nach § 3 des Geſetzes vom 13. Februar 1875 nicht 
ausdrücklich hiervon befreit ſind. 

Zur Vorſpannleiſtung ſind in erſter Linie diejenigen heranzuziehen, 
welche aus dem Vermieten ihrer Tiere und Wagen oder dem Betriebe des 
Fuhrweſens ein Gewerbe machen. 

§ 2. Die Verpflichtung zur Geſtellung des Vorſpanns tritt auf 
Requiſition des hieſigen Magiſtrats ein. 

Anordnungen und Requiſitionen ſind ſchriftlich zu erlaſſen und müſſen 
eine genaue Bezeichnung der geforderten Leiſtung enthalten. 

§ 3.) Behufs Ermittelung der Vorſpannpflichtigen erfolgt alle Jahre 
im April die Aufnahme des vorhandenen Pferdebeſtandes. Hiernach wird 
ein nach den Namen der Pferdebeſitzer alphabetiſch geordnetes Kataſter für 
den geſamten vorſpannpflichtigen Pferdebeſtand, und zwar: 

a. der zunächſt Verpflichteten (cfr. § 1 al. 2), 

b. der fernerweit Verpflichteten 5 
aufgeſtellt, und demnächſt der erforderliche Vorſpann in der darin angegebenen 
Reihenfolge, nach Verhältnis des Pferdebeſtandes dergeſtalt ausgeſchrieben, 
daß zunächſt die Abteilung a herangezogen wird, und erſt, wenn dieſe mit 
ſämtlichen Pferden der Verpflichtung zur Geſtellung von Vorſpann bereits 
genügt, die Abteilung b zur Leiſtung herangezogen wird. 

Die Beſchaffung der notwendigen Wagen liegt lediglich den Vorſpann⸗ 
pflichtigen ob. 

erden im Beſtande der Pferde im Laufe des Jahres ſind ſeitens 
der Pferdebeſitzer unverzüglich dem Magiſtrat mitzuteilen. 

§ 4. Einwendungen gegen die Heranziehung zur Vorſpannleiſtung 
wegen Krankheit oder Abweſenheit der Pferde ſind unter Beibringung der 
Beweismittel unverzüglich, in jedem Falle aber ſo zeitig bei dem Magiſtrate 
anzubringen, daß durch die etwaige anderweite Ausſchreibung des Vorſpanns 
die rechtzeitige Geſtellung desſelben nicht zweifelhaft iſt. 


+) Vergl. jetzt Geſetz vom 24. Mai 1898. 
+t) Von 8 3 wird z. Zt. kein Gebrauch gemacht. Die erforderlichen Wagen werden 
durch freihändige Mietung beſchafft. 
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$ 5. Leiſtungspflichtige, welche ihren Obliegenheiten nicht nad- 
kommen, ſind durch den Magiſtrat unter Anwendung der ihm zuſtehenden 
adminiſtrativen Zwangsmittel hierzu anzuhalten. 

Iſt die Leiſtung nicht rechtzeitig zu erlangen, ſo kann ſie anderwärts auf 
Koſten des Verpflichteten beſchafft werden und ſind die Koſten alsdann von 
dieſen auf dem für die Einziehung der Gemeinde-Abgaben vorgeſchriebenen 
Wege beizutreiben. 

§ 6. In allen übrigen Beziehungen ift das Geſetz vom 13. Februar 
1875 in Verbindung mit der Inſtruktion zur Ausführung dieſes Geſetzes 
vom 2. September 1875 — Reichsgeſetzblatt Seite 262 pro 1875 — maß⸗ 
gebend. 


Der Magiſtrat. 
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Nachträge. 


1. Bekanntmachung betreffend den Uachweis der Durchbiegung eiſerner 
Trägerkonſtruktionen in den ſtatiſchen Berechnungen 


vom 18. Auguſt 1910. 


Nach Einführung der neuen miniſteriellen Beſtimmungen über die bei 
Hochbauten anzunehmenden Belaſtungen und die Beanſpruchungen der Bau⸗ 
ſtoffe ſowie die Berechnungsgrundlagen für die ſtatiſche Unterſuchung von 
Hochbauten vom 31. Januar 1910*) wird über die zuläſſige Durchbiegung 
eiſerner Träger folgendes angeordnet: 

a. Über 6 m lange eiſerne Träger, die nicht auf ihre ganze Länge in 
angrenzende Maſſivdecken eingebettet find, müſſen auf Durch⸗ 
biegung unterſucht werden. Das Maß der für volle Belaſtung 
errechneten Durchbiegung darf t/soo der Stützweite nicht über- 
ſchreiten. 

b. Ap Träger müſſen über die volle Länge ihrer Auflagerplatten 
reichen. 

c. Bei Aufſtellung der Berechnungen nach den neuen Vorſchriften 
iſt ſowohl für die Ermittelung der Laſten wie für die Errechnung 
der angreifenden Momente die Stützweite (d. i. die Entfernung 
der Auflagermitten), nicht die lichte Weite, einzuführen. Dies 
iſt beſonders zu beachten. 


Städtiſche Saupolizeiverwaltung. 


G. Gender. 
P. 1368. 10. Gem. Bl. 1910. S. 624. 


2 


2. Bekanntmachung über die Geſchaffenheit der ſtatiſchen Berechnungen 
zu Vaugeſuchen 


vom 19. September 1911. 


In letzter Zeit ſind wiederholt ſtatiſche Berechnungen auf halben Bogen, 
die mit Metallheftern zuſammengehalten waren, eingereicht worden. 
Dieſe Art des Zuſammenheftens eignet fich inſofern nicht für den Dienſt⸗ 
gu, als ſich die einzelnen Blätter leicht loslöſen und dann verloren gehen 
önnen. 


*) Abgedruckt als Beilage zu Nr. 21 des Gemeindeblattes vom 22. Mai 1910. 
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Zur Vermeidung von Erſchwerungen des Dienftbetriebes empfiehlt es 
ſich, nur ganze Bogen zu verwenden; die ſtatiſchen Berechnungen ſind zu heften 
oder bei größerem Umfang zu binden. 

Aus einzelnen Blättern loſe mit Klammern oder Zwecken zuſammen⸗ 
gefaßte Berechnungen werden fortan zurückgewieſen werden. 

Wir machen ferner auf die Form der Feſtigkeitsberechnungen (ſiehe 
$ 4˙ der Baupolizeiverordnung vom 19. Mai 1908) aufmerkſam. 


Städtiſche Baupolizeiverwaltung. 
P. 168. 2. 11. Gem. Bl. 1911. S. 779. 


3. Beftimmungen über die ärztliche Hilfeleiſtung auf den Unfallſtationen 
der ſtädtiſchen Feuerwehr 


vom 7. Juli 1911. 


Unter Aufhebung der Verfügung vom 27. Oktober 1904 F. W. 3875/04 
(XV. 1409/04) wird folgendes beſtimmt: 

1. Bei Behandlung von Unglücksfällen auf den Unfallſtationen der 
Feuerwachen iſt in Fällen, bei denen ſofortige ärztliche Hilfe nötig erſcheint, 
einer der telephoniſch angeſchloſſenen Arzte herbeizurufen. Gelingt es nicht, 
einen dieſer Arzte zu erreichen, ſo iſt irgend ein in der Nähe der Unfallſtation 
wohnender Arzt herbeizuholen. 


2. Falls ärztliche Hilfe in der Unfallſtation nötig iſt, ſoll dies dem 
Verletzten oder ſeinem Begleiter mitgeteilt werden. Iſt der Verletzte be⸗ 
wußtlos oder bei unklarem Bewußtſein, hat auf jeden Fall die Heranziehung 
ärztlicher Hilfe zu erfolgen, ſonſt nur wenn kein Widerſpruch erfolgt. 

3. Die Koſtenfrage iſt erſt nach Leiſtung der Hilfe zu erledigen. Der 
zugezogene Arzt erhält Auftrag, ſeine Rechnung nach dem Mindeſtſatze der 
amtlichen Gebührenordnung mit Angabe der benutzten Nummern dieſer 
Ordnung der Verwaltung der Feuerwehr einzureichen, die ſie zur Nach⸗ 
prüfung an den Stadtarzt weiterreicht. Dauer und Art der ärztlichen Hilfe- 
leiſtung iſt auf der Rechnung von der Verwaltung der Feuerwehr anzu⸗ 
geben, entſprechend den laufend geführten Liſten der Unfallſtationen. 


4. Der Behandelte oder ſein Begleiter iſt nach der Hilfeleiſtung zu be⸗ 
fragen, ob er einer zur Zahlung der Arztkoſten verpflichteten ankenkaſſe, 
Unfallverſicherung uſw. angehört, ob er ſelbſt die Arztkoſten bezahlen will, 
oder ob er Anſpruch = armenrechtliche Verſorgung macht. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellungen ſind in eine Verhandlung aufzunehmen; ſind ſie nicht ſogleich 
möglich, ſo ſind ſie ſpäter bei den Angehörigen vorzunehmen. 

5. Im übrigen übernimmt bei ſtrittigen und unerledigten Fällen 
Büro XV die weitere Bearbeitung der Angelegenheit. 

6. Will der Behandelte den Arzt ſofort bezahlen, ſo kann der Arzt den 


Betrag nach dem vorgeſchriebenen Satze ſofort in Empfang nehmen, hat 
35 
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aber dann nachträglich die Rechnung mit Empfangsbeſtätigung in der vor⸗ 
geſchriebenen Form der Verwaltung der Feuerwehr oder dem Stadtarzte ein⸗ 
3 Der in Frage kommende Betrag iſt ſogleich nach der Bezahlung in 
er Liſte der Unfallſtation zu vermerken. 


7. Unfallbehandlung durch die Feuerwehr auf der Straße erfolgt nach 
den bisherigen Beſtimmungen. 


Die Städtiſche Geſundheitskommiſſion. 
XV. 846. 11. Gem. Bl. 1911. ©. 685. 


4. Carif für die Benutzung der ſtädtiſchen Krankenwagen nach aus- 
wärtigen Grtſchaften 


vom 9. November 1911. 


Es ſind zu entrichten: 
A. für einen einſpännigen Krankenwagen nach 


Roſenthal. = 3 km = 6,00 + 3. 1,50 = 10,50 Mk., 
Hünern 9 n e 5 19,50 
Carlowitz — rA km 6,00 „ 4 1550 1200 
Hundsfeld. = 7 km = 6,00 7 . 1,50 = 16,50 = 
Schwoitſch. = 7 km = 6,00 7 . 1,50 = 16,50 
Kl. Tſchanſch = 5 km = 6,00 + 5. 1,50 = 13,50 - 
Woifhwig . = 5 km = 6,00 + 5. 1,50 = 13,50 - 
Klettendorf = 6 km = 6,00 + 6.1,50 = 15,00 - 
Schmolz = 11 km = 6,00 + 11 . 1,50 = 22,50 - 
Deutſch Liſſa = 12 km = 6,00 + 12. 1,50 = 24,00 - 
Herrnprotſch = 12 km = 6,00 + 12 . 1,50 = 24,00. =- 
MWeidenhof . = 10 km = 6,00 + 10 . 1,50 = 21,00 = 


B. für einen zweiſpännigen Krankenwagen erhöhen ſich die Koſten 
unter A um 20 %. 


©. In der Regel find nach auswärtigen Ortſchaften die Krankenwagen 
zu ſchicken, deren Räder mit Eiſenreifen belegt ſind. In beſonderen Fällen 
können auch Wagen mit Gummirädern geſchickt werden. In dieſen Fällen 
und auch dann, wenn die große Entfernung oder ungünſtige Wege oder 
Witterungsverhältniſſe es erforderlich machen, ſind die Wagen mit zwei 
Pferden zu beſpannen. Die Koſten erhöhen ſich dann ebenfalls um 20 9%. 


Der Magiſtrat. 
XV. 1068. 11. “ Gem. Bl. 1911. S. 995. 
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willigung. : 415 
Friedhöfe: Seid erbauen 516 
z Belegungsplan . 518 

z Grabpflege, Grabhügel 
519—23 

z Kirchl. Gebührenord⸗ 
nungen. 524 
z Grabdenkmalsorduung 525 

z Grabdenkmäler auf d. 
Friedhofz. Allerheiligen 528 

z Aufbabrungen i. d.Be- 
gräbnishallen. . . . 529 
z Gruft in Gräbſchen . 530 
z Urnenhain . 530 

G. 

Gas⸗Automaten . 2 198 

-leitungen, Se fur 
Anlage u. Benutzung . 192 
leitungen, private 195 
preiſe 202 
= jteigeleitungen . 201 
werke, Berwaltüngsordnung 189 

Gaſtwirtſchaft, Erlaubnis zum Be⸗ 
triebe. 214 

Geiſteskranke, Armenpflege 12 an⸗ 
ſtaltspflegebedürftige G. 488 
Gemeindearmenpflege . 466 
Gemeindeeintommenftenerordnung 43 
Generalvormundjhaft . 486 
Gerinne . s 157 

Geſchäftsanleitung f. d. Waiſen⸗ 
und Kinderfürſorgeamt 454 

Geſchäftsordnung der Stadtver— 
ordneten⸗Verſammlung. 1 
Gewerbegericht À i 364 
Grabpflege ſ. auch Friedhöfe 519 
Grabdenkmalsordnung. 525 


Grundſätze für die Mitwirkung der 
Stadtverordneten bei 


Verträgen 11.14 
z f. d. rechtliche Behand- 
lung ſtädt. Arbeiter. 28 
Grundſteuer ordnung... 52 
Grundſtücksentwäſſerung. .158 ff. 
H. 
Hafen, Betriebsordnung, Tarife. 296 
Beleihung eingelagerter 
Waren 321 
Handwerker- und Kunſtgewerbe⸗ 
ſchule, Schulordnung 422 
Hausgewerbetreibende, Kranten⸗ 
verficherung 3508 
Heeresweſen 537 
Hundeſteuerordnung. 
Hundeunterſuchung auf Trichinen 
und Finnen . 252.256 
J. 
Jahresrechnungen, Prüfung. 38 
= Prüfung durch die Stadt- 
verordneteu-Verſammlung. 41 
Intereſſenſto ck. 34 
K. 
Kanalgebührenordnung 171 
Kanaliſation 158 ff. 
Kartenſteuer 63 
Kaufmannsgericht 371 
Kinderfürſorgeamt . 454 


Kirchhöfe ſ. Friedhöfe. 
Kleinbahn, Verträge mit der . 349.358 


Konſiſtorium, Reglement 427 

Krankenhäuſer, Kur⸗ und Ver⸗ 
pflegungskoſten „ 

» Sicherſtellung der Ver⸗ 

pflegungskoſten bei Privat- 
S 495 
Krankenverſicherung, Ortsſtatut 505 
-der Hausgewerbetreibenden 508 
-der Dienſtboten 513 
Krankenwagen nach auswärts. . 546 


549 


Krankheiten, anſteckende 499.500 
Kunſtgewerbemuſeum 434 
Kunſtgewerbeſchule . 422 
Kurkoſten ſ. Krankenhäuſer. 

L. 
Lehrer, Witwen- und Waijen . 20 


Lehrerinnen, Anſtellung an Volks⸗ 
ſchulen. 

Leihamt $ 

Lieferungen j. Verträge. 

Liſten f. d. Stadtverordnetenwahlen 1 


417 
216 


Luſtbarkeitsſteuerordnung 62 
M. 
Markt⸗Verkehr, Polizeiverordnung 281 
= wagen, Regelung des Ber- 
fehrs . 287 
hallen, Stände, Kühlräume, 
Keller 289 
ſtands geld 294 
ſ. auch Nutzvieh, Pferde, Schlacht⸗ 
vieh, Vieh, Wollmarkt. 
Mietverträge ſ. Verträge. 
Minderjährige, Generalvormund . 486 
Mindeſtmengen auf dem Großmarkt 286 
Mitwirkung von Magiſtrat und 
Stadtverordneten bei Verträgen 11.14 
Müllabfuhr k 173 
Münzgasmeſſer A 198 
Muſeum für ede er 
Altertümer, Verwaltungs⸗ 
urdmng . 434 
Verträge betr. Über⸗ 
weiſung von Sammlungen 437ff. 
s der bildenden Künſte, 
Vertrag. 440 
N. 

Neubauten, Wohnungen in. 157 
Nutzvieh und Pferdemarkt . . 271.273 
O. 

Ortsbezirke, Einteilung der Stadt 451 


P. 

Pachtverträge ſ. Verträge. 
Pferdemarkt. 271.278 
Pflaſterunterhaltunn gg. . 157 
Polizeiverwaltung, Abgrenzung der 

örtlichen P. re 85 
Preisfeſtſteſlungsorbnung. 2 
Privatkranke 491.495 
Provinzialmuſeum . . 440 
Prüfung der — an 


durch die Stadtverord- 
neten⸗Verſammlung 1 


alter Gebäude 151 
Q. 
Quartierleiſtung . 537.540 
R. 
Reinigung der Straßen.. 173 
— 
Säuglings heim 496 
Schankwirtſchaft, Ortsſtatut. 3214 
Schilder an Häuſerfronten . 108 
5 e 
hofsordnung — 223 
hof, Pole erg 237 
hofs gebühren 240 
= viehunterfuchung . . . . 246 
=  viehmarft. . 259.268 
z 1 279 
Schulmuſ eum 2 
Schweine, Unterſuchung af : 
Trichinen und Finnen. . . . 252 
Sicherſtellung von 8 
koſten ; 25495 
Sonntagsruhe, Ortsſtatut 244 
Sophie e 424 
e Satzung. metias 395 
$ Altersſpartaſſ e. 404 
we Sparverein 407 
z Sparmarfen, Spartarten 408 
z Lombardgeſchäft 409 


z Erwerb von Wechſeln. 412 


Sparkaſſe, Aufbewahrung von 


Sparbüchern 413 
= Überweiſung von 
Steuern . ; 414 
Stadtbank, Satzung. 378 
z Lombardverkehr. 383 
z Rechnungsbücher⸗ 

verkehr. 386 
z Shedverfehr . 387 

z Niederlegung von Wert⸗ 
papieren. i 388 
z Schrankfächer. 390 

z Verwahrung in den 
Stahlkammern 393 
Stadtkonſiſtorium . . 427 
Stadttheatervertrag . 444 
Stadtverordneten, Wählerliſten 1 

= verſammlung, Geſchäfts⸗ 
ordnung. 1 
Mitwirkung bei Verträgen 11 

= desgl. bei der Bauver⸗ 
waltung. 14 

» Prüfung der Jahresrech⸗ 
nungen = 41 
Statiſche Berechnungen. 544 
Steuerordnungen . . 43 ff. 
Steuerüberweiſung durch die Spar⸗ i 
kaſſe. 414 
3 Ortsſtatut. 78 
= verbreiterung, Ortsſtatut. 82 
land, Aufhöhung . 156 
= unterhaltung 157 
reinigung. 173 
= beleuchtung . 189 
Straßenbahnen, Verträge .323 ff. 
= Polizeiverordnung 362 
Subjtanzgelderjtod . 32 

Eh 
Träger, Durchbiegung eiferner 544 
Trichinenſchau 252.256 
A. 

eee Bauten 

im Ü.. R SA SiR 153 


Berben t Krankheiten, Maß⸗ 


nahmen bei. Z 500 
Überweifung von Steuern . 414 
Umſatzſteuerordnung 55 
Unfälle, Verhalten bei U. 186 
Unfallhilfe der Feuerwehr 545 
Unfallfürſorge für Beamte . 19 
Univerſität, Kunſtſammü 439 
Unterſuchung, Schlachtvieh und 

Fleiſch. . 
= von Schweinen, Wild- 
ſchweinen, Hunden auf 
Trichinen und Finnen . 252 
Unterſuchungsamt, =. 3 534 
Urnenhain ; 530 
B. 
Verbandskiſten auf Bauten . 102 
Verlegung der Wahlliſtenfriſten . 1 
Verpflegungskoſten . . 491.495.496 


Verſicherung ſ. Krankenverſicherung. 

Verträge, Mitwirkung des Ma⸗ 
giſtrats u. d. Stadt⸗ 
verordneten-Verſamm⸗ 


lung. SER 11 
z desgl. bei der Bau- 
verwaltung 14 
Verwaltungsordnung der Betriebs- 
werke 189 
di Buinftgeiverbemufenins 434 
Viehhof, Gebühren . 240 


Viehhof, Preisfeſtſtellungsorduung 


Viehmarkt⸗Ordnung. 
> Bolizeiverordnung 
= NMutzvieh⸗ EEE 


Beau ne 
Vorſpann R 


| W. 
Wahlliſten f. d. Stadtverordneten⸗ 
wahlen 
Waiſen ſ. a. u. Witwen 
Waiſenräte, Regulativ 
Waiſen⸗ und Kinderfürſorgeamt 
Geſchäftsanleitung 
Waſſer⸗Werke, e 
= Zuleitungen, Anlage und 
Benutzung. RE 
= Bweigleitungen, Tarif 
Werner, Sophie W.⸗Stiftung. 
Wertzuwachsſteuerordnung . 
Witwen und Waiſen von Beamten 
und Lehrern 
von Arbeitern 


= Kaffe. ; 
Wohnungen in Neubauten . 
RBOUNIGCHE Ne iona 
3. 
Zweigwaſſer leitungen 


275 
259 
268 


71.273 


417 
542 


207 


— 552 — 


Druckfehler. 
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= 104 Anm. * lies: f. o. S. 78. 
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